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Fünfundzwanzig  Jahre  sind  verflossen,  seit  Sie  zum  ersten 
Male  versuchten,  an  der  Hallenser  Hochschule  einen  Kreis  von 
Studierenden  im  staatswissenschaftlichen  Seminar  um  sich  zu  ver- 
sammeln, um  sie  in  strenger  Zucht  in  die  Arbeitsweise  und  die 
Quellen  der  theoretischen,  statistischen  und  historischen  Forschung 
auf  dem  Gebiete  der  Staatswissenschaften  einzuführen,  um  ihre 
Anschauungen  in  freier  Wechselrede  zu  klären  und  mit  ihnen  die 
Lehren  der  politischen  Oekonomie  in  selbständiger,  wissenschaft- 
licher Arbeit  zu  vertiefen. 

Auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  voll  unendlich  mühevoller, 
aber  auch  fruchtbringender  Arbeit  dürfen  Sie  heute  frohbewegten 
Herzens  zurückblicken;  denn  weit  über  alle  Lande  verbreitet  in 
den  verschiedensten  Lebensstellungen  und  Berufen  gedenken  heute 
Ihre  zahlreichen  Schüler  dankbar  des  hochsinnigen  Lehrers,  der 
Jedem  mit  gleicher  Bereitwilligkeit  und  herzgewinnender  Freund- 
lichkeit die  Schätze  seines  Wissens  zur  Verfügung  stellte  und 
ratend  und  fördernd  Vielen  den  Weg  ebnete  und  sie  zu  ernsten 
Mitarbeitern  im  Dienste  der  Wissenschaft  und  des  Lebens  erzog. 
Das  Hallenser  Seminar  hat  unter  Ihrer  treuen  Leitung  sich 
einen  ehrenvollen  Platz  in  der  neueren  nationalökonomischen 
' Wissenschaft  errungen  und  seine  Eigenart  zu  wahren  gewußt. 
^ Selber  in  praktisch  wirtschaftlicher  Arbeit  für  den  schweren  und 
t verantwortungsvollen  Beruf  eines  akademischen  Lehrers  der  Volks- 
Wirtschaft  vorgebildet,  haben  Sie  es  stets  meisterhaft  verstanden, 
; Ihre  Schüler  bei  ihren  Studien  in  Fühlung  mit  dem  praktischen 
'Leben  und  seinen  Erfahrungen  zu  erhalten,  sie  zu  bewahren  vor 
Einseitigkeiten,  die  nirgends  gefährlicher  sind,  als  in  der  Sozial- 
wissenschaft und  der  Anwendung  ihrer  Lehren  auf  die  Wirtschafts- 
- und  Sozialpolitik  der  Gegenwart. 
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Aus  den  verschiedensten  Studiengebieten  stammen  Ihre  Schüler, 
aus  fernen  Ländern  lockte  sie  der  wachsende  Ruf  des  Hallenser 
Seminars  hierher,  für  die  verschiedensten  Lebensberufe  bereiteten 
sie  sich  vor.  Aber  ob  sie  nun  in  akademischer  oder  sonstiger 
Lehrthätigkeit  diesseits  und  jenseits  des  Ozeans  sich  bemühen, 
ihres  Lehrers  würdig  zu  werden,  ob  sie  als  Statistiker  oder  wissen- 
schaftliche Berater  und  Hilfsarbeiter  großer  gewerblicher  Interessen- 
Verbände  oder  als  Vertreter  der  Presse  Gelegenheit  finden,  ihr 
Können  und  Wissen  im  Dienste  der  Gesamtheit  zu  verwerten,  ob 
sie  — nicht  selten  mit  der  Doktorwürde  geschmückt  — als  prak- 
tische Landwirte  ihre  Kraft  in  eigener  wirtschaftlicher  Arbeit 
erproben  — sie  alle  erfüllt  heute  das  Gefühl  innigster  Dankbarkeit 
gegen  den  treuen  Lehrer  und  Berater,  den  sie  schätzen  und  lieben 
gelernt  haben,  den  Viele  als  väterlichen  Freund  betrachten  zu  dürfen 
unendlich  stolz  sind. 

Was  auf  den  folgenden  Blättern  von  einigen  aus  der  großen 
Zahl  Ihrer  Schüler  Ihnen  als  Festgabe  zum  heutigen  Tage  geboten 
wird,  bitten  w'ir  freundlichst  entgegenzunehmen  als  ein  Zeichen 
der  Liebe  und  Verehrung,  die  uns  alle  beseelt,  aber  auch  als  ein 
Zeichen,  daß  wir  in  dem  Sinne  und  Geiste,  den  Sie  im  Seminar 
gepflegt  haben,  weiter  zu  arbeiten  redlich  bestrebt  sind. 

Mögen  Sie  uns  noch  recht  lange  bleiben,  was  Sie  uns  stets 
waren  und  sind,  ein  Meister  der  Lehre,  ein  Förderer  der  Wissen- 
schaft, ein  treuer  Freund  und  Berater  Ihrer  alten  und  jungen  Schüler! 

Halle  a.  S„  den  20.  November  1897. 
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Hermann  Paasche,  Fritz  Schneider,  Theo  Sommerlad, 
Georg  Stieger,  A.  Wirminghaus. 
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lieber  das  Verhältnis  von  Wert  und 
Preis  im  ökonomischen  System 

von  Karl  Marx. 

Von 


Prof.  Dr.  Karl  Diehl 

in  Halle  a.  S. 


1 

1 

i 

\ 


I 


I 


Einleitung. 

Der  III.  Band  des  „Kapital“  von  Karl  Marx  sollte,  wie 
über  manche  strittige  Punkte  des  MARX'schen  Systems,  auch 
darüber  Aufklärung  bringen,  wde  Marx  die  Beziehung  zwischen 
Wert  und  Preis  verstanden  wissen  wollte,  und  wie  die  thatsäch- 
liche  Gestaltung  der  Preise  mit  seinem  Wertgesetze  in  Einklang 
gebracht  werden  könnte. 

Im  I.  Bande  werden'  die  Erscheinungen  untersucht,  die  sich 
auf  den  kapitalistischen  Produktionsprozeß  beziehen ; von  allen 
Phänomenen,  die  dem  Cirkulations-  und  Verwertungsprozesse  an- 
gehören, wird  vorläufig  abstrahiert.  Der  II.  Band  behandelt  den 
Cirkulationsprozeß,  der  III.  Band  faßt  die  Einheit  beider,  nämlich 
den  Bewegungsprozeß  des  Kapitals  als  Einheit,  als  Ganzes  be- 
trachtet, ins  Auge.  Im  III.  Bande  werden  uns  daher  auch  die 
elementarsten  Erscheinungen  des  Marktes  vorgeführt;  die  letzten 
und  scheinbar  einfachsten  Vorgänge  des  Markt-  und  Konkurrenz- 
Verkehrs  werden  in  Zusammenhang  mit  den  früher  dargelegten 
Theorien  des  Wertes  und  des  Mehrwertes  gebracht.  Während  in 
den  zwei  ersten  Bänden  fast  nur  von  den  Warenwerten  die  Rede 
ist  und  nur  ganz  beiläufig  auch  die  Warenpreise  berührt 
werden,  ist  im  III.  Bande  speciell  eine  eingehende  Auseinander- 
setzung der  Auflösung  des  Wertes  in  den  Preis  gewidmet.  Und 
doch  ist  noch  längst  nicht  aller  Zweifel  gehoben  selbst  über  so 
fundamentale  Fragen,  wie  die  des  Verhältnisses  von  Wert  und  Preis 
bei  Marx.  Gewiß  liegt  die  Schuld  teilweise  an  Marx  selbst,  der 
an  grundlegenden  Stellen  seines  Werkes  die  nötige  Klarheit  ver- 
missen läßt  und  auch  nicht  frei  von  Widersprüchen  in  verschie- 
denen Aeußerungen  über  das  in  Rede  stehende  Problem  ist.  Von 
den  berufensten  Marx -Interpreten  wird  dieser  Mangel  beklagt, 
so  z.  B.  von  SOMBART  in  seiner  bekannten  orientierenden  Ab- 
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Handlung  über  den  ITI.  I^»and  des  „Kapital“  und  von  BöHM- 
Bawerk  in  seiner  verdiensJ^^ollen  Studie  über  denselben  Gegen- 
stand ^),  die  das  Beste  bietet,  was  m,  E.  bis  jetzt  zur  Kritik  der 
ökonomischen  Theorie  von  Karl  Marx  gesagt  worden  ist.  Daß 
von  diesen  beiden  Autoren  eine  grundverschiedene  Erklärung 
darüber  gegeben  wird,  welche  Aufgabe  Marx  seiner  Werttheorie 
vindiziert  habe,  beweist,  wie  viel  Unklarheit  über  diesen  Punkt  bei 
dem  Hauptvertreter  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  herrscht. 

In  vorliegender  Abhandlung  soll  der  Versuch  gemacht  werden,, 
etwas  zur  Aufhellung  der  strittigen  Frage  und  damit  zum  Ver- 
ständnis des  MARx’schen  Werkes  selbst  beizutragen, 

Von  vornherein  muß  festgestellt  werden,  daß  bei  Marx  eben- 
sowenig wie  bei  irgend  einem  anderen  Werttheoretiker  von  einer 
Identität  von  Wert  und  Preis  die  Rede  sein  kann.  Das  liegt 
schon  in  der  Grundverschiedenheit  beider  Begriffe  begründet.  — 
Der  Preis  einer  Ware  ist  eine  konkrete  Mengenbestimmung:  er 
zeigt  uns  die  Menge  Güter  bez.  die  Menge  Geldes  an,  die  für  die 
Hingabe  dieser  Ware  festgesetzt  ist  Der  Wert  ist  dagegen 
eine  Abstraktion;  wenn  wir  vom  Werte  der  Waren  sprechen, 
meinen  wir  das  regulierende  Prinzip,  das  der  Preisbildung 
zu  Grunde  liegt.  Das  Wertgesetz  soll  die  Elemente  aufweisen, 
die  für  alle  Preisbildung  die  ausschlaggebenden  und  grund- 
legenden sind;  es  ist  dann  Sache  der  Preislehre,  nachzuweisen, 
wie  das  Grundgesetz  der  Preisbildung,  nämlich  das  Wertgesetz, 
durch  die  verschiedenen  Gestaltungen  des  ausgebildeten  Verkehrs- 
lebens, durch  die  Ausbildung  der  Konkurrenz  im  einzelnen, 
durch  Ringe,  Monopole,  Taxen  etc.  zu  modifizieren  ist.  — Aber 
der  Prüfstein  jeder  Werttlieorie  ist,  ob  sie  für  die  unendlich  ver- 
schlungenen und  komplizierten  einzelnen  Preiserscheinungen  die 
Regel  zu  liefern  vermag;  einen  anderen  Zweck  kann  die  Wert- 
theorie überhaupt  nicht  haben. 


1)  Zur  Kritik  des  Ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx  in  Braun’s 
Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u.  Stat,  Bd.  7,  1894. 

2)  Zum  Abschluß  des  MARX’schen  Systems.  Enthalten  in  den  Staats- 
wissenschaftlichen Arbeiten,  Festgabe  für  Karl  Knies,  herausgeg.  von 
O.  V.  Boenigk,  Berlin  1896.  Cf.  ferner  die  Abhandlungen  von  Ernst  Lange, 
Karl  Marx  als  volkswirtschaftlicher  Theoretiker,  Conrad’s  Jahrb.,  F.  III, 
Bd.  14,  S.  541,  und  Komorzynski,  Der  dritte  Band  von  Karl  Marx’  „Das 
Kapital“,  Zeitschr.  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  Bd.  6, 
Heft  2. 


Verhältnis  von  Wert  uud  Preis  im  Ökonom,  System  von  Karl  Marx.  5 

Um  ihr  Ziel  zu  erreichen,  sind  bisher  die  Werttheorien  nach 
zwei  Hauptrichtungen  vorgegangen;  die  eine,  die  sog.  objek- 
tivistische Richtung,  suchte  irgend  eine  objektive  Größe,  z.  B.  eine 
gewisse  Menge  von  Arbeit,  die  auf  die  Herstellung  einer  Ware 
verwendet  wmrde,  oder  die  Produktionskosten  etc.  — und  erklärte 
sie  für  maßgebend  für  die  Wertgröße;  die  zweite,  die  sog. 
subjektivistische  Richtung , geht  auf  die  subjektiven  Wünsche, 

Begehrungen,  Schätzungen  der  am  Kaufe  beteiligten  Parteien 
zurück  und  erklärt  die  Wertgröße  als  Resultante  dieser  Schätz- 
ungen. 

Marx  gehört  zur  ersteren  Richtung;  er  geht  von  der  That- 
sache  des  Warenaustausches  aus  und  schließt  aus  dem  Umstande, 
daß  mehrere  Waren  ausgetauscht  werden,  auf  ein  Gemeinsames  in 
ihnen.  Dieses  Gemeinsame,  das  bewirken  soll,  daß  die  Waren  im 
Tausche  gleichgesetzt  werden,  nennt  er  Wert.  Die  in  den 
W aren  enthaltene  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  — die 
MARX’sche  Wertsubstanz  — ist  der  eigentliche  letzte  Regu- 
lator der  Preise.  Daß  auf  den  Preis  noch  andere  Momente  ein- 
wirken, ist  eine  Sache  für  sich;  die  thatsächliche Inkongruenz  von 
Wert  und  Preis  hindert  nicht,  daß  der  Preis  in  letzter  Linie 
durch  die  Wertgröße  bestimmt  wird.  — Daran  ist  auch  SOMBART 
gegenüber  festzuhalten,  der  die  verschiedenen  Widersprüche,  die 
sich  bei  Marx  über  das  Verhältnis  von  Wert  und  Preis  finden,  ■ 

so  lösen  wäll,  daß  er  erklärt,  das  Wertgesetz  solle  bei  Marx  gar  f 

keine  empirische  Giltigkeit  haben,  es  solle  nur  ein  Hilfsmittel  I 

ökonomischen  Denkens  sein.  Dieser  SOMBARx’schen  Hypothese  * 

können  wir  nicht  zustimmen;  sie  scheint  uns  mit  dem  ganzen 
Geiste  des  MARX’schen  Werkes  unvereinbar*).  Wir  verweisen 
namentlich  auf  die  wiederholten  Erklärungen  von  Marx,  wonach 
sich  sein  Wertgesetz  mit  naturgesetzlicher  Gewalt  durchsetzen  ' 

soll;  daraus  geht  hervor,  daß  Marx  an  eine  reale  Bedeutung 
seines  Wertbegriffes  gedacht  hat,  z.  B.:  „Der  Markt  muß  daher 
beständig  ausgedehnt  werden,  so  daß  seine  Zusammenhänge  und  ^ 

die  sie  regelnden  Bedingungen  immer  mehr  die  Gestalt  eines  von 

I)  Vgl.  auch  meine  Rezension  der  Schriften  von  Böhm-Bawrrk  und 
V.  Wecnkstern  u.  d.  T.:  Zwei  neue  Schriften  über  Karl  Marx,  in  CON- 
RAD’s  Jahrb.,  III.  F.  Bd.  12,  S.  901  ff.,  und  meine  Abhandlung:  Wirtschaft 
und  Recht,  ebenda  Bd.  14,  S.  830. 
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den  Produzenten  unabhängigen  Naturgesetzes  annehmen“  ^).  Aehn- 
lieh  erklärt  Marx  an  anderer  Stelle  ^),  daß  sich  die  „gesellschaft- 
lich notwendige  Arbeitszeit  als  regelndes  Naturgesetz  gewaltsam 
durchsetzt“.  Die  Beziehung  zwischen  Wert  und  Preis  ist  demnach 
eine  weit  engere,  als  SOM BART  annimmt;  gewiß,  die  Preise  fallen 
im  einzelnen  nicht  mit  dem  Werte  zusammen;  immer  wieder  be- 
tont Marx,  daß  die  Preise  der  einzelnen  Waren  beständig  über 
oder  unter  ihrem  Werte  ständen,  aber  für  die  durchschnitt- 
lichen Marktpreise  nimmt  Marx  entschieden  den  Arbeits- 
wert als  das  Gravitationscentrum  an.  Es  sei  noch  hingewiesen 
auf  die  Stellen;  I,  S.  30:  „Die  Wertgröße  der  Ware  reguliert 
ihre  Austauschverhältnisse.“  III,  i,  S.  156:  „In  welcher  Weise 
immer  die  Preise  der  verschiedenen  Waren  zuerst  gegeneinander 
festgesetzt  oder  geregelt  sein  mögen,  das  Wertgesetz  beherrscht 
ihre  Bewegung.  Wo  die  zu  ihrer  Produktion  erheischte  Arbeits- 
zeit fällt,  fallen  die  Preise;  wo  sie  steigt,  steigen  die  Preise.“ 
III,  I,  S.  157:  „Die  Annahme,  daß  die  Waren  der  verschiedenen 
Produktionssphären  sich  zu  ihren  Werten  verkaufen,  bedeutet  na- 
türlich nur,  daß  ihr  Wert  der  Gravitationspunkt  ist,  um  den  ihre 
Preise  sich  drehen  uqd  zu  dem  ihre  beständigen  Hebungen  und 
Senkungen  sich  ausgleichen.“  III,  i,  8.339:  „Preis,  der  qualitativ 
verschieden  vom  Wert,  ist  ein  absurder  Widerspruch.“  III,  2,  S.  188: 
„Der  Preis  ist  normaliter  nichts  als  der  in  Geld  ausgedrückte 
Wert.“ 

Daß  Sombart’s  Interpretation  nicht  stichhaltig  ist,  scheint 
auch  daraus  hervorzugehen,  daß  aus  dem  Marxistischen  Kreise 
sofort  Widerspruch  erhoben  wurde,  als  auch  hier  eine  ähnliche 
Auslegung  versucht  wurde.  Conrad  Schmidt  hatte  ebenfalls  das 
Wertgesetz  als  „eine  Hypothese  zur  Erklärung  der  Wirklichkeit“®), 
als  „einen  für  unser  Denken  unentbehrlichen  Begriff*^)  erklärt. 
Dagegen  wurde  sofort  von  mehreren  Marxisten  Einspruch  erhoben. 


1)  Marx,  Kapital,  Bd.  ILI,  i,  Teil,  S.  226.  Wir  eitleren  in  der  Folge 
Marx’  Kapital  so,  daß  wir  den  ersten  Band  (nach  der  IV.  Auflage)  als  I, 
den  zweiten  Band  als  II,  den  dritten  Band,  i.  Teil  als  III,  i,  den  dritten 
Band,  2.  Teil  als  III,  2 bezeichnen. 

2)  I,  S.  41. 

3)  Im  Sozialpolitischen  Centralblatt,  IV.  Jahrg.,  No.  22,  S.  257.  (Der 
III.  Band  des  „Kapital“)- 

4)  Die  Durchschnittsprofitrate  und  das  MARX’sche  Wertgesetz.  Neue 
Zeit,  XI.  Jahrg.,  Bd.  i,  S.  72. 
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z.  B.  von  Landä^):  ,J)as  Wertgesetz  ist  nicht  ein  Gesetz  unseres 
Denkens,  für  dieses  unentbehrlich,  um  uns  die  qualitativ  ver- 
schiedenen Waren  als  kommensurable  Größe  erscheinen  zu  lassen. 
Das  Wertgesetz  ist  vielmehr  sehr  realer  Natur,  es  ist  ein  Natur- 
gesetz menschlichen  Handelns.“  — Und  ebenso  meint  Lafargue*); 
„Marx  hat  keine  H5q)othese  auf  gestellt,  auch  hat  er  keine  Fiktion 
ersonnen.“  Und  vor  allem  wendet  sich  der  berufenste  Marx- 
Interpret  Friedrich  Engels  ®)  gegen  die  Sombart-Schmidt- 
sche  Hypothese.  Die  SoMBART’sche  Auffassung  erscheint 
Engels  zu  weit  gefaßt;  das  MARX’sche  Wertgesetz  sei  einer 
engeren,  präziseren  Fassung  fähig;  „sie  (d.  h.  Sombart’s  Auf- 
fassung) erschöpft  nach  meiner.  Ansicht  keineswegs  die  ganze 
Bedeutung  des  Wertgesetzes  für  die  von  diesem  Gesetz  be- 
herrschten ökonomischen  Entwickelungsstufen  der  Gesellschaft“ 
Gegen  Schmidt  gerichtet,  bemerkt  Engels:  „Das  Wertgesetz 
hat  für  die  kapitalistische  Produktion  eine  weit  größere  und  be- 
^ stimmtere  Bedeutung  als  die  einer  bloßen  Hypothese,  geschweige 
einer  wenn  auch  notwendigen  Fiktion.  Bei  SOMBART  sowohl  wie 
bei  Schmidt  . . . wird  nicht  genügend  berücksichtigt,  daß  es 
sich  hier  nicht  um  einen  rein  logischen  Prozeß  handelt,  sondern 
um  einen  historischen  Prozeß  und  dessen  erklärende  Rückspiege- 
lung im  Gedanken,  die  logische  Verfolgung  seiner  inneren  Zu- 
sammenhänge.“ 

Somit  dürfen  wir  als  festgestellt  ansehen , daß  das  Wert- 
gesetz in  der  That  die  reale  Bedeutung  hat,  die  Preisbewegung 
erklären  zu  wollen;  bei  aller  Divergenz  einzelner  W^arenpreise 
von  den  Warenwerten  soll  jedenfalls  nach  Marx  die  Bewegung 
der  Preise  dem  Wertgesetz  adäquat  verlaufen.  Es  liegt  demnach 
hier  ein  ähnliches  Verhältnis  von  VTert  und  Preis  vor,  wie  bei 

I David  Ricardo,  der  ebenfalls,  weit  davon  entfernt,  einen  ab- 
soluten Wertmaßstab  annehmen  zu  wollen,  für  die  Veränderungen 
im  gegenseitigen  Tauschwerte  der  Güter  die  Arbeit  als  Wert- 
maß statuiert:  „I  affirm  only  that  their  relative  values  will  be 
governed  by  the  relative  quantities  of  labour  bestowed  on 


1)  Mehrwert  und  Profit.  Neue  Zeit,  XI.  Jahrg.,  Bd.  i,  S.  59^* 

2)  Die  ökonomischen  Funktionen  der  Börse.  Ein  Beitrag  zur  Wert- 
theorie. Neue  Zeit,  XV.  Jahrg.,  Bd.  i,  S.  652. 

3)  Fr.  Engels’  letzte  Arbeit:  Ergänzung  imd  Nachtrag  zum  HI.  Buch 
des  „Kapital“.  Neue  Zeit,  XIV.  Jahrg.,  Bd.  i,  S.  10. 
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their  production“  ^).  „Der  Wert  einer  Ware“  — erklärt  Marx 
in  ähnlicher  Weise*)  — „verhält  sich  zum  Wert  jeder  anderen 
Ware  wie  die  zur  Produktion  der  einen  notwendige  Arbeitszeit 
zu  der  für  die  Produktion  der  anderen  notwendigen  Arbeitszeit.“ 

Außer  der  im  Wertbegriffe  begründeten  Inkongruenz  von 
Wert  und  Preis  hat  Marx  für  bestimmte  Dinge  ausdrücklich 
die  Geltung  seines  Wertgesetzes  ausgenommen;  diese  Dinge 
können  zwar  verkauft  werden;  denn  dazu  gehört  nur,  daß  sie 
monopolisierbar  und  veräusserlich  sind:  sie  haben  einen  Preis, 
aber  keinen  Wert  nach  seiner  Terminologie.  Dahin  gehören 
i)  Waren,  deren  Nutzen  nicht  durch  Arbeit  vermittelt  ist,  z.  B. 
der  Grund  und  Boden  (cf.  III,  2,  S.  173  und  S.  162:  „da  die 
Erde  nicht  das  Produkt  der  Arbeit  ist,  also  auch  keinen  Wert 
hat“;  I,  S.  67;  III,  2,  S.  188);  2)  Dinge,  die  zwar  durch  Arbeit 
entstanden  sind,  aber  nicht  durch  beliebig  reproduzierbare  Arbeit, 
z.  B.  Altertümer,  Kunstwerke  bestimmter  Meister  (cf.  III,  2,  S.  173 
und  S.  292:  „Von  eigentlichen  künstlerischen  Arbeiten  nicht  zu 
reden,  deren  Betrachtung  der  Natur  der  Sache  nach  von  unserem 
Thema  ausgeschlossen  ist“). 

Nachdem  somit  das  Gebiet  nach  beiden  Seiten  hin  abgegrenzt 
und  festgestellt  ist,  daß  das  Wertgesetz  nur  in  ,Ietzter  Instanz“ 
die  Preise  bestimmen  soll  und  daß  gewisse  Gegenstände  aus 
dem  Bereiche  der  Werttheorie  auszuscheiden  sind,  ist  aber  von 
Marx  der  Beweis  zu  verlangen,  wie  die  thatsächliche  Preis- 
bildung mit  dem  Wertgesetze  in  llinklang  zu  bringen  ist.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  daß  einzelne  individuelle  Preissätze  nicht 
in  Betracht  kommen,  aber  für  die  Durchschnittmarktpreise  muß 
das  Wertgesetz  sich  bewahrheiten,  wenn  es  überhaupt  Sinn  und 
Bedeutung  haben  soll. 

Wir  wollen  jetzt  untersuchen,  wie  Marx  den  Zusammenhang 
zwischen  Wert  und  Preis  herzustellen  sucht,  womit  wir  zugleich 
eine  Kritik  verbinden,  die  zeigen  soll,  daß  dieser  Nachweis  Marx 
nicht  gelungen  ist,  daß  er  vielmehr  Schritt  für  Schritt  seine  Wert- 
theorie zu  diesem  Behufe  einengen,  verklausulieren,  gelegentlich 
sogar  aufgeben  muß. 


1)  Principles  of  political  economy  and  taxation.  III.  edition.  In  der 
Mc  CULLOCH’schen  Ausgabe  S.  30. 

2)  I,  S.  6. 
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I.  Die  beiden  Elemente  des  Warenwertes:  Kostpreis 

und  Mehrwert. 

a)  Kostpreis. 

Bevor  Marx  den  endgiltigen  Preis  untersucht  d.  h.  den  Preis 
der  Ware,  wie  er  als  Verkaufspreis  auf  dem  Markte  dem  Käufer 
gegenüber  festgesetzt  wird,  betrachtet  er  den  sog.  Kostpreis. 

Der  Kostpreis  bezeichnet  dasjenige,  was  die  Ware  dem  Kapitalisten 
selbst  kostet.  Er  bietet  dem  Kapitalisten  nur  Ersatz  seiner  Aus- 
gaben ; noch  keinerlei  Mehrwert  oder  Profit  ist  darin  enthalten. 

Wenn  der  Wert  jeder  kapitalistisch  produzierten  Ware  TT  sich 
in  der  Formel  darstellt  TT  = c (konstantes  Kapital)  + v (variabl^ 

Kapital)  + m (Mehrwert),  so  bleibt  die  Formel  für  den  Kostpreis 

c V.  . . j • 

Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  das  variable  Kapital  (der  m 

Arbeitslohn  verausgabte  Kapitalteil)  nur  als  solches  d.  h.  nicht  mit 
dem  durch  dasselbe  gebildeten  Mehnvert  in  den  Kostpreis  eingeht; 
es  soll  nur  der  Kapitalvorschuß  in  Anrechnung  kommen.  Wenn 
z.  B.  ein  durchschnittlicher  gesellschaftlicher  Arbeitstag  von 
IO  Stunden  sich  in  einer  Geldmasse  von  6 sh.  verkörperte,  so  wäre 
der  variable  Kapitalvorschuß  von  100  £ der  Geldausdruck  eines 
in  333  ^8  lo-stündigen  Arbeitstagen  produzierten  Wertes.  Wenn 
thatsächlich  für  das  im  Arbeitslohn  verausgabte  Kapital  eine  Arbeit 
von  666  */s  10-stündigen  Arbeitstagen  geleistet  wird,  so  kommt 
dies  hier  — bei  Bestimmung  des  Kostpreises  — nicht  in  Betracht. 

Der  Kostpreis  hat  für  uns  ein  specielles  Interesse,  weil  er 
nach  Marx  die  Minimalgrenze  des  Verkaufspreises  bilden  soll. 

Die  Minimalgrenze  des  Verkaufspreises  der  Ware  ist  gegeben 
durch  ihren  Kostpreis“  (IH.,  i,  S.  12).  Wird  die  Ware  aber 
zu  ihrem  Kostpreise  verkauft,  so  wird  sie  unter  ihrem  Werte  _ 

verkauft. 

Hier  haben  wir  bereits  eine  Preisbildung  vor  uns,  die  von 
der  Grundlage  des  MARX’schen  Wertgesetzes  abweicht. 

Nach  dem  MARX’schen  Wertgesetze  sollte  der  Warenwert  sein 
= k + m (Kostpreis  + Mehrwert);  da  das  Wertgesetz  die  Preise 
,Än  letzter  Instanz“  regeln  soll,  müßte  hier  angenommen  werden, 
daß  der  Mehrwert  = o ist.  Das  ist  aber  ein  Fall,  sagt  Marx 
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wörtUch  (in.,  I,  S.  II).  „der  auf  Grundlage 

Produktion  niemals  eintritt.“  Allerdings  fährt  Marx  „ob- 

gleich unter  besonderen  Marktkonjunkturen  der  Ver- 
kaufspreis der  Waren  auf  oder  selbst  unter  i^en  Marktpreis 
sinken  mag.“  Hier  giebt  Marx  zu.  daß  der  Verkaufspreis  auf  soga 
unter  den  Kostpreis  sinken  kann;  und  an  späterer  Stelle  sa^  er 
an  I S is8):  „Es  kann  passieren,  daß  die  unter  den  schlech- 
testen  Bedingungen  produzierten  Waren  vielleicht 
ihre  Kostpreise  realisieren.“  - Marx  spielt  hier  auf  die  Fällte 
an  wo  die  Verkaufsbedingungen  so  ungünstige  sind  daß  der 
Kapitalist  nicht  einmal  den  Ersatz  seiner  Auslagen  erhält,  sondern 
noch  Zubuße  zahlen  muß.  - Hier  ist  jedenfalls  Marx  eigenes 
Zugeständnis  zu  konstatieren,  daß  trotz  der  Divergenz  der  Kost- 
nreise  von  den  Werten  doch  die  IVeisbildung  so  verlaufen  kann 
Lß  die  Preise  dem  Kostpreise  und  nicht  dem  Werte  entsprechend 

ausfallen. 

b)  Der  zweite  Teil  des  Warenwertes;  der  Mehrwert 

bezw.  Profit. 

Der  Mehrwert  ist  der  Wertzuwachs,  der  der  Verwendung  dies 
variablen  Kapitalteils  entspricht.  Nach  Marx  bildet  nur  d.e 
lebendige  Arbeit  neue  Werte;  das  variable  Kapital  hefert  daher 
einmal  den  im  Kostpreis  enthaltenen  Wertteil,  der  nur  Ersatz  de 
auf  gewendeten  Arbeitskraft  ist,  und  außerdem  einen  Mehrwert,  der 
durch  die  kapitalistische  Verwertung  der  Arbeitskraft  im  ' 

tionsprozeß  entspringt.  Die  Arbeitskraft  wird  zu  Werte 

gekauft  d.  h.  zu  dem  Werte  der  Lebensmittel,  die  zur  Erhaltung 
dev  Arbeitskraft  nötig  sind.  Was  darüber  hinaus  vom  Arbeiter 
produziert  wird,  ist  Mehrwert  in  der  Marx  sehen  Terminologie. 
Wie  verhält  sich  der  Mehrwert  zum  Profit? 

Während  thatsächlich  — nach  MARX  — der  Mehrwert  nur 
aus  einem  Teile  des  aufgewendeten  Kapitals  entspnngt  nämlich 
dem  variablen  Kapital,  erscheint  er,  vom  Standpunkte  des  kapi- 
taUstischen  Produzenten  aus  betrachtet,  als  ein  Zuwachs  zum 
e-anzen  in  der  Produktion  angewandten  Kapital.  . , r, 

Mehrwert  ist  demnach  der  im  Produktionsprozesse  wirklich 
neu  erzeugte  Wert  — Profit  ist  der  auf  das  ganze  Kapital 
berechnete  Wertzuwachs  vom  Standpunkte  des  Kapitalisten,  der 
das  Kapital  nutzbringend  anlegt.  Gerade  wie  der  Arbeitslohn 
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vom  Standpunkte  des  Kapitalisten  die  Bezahlung  der  vollen 

Prffif^n  ihlbar  auf  das  ganze  K^ital 

der  einem  Teile  des  Kapitals  zuzurechnende  Wertzuwachs. 

Wie  geht  derMehnvert,  der  als  vorgestellter  Abkömmhng 
des  vorgefchossenen  Gesamtkapitals  die  verwandelte  Form  des 
Profits  erhält,  in  die  Preisbildung  ein?  Hier  ist  zu  bemerken  daß 
Marx  auch  jetzt  wieder,  wie  bei  Erörterung  der  Frage,  ob  der 
Preis  auf  den  Kostpreis  sinken  könne,  die  vielfache  Abweic  ung 

Preises  voin  W^erte  zugiebt.  r j 

Angenommen,  die  Ware  wird  ru  ihrem  Werte  verkauft,  dann 

wird  der  ganze  Mehrwert  realiaiert,  der  Profit  - Mehrwert.  t,un 
be^ctietMARX  analog  die  Fälle,  in  denen  die  Pretae  vom  W^e 
abweichen,  und  er  kommt  zum  Schlüsse,  daß  trotz  ^oßer  A - 
weichunge’n  vom  Werte  der  Kapitalist  immer  noch  einen  Pro 

rrzfeien  kann.  - Solange  nämlich  der  Verkaufspreis  über  dem 
erziele  „nter  dem  Werte  steht,  wird  stets  ein 

Sr;  inThm  e—n  M«  realiaiert,  a^  ateta  ^ofit 
S,lt  MARX  giebt  ein  Beiapiel  (in.,  .,  S.  I>r  Warenwert 
600  i?,  der  Kostpreis  = 500  i?;  die  Ware  kann  zu  5io,  5 • 
sto  560,  590  £ verkauft  werden  d.  h.  zu  9°,  80,  70.  40,  10  £ 
unter  ihrem  Wert,  und  dennoch  wird  ein  Profit  von  je  10.  20,  30, 
60  00  £ aus  dem  Verkaufe  herausgeschlagen.  So  ist  ein  wei  er 
Spietoum  gegeben,  innerhalb  deaaen  sich  die  Warenpretae  bewegen 
Snnen  abweihend  von  ihrem  Werte,  und  die  dennoch  den  Vj- 
Lufem  Gewinn  bringen  können.  Marx  sagt  selbst;  ..Zw'^hon 
dem  Werte  der  Ware  und  ihrem  Koatpreise  ' 

bestimmte  Reihe  von  Verkaufspreisen  möglich  (HL,  i,  b.  12). 
Li  Beantwortung  der  Frage,  wie  Prefit  erztelt  ^ 

selbst  wenn  die  Ware  unter  ihrem  Werte  verkauft  wwd,  \\ 
allo  Marx  wiederum  auf  die  häufigen  Abweichungen  der  Preise 

von  den  Werten  hin. 


a.  Der  Produktionspreis. 

Bei  dem  biaher  betrachteten  Koatpreise  wurde  die  Ware  aus 
einer  Produktionssphäre  betrachtet  und  dabei  ^genommen,  d^ 
der  Mehrwert,  der  aus  der  bei  dieser  Produktion  verwandten 
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Arbeitskraft  entspringt,  sich  in  einem  Profit  ausckückt,  der  ^sem 
Mehrwerte  mehr  oder  weniger  gleichkommt.  Diese  ganze  Dar- 
Lllung  ist  jedoch  nur  zur  Einführung  in  das  wirkhche 
bestimmt;  die  Verkaufspreise  der  Waren  richten 
wickelter  kapitaUstischer  Produktionsweise  nach  dem  sog  oduk 
tionspreis.  Der  Produktionspreis  einer  Ware  ist  gleich  ihre 
Kostpreis  + dem,  entsprechend  der  allgemeinen  Profitrate  pro- 
S thm  zugesetzten  Profit,  oder  gleich  ihrem  Kostpreis  + dem 
DurcLchnittsprofit.  Der  Durchschnittsprofit  bildet  sich  so,  daß  die 
Profite  aus  den  verschiedensten  Produktionsspharen  sich  ™ einem 
mittleren  Profite  ausgleichen;  und  dieser  Durchschnittsprofit  ge 
!Lnn  reue  Preisbildung  ein.  Es  sind  ““Verständnis  der  folgenden 
Erörterungen  über  das  Verhältnis 

Bildung  der  Durchschnittsprofitxate  einige  Begn  , 
einführt,  vorerst  zu  erläutern. 


a)  Mehrwertrate  und  Profitrate. 


Wir  sahen,  daß  nach  Marx  der  Mehrwert  aus  dem  variablen 
Teil  des  Gesamtkapitals  entspringt;  die  Mehrwertrate  ist  le  am 

variablen  Teile  gemessene  Rate  (^)  i die  Profittate  dagegen  ist 

f m \ 

die  am  Gesamtkapital  gemessene  Rate  des  Mehrwertes 


Wir  haben  demnach  in  der  Profitrate  nur  eine  andere  Art  der 
Messung  des  Mehrwertes  vor  uns,  nämlich  die  Messung  am  Werte 
L Gefamtkapitals,  statt  am  Werte  desjenigen  Kapita  teils,  aus 
dem  er  durch  dessen  Austausch  mit  Arbeit  direkt  entspmnge 
ist  Anders  ausgedrückt:  die  Profitrate  ist  gleich  dem  Verhältnis 
des  Ueberschusses  des  Wertes  des  Produktes  zum  Werte  des  vor- 

geschossenen  Gesamtkapitals.  Während  p,. 

Lstimmt  wird  durch  das  variable  Kapital,  nchtet  sich  die  Profit 

rate  nach  dem  variablen  und  dem 

Faktoren  sind  auf  die  Profitrate  von  Einfluß:  i)  die  Rate 
Mehi^vertes;  2)  die  Wertzusammensetzung  des  Kapitals.  Das 
letztere  bedarf  noch  einer  kurzen  Erläuterung. 


b)  Die  organische  Zusammensetzung  des  Kapita 


Die  organische  Zusammensetzung  des  Kapitals  bedeutet 
Zusammensetzung  des  Kapitals  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der 
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variablen  (in  Arbeitskraft  umgesetzten)  und  konstanten  (aus  Pre^ 

duktionsmitteln  bestehenden)  Teile.  Diese 

entweder  rein  technisch  betrachtet  werden  (technische 

Ltzlg)  d h.:  eine  bestimmte  Anzahl  von  Arbeitern  kommt  auf 

ein  bestimmtes  Quantum  von  Produktionsmitteln,  °^er  nach  dem 

Werte  der  Kapitalteile  (die  Wertzusammensetzung)  d.  h unter 

Sr"lichbgü„g‘^des  Wertes  der  Arbeitskraft  und  desWe»es 
der  Produktionsmittel.  Die  Wertzusammensetzung  des  Kapitals, 
insofern  sie  durch  seine  technische  Zusammensetzung 
wird  und  diese  widerspiegelt,  nennt  Marx  die  organische 

Sammensetzung  des  Kapitals. 


c)  Die  Bildung  der  Durchschnittsprofitrate. 

Auf  Grundlage  der  MARX’schen  Mehrwerttheorie  müßte,  da 
der  Mehrwert  nur  vom  variablen  Kapitalteile  geliefert  wrd,  und 
t d«  Mt  nur  eine  andere  Form  ist,  den  «f 
drüeken,  in  den  verschiedenen  Industriemetgen  entsprechend  der 
verschiedenen  organischen  Zusammenserang 
gieiche  Profitraten  herrschen;  dafür  ein  von  Marx  selbst  a 

Prodnktionssph^e  A anf  je 

700  des  Gesamtkapitals  nur  loo  in  vanablem  Kapital 
Ld  600  in  konstantem,  während  in  der  Produktionssphare  B 6^ 
in  variablem  und  nur  loo  in  konstantem  verausgabt  werden,  so 
wird  jenes  Gesamtkapital  A von  700  nur  eine  Arbeitskraft  von 
100  in  Bewegung  setzen,  also,  unter  der  Annalime  emer  wochent- 
liehen  Arbehvon  60  Stunden  pro  Arbeiter,  100  Arbeitswochen 
oder  6000  Stunden  lebendiger  Arbeit,  während  ^ich  ^ 
Gesamtkapital  B 600  Arbeitswochen  und  djer  360^  A Lrde 
lebendiger  Arbeit  in  Bewegung  setzt.  Das  Kapital  1 
daher  nur  50  Arbeitswochen  oder  3000  Stunden  Metearbeit  - 
eignen,  während  das  gleich  große  Kapital  in  B 300  Arbeitswoche 

oder  18000  Stunden  aneignet. 

Bei  gleichem  Exploitationsgrad  der  Arbeit  wäre  der  ^rofi 
im  ersten  Falle  = lU  = t ==  Hx  und 

==854  Proz.,  die  6-fache  Profitrate.  — Ebenso  wie  die  verschiedene 
organische  Zusammensetzung  des  Kapitals  kann  auch  nac 
MARX  - die  Verschiedenheit  der  Umschlagszeiten  eine  ver- 


I 

I 
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schiedene  Profitrate  beuarken;  doch  soll  hiervon  jetzt  abgesehen 
werden. 

Nur  füt  Kapitale  von  gleicher  organischer  Zusammensetzung 
darf  sich  — nach  Marx  — bei  gleicher  Mehrwertsrate  eine  gleiche 
Profitrate  ergeben.  — Die  Thatsachen  des  Lebens  zeigen  aber 
etwas  durchaus  Verschiedenes,  ja  gerade  das  Gegenteil:  nämlich, 
wie  auch  Marx  zugiebt,  daß.  von  Ausnahmen  abgesehen,  eine 
derartige  Verschiedenheit  der  Profitraten  in  den  verschiedenen 
Industriezweigen  gar  nicht  existiert,  sondern  daß  vielmehr,  unab- 
hängig von  der  Zusammensetzung  des  Kapitals,  sich  eine  gleiche 
Durchschnittsprofitrate  für  das  gesamte  Kapital  in  den  verschiedenen 
Industriezweigen  herausstellt.  Damit  scheint  also,  wie  Marx 
sagt,  „die  Werttheorie  unvereinbar  mit  der  wirklichen  Bewegung, 
unvereinbar  mit  den  thatsächlichen  Erscheinungen  der  Produktion“ 
(IIL,  I,  S.  132).  Doch  dies  scheint  nur  so.  Marx  selbst 
giebt  die  Lösung,  wie  dieser  Widerspruch  zu  erklären  sei;  indem 
er  aber  diese  Lösung  giebt,  muß  er  von  neuem  die  thatsächliche 
Divergenz  von  Wert  und  Preis  zugestehen;  ja,  die  Abweichung 
von  Wert  und  Preis  bietet  die  einzige  Mögliehkeit  dar,  die  Bildung 
der  Durchschnittsprofitrate  und  des  Produktionspreises  zu  erklären. 

Wenn  die  organische  Zusammensetzung  des  Kapitals  innerhalb 
der  Produktionssphäre  maßgebend  wäre  für  die  Profitrate,  müßten 
sich  verschiedene  Profitraten  bilden,  wie  aus  der  folgenden  Tabelle 
von  Marx  ersichtlich: 


Kapitale 

1 Mehrwertrate 

I Mehrwert 

i Produktwert  ; 

Profitrate 

1 I. 

80c 

+ 

20  V 

100  Proz. 

20  ! 

120  i 

20  Proz. 

! II. 

70  c 

-h 

30  V 

100 

30  : 

130  1 

30 

III. 

60c 

+ 

40  V 

100 

1 

1 40 

MO  i 

40 

>» 

IV. 

85  c 

+ 

15 

100 

15 

“5 

15 

V. 

1 

1 

1 

95  c 

+ 

5» 

100 

j> 

1 ^ 

105 

5 

Die  Profitraten  müssen  hier  verschieden  sein  nach  der  ver- 
schiedenen Zusammensetzung  des  Kapitals,  also  z.  B.  20  Proz.  bei 
Kapital  I,  weil  hier  20  variables  d.  h.  mehrwertbildendes  Kapital 
vorhanden  ist,  dagegen  nur  5 Proz.  bei  Kapital  V,  weil  hier  nur 
5 variables  Kapital  mitwirkt 

Um  zu  einer  Durchschnittsprofitrate  zu  gelangen,  geht  Marx 
von  der  Gesamtsumme  der  in  den  5 Sphären  angelegten  Kapitale 
aus;  die  Gesamtsumme  = 500 ; die  Gesamtsumme  des  von  ihnen 


I 

I 
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produzierten  Mehrwertes  = 1 10;  der  Gesamtwert  der  von  ihnen 
produzierten  Waren  ==  610.  Marx  betrachtet  jetzt  die  500  als  ein 
einziges  Kapital,  von  denen  I — V nur  verschiedene  Teile  bilden; 
dann  ergiebt  sich  eine  Durchschnittszusammensetzung  des  Kapitals 
von  500  = 390  c iiov  oder  prozentig  yS  c + 22  v;  es  fällt  auf 
jedes  Hundert  als  durchschnittlicher  Mehrwert  22;  es  ergiebt  sich 
ein  Durchschnittsprofit  von  22  Proz. 

Wird  der  Mehrwert  gleichmäßig  auf  die  Kapitale  I — V ver- 
teilt, so  ergiebt  sich  eine  gleiche  Durchschnittsprofitrate,  wie  aus 
folgender  Tabelle  ersichtlich: 


Kapitale 

) 

Mehrwert 

Wert  Kostpreisj 
der  Waren 

Preis 

der 

Ware 

Profitrate 

Abweichung 
des  Profits 
vom  Wert 

I.  80  c -h  20» 

20 

90 

70 

92  , 

22  Proz. 

i + 2 

II.  70  c + 30«?  ! 

30 

III 

81 

103 

22  „ 

: — 8 

III.  60  c + 40  V 

40 

UI 

91 

113 

22  „ 

— 18 

IV.  85  <1  + 15» 

15 

40 

55 

71 

22  „ 

+ 7 

V.  95  c + 5» 

j 

5 

20 

15 

1 37 

|22  „ 

+ 17 

Wie  ist  also  die  Durchschnittsprofitrate  zustande  gekommen? 
Dadurch,  daß  Marx  erklärte,  die  Waren  verkauften  sich  nicht  zu 
ihrem  Werte,  sondern  teils  über,  teils  unter  ihren  Werten.  Würden 
die  Waren  zu  ihrem  Werte  verkauft,  so  müßte  der  Preis  der  Ware 
im  Falle  I sich  so  gestalten:  zu  Kostpreis  = 70  käme  der  Profit; 
in  diesem  Fälle  also  entsprechend  dem  variablen  Kapital  : 20,  das 
ergäbe  also  einen  Preis  von  90 ; dieser  Preis  bedeutete  eine  Profit- 
rate von  20  Proz.  Im  Falle  II  müßte  der  Preis  = iii  sein;  zum 
Kostpreise  von  81  käme  entsprechend  dem  variablen  Kapital  ein 
Profit  von  30  hinzu;  wir  hätten  also  eine  Profitrate  von  30  Proz. 
u.  s.  f.  Indem  nun  Marx  die  Preise  abweichend  von  den  Werten 
sich  gestalten  läßt,  erhält  er  anstatt  dieser  verschiedenen  die 
mittlere  Profitrate  von  22  Proz.  Marx  selbst  sagt  (III.,  i, 
S.  135):  „In  demselben  Verhältnis,  worin  ein  Teil  der  Waren 
über,  wird  ein  anderer  unter  seinem  Werte  verkauft  Und  nur 
ihr  Verkauf  zu  solchem  Preise  ermöglicht,  daß  die  Profitrate  für 
I — V gleichmäßig  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  verschiedene  orga- 
nische Komposition  des  Kapitals  I — V.“ 

Thatsächlich  fällt  also  der  Produktionspreis  nur  in  Ausnahme- 
fällen mit  dem  Werte  zusammen  (III,  2,  S.  291)  und  in  den  am 
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meisten  entwickelten  Industrien  soll  der  Wert  regelmäßig  unter 
dem  Produktionspreise  stehen  (III,  2,  S.  292). 

Fragen  wir  nach  der  Triebkraft,  welche  die  Ausgleichung  her- 
vorbringt, so  werden  wir  nach  Marx  auf  die  Konkurrenz  ver- 
wiesen, III,  I,  S.  136:  „Diese  verschiedenen  Profitraten  werden 
durch  die  Konkurrenz  zu  einer  allgemeinen  Profitrate  ausgeglichen, 
welche  der  Durchschnitt  aller  dieser  verschiedenen  Profitraten  ist 
....  Die  verschiedenen  Kapitalisten  verhalten  sich  hier,  soweit 
der  Profit  in  Betracht  kommt,  ^ds  bloße  Aktionäre  einer  Aktien- 
gesellschaft, worin  die  Anteile  am  Profit  gleichmäßig  pro  100 
''  verteilt  werden,  und  daher  für  die  verschiedenen  Kapitalisten  sich 

nur  unterscheiden  nach  der  Größe  des  von  jedem  in  das  Gesamt- 
unternehmen gesteckten  Kapitals,  nach  seiner  verhältnismäßigen 
Beteiligung  am  Gesamtuntemehmen,  nach  der  Zahl  seiner  Aktio- 
näre.“ Und  an  späterer  Stelle  {III,  i,  S.  175):  „Das  Kapital 
entzieht  sich  einer  Sphäre  mit  niedriger  Profitrate  und  wirft  sich 
auf  die  andere,  die  höheren  Profit  abwirft.  Durch  diese  bestän- 
di  ge  Aus-  und  Einwanderung,  mit  einem  Worte,  durch  seine 
Verteilung  zwischen  den  verschiedenen  Sphären,  je  nachdem  dort 
die  Profitrate  sinkt,  hier  steigt,  bewirkt  es  solches  Verhältnis  der 
Zufuhr  zur  Nachfrage,  daß  der  Durchschnittsprofit  in  den  ver- 
schiedenen Produktionssphären  derselbe  wird  und  daher  die  Werte 
sich  in  Produktionspreise  verwandeln.“ 

I Man  ist  wohl  zu  dem  Urteile  berechtigt,  daß  in  dem  ganzen 

| | dreibändigen  Werke  von  Marx’  Kapital  diese  letzten  Ausführungen 

( die  schwächsten  und  unbefriedigendsten  sind^):  hier,  wo  es  darauf 

! ankam,  das  berühmte  Rätsel  der  Durchschnittsprofitrate  zu  lösen, 

umgeht  Marx  die  Schwierigkeit,  statt  sie  zu  heben.  Es  sollte 
||  erklärt  werden,  wie  es  komme  — was  schon  nach  der  Ricardo- 

i sehen  Wertlehre  unlöslich  schien  — daß  gleich  große  Kapitale 

I'  gleiche  Profite  abwerfen , obwohl  sie  lebendige  Arbeit  in  ver- 

{’  schiedener  Menge  anwenden;  da  nur  letztere  mehrwertbildend 

/ sein  soll,  würde  gleicher  Profit  eine  Verletzung  des  Wertgesetzes 

bedeuten : um  nun  diesen  Widerspruch  zu  lösen,  erklärt  Marx 
einfach,  daß  die  Preise  nicht  durch  das  Wertgesetz 
reguliert  würden,  sondern  durch  die  Konkurrenz;  die 
||i  Konkurrenz  bewirke  nämlich  eine  Ausgleichung  der  Profit- 


i)  Vgl.  auch  die  treifenden  kritischen  Bemerkungen  von  Bühm-Bawerk, 
a.  a.  O.  S.  102  ff.,  und  Sombart,  a.  a.  O.  S.  571  ff. 
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raten , und  die  gleiche  Profitrate  gehe  in  die  Preisbildung 
ein.  Ja,  der  ganze  Begriff  des  Produktionspreises  und 
der  allgemeinen  Profitrate  beruht  darauf , daß  die  einzelnen 
Waren  nicht  zu  ihrem  Werte  verkauft  werden.  Darin  liegt 
aber  nicht  nur  das  Zugeständnis,  daß  das  Wertgesetz  nicht  die 
Preise  beherrscht,  sondern  auch  das  weitere,  das  in  schroffem  Wider- 
spruch zu  Marx’ Lehre  steht  — daß  die  Produktionskosten 
und  nicht  die  Arbeitsmenge  in  letzter  Instanz  die  Preise  regulieren. 
Folgerichtigerweise  hätte  Marx  zu  einer  Produktionskostentheorie 
kommen  müssen;  denn  da  er  selbst  zugiebt,  daß  ein  Teil  des 
Warenwerts,  nämlich  der  Profit,  sich  nach  dem  gesamten  vor- 
geschossenen Kapital  und  nicht  nach  dem  variablen  Kapital  allein 
berechnet,  so  hätte  er  auch  zugestehen  müssen,  daß  für  Wert  und 
Wertmaß  nicht  die  lebendige  Arbeit  allein  maßgebend  ist.  — 
Danach  wäre  für  Marx  nur  zweierlei  möglich  gewesen : entweder 
zu  erklären,  daß  der  Wert  als  ökonomische  Kategorie  vielleicht 
verschiedene  Dienste  leisten  könne,  aber  keinesfalls  den,  zur  Er- 
kenntnis des  Preisproblems  zu  dienen,  oder:  daß  die  Werttheorie 
falsch  ist  Da  ihm  beides  nicht  genehm  war,  er  vielmehr  die 
Grundlage  seiner  Werttheorie  beibehalten  wollte,  kam  er  zu  der- 
artigen  Erklärungen,  wie  z.  B.:  „Nur  in  solch’  vergröberter  und 
begriffsloser  Form  scheint  jetzt  noch  die  Thatsache  durch,  daß 
der  Wert  der  Waren  durch  die  in  ihnen  enthaltene  Arbeit  be- 
stimmt ist“  (in,  I,  S.  15 1).  Oder  an  anderer  Stelle:  „Es  ist 
überhaupt  bei  der  ganzen  kapitalistischen  Produktion  immer  nur 
in  einer  sehr  verwickelten  und  annähernden  Weise,  als  nie  fest- 
zustellender Durchschnitt  ewiger  Schwankungen,  daß  sich  das  all- 
gemeine Gesetz  als  die  beherrschende  Tendenz  durchsetzt.“ 

Nur  in  drei  Fällen  soll  der  Preis  wirklich  durch  das  Wert- 
gesetz reguliert  sein: 

1)  Wenn  in  einer  Produktionssphäre  das  Kapital  genau  die 
Zusammensetzung  des  gesellschaftlichen  Durchschnittskapitals  auf- 
weist; da  Marx  selbst  diese  Eventuedität  nur  als  eine  ganz  zu- 
fällige ansieht,  kann  sie  hier  außer  Betracht  bleiben. 

2)  Bei  Preisänderungen  in  kurzen  Zeiträumen.  In  kürzeren 
Zeitperioden  seien  Aenderungen  an  den  Produktionspreisen  prima 
facie  stets  aus  einem  Wertwechsel  der  Waren  zu  erklären,  d.  h. 
aus  einem  Wechsel  in  der  Gesamtsumme  der  zu  ihrer  Produktion 
nötigen  Arbeitszeit;  denn  Aenderungen  in  der  allgemeinen  Profit- 
rate seien  das  sehr  späte  Werk  einer  Reihe  über  sehr  lange  Zeit- 
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räume  sich  erstreckender  Schwingungen,  d.  h.  von  Schwingungen, 
die  viel  Zeit  brauchen,  bis  sie  sich  zu  einer  Aenderung  der  aUge- 
meinen  Profitrate  konsolidieren  und  ausgleichen.  — Auch  dies 
kann  nicht  zugegeben  werden  \ gerade  bei  der  außerordentlichen 
Beweglichkeit  der  Kapitalien  in  der  hochentwickelten  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung,  bei  der  leichten  Möglichkeit,  Kapitalien  aus 
Anlagen  herauszuziehen  und  wieder  hereinzunehmen,  ist  auch  bei 
kurzen  Perioden  ein  Preiswechsel  sehr  leicht  aus  Aenderungen  in 
den  Verhältnissen  des  Kapitalmarktes  und  nicht  aus  der  veränderten 
Menge  der  aufgewendeten  Arbeitszeit  zu  erklären. 

3)  In  primitiven  wirtschaftlichen  Zuständen,  wo  noch  keine 
entwickelte  kapitalistische  Produktionsweise  mit  ihrer  durch  die 
Konkurrenz  hervorgerufenen  gleichen  Profitrate  existiert,  wo  die 
Produktionsmittel  dem  Arbeiter  selbst  gehören,  in  Zuständen,  wie 
sie  sich  in  der  alten  wie  in  der  modernen  Welt  bei  selbst- 
arbeitenden grundbesitzenden  Bauern  wie  beim  Handwerker  vor- 
finden; hier  zeige  sich  — nach  Marx  — daß  die  Werte  der 
Waren  nicht  nur  theoretisch,  sondern  auch  historisch  als  das  Prius 
der  Produktionspreise  zu  betrachten  seien.  Engels  schildert  ein- 
mal zur  näheren  Erläuterung  solcher  primitiven  Zustände  die 
Durchsetzung  des  ^Wertgesetzes  in  der  bäuerlichen  Naturalwirt- 
schaft folgendermaßen  ^):  „Dem  Bauern  des  Mittelalters  war  also 
die  für  die  Herstellung  der  von  ihm  eingetauschten  Gegenstände 
erforderliche  Arbeitszeit  ziemlich  genau  bekannt : Der  Schmied, 
der  Wagner  des  Dorfes  arbeitete  ja  unter  seinen  Augen,  ebenso  der 
Schneider  und  Schuhmacher,  der  noch  zu  meiner  Jugendzeit  bei 
unseren  rheinischen  Bauern  der  Reihe  nach  einkehrte  und  die 
selbstverfertigten  Stoffe  zu  Kleidern  und  Schuhen  verarbeitete. 
Der  Bauer  sowohl  wie  die  Leute,  von  denen  er  kaufte,  waren 
selbst  Arbeiter,  die  ausgetauschten  Artikel  waren  die  eigenen 
Produkte  eines  jeden.  Was  hatten  sie  bei  der  Herstellung  dieser 
Produkte  auf  gewandt?  Arbeit  und  nur  Arbeit:  für  den  Ersatz 
der  Werkzeuge,  für  Erzeugung  des  Rohstoffes,  für  seine  Ver- 
arbeitung haben  sie  nichts  ausgegeben,  als  ihre  eigene  Arbeits- 
kraft; wie  also  können  sie  diese  ihre  Produkte  mit  denen  anderer 
arbeitenden  Produzenten  austauschen  anders  als  im  Verhältnis 
der  darauf  verwandten  Arbeit?  Da  war  nicht  nur  die  auf  diese 
Produkte  verwandte  Arbeitszeit  der  einzig  geeignete  Maßstab  für 

I)  a.  a.  O.,  S.  37. 
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<iie  quantitativen  Bestimmung  der  auszutauschenden  Größen:  da 
war  überhaupt  kein  anderer  möglich.“  In  diesen  und  ähnlichen 
ursprünglichen  Zuständen , wo  die  in  einem  Produktionszweige 
festgelegten  Produktionsmittel  nur  mit  Schwierigkeit  aus  der  einen 
Sphäre  in  die  andere  übertragbar  sind,  giebt  es  — nach  Marx  — 
auch  noch  keine  Durchschnittsprofitrate;  wenn  von  zwei  Pro- 
duzenten der  eine  mehr  konstantes  Kapital  aufwenden  müsse,  so 
habe  er  auch  wieder  einen  größeren  Teil  des  Gesamtwertes  seines 
Produktes  in  die  stofflichen  Elemente  dieses  konstanten  Teils 
zurückzuverwandeln ; aber  bei  gleicher  Arbeitszeit  erhielten  sie 
— nach  Abzug  des  Wertes  der  vorgeschossenen  konstanten  Ele- 
mente — gleiche  Werte,  d,  h.,  kapitalistisch  ausgedrückt,  gleichen 
Arbeitslohn  und  gleichen  Mehrwert.  — Selbst  angenommen,  diese 
Argumentation  wäre  richtig,  so  dürfte  Marx  sie  schwerlich  für  sich 
in  Anspruch  nehmen,  da  er  ausdrücklich  für  seine  Mehrwerttheorie 
die  entwickelte  kapitalistische  Produktionsweise  voraussetzt  also 
nicht  die  Verhältnisse  des  selbstwirtschaftenden  Bauern  oder 
Handwerkers  heranziehen  darf,  wie  etwa  Ricardo  seine  Ur- 
fischer  oder  Urjäger  auftreten  läßt.  Thatsächlich  liegt  in  diesen 
Ausführungen  von  Marx  und  den  dazugehörigen  Erläuterungen 
von  Engels  das  Eingeständnis  enthalten,  daß  das  MARX’sche 
Wertgesetz  gerade  mit  der  Periode  der  Wirtschaftsgeschichte  auf- 
hört, wo  erst  die  Phänomene  sich  entwickeln,  deren  Analyse 
Marx  als  seine  Hauptaufgabe  betrachtet  — nämlich  die  Epoche 
der  kapitalistischen  Produktionsweise,  oder  m.  a,  W.  streng  ge- 
nommen existiert  das  Wertgesetz  nur  so  lange,  als  die  Bildung 
eines  Mehrwerts  im  MARX'schen  Sinne  nicht  möglich  ist  Engels 
sagt  darüber  folgendes^):  „Das  MARX’sche  Wertgesetz  hat  also 
ökonomisch  allgemeine  Giltigkeit  für  eine  Zeitdauer , die  von 
Anfang  des  die  Produkte  in  Waren  verwandelnden  Austausches 
bis  ins  15.  Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung  dauert.  Der  Waren- 
austausch aber  datiert  von  einer  Zeit,  die  vor  aller  geschriebenen 
Geschichte  liegt,  die  in  Aegypten  auf  mindestens  dritthalbtausend, 
vielleicht  fünftausend,  in  Babylonien  auf  viertausend,  vielleicht  sechs- 
tausend Jahre  vor  unserer  Zeitrechnung  zurückführt;  das  Wert- 
gesetz hat  also  geherrscht  während  einer  Periode  von  fünf  bis 
sieben  Jahrtausenden.“ 

i)  a.  a.  O.  S.  39. 
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Doch  abgesehen  davon,  ob  Marx  berechtigt  ist,  zur  Bekräf- 
tigung seiner  Theorie  diese  primitiven  Zustände  heranzuziehen,  ist 
die  ganze  Argumentation  wenigstens  richtig?  Auch  dies  muß 
entschieden  verneint  werden,  we  v.  Böhm-Bawerk  bereits 
ausführlich  in  treflfender  Weise  nachgewiesen  hat.  Thatsächlich 
übt  auch  in  solchen  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  die  größere 
Mitwirkung  konstanten  Kapitals  ihre  Wirkung  auf  die  Bildung 
der  Preise  aus. 

Für  die  große  Masse  der  Preise  innerhalb  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  ist  jedenfalls  festgestellt,  daß  sie  sich  nicht 
nach  dem  MARX’schen  Wertgesetze,  sondern  abweichend  davon 
bilden.  Daher  ist  es  auch  nicht  richtig  ausgedrückt,  wenn  Marx 
einmal  sagt:  „Mit  der  Verwandlung  der  Werte  in  Produktions- 
preise wird  die  Grundlage  der  Wertbestimmung  selbst  dem 
Auge  entrückt“  (III,  i,  S.  147)*  sondern  richtiger  wäre  es  zu 
sagen:  Mit  dieser  Verwandlung  wird  die  MARX'sche  Grundlage 

der  Wertbestimmung  selbst  negiert. 

Wenn  der  sog.  Produktionspreis  durch  die  darin  enthaltene 

Durchschnittsprofitrate  bereits  eine  Divergenz  vom  Wertgesetz  be- 
deutet, so  ist  zu  beachten,  daß  Marx  noch  drei  weitere  wichtige 
Voraussetzungen  macht,  unter  denen  nur  die  Preise  sich  zu  ihren 
Werten  austauschen. 

Nehmen  wir  an,  daß  der  Verkauf  einer  Ware  zu  ihrem  Pro- 
duktionspreise so  viel  bedeute,  als  ein  Verkauf  zu  ihrem  W^erte, 
so  ist  die  Möglichkeit  dieser  Preisbildung  selbst  wieder  von  fol- 
genden drei  Bedingungen  abhängig  (III,  i,  S.  156): 

„Damit  die  Preise,  wozu  die  Waren  sich  gegeneinander  aus- 
tauschen, ihren  Werten  annähernd  entsprechen,  ist  nichts  nötig, 
als  daß 

1)  der  Austausch  der  verschiedenen  Waren  aufhört,  ein  rein 
zufälliger  oder  nur  gelegentlicher  zu  sein.“  Hier  wird  also  die 
entwickelte  Warenproduktion  zur  Voraussetzung  gemacht. 

2)  „daß,  soweit  wir  den  direkten  Warenaustausch  betrachten, 
diese  Waren  beiderseits  in  den  annähernd  dem  wechselseitigen 
Bedürfnis  entsprechenden  Verhältnismengen  produziert  werden, 
was  die  wechselseitige  Erfahrung  des  Absatzes  mit  sich  bringt 
und  was  so  als  Resultat  aus  dem  fortgesetzten  Austausche  selbst 
herauswächst.“  Hier  macht  Marx  eine  besonders  wichtige  Ein- 


i)  a.  a.  O.  S.  124  If. 
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Schränkung,  denn  jetzt  kommt  das  gesellschaftliche  Bedürfnis 
in  Betracht.  Wenn  Marx  im  ersten  Bande  von  Wert  sprach, 
meinte  er  immer  etwas  objektiv  aus  den  Produktionsverhält- 
nissen zu  Bestimmendes;  die  nach  technischen  Bedingungen  ge- 
sellschaftlich notwendige  Arbeitszeit  sollte  maßgebend  sein  — jetzt, 
wo  die  Kongruenz  von  Wert  und  Preis  in  Frage  kommt,  soll  nur 
die  dem  gesellschaftlichem  Bedarfe  entsprechende  Arbeit  zählen. 

3)  „soweit  wir  vom  Verkaufe  sprechen,  daß  kein  natürliches 
oder  künstliches  Monopol  eine  der  kontrahierenden  Seiten  befähigt, 
über  den  Wert  zu  verkaufen,  oder  sie  zwinge,  unter  ihm  loszu- 
schlagen.“ Auch  hiermit  hat  Marx  eine  Voraussetzung  gemacht, 
durch  welche  die  Geltung  seiner  Werttheorie  in  größtem  Maßstabe 
eingeengt  wird.  Bei  natürlichem  Monopol  ist  wohl  einerseits  an 
gewisse  natürliche  Vorteile,  wie  AVasserkraft,  Bodenqualität  etc., 
andererseits  an  specielle  Befähigung,  Erfindergeheimnisse  etc.  ge- 
dacht — in  praxi  spielen  aber  derartige  Monopole  eine  ganz 
außerordentlich  große  Rolle;  bei  den  künstlichen  Monopolen  ist 
wohl  an  Verkaufsprivilegien,  Patente,  Kartelle  etc.  gedacht,  wo- 
durch die  Bildung  von  Konkurrenzpreisen  mehr  oder  minder  aus- 
geschlossen ist. 

Die  drei  hier  angeführten  Voraussetzungen  haben  also  die 
Wirkung,  die  Fälle,  in  denen  der  „Wert“  für  den  „Preis“  maß- 
gebend sein  soll,  stark  zu  reduzieren;  denn  wie  häufig  weicht  der 
Stand  der  Zufuhr  von  den  unter  2)  supponierten  Bedingungen  ab 
und  welche  große  Bedeutung  haben  die  natürlichen  und  künst- 
lichen Monopole  in  der  modernen  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung! Was  letzteren  Punkt  anlangt,  so  wäre  es  höchste  Zeit, 
daß  endlich  einmal  die  Kategorie  der  sog.  „beliebig  reproduzier- 
baren Güter“  aus  dem  Kreise  der  nationalökonomischen  Betrach- 
tungen ausschiedel  — Marx  will  sein  W^ertgesetz  nur  für  diese 
Warengattungen  gelten  lassen;  eine  wie  geringe  Bedeutung  kann 
dann  das  Wertgesetz  überhaupt  noch  beanspruchen!  Denn  wie 
viele  Waren  sind  beliebig  reproduzierbar?  Man  denke  an  die 
vielen  natürlichen  Hindernisse,  die  entgegenstehen;  man  beachte 
die  außerordentlich  zahlreichen  Fälle  specieller  Fähigkeiten  und 
Talente  einzelner  Unternehmer,  die  es  ihnen  ermöglicht,  eine 
Specialität  zu  liefern,  die  ohne  Konkurrenz  ist.  — Marx  weist 
einmal  ausdrücklich  Kunstwerke  berühmter  Aleister  und  künst- 
lerische Arbeit  überhaupt  aus  seiner  Wertlehre  aus,  weil  diese 
nicht  reproduzierbar  seien.  Aber  wo  soll  da  die  Grenze  gezogen 
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werden  ? Nicht  reproduzierbar  sind  ebenso  alle  die  fabrikmäßigen 
Waren,  bei  denen  ein  Erfindergeheimnis,  oder  eine  besondere  tech- 
nische Geschicklichkeit  etc.  vorkommt,  kurz,  der  Kreis  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Gegenstände  ist  ein  außerordentlich  großer. 


I 3.  Marktwert  und  Marktpreis. 

Sind  schon  bei  Bildung  des  sog.  Produktionspreises  die 
mannigfachsten  Abweichungen  des  Preises  vom  Werte  zu  kon- 
statieren gewesen,  so  kommen  neue  hinzu  durch  die  Gestaltung 
des  Marktwertes  und  Marktpreises.  Der  bisher  betrachtete  vom 
Werte  abweichende  Produktionspreis  kam  durch  die  Verteilung 
des  gesellschaftlichen  Profits  nach  Maßgabe  der  Profitrate  unter 
die  in  den  verschiedenen  Produktionssphären  angelegten  Kapi- 
talien zustande.  Es  wurde  dabei  stillschweigend  vorausgesetzt, 
daß  die  Waren  in  den  einzelnen  P.roduktionssphär en 
zu  ihren  Werten  verkauft  werden. 

Ziehen  wir  jetzt  die  einzelnen  Produktionssphären 
selbst  in  Betracht,  so  wird  sich  zeigen,  daß  hier  die  Konkurrenz 
einen  ähnlichen  Ausgleich  vollzieht  wie  die  Konkurrenz  der 
Kapitalien  in  den  verschiedenen  Produktionssphären  untereinander. 
Die  Konkurrenz  bewirkt  zunächst  in  einer  Produktionssphäre  die 
Bildung  eines  gleichen  Marktwertes  und  Marktpreises 
aus  den  verschiedenen  individuellen  Werten  der  Waren.  Die 
einzelnen  Produzenten  arbeiten  unter  verschiedenen  individuellen 
Bedingungen;  der  individuelle  Wert,  der  sich  nach  den  indivi- 
duellen Produktionsbedingungen  richtet,  gleicht  sich  zu  einem 
Marktwert  aus,  der  sonach  der  Durchschnittswert  der  in  einer 
Sphäre  produzierten  Waren  ist.  — Der  individuelle  Wert  einiger 
Waren  wird  unter  dem  Marktwerte  stehen,  wenn  nämlich 
weniger  als  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  von  dem  betreffenden 
Produzenten  gebraucht  wird,  oder  darüber,  wenn  mehr  als  die 
durchschnittliche  Arbeitszeit  erforderlich  war. 

Es  ist  von  Wichtigkeit,  zu  bemerken,  daß  die  Waren  der- 
selben Produktionssphäre  erst  dann  zu  ihren  Werten  — im 
MARx’schen  Sinne  — verkauft  werden  können,  wenn  sich  ein  der- 
artiger Marktwert  gebildet  hat  und  der  Hinweis  auf  den 
Marktwert  und  Marktpreis  ist  deshalb  von  besonderem  Interesse, 
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weil  hierbei  auch  der  sonst  von  Marx  vernachlässigte  Faktor  des 
gesellschaftlichen  Bedarfs  in  aller  Schärfe  hervortntt. 

Folgende  zwei  Voraussetzungen  hält  Marx  für  notwendig, 
damit  Waren  derselben  Produktionssphäre,  derselben  Art  und 
annähernd  derselben  Qualität  zu  ihren  Werten  verkauft  werden, 
i)  Es  muß  eine  genügende  Konkurrenz  der  Verkäufer  der 

betreffenden  Waren  vorhanden  sein. 

III,  1,  S.  159:  „Erstens  müssen  die  verschiedenen  individuellen 
Werte  zu  einem  gesellschaftlichen  Werte,  dem  oben  dargestellten 
Marktwerte,  ausgeglichen  sein,  und  dazu  ist  eine  Konkurrenz 
unter  den  Produzenten  derselben  Art  Waren  erfordert,  ebenso  wie 
das  Vorhandensein  eines  Marktes,  auf  dem  sie  gemeinsam  ihre 
Waren  ausbieten.“  Damit  aber  der  Marktpreis  dem  Markt- 
werte entspreche,  muß  der  Druck,  den  die  Verkäufer  aufeinander 
ausüben,  groß  genug  sein,  um  die  Masse  Waren  auf  den  Markt 
zu  werfen,  die  dem  gesellschaftlichen  Bedürfnis  entspricht  Also 
die  unter  verschiedenen  Bedingungen  produzierten  Waren  erhalten 
durch  die  Konkurrenz  einen  Marktwert;  damit  der  Marktwert  in 
der  Preisbildung  zum  Vorschein  komme,  muß  diejenige  Quan- 
tität Waren  auf  dem  Markte  vorhanden  sein,  wofür  die  Gesell- 
schaft fähig  ist,  den  Marktwert  zu  zahlen.  Sind  die  Waren  nicht 
in  genügender  Menge  vorhanden,  so  wird  die  Ware  über  dem 
Markt^verte  verkauft;  sind  zu  viele  Waren  vorhanden,  so  werden 
•i  sie  unter  dem  Mcirktwerte  losgeschlagen  werden. 

’ Wodurch  wird  nun  — unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Ge- 

samtmasse der  Produkte  einer  Sphäre  dem  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnisse entspricht  — der  Marktwert  bestimmt?  Oder:  Durch 
j den  individuellen  Wert  welcher  Ware  wird  der  Marktwert  be- 

' stimmt?  Hier  sind  drei  Fälle  — nach  Marx  — möglich: 

a)  Die  Bedingungen,  unter  denen  die  große  Masse  dieser 
Waren  produziert  wird,  sind  im  allgemeinen  gleiche;  dann  ist 
auch  der  mittlere  Wert  der  großen  Masse  dieser  Waren  für  den 
Marktwert  maßgebend,  denn  der  (relativ)  kleine  Teil  der  Waren 
1 der  unter  schlechteren  Bedingungen  produziert  wird,  gleicht  sich 

j mit  dem  (relativ)  kleinen  Teil  der  Waren,  die  unter  günstigeren 

Bedingungen  produziert  wird,  aus.  In  diesem  Falle  ist  der  Markt- 
wert oder  der  gesellschaftliche  Wert  der  Waren  bestimmt  durch 
den  Wert  der  großen  mittleren  Masse.  Dies  ist  der  einzige 
Fall,  wo  der  Wert  durch  die  der  MARx’schen  Theorie  entstehende 
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Große  — nämlich  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  — 
bestimmt  werden  könnte. 

b)  Ist  dagegen  bei  gleich  bleibender  Gesamtmenge  der  unter 
den  schlechteren  Bedingungen  produzierte  Teil  so  überwiegend 
daß  er  sich  nicht  ausgleicht  mit  dem  unter  besseren  Bedingungen 
pro^zierten  Teil,  so  wird  für  den  Marktwert  der  individuelle 
M ert  der  unter  den  schlechteren  Bedingungen  hergestellten 
Waren  maßgebend.  Hier  ist  also  wegen  einer  bestimmten  Ge- 
staltung der  Zufuhr  nicht  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeits- 
zeit, sondern  eine  darüber  hinausgehende  Größe  maßgebend. 

c)  Uebertriffi  schUeßlich  die  unter  besseren  als  den  mittleren 
Bedinpngen  produzierte  Warenmasse  bedeutend  die  unter  den 
schlechtesten  Bedingungen  produzierte  Menge,  so  ist  die  erstere 
Masse  ausschlaggebend  für  den  Marktwert. 

Diese  drei  betrachteten  Fälle  waren  unter  der  ausdrücklichen 
oraussetzung  betrachtet,  daß  die  Gesamtmasse  der  Produkte  dem 
gesellschaftlichen  Bedürfnisse  ent.spricht.  Wenn  wir  diese  Vor- 
au^eteung  fallen  lassen  und  die  Gestaltung  des  gesellschaftlichen 

urfnisses  selbst  ms  Auge  fassen,  kommen  wir  zu  dem  zweiten 
von  Marx  behandelten  Punkte,  der  Nachfrage. 

2)  Bleibt  die  Nachfrage  dieselbe  für  die  gegebene  Waren- 
ma^e,  dann  ist  Marktwert  = Marktpreis  in  aUen  drei  angeführten 
^ entstehen  sofort  Abweichungen  der  Marktpreise 

vom  Marktwerte,  wenn  folgende  2 Fälle  eintreten: 

a)  Ist  die  Nachfrage  nach  den  Waren  größer  als  das  Quan- 
tum der  angebotenen  Ware,  dann  wird  unter  allen  Umständen 

1^"  ungünstigsten  Bedingungen  produzierte  Ware 

sind  vorhanden 

sind  die  diesen  höheren  Preis  zahlen,  um  nur  befriedigt  zu 

werden,  und  hier  reguliert  also  eines  der  Extreme  den  Marktpreis, 

obwohl  nach  dem  bloßen  Verhältnis  der  Massen,  die  unter^ver- 

schmdenen  Bedingungen  produziert  sind,  ein  anderes  Resultat 
eintreten  müßte. 

b)  Ist  die  Nachfrage  geringer,  so  wird  der  Marktpreis 

bestimmt^  Bedingungen  produzierte  Menge 
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Somit  sind  wir  jetzt  endlich  bei  dem  definitivem  Preise  an- 
gelangt, d.  h.  bei  dem  Preise,  den  eine  Ware  unter  dem  Drucke 
der  Konkurrenz  auf  dem  Markte  erlangt.  Und  was  sehen  wir 
als  maßgebend?  Nicht  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeits- 
zeit: in  so  vielfacher  Weise  ist  dieses  angebliche  Grundprinzip 
der  Preisbildung  durchbrochen,  daß  man  nicht  mehr  von  einer 
modifizierten  oder  eingeschränkten  Geltung  des  Wertgesetzes  reden 
kann,  sondern  direkt  sagen  muß:  durch  den  „Wert“  im  Marx- 
schen  Sinne  wird  der  „Preis“  nicht  bestimmt,  sondern  durch  eine 
ganze  Reihe  verschiedener  Faktoren,  unter  denen  die  gesellschaft- 
lich notwendige  Arbeitsmenge  nur  einer  ist. 

Wie  falsch  allerdings  der  Einwand  gegen  Marx  ist,  er  habe 
die  Einwirkung  von  Nachfrage  und  Angebot  auf  die  Preisbildung 
ignoriert,  ergiebt  gerade  der  III.  Band  des  „Kapitals“,  wo  dem 
Einflüsse  der  Konkurrenz  eine  ausführliche  Betrachtung  gewidmet 
wird.  Wohl  aber  erhebt  sich  ein  anderer  Einwurf:  wenn  durch 
die  verschiedenen  Erscheinungen  der  Konkurrenz  die  Preise  in  so 
intensiver  Weise  beeinflußt  werden,  läßt  sich  dann  das  Marx- 
sche  Wertgesetz  noch  zur  Erklärung  der  Preise  benutzen?  Gilt 
es  dann  nicht  vielmehr,  zur  Erklärung  der  Preisbestimmung  die 
genaue  Erforschung  aller  der  Phänomene  vorzunehmen,  die  unter 
dem  Schlagworte  „Nachfrage  und  Angebot“  zusammengefaßt 
werden?  — „In  der  exakten  Wissenschaft  pflegt  man  eine  genau 
berechenbare  Störung  nie  als  eine  Widerlegung  eines  Gesetzes  zu 
betrachten“  — sagt  FiREMAN  *)  zur  Verteidigung  des  MARX’schen 
Wertgesetzes  gegen  den  Einwand,  daß  die  Konkurrenz  eine  Dis- 
kordanz von  Wert  und  Preis  her\^orbringe.  — Sind  die  „Störungen“ 
der  Konkurrenz  aber  wirklich  berechenbar  ? Mit  Recht  sagt  Marx 
einmal,  daß  es  keine  „natürliche“  Rate  des  Zinses  gebe,  da  „die 
Bildung  der  Zinsfußrate  etwas  durchaus  Gesetzloses  und  Willkür- 
liches ist“  ^).  Gewiß;  aber  gilt  dasselbe  nicht  von  der  Preis- 
bestimmung aller  Waren  unter  der  Herrschaft  der  freien  Kon- 
kurrenz ? 

Namentlich  sind  es  drei  Umstände,  durch  die  das  Wertgesetz, 
soweit  es  sich  um  die  Preisbildung  handelt,  außer  Kraft  gesetzt 
wird,  i)  Durch  die  Bildung  des  Marktwertes.  Für  diesen 

1)  Kritik  der  MARX^schen  Werttheorie.  Conrad’s  Jahrb.,  IIL  F.  Bd.  3, 
1892,  S.  808. 

2)  III,  I,  s,  341. 
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Marktwert,  der  einen  Durchschnitt  der  verschiedenen  individuellen 
Werte  darstellen  soU,  kann  je  nach  den  Produktionsbedingungen, 
unter  denen  die  große  Masse  der  Waren  aus  einer  Sphäre  her- 
gestellt wird,  nicht  die  sog.  gesellschaftlich  notwendige  Arbeits- 
zeit sondern  eine  darüber  und  darunter  liegende  Menge  aus- 
schlaggebend sein.  2)  Der  Marktpreis  kann  nach  der  Gestaltung 

des  geseUschaftlichen Bedürfnisses  vom  Marktwerte  abweichen. 

Hier  giebt  Marx  selbst  zu,  daß  seine  Kategorie  der  gesellschaftlich 
notwendigen  Arbeitszeit  noch  einer  beträchtlichen  Umgestaltung 
bedarf,  sobald  es  sich  um  die  Preisbildung  handelt;  nur  wenn  das 
Quantum  der  gesellschaftlichen  Arbeit,  das  auf  einen  Artikel  ver- 
wandt ist,  auch  dem  Umfang  des  zu  befriecUgenden  gesellschaft- 
lichen Bedarfes  entspricht,  wird  die  Ware  zu  ihrem  Marktwerte 
verkauft;  sonst  müssen  die  Waren  unter  dem  Marktwert  los- 
geschlagen werden,  können  selbst  ganz  unverkäuflich  sein  oder 
können  auch  einen  Marktpreis  erreichen,  der  über  den  Marktwert 
hinausgeht.  Bedenkt  man,  3)  daß,  wie  hier  durch  die  Konkurrenz 
innerhalb  derselben  Produktionssphäre  Abweichungen 
des  Marktpreises  vom  Marktwerte  nach  oben  und  unten  bewirkt 
werden,  ebnso  durch  die  Konkurrenz  der  Kapitalien  in  den  ver- 
schiedenen Produktionssphären  ein  Produktionspreis  zustande 
kommt,  der  ebenfalls  wieder  durch  den  Durchschnittsprofit  ein 
Element  enthält,  das,  wie  früher  ausführlich  gezeigt  wurde,  nur 
durch  Divergenz  von  Wert  und  Preis  zustande  kommt,  so  ist  man 
zu  dem  Schlüsse  berechtigt,  daß  die  Werttheorie  die  Probe,  ob 
sie  die  Preisbildung  erklären  könne,  nicht  bestanden  hat. 

Doch  wir  wollen  jetzt  noch  etwas  näher  auf  den  besonders 
wichtigen  Punkt  2 — den  gesellschaftlichen  Bedarf  — eingehen. 
Bereits  im  I.  Bande  hatte  Marx  ausgeführt,  daß  die  gesellschaft- 
lich notwendige  Arbeitszeit  nur  dann  und  insoweit  für  den  Preis 
maßgebend  sein  soll,  als  auch  der  Bedarf  nach  der  Ware,  worin 
diese  Arbeitszeit  verkörpert  sei,  in  entsprechendem  Maße  vor- 
handen sei.  Namentlich  charakteristisch  ist  die  Stelle:  Kapital  I, 
S.  1 1 : „Vermag  der  Marktmagen  das  Gesamtquantum  Leinwand 
zum  Normalpreis  von  2 sh  pro  Elle  nicht  zu  absorbieren,  so  be- 
weist das,  daß  ein  zu  großer ^Teil  der  gesellschaftlichen  Gesamt- 
arbeitszeit in  der  Form  der  Leinweberei  verausgabt  wurde.  Die 
Wirkung  ist  dieselbe,  '.als  hätte  jeder  einzelne  Leineweber  mehr 
als  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  auf  sein  individuelles 
Produkt  verwandt.“ 
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Schon  hier  ist  klar  ausgesprochen,  daß  die  nach  rem  tech 
nischen  Gesichtspunkten  aus  der  Produktionssphäre  geschöpfte 
eesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  nicht  ausreicht,  so 
ireferklärt  werden  soll  Nicht  allein  darauf  kommt  es  an  d^ 
auf  die  Ware  nicht  mehr  und  nicht  weniger  Arbeit  verwan  , 
als  die  erreichte  Stufe  der  Technik  verlangt  und  als  es  der  mitt- 

feren  Geschicklichkeit  des  Arbeiters  entspricht  “ 

auch  auf  die  Menge  von  Arbeit  an,  für  welche  der  Markt  auf 

die  „gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit“,  wie  ^ 

I.  Ba^fe  als  Grundlage  des  Wertes  "It  -r^ 
anderen  Sinn  erhält,  wenn  neben  der 

£resellschaftliche  Bedarf  hereingezogen  wird,  giebt  MAR 

fuM-  zB  es  sei  Proportionen  zu  viel  Baumwollgewebe  produziert, 

^Üei'ch  I eLmtprodukt  von  Gewebe  nur  die  unter  den 

gelebenen  Bedingungen  dafür  "Otwen<iige 

ib"er  ee  ist  überhaupt  zu  viel  ^-nse“  jJ^ist 

besonderen  Zweig  verausgabt;  d.  h ein  Teil  des 
nutzlos  Das  Ganze  verkauft  sich  daher  nur,  als  ob  es  m der 
rSrndigen  Proportion  produzier,  wäre.  Diese  quanbMve 
Schrankender  auf  die  verschiedenen  besonderen  Produktionsspharen 
dlSin  Quoten  der  geselischaftlichen  Arbehszert  .st  nur 
weiter  entwickelter  Ausdruck  des  Wertgesetzes  überhaupt,  ob 

rreTch  d^^  notwendige  Arbeitszeit  hier  eine^ 

Sinn  enthält.  Es  ist  nur  so  und  so  viel  davon  notwendig  zur 
Befriedigung  des  gesellschaftlichen  Bedürfnisses;  die  Beschränkung 
dnrl  den  Gebranchswert.“  Daher  sche.n.  esuns 

auch  falsch,  wenn  gelegentlich  der  Versneh 

MARX’schen  Wertbegriff  so  zu  interpretieren,  J . 

schaftliche  Bedarf  schon  darin  enthalten  wäre,  z.  B.  ^ANDfe  ). 
L^gt  aber  Ueberproduktion  vor,  so  ist  eben  keine  gesellschaftlich 
noftSndige  Arbeitszeit  aufgewandt  worden,  so  erzeugt  die  zuviel 
aufgewandte  Arbeitszeit  überhaupt  keinen  Wert,  so  ^ 

SLtprodukte  nur  so  viel  Wert,  als  bei  regulärer  Produktion 
die  geringere  Produktenmasse  enthalten  hatte  d.  h.  die  Preise  e 
sprechen  zwar  nicht  der  in  dem  Produkte  krystdhsierten  tl^at- 
sLhlich  auf  gewandten , wohl  aber  der  in  ihnen  krystallisierte 


1)  m,  2,  s.  176. 

2)  a.  a.  O.  S.  390* 
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gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit,  sie  entsprechen  durchaus 
dem  Werte  der  Produkte  nach  dem  Wertgesetz;  von  einer  Diver- 
genz zwischen  Preis  und  Wert  kann  hier  überhaupt  keine  Rede 
sein  “ Diese  weite  Auffassung  des  Begriffs  „gesellschaftlich  not- 
wendige Arbeitszeit“  stimmt  nicht  zu  der  ausdrücklichen  Erklärung 
von  Marx  im  I.  Bande:  dort  ist  nie  und  nirgends,  wo  der  Wert 
grundlegend  erklärt  wird,  von  etwas  anderem  als  den  tech- 
nischen Bedingungen  die  Rede.  Der  Bedarf  ist  nicht  herein- 
bezogen und  nur,  wo  die  Preisbildung  gelegentlich  berührt 
wird,  wird  darauf  hingewiesen,  daß  durch  gewisse  Gestaltungen 
des  Bedarfs  eine  Abweichung  des  Preises  von  der  „gesellschaftlich 
notwendigen  Arbeit“  im  technischen  Sinne  erfolgen  könne.  Mit 
dem  oben  erwähnten  zweiten  Punkte,  durch  den  Marx  uns  eine 
Modifikation  seiner  ursprünglichen  Werttheorie  geben  wollte,  hat 
er  in  Wirklichkeit  den  entscheidenden  Faktor  getroffen,  worauf  es 
bei  aller  Erörterung  des  Wertes  immer  wdeder  ankommt,  solange 
wir  vom  Werte  innerhalb  einer  Wirtschaftsordnung  sprechen,  die 
durch  das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln,  freie  Kon- 
kurrenz der  Produzenten  und  Austausch  der  Produkte  charak- 
terisiert ist,  wo  es  sich  also  um  Produktion  von  Gebrauchswerten 
für  andere  handelt:  da  ist  in  letzter  Instanz  für  den  Wert  einer 
Ware  entscheidend  die  Frage,  ob  und  in  welchem  Maße  durch 
dieselbe  die  Bedürfnisse  des  Konsumenten  befriedigt  werden.  Alles 
andere  kann  nur  eine  sekundäre  Rolle  spielen ; auch  der  Kosten- 
aufwand kommt  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht.  — Jede  objek- 
tivistische Werttheorie  schlägt  wegen  der  Vernachlässigung  dieser 
subjektiven  Momente  einen  falschen  methodologischen  Weg  ein; 
vollends  die  Arbeitswerttheorie,  die  von  den  beiden  Hauptproduk- 
tionselementen, dem  konstanten  und  dem  variablen  Kapital,  nur 
das  letztere  als  neue  Werte  schaffend  betrachtet.  Natürlich  ist, 
alle  anderen  Faktoren  gleichgesetzt,  die  Höhe  des 
Kostenaufwandes  von  größter  Wichtigkeit  für  Wert  und  Preis; 
insofern  als  eine  mit  größerem  Kostenaufwande  hergestellte  Ware 
größeren  Wert  hat,  als  eine  mit  geringerem  Kostenaufwande 
produzierte  — vorausgesetzt,  daß  beide  Waren  innerhalb  ihrer 
Sphäre  in  gleichem  Maße  einem  Bedürfnisse  entgegenkommen. 
Aber  letzteres  spielt  immer  die  Hauptrolle;  daher  auch  die  mildere 
Fassung,  die  Marx  manchmal  seinem  Wertgesetze  giebt,  daß  die 
Preise  steigen  und  fallen  sollen  je  nach  dem  Steigen  oder  Fallen 
der  gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit,  nur  acceptiert  werden 
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kann  mit  dem  wichtigen  Zusatze:  vorausgesetzt,  daß  Steigen  und 
Fallen  des  Preises  nicht  in  veränderter  Bedarfsgestaltung  ihre 
Ursache  haben.  Dies  giebt  Marx  gelegentlich  selbst  zu  (III,  i, 

S.  89):  „Die  Preise  steigen  und  fallen  infolge  nicht  von  M'ert- 
schwankungen,  sondern  von  Einwirkungen  des  Kreditsystems,  der 
Konkurrenz  etc.“  — Die  Konkurrenz  soll  aber  — nach  Marx  — 
eine  ausgleichende  Wirkung  haben ; so  daß  Schwankungen  in  Nach- 
frage und  Angebot  dadurch  wieder  paralysiert  werden:  w'enn 
nämlich  z.  B.  in  einer  Branche  ein  im  Verhältnis  zur  Nachfrage 
zu  geringes  Angebot  vorhanden  sei,  und  dadurch  ein  Surplus- 
profit entstände,  so  würde  sofort  durch  die  Konkurrenz  ein  solches 
Mehr  produziert,  daß  die  Preise  wieder  dem  Wertgesetz  entsprechend 
sich  gestalteten,  also  nur  der  Durchschnittsprofit  zu  erzielen  sei. 

Dies  trifft  aber  für  die  meisten  der  Mode  unterworfenen  Waren 
nicht  zu ; sie  können  in  der  Regel  gar  nicht  schnell  genug  wieder 
hergestellt  werden ; längere  Zeit  vor  der  Saison  produziert,  werden 
sie  in  dem  Maße  gekauft,  als  es  der  Mode  entspricht;  eine  falsche 
Kalkulation  läßt  sich  nicht  wieder  gut  machen  und  ähnlich  liegt 
es  bei  zahlreichen  Waren,  deren  Konsum  von  der  Laune,  der 
Liebhaberei,  dem  Geschmack  des  Publikums  abhängt. 

Es  ist  ein  Grundfehler  der  MARx’schen  Werttheorie,  daß  der 

Produktions-  und  Verwertungsprozeß  auseinandergerrissen  werden, 

statt  als  Einheit  zusammengefaßt  zu  werden.  Marx  bemüht  sich, 

den  Wert  zunächst  nur  vom  Standpunkte  der  Produktion  aus  zu 

betrachten;  er  nimmt  ein  gewisses  Quantum  Arbeitszeit,  das  auf 

die  Produktion  der  Ware  verwandt  ist,  nennt  dies  „Wert“  und 

operiert  mit  dieser  Größe  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Waren 

auch  zu  diesem  Werte  verkäuflich  sind;  erst  später  kommt  er  dann 

dazu,  die  vielen  Einschränkungen  anzugeben,  die  sich  aus  der 

Verwandlung  des  Arbeitsproduktes  in  Geld  ergeben  *).  Marx  weiß, 

daß  die  Ware  erst  im  Cirkulationsprozeß  ihren  Wert  realisieren 

kann,  glaubt  aber  doch,  bei  seiner  Werttheorie  davon  abstrahieren 

zu  können;  so  sagt  er  z.  B.  III,  2,  S.  179:  „Jede  Ware  kann  ihren 

Wert  nur  realisieren  im  Cirkulationsprozeß,  und  ob  und  wie  weit 

sie  ihn  realisiert,  hängt  von  den  jedesmaligen  Marktbedingungen 

ab.“  Daher  finden  wir  auch  so  häufig  im  I.  Bande  die  Rede- 

{ 

i 

i)  Mit  Recht  sagt  Lange  a.  a.  O.  S.  572:  „Wir  bewegen  uns  also  m . 

den  theoretischen  Ausführungen  des  ersten  Bandes  in  einer  anderen  wirt  ! 

schaftlichen  Welt  als  der  wirklichen  in  MARX’scher  Auffassung.“  I 
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Wendung:  „Ich  unterstelle,  daß  die  Ware  zu  ihrem  Werte  ver- 
kauft wird.’*  — In  diesem  Sinne  führt  Marx  im  I.  Bande  weiter 
aus  (I,  S.  72):  „Die  Teilung  der  Arbeit  verwandelt  das  Arbeits- 
produkt in  Ware  und  macht  dadurch  seine  Verwandlung  in  Geld 
notwendig.  Sie  macht  es  zugleich  zufällig,  ob  diese  Transsub- 
station gelingt.  Hier  ist  jedoch  das  Phänomen  rein  zu  betrachten, 
sein  normaler  Vorgang  also  vorauszusetzen.  Wenn  es  übrigens 
überhaupt  vorgeht,  die  Ware  also  nicht  unverkäuflich  ist,  findet 
stets  ihr  Formwechsel  statt,  obgleich  abnormal  in  diesen  Form- 
wechsel Substanz  — Wertgröße  — eingebüßt  oder  zugesetzt  werden 
mag.“  Um  Wert-  und  Preisgröße  als  korrespondierend  zu  be- 
trachten, muß  Marx  alle  die  anderen  Faktoren,  die  außer  der 
„gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit“  auch  auf  die  Preisbildung 
ein  wirken,  als  quantite  negligeable  behandeln,  oder  vielmehr  Preis- 
bildungen, die  dem  Wertgesetz  nicht  adäquat  sind,  als  Ausnahmen 
von  der  Regel  statuieren;  so  sagt  er  I.  S.  66:  „Die  Wertgröße 
der  Ware  drückt  also  ein  notwendiges,  ilirem  Bildungsprozeß 
immanentes  Verhältnis  zur  gesellschaftlichen  Arbeitszeit  aus.  Mit 
der  Verwandlung  der  Wertgröße  in  Preis  erscheint  dies  notwendige 
Verhältnis  als  Austauschverhältnis  einer  Ware  mit  der  außer  ihr 
existierenden  Geldware.  In  diesem  Verhältnis  kann  sich  aber 
ebenso  wohl  die  Wertgröße  der  Ware  ausdrücken,  als  das  Mehr 
oder  Minder,  worin  sie  unter  gegebenen  Umständen  veräußerlich 
ist.  Die  Möglichkeit  quantitativer  Inkongruenz  zwischen  Preis  und 
Wertgröße  oder  die  Abweichung  des  Preises  von  der  Wertgröße 
liegt  also  in  der  Preisform  selbst.  Es  ist  dies  kein  Mangel  dieser 
Form,  sondern  macht  sie  umgekehrt  zur  adäquaten  Form  einer 
Produktionsweise,  worin  sich  die  Regel  nur  als  blindwnrkendes 
Durchschnittsgesetz  der  Regellosigkeit  durchsetzen  kann.“  — 
Aehnlich  lautet  es  an  anderer  Stelle  (L  S.  321):  „Die  bei  der 
Teilung  der  Arbeit  im  Innern  der  Werkstatt  a priori  und  plan- 
mäßig befolgte  Regel  wirkt  bei  der  Teilung  der  Arbeit  im  Innern 
der  Gesellschaft  nur  a posteriori  als  innere,  stumme,  imBarometer- 
wechselderMarktpreise  wahrnehmbare,  die  regellose  Willkür 
der  Warenproduzenten  überwältigende  Naturnotwendigkeit“  und 
{I,  S.  12 1):  „Waren  können  zwar  zu  Preisen  verkauft  werden,  die 
von  ihren  Werten  abweichen,  aber  diese  Abweichung  erscheint 
als  Verletzung  des  Gesetzes  des  Warenaustausches.“ 

Zu  all  diesen  Versuchen,  das  Wertgesetz  in  Uebereinstimmung 
mit  der  thatsächlichen  Preisbildung  zu  bringen,  ist  kritisch  fol- 
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gendes  zu  bemerken:  Was  steckt  Gemeinsames  in  der  Ware,  so 
daß  wir  sie  im  Austausche  gleich  setzen?  Dies  war  die  Grund- 
frage, von  der  Marx  ausging;  er  antwortete:  Das  Gemeinsame 
ist  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  und  dieses  Gemein- 
same soll  der  Wert  der  Ware  sein.  Der  Preis  soll  durch  diese 
Wertgröße  in  letzter  Instanz  bestimmt  werden.  Nun  wird  che 
faktische  Preisbildung  geschildert  und  es  kommt  zum  Vorschein, 
daß  sie  ebenso  leicht  ein  Mehr  oder  Minder  darstelle,  worin  sie 
von  der  Wertgröße  ab  weiche.  Ist  da  noch  irgend  eine  Be- 
stimmtheit, irgend  eine  ein  wandsfreie  Theorie  vorhanden?  Wenn 
Marx  selbst  zugiebt,  daß  sein  Wertgesetz  sich  nur  als  Regel- 
losigkeit durchsetzt,  wäre  es  dann  nicht  vielmehr  Aufgabe  dessen, 
der  hinter  den  wahren  Grund  der  Erscheinungen  kommen  will,  diese 
sog.  Regellosigkeit  zu  erklären  und  in  ihren  Einzelheiten  klar  zu 
legen,  statt  eine  „Regel“  zu  geben,  die  doch  nur  durch  „Ab- 
weichung“  sich  kundgiebt? 

Hier  zeigt  sich  wieder,  wie  verfehlt  der  Weg  war,  bei  Erfor- 
schung des  Werts  eine  Trennung  der  Produktions-  und  Cirkulations- 
sphäre  vorzunehmen ; sie  gehören  vielmehr  aufs  innigste  zusammen , 
es  geht  nicht  an,  sich  aus  der  ersten  Sphäre  eine  Werthypothese 
zurechtzulegen,  an  der  dann  erst  die  Wirklichkeit  zu  prüfen  sei, 
vom  thatsächlichen  Preise  ausgehend,  gilt  es,  die  dahinter  liegende 
Gesetzmäßigkeit  zu  erkennen.  Es  wurde  aber  schon  kurz  erwähnt, 
daß  eine  solche  Werttheorie  in  erster  Linie  auf  die  Frage  der 
Bedürfnisgestaltung  und  nicht  auf  irgend  eine  Thatsache  aus  der 
Produktion  der  Ware  rekurrieren  muß  — doch  ist  hier  nicht  der 
Ort,  dies  weiter  auszuführen. 

Wenn  Marx  meint  (I,  S.  128  Anm.),  „man  solle  sich  nicht 
durch  störende  und  dem  eigentlichen  Verlaufe  fremde  Neben- 
umstände verwirren  lassen“  und  dann  fortfährt:  „Die  beständigen 
Oscillationen  der  Marktpreise,  ihr  Steigen  und  Sinken,  kompen- 
sieren sich,  heben  sich  wechselseitig  auf  und  reduzieren  sich  selbst 
zum  Durchschnittspreise  als  ihrer  inneren  Regel* , so  ist  darauf 
zu  erwddern,  daß  es  allerdings  nur  auf  den  Durchschnittspreis  an- 
kommt, daß  aber  auch  dieser  Durchschnittspreis  in  der  privat- 
wirtschaftlichen Produktionsweise  nicht  durch  das  durchschnittlich 
aufgewendete  Arbeitsquantum  bestimmt  wird,  sondern  durch  das 
Verhältnis,  in  dem  die  vom  Produzenten  auf  den  Markt  gebrachte 
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Produktenmenge  zu  den  Begehrungen  und  dem  Kaufvermögen 
der  Konsumenten  steht. 

Nach  Marx’  Darstellung  sollen  alle  diese  Momente  der  Be- 
darfsgestaltung nur  die  Pendelschwingung  angeben,  um  welche 
die  Marktpreise  oscillieren,  deren  Gravitationscentrum  also  durch 
die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  bestimmt  ist.  Daher 
sagt  Marx  (IH,  i,  S.  167);  „Der  Austausch  oder  Verkauf  der 
Waren  zu  ihrem  Wert  ist  das  Rationelle,  das  natürliche  Gesetz 
ihres  Gleichgewichtes;  von  ihnen  ausgehend,  sind  die  Ab- 
weichungen zu  erklären,  nicht  umgekehrt  aus  den  Abweichungen 
das  Gesetz  selbst.“  Was  hier  Marx  mit  „Abweichungen“  be- 
zeichnet, ist  thatsächlich  das  für  den  Wert  Bestimmende:  die 
immer  wechselnden  Momente  der  rein  subjektiven  Begehrungen 
der  Konsumenten.  Eine  ganz  andere  Bedeutung  hätte  die  Kate- 
gorie der  gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit  bei  sozialistischer 
Produktionsweise , wo  nicht  die  Willkür  der  Produzenten  und 
Konsumenten  die  Produktionsrichtung  bestimmt,  sondern  wo  von 
Gesellschaftswegen  die  vorherbestimmten  Btjdarfsartikel  für  den 
Konsum  der  Gesellschaft  produziert  werden.  Marx  kennt  genau 
die  „Anarchie  der  Konkurrenz“;  er  schildert  dieselbe  wiederholt 
in  glänzender  Farbe ; statt  aber  daraus  den  Schluß  zu  ziehen,  daß 
eine  Wertbestimmung  durch  einen  objektiven  Faktor  möglich  sei, 
fügt  er  stets  hinzu,  daß  alle  die  Schwankungen  und  Zufälligkeiten 
der  Konkurrenz  wieder  ihren  Regulator  fänden  in  einem  Durch- 
schnittssatze, der  seiner  W^ertgröße  entspricht.  Z.  B.  III,  2,  S.  41!. : 
„Da  diese  (d.  h.  die  einzelnen  kapitalistischen  Produzenten)  sich 
nur  als  Warenbesitzer  gegenübertreten  und  jeder  seine  Ware  so 
hoch  als  möglich  zu  verkaufen  sucht  (auch  scheinbar  in  der 
Regulierung  der  Produktion  selbst  nur  durch  seine  Willkür  ge- 
leitet ist),  setzt  sich  das  innere  Gesetz  nur  durch  vermittelst  ihrer 
Konkurrenz,  ihres  wechselseitigen  Druckes  auf  einander,  wodurch 
sich  die  Abweichungen  gegenseitig  aufheben.  Nur  als  inneres 
Gesetz,  den  einzelnen  Agenten  gegenüber  als  blindes  Naturgesetz, 
wirkt  hier  das  Gesetz  des  Wertes  und  setzt  das  gesellschaftliche 
Gleichgewicht  der  Produktion  inmitten  ihrer  zufälligen  Fluktu- 
ationen durch.“  Ferner  III,  2,  S.  418;  „Unter  den  Kapitalisten, 
die  sich  nur  als  Warenbesitzer  gegenübertreten,  herrscht  die  voll- 
ständigste Anarchie,  innerhalb  deren  der  gesellschaftliche  Zu- 
sammenhang der  Produktion  sich  nur  als  übermächtiges  Naturgesetz 
der  individuellen  Willkür  gegenüber  geltend  macht.“  Und  be- 
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sonders  klar  III,  2,  S.  396:  „Die  Marktpreise  steigen  über,  und 
fallen  unter  diese  regulierenden  Produktionspreise,  aber  diese 
Schwankungen  heben  sich  wechselseitig  auf.  Betrachtet  man 
Preislisten  während  einer  längeren  Periode,  und  zieht  man  die 
Fälle  ab,  wo  der  wirkliche  Wert  der  Waren  infolge  eines  Wech- 
sels in  der  Produktionskraft  der  Arbeit  verändert,  und  ebenso  die 
Fälle,  worin  durch  natürliche  oder  gesellschaftliche  Unfälle  der 
Produktionsprozeß  gestört  wurde,  so  wird  man  sich  wundern, 
erstens  über  die  verhältnismäßig  engen  Grenzen  der  Abweichung, 
und  zweitens  über  die  Regelmäßigkeit  ihrer  Ausgleichung.“ 

Hat  wirklich  die  Warenproduktion  die  Tendenz,  Angebot 
und  Nachfrage  auszugleichen?  Sehen  wir  nicht  vielmehr  gerade 
als  hervorstechendste  Eigentümlichkeit  der  privatwnrtschaftlichen 
Produktionsweise  neben  glücklicher,  zutreffender  Berechnung  des 
Bedarfes  ein  fortwährendes  falsches  Kalkulieren,  daher  Ueber-  und 
Unterproduktion,  abwechselnd  große  Gewinne  und  große  Verluste, 
ein  ewiges  Auf  und  Ab  der  Konkurrenzerscheinungen,  die  uns 
nirgends  einen  festen  Punkt  zur  Wertbemessung  erkennen  lassen, 
vollends  aber  nicht  die  aufgewendete  Arbeitsmenge  als  Gravi- 
tationszentrum  ? — Es  giebt  keinen  permanenten  Wert  der  Waren, 
von  dem  die  thatsächlichen  Preise  nur  Abweichungen  darstellen. 
Die  Produktionskosten  bilden  wohl  das  Mindestmaß  dessen,  was 
der  bei  der  Konkurrenz  beteiligte  Produzent  bei  Verkauf  seiner 
Produkte  zu  erlangen  sucht,  aber  nicht  das  Maß  für  den  Durch- 
schnittspreis. 

Gilt  dies  schon  für  die  Zeiten  normalen  Geschäftsgangs,  so 
ist  es  noch  in  verstärktem  Maße  der  Fall  in  Zeiten  der  Ueber- 
produktion,  der  Ueberspekulation,  der  Krisen  etc.  Hier  können 
die  Abweichungen  der  Preise  vom  MARx’schen  Wert  nach  oben 
und  unten  die  denkbar  größten  sein;  namentlich  in  kapitalreichen 
Industriezweigen  sind  jahrelang  Produktenpreise  möglich,  die  nicht 
einmal  die  Kapitalauslagen  decken,  geschweige  denn  Gewinne 
übrig  lassen.  — In  Bezug  auf  die  Krisen  ist  ein  eigentümlicher 
Widerspruch  bei  Marx  vorhanden  in  der  Art,  wie  er  sie  in  der 
Wert-  und  Preislehre  und  wie  er  sie  bei  der  allgemeinen  Charak- 
teristik der  kapitalistischen  Produktionsweise  behandelt.  Gilt  es, 
die  moderne  Wirtschaftsordnung  zu  kennzeichnen,  so  können  die 
Farben  nicht  schwarz  genug  gemalt  werden,  um  die  verheerende 
Wirkung  der  Krisen  zu  schildern.  Man  denke  daran , wie  im 
kommunistischen  Manifest  Marx  und  Engels  die  Handels- 
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krisen  schildern,  „welche  in  ihrer  periodischen  Wiederkehr  immer 
drohender  die  Existenz  der  ganzen  bürgerlichen  Gesellschaft  in 
Frage  stellen“  ').  Die  verheerenden  Wirkungen  der  Krisen,  die 
ruinösen  Preisstürze,  die  alle  Berechnung  über  den  Haufen 
werfen,  werden  uns  gerade  in  den  Schriften  von  Marx  und 
Engels  in  krasser  Weise  vorgeführt!  Jtstzt  erscheinen  sie  als 
„gesellschaftliche  Unfälle,  wodurch  der  Produktionsprozeß  ge- 
stört wird“  und  von  denen  abgesehen  w'erden  muß,  wenn  das 
Wertgesetz  seine  Giltigkeit  bewahren  soll.  Denn  die  Krisen  sind 
doch  wohl  unter  diese  „Unfälle“  zu  zählen,  von  denen  Marx  in 
der  soeben  citierten  Stelle  spricht.  Und  nachdem  Marx  ent- 
wickelt hat,  daß  Marktwert  und  Marktpreis  im  großen  und  ganzen 
sich  dem  Wertgesetz  entsprechend  bilden,  fügt  er  hinzu:  „die  Fälle 
von  Krisen  und  Ueberproduktion  überhaupt  ausgenommen“. 

Wenn  wir  in  diesem  Abschnitte  speciell  auf  vielfache  In- 
konsequenzen und  Widersprüche  hinwiesen,  zu  denen  Marx  ge- 
zwungen wurde,  da  er  die  Preisgestaltung  mit  seiner  M^erttheorie  in 
Uebereinstimmung  zu  bringen  suchte,  so  können  wir  als  weiteren 
Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  Polemik  ansehen,  daß  von 
marxistischer  Seite  selbst  die  betreffenden  Ausführungen  von  Marx 
als  „der  methodischen  Sicherheit“  entbehrend  bezeichnet  worden 
sind.  Kein  geringes  Eingeständnis,  wenn  man  weiß,  wie  energisch 
die  Marxisten  sonst  die  unbedingte  Zuverlässigkeit  der  Marx  sehen 
Methode  verteidigen.  Dieses  Zugeständnis  findet  sich  in  einer 
Besprechung  Conrad  Schmidt’s  über  die  erwähnte  Abhandlung 
von  Böhm-B.\werk,  der  ebenfalls  in  seiner  Kritik  der  M.\RX- 
schen  Lösung  des  Rätsels  der  Durchschnittsprofitrate  auf  mannig- 
fache Widersprüche  bei  Marx  hingewiesen  hatte;  in  Bezug 
hierauf  meint  Schmidt*):  „Die  Polemik  Böhm-Bawerk’s  gegen 
die  indirekte  Herrschaft  des  Wertgesetzes  in  „„letzter  Instanz””  deckt 
mit  großem  Geschicke  eine  Reihe  wirklich  vorhandener  Unklar- 
heiten auf.  Gerade  diese  entscheidende  Stelle  des  dritten  Bandes, 
in  welcher  die  durch  die  Konkurrenz  bedingte  Abweichung  der 
Profite  vom  Mehrwert  und  damit  der  W arenpreise  vom  Mehrwert 
entwickelt  und  das  Wertgesetz  aus  einem  direkt  zu  einem  in- 
direkt bestimmenden  Faktor  der  Preisregulierung  umgedeutet 
wird,  ist  nicht  mit  der  methodischen  Sicherheit,  durch 

1)  4,  Ausgabe,  London  1890,  S.  13. 

2)  Litterarische  Rundschau  vom  10.  April  1897,  enthalten  in  der  Beilage 
zum  „Vorwärts“. 
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welche  sich  die  MARx’schen  Deduktionen  sonst  auszeichnen,  aus- 
geführt.“ 

4.  Wert  und  Preis  der  Arbeitskraft.  (Die  Theorie  des 

Arbeitslohnes.) 

Ist  Marx  ein  Vertreter  des  ehernen  Lohngesetzes  oder  nicht? 
Diese  oft  ventilierte  Frage  wurde  zwar  von  Marx  selbst  erledigt 
durch  eine  Erklärung,  daß  er  kein  Anhänger,  sondern  ein  schroffer 
Gegner  desselben  sei  ^).  Marx  wurde  aber  daraufhin  des  Wider- 
spruches beschuldig,  da  er  in  Konsequenz  seiner  Werttheorie  zu 
einem  ehernen  Lohngesetze  kommen  müsse. 

Dieser  Widerspruch  ist  ebenfalls  durch  den  Hinweis  auf 
die  Abweichung  von  Wert  und  Preis  zu  lösen;  wäre  wirklich 
der  Preis  durch  den  Wert  ausschließlich  bestimmt,  so  müßte 
Marx  zu  einem  ehernen  Lohngesetze  gelangen;  gerade  aber 
weil  Marx  diese  Kongruenz  von  Wert  und  Preis  gar  nicht  auf- 
recht erhalten  kann,  sondern  die  mannigfachsten  Abweichungen 
der  Preise  vom  Wert  zugeben  muß,  kann  er  auch  trotz  seiner 
Theorie  des  Wertes  der  Arbeitskraft  das  eherne  Lohngesetz 
weit  von  sich  weisen.  Wonach  berechnet  sich  der  Wert  der 
Arbeitskraft  nach  der  MARx’schen  Theorie  ? Der  Wert  der 
Arbeitskraft  wird  ebenso  berechnet,  wie  der  Wert  anderer  Waren 
d.  h.  nach  der  gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitszeit.  Zwar  die 
menschliche  Arbeitskraft  selbst  kann  nicht  produziert  werden, 
wohl  aber  die  Lebensmittel,  die  nötig  sind,  die  Arbeitskraft  zu 
erhalten.  — Der  Wert  der  Arbeitskraft  ist  also  — nach  Marx  — 
bestimmt  durch  den  Wert  der  gewohnheitsmäßig  notwendigen 
Lebensmittel  des  Durchschnittsarbeiters.  Doch  dies  ist  nur  ein 
Durchschnittswert.  Der  wirkliche  Wert  der  Arbeitskraft  weicht 
von  diesem  physischen  Minimum  ab,  „er  ist  verschieden  je  nach 
dem  Klima  und  dem  Stand  der  gesellschaftlichen  Entwickelung 
er  hängt  ab  nicht  nur  von  den  physischen,  sondern  auch  von  den 
historisch  entwickelten  gesellschaftlichen  Bedürfnissen,  die  zur 
zuzeiten  Natur  werden“  (III,  2,  S.  393). 

Angenommen,  z.  B.  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit 
zur  Herstellung  der  Lebensmittel,  die  für  Erhaltung  einer  männ- 

i)  Cf.  Neue  Zeit,  IX.  Jahrg.,  Bd.  I,  1890/91 : Zur  Kritik  des  sozialdemo- 
kratischen Parteiprogramms,  aus  dem  Nachlaß  von  Karl  Marx,  S.  570  ff. 
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der  Arbetekraft  nötig  iet.  den  Wert  der 
was  zur  Erhalt  g Existenzminimum  das 

SiSSionsc'eniX'der  Arbeitslöhne?  Dies  wäre  allerdings  der 
?aT“nn  nicht  Wert  und  Preis  so  sehr  divergierten,  wie  d|^ 
bei  Marx  der  Fall.  Der  Preis  der  Arbeitskraft,  wie  er  in  Form 
des  Arbeitslohnes  dem  Arbeiter  gezahlt  wird. 
nnd  unten  stark  abweichen  von  dem,  was  dem  Werte  der 
ifbeitTk^^ft  "äguat  wäre.  Es  liegt  Mer  ganz  d^elbe  vo.  wie 
beim  Wert  und  Preis  der  Waren.  Wie  es  nur  Zufall 
wir  sahen  - daß  der  Marktpreis  dem  Produktionspreise  (der 
wieder  durch  den  Wert  bestimmt  ist)  entspricht  - nanihch  nur 
Varhfrao-e  und  Zufuhr  sich  decken,  so  ist  auch  der  Arbeits- 
I^rnurdann  identisch  mit  dem  Werte  der  Arbeitsl^aft  wenn 
N^hfrage  und  Angebot  sich  decken  (III,  i.  S.  341).  Die  Konton^ 
bewirkt^daß  die  Marktpreise  der  Arbeit  ebenso  steigen  und  faUen, 
tTe  d5e  Marktpreise  L Waren.  Die  Höhe  des  Arbeitslohn^ 
hängt  im  einzelnen  Fall  vom  Verhältnis  von  Nachfrage  und  Zu 
derSrbeitskräfte  ab.  - Der  Wert  Ut  für  M.tKX  „t^  eine  vorläufig 
anffenommene  Größe,  die  dann  erheblich  modifiziert  wird 

^ Marx  behauptet  auch  nicht,  wie  Ricardo,  daß  der  faktische 
Arbeitslohn  um  das  Existenzminimum  oscilheren  müsse,  für  di 
Lohnhöhe  ist  nach  seiner  Auffassung  vielmehr  wesentlich  nu 
das  Verwertungsbedürfnis  des  Kapitals.  Selbst  ^ 

das  Existenzminimum  überschreitet,  ist  — nach 
kapitalistische  Mehrtvertbildung  mögUch,  und  in 
bilLng,  nicht  in  einem  ehernen  Lohngesetz,  von  dem  er  me 
sprach^’ erblickte  Marx  das  Wesentliche  der  kapitalistischen  Pro- 
duktioksperiode.  Wie  weit  Marx  davon  entfernt  war.  ein 
ehernes  Lohngesetz“  anzunehmen,  geht  deutlich  aus  seiner  1 
"Kapital“  entwickelten  Lohntheorie  hervor;  dort  giebt  er  aus- 
drücklich zu,  daß  Arbeitslöhne  über  das  Existenzminimum  hinaus 
t^hl  möglich  seien  und  stets  so  lange,  als  es  das  Verwertungs- 
bedürfnis des  Kapitals  erfordere  (I.  S.  629): 

Ldürfnisse  des  Kapitals  können  das  Wachstum  der  Arbeitekraft 
oder  der  Arbeiteranzahl,  die  Nachfrage  nach  Arbeitern  ihre  Ziffuhr 
überflügeln  und  daher  die  Arbeitslöhne  steigern  . . ^e  m 

oder  minder  ungünstigen  Umstände,  worin  sich  die  Lohnarbeiter 
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erhalten  und  vermehren,  ändern  jedoch  nichts  am  frundcharakt^ 

der  kapitalistischen  Produktion.“  Ferner  (I,  S.  637): 

Menge  der  von  der  Arbeiterklasse  gelieferten  und  von  der  Kapi- 
talistenklasse accumulierten,  unbezahlten  Arbeit  r^c  ™ 

nur  durch  einen  außergewöhnlichen  Zuschuß  bezaMter  ei 
in  Kapital  verwandeln  zu  können,  so  steigt  der  Lohn 
andere  gleichgesetzt,  nimmt  die  unbezahlte  Arbeit  im  Verhältnis 
ab“  Die  Erhöhung  des  Arbeitepreises  ist  demnach  sehr  w 
möglich  - sie  muß  nur  „eingebannt  bleiben  in  Grenzen,  die  die 
Grundlage  des  kapitalistischen  Systems  unangetastet  lassen  (i, 
g 638).  — Bei  seiner  Anwendung  des  Wertbegriffes  auf  (he 
Arbeitskraft  bringt  es  Marx  vermittelst  des  von  uns  bereite 
kritisierten  Verfahrens,  den  Wertbegriff  aus  der  Produktionssphare 
zu  schöpfen  und  dann  durch  die  Vorgänge  des  Cirkulationsprozesses 
zu  „modifizieren“,  fertig,  die  Entstehung  eines  Mehrwertes  zu  on- 
struieren,  selbst  wenn  die  betreffende  Ware  unverkäuflich  bleibt. 

Der  Gedankengang  ist  dabei  folgender:  1 r.. 

Die  Ware  wird  zu  ihrem  Werte  vom  Kapitalisten  gekautt; 
sagen  wir,  der  Wert  = 6 Arbeitsstunden ; diese  Ware,  nämlich  die 
Arbeitskraft,  hat  aber  die  Eigentümlichkeit,  zu  ihrem  Werte  ver- 
kauft  zu  werden  und  doch  Quelle  von  Mehrwert  zu  sein;  denn 
wenn  auch  durch  6 Arbeitsstunden  der  Wert  der  Arbeitskraft  er- 
setzt ist,  so  ist  doch  die  Möglichkeit  vorhanden,  die  Arbeits- 
kraft 8.  IO,  12  und  noch  mehr  Stunden  auszunutzen;  diese  über 
6 Stunden  (in  unserem  Beispiel)  hinaus  geleistete  Arbeit  nennt 
Marx  Mehrarbeit,  sie  liefert  den  Mehrwert,  jier  dem  Kapitalsten 
zufällt.  Marx  setzt  bei  seiner  Theorie  des  Arbeitswertes,  wie  bei 
seiner  Theorie  des  Mehrwertes,  voraus,  daß  die  Produkte  verkauft 
werden,  und  gelangt  so  zu  dem  Schlüsse:  „es  ist  ein  Teil  des  vom 
Arbeiter  selbst  beständig  reproduzierten  Produktes,  das  ihm  in 
der  Form  des  Arbeitslohnes  beständig  zurückfließt“  (I,  S.  530). 

Wie  aber,  wenn  die  betreffenden  Waren  nicht  verkäuflich  sind? 
In  diesen  Fällen  würde  natürhch  der  Kapitalist  um  seinen  Meiert 
kommen ; der  Mehrwertselbst  aber  käme  doch  zur  Erscheinung, 
denn  der  Mehrwert  wird  objektiv  dadurch  geschaffen,  daß  der 
Arbeiter  Mehrarbeit  hat  leisten  müssen;  das  ist  der  Sinn  der  fol- 
genden Stelle  bei  Marx  (HI,  i,  S.  225):  „Sobald  das  auspreßb^e 
Quantum  Mehrarbeit  in  Waren  vergegenständlicht  ist,  ist  der 
Mehrwert  produziert.  Aber  mit  dieser  Produktion  des  Mehrwerts 
ist  nur  der  i.  Akt  des  kapitalistischen  Produktionsprozesses,  der 
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unmittelbare  Produktionsprozeß,  beendet.  Das  Kapital  hat  so  und 
so  Adel  unbezahlte  Arbeit  eingesaugt.  Mit  der  Entwickelung  des 
Prozesses,  der  sich  im  Falle  der  Profitrate  ausdrückt,  schwillt  die 
Masse  des  so  produzierten  Mehrwertes  ins  Ungeheuere.  Nun 
kommt  der  2.  Akt  des  Prozesses.  Die  gesamte  Warenmasse,  das 
Gesamtprodukt,  sowohl  der  Teil,  der  das  konstante  und  variable 
Kapital  ersetzt,  wie  der,  der  Mehrwert  darstellt,  muß  verkauft 
werden.  Geschieht  das  nicht,  oder  nur  zum  Teil,  oder  nur  zu 
Preisen,  die  unter  den  Produktionspreisen  stehen , so  ist  der 
Arbeiter  zwar  exploitiert,  aber  seine  Exploitation  realisiert  sich 
nicht  von  selbst  für  den  Kapitalisten,  kann  mit  gar  keiner  oder 
nur  teilweiser  Realisation  des  abgepreßten  Mehrwertes,  ja  mit 
teilAveisem  oder  ganzem  Verlust  seines  Kapitals 
verbunden  sein.“ 

Wir  wollen  hier  nicht  untersuchen,  ob  überhaupt  die  mensch- 
liche Arbeitskraft  als  eine  Ware  betrachtet  werden  kann,  die 
unter  das  MARx’sche  Wertgesetz  subsumiert  werden  darf;  wir 
wollen  auch  nicht  näher  darauf  eingehen,  daß  in  diesem  speciellen 
Falle  Marx  nur  durch  eine  sehr  weitgehende  Modifikation  seines 
V ertgesetzes  diese  Subsumtion  möglich  macht ; denn  während 
sonst  der  Wert  der  Ware  bestimmt  werden  soll  durch  die  auf  die 
Ware  selbst  verwandte  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit, 
soll  hier  der  Wert  von  Dingen  in  Betracht  kommen,  die  zur 
Reproduktion  dieser  Ware  nötig  sind;  dies  alles  würde  bei 
einer  MARx-Kritik  ausführlich  zu  erörtern  sein:  hier  kommt  es 
uns  nur  darauf  an,  nachzuweisen,  daß  das  Fehlerhafte  des  Weges, 
den  Marx  bei  seiner  Werttheorie  im  allgemeinen  einschlägt,  sich 
besonders  auch  zeigt,  wo  er  diese  auf  die  Arbeitskraft  anwendet. 

So  wenig  es  angeht,  aus  einem  bestimmten  Kostenquantum, 
das  auf  Herstellung  einer  Ware  verwandt  ist,  auf  den  Wert  der 
Ware  zu  schließen,  so  ist  es  allemal  unmöglich,  Wert  und  Mehr- 
Avert  der  Arbeitskraft  zu  betrachten,  ohne  das  mit  Hilfe  dieser 
Arbeitskraft  erzielte  Produkt  und  seine  Schit:ksale  im  Cirkulations- 
prozesse  mitzuberücksichtigen.  Wenn  Marx  immer  wieder  er- 
klärt, er  nenne  Wert  der  Arbeitskraft  das,  was  zu  ihrer  Repro- 
duktion nötig  sei,  und  Mehrwert  das,  was  darüber  hinausgeht,  so 
daß  letzterer  das  Resultat  unbezahlter  Arbeit  darstellt,  der  dem 
Unternehmer  zufalle,  so  ist  darauf  zu  erwidern:  gerade  so  wenig 

I)  Vgl.  darüber  Otto  Gerlach  , Die  Bedingungen  Avirtschaftlicher 
Thätigkeit.  Jena  1890.  S.  48. 
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als  6 Arbeitsstunden,  die  auf  die  Herstellung  einer  Ware  verwandt 
sind,  ausschlaggebend  sind  für  den  Wert  dieser  Ware,  gerade  so 
wenig  bedeutet  eine  6-stündige  Arbeitsleistung  in  irgend  einem 
Produktionsprozesse,  daß  damit  eine  Wertschaffung  verbunden 
sein  müsse.  Was  hierdurch  geschaffen  wird,  ist  stets  nur  ein 
Arbeitsprodukt;  ob  und  in  welchem  Maße  mit  dieser  Produktion 
auch  eine  Wertschaffung  A^erknüpft  ist,  ergiebt  sich  erst  aus  dem 
Verkaufe;  ob  überhaupt  ein  Verkauf  zustande  kommt  und  unter 
welchen  Verhältnissen  er  zustande  kommt,  ist  maßgebend  für  die 
Frage  des  Wertes. 

Der  Preis,  den  der  Käufer  der  Arbeitskraft  (wenn  überhaupt 
der  Ausdruck  statthaft  ist)  als  Arbeitslohn  zahlt,  ist  eine  Aus- 
lage, die  im  Hinblick  auf  einen  erst  später  zu  realisierenden  Ver- 
kaufserlös gemacht  wird  — eine  Wert-  oder  Mehrwertbildung, 
die  schon  im  Produktionsprozesse  vor  sich  gehen  soll,  ist  gänzlich 
ausgeschlossen. 

So  ist  auch  der  thatsächliche  Arbeitslohn  bei  Marx  erklärt 
durch  eine  Divergenz  von  Wert  und  Preis,  wie  die  Durchschnitts- 
profitrate und  der  Produktionspreis  durch  eine  Abweichung  der 
Preise  vom  Werte  erklärt  war  und  wie  der  Marktpreis  durch  eine 
derartige  Inkongruenz  zustande  kam. 

5.  Die  Theorie  der  Grundrente. 

Eine  eingehende  Darstellung  der  MARx’schen  Grundrenten- 
theorie, die  zu  den  A^erwickeltsten  und  umfassendsten  Teilen  seines 
Systems  gehört  (III,  2,  SS.  152—367),  ist  hier  nicht  beabsichtigt; 
es  soll  nur  nachgewiesen  werden,  daß  Marx  auch  bei  der  Ent- 
wickelung seiner  Grundrententheorie  mannigfache  Abweichungen 
von  Wert  und  Preis  statuiert. 

Grund  und  Boden  hat  an  sich  nach  Marx’  Auffassung,  wie 
oben  bereits  ausgeführt  ^) , überhaupt  keinen  Wert,  da  er  kein 
Arbeitsprodukt  ist.  Die  kapitalisierte  Grundrente,  die  den  Kauf- 
preis oder  Wert  des  Bodens  bildet,  ist  also  eine  Kategorie,  die 
prima  facie,  ganz  wie  der  Preis  der  Arbeit,  irrationell  ist  ^).  Wenn 
der  Grund  und  Boden  einen  Preis  erlangt,  so  beruht  dies  darauf, 
daß  der  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  durch  geAvisse  Um- 
stände in  der  Lage  ist,  die  Benutzer  desselben  sich  tributpflichtig 

1)  Cf.  S.  8. 

2)  III,  2,  S.  162. 
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zu  machen.  Marx  nennt  daher  die  Grundrente  „eine  Geldsumme, 
die  der  Pächter-Kapitalist  dem  Grundeigentümer  zahlt  für  die 
Erlaubnis,  sein  Kapital  in  diesem  besonderen  Produktionsfeld  an- 
zuwenden“. 

Alle  Grundrente  ist  nach  Marx  Mehrwert,  ein  Produkt  von 
Mehrarbeit;  in  demselben  Maße,  wie  Mehrwert  und  Mehrprodukt 
sich  entwickeln,  entwickelt  sich  die  Fähigkeit  des  Grundeigentums, 
einen  wachsenden  Teil  dieses  Mehrwertes,  vermittelst  seines  Mono- 
pols an  der  Erde,  abzufangen,  daher  den  Wert  seiner  Rente  zu 
steigern  und  damit  den  Preis  des  Bodens  selbst. 

AIarx  unterscheidet  dreierlei  Arten  von  Grundrente,  zwei  nor- 
male und  eine  anormale.  Die  letztere  ist  dann  vorhanden,  wenn 
die  Grundrente  auf  einem  reinen  Monopolpreise  beruht;  hier 
wird  die  Rente  weder  vom  Produktionspreise  noch  vom  Werte  des 
Bodenproduktes  bestimmt,  sondern  durch  das  Bedürfnis  und 
die  Zahlungsfähigkeit  der  Käufer;  es  handelt  sich  um  die  Rente, 
welche  von  Grundstücken  aufgebracht  wird,  die  z.  B,  zum  Anbau 
besonders  ausgezeichneter,  seltener  Weine  dienen;  der  Preis  solcher 
Produkte  ist  „ein  Monopolpreis  und  wird  durch  den  Reichtum  und 
die  Liebhaberei  vornehmer  Weintrinker“  bestimmt;  die  Betrachtung 
dieser  Rente  verweist  Marx  daher  in  die  Lehre  von  der  Konkurrenz, 
wo  „die  wirkliche  Bewegung  der  Marktpreise  untersucht  wird.“  — 
Die  normalen  Rentenarten  dagegen  sollen  aus  der  MARxschen 
Wert-  und  Preislehre  zu  erklären  sein.  — 

Die  erste  Art  dieser  „normalen“  Renten  ist  die  Differential- 
rente, die  Marx  im  allgemeinen  im  Sinne  Ricardo’s  auffaßt,  wenn 
sich  auch  mannigfache  Abweichungen  im  einzelnen  finden.  Diese 
Grundrente  ist  ein  Surplusprofit,  der  auf  der  Differenz  zwischen 
dem  individuellen  Produktionspreise  begünstigter  Produzenten  und 
dem  allgemeinen  gesellschaftlichen , den  Markt  regulierenden 
Produktionspreis  der  ganzen  Produktionssphäre  beruht.  Diesem 
Surplusprofit  ist  nur,  gegenüber  anderen  Surplusprofiten,  charak- 
teristisch, daß  er  einer  Naturkraft  verdankt  wird. 

Die  zweite  Art  der  normalen  Renten  ist  die  absolute  Grund- 
rente: sie  ist  einfach  eine  Konsequenz  des  Monopolpreises 
des  Grund  und  Bodens.  Ihre  Entstehung  ist  — nach  Marx  — 
folgendermaßen  zu  erklären:  das  agrikole  Kapital  weist  eine 
niedrigere  Zusammensetzung  als  das  gesellschaftliche  Durchschnitts- 
kapital auf,  weil  es  mehr  lebendige  Arbeit  enthält ; infolgedessen  muß 
der  Wert  seines  Produktes  über  seinem  Produktionspreise  stehen, 
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d.  h.  ein  solches  Kapital  produziert,  weil  es  mehr  lebendige  Arbeit 
anwendet,  bei  gleicher  Exploitation  der  Arbeit  mehr  Mehrwert,  also 
mehr  Profit,  als  ein  gleich  großer,  aliquoter  Teil  des  gesellschaft- 
lichen Durchschnittskapitals. 

Die  bloße  Thatsache  eines  Ueberschusses  des  Werts  der 
Agrikulturprodukte  über  ihren  Produktionspreis  würde  noch  nicht 
zur  Bildung  der  Grundrente  genügen,  denn  auch  bei  Manufaktur- 
produkten kommen  derartige  Ueberschüsse  vor,  die  aber  zu  einem 
allgemeinen  Produktionspreise  ausgeglichen  werden. 

Diese  Ausgleichung  soll  nun  wegen  des  Grundeigentums 
unmöglich  sein:  das  Kapital  stößt  hier  auf  eine  fremde  Macht, 
die  es  nicht  überwinden  kann,  das  Grundeigentum.  Infolge  dieser 
Schranke  muß  der  Marktpreis  bis  zu  einem  Punkte  steigen,  wo 
der  Boden  einen  Ueberschuß  über  den  Produktionspreis,  d.  h. 
Rente,  zahlen  kann. 

Hier  sehen  wir  also,  daß  infolge  des  Bodenmonopols  der 
Wertüberschuß  der  Agrikulturprodukte  über  ihren  Produktions- 
preis zu  einem  bestimmenden  Moment  ihres  allgemeinen  Markt- 
preises werden  kann. 

Marx  erwähnt  auch  hierbei  eine  weitere  vom  Wertgesetz 
abweichende  Preisbildung;  er  meint  nämlich,  die  Rente  müsse 
nicht  gleich  dem  ganzen  Ueberschüsse  des  Werts  über  den  Pro- 
duktionspreis sein  — auch  wenn  der  Preis  der  Agrikultur- 
produkte nicht  gleich  ihrem  Werte  sei,  sei  doch  eine  Rente  mög- 
lich; es  hinge  ganz  vom  Stand  der  Zufuhr  zur  Nachfrage  und  von 
dem  Umfang  des  in  die  Bebauung  gezogenen  Gebietes  ab  (IH, 
2,  S.  295),  ob  der  Preis  den  Wert  erreiche  oder  nicht.  Die  Agri- 
kulturprodukte könnten  unter  ihrem  Werte  verkauft  werden  (ein 
Fall,  der  nach  Marx  sehr  häufig  ist),  und  dennoch  könne  eine 
Rente  entstehen,  da  sie  gleichzeitig  über  ihrem  Produktionspreise 
verkauft  würden. 

Auch  die  bekannte  Erscheinung , daß  für  kleinere  Boden- 
parzellen häufig  durch  Ueberschätzung  seitens  der  Käufer  ein  im 
Verhältnis  zum  Ertrage  übermäßig  hoher  Preis  gezahlt  wird,  wird 
von  Marx  erwähnt:  „Der  Bodenpreis  wird  gesteigert  . . . durch 
das  Uebergewicht  der  Nachfrage  nach  Grundeigentum  über  das 
Angebot.  In  Parzellen  verkauft,  bringt  der  Boden  hier  einen  weit 
höheren  Preis  als  beim  Verkauf  großer  Massen,  weil  hier  die 
Zahl  der  kleinen  Käufer  groß  und  die  der  großen  Käufer  klein 
ist“  (HI,  2.  S.  345). 
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Schluss. 

Wenn  wir  somit  speciell  auf  Grund  der  von  Marx  im 
IIL  Bande  dargelegten  Preistheorie  zu  dem  Ergebnisse  gelangt 
sind , daß  Marx  einen  falschen  Weg  eingeschlagen  hat  mit 
seiner  Werttheorie,  so  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  — auch  die 
Richtigkeit  dieser  Kritik  vorausgesetzt  — damit  noch  nichts 
Wesentliches  zur  Widerlegung  der  Grundgedanken  des  Marx- 
schen  Sozialismus  gesagt  ist.  Marx  hat  seine  sozialistischen  Grund- 
sätze niemals  grundsätzlich  aus  seiner  Werttheorie  begründet.  Es 
sollte  vielmehr  unsere  Kritik  sich  richten  gegen  die  objektivistische 
Methode  in  der  Werttheorie  überhaupt,  einerlei  ob  die  Anhänger 
dieser  Methode  bei  den  „bürgerlichen“  oder  bei  den  „sozialistischen“ 
Nationalökonomen  sich  finden.  Wie  wenig  Sozialistisches  in  der 
Arbeitswerttheorie  enthalten  ist,  geht  schon  daraus  hen^or,  daß  ein 
Hauptvertreter  der  bürgerlichen  Nationalökonomie,  einer  der 
Wortführer  und  wissenschaftlichen  Begründer  der  liberalen  Wirt- 
schaftspolitik, David  Ricardo,  ebenfalls  die  Arbeit  als  den 
zweckmäßigsten  Wertmaßstab  erklärt  hat.  Und^umgekehrt:  Die 
subjektivistische  Richtung  der  Werttheorie  findet  auch  zahlreiche 
Anhänger  unter  den  Sozialisten;  namentlich  unter  den  englischen 
Fabiern  sind  viele  überzeugte  Anhänger  der  Grenznutzentheorie 
zu  finden*).  Ob  man  die  „Arbeit“  oder  den  „Nutzen“  für  einen 
passenden  Wertmaßstab  hält  — wie  soll  dies  für  sozialistische 
oder  individualistische  Tendenz  ausschlaggebend  sein  ? Umge- 
kehrt, könnte  man  nicht  gerade  von  der  Thatsache  ausgehend,  die 
wir  zur  Widerlegung  von  Marx  besonders  hervorgehoben  haben, 
nämlich  der  Planlosigkeit  und  Willkür  der  privatwirtschaftlichen  Pro- 
duktion, die  ein  stabiles  Wertmaß  unmöglich  zn  machen  scheinen, 
zu  einer  scharfen  Kritik  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  ge- 
langen können?  Auch  die  auf  die  Werttheorie  auf  gebaute  Mehr- 
werttheorie schließt  noch  keine  sozialistische  Konsequenz 
ein;  daher  auch  eine  noch  so  glänzende  Widerlegung  der 
MARx’schen  Mehrwerttheorie  noch  nichts  von  Bedeutung  gegen 
seine  sozialistische  GrundaufFassung  bieten  könnte.  Man  kann 
ruhig  zugeben,  daß  Kapitalgewinn,  Grundrente,  Unternehmer- 
gewinn ihre  Wurzel  in  einem  dem  Arbeibir  abgepreßten  Mehr- 
wert haben,  was  beweist  dies  für  den,  der  etwa  annimmt,  daß 
ohne  derartigen  Mehrwert  kein  technischer  und  ökonomischer 

i)  Vgl.  z.  B.  Steffens,  Gebrauchswert  und  Tauschwert  im  „Sozialistischen 
Akademiker“,  1896,  S.  555  Ö. 
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Fortschritt  möglich  sei  und  der  meint,  daß  in  letzterem  das  End- 
ziel des  sozialen  Lebens  zu  finden  sei? 

Marx  selbst  hat  des  öfteren  die  civilisatorische  Bedeutung 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  hervorgehoben  und  nie 
die  Mehrwertbildung  an  sich  als  etwas  Verwerfliches  hingestellt; 
diese  kapitalistische  Aera  sei  vielmehr  eine  historische  Entwicke- 
lungsstufe, die  anderen  Produktionsformen  Platz  machen  müsse. 
Aber  nie  hat  Marx  behauptet : weil  in  der  kapitalistischen 
Epoche  dem  Unternehmer  ein  dem  Arbeiter  abgepreßter  Mehr- 
wert zufällt,  muß  diese  Produktionsweise  verschwinden.  — Ganz 
anders  urteilen  in  dieser  Hinsicht  Proudhon  und  Rodbertus. 
Für  sie  bedeutet  die  Wert-  und  Mehrwertlehre  den  Grund-  und 
Eckstein  ihres  Lehrgebäudes  nicht  nur,  sondern  sie  ist  auch  das 
Fundament,  von  dem  aus  sie  eine  neue  Wirtschaftsordnung  „kon- 
stituieren“ wollen.  Sie  messen  die  angebliche  Thatsache,  daß  die 
Arbeiter  in  ihrem  Lohn  nur  einen  Teil  des  von  ihnen  erarbeiteten 
Wertes  erhalten,  an  ihrem  Gerechtigkeitsideale,  und  da  sie  diese 
Thatsache  ungerecht  finden,  wollen  sie  eine  gerechtere  Ordnung 
des  Wirtschaftslebens  begründen,  wo  dem  Arbeiter  sein  voller 
Wert  zukommt.  Sie  gelangen  so  zu  einem  nach  Gerechtigkeits- 
ideen konstituierten  Werte  und  zum  Arbeitsgelde,  das  diesen  neuen 
Wert  vermitteln  soll. 

Wesentlich  ist  hierbei,  daß  sie  wichtige  Fundamente  der 
kapitalistischen  Produktionsweise , wie  z.  B.  Privateigentum  an 
den  Produktionsmitteln,  Tauschverkehr  etc.  beibehalten  wollen  — 
Rodbertus  allerdings  nur  für  ein  Uebergangsstadium.  — Dies 
lag  Marx  ganz  fern,  der  nie  aus  einem  Gerechtigkeitsideale  heraus 
an  die  ELritik  der  bestehenden  Zustände  herangegangen  ist;  wenn 
also  einmal  Marx  geradezu  den  Marktwert  „einen  falschen  sozialen 
Wert“  nennt  (III,  2,  S.  200),  so  ist  er  doch  weit  entfernt  davon,  dies 
in  dem  erwähnten  RODBERTUS’schen  Sinne  zu  meinen ; erwollte  da- 
mit nur  auf  die  vielen  Abweichungen  von  seinem  Wertgesetze  hin- 
weisen,  die  sich  vermittelst  der  Konkurrenz  für  die  Marktpreise  er- 
geben. — Mit  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  ist  der 

i)  z.  B.  III,  I,  S.  232:  „Die  kapitalistische  Produktionsweise  ist  ein 
historisches  Mittel,  um  die  materielle  Produktivkraft  zu  entwickeln  und  den 
ihr  entsprechenden  Weltmarkt  zu  schaffen.“  III,  i,  S.  242:  „Die  Entwickelung 
der  Produktionskräfte  der  gesellschaftlichen  Arbeit  ist  die  historische  Auf- 
gabe und  Berechtigung  des  Kapitals.“  Ebenso  über  das  Grundeigentum  III,  2, 
S.  162. 
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, eigentliche  Angelpunkt  derMARx'schen  Lehre  gegeben:  aus  ihr  sind 
die  letzten  Gründe  zu  entnehmen,  warum  der  Kapitalismus  — nach 
Marx  — seinem  Ende  entgegengehen  müsse,  mit  ihr  muß  sich  daher 
auseinandersetzen,  wer  die  Grundlage  der  MARx*schen  Sozial- 
theorie bekämpfen  will,  was  vorliegender  Arbeit  ganz  fern  lag'). 
Daß  die  ökonomische  Entwickelung  von  selbst  zu  neuen  Pro- 
duktionsformen führen  müsse,  daß  dieser  Weg  durch  Klassen- 
kämpfe hindurch  gehe,  daß  der  Gegensatz  zwischen  Kapitalisten  und 
Lohnarbeiter  analog  sei  dem  zwischen  Sklavenbesitzer  und  Sklaven, 
daß  die  Krisen  sich  immer  mehr  verschärfen  müßten  etc.:  das 
i sind  einzelne  herausgegrifFene  Sätze  aus  der  materialistischen  Ge- 

schichtsphilosophie, die  hier  nicht  näher  begründet  werden  kann. 
^ Daß  für  den,  der  diesen  Standpunkt  einnimmt,  die  MARx’sche 

Wert-  und  Mehrwerttheorie  eine  vorzügliche  neue  Waffe  ist,  da 
sie  bis  ins  Detail  hinein  alle  ökonomischen  Phänomene  auf  die  eine 
Thatsache  immer  wieder  zurückführt,  daß  die  kapitalistische  Pro- 
duktionsweise  auf  Aneignung  von  Mehrwert  beruht,  ist  gewiß; 
I ebenso  gewiß  ist  aber,  daß  erst  im  Rahmen  der  materialistischen 

I Geschichtsbetrachtung  diese  Werttheorie  ihre  sozialistische  Bedeu- 

tung erhält:  ohne  diese  Grundlage  kann  sie  weder  für  noch  wider 
den  MARx’schen  Sozialismus  beweisend  sein.  — Von  Marx  selbst 
ist  jedenfalls  nie  die  Werttheorie  als  ausschlaggebendes  Beweis- 
mittel für  seine  sozialistische  Theorie  benutzt  worden,  wie  auch 
von  sozialistischer  Seite  wiederholt  hervorgehoben  wurde 

Der  III.  Band  des  „Kapital“  ist  wertvoll  auch  für  die  „bürger- 
liche Nationalökonomie“  hauptsächlich  durch  die  ausführlichen 
Betrachtungen  über  die  Preisbildung  im  Konkurrenzverkehr.  Vieles 
daraus  wird  zweifellos  in  den  dauernden  Bestand  zukünftiger  Preis- 
lehren übergehen.  Gerade  aber  die  stellenweise  feine  Heraus- 
arbeitung aller  der  auf  den  Preis  einwirkenden  Momente  läßt  die 
im  I.  Bande  dargelegte  Werttheorie  als  das  erscheinen,  was  sie 
nach  Marx  gerade  nicht  sein  sollte,  nämlich  als  eine  reine  Hypo- 
these, als  ein  absolut  untaugliches  Mittel  zur  Erklärung  der 
wirklichen  Preiserscheinungen. 

1)  Vgl.  die  treftliche  Widerlegung  der  marxistischen  Geschichtsphilo- 
sophie von  Rtoolf  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  Leipzig  1896. 

2)  Vgl.  namentlich  CoNRAD  Schmidt,  Grenznutzenpsychologie  imd 
MARX’sche  Wertlehre  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1897,  Heft  i, 
S.  18  ff. — Derselbe,  Besprechung  von  Adolf  Wagner,  Grundlegung  der 
polit.  Oekonomie  in  Braunes  Arch.,  1893,  S.  600  ff. 
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In  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  wurde  durch  das 
Gewerbegesetz  vom  7.  November  1864  die  Gewerbefreiheit  ein- 
geführt. Neben  den  Zünften  und  Realgerechtigkeiten  in  der  Stadt 
bestanden  bis  dahin  in  den  Vorstädten  und  auf  dem  Landgebiet 
Konzessionen,  welche  von  den  betreffenden  Landherren  beliebig 
auf  Widerruf  erteilt  wurden.  Die  Inhaber  solcher  Konzessionen 
hatten  jedoch  nicht  das  Recht,  ihre  Arbeiten  in  die  Stadt  zu 
liefern;  darüber  aber,  daß  dies  im  kleinen  nicht  geschah,  wurde 
von  den  sog.  „aufwartenden  Meistern“  an  den  Thoren  sorgfältig 
gewacht.  Nach  dem  revidierten  General-Reglement  für  die  ham- 
burgischen  Aemter  und  Brüderschaften  vom  26.  Mai  1840  gab  es 
in  Hamburg  folgende-  38  Aemter  und  Brüderschaften: 

1)  Barbiere  und  Wundärzte. 

2)  Becher-,  Bütten-  Und  Eimermacher-  oder  Klein-Böttcher- 
Amt. 

3)  Böttcher-,  Kiemer-  und  Küper-Amt. 

4)  Brauer-Brüderschaft. 

5)  Buchbinder-Amt. 

6)  Drechsler-Amt. 

7)  Filtmacher-Amt. 

8)  Fischer-Amt. 

g)  Glaser- Amt. 

10)  Goldschmiede- Amt. 

11)  Grobbäcker-Brüderschaft. 

12)  Grützmacher-Brüderschaft. 

13)  Hausschlachter-Brüderschaft. 

14)  Hauszimmerleute- Amt. 

15)  Hutmacher- Amt. 

16)  Klein-LFhrmacher-Brüderschaft. 
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17)  Knochenhauer- Amt  im  alten  Schrangen. 

18)  Knopf nadelmacher- Amt. 

19)  Korbmacher-Brüderschaft. 

20)  Kupferschmiede-Amt. 

21)  Leineweber- Amt. 

22)  Leuchtenmacher-  oder  Klempner- Amt. 


23)  Los-  und  Kuchenbäcker- Amt. 


24)  Maler- Amt. 

25)  Maurer- Amt. 

26)  Posamentierer-  oder  Schnürmacher-Amt. 

27)  Rad-  und  Stellmacher-Brüderschaft. 

28)  Reepschläger- Amt. 

29)  Riemer- Amt. 

30)  Schlachter-Brüderschaft  im  neuen  Schrangen. 

31)  Schmiede- Amt. 

32)  Schneider- Amt. 


33)  Schornsteinfeger- Amt. 


34)  Schuhmacher- Amt. 

35)  Tischler- Amt. 

36)  Töpfer-Amt. 

37)  Fast-  und  Weißbäcker- Amt. 

38)  Zinngießer-Amt. 

Der  § I des  hamburgischen  Gewerbegesetzes  vom  7.  November 
1864  besagte  nun  über  diese  Aemter.  „Die  Privilegien  der  Aemter 
und  Brüderschaften,  einschließlich  der  Lederhändler  und  Gewand- 
schneider-Societät , in  Betreff  des  Betriebes  von  Gewerben  und 
des  Handels  mit  Gewerbserzeugnissen,  wie  auch  die  bestehenden 
Realgerechtigkeiten  sind  aufgehoben.  Die  Bestimmungen  darüber, 
inwieweit  für  die  aufgehobenen  Realgerechtigkeiten  eine  Ent- 
schädigung zu  gewähren  ist,  sind  in  einem  besonderen  Gesetze 


festgestellt. 

Das  revidierte  Generalreglement  vom  26.  Juni  1840  und  die 
Specialrollen  der  Aemter  und  Brüderschaften,  sowie  alle  durch 
das  Zunftwesen  oder  den  Zunftzwang  bedingten  Einrichtungen  und 
Anordnungen  treten  mit  Einführung  dieses  Gesetzes,  unbeschadet 
der  im  § 8 enthaltenen  Bestimmungen,  außer  Kraft.  Die  Be- 
stimmungen des  Reglements  vom  16.  November  1835  über  die 
in  den  Landherrenschaften  nachzusuchenden  Gewerbekonzessionen 
fallen  hinweg,  und  finden  auch  auf  die  Betreibung  von  Gewerben 
in  den  Vorstädten  und  dem  Landgebiet  die  nachfolgenden  Grund- 
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Sätze  Anwendung.“  Es  war  also  der  Zunftzwang,  der  bis  dahin 
in  Hamburg  bestanden  hatte,  aufgehoben. 

Nach  § 8 dieses  hamburgischen  Gewerbegesetzes  vom 

7.  November  1864  konnten  die  genannten  Korporationen  unter 
Beseitigung  alles  Zunftzwanges  als  freie  gewerbliche  Genossen- 
schaften mit  Korporationsrechten  fortbestehen  und  im  Besitze  ihres 
Vermögens  bleiben.  Ein  Zwang  zum  Beitritt  zu  einer  Korporation 
war  nicht  mehr  zulässig,  und  jedem  Mitgliede  war  daher  auch  zu 
jeder  Zeit,  nach  Erfüllung  seiner  bis  zur  Zeit  des  Austritts  ihm 
obliegenden  Leistungen,  der  Austritt  gestattet. 

Die  Auflösung  der  Aemter  war  jedoch  noch  durch  § 9 sehr 
erleichtert,  indem  dort  gesagt  war:  , Jede  Korporation  kann  durch 
die  Majorität  einer  mit  ausdrücklicher  Angabe  des  Zwecks  der 
Beratung  berufenen  Amtsversammlung  ihre  Auflösung  beschließen. 
Es  bedarf  zur  Ausführung  eines  solchen  Beschlusses  der  Zustimmung 
des  Senats,  dieselbe  aber  wird  nicht  verweigert  werden,  sobald 
die  Berichtigung  der  Verbindlichkeiten  der  Korporation  ge- 
sichert ist.“ 

Die  Auflösung  der  Aemter  fand  nun  in  den  meisten  Fällen 
statt,  weil  der  § 1 1 des  Gesetzes  noch  vorgesehen  hatte,  daß  der 
nach  Berichtigung  aller  Schulden  vorhandene  Bestand  nach  Köpfen 
unter  die  Mitglieder  der  aufzulösenden  Korporation  verteilt  werden 
könnte. 

Diese  Verteilung  des  Vermögens  war  leider  für  die  meisten 
Aemter  ein  Anreiz,  die  Auflösung  zu  beschließen. 

Nach  § 13  war  dann  noch  die  Bildung  neuer  Genossenschaften 
vorgesehen,  die  nur  dem  Vereinsrecht  unterstehen  sollten.  Nach 
Auflösung  der  Aemter  und  Verteilung  des  Vermögens  derselben 
bildeten  sich  doch  auf  Grund  dieses  § 13  vielfach  neue  Genossen- 
schaften, weil  der  Sinn  für  Organisationen  tief  im  hamburgischen 
Handwerk  eingewurzelt  war.  Um  aber  eine  gewisse  gewerbliche 
Selbstverwaltung  vorzusehen  ^ und  vor  allen  Dingen  eine  gewerb- 
liche Interessenvertretung  zu  besitzen,  war  bereits  durch  das 
hamburgische  Gewerbegesetz  vom  7.  November  1864  die  Er- 
nennung eines  interimistischen  Gewerbeausschusses  angeordnet 
worden  und  diesem  die  Aufgabe  zugewiesen,  für  die  definitive 
Konstituierung  des  Ausschusses  hinsichtlich  der  Art  der  Zusammen- 
setzung und  des  demselben  zuzu weisenden  Geschäftskreises  Vor- 
schläge an  den  Senat  gelangen  zu  lassen.  Von  den  15  Mitgliedern 
des  interimistischen  Ge^verbeausschusses  wurden  5 durch  die 
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Aelterleute  der  seither  zünftigen  Gewerbe,  5 durch  die  Bürger- 
schaft und  5 durch  den  Senat  ernannt.  Der  Ausschuß  konstituierte 
sich  am  27.  Januar  1865.  Dieser  Ausschuß  hatte  die  Hauptauf- 
gabe, ein  Gesetz,  betreffend  die  Einrichtung  einer  Gewerbekammer, 
vorzübereiten.  Er  machte  bereits  im  März  1866  bezügliche  Vor- 
schläge, die  nach  sehr  langen  Verhandlungen  zwischen  Senat  und 
Bürgerschaft  endlich  zum  Gesetz,  betreffend  die  Gewerbekammer, 

vom  18.  Dezember  1872  führten. 

Inzwischen  war  auch  die  Gewerbeordnung  des  Norddeutschen 
Bundes  am  21.  Juni  1869  erlassen  worden,  die  für  ganz  Deutschland 
ein  einheitliches  Gewerberecht  auf  dem  Botien  der  Gewerbefreiheit 

brachte. 

Diese  Gewerbeordnung,  die  bezüghch  des  Innungswesens  dem 
Sinne  nach  ähnliche  Bestimmungen  braclite,  wie  sie  bereits  im 
hamburgischen  Gewerbegesetz  vom  7.  November  1864  enthalten 
waren,  führte  nun  auch  im  übrigen  Deutschland  zu  einer  allmäh- 
lichen Auflösung  des  Zunftwesens. 

Die  Gewerbeordnung  von  1869  hatte  zwar  die  Innungen  be- 
stehen lassen;  dieselben  jedoch  aller  öffentlich-rechtlichen  Funk- 
tionen beraubt,  so  daß  sie  nichts  mehr  leisten  konnten  und  sich 
allmählich  auflösten,  und  wenn  sie  bestehen  blieben,  nur  noch  durch 
die  gemeinsamen  Kassen  zusammengehalten  wurden. 

Ebenso  gestaltete  sich  nun  auch  die  Entwickelung  in  Hamburg. 
Die  Aemter  lösten  sich  auf.  Es  traten  neue  Vereine  und  Korpora- 
tionen an  deren  Stelle,  die  jedoch  vielfach  wenig  oder  nichts  leisteten. 
Thatsache  ist,  daß  in  sehr  vielen  Fällen  das,  was  Statuten  und 
Versammlungsbeschlüsse  der  verbundenen  Gewerbetreibenden  den 
Mitgliedern  zum  Gesetze  gemacht  hatten,  eine  nachhaltige  Aus- 
führung nicht  erfahren  hat.  In  vielen  Fällen  konnten  zweckmäßige 
Bestimmungen  zu  wirksamer  Geltung  nicht  gelangen,  weil  die 
Mitglieder  der  betreffenden  Vereinigung  einen  zu  geringen  Bruch- 
teil der  Gewerbetreibenden  repräsentierten,  welche  die  Vereinigung 
hätte  umfassen  sollen  und  auch  können,  wenn  nicht  hohe  Beitritts- 
gelder, die  ihren  Ursprung  aus  dem  Anrecht  der  älteren  Mit- 
glieder an  dem  bewahrten  Zunftvermögen  herleiteten,  die  Mit- 
gliedschaft den  weniger  Bemittelten  versclüossen,  oder  wenn  nicht 
einzelne  Bestimmungen  die  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  in  den 
Augen  mancher  weniger  wünschenswert  gemacht  hätten.  Aus 
diesen  Umständen  entsprangen  neben  den  älteren  Korporationen 
eine  Reihe  freier  Vereinigungen,  durch  welche  die  Kräfte  vollends 


1 


Die  hamburgischen  Innungen.  51 

zersplittert  und  einzelne  alte  Verbände  zu  Versorgungsanstalten 
für  ihre  Mitglieder  herabgedrückt  wurden.  So  konnte,  ungeachtet 
mancher  gesunden  Neubildung,  vornehmlich  aus  den  Jahren  seit  1870, 
ein  frisches,  lebensvolles  Innungswesen  im  allgemeinen  nicht  erblühen. 

Nach  einer  Zusammenstellung  des  vom  Statistischen  Bureau 
der  Steuerdeputation  herausgegebenen  Handbuches  für  den  ham- 
burgischen Staat,  Tabelle  167,  bestanden  im  Jahre  1874  in  Hamburg 
Innungen,  Vereine  und  Korporationen  im  Handwerk  5 1 mit 
3860  Mitgliedern. 

Die  51  Innungen,  Vereine,  Korporationen  und  Genossen- 
schaften waren  meist  aus  den  früheren  zünftigen  Aemtem  hervor- 
gegangen. Die  Angaben  über  die  Genehmigung  der  Statuten 
beweisen  deutlich,  daß  zunächst  nach  Erlaß  des  Hamburgischen 
Gewerbegesetzes  vom  7.  Nov.  1864  und  sodann  am  Anfang  der 
70er  Jahre  eine  Umgestaltung  der  bestehenden  Organisationen 
stattfand.  Es  zeigte  sich  jedoch,  wenn  also  das  Organisations- 
leben auch  nicht  eingeschlafen  war,  eine  weitgehende  Zerfahren- 
heit in  der  korporativen  Organisation  der  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden. Zugleich  aber  trat  das  Bestreben  her\’'or,  an  die  Stelle 
ausgelebter  Formen  neue  Bildungen  treten  zu  lassen,  welche 
den  tiefgreifenden  Veränderungen  der  letzten  Jabrzehnte  im  ge- 
werblichen Leben  besser  entsprächen,  die  Genossen  gleicher  oder 
verwandter  Gewerbe  fester  zusammenfaßten , straffer  organi- 
sierten und  zugleich  einem  Zusammengehen  der  Meister  mit  den 
Gesellen  in  gewissen  gemeinsamen  Angelegenheiten  den  Boden 
ebneten.  Leider  waren  alle  diese  Bestrebungen  nach  einer  festeren 
Organisation  zunächst  nicht  von  Erfolg  gekrönt,  weil  die  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  über  die  Innungen  nicht  ge- 
nügten, um  diesen  Bestrebungen  eine  feste  Stütze  zu  sein.  Erst 
durch  den  Erlaß  des  Innungsgesetzes  vom  18.  Juli  1881  kam  je- 
doch wieder  reges  Leben  in  die  Organisationen. 

Die  thatsächlich  in  Hamburg  vorhandene  Organisation  beim 
Inslebentreten  des  Innungsgesetzes  vom  18.  Juli  1881  zeigt  die 
Tabelle  auf  folgender  Seite.  (Vergl.  Jahresbericht  der  Ham- 
burgischen Gewerbekammer  für  1880 — 81,  S.  49.) 

Von  diesen  40  Organisationen  am  Ende  des  Jahres  1881 
waren,  obschon  sich  zahlreiche  Innungen  nannten,  nur  3 wirkliche, 
d.  h.  in  Gemäßheit  der  §§  81  und  ff.  der  Gewerbeordnung  orga- 
nisierte Innungen,  nämlich  die  Innungen  der  Schneider,  Schuh- 
macher und  Schornsteinfeger. 
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Lehrlinge 


Mitglieder 

Ende 

1874  1 1880I1881 


Korporation  der  Goldschmiede  .... 
Hambure-Altonaer  Uhrmacher-Verein  . 

Innung  der  Klempner 

Genossenschaft  der  Kupferschmiede  . . 
Korporation  der  Schlosser  . . . . . . • 

„ Huf-  und  Schiffsschmiede 

Verein  der  Gelbgießer  ........ 

„ „ Metallgraveure  und  Ciseleure 

Bauhütte,  Sektion  der  Maurer 

„ „ „ Zimmerer  .... 

„ „ Steinmetzen  . . . 

Innung  der  Töpfer 

Genossenschaft  der  Glaser 

Korporation  der  Schornsteinfeger  . . . 
Centralverein  der  Tischler,  Stuhlmacher  etc 
Korporation  der  selbständigen  Bildhauer 

Verein  der  Bautischler  

Korporation  der  Böttcher,  Kiemer  und 

Küpermeiser  

Verein  der  Kleinböttcher 

Innung  der  Drechsler 

„ „ Korbmacher 

Korporation  der  Rad-  und  Stellmacher  . 

Innung  der  Bürstenmacher 

„ „ Färber 

Korporation  der  Maler  

Verein  der  Maler  und  Lackierer  von  186f 

r » Wagenlackirer 

Tapezier-Verein  von  IblO 

Verein  der  Sattler 

Korporation  der  Hutmacher 

Innung  der  Buchbinder 

Hamburg-Altonaer  Buchdrucker-Prinzipal 

Verein  

Korporation  der  Schuhmachermeister  _. 

„ „ Schuhmacher  von  1865 

Innung  der  Schuhmacher 

„ „ Schneider 

„ „ Bäcker  

Korporation  der  Grobbäcker 

Innung  der  Schlachter 

„ ,,  Barbiere  


Die  Hauptthätigkeit  dieser  Organisationen  erstreckt« 
lediglich  auf  das  Ein-  und  Ausschreiben  von  Lehrlingen 


1)  Die  Ziffer  dieser  Innung  liegt  von  1874  nicht  vor, 

2)  Diese  Innung  bestand  1874  noch  nicht. 


I 


Die  hamburgischen  Innungen. 


53 


I 

I 


die  Korporation  der  Maler  und  die  der  Barbiere  und  Friseure 
thaten  mehr,  indem  sie  für  ihre  Lehrlinge  eine  eigene  Fachschule 
errichtet  hatten  und  unterhielten.  Da  also  der  Boden  für  die 
neuen  Innungen  durch  die  bereits  bestehenden  Organisationen 
gut  vorbereitet  war,  so  traten  die  neuen  Innungen  auf  Grund  des 
neuen  Innungsgesetzes  vom  18.  Juli  1881  in  Hamburg  verhältnis- 
mäßig schnell  ins  Leben. 

Die  Konstituierung  der  neuen  Innungen  zeigt  folgende 
Tabelle: 


Laufende 

Nummer 

Innung  der 

konstituiert 

I 

Barbiere 

16.  X. 

1882 

2 

Schuhmacher 

27.  XI. 

»> 

3 

Tischler 

4. 1. 

1883 

4 

Bürsten-  und  Pinselmacher 

9. 1. 

5 

Hutmacher 

15-  I- 

>» 

6 

Bäcker 

23.  I. 

»} 

7 

Buchbinder 

29.  I. 

8 

Schmiede 

13.  II. 

9 

Schlosser 

26.  II. 

10 

Schneider 

5-  III. 

IJ 

11 

Färber 

27.  II. 

ti 

12 

Maler  imd  Lackierer 

5-  IV. 

» 

13 

Glaser 

25.  IV. 

14 

Bauhütte 

28.  V. 

15 

Klempner 

16.  VI. 

)» 

16 

Groboäcker 

27.  IX. 

») 

17 

Perückenmacher 

27.  IX. 

18 

Kupferschmiede 

26.  XI. 

ff 

19 

Töpfer 

II.  XI. 

1884 

20 

Drechsler 

16.  II. 

21 

Stell-  und  Radmacher 

7.  VII. 

22 

Sattler 

31.  VII. 

)) 

23 

Korbmacher 

27.  X. 

n 

24 

Schlachter 

18.  II. 

1885 

25 

Tapezierer 

26.  III. 

ff 

26 

Schornsteinfeger 

4.  V. 

1886 

27 

Buchdrucker 

24.  III. 

1887 

28 

Böttcher  etc. 

22.  II. 

1888 

29 

Zahnkünstler 

18.  X. 

1892 

Unter  den  29  Innungen  ist  also  bis  auf  die  Zahnkünstler 
keine  einzige  ganz  neu,  d.  h.  ohne  den  Grundstein  einer  schon 
bisher  bestandenen  Vereinigung  begründet.  Nur  eine  derselben, 
die  Tischler -Innung,  ist  aus  der  Verschmelzung  zweier  bis- 
heriger Korporationen  — des  Centralvereins  der  Tischler,  Stuhl- 
macher etc.  und  des  Vereins  der  Bautischler  — hervorgegangen; 
außerdem  fand  bei  der  Konstituierung  der  Innung  der  Klempner 


1 


THILO  HAMPKE, 


i 


) 

) 


54 

und  v6rwandter  Gewerbe,  nachdem  entsprechende  Verhandlungen 
vorausgegangen  waren,  der  gruppenweise  Hinzutritt  von  Ange- 
hörigen des  Mechaniker- (Gas-  undWasserleitungs-)und  des  Dach- 
decker-Gewerbes statt.  Die  Bauhütte  ihrerseits  hatte  auch  schon 
vorher  aus  der  Verbindung  dreier  Korporationen  Maurer, 
Zimmerleute  und  Steinmetzen  — bestanden. 

Es  wandelten  sich  also  von  den  am  Ende  des  Jahres  i88i 
bestehenden  Organisationen  nicht  in  Innungen  um: 

1)  die  Korporation  der  Goldschmiede, 

2)  der  Hamburg-Altonaer  Uhrmacher-Verein, 

3)  der  Verein  der  Gelbgießer, 

4)  der  Verein  der  Metallgraveure  und  Ciseleure, 

5)  die  Korporation  der  selbständigen  Bildhauer, 

die  bis  auf  den  Verein  der  Gelbgießer  heute  noch  bestehen.  Die 
35  anderen  Organisationen  gingen  also  in  den  Innungen  allmäh- 
lich auf. 

Diese  Entstehungsgeschichte  der  hamburgischen  Innungen 
sollte  zeigen,  daß  die  Verhältnisse  für  Hamburg  bezüglich  der 
Innungsbildung  günstig  lagen , da  auch  nach  Auflösung  der 
Aemter  und  Zünfte  doch  immer  Organisationen  bestanden,  die 
als  Grundlage  für  die  neuen  Innungen  dienen  konnten. 

Die  gegenwärtige  Bedeutung  der  hamburgischen  Innungen 
was  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  anbetrifft,  zeigt  die  auf  S.  55 
folgende  Tabelle. 

Es  befinden  sich  also  zur  Zeit  in  den  hamburgischen  Innungen 
4512  Innungsmeister,  12737  Gesellen  und  2621  Lehrlinge.  Es  ist 
dabei  zu  bemerken,  daß  ungefähr  50  Innungsmeister  die  bezüglichen 
Fragebogen  bei  Aufstellung  dieser  Tabelle  noch  nicht  beantwortet 
hatten,  also  auch  nicht  berücksichtigt  worden  sind.  Die  Innungen 
umfassen  also  zusammen  19870  beschäftigte  Personen.  Im  Jahre 
1887  ist  seitens  der  Aufsichtsbehörde  für  die  Innungen  eine  gleiche 
Statistik  auf  genommen  worden.  Dieselbe  ergab  damals  bei  27  vor- 
handenen Innungen  3691  Innungsmeister,  10889  Gesellen  und 
2002  Lehrlinge.  Damals  umfaßten  also  die  Innungen  zusammen 
16582  beschäftigte  Personen.  Es  hat  also  im  Verlauf  der  10  Jahre 
eine  erhebliche  W eiterentwickelung  der  Innungen  in  Hamburg 
stattgefunden.  Dieselbe  ist  wohl  in  der  Hauptsache  mit  darauf 
zurückzuführen,  daß  seit  dem  Jahre  1887  zahlreichen  Innungen  die 
Vorrechte  aus  §§  100  e und  100  f der  Gew.O.  verliehen  worden  sind, 


an 


Die  hamburgischen  Innungen. 


55 


e 

b£ 


u 

s 

<v 


0) 


3 

u 

CA 

O 

CS 


0)  fi 



Si 

|>  q -5(J9AV90 


(3U 


uxan^  uaipqiB 

9ptA  91M. 


q 


U9|pS90 


0) 


s “ ß 


^ 4) 
4)  O 
• ^ TT 


U93mi 

-jqaq 


u 

q 

q 


^ S 

4^ 

*s  q 

> 0) 


U9SUII 

■jqaq 


.S-3 


U9lpS90 


4; 

'4) 

> 

4; 


aäuq 


U9I19S90 


cd 

•M 

o 


(,I3iSpK 


u 

<u 

b£ 

q 

q 

q 

q 


•JN  *^pn 


4) 

Ut 

4) 

> 

(A 

bc 

q 

q 

2 

CQ 


4) 
u 

> 
CA 

q 
cd  q 

.5;2 

Onpa 


jü 

3 

'S 

CA 


M ^ ^ 


rO  O 


g-s 

^ u 

4) 

q > 

(A 

^ q 
.dcq 


^ O C' 

sO  ^ N-  O 


rO 


(4 

d 

2 

d 

M 


r» 

O 

M 


fO  PO 


N 


O' 


qv  ^ PO 
fO 


M ro  00 


rxO 

— o 

r» 


^ O '4’  ^ 

lD 

fO 


O 00  — »o 
-•  >- 


.0  00  sO 


PO  'O 

M 


^ — so  r>.  ^00 

N N-  « I-  C4 


tn  q\  ^ 00 


00  — 

— qs  ir>  O p- 

w •-* 


00 

; O' 


PO 


PO 

vO 


poq»“  •— 

^ M ro  PO 
— Ml» 


vn  PO  — pOsO 

lO  lO 


1^00  O O fO  »o  Tt- N PO 

PO 


PO 

PO 

qv 


q\  >0  lO 

— M 


C4 

PI  PO 


M 00  o PO  r>*  N 

^ NM 


^ N 
'S* 


N PO  »O 


PO  *0  ^sO 


^ NM  NM 


q\  NM  r>.  NM 
M M 


NM  'S-  q>  !'>.  r-*.  N tN.Pi  — 
PO  00  NM  — NM  Mj* 


N PO  P*  “ ^ 
N PO  — 


M 

lT> 

O 

'T 


lO 

q» 

o 

M 


Tj-  ©'  O PO  ao 


100 
I qN 

I N 
IO 


— ^ t~r\  r^  nn  ■*t‘  'D  q»  ^ t".  n lO  pN.  LO 


pN. 

lO 

M 


q\  »o  Ul  O p-  •-  p* 
sq  00  u)  O PO  ^ 

p^  N-  rs 


8 


rt'O  00  p-  00 

^ ^ o 

M 


PO  ro  tN.  rr  Pn.  o t>.u>q'00sO  -d-O  ^ 

Mu>  foqq'uiqspiqN—  -«©»o 

W ^ - P4 


p< 

sO 

cs 


t'su^u^-vq  o © '£ 2n'£ - 

I^NOfOtN.q>.unM-d-  ^vq 

q'POO'p-vO  p^p^  — '©p-  O 

N 


qs  locC  pN.  — \0  u>  lO  tJ- 

qvui  — u->0'©'© 

PS  sO  00  vD  PO  u> 


r>« 

PO 

CS 


■»d-  cs  ^ O PO  © 
00  ^ C'OO  ©'  cs 
cs  PO  cs 


u^  xooo  q^  qsO  ^00  iO  NM  ^vq 

N PN.NM  N-  NM  CNPOP-  U>CS  U->U)POCS 

.•  M cs  cs  — cs 


qsNM  PO**  pn.  tJ-  t>.  t>.  i cs 
es  vD  Ul  ^OC  00  V©  CS  — 

^ >q  NM  ^ Ul 


© 

■g 

q 

' S 


© 

(A 

q 


u 

© 

Vm 

© 


uCL, 
© . 


q 

© 

SU 

CA 

ä 


© 
Nq 


Vm 

© 

.q 

© 


© .Id 

. • «^  © 
© « 
. u-qi-J 
© 6 

© © ü q 

ö q CA  3 


© 

© .©S3'ö 

o V-  3 © o 

q q q q •-*  •n.'  ^ nU  : i . :j  . Vi  ^ 

cQpacQCQCQCQCQQfeOffi:3!iti^i:iiS 


5©  :q  ^ 


© 


Vm 

o 


q q 


u 

© 

• 

Ü 

q • 

S 

q • 
© 

^ u 
o © 
ö _ 

V.  M.M 

© q 
dsC/5 


V-  © 

© T3 

CA  © 
CA  .q 

c q 


^2  S 


Vm 

© 

b£  • 
.©  u 

© ^ 
S-»  Cu 

c S 
o q 


Vm 

© 

Ü 

q 

e 

q 

ps: 


u 

© 


.2^  © 


CA 

q 

C! 


3-S 

q2  - . ^ 

Ä X .q  J3  nC  j:  13 

ü o © © © © ^ 

c/5c/}(/ic/DC/}-y3:/3HHHN 


N *7:  © .ii 
q.q  o q 


-M  cs  PO  ^ U^'O  tN.00 


n crrcf'S  c:-'^  « s «'S  fr“ 


Vm 

© 

.D 

q 

.q 

q 


© 

Vm 

© 

Vm 

-q 

© 


q 

© 

q 

© 

“d 


q 

© 

Xi 

© 


© 

CQ 

q 

2 

3 

q 


© 

(S 

NM 

. m 

OC  CA 
•n  CA  — ' 


© 

-O 

Vm 

<t: 

rO 

vO 


•-I  cs  ;q 


'd 

.3 

CA 


1 


56 


THILO  HAMPKE, 


I. 


>• 


s 

,» 

•1 


k 


li 


wodurch  auf  die  außerhalb  der  Innungen  stehenden  zugleich  ein 
Druck  ausgeübt  worden  ist,  sich  Innungen  anzuschließen.  Diese 
Vermehrung  der  Innungsmitglieder  hat  namentlich  bis  zum  Anfang 
der  goer  Jahre  stattgefunden.  Seit  dem  Anfang  der  goer  Jahre  ist 
auch  in  Hamburg  ein  Stillstand  der  Innungsentwickelung  nach 
der  Zahl  der  Innungsmitglieder  eingetreten. 

Im  Jahre  1887  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  wie  die  Tabelle 
auf  folgender  Seite  angiebt. 

Wichtig  ist  nun  vor  allen  Dingen  die  Frage:  welche  Bedeutung 
haben  die  Innungen  im  Vergleich  zum  vorhandenen  Handwerk 
überhaupt.  Nach  der  Berufszählung  von  i8g5  gab  es  im  ham- 
burgischen  Staate  in  allen  70 — 80  handwerksmäßigen  Gewerben 
II  661  Alleinbetriebe,  84gg  Mittelbetriebe  mit  55232  beschäftigten 
Personen  d.  h.  Betriebe  mit  2 — 20  beschäftigten  Personen  und 
2g  I große  Betriebe  mit  ig  664  beschäftigten  Personen  d.  h.  Betriebe 
mit  über  20  beschäftigten  Personen,  also  zusammen  20451  Betriebe 
mit  66  608  beschäftigten  Personen.  Von  diesen  Betrieben  werden 
die  2g  I großen  Betriebe  mit  ig664  beschäftigten  Personen  wohl 
in  der  Hauptsache  Fabrikbetriebe  sein  und  nicht  mehr  zum  Hand- 
werk gerechnet  werden  können,  so  daß  also  für  das  Handwerk  in 
der  Hauptsache  nur  20163  Betriebe  mit  46  g52  beschäftigten  Per- 
sonen übrig  bleiben.  In  den  4 hamburgischen  Landherrenschaften 
giebt  es  nach  der  Berufszählung  von  i8g5  in  den  handwerksmäßigen 
Gewerben  1544  Betriebe  mit  4812  beschäftigten  Personen.  Es 
bleiben,  wenn  man  diese  Betriebe  von  den  zuerst  genannten  ab- 
zieht, dann  für  die  Stadt  Hamburg  18  616  Handwerksbetriebe  mit 
42140  beschäftigten  Personen  übrig,  von  denen  io8g3  Allein- 
betriebe und  7723  Betriebe  mit  31 247  beschäftigten  Personen 
andere  Handwerksbetriebe  sein  müssen. 

Es  überwiegen  also  sowohl , wenn  man  den  ganzen  ham- 
burgischen Staat,  wie  die  Stadt  Hamburg  in  Betracht  zieht,  die 
Alleinbetriebe  die  anderen  Handwerksbetriebe  ganz  erheblich, 
worin  ein  recht  trauriges  Zeichen  für  die  schlechte  Lage  im  Hand- 
werk erblickt  werden  muß.  Von  den  sämtlichen  handwerksmäßigen 
Gewerben  sind  bisher  in  Hamburg  nur  27  (die  Zahnkünstler  fallen 
als  Nichthandwerker  aus)  in  der  Stadt  Hamburg  in  Innungen 
organisiert. 

Es  giebt  nun  nach  der  Berufszählung  von  1895  in  diesen 
27  Innungsgewerben  im  ganzen  hamburgischen  Staat  10465  Allein- 
betriebe, ferner  7222  Mittelbetriebe  mit  2g  515  beschäftigten  Per- 
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sonen  und  176  große  Betriebe  mit  8249  beschäftigten  Personen^ 
also  zusammen  17  863  Betriebe  mit  48029  beschäftigten  Personen. 

Ziehen  wir  die  Zahlen  über  die  27  Innungsgewerbe  von  den 
Zahlen,  die  wir  überhaupt  für  das  Handwerk  im  hamburgischen 
Staat  gewonnen  hatten,  ab,  so  bleiben  für  alle  anderen  handwerks- 
mäßigen Gewerbe  d.  h.  also  für  die,  welche  noch  nicht  in  Innungen 
organisiert  sind,  nur  1196  Alleinbetriebe,  1277  Mittelbetriebe  mit 
5977  beschäftigten  Personen  und  115  große  Betriebe  mit  ii  415  be- 
schäftigten Personen,  also  zusammen  2588  Betriebe  mit  18579  be- 
schäftigten Personen  übrig.  Wir  sehen  also,  daß  der  Kern  der 
handwerksmäßigen  Gewerbe  bereits  in  Innungen  organisiert  ist, 
denn  alle  handwerksmäßigen  Gewerbe , außer  den  bereits  in 
Innungen  organisierten  Gewerben,  sind  nur  noch  verhältnismäßig 
gering  vertreten.  Auch  die  Entwickelung  zum  Großbetrieb  hat 
gerade  in  diesen  noch  nicht  organisierten  Gewerben  große  Fort- 
schritte gemacht,  denn  die  115  angeführten  großen  Betriebe  be- 
schäftigen allein  11415  Personen. 

In  den  27  Innungsgewerben  befindet  sich  also  bereits  der 
Kern  der  handwerksmäßigen  Gewerbe  überhaupt  vereinigt. 

In  der  Stadt  Hamburg  mit  den  Vororten  giebt  es  in  den 
27  Innungsgewerben  nach  der  Berufszälilung  vom  Jahre  1895 
9772  Alleinbetriebe,  6539  Mittelbetriebe  mit  26847  beschäftigten 
Personen  und  162  große  Betriebe  mit  7479  beschäftigten  Personen, 
also  im  ganzen  16473  Betriebe  mit  44028  beschäftigten  Personen. 
Für  eine  Vergleichung  mit  den  Innungen  wird  man  die  162  großen 
Betriebe  mit  7479  beschäftigten  Personen  weglassen  müssen,  weil 
dies  jedenfalls  in  der  Hauptsache  Fabrikbc;triebe  sind.  Es  bleiben 
dann  in  den  27  Innungsgewerben  16311  handwerksmäßige  Betriebe 
mit  36619  beschäftigten  Personen  übrig,  denen  4512  Innungs- 
meister mit  12737  Gesellen  und  2621  Lehrlingen  gegenüberstehen 
(die  Zahnkünstler  sind  hier  mitgerechnet).  Es  befinden  sich  also 
4512  Betriebe  mit  19870  beschäftigten  Personen  in  den  Innungen. 
Unter  den  4512  Innungsmeistem  finden  sich  nur  918  Alleinmeister, 
so  daß  dann,  wenn  man  diese  abzieht,  3594  Innungsmeister  mit 
18952  beschäftigten  Personen  übrig  bleiben. 

Es  giebt  also  in  diesen  27  Innungsgewerben  überhaupt: 
9772  Alleinbetriebe  und  6539  andere  Betriebe  mit  26847  be- 
schäftigten Personen,  denen  918  Innungsalleinbetriebe  und  3594 
andere  Innungsbetriebe  mit  18952  beschäftigten  Personen  gegen- 
überstehen. 
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Von  den  9772  Alleinbetrieben  haben  sich  bisher  nur  918.  also 
kaum  der  zehnte  Teil,  den  Innungen  angeschlossen.  Dies  ist  auch 
ganz  natürlich,  denn  die  AUeinbetriebe  d.  h.  die  Betriebe  die  gar 
keine  Gesellen  und  Lehrlinge  beschäftigen,  wo  also  die  Meister  m 
der  Regel  allein  arbeiten,  haben  doch  nur  ein  verhältnismäßig 

geringes  Interesse  an  den  Innungen. 

Von  den  6539  anderen  Betrieben  mit  26847  beschäftigten 

Personen  gehören  dagegen  3594  mit  18952  beschäftigten  Personen 
den  Innungen  an.  Es  stehen  also  nur  noch  2945  Handwerks- 
meister mit  7895  beschäftigten  Personen  (die  Betriebsleiter  ein- 
gerechnet) in  diesen  27  Innungsgewerben  außerhalb  der  Innungen. 
Es  hat  sich  also  bereits  über  die  Hälfte  aller  Handwerker,  die 
noch  Leute  beschäftigen,  den  Innungen  angeschlossen,  und  zwar 
haben  sich  die  bedeutenderen  Handwerker  bereits  in  diesen 
Gewerben  den  Innungen  angeschlossen,  denn  den  3594  Innungs- 
meistem mit  15358  beschäftigten  Personen  (ohne  die  Betriebs- 
leiter) stehen  2945  Handwerksmeister  mit  nur  4950  beschäftigten 
Personen  (ebenfalls  ohne  Betriebsleiter)  außerhalb  der  Innungen 

gegenüber. 

Die  Alleinmeister  in  den  Innungen  betragen  also  nur  2 1 Proz. 
der  Innungsmeister.  Während  die  AUeinbetriebe  unter  den  Hand- 
werksbetrieben ca.  66  Proz.  ausmachen,  sind  in  den  Innungen  selbst 
nur  21  Proz.  solcher  Betriebe  vorhanden,  d.  h.  also,  es  hat  sich, 
wenn  man  von  den  Alleinbetrieben  absieht,  die  für  die  Innungs- 
bildung erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommen,  in  diesen 
27  Innungsgewerben  die  größere  Hälfte,  also  der  Kern  des  Hand- 
werks, den  Innungen  bereits  angeschlossen.  Diese  27  Innungs- 
gewerbe machen  aber,  wie  wir  sehen,  den  Hauptbestandteil  des 
Handwerks  überhaupt  aus,  folgUch  kann  man  verallgemeinert  auch 
sagen,  daß  sich  in  Hamburg  bereits  der  Kern  des  Handwerks  in 

den  Innungen  befindet. 

Nach  dem  neuesten  Bericht  des  Statistischen  Jahrbuches  der 
deutschen  Städte  sind  für  Hamburg  für  das  Jahr  1895  selbständige 
Handwerker  16139  berechnet,  denen  4846  Innungsmitgheder  in 
Hamburg  gegenüberstehen,  so  daß  30  Proz.  aller  Handwerker 
Hamburgs  in  Innungen  vereinigt  wären’).  Während  also  im  all- 
gemeinen wohl  30  Proz.  aller  Handwerker  in  Hamburg  bereits 


Dr.  M.  Neefe,  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  Breslau  1897, 
Bd.  VI,  S.  246. 
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Innungen  angehören,  erhöht  sich  diese  Zahl  auf  mehr  als  50  Proz., 
wenn  man  von  den  Alleinmeistem  absieht,  die  nur  ein  geringes 
Interesse  an  den  Innungen  haben. 

Auch  aus  diesen  Diirlegungen  ist  zu  ersehen,  wie  unrichtig  die 
Behauptung,  die  sich  auch  leider  in  der  Begründung  des  neuen 
Organisationsgesetzes  für  das  Handwerk  findet,  ist,  daß  nur  eben 
ein  Zehntel  der  Handwerker  sich  bisher  in  Deutschland  Innungen 
angeschlossen  hat,  während  sich  auf  Grund  neuerer  statistischer 
Daten  nachweisen  läßt,  daß  sich  in  Deutschland  überhaupt  min- 
destens 25  Proz.  der  Handwerker  den  Innungen  bereits  angeschlossen 
haben.  Ich  möchte  den  von  mir  bereits  im  Juristischen  Litteratur- 
blatt  geführten  Nachweis,  um  irrigen  Anschauungen  entgegen- 
zutreten, hier  nochmals  anführen  *).  Nach  der  im  Handwörter- 
buch für  Staatswissenschaften  von  Stieda  veröffentlichten  Statistik 
gab  es  1891  im  Deutschen  Reich  321  219  in  Innungen  organisierte 
Handwerker.  Stieda  hatte  für  Preußen  die  Zahlen  vom  i.  De- 
zember 1891  genommen,  nämlich  für  ganz  Preußen  7823  Innungen 
mit  226049  Mitgliedern.  Für  die  anderen-  deutschen  Staaten 
stammten  die  Zahlen  aus  dem  Jahre  1888,  weil  neuere  Zahlen 
nicht  vorhanden  waren. 

Für  Preußen  ist  nun  doch  später,  nämlich  am  i.  Dezember 
1892,  eine  Erhebung  veranstaltet  worden,  die  in  Preußen  7925  In- 
nungen mit  221337  Mitgliedern  ergab.  Obgleich  also  in  den 
Jahren  1891 — 1892  die  Zahl  der  Innungen  in  Preußen  um  102  zu- 
genommen hatte,  war  die  Zahl  der  Innungsmeister  um  4712  Mit- 
glieder zurückgegangen,  d.  h.  also  1892  hatte  die  Innungsbewegung 
bereits  ihren  Gipfel  überschritten  und  es  trat  bereits  eine  Rück- 
schrittsbewegung ein.  Mit  dem  Anfang  der  90er  Jahre  ist  sicher 
ein  Stillstand  in  der  Innungsbewegung  eingetreten.  Es  wird 
kaum  eine  Vermehrung  und  auch  kaum  eine  Verminderung  in 
der  Zahl  der  Innungsmeister  in  erheblichem  Maßstabe  stattge- 
funden haben.  Wir  werden  daher  nicht  fehlgehen , wenn  wir 
auch  für  die  jetzigen  Verhältnisse  321 219  Handwerker  als  in 
Innungen  organisiert  annehmen.  Nach  der  Berufszählung  von 
1895  und  nach  der  vom  Kaiserlichen  statistischen  Amt  im 
Jahre  1895  veranstalteten  Erhebung  über  die  Verhältnisse  im 
Handwerk  wird  man  im  ganzen  Deutschen  Reich  1300000  selb- 


l)  Hampke,  Das  Innungs-  und  Handwerkergesetz  Juristisches  Litte- 
raturblatt,  No.  88,  Bd.  IX,  No.  8 v.  i.  Okt.  1897. 
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Ständige  Handwerksmeister  annehmen  müssen.  Es  machen  also 
die  321  219  Innungsmeister  in  Deutschland  ungefähr  25  Proz.  aller 
Handwerksmeister  aus. 

Die  neuesten  Berechnungen  von  Paul  Voigt  in  seiner  Arbeit: 
Die  Hauptergebnisse  der  deutschen  Handwerkerstatistik  von  1895 
im  3.  Heft  des  21.  Jahrganges  des  SCHMOLLER’schen  Jahrbuches 
sind  meines  Erachtens  unrichtig.  VoiGT  berechnet,  daß  30  Proz.  aller 
Handwerker  in  Innungen  vereinigt  sein  sollen,  und  kommt  zu 
dem  Resultat,  daß,  wenn  man  die  Gewerbevereine  dazu  rechnet, 
dann  35  Proz,  aller  Handwerker  sich  bereits  Organisationen,  wie 
Innungen  und  Gewerbevereinen,  angeschlossen  haben.  Daß  die 
Richtigkeit  der  vorher  berechneten  Zahl  wahrscheinlicher  ist,  geht 
aus  dem  soeben  erschienenen  6.  Jahrgang  des  statistischen  Jahr- 
buches deutscher  Städte  hervor.  In  30  Großstädten  Deutschlands 
befanden  sich  1895  nach  der  Berufsstatistik  insgesamt  197  739  selb- 
ständige Personen  in  den  ungefähr  70  Handwerksarten.  Dagegen 
waren  in  diesen  Städten  62485  Innungsmitglieder  vorhanden. 
Nach  dieser  aus  dem  Jahre  1895  stammenden  Statistik  machten 
also  dis  Innungsmeister  3 1,6  Proz.  der  Handwerker  in  den  30  großen 
Städten  aus. 

In  den  norddeutschen  Städten  ohne  RJieinland  berechnet  sich 
die  Zahl  der  Innungsmeister  auf  38,6  Proz.,  in  den  süddeutschen 
Städten  mit  Rheinland  nur  auf  16,6  Proz. 

Wenn  also  in  30  deutschen  Großstädten  die  Zahl  der  Innungs- 
meister nur  31,6  Proz.  ausmacht,  dann  kann  sie  nicht  für  ganz 
Deutschland  30  Proz.  betragen,  denn  es  ist  eine  bekannte  Thatsache, 
daß  eigentlich  nur  in  den  Städten  die  Innungsentwickelung  gut 
vorwärts  gekommen  ist,  daß  sie  aber  auf  dem  Lande  nur  unge- 
mein geringe  Fortschritte  gemacht  hat,  weil  dort  der  Boden 
wegen  der  örtlichen  Verhältnisse  nicht  günstig  für  die  Innungs- 
bildung ist. 

Es  spricht  also  die  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  nur  25  Proz. 
der  Handwerker  bisher  in  Innungen  vereinigt  sind. 

Aber  auch  die  Berechnung  Voigt’s  bezüglich  der  Gewerbe- 
vereine scheint  mir  nicht  richtig  zu  sein. 

Zieht  man  nun  in  Betracht,  daß  von  den  1300000  Hand- 
werkern, die  wir  in  Deutschland  haben,  allein  ungefähr  720000 
als  Alleinmeister  thätig  sind  und  diese  sich  sicher  nur  in  sehr 
geringen  Prozentsätzen  den  Innungen  angeschlossen  haben,  so 
erscheinen  die  25  Proz.  noch  in  einem  ganz  anderen  Lichte.  An- 
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genommen,  es  befänden  sich  in  den  Innungen  überhaupt  keine 
Alleinmeister.  Unter  dieser  Annahme  könnte  man  dann  die 
321  219  Innungsmeister  zu  den  580000  Handwerksmeistern  in  Be- 
ziehung setzen,  die  überhaupt  noch  Gesellen  und  Lehrlinge  be- 
schäftigen. Unter  dieser  Annahme  würden  also  die  Innungsmeister 
Deutschlands  55,4  Proz.  aller  Handwerksmeister,  die  noch  Leute  d.  h. 
Gesellen  und  Lehrlinge  beschäftigen,  ausmachen. 

Namentlich  unter  diesen  Gesichtspunkten  scheint  auch  für 
Deutschland  die  Innungsentwickelung  erheblich  weiter  gediehen 
zu  sein,  als  man  dies  bisher  im  allgemeinen  annahm. 

In  Hamburg  sind,  wie  aus  den  obigen  Darlegungen  hervor- 
ging, die  Innungen  für  das  Handwerk  von  sehr  erheblicher  Be- 
deutung. 

Was  nun  die  eigentlichen  Innungseinrichtungen  betrifift,  so 
sind  Innungsschiedsgerichte  in  Hamburg  überhaupt  noch  gar  nicht 
ins  Leben  getreten.  Es  bestehen  wohl  bei  zahlreichen  Innungen 
sog.  Vergleichsämter  oder  Ehrengerichte,  die  meist  Streitigkeiten 
zwischen  Innungsmitgliedern  zu  schlichten  suchen  und  auch  wie 
bei  den  Barbieren  Streitigkeiten  zwischen  Meistern  und  ihren  Ge- 
hilfen mit  in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  ziehen.  Eigentliche 
Innungsschiedsgerichte  im  Sinne  der  §§  97  a Ziffer  6 und  100  d 
bestehen  noch  nicht.  Derartige  Streitigkeiten  werden  durch  das 
Gewerbegericht  entschieden.  Man  hat  von  der  Schaffung  selb- 
ständiger Innungsschiedsgerichte  bisher  abgesehen,  weil  das  Ver- 
fahren vor  denselben  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen zu  wenig  geregelt  war.  Innungskrankenkassen  bestehen 
in  Hamburg  seither  5.  Es  wurden  im  Jahre  1885  ins  Leben  ge- 
rufen die  Kassen  der  Barbier-,  Friseur-  und  Heildiener-Innung, 
die  der  Glaser-  und  der  Schlachter-Innung.  Im  Jahre  1886  erstand 
sodann  diejenige  der  Schmiede  - Innung,  1888  folgte  die  der 
Schornsteinfeger-Innung  und  schließlich  1891  die  der  Schuhmacher- 
Innung.  Es  sind  also  6 derartige  Kassen  entstanden;  da  jedoch 
im  Jahre  1890  sich  die  Innungskrankenkasse  der  Barbiere,  Friseure 
und  Heildiener  wieder  auflöste,  so  besteh(;n  nur  noch  5 derartige 
Krankenkassen.  Am  i,  Januar  1898  soll  noch  eine  neue  6.  In- 
nungskrankenkasse, nämlich  die  der  Bäcker-Innung,  ins  Leben 
treten.  Die  Mitgliederzahl  der  bestehenden  5 Innungskranken- 
kassen betrug  beim  Beginn  des  Jahres  1896  1933  — darunter 
1932  männliche  Personen  und  i weibliche  — und  am  Schlüsse 
desselben  1936,  und  zwar  1935  männliche  und  i weibliche.  Die 
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Zunahme  betrug  mithin  nur  4 Mitglieder  oder  0,002  Proz.  Im 
Jahresdurchschnitt  stellt  sich  die  Mitgliederzahl  dagegen  auf  1988 
gegen  1843  im  Jahre  1895. 

Die  finanziellen  Betriebsergebnisse  dieser  Kassen  waren  durch- 
aus befriedigende.  Bei  sämtlichen  Kassen  überstieg  die  Einnahme 
die  Ausgabe,  und  zwar  bei  den  Kassen,  deren  Reservefond  die 
gesetztliche  Höhe  noch  nicht  erreicht  hat  — der  Kasse  der 
Schmiede-Innung  und  derjenigen  der  Schuhmacher-Innung  um 
mehr  als  das  gesetzlich  zurückzulegende  Zehntel  der  Beiträge, 
Das  Gesamtvermögen  der  Kassen  stieg  von  31084,28  M.  auf 
40026,14  M.,  also  um  8941,86  M.  oder  um  28,77  Proz. 

Auf  das  einzelne  Mitglied  berechnet,  entfiel  am  Jahresschlüsse 
ein  Kapitalbetrag  von  20,67  Vorjalire.  Das 

geringste  Vermögen  — auf  das  einzelne  Mitglied  berechnet 
hatte  die  Kranken-  und  Sterbekasse  der  Schuhmacher-Innung  mit 
8,63  M.,  das  größte  diejenige  der  Schornsteinfeger-Innung  mit 
55,66  M.  gegen  bezw.  6,53  M.  und  67,12  M.  im  Vorjahre. 

Die  Gesamteinnahme  der  Innungskrankenkassen  bezifferte  sich 
auf  44360,66  M.  — darunter  an  Beiträgen  41  907,64  M.  — während 
die  Gesamtausgabe  sich  auf  35  418,80  M.  belief.  Die  Verwaltungs- 
kosten der  Krankenversicherung  stellen  sich  bei  diesen  Kassen 
auf  14,14  Proz.  der  Gesamtausgabe,  gegen  19,55  Proz.  im  Vor- 
jalire. 

Man  hat  daher  in  Hamburg  bei  den  Innungskrankenkassen 
bisher  durchaus  günstige  Resultate  gehabt.  Eine  weitere  Ver- 
breitung dieser  Kassen  würde  sicher  schon  stattgefunden  haben, 
wenn  nicht  die  Gesellen  im  allgemeinen  solchen  Innungskranken- 
kassen feindlich  gegenüberständen. 

Was  den  Arbeitsnachweis  betrifft,  so  haben  sich  die  ham- 
burgischen  Innungen  in  ziemlich  umfassendem  Maßstabe  desselben 
angenommen.  Von  allen  hiesigen  Innungen  haben  nur  die  Bau- 
hütte, die  Hutmacher-,  Kupferschmiede-,  Schornsteinfeger-  und  Zahn- 
künstler-Innung keinen  geordneten  Arbeitsnachweis.  Im  Baugewerbe 
ist  immer  noch  die  alte  Sitte  verbreitet,  daß  der  Arbeiter  auf  der 
Baustelle  selbst  um  Arbeit  nachfragt  und  dort  durch  den  Parlier 
angenommen  wird.  Aus  diesem  Grunde  wird  der  Arbeitsnachweis 
der  Bauhütte,  der  eigentlich  pro  forma  im  Statut  besteht,  gar  nicht 
benutzt.  Die  Hutmacher  haben  den  Arbeitsnachweis  den  Gesellen 
überlassen.  Arbeitsnachweis  findet  aber  fast  gar  nicht  in  diesem 
Gewerbe  statt,  denn  die  wenigen  Gesellen,  die  noch  hier  beschäftigt 
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werden,  halten  ihre  Stellen  meist  ängstlich  fest,  so  daß  ein  Wechsel 
fast  gar  nicht  stattfindet.  Die  Kupferschmiede-Innung  benutzt  den 
Arbeitsnachweis  des  Verbandes  der  Eisenindustriellen  und  hat 
daher  keinen  eigenen  Arbeitsnachweis.  Bei  den  Schornsteinfegern 
findet  der  Arbeitsnachweis  noch  durch  Umschau  statt,  und  die 
Zahnkünstler-Innung  besitzt  überhaupt  keinen  Arbeitsnachweis,  weil 
in  der  Innung  nur  5 Gehilfen  beschäftigt  werden  und  die  Dental 
Depots  den  Arbeitsnachweis  ganz  allgemein  mitübernehmen. 

Der  Arbeitsnachweis  der  24  anderen  hamburgischen  Innungen 
hatte  in  der  Zeit  vom  i.  Okt.  1896  bis  i.  Okt.  1897  folgende 
Resultate : 

Arbeitsnachweis  der  Innungen  von  Oktober  1896  bis  ultimo 


September  1897. 

;2; 

Zahl  der 

Es  haben 

' 1 

Es  sind 

Prozent- 

6 

Name  der  Innung  j 

Mitglieder 

um  Arbeit 

Stellen  nach- 

ver- 

i 

am  1. 1.  1897 

nachgefragt 

gewiesen 

hältnis 

I 

Bäcker 

217 

2476 

1 798 

73 

2 

Barbiere  und  Friseure  . 

365 

I 482 

894 

60 

3 

Böttcher 

4* 

401 

156 

39 

4 

Buchbinder 

79 

592 

90  1 

15 

5 

Buchdrucker 

88 

8lq 

380 

46 

6 

Bürsten-  u.  Pinselmacher 

23 

98 

5 

5 

^ 1 

7 

Drechsler 

■8 

270 

143  i 

53 

. 

8 

Färber 

16 

71 

22 

71 

9 

Glaser 

126 

337 

272 

81 

f 

IO 

Grobbäcker 

82 

90 

80 

90 

11 

Klempner 

2II 

I 549 

570 

37 

12 

Korbmacher 

33 

37 

20 

54 

13 

Maler  u.  Lackierer.  . . 

271 

I 964 

1 564 

80 

1 

14 

Perückenmacher  . . . 

28 

67 

28 

42 

ü 

15 

Sattler 

62 

275 

45 

16 

1 

16 

Schlachter 

443 

I 401 

695 

50 

r 

ii 

17 

Schlosser 

283 

2 108 

I 151 

55 

1 

18 

Schmiede 

175 

I 232 

884 

72 

\ 

*9 

Schneider 

243 

2327 

724 

31 

20 

Schuhmacher 

690 

1 946 

I 147 

59 

21 

Stell-  u.  Radmacher  . . 

46 

970 

276 

28 

K 

22 

Tapeziere 

210  1 

730 

210 

29 

( 

23 

Tischler 

583 

3 289 

2 190 

66 

> 

i 

24 

Töpfer 

57 

464 

100 

22 

L. 

4468 

1 1 

24  995 

13444 

54 

Bei  24995  Nachfragen  konnten 

. 13444  Stellen  nachgewiesen 

werden,  so  daß  also  54  Proz.  aller  Nachfragenden  Stellen  er- 
halten konnten.  Einige  der  größeren  Innungen  haben  besondere 

I 

i 

Arbeitsnachweisbureaus 

mit  einem 

eigenen  Beamten  eingerichtet^ 

i 
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andere  Innungen  haben  eines  ihrer  Mitglieder  als  Schaumeister 
mit  dem  Arbeitsnachweis  betraut.  Nach  einer  im  Jahre  1896  ver- 
anstalteten Aufstellung  stellten  sich  die  Kosten  sämtlicher  Arbeits- 
nachweise der  Innungen  auf  ca.  18000  M.  Allerdings  befinden 
sich  darunter  auch  noch  die  Ausgaben  für  Reiseunterstützungen. 
Die  meisten  der  Innungen,  die  einen  geordneten  Arbeitsnachweis 
haben,  gewähren  den  zugereisten  Gehilfen,  denen  sie  keine  Arbeit 
nachweisen  konnten  und  die  sich  ordnungsmäßig  durch  Innungs- 
verbandspapiere legitimieren,  eine  Reiseunterstützung,  die  in  den 
meisten  Fällen  in  einer  Anweisung  auf  die  Herberge  besteht,  in 
welcher  den  Gesellen  Logis,  Abendbrot  und  morgens  Kaffee  auf 
diese  Anweisung  hin  gratis  verabfolgt  wird.  Sehr  zu  dieser  Ent- 
wickelung der  Arbeitsnachweise  hat  die  Verleihung  der  Rechte 
aus  § loof  an  zahlreiche  Innungen  beigetragen  d.  h.  der  Ver- 
leihung des  Rechtes  zur  Heranziehung  der  nicht  der  Innung  an- 
gehörigen  Gewerbsgenossen  des  von  ihr  vertretenen  Gewerbs- 
zweiges  zu  den  Kosten  des  Arbeitsnachweises  und  des  Herbergs- 
wesens. 14  Innungen  besitzen  in  Hamburg  dieses  Privilegium, 
nämlich  die  Innungen  der  Bäcker,  Böttcher,  Kiemer-  und  Küper- 
meister,  Glaser,  Hutmacher,  Klempner,  Korbmacher,  Schlachter, 
Schneider,  Schornsteinfeger,  Schuhmacher,  Stell-  und  Radmacher, 
Tapezierer,  Tischler  und  Töpfer.  Die  Durchführung  dieses  Privi- 
legiums macht  den  Innungen,  denen  dieses  Recht  verliehen  ist, 
noch  recht  viele  Schwierigkeiten,  vor  allen  Dingen,  weil  ihnen 
keine  Machtmittel  zu  Gebote  stehen,  festzustellen,  vfie  viele  Gesellen 
die  Nichtinnungsmeister  wirklich  beschäftigen,  um  sie  dement- 
sprechend zu  den  Kosten  heranziehen  zu  können.  Die  Innungen 
haben  leider  keine  Macht,  die  vielfach  unrichtigen  Angaben  der 
Nichtinnungsmeister  zu  kontrollieren.  Vielfach  behaupteten  auch 
gerade  die  größeren  Betriebe,  die  außerhalb  der  Innung  standen 
und  nun  auf  Grund  des  § 100  f zu  den  Beiträgen  für  den  Arbeits- 
nachweis herangezogen  werden  sollten,  daß  sie  auf  Grund  des 
§ 100  m als  Fabriken  nicht  beitragspflichtig  seien,  und  so  kamen 
vielfach  gerade  die  Betriebe,  die  die  meisten  Gesellen  beschäftigten, 
von  den  Beiträgen  für  den  Arbeitsnachweis  und  die  Gesellenunter- 
stützung frei. 

Die  gegenwärtige  Lage  der  hamburgischen  Innungen  im  ein- 
zelnen zeigt  folgende  statistische  Tabelle  pro  Ende  1895. 
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Statistik  der  Innungen,  Erhebungen 
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Eine  andere  Statistik  ist  leider  zur  Zeit  noch  nicht  vorhanden. 
Die  Verhältnisse  haben  sich  auch  seit  1895  kaum  verändert. 

Es  ist  noch  zu  bemerken,  daß  es  im  Jahre  1897  endlich  gelungen 
ist,  die  beiden  nebeneinander  bestehenden  Innungen  der  Bäcker 
und  Grobbäcker  in  eine  einzige  Bäcker-Innung  zu  vereinigen,  so 
daß  nur  noch  28  Innungen  zur  Zeit  vorhanden  sind.  Außer  diesen 
28  in  Hamburg  domizilierten  Innungen  bestehen  im  hamburgischen 
Staatsgebiet  noch  4 Innungen,  nämlich  die  Schlachter-Innung  zu 
Cuxhafen  mit  19  Mitgliedern,  die  Bauhütte  zu  Bergedorf  mit 
20  Mitgliedern,  die  Schlosser-Innung  zu  Bergedorf  mit  ii  Mit- 
gliedern und  die  Schuhmacher-Innung  zu  Bergedorf  mit  23  Mit- 
gliedern. Von  diesen  Innungen  soll,  da  sie  für  das  hamburgisChe 
Innungsleben  ziemlich  bedeutungslos  sind,  im  folgenden  nicht  mehr 
gesprochen  werden.  Von  allen  28  hamburgischen  Innungen  um- 
fassen 17  die  Stadt  Hamburg  mit  den  Vororten  und  ii  erstrecken 
sich  über  diesen  Bezirk  hinaus.  3 Innungen,  nämlich  die  der 
Bäcker,  Barbiere  und  Buchdrucker,  umfassen  sogar  das  ganze 
hamburgische  Staatsgebiet. 

Was  nun  die  Thätigkeit  der  hamburgischen  Innungen  im  ein- 
zelnen betrifft,  so  muß  man  anerkennen,  daß  dieselben,  soweit  dies 
überhaupt  möglich  w^ar,  vielfach  recht  Erhebliches  im  Interesse  ihrer 
betreffenden  Gewerbe  geleistet  haben.  22  von  allen  28  Innungen 
haben  die  Meisterprüfung  obligatorisch  eingeführt,  so  daß  im  Jahre 
1895  z.  B.  102  solcher  Meisterprüfungen  abgehalten  wurden. 

Anfänglich  hatten  nur  2 Innungen  in  ihren  Statuten  die  ob- 
ligatorische Meisterprüfung  eingeführt,  da  jedoch  für  die  Verleihung 
der  Rechte  aus  § 100  e,  d.  h.  daß  nur  derjenige  Lehrlinge  halten 
darf,  der  dieser  bevorrechteten  Innung  ang*;hört,  die  Meisterprüfung 
statutenmäßig  verlangt  wurde,  so  führten  die  anderen  Innungen, 
bevor  sie  sich  um  diese  Rechte  bewarben,  die  Meisterprüfung  im 
Statut  obligatorisch  ein. 

Wichtiger  als  diese  Meisterprüfung  ist  die  Gesellenprüfung, 
die  bei  allen  Innungen  obligatorisch  ist.  Diese  Prüfung  wird  von 
Prüfungskommissionen  vorgenommen , in  denen  auch  eine  Mit- 
wirkung von  Gesellenvertretern  stattfindet.  Diese  Prüfung  wird 
meist  ziemlich  streng  genommen.  Besteht  ein  Lehrling  dieselbe 
nicht,  so  wird  er  noch  für  ein  Quartal  oder  ein  halbes  Jahr  zu 
einem  anderen  Meister  in  die  Lehre  zurückverwiesen.  Im  Jahre 
1895  hatten  803  Lehrlinge  diese  Gesellenprüfung  bestanden.  Da- 
durch, daß  der  Innungslehrling  sich  während  seiner  Lehrzeit  bewußt 
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ist,  daß  er  am  Ende  derselben  eine  Prüfung  bestehen  muß,  wird 
ein  heilsamer  Druck  auf  denselben  ausgeübt,  sich  möglichst  Mühe 
zu  geben,  damit  er  diese  Prüfung  mit  Ehren  bestehe.  Ebenso 
nimmt  sich  aber  auch  der  Lehrmeister  mehr  zusammen,  damit  er 
sich  nicht  bei  der  Prüfung  vor  den  Kollegen  blamiere.  Die  erste 
Hauptaufgabe  der  Innungen,  die  Pflege  des  Gemeingeistes  sowie 
die  Aufrechterhaltung  und  Stärkung  der  Standesehre  unter  den 
Innungsmitgliedem , haben  die  Innungen  durch  die  Einführung 
der  Meister-  und  Gesellenprüfung  zu  erreichen  gesucht  Sie  haben 
ferner  vielfach  sog.  Vergleichsämter  oder  Ehrengerichte  einge- 
richtet, bei  denen  Streitigkeiten  zwischen  den  Mitgliedern  anhängig 
gemacht  werden  müssen,  bevor  sie  zum  Prozeß  führten.  Der 
Gemeingeist  wurde  auch  namentlich  gepflegt  durch  die  vielfachen 
Krankenkassen,  Sterbekassen,  Kranken-  und  Sterbekassen,  Pensions- 
und Unterstützungskassen,  und  wie  diese  Einrichtungen  sonst  be- 
zeichnet werden.  Diese  Kassen  sind  zahlreich  vorhanden  und 
erfüllen  ihren  Zweck  in  genügender  Weise.  Hier  sind  auch  die 
Preisfestsetzungen,  die  Maßnahmen  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
oder  Schmutzkonkurrenz  durch  Einführung  von  schwarzen  Listen  etc. 
zu  nennen. 

Die  Hauptaufgabe  der  Innungen  liegt  auf  dem  Gebiete  des 
Lehrlingswesens. 

Haben  die  Innungen  auf  diesem  Gebiet  ihre  Aufgaben  in  der 
Hauptsache  erfüllt? 

Man  wird  diese  Frage  für  Hamburg  mit  Ja  beantworten 
müssen.  Allein  16  Innungen  sind  in  Hamburg  die  Rechte  aus 
§ looe  Ziffer  3 verliehen  worden,  und  zw^ar  sind  dies  die  Innungen 
der  Bäcker,  Barbiere.  Bauhütte,  Buchbinder,  Buchdrucker,  Drechsler, 
Glaser,  Maler,  Schlosser,  Schmiede,  Schneider,  Schornsteinfeger, 
Schuhmacher,  Stell-  und  Radmacher,  Tischler  und  Töpfer,  Leider 
hat  der  § 100  e nicht  so  zu  wirken  vermocht,  wie  man  dies  hätte 
erwarten  sollen.  Bisher  ist  es  wenigstens  bei  vielen  Innungen, 
die  bereits  den  § lOoe  Ziffer  3 besitzen,  auch  außerhalb  der  Innung 
stehenden  Gewerbetreibenden  gelungen,  doch  Lehrlinge  zu  halten, 
indem  sie  mit  diesen  keinen  Lehrvertrag  abschlossen  und  die 
Erklärung  abgaben,  daß  sie  die  jungen  Leute  als  jugendliche 
Arbeiter  oder  Laufbiwschen  beschäftigten  und  daher  Lehrlinge 
gar  nicht  hielten.  Die  Rechtsprechung  hat  die  Durchführung  der 
Rechte  des  § looe  nicht  genügend  unterstützt.  Indirekt  hat  der 
§ looe  jedoch  große  Wirkungen  gehabt,  indem  nun  die  Innungen 
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in  die  Lage  versetzt  wurden,  strenge  Maßregeln  über  das  Lehrlmgs- 
wesen  zu  erlassen  und  auch  durchzuführen,  denn  es  konnte  nun 
nicht  mehr  ein  Innungsmitglied  sich  durch  den  Austritt  aus  der 
Innung  den  Vorschriften  entziehen,  er  müßte  sonst  seine  Lehrlinge 
entlassen.  Die  Innungen,  die  diese  Rechte  nicht  besaßen,  haben 
nicht  mit  der  gleichen  Strenge  das  LehrUngswesen  regeln  können, 
weil  die  betroffenen  Meister  einfach  aus  der  Innung  austraten 
und  dann  ihre  Lehrlinge  nun  erst  recht  ausbeuteten. 

Die  meisten  Innungen  besitzen  eigene  Lehrlingsausschüsse, 
denen  die  Aufgabe  zusteht,  das  Lehrlingswesen  zu  überwachen 
und  Beschwerden  von  Meistern  und  Lehrlingen  entgegenzunehmen. 
Teilweise  finden  auch  regelmäßige  Kontrollen  der  Werkstätten,  in 
denen  Lehrlinge  gehalten  werden,  durch  diesen  Ausschuß  statt. 
Diese  Lehrlingsausschüsse  haben  sich  durchaus  bewährt. 

Thatsächlich  beschäftigen  sich  mit  der  LehrUngsausbildung 
gar  nicht  so  sehr  erhebliche  Prozentsätze  der  Innungsmeister. 

Von  den  4512  Innungsmeistem  mit  26^1  Lehrlingen  beschäf- 
tigten 1257  Meister  6298  Gesellen  und  2095  Lehrlinge;  404  Meister 
halten  nur  Lehrlinge,  nämlich  526.  Es  waren  dann  ferner  noch 
1933  Meister  vorhanden,  die  nur  Gesellen  beschäftigten,  nämlich 
6439  und  schließlich  noch  918  Alleinmeister,  die  weder  Gesellen 

noch  Lehrlinge  beschäftigten. 

Von  den  4512  Innungsmeistem  arbeiteten  also 

mit  Gesellen  und  Lehrlingen  1257  = 28  Proz. 
nur  mit  Lehrlingen  404  =9  >• 

nur  mit  Gesellen  i933  = 43  » 

ohne  Gesellen  und  Lehrlinge  918  = 20  „ . 

Es  beschäftigen  sich  also  nur  37  Proz.  aller  Innungsmeister 
mit  Lehrlingsausbildung,  während  63  Proz.  der  Meister  keine 
Lehrlinge  mehr  heranbilden. 

Diese  Zahlen  fallen  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als,  wie  wir  sahen, 
in  Hamburg  16  Innungen  den  § looe  besitzen,  also  nur  allein 
Lehrlinge  ausbilden  dürfen,  und  als  ferner  auch  in  den  Innungen, 
die  diese  Anrechte  noch  nicht  haben,  sich  in  der  Hauptsache  die 
Lehrlinge  befinden  werden,  weil  doch  von  den  Eltern  auf  eine 
ordnungsmäßige  Ein-  und  Ausschreibung  der  Lehrlinge  so  viel 
Wert  gelegt  wird,  daß  sie  versuchen,  ihre  Kinder  möglichst  bei 

Innungsmeistern  in  die  Lehre  zu  bringen. 

Die  Lehrlingshaltung  bei  den  hamburgischen  Innungen  im 
einzelnen  zeigt  folgende  Tabelle,  welche  eine  mäßige  und  über- 
mäßige Lehrlingshaltung  unterscheidet. 
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THILO  HAMPKE 


Den  in  Hamburg  bestehenden  Innungen  gehören  4512  Hand- 
werksmeister an,  von  denen  3594  Meister  Personal  beschäftigen. 

Von  diesen  3594  Meistern  arbeiten  1933  ganz  ohne  Lehrlinge 
und  nur  mit  Gesellen. 

Bei  den  restierenden  1661  Lehrherren  sind  im  ganzen 
2621  Lehrlinge  thätig. 

Von  diesen  Lehrherren  hatten 
302  Meister  i Lehrling  und 

keinen  Gesellen,  also  302  Lehrlinge, 

409  Meister  gleich  viel  Ge- 
sellen und  Lehrlinge, 

nämlich  530  „ und  530  Gesellen, 

697  Meister  mehr  Gesellen 

als  Lehrlinge,  nämlich  1198  „ „ 5581  „ 

128  Meister  i Lehrling  mehr 

als  Gesellen,  nämlich  283  „ „ i55  »> 

Bei  zusammen  1536  Lehrherren  mit  mäßiger  Lehrlings- 
haltung befanden  sich  also  2313  Lehrlinge  und  6266  Gesellen. 

Das  sind  92,5  Proz.  aller  Lehrherren,  88,2  Proz.  aller  Lehrlinge 
und  49,2  Proz.  aller  Gesellen, 

Dagegen  hatten  von  jenen  1661  Lehrherren 
102  Meisterkeinen  Gesellen,  aber 
2 oder  noch  mehr  Lehr- 
linge, insgesamt  224  Lehrlinge, 

2^  Meister  2 oder  noch  mehr 


Lehrlinge  mehr  als  Ge- 
sellen, nämlich  84  „ und  32  Gesellen. 

Bei  zusammen  125  Lehrherren  mit  übermäßiger  Lehrlings- 
haltung befanden  sich  also  308  Lehrlinge  und  32  Gesellen. 

Das  sind  7,5  Proz.  aller  Lehrherren,  11,8  Proz.  aller  Lehrlinge 
und  0,2  Proz.  aller  Gesellen  ^). 

Die  Verhältnisse  liegen  also  bezüglich  der  Lehrlingshaltung 
in  den  hamburgischen  Innungen  günstig.  Es  sind  aber  doch 
125  Innungsmeister  mit  308  Lehrlingen  und  nur  32  Gesellen  vor- 
handen, von  denen  man  bedauerlicherw(;ise  sagen  muß,  daß  sie 
eine  übermäßige  Lehrlingshaltung  betreiben.  Am  schlimmsten 


i)  Hier  wurden  nur  49,2  + 0,2  Proz.  = 49,4  Proz.  aller  Gesellen  nach- 
gewiesen, der  Rest  ist  bei  den  Meistern  ohne  Lehrlinge. 
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Uegen  die  Verhältnisse  in  der  Schlosser  - Innung , in  welcher 
65  Meister  vorhanden  sind,  die  172  Lehrlinge  halten  und  dabei 
nur  24  Gesellen  beschäftigen,  und  ferner  bei  der  Tischler-Innung, 
in  der  10  Meister  mit  23  Lehrlingen  und  nur  2 Gesellen  vor- 
handen sind.  Ganz  konnten  bisher  die  Innungen  diese  Mißstande 
nicht  beseitigen,  weil  sonst  die  betreffenden  Mitgheder  aus  der 
Innung  ausgetreten  wären.  Allerdings  trifft  dieses  Argument  bei 
der  Schlosser-  und  Tischler-Innung  nicht  zu,  da  beide  die  Rechte 

aus  § 100  e besitzen. 

Im  ganzen  zeigen  aber  die  Zahlen,  daß  die  Innungen  sich 
wirklich  in  segensreicher  Weise  des  Lehrlingswesens  angenommen, 
denn  bei  88,2  Proz.  aller  Lehrlinge  liegen  die  Verhältnisse  günstig, 
und  nur  bei  11,8  Proz.  der  Lehrlinge  ist  über  übermäßige  Lehr- 
lingshaltung zu  klagen. 

Günstig  haben  vor  allen  Dingen  auch  die  Innungen  gewirkt 
auf  den  Besuch  der  Fach-  und  Fortbildungsschulen. 

Die  Innungen  haben  alle  in  dem  Statut  die  Verpflichtung  für 
die  Meister,  ihre  Lehrlinge  zum  Besuch  der  Gewerbeschule  oder 
auch  der  bestehenden  Innungsfachschulen  anzuhalten.  In  welchem 
Maße  diese  Verpflichtung  erfüllt  wird,  zeigt  die  auf  S.  74  folgende 

Tabelle. 

Es  besuchen  also  von  2621  Innungslehrlingen  1220  oder 
47  Proz.  die  Gewerbeschule,  946  oder  30  Proz.  die  bestehenden 
Innungsfachschulen,  und  455  oder  17,5  Proz.  würden  keine  Schule 
besuchen.  Thatsächlich  ist  die  letzte  Prozentzahl  zu  niedrig,  da 
zahlreiche  Lehrlinge  vorhanden  sind,  die  sowohl  die  Gewerbeschule, 
wie  auch  die  betreffende  Fachschule  der  Innung  gleichzeitig 

besuchen. 

Die  Zahl  derjenigen,  die  gar  keine  Schule  besuchen,  nämlich 
455,  würde  also  größer  sein,  sie  erscheint  aber  nicht  so  hoch,  wenn 
man  in  Betracht  zieht,  daß  in  den  meisten  Gewerben  die  Lehr- 
linge im  ersten  Jahre  mit  voller  Absicht  gar  keine  Schule  be- 
suchen. Man  will  die  jungen  unentwickelten  Leute,  die  von  der 
Schule  kommen,  sich  erst  an  die  Arbeit  in  der  Werkstatt  ge- 
wöhnen lassen.  Diese  jungen  Lehrlinge  sind  auch  in  den  meisten 
Fällen  im  ersten  Jahre  ihrer  Lehre  so  von  der  Arbeit  angegriffen, 
daß  sie  am  Abendunterricht  wegen  körperlicher  Ermattung  nicht 
mit  Erfolg  teilnehmen  können. 

Im  allgemeinen  haben  die  Innungen  günstig  auf  den  Besuch 
der  Fach-  und  Fortbildungsschulen  eingewirkt.  Natürlich  hätten 


Innung  der 


1 Bäcker 

2 Barbiere 

3 Bauhütte 

4 Buchbinder 

5 Buchdrucker 

6 Bürsten-  u.  Pinselmacher 

7 Böttcher 

8 Drechsler 

9 Färber 

10  Glaser 

1 1 Hutmacher 

12  Klempner 

13  Korbmacher 

14  Kupferschmiede  .... 

15  Maler  u,  Lackierer.  . . 

16  Perückenmacher  . . . 

17  Sattler 

18  Schlosser 

19  Schmiede 

20  Schneider 

2 1 Schlachter 

22  Schornsteinfeger  . . . 

23  Schuhmacher 

24  Stell-  u.  Radmacher  . . 

25  Tapezierer 

26  Tischler 

27  Töpfer 

28  Zahnkünstler  . ■ . ■ ■ 

zusammen 

auch  auf  diesem  Gebiete  noch  bessere  Resultate  bei  strengerer  Durch- 
führung der  statutarischen  Bestimmungen  erzielt  werden  können. 

Ganz  besonders  müssen  die  Leistungen  der  Innungen  auf 
dem  Gebiete  des  Fachschulwesens  anerkannt  werden.  13  Innungen 
haben  zum  Teil  mit  recht  erheblichen  Geldaufwendungen  eigene 
Fach-  resp.  Fach-  und  Fortbildungsschulen  errichtet,  mit  denen 
sie  recht  gute  Resultate  teilweise  erzielen. 

Es  werden  sehr  strenge  Kontrollen  über  den  Besuch  dieser 
Schulen  geübt.  Zum  Teil  ist  ihr  Besuch  obligatorisch. 

Nur  die  Schuhmacher-Innung  und  die  Buchbinder-Innung  er- 
halten vom  hamburgischen  Staate  eine  Subvention  von  je  500  M. 
jährlich.  Alle  anderen  Schulen  werden  aus  eigenen  Mitteln  und 
den  Schulgeldern  erhalten.  Zum  Teil  sind  allerdings  auch  die 
Schullokale  vom  Staat  gratis  zur  Verfügung  gestellt. 


I Bildungsverein 


I Privatschule 
4 Bildungsverein 


Von  den  Lehr- 
Total  lingen  besuchten 
die 

0)  U V t 

.Ä  'S  9 Fachschule 

s ^.so«-§ 

284 

200 

169 

342 

69 

59 

294 

«85 

39 

80 

55 

4 10 

93 

200 

3 *09 

20 

1 

24 

31 

i 

75 

4« 

27 

15 

4 

2 

118 

46 

36  32 

19 

8 

1 

199 

201 

82  2 (in  Altona) 

36 

8 

17 

23 

17 

254 

253 

206  202 

28 

7 

55 

34 

4 

251 

497 

340  57 

133 

90 

54  46 

226 

57 

42 

429 

95 

2 95 

61 

29 

«3 

653 

98 

73 

4I1 

16 

16 

187 

114 

70 

484 

200 

158  72 

67 

52 

II 

27 

7 
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Diese  13  Innungs-Fach-  und  Fortbildungsschulen  kosten  den 
Innungen  ungefähr  jährlich  zusammen  i7^53»74  M.  Natürlich 
wird  der  Hauptteil  dieser  Summe  wieder  durch  Schulgelder  ein- 
gebracht, die  jedoch  wiederum  vielfach,  namentlich  wenn  die 
Eltern  unbemittelt  sind,  von  den  Lehrherren  getragen  werden. 

Alljährlich  vom  Innungsausschuß  veranstaltete  Ausstellungen 
der  Gesellenstücke  zeigen,  welchen  Aufschwung  die  Lehrlings- 
ausbildung mehr  und  mehr  nimmt. 

Dem  Hamburger  Innungsausschuß  gehören  zur  Zeit  24  In- 
nungen an. 

Der  Innungsausschuß  verwaltet  seit  1895  ein  vom  hamburgischen 
Staate  den  Innungen  überwiesenes  Innungshaus,  in  welchem  die 
Versammlungen  der  Innungen  abgehalten  werden  und  in  welchem 
sich  auch  bereits  zahlreiche  Innungsfachschulen  und  Innungsarbeits- 
nachweise befinden. 

Diese  kurze  statistische  Studie  sollte  zeigen,  daß  es  den  ham- 
burgischen Innungen  gelungen  ist,  auf  Grund  des  Innungsgesetzes 
vom  18.  Juli  1881  eine  für  das  hamburgische  Gewerbsleben  segens- 
reiche Thätigkeit  zu  entwickeln. 

Dies  war  den  Innungen  allerdings  nur  möglich,  weil  sie  stets 
von  der  Gewerbekammer  und  der  Aufsichtsbehörde  für  die  In- 
nungen in  ihren  auf  die  Hebung  des  Handwerks  gerichteten  Be- 
strebungen gestützt  wurden. 

Wir  stehen  jetzt  vor  der  Einführung  eines  neuen  Innungs- 
rechtes, welches  den  Innungen  noch  weit  schärfere  Handhaben 
bietet,  zur  Hebung  des  Handwerks,  namentlich  auf  dem  Gebiete 
des  Lehrlingswesens,  beizutragen.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  unter 
diesem  neuen  Innungs-  und  Handwerkergesetz  vom  26.  Juli  v.  J. 
die  hamburgischen  Innungen  in  noch  weit  nachdrücklicherer 
Weise  ihre  Aufgaben  erfüllen,  als  dies  bisher  geschehen  ist,  und 
auch  auf  Grund  vielfach  mangelhafter  gesetzlicher  Bestimmungen 
geschehen  konnte. 

Diese  Abhandlung  sollte  vor  allen  Dingen  die  weitverbreitete 
Ansicht  widerlegen,  daß  die  Innungen  überhaupt  in  Deutschland 
bisher  so  gut  wie  nichts  geleistet  hätten.  Für  Hamburg  ist  eine 
derartige  Auffassung  unzweifelhaft  falsch. 


Ist  die  Statistik  eine  Wissenschaft? 


Von 


Dr.  Fritz  Schneider. 


Der  bekannte  Streit  über  das  Wesen  der  Statistik  läuft  darauf 
hinaus,  daß  man  sie  auf  der  einen  Seite  als  Wissenschaft,  auf  der 
anderen  als  Methode  betrachtet.  Indem  wir  uns  in  dieser  Frage 
zu  orientieren  suchen,  ist  es  demgemäß  die  erste  Aufgabe,  zu 
sehen,  was  die  Statistik  sein  will.  Dadurch  ist  der  Boden  be- 
reitet für  die  Untersuchung  der  Frage,  was  die  Statistik  sein 

kann. 

I.  Wir  beantworten  die  erste  Frage  systematisch  auf  Grund 
der  hier  nicht  zu  erläuternden  Ueberzeugung,  daß  eine  Wissen- 
schaft konstituiert  wird  durch  drei  Faktoren:  ein  eigenes 

Forschungsgebiet,  eine  eigene  Methode  und  die  aus  der  Zu- 
sammenfügung beider  sich  ergebende  eigene  Gesetzmäßigkeit. 
Daher  fragen  wir: 

a)  Welcher  Gegenstand  ist  der  Statistik  zugewiesen  worden? 

Wir  greifen  bis  auf  Knies  zurück,  welcher  die  zahlenmäßige 
Forschung  der  Statistik  als  eine  soziale  Wissenschaft  anerkennt 
und  sie  insbesondere  die  „Physiologie  der  Gesellschaft  nennt. 
Als  Vorkämpfer  der  historischen  Schule  sieht  sich  Knies  ver- 
anlaßt, namentlich  den  Gegensatz  der  Statistik  zur  Geschichte  zu 
wahren,  welche  er  als  eine  beschreibende  Disciplin  bezeichnet, 
während  die  Statistik  nach  seiner  Ansicht  die  Gesetze  des  Gesell- 
schaftslebens erkenne.  — Adolf  Wagner  hält  die  Statistik  für 
eine  Wissenschaft  auf  Grund  ihrer  besonderen  Methode,  er  meint, 
daß  die  Statistik  in  alle  empirischen  Gebiete  hineinreiche  und  sich 
mit  allen  Wissenschaften  berühre.  Der  allgemeine  Begriff  der 
Statistik  sei  das  methodische  induktive  Verfahren  zur  Ableitung 

I)  Knies,  Die  Statistik  als  selbständige  Wissenschaft,  Cassel  1850, 

S.  168,  175,  144,  150.  128,  146. 
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der  Gesetze  des  Mechanismus  der  Menschheit  und  der  Natur  ^). 
— Die  Mehrzahl  derjenigen  Männer,  welche  unserem  Problem 
eine  Bearbeitung  haben  zuteil  werden  lassen,  teilt  die  erste  der 
beiden  soeben  erwähnten  Anschauungen,  welche  als  Antwort  auf 
unsere  erste  Frage  möglich  sind  ^).  Für  bt^sonders  bemerkenswert 
halten  wir  hierbei,  wie  sich  auch  später  noch  ergeben  wird,  den 
Standpunkt  von  WappäuS,  welcher  die  Sozialwissenschaft  der 
Statistik  als  Staatenkunde  auffaßt®).  Er  macht  einen  Unterschied 
zwischen  Naturvölkern  und  rechtlich  organisierten  Staaten.  Die 
ersteren  werden  von  der  Ethnographie  wissenschaftlich  erforscht, 
die  letzteren  von  der  Statistik.  Diese  ist  gesetzmäßige  Erkenntnis 
der  sozialen  Zustände  innerhalb  der  Staaten  durch  die  Zahl. 

Wir  kommen  zur  zAveiten  Frage; 

b)  Welche  Bedeutung  ist  der  Statistik  als  Methode  beigemessen 
worden  ? 

Man  ist  allgemein  einig,  die  Methode  der  Statistik  als  zahlen- 
mäßige Massenbeobachtung  zu  definieren. ' Als  solche  hält  man 
sie  für  eine  ganz  eigene,  besondere  Forschungsmethode  und  baut 
hierauf  nun  entweder  die  Meinung,  daß  die  Statistik  auch  eine 
besondere  Wissenschaft  ergebe  in  den  beiden  vorher  erörterten 
Richtungen , oder  daß  sie  eine  Hilfsdisciplin  der  bestehenden 
Wissenschaften  bilde.  Oncken  meint,  man  müsse  notwendig  zu 
dem  Schlüsse  kommen,  aus  der  Statistik  eine  Allwissenschaft  zu 
machen  (etwa  wie  Wagner),  wenn  man  daran  festhalte,  daß  sie 
Wissenschaft  sein  solle;  sie  könne  daher  nur  eine  Methode  sein, 
als  welche  sie  sich  allerdings  in  allen  "Wissenschaften  anwenden 
lasse.  Er  nennt  die  Statistik;  die  Methode  der  Buchhaltung,  auf 
die  Gesamtheit  des  allgemeinen  Entwickelungslebens  angewandt*). 


1)  Artikel  „Statistik“  in  Bluntschli’s  Deutsches  Staatswörterbuch, 
Stuttgart  und  Leipzig  1867,  Bd.  X,  S.  456. 

2)  Vergl.  Mayr,  Die  Gesetzmäßigkeit  im  Ciesellschaftsleben,  München 
1877,  S.  9 ff.  und  15  ff.;  Block-Scheel,  Handbuch  der  Statistik,  Leipzig 
1879,  S.  56  und  68;  Dettingen,  Moralstatistik,  Erlangen  1882,  S.  10;  Haus- 
hofer, Lehr-  imd  Handbuch  der  Statistik,  Wien  1882,  S.  59  If*  Auf  Ad. 
Wagner^s  Standpunkt  scheint  z.  B.  Westergaard  zu  stehen : Die  Grund- 
Züge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena  1890. 

3)  Einleitung  in  das  Studium  der  Statistik,  Leipzig  1881,  S.  33  u.  39  ff- 

4)  Untersuchung  über  den  Begriff  der  Statistik,  Leipzig  1870,  S.  48,  50, 
52.  Eine  wissenschaftliche  Kuriosität  ist  Oncken’s  Anschauung  vom  Ver- 
hältnis der  Statistik  zur  Induktion  (S.  58).  Induktion  und  Deduktion  sind 


Ist  die  Statistik  eine  Wissenschaft? 


81 


I 

f 

I 


c * 


— Meitzen  ^)  erklärt,  daß  die  Frage,  ob  die  Statistik  Wissen- 
schaft oder  Methode  sei,  von  der  „allgemeinen  Wissenschaftslehre“ 
gelöst  werden  müsse,  neigt  jedoch  zu  einer  Entscheidung  nach  der 
zweiten  Seite.  Es  herrscht  unter  denen,  w^elche  dieser  letzten 
Meinung  Beifall  zollen,  die  Auffassung  vor,  daß  die  Statistik  aller- 
dings nur  Methode  sei,  jedoch  als  solche  von  charakteristischer 
Bedeutung  für  die  Sozialwissenschaft,  deren  Specialmethode  sie 
bilde  ®).  Es  muß  liier  erwähnt  werden,  daß  Rümelin,  auf  der 
Logik  SlGAVART*s  fußend,  die  Statistik  als  Unterart  der  induktiven 
Methode  auf  faßt  ®),  worauf  später  zurückzukommen  ist. 

Nun  lautet  die  dritte  Frage: 

c)  Welche  Art  von  Gesetzmäßigkeit  hat  man  den  von  der 
Statistik  erforschten  Erscheinungen  zuerkannt? 

Auch  auf  diese  Frage  sind  zwei  Antworten  erteilt  worden, 
indem  man  einerseits  gemeint  hat,  die  Statistik  könne  Gesetze 
eruieren,  andererseits  aber  dies  bestritten  und  nur  Regelmäßig- 
keiten zugegeben  hat.  Vorherrschend  ist  die  erste  Gruppe,  ihr 
gehören  acht  von  den  früher  auf  geführten  Autoren  an  *).  Adolf 
Wagner  definiert  als  Vertreter  dieser  Gruppe  die  Statistik  als 
das  System  methodischer  Massenbeobachtungen , welche  den 
Kausalzusammenhang  im  Mechanismus  der  Natur  und  Menschheit 
erklären  soUen.  Die  auf  konstante  oder  ein  zusammenhängendes 
System  veränderlicher  Ursachen  zurückweisenden  Gleichförmig- 
keiten bilden  die  Gesetzmäßigkeiten.  Wenn  diese  nun  that- 
sächlich  auf  ihre  nächsten  Ursachen  zurückgeführt  werden  können, 
so  hat  man  exakte  Gesetze.  Die  so  erfaßten  konstanten  ein- 
fachen Ursachen  sind  als  Gesetze  wirksam  nicht  nur  in  den 
Massenerscheinungen,  sondern  auch  in  den  Einzelerscheinungen, 
obwohl  sie  in  letzteren  von  zufälligen  Nebenursachen  hier  und 

für  ihn  die  logischen  Wege  im  Denken  des  Individuums.  Dem  Individuum 
steht  aber  gegenüber  der  Organismus  der  Gesellschaft,  und  da  dieser  als 
Masse  denkt,  so  sind  seine  den  erstgenannten  entsprechenden  logischen 
Mittel  die  Statistik  und  die  Politik ! 

1)  Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886,  S.  76. 

2)  Vergl.  Rümelin,  „Statistik“  in  Schönberg’s  Handbuch  der  polit 
Oekonomie,  3.  Auf!.,  Bd.  III,  S.  817;  Naum  Reichesberg,  Die  Statistik  und 
die  Gesellschaftsvsnssenschaft,  Stuttgart  1893,  S.  105  u.  62. 

3)  a.  a.  O.  S.  810. 

4)  Mayr,  a.  a.  O.  S.  9,  10,  64,  69;  Dettingen,  S.  3,  10,  16;  Haus- 
hofer, S.  57;  Knies,  S.  154  ff.;  Oncken,  S.  57;  Reichesberg,  S.  29  ff., 
loi  ff.;  Wagner,  S.  456,  459  ff.,  479;  Wappäus,  S.  54 ff. 
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dort  verdeckt  werden.  Diese  Nebenixrsachen  jedoch  haben  eben- 
falls  ihre  Gesetzmäßigkeit  und  paralysieren  sich  in  der  Massen--^ 
erscheinung.  So  drückt  WAGNER  am  schärfsten  das  sog.  „Gesetz 
der  großen  Zahl“  aus.  Indem  nun  dieses  Gesetz  auch  für  die 
sozialen  Erscheinungen  Giltigkeit  hat,  führt  es  zu  der  „Gesetz- 
mäßigkeit der  scheinbar  willkürlichen  menschlichen  Handlungen“, 
welche  den  Grundgedanken  der  Moralstatistik  bildet.  Oettingen 
definiert  ihn  als  die  Anerkennung  der  „Macht  der  gesellschaft- 
lichen Sitte  in  der  persönlichen  Willensbewegung“.  Massenmotive 
sind  hier  die  gesetzmäßigen  Ursachen.  — Den  Uebergang  zu  der 
oben  genannten  zweiten  Gruppe  von  Anschauungen  über  das 
Vermögen  der  Statistik  bildet  WappäUS  *).  Er  betrachtet  nämlich 
die  statistischen  Gesetze  nur  als  Regelmäßigkeiten,  welche  stets 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  gelten.  Sie  sind  keine  Natur- 
gesetze mit  absoluter  Bestimmtheit,  sondern  Thatsachen  und  Zu- 
stände, aus  denen  sich  Wahrscheinlichkeitsschlüsse  ziehen  lassen; 
speciell  auf  dem  Gebiet  des  Sozialen  wechseln  sie  mit  der  Kultur- 
stufe. 

Völlig  aufgegeben  wird  der  Anspruch  auf  Gesetze  für  die 
Statistik  von  RÜMELIN»)  und  Meitzen*),  welche  wir  auch  als 
Vertreter  der  Ansicht,  daß  die  Statistik  eine  Methode  sei,  schon 
kennen  lernten.  RÜMELIN  spricht  sich  folgendermaßen  aus:  „In 
der  That  giebt  es  zur  Stunde  keinen  einzigen  Satz,  der  als  ein 
soziales  Gesetz  bezeichnet  werden  könnte,  der  einen  generellen 
und  ausnahmslosen  Zusammenhang  von  Ursachen  und  Wirkungen 
für  die  menschliche  Gesellschaft  in  quantitativer  Formulierung 
ausdrückte.“  Merkwürdigerweise  steht  auch  das  Handbuch  von 
Block-Scheel  *),  welches  doch  die  Statistik  auch  als  Wissenschaft 
anspricht,  auf  dem  Standpunkt,  daß  dieselbe  nur  zu  „Erfahrungs- 
regeln“ gelangen  könne,  welche  einen  höheren  oder  geringeren 
Grad  von  Wahrscheinlichkeit  besäßen.  Der  Grund  dieser  An- 
sichten ist,  daß  man  aus  der  Menge  der  auf  eine  Massenerscheinung 
wirkenden  Ursachen  nicht  die  eigentlich  bestimmende  glaubt  her- 
auslösen zu  können. 

Die  erkenntniskritische  Unsicherheit  über  das  Wesen  der 


1)  a.  a.  O.  S.  i6. 

2)  a.  a.  O.  S.  244  fF. 

3)  a.  a.  O.  S.  818,  819. 

4)  a.  a.  O.  S.  80  ff.,  117,  121  ff. 

5)  a.  a.  O.  S.  99  ff.,  loi. 
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Statistik  hat  zu  den  größten  Verworrenheiten  fast  bei  allen  Theo- 
retikern derselben  geführt.  Nur  wenige  fußen  auf  einer  klaren 
und  konsequenten  Ansicht,  welche  entweder  dahin  geht,  daß 
die  Statistik  Sozialwissenschaft  sei  und  die  Gesetze  des  sozialen 
Lebens  aufweise,  oder  dahin*),  daß  sie  Methode  sei  und  nur 
Regelmäßigkeiten  erlange.  Demgegenüber  stehen  zahlreiche  Misch- 
theorien. Man  ignoriert  gern  die  Girenze  zwischen  Natur-  und 
Sozialwissenschaft  oder  teilt  die  Sozialstatistik  nach  merkwür- 
digen Prinzipien^)  ein  oder  endlich  hat  keinen  einheitlichen  Begriff 
von  der  Art  statistischer  Gesetze  ®).  Wie  ist  solche  Wirrnis 
möglich?  Durch  die  gleiche  erkenntniskritische  Unklarheit  der 
Nationalökonomie  vor  allen  Dingen.  Beide  Wissenschaften  sind 
ungefähr  gleich  jungen  Datums;  das  Gebiet  sozialer  Forschung 
bot  noch  weite  unbebaute  Flächen.  Daher  waren  hier  am  leich- 
testen Resultate  zu  erzielen.  Diese  Resultate  häuften  sich  auf 
zu  einem  Material,  das  leicht  dazu  verleiten  konnte,  es  zu  einer 
besonderen  Wissenschaft  zu  verwerten.  Eine  Wissenschaft  aber 
bedarf  vor  allem  der  Gesetze.  Nun  konnte  im  Zeitalter  der 
Geschichts-  und  Naturforschung  nicht  nach  anderen  als  ursäch- 
lichen Zusammenhängen  gesetzmäßigen  Charakters  gesucht  werden. 
Daher  erhoben  beide  genannten  Wissenschaften  gleichmäßig  den 
Anspruch  auf  den  Namen  „Sozialwissenschaft“.  Zwar  wurde  ihnen 
der  Raub  noch  von  anderen  Wissenschaften  (Soziologie,  Psycho- 
logie, Ethik  etc.)  streitig  gemacht,  doch  blieben  sie  die  Haupt- 
mächte auf  dem  Kampfplatz.  Alle  Statistiker  fast  sind  darin  einig, 
daß  die  Statistik  zu  eigenen  Gesetzen  nur  auf  dem  Gebiet  des 
Sozialen  führen  könne.  Wollen  wir  also  unsere  zweite  Hauptfrage: 
„was  die  Statistik  sein  kann“,  beantworten,  so  ist  eine  Aus- 
einandersetzung mit  der  Nationalökonomie  notwendig,  bevor  sich 
feststellen  läßt,  was  denn  eigentlich  die  Statistik  selbst  sei. 

II.  Wir  haben  die  Frage  zu  erledigen: 

a)  Welche  Stellung  nimmt  die  Nationalökonomie  oder  Wirt- 
schaftswissenschaft als  vSozialwissenschaft  ein? 

Die  Antwort  hierauf  ist  glücklicherweise  endlich  durch  die 


1)  Knies,  Reichesberg. 

2)  Meitzen. 

3)  Mayr,  S.  98;  Haushofer,  S.  57;  Wagner,  S.  456. 

4)  Rümelin,  S.  820  ff.;  Wappäus,  S.  39  u.  55;  Westergaard;  Block- 
Scheel.  S.  56  u.  68;  Mayr,  S.  21  ff. 

5)  Mayr,  S.  69;  Oettingen,  S.  16. 
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Sozialphilosophie  Stammler’s  gegeben  worden,  welche  sich  fob 
gendermaßen  charakterisiert»):  „Sozialphilosophie  ist  die  wissen- 
schaftliche Untersuchung  darüber:  unter  welcher  grundlegenden 
formalen  Gesetzmäßigkeit  das  soziale  Leben  der  Menschen  steht. 
Sie  fragt  danach,  was  sich  für  das  gesellschaftliche  Dasein  von 
Menschen  notwendig  und  allgemein  gütig  feststellen  läßt. 
Ihr  Ziel  ist  somit  Erkenntnis  derjenigen  Begriffe  und  Grundsätze, 
die  für  alles  soziale  Leben  einheitlich  gelten.  Sie  hat  in  ihrer 
Lehre  von  jedem  besonderen  Inhalte  irgend  eines  geschichtlich 
gegebenen  sozialen  Daseins  ganz  zu  abstrahieren  und  geht  auf 
eine  systematische  Einsicht  in  die  Gesetzmäßigkeit,  welche 
dem  gesellschaftlichen  Leben  der  Menschen  überhaupt  eignet.“ 
„Jede  kritische  Grundlegung  der  Sozialwissenschaft  hat  bei  dem 
Begriffe  der  menschlichen  Gesellschaft  und  des  sozialen  Lebens 
überhaupt  einzusetzen  und  hierfür  eine  begriffliche  Elarlegung 
und  gesetzmäßige  Einsicht  von  allgemeingiltigem  Werte  zu 

schaffen“  ^). 

Was  ist  also  soziales  Leben?  Wir  unterscheiden  innerhalb 
der  gegebenen  historischen  Erfahrung  ein  Beisammensein  der 
Menschen  unter  staatlicher  oder  nur  gesellschaftlicher  Organisation. 
Ueber  die  Berechtigung  dieser  Scheidung  wdrd  nichts  ausgemacht, 
wir  konstatieren  die  Thatsache  und  fragen  nach  dem  höheren  Be- 
griff, in  welchem  jene  beiden  zur  Einheit  sich  verbinden.  Es 
würde  das  — menschliches  Zusammenleben  überhaupt  sein  ). 
Worin  nun  charakterisiert  sich  dasselbe  als  soziales  im  Unterschied 


von  dem  bloß  physischen  Nebeneinander , gewissermaßen  der 
bloßen  Summe  der  Individuen?  Das  verlangte  Charakteristikon 
muß  in  der  Art  der  Vereinigung,  in  der  Eigentümlichkeit  der 
Beziehung  von  Menschen  zu  einander  liegen.  Es  fragt  sich,  in 
welchen  Formen  menschliches  Handeln  auftntt,  wenn  die  Men- 
schen als  im  Verkehr  miteinander  stehend  betrachtet  werden 
sollen.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  giebt  der  Begriff  sozialer 
Regelung,  einer  von  den  Menschen  selbst  herbeigefuhrten  Ord- 
nung ihres  Handelns  mit  Beziehung  aufeinander.  Ohne  diese 
Form,  in  w’^elcher  sich  das  Zusammenleben  der  Menschen  äußert, 
ist  ein  soziales  Leben  deshalb  undenkbar.  Die  Regelung  des 

1)  Rud.  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  Leipzig  1896,  S.  7. 

2)  ebenda  S.  8. 

3)  ebenda  S.  89. 
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Zusammenlebens  ist  die  logische  Voraussetzung  einer  möglichen 
sozialen  Betrachtung.  Und  als  was  erscheint  dieselbe?  Als  eine 
solche  durch  rechtliche  Uebereinkunft  (meist  innerhalb  eines 
Staates  oder  zwischen  Staaten;  Stammler  erinnert  auch  an  die 
Kauf-  oder  Schenkverträge  von  Angehörigen  civilisierter  Staaten 
mit  „Wilden“)  oder  durck  Herkommen  und  Sitte  (gesellschaftliche 
Gewohnheiten  und  Gebräuche).  Trotz  aller  tiefgehenden  Ver- 
schiedenheit von  Rechts-  und  Gewohnheitsregel,  besser : Recht 
und  Konventionalregel,  vereinigen  sich  beide  in  dem  einheitlichen 
Oberbegriff  der  sozialen  Regel »).  Für  den  Charakter  derselben 
als  Form  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der  Menschen  ist 
es  gleichgiltig,  welche  psychologischen  oder  sonstigen  kausalen 
Faktoren  zu  ihrer  jeweiligen  Entstehung  geführt  haben.  Ist  die 
Regel  einmal  da,  so  besteht  sie  als  etwas  von  dem  einzelnen,  ihr 
Unterworfenen  Unabhängiges,  sie  steht  über  ihm;  indem  sie  die 
Individuen  zur  Verfolgung  ihrer  Zwecke  vereinigt,  tritt  sie  als  die 
höhere  objektive  Einheit  der  konkreten  Einzelbeziehungen  auf. 
In  solcher  Art  sehen  wir  die  Menschensatzung  im  ganzen  ge- 
schichtlich bekannten  Menschenleben.  Sobald  sich  RIenschen  ver- 
ständigen, zusammen  verkehren,  nach  gemeinsamen  Zielen  streben 
und  gemeinsame  Zwecke  wirken,  so  thun  sie  das  nach  gemeinsam 
begründeten  und  bestimmten  Regeln  oder  Satzungen.  Stammler 
führt  als  Beispiel  die  Sprache  an  ^).  Wenn  die  Individuen  nicht 
nur  ihren  Empfindungen  Ausdruck  geben,  sondern  auch  Verständ- 
nis dafür  bei  anderen  finden  wollen,  so  müssen  sie  eine  gleich- 
mäßige Bezeichnung  für  jede  Empfindung  herbeifuhren.  Gram- 
matikalische Regeln  bedeuten  nichts  anderes  als  Regeln,  nach 
welchen  man  sich  ausdrücken  soll,  um  verstanden  zu  werden; 
Gesetze  einfachster  konventionaler  Regelung  sind  es.  Die  soziale 
Gesetzmäßigkeit,  die  äußere  Regel  charakterisiert  sich  daher  so, 
daß  sie  ihrem  Sinne  nach  unabhängig  ist  von  den  Motiven 
der  ihr  Unterworfenen,  sie  zu  befolgen  ^).  Hierin  besteht  jener 
Unterschied  von  dem  ethischen  Gesetz , wie  wir  ihn  auch  bei 
Kant  finden.  Es  kommt  für  die  soziale  Regel  nur  darauf  an, 
daß  sie  befolgt  wird,  und  dabei  sind  ihr  die  dazu  treibenden 
subjektiven  Gründe  ganz  gleichgiltig.  Die  äußere  Regelung  be- 


1)  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  S.  91. 

2)  ebenda  S.  103. 

3)  ebenda  S.  105. 
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deutet,  das  ist  unser  Resultat,  das  logische  a priori,  die  Mög- 
lichkeit sozialen  Lebens. 

Wie  sieht  es  nun  mit  der  Materie  des  sozialen  Lebens  aus? 
Was  die  Menschen  zusammenführt  zu  gemeinsamem  Wirken,  sie 
antreibt,  sich  zur  Verfolgung  eines  Zweckes  zu  verbinden,  das  ist 
ihr  Ringen  mit  der  Natur  i).  Alle  Arbeit,  alle  Kultur  ist  doch 
auf  die  Beherrschung  der  Naturgewalten  gerichtet.  Der  Mensch 
strebt  über  den  Naturzustand  des  Tieres  hinaus,  heißt  es,  und 
dazu  verhilft  ihm  die  Technik.  Soll  nun  aber  diese  der  Gegenstand 
der  sozialen  Betrachtung  sein,  soll  es  heißen,  daß  die  sozialen 
Gesetze  die  Naturgesetze  von  ihrem  Platze  verdrängen?  Keines- 
wegs, da  die  Technik  ja  gerade  die  Benutzung  der  Naturgesetze 
bedeutet,  also  dieselben  unangetastet  hinnimmt,  da  sie  ferner  sich 
richtet  auf  die  Dinge,  nicht  aber  auf  die  Beziehungen  der  Menschen 
zu  einander.  Die  Technik  steht  als  solche  unter  naturwissenschaft- 
lichem Gesichtspunkte;  die  soziale  Betrachtung  hat  es  mit  dem 
formalen  Zusammenwirken  der  Mensch<in  zu  thun.  Die  soziale 
Regelung  hat  gar  nichts  mit  den  Naturgesetzen  zu  schaffen,  sie 
ist  nur  die  objektive  Bedingung  für  gesetzmäßige  soziale  Er- 
kenntnis. „Die  soziale  Ordnung  regelt  nicht  die  Natur,  so  daß 
sie  ihren  gesetzmäßigen  Gang  modifizierte  oder  die  Möglichkeit 
technischer  Beherrschung  der  Natur  beeinflußte;  sondern  sie 
normiert  das  menschliche  Zusammenwirken.  Das  auf  Bedürfnis- 
befriedigung gerichtete  geregelte  Zusammenwirken  der 
Menschen  — das  ist  der  Gegenstand  der  S<5zialwissenschaft.  Sofern 
wir  also  eine  sozialwissenschaftliche  Erkenntnis  als  eigenartige 
Einsicht  haben  wollen,  so  werden  wir  von  der  bloß  naturwissen- 
schaftlichen Erwägung  eines  Vorganges  ebenso  absehen  müssen, 
wie  von  der  Frage,  die  lediglich  auf  technische  Möglichkeit  der 
Beherrschung  und  Leitung  natürlicher  Lebensbedingungen  geht“  *). 
Der  soziale  Stoff  ist  also  alles  auf  Bedürfnisbefriedigung  gerichtete 
Zusammenleben,  daher  auch  die  Art  der  Bedürfnisse  und  ihrer 
Befriedigung  gleichgiltig  für  die  Erkenntnis  der  geregelten  sozialen 
Materie,  der  Wirtschaft.  Prinzip  und  Ausgangspunkt  auch  der 
Wirtschaftswissenschaft  bildet  die  äußere  Regelung;  das  soziale 
Leben  ist  die  Einheit  der  sozialen  Ordnung  und  der  geordneten 
Wirtschaft®).  „In  dem  geregelten  zusammenstimmenden  Verhalten 

1)  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  S.  136. 

2)  ebenda  S.  137. 

3)  ebenda  S.  149  ff. 
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der  Menschen  ist  durchaus  nicht  einebloßeZusammenzählung 
gegeben  und  eine  Summe  von  Handlungsweisen  einzelner,  die 
ihre  Bedürfnisse  befriedigen,  geliefert.  Das  zusammenwirkende 
Verhalten  unter  äußeren  Regeln,  das  wir  nannten,  ist  von  einer 
solchen  Summe  isolierter  Einzelthätigkeiten  der  Art  nach  ver- 
schieden. Es  bildet,  wie  nun  mehrfach  von  uns  hervorgehoben 
wurde,  eine  eigenartige  begriffliche  Einheit,  die  durch 
das  Moment  bestimmter  äußerer  Regeln  konstituiert  wird , und 
die,  nach  Früherem,  den  eigenen  Gegenstand  der  Gesellschafts- 
wissenschaft abgiebt.  Sonach  haben  wir  keine  sachliche 
Möglichkeit,  die  Lebensfristung  und  Bedürfnisbefriedigung  des 
gänzlich  isoliert  gedachten  Menschen,  als  sog.  Einzelwirtschaft,  mit 
dem  geregelten  Zusammenwirken  von  Menschen,  als  der  Sozial- 
wirtschaft, unter  einem  einheitlichen  oberen  Begriffe,  der  Wirtschaft 
in  abstracto,  zusammenzunehmen  und  jene  beiden  nur  als  un- 
mittelbare Unterabteilungen  eines  und  desselben  Objektes  zu 
fassen^). 

Die  wissenschaftliche  Einheit  für  das  soziale  Leben  liegt  in 
der  äußeren  Regelung,  ohne  diesen  Monismus  der  regelnden  Form 
und  des  geregelten  Stoffes  giebt  es  keine  Sozialwissenschaft.  Von 
einer  Gesetzmäßigkeit  des  Avirtschaftlichen  Zusammenwirkens  ist 
also  nicht  anders  zu  reden,  als  wenn  man  die  teleologische  äußere 
Regelung  meint.  Wenn  nun  aber  auch  die  logische  Unmöglichkeit 
selbständiger  wirtschaftlicher  Gesetze  zugegeben  wird,  so  redet 
man  doch  viel  von  gegenseitiger  Beeinflussung  sozialer  Regelung 
und  Wirtschaft.  Was  kann  das  bedeuten  ? Im  voraus  abzuweisen 
ist  nach  unserer  Erörterung  die  Ansicht,  als  ob  die  soziale  Ordnung 
einen  kausalen  Einfluß  auf  die  Wirtschaft  ausübte,  da  wir  sahen, 
daß  es  sich  hier  um  die  Erkenntnisbedingung,  die  Form  und 
Einheit  der  letzteren  handelt,  während  das  Verhältnis  von  Ursache 
und  Wirkung  zw’ei  selbständige  Objekte  verlangt®).  Die  Kategorie 
der  Kausahtät  paßt  hier  nicht.  „Es  ist  nicht  zeitlich  erst  die 
Rechtsordnung  gegeben,  und  diese  produzierte  nun  eine  soziale 
Wirtschaft.  Und  es  wird  andererseits  . . . nicht  eine  Sozialwirtschaft 
als  ein  für  sich  bestehendes  Objekt  betrachtet,  das  von  rechtlicher 
Regel  im  einzelnen  beeinflußt  würde,  sondern  es  ist  das,  was  man 
hier  erwägt,  immer  ein  bestimmt  geregeltes  Zusammenwirken,  das 

1)  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  S.  153. 

2)  ebenda  S.  229. 
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^ nunmehr  sozialwissenschaftlich  untersucht  werden  kann  und  nach 
seinen  gesellschaftlichen  Eigentümlichkeiten,  in  der  Richtung  der 
normierten  Wechselbeziehungen  der  sozial  verbundenen  Menschen, 
analysiert  zu  werden  vennag.  Sobald  man  aber  hier  von  der  be- 
stimmten Regelung  . . . abstrahieren  wollte,  so  würde  überhaupt 
kein  Gegenstand  sozialer  Betrachtung  mehr  übrig  bleiben,  am 
w^enigsten  ein  von  dem  Rechte  kausal  be(  influßter  oder  zu  beein- 
flussender“ ^).  Anders  steht  die  Frage  nach  der  Möglichkeit  kausaler 
Beziehung  des  Stoffs  auf  die  Form.  Denn  da  diese  Satzung  der 
Menschen  ist  und  eben  die  Menschen  auch  Wirtschaft  als  konkrete 
Ausführung  der  sozialen  Form  treiben,  so  sind  hier  zwei  Objekte 
für  das  Verhältnis  der  Kausalität  gegeben.  Durch  die  Wirtschaft 
als  das  unter  Regeln  stehende,  gleichmäßige  Zusammenwirken 
bilden  sich  Massenerscheinungen  gleichartiger  konkreter  Ausführung 
sozialer  Regeln:  das  sind  die  „ökonomischen  Phänomene“. 
Die  konkrete  Durchsetzung  eines  sozialen  Gesetzes  kann  natürlich 
Aenderungen  erfahren.  Denn  „in  unserem  heutigen  Gemeinwesen 
namentlich  werden  durch  die  Form  des  sozialen  Lebens,  durch  die 
Regelung  des  Zusammenwirkens,  nur  Möglichkeiten  zu 
Rechtsbeziehungen  einzelner  eröffnet,  in  deren  überein- 
stimmenden Massenerscheinungen  wir  dann  sozialökonomische 
Phänomene  erhalten“  ^).  Auf  die  Gestaltung  dieser  Phänomene 
kann  die  Art  der  Technik  verändernd  einwirken,  jedoch  nur 
mittelbar,  indem  sie  Motive  für  das  Handeln  der  Individuen  bildet, 
ohne  die  Möglichkeit  anderer  Beweggründe  auszuschließen.  Nur 
dann  hätten  wir  kausale  Erkenntnis  einer  gesetzmäßigen  Ab- 
hängigkeit der  sozialen  Regelung  von  der  Wirtschaft,  wenn  es 
möglich  wäre,  alle  Motive  menschlicher  Handlungen  zu  übersehen  ^). 
Das  aber  verliert  sich  in  unentwirrbare  Komplikationen,  steigt  bis 
zu  thatsächlich  unlösbaren  Schwierigkeiten  hinauf.  „Die  Kausalität 
menschlicher  Willensentschließungen  entzieht  sich  nun  einmal  der 
exakten  wissenschaftlichen  Feststellung.  Es  fehlt  die  Möglichkeit 
mathematischer  Grundlage,  und  es  versagt  das  Mittel  des  Ex- 
periments. Es  ist  nur  der  Rückschluß  aus  thunlichst  sicheren  und 
zahlreichen  Beobachtungen  möglich“^).  Von  irgend  welcher 
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1)  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  S.  232. 

2)  ebenda  S.  285. 

3)  Vgl.  ebenda  § 50. 

4)  ebenda  S.  297. 
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gesetzmäßigen  Einsicht,  wissenschaftlichen  Erkenntnis  sozialen 
Geschehens  vom  Standpunkte  kausaler  Betrachtung  kann  keine 
Rede  sein.  Dagegen  ist  selbstredend  die  Thatsache  kausalen 
Einflusses  der  wirtschaftlichen  Technik  (z.  B.  der  Produktions- 
formen) auf  die  Gestaltung  der  sozialen  Regelung  nicht  zu  leugnen. 
Jedoch  ist  dieser  Einfluß  ein  indirekter,  indem  er  durch  das 
Medium  der  ökonomischen  Phänomene  geht,  da  sich  nur  in  der 
konkreten  Art  der  Durchführung  der  jeweiligen  Regelung  ein 
Motiv  zur  Veränderung  der  letzteren  finden  kann*)- 

Die  Resultate  einer  Untersuchung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Sozialwissenschaft  durch  die  Erkenntniskritik  oder,  wie  Meitzen 
sich  ausdrückte,  die  allgemeine  Wissenschaftslehre  sind  also: 
i)  Die  Sozialwissenschaft  kann  keine  kausalen,  sondern 
nur  teleologische  Gesetze  gewinnen,  und  2)  diese  sind  das 
Recht,  so  daß  der  Nationalökonomie  nur  die  Erforschung  kausaler 
Regelmäßigkeiten  (sozialer  Phänomene)  innerhalb  einer 
bestimmten  Rechtsordnung  bleibt.  Damit  schrumpft  auch  das  Ver- 
mögen der  Statistik  auf  dem  Gebiet  des  Sozialen  dahin  zusammen, 
daß  sie  nur  Regelmäßigkeiten  feststellen  kann.  Und  daß  ihr 
Können  so  weit  geht,  ist  ihr,  wie  wir  früher  sahen,  auch  von  den 
besonnensten  Statistikern  zugestanden  worden.  Nach  Klarlegung 
dieses  Punktes  bleibt  aber  noch  die  zweite  Frage: 

b)  Was  ist  denn  nun  die  Statistik?  Was  bleibt  ihr  noch, 
wenn  ihr  der  Boden  entzogen  ist,  auf  dem  man  sie  als  Wissen- 
schaft aufbauen  wollte?  Offenbar  ist  jetzt  dem  Schlüsse,  daß  sie 
eben  nur  Methode  sei,  nicht  mehr  zu  entrinnen.  Aber  es  erübrigt 
noch,  zu  untersuchen,  wie  sie  sich  als  solche  charakterisiert,  ob  sie 
den  Anspruch  auf  Selbständigkeit  oder  gar  Alleinherrschaft  in 
irgend  einem  Gebiet  der  Wissenschaft  erheben  darf.  Der  deduktiv 
zu  erforschenden  teleologischen  Gesetzmäßigkeit  steht  die  kausale 
als  induktiv  zu  findende  gegenüber.  Daher  fragt  sich: 

i)  In  welchem  Verhältnis  steht  die  Statistik  zur  Induktion? 
Die  neuere  Logik  hat  die  hergebrachte  Annahme,  daß  die  Induktion 
das  umgekehrte  Verfahren  der  Deduktion  sei,  daß  sich  beide  zu 
einander  verhalten  wie  Multiplikation  und  Division,  als  unbegründet 
nachgewiesen.  Schob  Kant  ^),  dessen  gesamte  Erkenntniskritik 
darauf  basiert,  daß  Wissenschaft  nur  möglich  ist  unter  der  Voraus- 

1)  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht,  S.  310. 

2)  Stadler,  Kant’s  Teleologie,  Berlin  1874,  S.  74  ff. 
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Setzung  der  Gesetzmäßigkeit,  durch  welche  die  hypothetische  Einheit 
der  Erfahrung  herbeigeführt  wird,  definiert  die  induktive  Methode 
folgendermaßen:  „Das  Allgemeine  wird  nur  problematisch  ange- 
nommen und  ist  eine  bloße  Idee,  das  Besondere  ist  gewiß,  aber 
die  Allgemeinheit  der  Regel  zu  dieser  Folge  ist  noch  ein  Problem, 
so  werden  mehrere  besondere  Fälle,  die  insgesamt  gewiß  sind,  an 
der  Regel  versucht,  ob  sie  daraus  fließen,  und  in  diesem  Falle, 
wenn  es  den  Anschein  hat,  daß  alle  anzugebende  besondere  Fälle 
daraus  abfolgen,  wird  auf  die  Allgemeinheit  der  Regel,  aus  dieser 
aber  nachher  auf  alle  Fälle,  die  auch  an  sich  nicht  gegeben  sind, 
geschlossen.“  Dementsprechend  bestimmt  auch  Erdmann  ‘)  neuer- 
dings die  Induktion  als  einen  Wahrscheinlichkeitsschlulä,  als  Hypo- 
these. Es  ist  eine  Anzshl  gleichartiger  Erscheinungen  beobachtet 
und  daraus  eine  Allgemeinheit  abstrahiert.  Der  Schluß,  daß  nun 
anch  Nichtgegebenes,  Erwartetes  diese  Allgemeinheit  bestätigen 
wird,  ist  hypothetisch,  deduktiv.  Auch  SiGWART  *)  behauptet,  daß 
die  Induktion  nur  zu  höchsten  Wahrscheinlichkeiten  führe;  die 
Gesetze  seien  Hypothesen,  „die  zwar  durch  den  Widerspruch  ihrer 
Konsequenzen  mit  den  beobachteten  Erscheinungen  widerlegt, 
aber  nicht  durch  die  Uebereinstimmung  bewiesen  werden  können“. 
Alle  Wissenschaft  beruht  auf  dieser  hypothetischen  Annahme  der 
Gesetzmäßigkeit,  das  ist  die  Objektivität.  Ihre  Annahme  aber  ist 
notwendig,  ohne  sie  ist  keine  W^issenschaft.  Dieses  Prinzip  erklärt, 
weshalb  die  induktiv  gefundene  kausale  Gesetzmäßigkeit  je  nach 
dem  Stande  der  Wissenschaft  einem  Wechsel  unterliegt  — und 
insoweit  ist  der  Standpunkt  des  Historismus  berechtigt  — , erklärt 
aber  auch,  weshalb  die  Objektivität,  von  der  aus  die  deduktive 
Methode  zur  teleologischen  Gesetzmäßigkeit  gelangt,  eine  unver- 
änderliche ist.  „Aus  dieser  Einsicht  in  das  eigentliche  Wesen  der 
Induktion“,  sagt  SiGWART*).  „geht  also  auch  das  herv'or,  daß  die 
Zahl  der  Fälle,  aus  denen  ein  allgemeiner  Satz  gewonnen  wird, 
keinen  fundamentalen  Unterschied  in  dem  logischen  Prozesse 
begründet,  der  dabei  stattfindet,  und  daß  der  Charakter  des 
letzteren  verhüllt  wird,  wo  die  Zusammenfassung  einer  Anzahl 
gleichartiger  Fälle  als  sein  wesentliches  Moment  gelten  soll. 

1)  B.  Erdmann,  Logik,  Bd.  I,  Halle  1892,  S.  577. 

2)  SiGWAHT,  Logik,  Bd.  II,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893,  S.  402. 
Demgegenüber  behauptet  er  freilich  S.  428,  daß  die  Induktion  die  Umkehrung 

der  Deduktion  sei. 

3)  a.  a.  O.  S.  430. 
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Demnach  ist  die  Statistik  nur  als  eine  Hilfsmethode  der 
Induktion  zu  betrachten,  wir  würden  wohl  besser  sagen  „als  be- 
sondere Abart“,  da  sie  einen  rein  formellen  Unterschied  ergiebt 
durch  ihre  Eigenschaft,  mittels  der  Zahl  Bilder  der  beobachteten 
Phänomene  zu  liefern.  Die  statistische  Methode  ist  ihrem  Wesen 
nach  nichts  anderes  als  die  beschreibende  Methode,  z.  B.  der  Ge- 
schichte; ihre  2^hlen  stellen  Thatsachen  fest,  die  wohl  zu  dem 
Schluß  Veranlassung  geben,  daß,  so  oft  A erscheint,  auch  B da 
ist,  aber  nie,  daß  dies  so  sein  muß!  Also  Regelmäßigkeiten, 
keine  Gesetze.  Aus  dem  regelmäßigen  wiederholten  Eintreffen 
der  gleichen  Durchschnittsgrößen,  meint  Sigwart  ^),  könne  nur 
geschlossen  werden,  „daß  die  Art  und  Weise,  in  der  bis  jetzt  die 
Bedingungen  der  einzelnen  Fälle  wirkten,  es  mit  sich  brachte, 
daß  größere  Zahlen  immer  dieselbe  Gesamtsumme  ergaben.  Daß 
diese  Bedingungen  selbst  und  ihre  Kombinationen  fortwährend  da 
sein  müssen,  folgt  nicht.“  Die  statistischen  Zahlen  können  nicht 
„als  Ausdruck  einer  die  einzelnen  gezählten  Fälle  beherrschenden 
Notwendigkeit“  gelten.  Als  Gesetze  lassen  sich  dieselben  nur 
ansprechen  unter  der  „stillschweigenden  Voraussetzung“,  daß 
die  Verhältnisse  sich  nicht  ändern,  deren  Folge  sie  sind^). 
Will  also  die  Statistik  selbst  zu  Gesetzen  gelangen,  so  ist  sie  auf 
das  Verfahren  der  Induktion  überhaupt  angewiesen,  wreshalb  die 
zahlenmäßige  Beobachtung  nur  dort  die  Grundlage  für  die  Er- 
forschung von  Gesetzmäßigkeiten  abgeben  kann,  wo  dieselben 
induktiv-kausal  erreicht  werden  (vor  allem  also  im  Gebiet  der 
Naturwissenschaft).  Die  Statistik  ist  mithin  eine  Abart  der  allge- 
meinen Induktion  und  in  allen  Wissenschaften,  wo  die  induktive 
Methode  herrscht,  methodisch  anwendbar,  sofern  zahlenmäßige 
Massenbeobachtungen  möglich  und  wertvoll  sind.  Die  Allein- 
herrschaft ist  der  Statistik  also  in  jedem  Gebiet  der  Wissenschaft 
benommen;  gleichwohl  giebt  es  ein  Feld  für  sie,  auf  welchem  sie 
sich  zur  Forschung  ganz  besonders  eignet,  wo  sie  einen  speciellen 
Wert  hat;  das  ist  die  Sozialwissenschaft  der  Materie  nach,  die 
Wirtschaftswissenschaft.  Wir  fragen  also: 

2)  Welche  Bedeutung  hat  die  Statistik  für  die  Wirtschafts- 
wissenschaft ? 


1)  Sigwart,  a.  a.  O.  S.  659. 

2)  ebenda  S.  671. 

3)  ebenda  S.  670. 
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Wie  wir  bei  der  Erörterung  der  SxAMMLER’schen  Gedanken 
sahen,  ist  die  Wirtschaftswissenschaft  die  Systematik  der  sozialen 
Phänomene.  Die  Regelmäßigkeiten  sozialen  Geschehens  innerhalb 
einer  gegebenen  Rechtsordnung  sind  allein  durch  Massenbeobach- 
tung exakt  festzustellen.  Denn  nur  die  großen  Zahlen  lassen  in 
den  unentwirrbaren  Komplikationen  psychologischer  Motive  für 
die  Handlungen  der  Individuen  die  allgemeiner  wirkenden  in  die 
Erscheinung  und  die  zufälligen  zurücktreten.  Die  Statistik 
kommt  vermöge  ihrer  Eigentümlichkeit  gerade  dem  Bedürfnis  der 
Wirtschaftswissenschaft  am  meisten  entgegen.  Die  Wirtschafts- 
wissenschaft ist,  sofern  sie  Wissenschaft  ist,  auf  die  Systematik 
der  Massenerscheinungen  angewiesen , ohne  Rücksicht  auf  die 
Psychologie  des  sozialen  Handelns;  und  eben  dies  ist  es,  worauf 
sich  die  Statistik  beschränkt,  daß  sie  nämlich  die  Phänomene 
darstellt,  — und  sie  allein  vermag  dies  möglichst  exakt.  So- 
weit also  die  Zahlen  nicht  hinreichen , hat  daneben  die  be- 
schreibende Methode,  wie  sie  von  der  ,Achenwall-SchlözER- 
schen  Schule  angewendet  wurde , ihre  volle  Berechtigung. 
Ebenso  berechtigt  ist  aber  unseren  Darlegungen  gemäß  auch 
die  Auffassung  dieser  Schule  von  der  Statistik  als  Staaten- 
kunde, denn  was  die  Statistik  auf  dem  Gebiet  des  Sozialen 
leistet,  ist  die  Beschreibung  der  Zustände  innerhalb  einer  be- 
stimmten Rechtsordnung  2).  Dieser  Thatbestand  tritt  am  klarsten 
zu  Tage  in  der  Kriminalstatistik.  Die  sozialen  Phänomene, 
welche  von  dieser  Statistik  registriert  werden,  sind  ja  nur  vor- 
handen mit  Rücksicht  auf  die  bestimmte  Rechtsordnung.  Nun 
handelt  es  sich  hier  bloß  um  negative  soziale  Phänomene,  es  darf 
aber  der  Schritt  zu  den  positiven,  in  die  Rechtsordnung  hinein, 
nicht  gescheut  werden;  denn  er  ist  nicht  mehr  abzuweisen.  Es 
giebt  freilich  eine  große  Anzahl  statistischer  Daten,  welche  ihre 
Bedingtheit  durch  die  Rechtsordnung  schwer  erkennen  lassen  und 
deshalb  dazu  führten,  daß  dieser  Umstand  ganz  übersehen  wurde: 
dahin  gehört  z.  B.  ein  bedeutender  Teil  der  Bevölkerungsstatistik. 
Um  zu  erkennen,  daß  die  Rechtsordnung  auch  für  die  Geburten 
und  Todesfälle,  für  die  Eheschließungen  etc.  nicht  nur  kausale 
Motive  abgiebt,  sondern  deren  einzige  (Gesetzmäßigkeit  ausmacht, 
da  jene  Zahlen,  vom  ursächlichen  Gesichtspunkt  betrachtet,  nur 


1)  Von  Wappäus  fortgeführt. 

2)  Diesen  Gedanken  führen  speziell -die  statistischen  Bureaus  aus. 
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Regelmäßigkeiten  der  Erscheinung  bilden,  reicht  eine  Untersuchung 
auf  dem  Boden  und  mit  den  Mitteln  der  Statistik  eben  nicht  aus 
dazu  gehört  vielmehr  ein  höherer  Standpunkt,  derjenige  der  Sozial- 
philosophie. Die  Freude,  welche  man  in  der  Statistik  an  einem 
Reichtum  angeblicher  Gesetze  gefunden  hat,  zerfließt  vor  der 
erkenntniskritischen  Betrachtung  in  ein  Nichts ; die  Gesetze 
schrumpfen  zu  Regelmäßigkeiten  zusammen.  Ob  sich  nun  unter 
ihnen  mit  den  Mitteln  der  Statistik  Ursachen  wahrscheinlich 
machen  lassen  oder  nicht,  bedeutet  nur  einen  formellen,  keinen 
wesentlichen  Unterschied.  Das  Wort  behält  seine  Bedeutung 
nicht  nur  zur  darstellenden,  sondern  auch  zur  sachlichen  Ergänzung 
der  Zahl.  So  erklärt  sich  denn  auch  sehr  natürlich  die  viel  be- 
wunderte „Gesetzmäßigkeit  der  scheinbar  willkürlichen  mensch- 
lichen Handlungen“.  Daß  die  Betrachtung  einer  bestimmten 
Klasse  menschlicher  Handlungen  Regelmäßigkeiten  ergeben  muß, 
ist  schon  a priori  daraus  klar,  daß  die  große  Zahl  der  kleinen 
Zahl  oder  der  individuellen  Erscheinung  gegenüber  etwa  das  ist, 
was  der  Begriff  der  Vorstellung  gegenüber:  eine  Verallgemeine- 
rung, Abstraktion  von  dem  Zufälligen  rücksichtlich  des  Notwen- 
digen. Das  Notwendige  menschlichen  Handelns  ist  der  freie 
Wille  und,  sozial  betrachtet,  das  Gesetz,  in  dem  er  sich  äußern 
soll.  Man  suchte  jedoch  kein  teleologisches,  gebietendes  Gesetz 
in  den  Handlungen,  sondern  ein  kausales;  deshalb  wunderte  man 
sich,  daß  man  zu  Regelmäßigkeiten  der  Motivation  gelangte,  da 
doch  das  Rechtsgesetz  allein  die  gesetzmäßige  Ursache  der- 
selben ist, 

i)  Mayr  (S.  69)  z.  B.  unterscheidet  Zustands-,  Entwickelungs-  und 
Kausalitätsgesetze ! 
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In  der  Antrittsvorlesung,  die  ich  vor  vier  Jahren  in  Halle 
„lieber  Wesen  und  Aufgaben  der  Wirtschaftsgeschichte“  gehalten 
habe  hatte  ich  auszuführen  gesucht,  daß  zwischen  den  Wissen- 
schaften der  Geschichte  und  der  Volkswirtschaft  Zusammenhänge 
und  Unterschiede  mannigfachster  Art  bestehen,  so  daß  ebensowenig 
eine  Verquickung  wie  eine  Isolierung  beider  Wissenschaften  am 
Platze  ist  und  daß  nur  eine  Verbindung  der  zwei  Forschungs- 
gebiete, und  zwar  durch  die  Wirtschaftsgeschichte,  angebracht  er- 
scheint. Seitdem  war  es  mir  beschieden,  in  der  Thätigkeit  auf 
dem  Katheder  diesen  Grundgedanken  beim  Ausbau  der  einzelnen 
Zweige  meiner  Disciplin  näher  nachzudenken  und  durch  die 
Sammlung  und  Sichtung  eines  ungeheuren  Thatsachenmaterials 
gebührenden  Ausdruck  zu  verleihen.  Wenn  ich  heute  bei  fest- 
lichem Anlasse  auf  meine  damaligen  Ausführungen  zurückgreife, 
so  geschieht  es  einmal  in  der  dankbaren  Gewißheit,  daß  die  besten 
Wurzeln  meines  Arbeitens  in  dem  staatswnssenschaftlichen  Seminar 
der  Universität  Halle  ruhen,  demnächst  aber  aus  der  Erkenntnis, 
daß  die  methodologische  Weiterführung  des  von  mir  gestellten 
Problems  in  dem  Zeitabschnitt  seit  dem  Jahre  1893  nicht,  wie  ich 
gehofft  hatte,  von  anderer  Seite  versucht  worden  ist.  Die  theo- 
retischen Erörterungen,  die  Karl  Lamprecht  in  Angriff  und 
Abwehr  in  diesen  Jahren  hat  erscheinen  lassen,  waren  mehr  dar- 
auf berechnet,  den  alten  Streit  über  Freiheit  und  Notwendigkeit 
des  historischen  Geschehens  kunst-  und  kulturgeschichtlich  modern 
zu  verbrämen,  als  daß  sie  bestimmt  waren,  das  von  ihm  selber 
einst  so  erfolgreich  beackerte  Feld  der  Wirtschaftsgeschichte  neu 


i)  Im  Druck  erschienen  bei  C.  A.  Kaemmerer  & Co.,  Halle  a.  S.,  1893, 
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ZU  bestellen  und  schützend  einzuzäunen.  Und  wenn  der  hin-  und 
herwogende  Streit  um  seine  deutsche  Geschichte  in  den  mannig- 
fachsten Entgegnungen  nur  einzelne  Ausstellungen  ans  Licht  ge- 
' fördert  hat,  so  wußte  doch  meines  Wissens  allem  VON  Below 

tiefer  den  eigentUchen  Mangel  der  LAMPRECHT’schen  Darstellung 
! zu  betonen,  wenn  er  darauf  hinwies*),  daß  Lamprecht  „Ent- 

■ Wickelungen  aus  dem  Aermel  schüttelt,  im  Nu  Revolutionen  vor 

i sich  gehen  läßt“,  und  dann  auf  der  anderen  Seite  wieder  „wichtige 

Erscheinungen,  wie  die  Anfänge  eines  territorialen  Steuerwesens  , 

1 überhaupt  nicht  zu  würdigen  verstand.  Es  liegt  den  BELOW’schen 

Voru'ürfen  die  richtige  Wahrnehmung  zu  Grunde,  daß  me  eine 
stärkere  und  schärfere  Widerlegung  des  von  Lamprecht  selbst 
I oftmals  verfochtenen  Standpunktes  geschrieben  worden  ist,  als 

I Lamprecht’s  eigene  deutsche  Geschichte.  Denn  nur  deijenige 

Historiker  wird  genötigt  sein,  plötzlich  Revolutionen,  Entwicke- 
lungen und  Gegensätze,  die  nicht  vorhanden  sind,  zu  sehen,  der 
nicht,  wie  er  das  von  sich  selbst  behauptet,  danach  sucht,  wie  die 
Dinge  eigentlich  geworden  sind,  sondern  der,  beharrend  auf  der 
alten  Betrachtung  der  Dinge  im  Querschnitt,  plötzlich  mne  wird, 

. daß  die  Entwickelung  anders  gelaufen  ist,  als  er  bei  der  Darstel- 

I lung  früherer  Zeiten  angenommen  hatte.  Eine  derartige  Quer- 

i Schnittsbehandlung  der  Geschichte  ist  aber  gerade  der  schlimmste 

Eeind  der  Wirtschaftsgeschichte,  die  ihre  Bedeutung  für  die  national- 
ökonomische Wissenschaft  zur  Geltung  bringen  will. 

' Denn  es  ist  zunächst  klar , daß  die  nationalökonomische 

Wissenschaft  die  Ergebnisse  der  wirtschaftsgeschichtlichen  For- 
i schung  daraufhin  prüft,  was  sie  ihr  selbst  und  ihrem  Arbeiten  zu 

I bieten  haben.  Damit  ist  keineswegs  nun  an  die  Wirtschafts- 

geschichte das  Ansinnen  gestellt,  bei  ihrer  Untersuchung  allemal 
i im  Einzelfalle  zu  fragen:  wird  mein  Suchen  und  Sinnen  auch 

praktisch  verwertbar  sein  für  die  Nationalökonomen.  Eine  der- 
artige unwissenschaftliche  Art  des  Arbeitens  würde  Veranlassung 
werden  zu  jenen  merkwürdigen  nationalökonomischen  Abhand- 
lungen, die  immer  wieder  aus  der  Hochflut  der  Dissertationen 
emportauchen,  und  die  in  den  meisten  häUen  in  einem  einleitenden 
geschichtlichen  Teile  nicht  über  die  Zeit  unseres  19.  Jahrhunderts 
zurückgreifen.  Der  Verfasser  glaubt  damit  seine  Untersuchung 
hinlänglich  geschichtlich  fundiert  zu  haben.  Es  ist  ihm  völlig 


l 


i)  In  der  Historischen  Zeitschrift,  Bd.  XXXV,  N.  F.,  S.  468  u.  497. 
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gleichgiltig,  ob  die  Fäden,  die  er  in  diesem  einleitenden  Teile  an- 
gesponnen hat,  im  Verlaufe  seiner  weiteren  Darstellung  weiter- 
gesponnen werden,  und  meistenteils  hängen  die  weiteren  Ab- 
schnitte durchaus  nicht  mit  dem  ersten  zusammen,  der  geschicht- 
liche Teil  hätte  ohne  Schaden  für  die  ganze  Arbeit,  ja  vielleicht 
eher  zu  ihrem  Nutzen,  gerade  so  gut  wegbleiben  können,  er  ent- 
stellt nur,  wie  ein  falsch  angebrachtes  Flickwerk  ein  sonst  einheit- 
liches Gewand  entstellt  Warum?  Die  tiefste  Regel  für  den 
Wirtschaftshistoriker,  danach  zu  fragen,  „wie  ist  alles  geworden“^ 
ist  unbeachtet  geblieben.  Sie  ist  aber  unbeachtet  geblieben,  weil 
dem  Verfasser  die  geschichtliche  Untersuchung  nicht  Selbstzweck 
gewesen  ist,  sondern  nur  ein  gelehrt  sein  sollendes  Füllsel,  ein 
ohne  Zusammenhang  mit  dem  Ganzen  stehendes  Material,  durch 
das  der  Autor  den  Eindruck  des  allseitig  unterrichteten  und 
namentlich  des  geschichtskundigen  Nationalökonomen  herx^orrufen 
wollte.  Im  besten  Falle  treibt  den  Verfasser  noch  eine  gewisse 
Verbindlichkeit  gegenüber  der  historischen  Methode,  von  der  er 
in  den  Kollegien  wiederholt  vernommen  hat.  daß  sie  auf  die 
nationalökonomische  Anschauungsweise  von  hohem  Einfluß  ge- 
worden ist  und  selbst  in  dem  „Lelirbuch“  von  ADOLF  Wagner 
ihre  gebührende  Beachtung  nunmehr  gefunden  hat. 

Ihr  Gegenstück  erhalten  diese  nationalökonomischen  Arbeiten 
in  so  manchen  Untersuchungen,  die  von  der  historischen  Seite 
ausgehen.  Man  ist  sich  bewußt,  daß  die  Glanzzeit  der  politischen 
Geschichtsschreibung  unwiderruflich  dahin  ist,  und  glaubt  deshalb, 
einer  historischen  Untersuchung  eine  schöne  moderne  Verbrämung 
geben  zu  müssen,  und  um  sie  einem  weiteren  Leserkreise  zu- 
gänglich zu  machen , hängt  man  ein  wirtschaftsgeschichtliches 
Mäntelchen  um.  Man  muß  solche  Untersuchungen  gelesen  haben, 
um  die  bodenlose  Ignoranz  in  wirtschaftlichen  Dingen,  die  im 
Lager  der  einseitig  politischen  Historiker  noch  herrscht,  schaudernd 
zu  erkennen ! Der  Vorwurf,  den  diese  Richtung  der  Wirtschafts- 
geschichte beständig  macht,  daß  sie  nur  einem  Zugeständnis  an 
die  moderne  Entwickelung  ihr  Dasein  verdanke,  prallt  mit  ganzer 
Wucht  auf  die  wirtschaftsgeschichtlich  übertünchte  politische  Ge- 
schichtsschreibung zurück.  Die  Aeußerung:  „Ich  habe  auch  ein- 
mal bei  ScHMOLLER  oder  Brentano  Vorlesungen  gehört  und 
verstehe  deshalb  von  Wirtschaftsgeschichte  ebensoviel  wie  ein 
Historiker,  der  sich  speciell  Wirtschaftshistoriker  zu  nennen  be- 
liebt“, enthält  eine  so  dilettantische  Verkennung  des  neuen  eigen- 
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artigen  Forschungsgebietes,  daß  der  vollendete  Hochmut  des 
Jüngers  einer  unbestreitbar  erfolgreichen  Disciplin  dazu  gehört, 
um  sie  auszusprechen.  Wissenschaftlich  ist  aber  eine  solche  An- 
schauungsweise nun  und  nimmer.  Sie  schadet  der  Vertiefung 
und  der  ernsten  Würdigung  unseres  Forschungsgebietes  unendlich, 
mindestens  ebenso  sehr  wie  die  Ansicht  der  Nationalökonomen, 
die  die  Geschichte  gleichsam  nur  als  eine  Illustration  ihrer  Theo- 
rien benutzen  wollen. 

So  konnte  denn  naturgemäß  jene  Meinung  aufkommen,  der 
CoNTZEN  die  Worte  geliehen  hat  ^):  „Die  Aufgabe  der  Erforschung 
der  äußeren  wirtschaftlichen  Thatsachen  wird  vornehmlich  Histo- 
rikern zufallen,  die  Darstellung  der  Geschichte  der  nationalökono- 
mischen Theorien  werden  vornehmlich  Nationalökonomen  von 
Fach  übernehmen  müssen.“  Anders  ausgedrückt,  will  das  doch 
eigentlich  besagen,  daß  dem  Historiker  lediglich  die  Handlanger- 
arbeit der  Stellensammlung  zukomme  und  dem  Nationalökonomen 
allein  das  königliche  Recht  der  Verarbeitung  und  Darstellung  zu- 
ständig sei.  Es  ist  merkwürdig,  daß  CONTZEN  sich  so  äußern 
konnte  zu  einer  Zeit,  wo  doch  schon  Arbeiten  wie  Nitzsch  s 
„Ministerialität  und  Bürgertum“  (1859)  undSCHMOLLER  s „Geschichte 
der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert“  (1869)  seit  länge- 
rem Vorlagen,  wenn  auch  erst  eigentlich  seit  der  Mitte  der  70er 
Jahre  die  „historische  Forschung  innerhalb  der  Nationalökonomie 
sich  durch  die  thatsächliche  Forschung  auf  wirtschaftsgeschicht- 
lichem Gebiet  ein  eigenes  Bett  ausgehcthlt  hat“  ^).  Aber  Contzen’s 
Forderung,  so  absurd  sie  uns  heute  in  ihrer  tiefsten  Formulierung 
klingt,  enthält  doch  ein  Körnlein  Berechtigung  den  oben  geschil- 
derten einseitigen  Richtungen  gegenüber,  die  lediglich  mit  den 
nächstliegendsten  Zweckgedanken  geschichtliche  Wirtschaftsunter- 
suchungen betreiben. 

Meines  Erachtens  kann  nur  auf  folgende  Weise  die  ange- 
gebene Schwierigkeit  umgangen  werden,  so  daß  es  der  w'irtschafts- 
geschichtlichen  Forschung  gelingen  wird,  ihr  eigentümliches  Arbeits- 
gebiet zu  klären  und  siegreich  zu  behaupten. 

Einmal  ist  vom  Nationalökonomen  unbedingt  zu  verlangen, 
daß  er  sich  eine  geschichtliche  Vorbildung  aneigne.  Schon  die 

1)  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Litteratur  im  Mittelalter,  2.  Aufl., 
1872,  S.  3. 

2)  W.  J.  Ashley,  Das  Studium  der  Wirtschaftsgeschichte.  Beilage 
zur  Münchener  Allgemeinen  Zeitung,  1894,  No.  189,  S.  2. 
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Geschichte  seiner  eigenen  Wissenschaft  sollte  ihn  darauf  hinweisen. 
Denn  erst  die  Anwendung  der  geschichtlichen  Methode  war  es 
doch,  die  die  spekulative  Abstraktion  und  den  theoretischen 
Rationalismus  in  der  Nationalökonomik  überwunden  hat.  Das 
tiefe  Wort  Goethe’s:  „Wissenschaften  entfernen  sich  im  ganzen 
immer  vom  Leben  und  kehren  nur  durch  einen  Umweg  wieder 
dahin  zurück“,  findet  gerade  in  der  Wissenschaft  Bestätigung,  die 
seit  den  Tagen , da  David  Ricardo  einem  begeisterten  Zeit- 
genossen erschien,  „als  ob  er  vom  Himmel  gefallen  wäre“,  bis  hin 
zu  List,  Hildebrand,  Knies  und  Roscher  immer  mehr  den 
Zusammenhang  mit  dem  Leben  verloren  hatte  und  erst  durch  die 
Geschichte  wieder  Fühlung  mit  dem  Leben  und  der  Praxis  ge- 
wann ^).  Wenn  es  wahr  ist,  daß  nur  der  Mensch  ein  vollgiltiger 
Bürger  seiner  Heimat  ist,  der  ihre  Geschichte  kennt,  so  hat  auch 
nur  der  Jünger  einer  Wissenschaft  Anspruch  auf  Heimatsrecht  in 
ihrem  Gebiet,  der  das  andere  GOETIIE-Wort  begriflfen  hat;  „Die 
Geschichte  einer  Wissenschaft  ist  die  Wissenschaft  selbst.“  Und 
die  zw^ei  Schwestern,  Geschichte  und  Nationalökonomik,  die  so 
lange  Zeit  getrennte  Wege  gegangen  sind,  haben  sich  doch  end- 
lich im  Heimathaus  wieder  zusammengefunden,  das  gezimmert 
und  aufgerichtet  w^orden  ist  durch  die  historische  Methode. 

Wenn  somit  von  jedem  Nationalökonomen  verlangt  werden 
muß,  daß  er  sich  mit  Geschichte  befaßt  hat,  wie  viel  mehr  von 
demjenigen,  der  besonderes  Interesse  für  Wirtschaftsgeschichte  be- 
kundet! Keineswegs  soll  gesagt  sein,  daß  dieser  selbständig  in 
Pergamenten  und  Folianten  zerstäubter  Archive  Studien  gemacht 
haben  müßte,  aber  eine  eingehende  Kenntnis  des  eigenartigen 
Arbeitsfeldes  der  Geschichte  soUte  füglich  bei  ihm  nicht  vermißt 
W'erden.  Der  Nationalökonom,  der  wirtschaftsgeschichtliches  Ver- 
ständnis sich  erringen  wäll,  sollte  aber  nicht  allein  die  klassischen 
Werke  der  Geschichtsschreibung  gelesen  haben,  sondern  vor  allem 
auch  eine  Ahnung  haben  von  den  geschichtlichen  Hilfswissen- 
schaften, von  Chronologie  und  Paläographie,  von  der  Historiographie 
und  namentlich  von  der  Diplomatik.  Georg  V.  Below^  hat  jüngst 
den  beherzigenswerten  Ausspruch  gethan:  „Urkunden  und  Akten 
verdienen  immer  größere  Glaubwürdigkeit  als  die  chronistischen 


I)  Vergl.  dazu  die  glänzende  und  übersichtliche  Darstellung  der  Neu- 
belebung der  historischen  Methode  bei  Schmoller,  Zur  Litteraturgeschichte 
der  Staats-  und  Sozialwissenschaften,  1888,  S.  147— 150. 
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I Darstellungen,  die  zumal  in  der  Schilderung  von  Einrichtungen 

oft  wenig  genau  sind“  ^).  Wie  will  aber  ein  Nationalökonom  Ein- 
richtungen in  ihrer  Entwickelung  verfolgen,  der  entweder  über- 
' haupt  kein  Verständnis  hat  für  die  Verschiedenartigkeit  des 

Quellenmaterials  oder  aber  das  specielle  Quellenmaterial  des 
\ Wirtschaftshistorikers,  die  Urkunden  und  Akten,  nur  vom  Hören- 

sagen kennt!  Es  ist  klar,  unsere  Textkritik  ist  eine  andere,  je 
nachdem  wir  es  bei  der  Forschung  mit  der  Ueberlieferung  der 
Schriftsteller  oder  mit  Urkunden  zu  thun  haben.  Bei  diesen  wird 
‘ die  typische  Form  beachtet  werden  müssen,  wenn  irgend  eine 

Emendation  im  Wortlaut  vorzunehmen  ist,  während  bei  der 
Emendation  eines  Schriftstellers  stets  bedacht  werden  muß,  daß  er 
I mit  Rücksicht  auf  die  Wirkung  seiner  Schrift  auch  an  der  Form 

gearbeitet  hat.  Wie  sehr  das  auch  in  die  Ueberlieferung  der 
Schriftsteller  hineingreift,  sieht  man  beispielsweise  an  den  wirt- 
schaftsgeschichtlich hochwichtigen  Klosterannalen  unseres  Mittel- 
alters. Gronau  hat  in  einer  guten  Abhandlung^)  den  Beweis 
I erbracht,  daß  zwei  Stellen  der  Ursperger  Chronik,  die  über  die 

Loslösung  des  Klosters  aus  einer  Verpfändung  berichten,  mit 
Benutzung  des  Wortlautes  zweier  Urkunden  niedergeschrieben 
sind*).  Bei  der  meist  sehr  bedeutsamen  Ergänzung  solcher  Ab- 
( schnitte  wäre  also  weniger  der  Sprachgebrauch  des  Autors  als 

1 vielmehr  der  zu  einer  bestimmten  Zeit  gebräuchliche  Tenor  der 

j Urkunden  heranzuziehen.  Wie  wäre  aber  ein  Nationalökonom 

' dazu  imstande,  der  von  der  Urkundenlehre  so  wenig  Verständnis 

j hat,  daß  er,  wie  das  oft  vorgekommen  ist,  glaubt,  in  einem  Kolleg 

! über  Diplomatik  werde  der  Hörer  in  alle  Kniffe  und  Pfiffe  der 

I Diplomatie  eingeführt  1 

Ein  einziger  Einwand  bloß  könnte  gegen  die  Forderung 
' geltend  gemacht  werden,  daß  der  Nationalökonom,  der  Wirtschafts- 

geschichte treiben  will,  auch  Einblick  in  die  geschichtlichen  Hilfs- 
, Wissenschaften  haben  soll,  ich  habe  ihn  so  oft  gehört,  den  Einwand, 

daß  ja  der  Nationalökonom  keineswegs  ins  „dunkle  Mittelalter“ 

, I)  G.  V.  Below,  Die  Entstehung  des  Handwerks  in  Deutschland. 

1.  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Bd.  V,  S.  144. 

I 2)  Georg  Gronau,  Die  Ursperger  Chronik  und  ihr  Verfasser.  Berliner 

I Dissert.  1890,  S.  19 — 22. 

3)  Chronicon  Urspergense,  Schulausgabe  der  Monumenta,  1874,  p.  86, 
' 113,  und  Winkelmann,  Acta  imp.  inedita  I,  p.  4,  no.  6,  Monumenta  Boica 

30  a,  139. 
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hinabzusteigen  brauche,  wenn  er  wirklich  historisches  Material  als 
Untergrund  seiner  Darstellung  sammle.  Wer  diesen  Einwand 
macht,  beweist,  sollte  ich  meinen,  zur  Genüge,  daß  er  die  tiefste 
Bedeutung  geschichtlicher  Studien  nicht  erkannt  hat  und  d^  auch 
er  nicht  die  Richtung  versteht,  die  zu  erkennen  strebt,  wie  ^es 
geworden  ist.  Wie  wollte,  um  nur  ein  Beispiel  herauszugreifen, 
jemand  die  Bedeutung  und  Eigenart  der  Bauernbefreiung  unseres 
Jahrhunderts  würdigen  und  verdeutlichen,  der  sich  etwa  mit  einer 
Darstellung  der  Lage  des  Bauernstandes  im  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts begnügen  wollte?  Müßte  er  nicht  vielmehr  zurückgreifen 
in  die  Zeit  des  13.  Jahrhunderts  und  ein  Verständnis  sich  erarbeiten 
für  die  damals  so  hoffnungsfreudige  freiheitliche  Entfaltung  des 
Bauernstandes  in  Deutschland,  um  dann  die  Entwickelung  zu 
erfassen,  die  über  die  unzähligen  Widerstände  des  ausgehenden 
Mittelalters  bis  hin  zu  der  unseligen  gewaltsamen  bäuerlichen 
Erhebung  im  Reformationszeitalter  und  der  Lähmung  dieses 
Standes  führte,  die  in  den  Nöten  der  30  Knegsjahre  des  17.  Jahr- 
hunderts noch  weitere  Fortschritte  machte.  Nur  wer  eine  historische 
Erscheinung  im  Zusammenhang  der  Jahrhunderte  erkennt,  versteht 
ihre  Wesenseigentümlichkeit.  Aber  auch  nur  der  wird  für  die 
Dinge  der  Gegenwart  und  ihre  Beurteilung  den  richtigen  Maßstab 
finden,  der  einen  Einblick  gewonnen  hat  in  die  Gesetze  der  Ent- 
wickelung, die  nicht  von  gestern  oder  heute  sind,  sondern  im 
Zusammenhang  mit  dem  Willen  der  Persönlichkeiten  seit  Jahr- 
tausenden die  Geschicke  der  Menschheit  bestimmen.  Hier,  wenn 
irgendwo,  gilt  wieder  ein  bekanntes  Wort  des  Altmeisters  von 

Weimar:  ^ , 

„Wer  nicht  von  3000  Jahren 

Sich  weiß  Rechenschaft  zu  geben. 

Bleib  im  Dunkeln  unerfahren. 

Mag  von  Tag  zu  Tage  leben.“ 

Hält  man  es  überhaupt  mit  W.  J.  Ashley  für  die  Aufgabe 
der  Wirtschaftsgeschichte,  „nicht  einfache  Verbesserungen  und 
Erweiterungen  landläufiger  Doktrinen  zu  suchen,  vielmehr  Schlüsse 
über  Art  und  Aufeinanderfolge  der  Stufen  wirtschaftlicher  Ent- 
wickelung“, so  muß  man  von  jedem  Nationalökonomen,  der  Wirt- 
schaftsgeschichte treibt,  verlangen,  daß  er  nicht  an  einem  beliebigen 
ihm  gerade  genehmen  oder  bequemen  Ausgangspunkt  der  Geschichte 
ansetzt,  sondern  jede  Entwickelung  zurückverfolgt  bis  zu  ihren 
ersten  Anfängen. 
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Ist  in  dem  Vorhergehenden  der  Meinung  Ausdruck  verliehen 
worden,  daß  der  Nationalökonom  zur  Beschäftigung  mit  der  Wirt- 
schaftsgeschichte einer  gründlichen  historischen  Vorbildung  bedarf, 
so  muß  auf  der  anderen  Seite  ebenso  sehr  die  Notwendigkeit  einer 
nationalökonomischen  Vorbildung  für  den  Historiker  betont  werden, 
der  Wirtschaftshistoriker  sein  will.  Icli  würde  hier  nicht  lediglich 
Riit  Ashley  wünschen  ^),  daß  der  Student  „den  allgemeinen 
theoretischen  Grundsätzen,  wie  sie  z.  B.  in  John  Stuart  Mill 
oder  Roscher  enthalten  sind,  und  der  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaftslehre einige  Aufmerksamkeit  geschenkt  habe“.  Gerade,  je 
„fähiger  und  wohlgeschulter“  der  Student  ist,  um  so  eher  würde 
ich  von  den  Ratschlägen,  die  die  Leiter  des  historischen  Seminars 
an  der  Universität  Leipzig  ihren  Schülern  in  die  Hand  geben, 
dem  folgenden  unbedingt  zustimmen;  „Auf  nationalökonomischem’ 
Felde  bedarf  es  einer  genauen  Kenntnis  der  theoretischen  und 
praktischen  Nationalökonomie  und  der  Finanzwissenschaft;  anzu- 
streben ist  ferner  ein  Verständnis  der  politischen  und  sozialen 
Theorien,  wie  einige  Vertrautheit  mit  den  elementaren  Methoden 
der  Statistik.“  Ich  möchte  sogar,  je  weniger  Wert  ich  der  statisti- 
schen Methode  bei  der  Erforschung  ferner  Zeiträume  zuerkenne, 
um  so  nachdrücklicher  statt  einiger  Vertrautheit  eine  genaue 
Vertrautheit  mit  der  Statistik  fordern.  Denn  wer  eingehend  in 
diese  hochwichtige  wissenschaftliche  Disciplin  sich  eingearbeitet 
hat,  wird  erfahren,  daß  sie  keineswegs  all  jene  ungreifbaren  und 
doch  so  bedeutungsvollen  sittlichen  Mächte  verkennt  oder  miß- 
achtet, die,  geheimnisvoll  wirkend,  das  Leben  der  Völker  beein- 
flussen. Je  zahlreicher  die  Anhänger  der  Wirtschaftsgeschichte 
auch  im  Heerlager  der  politischen  Historie  werden  — und  das 
beweisen  fast  alle  neu  erscheinenden  Arbeiten,  und  auch  die 
Historikertage  haben  es  gezeigt  — um  so  weniger  darf  der 
Uebergangszustand  verewigt  werden,  in  dem  so  mancher  Historiker, 
der  in  irgend  einem  Seminar  irgend  eine  Biographie  eines  mittel- 
alterlichen Heiligen  verfaßt  oder  die  deutschen  Reichstagsakten 
durchgearbeitet  hat,  sich  berechtigt  glaubt,  nun  auch  ohne  weiteres 
sich  auf  dem  Gebiet  der  Wirtschaftsgeschichte  zu  verbreiten.  Da 
tritt  dann  der  Fall  ein,  wie  er  mir  wohl  begegnet  ist,  daß  ein 
tüchtiger  Arbeiter  sich  aus  den  Grundbesitzlisten  eines  Archivs 

I)  In  der  mehrfach  citierten  Antrittsvorle.sung  (Beilage  zur  Münchener 
Allgem.  Zeitung,  1894,  No.  189,  S.  3.) 
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die  Größenverhältnisse  der  Grundstücke  genau  notiert  hat,  aber 
die  dort  gleichfalls  verzeichneten  Erträgnisse  hatte  er  nicht  auf- 
gezeichnet, „weil  er  sie  nicht  für  wichtig  hielt“,  und  kam  dann 
zum  Wirtschaftshistoriker  mit  der  naiven  Bitte,  ihm  die  Bedeutung 
des  Grundbesitzes  in  der  von  ihm  bearbeiteten  Epoche  nach  seinen 
lückenhaften  Angaben  zu  berechnen.  Die  populäre  Meinung,  die 
den  Historiker  für  fähig  hält,  in  jedem  Augenblicke  das  Alter 
einer  am  Wege  liegenden  alten  Kirche  anzugeben,  steht  um 
nichts  unter  dem  Horizont  eines  solchen  Erziehungsproduktes  ein- 
seitig politischer  Geschichtsseminarien.  Nur  eine  ausgiebige 
nationalökonomische  Vorbildung  ermöglicht  dem  Historiker  über- 
haupt erst,  die  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte  zu  sehen. 
Derjenige,  der  ohne  nationalökonomische  Vorbildung  an  wdrtschafts- 
geschichtliches  Quellenmaterial  herantritt,  wäre  dem  Manne  ver- 
gleichbcir,  der  eine  Ouvertüre  für  ein  Orchester  zu  schreiben  unter- 
nimmt, ohne  Saiteninstrumente  und  Blasinstrumente  unterscheiden 
zu  können.  Mit  gewissen  Aenderungen  gilt  auch  hier  immer 
noch  die  Wahrnehmung  des  Horaz  (Ep.  II,  i,  ii6): 

„tractant  fabrilia  fabri, 

Scribimus  indocti  doctique  poemata  passim.“ 

Ein  Handwerk  treibt  nur  der,  welcher  es  gelernt  hat,  zur 
Wirtschaftsgeschichte  glaubt  sich  jeder  Historiker  ohne  weiteres 
befähigt  und  berufen.  Wenn  ich  in  meiner  Antrittsvorlesung  die 
Wirtschaftsgeschichte  als  einen  Zweig  der  Geschichte  bezeichnete, 
so  sollte  damit  keineswegs  gesagt  werden,  daß  jeder  Historiker 
qua  Historiker  schon  Wirtschaftshistoriker  sein  könne.  Es  wäre 
doch  ein  Fehlschluß:  weil  zur  Herstellung  einer  Maschine  auch 
die  Schlosserei  gehört,  deshalb  ist  jeder  Schlosser  ein  Maschinen- 
bauer. Der  Unsinn  einer  solchen  Behauptung  springt  in  die 
Augen  — und  doch  kann  man  gleichartige  Behauptungen  fast 
täglich  aus  dem  Munde  vieler  politischer  Historiker  vernehmen, 
nur  daß  sie  dann  jedesmal  gedeckt  werden  mit  einem  Hinweis 
auf  die  Unfehlbarkeit  der  historischen  Methode,  die  in  unserem 
Jahrhundert  über  alle  Länder  und  Wissenschaften  ihren  Siegeszug 
angetreten  habe.  Der  sterbende  Talbot  hatte  doch  nicht  so 
unrecht. 

Historische  Vorbildung  wird  Nationalökonomen  und  national- 
ökonomische Vorbildung  Historiker  zur  Beschäftigung  mit  der 
Wirtschaftsgeschichte  fähig  machen.  Aber  wirklich  leistungsfähige 
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Jünger  dieser  wissenschaftlichen  Disciplin  werden  nur  dann  heran- 
gebildet werden,  wenn  neben  wirtschaftsgeschichtlichen  Vorlesungen 
auch  wirtschaftsgeschichtliche  Seminarien  an  den  Universitäten 
eingerichtet  werden.  Ich  weiß,  die  Gegner  eines  solchen  Vor- 
schlages lieben  es,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  großen  Historiker 
unseres  Jahrhunderts,  die  ihre  Wissenschaft  zu  ihrem  Hochsitze 
geleitet  haben,  ja  auch  nicht  in  Seminarien  erzogen  worden  seien, 
und  daß  deshalb  auch  die  Männer,  die  der  Wirtschaftsgeschichte 
Ziel  und  Bahn  weisen  sollen,  keines  Unterrichtes  außer  des  Selbst- 
unterrichtes bedürften.  Aber  einmal  muß  der  Universitätsdozent 
bedenken,  daß  er  doch  nicht  nur  geniale  und  selbstschöpferische 
Naturen  zu  Schülern  hat  und  daß  er  auch  nicht  nur  wieder  Dozenten 
heranzubilden  hat.  Dann  aber  kommt  noch  ein  Zweites  in  Betracht. 
Schleiermacher  hat  einmal  gesagt;  „In  meinen  Vorlesungen 
kann  ein  Student  nichts  lernen*’,  d.  h.  nichts,  was  er  im  Examen 
im  einzelnen  verwerten  könne,  aber  er  könne  von  ihm  Denken 
lernen.  Es  ist  withr,  im  Gegensatz  zu  dem  Denkscheuen,  der  nur 
am  fertig  präparierten  StoflF  Gefallen  -findet,  sucht  der  Denkfrohe 
ein  Material,  das  er  selber  verarbeiten  kann.  Ist  durch  Schleier- 
macher's  köstliches  Wort  das  eigentliche  Ideal  der  Vorlesungen 
bezeichnet,  so  ist  es  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
artigkeit der  Studenten  gerade  um  so  nötiger,  daß  neben  den 
Vorlesungen  seminaristische  Uebungen  abgehalten  werden.  Liebig’s 
Anschauung  ging  dahin  ^),  daß  in  den  Vorlesungen  nur  das 
Alphabet,  in  den  Laboratorien  (denen  die  Seminarien  entsprechen) 
dagegen  der  Gebrauch  dieser  Zeichen  gelehrt  werde.  Sicherlich 
wird  an  denjenigen  Hochschulen,  wo  leider  die  höheren  Semester 
vorherrschen,  die  nur  im  Hinblick  auf  das  Examen  Vorlesungen 
hören,  eine  große  Schwierigkeit  vorliegen,  wenn  man  die  zahl- 
reichen Seminarien,  die  der  Examenskandidat  besuchen  muß,  noch 
um  ein  udrtschaftsgeschichtliches  Seminar  vermehren  wollte.  Es 
würde  ja  hier  auch  für  den  Anfang  genügen,  wenn  im  Anschluß 
an  das  historische  oder  staatswissenschaftliche  Seminar  eine  wirt- 
schaftsgeschichtliche Abteilung  geschaffen  werden  könnte.  In  der 
Wirtschaftsgeschichte  ist  heutzutage , so  wertvoll  alles  bisher 
Geleistete  ist,  nahezu  noch  alles  zu  thun,  so  daß  Ashley  gerade- 
wegs von  einem  noch  unbebauten  Feld  reden  konnte.  Nur  eine 

X)  Chemische  Briefe,  S.  9. 

2)  Münchener  Allgem.  Zeitung,  1894,  No.  189,  S.  4. 
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opferwillige  und  rastlos  thätige  Genossenschaft  treuer  Arbeiter, 
wie  sie  sich  in  einem  Seminar  zusammenfinden,  kann  die  hülle 
des  Thatsachenmaterials  Zusammentragen,  aus  der  der  Bau  der 
wirtschaftlichen  Entwickelung  des  Menschengeschlechtes  aufgetürmt 
werden  muß.  Das  Quellenmaterial  ist  hier  so  unendlich  weit- 
schichtiger als  in  der  politischen  Geschichte  und  selten  an  einem 
einzigen  Orte  konzentriert,  das  minutiöseste  und  scheinbar  hetero- 
genste Detail  muß  aus  entlegenen  Archiven  mühsam  zusammen- 
gesucht werden^),  daß  selbst  der  Bienenfleiß  der  dermaligen 
akademischen  Vertreter  der  Wirtschaftsgeschichte  ohne  Unter- 
stützung einer  Menge  jüngerer  Kräfte  nicht  zum  Ziele  gelangen 
kann.  Es  soll  unvergessen  sein,  was  die  staatswissenschaftlichen 
Seminarien  für  die  Wirtschaftsgeschichte  geleistet  haben,  aber  je 
mehr  sich  der  Umkreis  der  staatswissenschaftlichen  Studien  er- 
weitert hat,  um  so  mehr  gewinnt  die  Forderung  auf  eine  selb- 
ständige Vertretung  der  Wirtschaftsgeschichte  in  Seminarien  oder 
im  Anschluß  an  bestehende  Seminarien  Bedeutung  und  Berech- 
tigung. 

Den  stärksten  Einwand  gegen  alles,  was  ich  seither  vorge- 
bracht habe,  fürchte  ich  von  der  Seite  derjenigen  zu  hören,  die 
da  meinen,  die  Durchführung  meiner  Vorschläge  bezwecke  ledig- 
lich, ein  Geschlecht  von  Dozenten  heranzuziehen,  aber  keine  Män- 
ner der  Praxis.  Begegne  ich  diesem  Vorhalt  zunächst  nur,  indem 
ich  die  Historiker  betrachte,  die  später  im  praktischen  Lehrfach 
. der  Schule  thätig  sein  wollen.  Es  ist  genugsam  bekannt,  wie  die 

Bestrebungen,  die  Volkswirtschaft  als  Schulunteirichtsgegenstand 
I einzuführen,  in  der  Gegenw^art  Vertretung  und  Verbreitung  ge- 

wonnen haben.  Hat  es  aber  seine  mannigfachen  Schwierigkeiten, 
j diese  als  selbständiges  Fach  in  den  Lehrplan  der  Schulen  einzu- 

, reihen,  weil  weder  die  Auffassungskraft  des  jugendlichen  Alters 

j den  hohen  Anforderungen  nationalökonomischen  Denkens  ge- 

j wachsen  erscheint,  noch  bis  jetzt  ein  zweckentsprechendes  national- 

ökonomisches Schullehrbuch  vorliegt,  so  erscheint  die  Durchsetzung 
des  Geschichtsunterrichtes  mit  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  als 
die  einzige  Möglichkeit,  um  diesem  Verlangen  weiter  Kreise  ge-  j 


l)  Vergl.  V.  Inama-Sternegg  in  den  Sitzungsberichten  der  Wiener 
Akademie  der  Wissenschaften,  Bd.  LXXXIV  (i877)>  S.  135  — 210,  in  Loeher’s 
Archival.  Ztschr.,  Bd.  II  (1877),  S.  26 — 52,  und  in  Statist.  Monatsschritt,  1886, 
No,  7 i Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Bd.  II,  S.  623  fl. 
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recht  zu  werden.  So  hat  die  deutsche  Lehrerversammlung  am 
27.  Mai  1896  besonders  gefordert,  daß  der  Geschichtsunterricht  im 
Lehrplan  der  Volksschule  „die  Kultun3ntwickelung  des  deutschen 
Volkes  in  ihren  Grundzügen  darstelle  und  hierbei  auch  der  Ent- 
wickelung der  Staatsverfassung  sowie  derjenigen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  bis  zur  Gegenwart  Beachtung  schenke“,  und  sie  ist 
meines  Erachtens  in  diesem  Beschlüsse  glücklicher  gewesen  als 
mit  dem  anderen,  „daß  in  die  Lehrfächer  die  Elemente  der  Ver- 
fassungs-  und  Rechtskunde,  Volks-  und  Privatwirtschaftslehre  auf- 
genommen werden“.  Der  künftige  Lehrer,  der  sich  auf  der  Uni- 
versität grundmäßig  mit  Wirtschaftsgeschichte  beschäftigt  hat, 
wird  aber  am  ehesten  imstande  sein,  beim  Geschichtsunterricht 
wirtschaftliche  Fragen  zu  behandeln.  Er  wird  beispielsweise  nicht 
allein  bei  der  Geschichte  des  Zunftwesens  das  materielle  Zunft- 
recht und  die  korporative  Verfassung  der  Zunft  darstellen,  sondern 
auch,  je  näher  er  der  Gegenwart  kommt  und  über  die  Gewerbe- 
gesetzgebung des  18.  Jahrhunderts  hinüber  zu  der  Gewerbefreiheit 
und  den  Organisationsversuchen  des  19.  Jahrhunderts  hin  vor- 
schreitet, unmerklich  zu  den  Fragen,  die  auf  diesem  Gebiet  die 
Gegenwart  bewegen,  geführt  werden,  zu  dem  Kampf  zwischen 
Klein-  und  Großindustrie  und  zu  all  den  neuen  gewerberechtlichen 
Gestaltungen,  wie  der  großen  deutschen  Arbeiterversicherung 
dem  Patentwesen,  dem  gewerblichen  Bildungswesen  etc.  Es  liegt’ 
auf  der  Hand,  welche  segensreiche  Förderung  durch  eine  solche 
Gestaltung  des  Geschichtsunterrichtes  auf  der  Schule  hinwiederum 
das  Studium  der  Wirtschaftsgeschichte  auf  den  Universitäten  er- 
fahren müßte.  Heutzutage  wissen  die  jungen  Leute,  wenn  sie 
von  der  Schule  kommen,  meistens  nichts  oder  recht  wenig  von 
dem  Fach  der  Wirtschaftsgeschichte,  das  sie  im  Lektionskatalog 
der  Universität  vorfinden , noch  weniger  aber  von  dem  hohen 
Nutzen,  den  sie  aus  diesen  Vorlesungen  für  ihr  eigentümliches 
Gebiet  innerhalb  der  Geisteswissenschaften  oder  aber  für  ihr  spä- 
teres Wirken  im  praktischen  Berufsleben  entnehmen  können.  Die 
Folge  ist,  daß  der  Dozent  die  Zeit,  die  er  besser  und  ertragreicher 
anwenden  könnte,  mit  den  allerelementarsten  Erörterungen  auszu- 
füllen genötigt  ist.  Entweder  findet  der  junge  Student  bei  ihm 
nicht  das,  was  ihm  not  thut,  oder  der  ältere  nicht  das,  was  er  er- 
wartet. Es  mangelt  eben  zumeist  allen  Hörem  der  Wirtschafts- 
geschichte an  der  unumgänglichen  Vorbildung,  jenen  an  der  Vor- 
bildung auf  der  Schule,  diesen  an  der  historischen  oder  national- 
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ökonomischen  Vorbildung  der  Universität.  Anders  und  besser 
kann  es  aber  natürlich  nur  werden,  wenn  man  sich  in  den  hierbei 
beteiligten  und  zur  Aenderung  berufenen  Kreisen  immer  mehr 
von  dem  hohen  Werte  überzeugen  läßt,  den  das  Studium  der 
Wirtschaftsgeschichte  an  sich  besitzt. 

Welchen  Nutzen  die  Wirtschaftsgeschichte  dem  National- 
ökonomen gewährt,  der  sich  mit  der  Darstellung  volkswirtschaft- 
licher Theorien  abgiebt,  ist  mir  immer  bei  der  Betrachtung  des 
Merkantilismus  so  recht  augenfällig  zum  Bewußtsein  gekommen. 
Der  naive  Glaube,  daß  dieser  Kreis  von  Anschauungen  seit  dem 
16,  Jahrhundert  plötzlich  durch  ein  Wunder  aus  dem  Nichts  ent- 
standen sei,  kann  von  dem  Forscher  doch  unmöglich  geteilt  wer- 
den, der  weiß,  wie  echt  merkantilistisch  schon  der  heilige  Hiero- 
nymus dachte,  „was  der  eine  gewinnt,  muß  der  andere  notwen- 
digerweise verlieren“  ^),  oder  der  von  dem  Verbot  des  Hansetages 
vom  Jahre  1388^)  gehört  hat,  in  Rußland  Gold  oder  Silber  ein- 
zuführen, und  der  die  allgemeine  Anerkennung  solcher  früher 
schon  sporadisch  verbreiteten  Grundsätze  mittels  der  wirtschaft- 
lichen Erschöpfung  Europas  nach  dem  dreißigjährigen  Kriege 
erklärt. 

Um  von  anderen  Wissenschaften  nur  zwei  in  Kürze  heraus- 
zugreifen: Wie  gut  thut  dem  Theologen,  der  heute  sich  für  die 
Mitarbeit  der  Kirche  im  sozialen  Leben  begeistert,  eine  A\drtschafts- 
geschichtliche  Erkenntnis  der  Vorzüge  und  Fehler,  die  mit  einer 
sozialen  Wirksamkeit  kirchlicher  Institutionen  früherer  Zeiten  un- 
trennbar verbunden  waren!  Wie  ist  es  weiter  mit  dem  Philo- 
sophen ? „Die  Geschichte  der  sozialen  Lebensgebiete“,  so  ruft 
eine  Stimme,  die  keineswegs  unbeachtet  verhallen  sollte  -^),  „liefert 
ein  unendlich  reichhaltigeres  Material  für  die  Erkenntnis  der 
menschlichen  Seele,  als  es  durch  introspektive  Selbstbeobachtung 
und  durch  Beobachtung  des  Seelenlebens  eines  einzelnen  Menschen 
gewonnen  werden  kann.“  Allenthalben  auf  den  Gebieten  der 
Wissenschaften,  die  auch  erkennen  wollen,  was  der  Gegenwart 
zuträglich  ist,  bricht  sich  die  Ueberzeugung  Bahn,  daß  nur  die 
Institutionen  innere  Wesenskraft  enthalten,  die  dem  Charakter  und 

1)  CoNTZEN,  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Litteratur  im  Mittel- 
alter,  S.  II. 

2)  Sartorius,  Geschichte  des  hanseatischen  Bundes  II,  S.  453. 

3)  A.  H.  Post,  Einleitung  in  das  Studium  der  ethnologischen  Juris- 
prudenz, S.  17. 
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HO  THEO  SOMMERLAB, 

(Jer  Eigenart  eines  Volkes  entsprechen.  V^enn  aber  wahr  ist,  was 
Goethe  mit  dem  Worte:  „Die  Geschichte  des  Menschen  ist  sein 
Charakter“  meinte,  so  ist  sicher,  daß  die  objektiv  richtige  Erkennt- 
nis eines  Volkscharakters  nur  aus  der  Geschichte  gewonnen  wer- 
den kann.  Durch  geschichtliche  Betrachtung  allein  werden  wir 
den  Geist  des  Volkes,  den  sich  Savigny  doch  nur  als  mystischen 
Faktor  bei  der  Entwickelung  von  Recht,  Glaube,  Sprache  und 
Sitte  vorstellen  konnte,  aus  seinen  geschichtlichen  Wandelungen 
und  Wirkungen  heraus  erfassen  und  bestimmen  können. 

Das  stärkste  Heilmittel  aber  schließlich  gegen  theoretische 
Ueberkritik  wie  gegen  die  Irrgänge  eines  utopischen  Gedanken- 
formalismus gewährt  allemal  das  Studium  der  W^irtschaftsgeschichte. 
Nicht  als  ob  diese  bewußt  nur  dem  einen  Zwecke  eines  Kampfes 
gegen  den  Umsturz  Magddienste  leisten  sollte.  Das  ist  nun  und 
nimmer  ihre  Aufgabe.  Konnte  das  bei  Treitschke’s  glutvollen 
Erörterungen,  die  er  gegen  den  „Sozialismus  und  seine  Gönner“ 
in  heißer  I.eidenschaft  geschleudert  hatte,  noch  so  scheinen,  so  ist 
es  ruhige  objektive  Betrachtung,  die  doch  schließlich  einen  tiefen 
' Forscher  wie  Georg  v.  Below  zu  dem  Satze  führt  ^):  „Von 

der  Differenzierung  der  Vermögen  scheint  nun  einmal  der  Fort- 
schritt der  Kultur  abhängig  zu  sein“  ~ ein  Satz,  der  sich  mit 
einem  anderen  Pöhemann’s®)  berührt,  daß  eine  „starke  aristokra- 
tische Ungleichheit  der  Güterverteilung  das  unentbehrliche  Instru- 
ment alles  technischen  und  geistigen  Fortschrittes“  sei.  Und 
I wenn  alle  Perioden,  die  das  Menschengeschlecht  bislang  zurück- 

gelegt hat,  auch  nach  dem  geschmacklosen  Schlagwort  des  an- 
' archistischen  Doktrinärs  Max  Stirner  die  Kainszeichen  der 

\ Mongolenhaftigkeit  und  Negerhaftigkeit  an  der  Stirn  tragen,  so 

, ist  es  doch  gerade  der  sog.  „wissenschaftliche“  Anarchismus,  der 

' die  Zukunft  als  eine  Periode  der  Ideallosigkeit  auffaßt  und  zu- 

gleich jeden  geschichtlichen  Fortschritt  hartnäckig  leugnet.  Es 
ist  nur  konsequent  gedacht:  leugne  den  Fortschritt,  und  die  Ent- 
wickelung der  Geschichte,  und  alle  Ideale,  die  das  Menschenleben 
und  die  Wissenschaft  tragen  und  bewegen,  werden  im  Sande  zer- 
rinnen. Das  Geheimnis  der  Wirkung  der  Wirtschaftsgeschichte 
auf  die  Gegenwart  liegt  wie  das  Geheimnis  aller  Wirkung  auf  die 
Menschen  gerade  darin,  daß  die  objektive  Darstellung  der  Wirk- 


1)  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  V,  S.  i6o. 

2)  ln  der  Historischen  Zeitschrift,  Bd.  LXXV,  S.  200. 
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lichkeit  überflutet  wird  von  dem  Licht  der  Idealität.  Der  gemeine 
Alltagsarbeiter  gewahrt  dieses  nicht,  aber  er  empfindet  nach,  was 
die  Bildungskraft  eines  Gedankenfürsten  aus  der  Seele  der  Mensch- 
heit herausgelesen  hat.  Es  bleibt  daneben  freilich  wahr,  was  Max 
Duncker  im  Anschluß  an  die  RANKE’sche  Geschichtsschreibung 
gesagt  hat:  „Mit  der  Historie  ist  es  nun  unvermeidlich  so,  daß. 
wenn  man  nicht  wie  Ranke  geistvoll  über  sein  Thema  sprechen, 
nur  unbeachtete  Seiten  aufweisen,  glänzend  charakterisieren  wdll, 
man  sehr  nahe  herangehen  muß,  um  dahinter  zu  kommen,  und 
dabei  verliert  dann  das  doch  immer  mit  mäßigem  Anteil  auf- 
nehmende Publikum  den  Zusammenhang  und  die  großen  Linien.“ 
Indessen  wenn  die  Geschichtsforschung  nichts  weiter  thäte,  als 
dem  Bergmann  vergleichbar  rohe  Erzmassen  und  Steinblöcke  zur 
Oberv^elt  zu  fördern,  so  wären  ihre  Ergebnisse  völlig  wertlos, 
eine  zu  erdrückender  Wucht  angehäufte  Zahlen-  und  Thatsachen- 
masse. 

Wohl  muß  der  Geschichtsforscher  ausgerüstet  sein  mit  allen 
Errungenschaften  \rissenschaftlicher  Methodik,  aber  er  muß  sie 
souverän  beherrschen  und  über  sie  wie  über  ein  rechtmäßiges 
Eigentum  verfügen.  Die  wissenschaftliche  Methodik  und  das 
Thatsachenmaterial  soll  das  Handw^erkszeug,  nicht  das  Handwerks- 
erzeugnis sein.  Möchten  das  jene  Wirtschaftshistoriker,  die  über- 
emsig tagaus  tagein  über  Fleischpreistaxen,  Acker-  und  Wein- 
bergmaßen gebeugt  sitzen,  niemals  vergessen;  nie  vergessen,  daß 
es  höchste  Aufgabe  der  Wissenschaft  sein  soll,  begeisterungsvoll 
Menschenseelen  und  Menschengeister  zu  verjüngen,  die  verbor- 
genen sozial  wirksamen  Lebenskräfte  und  Lebensquellen  aufzu- 
schließen und  in  ihrer  Wirkung  zu  verstärken.  So  greife  ich 
zum  Ausgang  meiner  Betrachtungen  zurück  und  schließe  mit 
dem  Wort,  das  Goethe  im  Jahre  1829  zu  Eckermann  gesagt 
hat:  „Die  Gottheit  ist  wirksam  im  Lebendigen,  aber  nicht  im  Toten, 
sie  ist  im  Werdenden  und  sich  Verwandelnden,  aber  nicht  im 
Gewordenen  und  Erstarrten.“ 

I)  Biographie  von  Rudolf  Haym,  S.  437  f. 
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V orbemerkung. 

Der  festliche  Anlaß,  aus  welchem  diese  Schrift  erscheint, 
würde  wohl  allein  schon  genügen,  um  die  Veröffentlichung  auch 
dieser  Arbeit  zu  rechtfertigen.  Der  Blick,  der  die  25-jährige 
Thätigkeit  eines  akademischen  Institutes  unter  der  Leitung  des- 
selben Lehrers  überschaut,  geht  unwillkürlich  weiter  zurück  und 
sucht  auch  die  Verhältnisse  zu  erfassen,  auf  deren  Boden  das  er- 
wachsen ist,  was  heute  noch  blüht. 

Aber  auch  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  schien  mir 
eine  Behandlung  des  Themas  erwünscht.  In  Deutschland  ist  in 
höherem  Grade  als  in  anderen  Ländern  der  akademische  Betrieb 
für  die  allgemeine  Entwickelung  der  Wissenschaften  von  Bedeu- 
tung. Aber  gerade  hier  zeitigt  auch  die  eigentümliche  Viel- 
gestaltigkeit des  akademischen  Lebens  mancherlei  Umstände, 
welche  die  Entwickelung  eines  wissenschaftlichen  Specialfaches  an 
einer  einzelnen  Hochschule  in  einer  vom  allgemeinen  Zustande 
stark  abweichenden  Richtung  fördernd  oder  hemmend  selbst  für 
geraume  Zeit  zu  beeinflussen  vermögen.  Daher  schien  es  mir  der 
Mühe  wert,  einmal  einen  lokal  begrenzten  Ausschnitt  aus  dem 
allgemeineren  Gebiet  der  Entwickelung  der  Wissenschaft  zum 
Gegenstand  der  Untersuchung  zu  machen  und  den  Eindrücken 
nachzugehen,  welche  die  großen  Bewegungen  in  der  Wissenschaft 
auf  einem  gegebenen  kleinen  Gebiet  hervorbringen.  Abgesehen 
davon,  daß  ein  solches  Bild  die  Darstellung  der  Geschichte  der 
Einzeluniversität  bereichert,  wird  es  auch  die  akademischen  Lehrer 
an  anderen  Hochschulen  interessieren,  insofern  als  es  ja  die  Technik 
des  akademischen  Unterrichtsbetriebes  fortlaufend  darstellt. 

Nicht  am  wenigsten  aber  hoffe  ich,  durch  diese  Arbeit  den 
Studierenden  der  Staatswissenschaften  eine  nicht  unwillkommene 
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Gabe  zu  bringen.  Ihnen  können  die  mitgeteilten  Proben  wissen- 
schaftlicher Gedankengänge  aus  einer  vergangenen  Periode  der 
heimischen  Wissenschaft  den  geschichtlichen  Sinn  fördern  und 
neben  dem  Interesse  für  die  Geschichte  der  ausländischen  Litte- 
ratur  auch  die  Beschäftigung  mit  den  Erzeugnissen  der  früheren 
deutschen  Staatswissenschaft  nahe  legen.  Nur  aus  deren  Ent- 
wickelungsgange ist  der  heutige  Unterrichtsbetrieb  in  den  Staats- 
wissenschaften wirklich  zu  verstehen.  Das,  was  über  die  Begrün- 
dung und  die  Ziele  des  Hallenser  staatswissenschaftlichen  Seminars 
mitgeteilt  ist,  wird  zur  verständnisvollen  Teilnahme  an  dessen 
Hebungen  aufmuntem  können. 

Mir  ist  bisher  nur  eine  ähnliche  Arbeit  in  der  deutschen  Litte- 
ratur  bekannt  geworden,  die  in  den  „Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik“  Bd.  XVIII  S.  i f.  mitgeteilte  Rektorats- 
rede von  Bruno  Hildebrand  über:  „Die  Verdienste  der  Uni- 
versität Jena  um  die  Fortbildung  und  das  Studium  der  Staats- 
wissenschaften.“ 

Manche  Ungleichmäßigkeit  in  der  Darstellung  wird  man  mit 
der  Eigenart  der  Quellen  entschuldigen  müssen,  welche  mir 
für  meinen  im  Grunde  also  neuen  Versuch  zur  Verfügung  standen. 
In  erster  Linie  kamen  als  solche  in  Betracht  die  Vorlesungs- 
verzeichnisse der  Universität  Diese  sind  von  Anfang  an  regel- 
mäßig im  Druck  veröffentlicht  worden,  und  standen  mir  bis  1768 
vollständig,  von  da  bis  1820  nicht  ohne  Lücken,  dagegen  seit  1821 
bis  zur  Gegenwart  wieder  vollständig  auf  der  Universitätsbibliothek 
zur  Verfügung.  Für  die  biographischen  Notizen  leisteten  neben 
anderen  Hilfsmitteln  die  mancherlei  Schriften  über  die  Geschichte 
der  Friedrichsuniversität  von  SCHRADER,  Hoffbauer  u.  a.,  sowie 
V.  Dreyhaupt’s  Ausführliche  diplomatisch-historische  Beschreibung 
des  Saalkreises  (1755)  gute  Dienste.  Daneben  bot  Roscher^s 
Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland  in  den  verschie- 
densten Richtungen  reiche  Anregung  und  Belehrung. 
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I.  Die  erste  Zeit  der  Universität. 

Es  liegt  außerhalb  des  Rahmens  unserer  Erörterungen,  ge- 
nauer auf  die  Gründung  der  Universität  Halle  einzugehen.  Es 
mag  genügen,  festzustellen,  daß  ihr  Zweck  völlig  erreicht  wurde, 
dem  kräftig  aufstrebenden  brandenburg  - preußischen  Staate  in 
seinen  im  Herzen  Deutschlands  gelegenen  neuerworbenen  Gebiets- 
teilen eine  Hochschule  zu  sichern,  wo  die  heimische  Geistlichkeit 
und  das  neu  sich  bildende  Berufsbeamtentum  im  Geiste  der  Zeit 
und  nach  dem  neuesten  Stande  der  Wissenschaft  frei  von  den 
^ Vorurteilen  des  überlieferten  Doktrinarismus  eine  Pflanzstätte  für 
einen  würdigen,  der  Größe  seiner  Aufgabe  bewußten  Nachwuchs 
erhalten  könne.  Nicht  nur  die  Landeskinder  besuchten  eifrig  die 
junge  Universität,  auch  aus  den  anderen  Teilen  des  heiligen 
: römischen  Reiches  deutscher  Nation  zogen  zahlreiche  Studenten 

nach  Halle,  um  namentlich  an  der  juristischen  Fakultät  sich  in- 
skribieren zu  lassen.  Besonders  groß  war  unter  ihnen  zu  jener 
! Zeit  die  Zahl  der  jungen  Adeligen,  die  der  Hallenser  Hochschule 
einen  damals  besonders  geschätzten  Glanz  verliehen.  Dies  schnelle 
Aufblühen  war  ein  Beweis  dafür,  • daß  man  bei  der  Auswahl  der 
Lehrkräfte  eine  glückliche  Hand  bewiesen  und  für  die  damals 
üblichen  Fächer  tüchtige  Kräfte  zu  fesseln  gewußt  hatte. 

Freilich  wich  der  akademische  Lehr-  und  Lernbetrieb  noch 
wesentlich  von  dem  jetzigen  Zustand  der  Dinge  ab.  Am  aller- 
wenigsten darf  man  annehmen , daß  schon  damals  diejenigen 
Wissenszweige,  welche  wir  heute  unter  dem  Sammelnamen  der 
Staatswissenschaften  zusammenzufassen  pflegen,  — Volkswirt- 
schaftslehre, Volkswirtschaftspolitik,  Finanzwissenschaft,  Politik, 
Statistik  — eine  Berücksichtigung  im  Lehrplan  der  Universitäten 
gefunden  hätten,  wiewohl  doch  gerade  die  Vorbereitung  der  Be- 
amten für  den  Staatsdienst  in  einem  viel  höheren  Grade  als  heut- 
zutage  den  Universitäten  überlassen  war.  Zwar  lagen  für  die 
einzelnen  Zweige  der  Staatswissenschaften  bedeutsame  Ansätze 
einer  systematischen  Behandlung  schon  vor.  Aber  eine  eigene 
akademische  Vertretung  war  ihnen  noch  nicht  zuteil  geworden. 
Vielmehr  hatte  das  Bedürfnis  der  Zeit  nach  einer  Beschäftigung 
mit  den  mancherlei  in  ihr  Gebiet  einschlagenden  Fragen,  die 
schon  damals  die  Köpfe  der  Praktiker  und  Theoretiker  bewegten, 
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lediglich  den  Erfolg  gehabt,  daß  an  geeigneten  Stellen  im  System 
der  althergebrachten  akademischen  Wissenschaftszweige  Erörte- 
rungen über  Gegenstände  eingeschoben  wurden,  die  dem  eigensten 
Gebiet  der  Staatswissenschaften  angehören.  Wir  müssen  demnach, 
um  den  ersten  Spuren  eines  staatswissenschaftlichen  Unterrichts 
an  der  Universität  nachzugehen,  eine  Reihe  verwandter  Fächer 
ins  Auge  fassen. 

Einen  Unterschlupf  fanden  einschlägige  Erörterungen  zunächst 
in  den  KoUegien  über  die  Praktische  Philosophie.  Nach 
der  herkömmlichen  Einteilung,  die  auch  noch  lange  in  Geltung 
blieb,  — vollzog  sich  doch  der  Fortschritt  der  philosophischen  Er- 
kenntnis in  der  damaligen  Zeit  nur  zu  einem  geringen  Teile  im 
Zusammenhang  mit  den  Universitäten  — zerfiel  diese  in  ethica, 
jus  (oder  jurisprudentia)  naturale  et  gentium,  und  politica  gene- 
ralis et  specialis.  Der  Lehrbetrieb  brachte  es  mit  sich,  daß  der 
Dozent  entweder  ein  Diktat  gab,  welches  von  den  Hörem  cala- 
mis  excipiendum  war,  oder  einen  gedruckten  Grundriß  seinen 
lateinisch  gehaltenen  Vorlesungen  ‘)  zu  Grunde  legte.  Die  einen 
verfaßten  selbst  solche  Gmndrisse  — elementa' — speciell  für  den 
Gebrauch  bei  den  Vorlesungen;  andere  aber  benutzten  bewährte 
und  verbreitete,  von  anerkannten  Autoritäten  verfaßte  Bücher  als 
Leitfaden  für  ihre  Ausführungen.  Blieb  nun  auch  die  praktische 
Philosophie  den  Professoren  der  philosophischen  Fakultät  Vorbe- 
halten, so  pflegten  doch  auch  die  Juristen  Naturrecht  zu  lesen. 
Die  Grundlage  aller  gehaltenen  Vorlesungen,  deren  oft  in  einem 
Semester  mehrere  über  dasselbe  Thema  angekündigt  wurden,  bil- 
dete die  Naturrechtsphilosophie  Pufendorf’s.  Speciell  sein  1673 
erschienenes  Buch : De  officio  hominis  et  civis  juxta  legem  natu- 
ralem libri  duo,  ein  Auszug  aus  dem  im  Jahr  vorher  veröffent- 
lichten De  jure  naturae  et  gentium  libri  octo  war  jahrzehntelang 
der  beliebteste  Gmndriß  für  Vorlesungen,  den  erst  1744  WOLFF 
nach  seiner  Rückkehr  nach  Halle  durch  das  jetzt  berühmtere 
Vorbild  Pufendorf’s,  des  Hugo  Grchius  De  jure  belli  et  pacis 
ablöst.  J.  H.  Böhmer,  der  Vater  (S.  1705)*)  und  J.  S.  F.  Böh- 
mer, der  Sohn  (W.  1728),  Gundling  (S.  1707)  und  LUDEWIG 

1)  Thomasius’  Beispiel,  die  deutsche  Sprache  beim  akademischen  Vor- 
trag  zu  gebrauchen,  fand  nur  allmählich  Nachfolger. 

2)  Die  Zahl  in  ()  bedeutet  das  Semester,  in  dem  das  betr.  Kolleg  zum 

ersten  Mal  gelesen  worden  ist 
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(W.  1707)  aus  der  juristischen,  Buddeus  (1695),  Sperlette  (W. 
1705),  Heineccius  (S.  1715),  J.  G.  Wolf  (W.  1716),  J.  Fr. 
Schneider  (W.  1725)  und  selbst  noch  Carrach  (S.  1736)  aus 
der  philosophischen  Fakultät  kündigen  ihre  Vorlesungen  über 
Naturrecht  an  als  Auslegungen  des  PuFENDORF'schen  Grundrisses. 
Auch  Chr.  Thomasius  werden  wir,  wenn  er  auch  nie  ausdrücklich 
diesen  Grundriß  in  der  Ankündigung  seiner  Vorlesungen  erwähnte, 
für  einen , wenn  auch  selbständigen  Herold  Pufendorf  scher 
Gedanken  erklären  dürfen.  Der  PuFENDORF’sche  Abriß  enthält 
im  Zusammenhang  der  Erörterungen  de  officiis,  quae  ex  dominio 
rerum  resultant,  worin  das  System  des  römischen  Eigentumsrechts 
mit  allen  seinen  einzelnen  Ausgestaltungen  aus  dem  Naturrecht 
abgeleitet  wird,  ein  Kapitel  (XIV.  des  I.  Teils)  de  pretio.  Dasselbe 
giebt  eine  ausgebildete  Lehre  von  Wert  und  Preis,  die  Pufendorf’s 
auch  sonst  gerühmte  Meisterschaft  *)  in  der  Erkenntnis  wirtschaft- 
licher Verhältnisse  bekundet.  Zur  Kennzeichnung  der  Art,  wie 
man  in  jener  Zeit  allgemeine  theoretische  Erörterungen  über  wirt- 
schaftliche Vorgänge  in  andere  Gebiete  einfügte,  mag  der  Ge- 
dankengang dieses  Kapitels  im  folgenden  kurz  wedergegeben 
werden. 

„Da  nach  der  Einführung  des  Eigentums  weder  alle  Dinge 
die  gleiche  natürliche  Beschaffenheit  besaßen,  noch  den  gleichen 
Nutzen  den  menschlichen  Bedürfnissen  boten,  auch  nicht  jedem 
diejenige  Menge  von  Gütern,  die  seinem  Bedürfnis  entsprach,  zu 
Gebote  stand,  so  kam  frühzeitig  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
der  Brauch  auf,  die  Dinge  gegenseitig  zu  tauschen.  Aber  da  es 
sehr  häufig  vorkam,  daß  Dinge  von  verschiedener  natürlicher  Be- 
schaffenheit und  Brauchbarkeit  zum  Austausch  gelangten,  so  war 
es  notwendig,  damit  nicht  der  eine  oder  andere  Teil  durch  solchen 
Tausch  geschädigt  würde,  den  Dingen  durch  menschliche  Ueber- 
einkunft  eine  gewisse  quantitas  zuzuschreiben,  gemäß  welcher  sie 
wechselseitig  verglichen  und  ausgeglichen  werden  konnten. 
Ebenso  war  dies  der  Fall  mit  solchen  Handlungen,  welche  man 
gegen  Entgelt  zum  Vorteil  anderer  vorzunehmen  pflegte.  Diese 
quantitas  wird  mit  dem  Namen  Preis  bezeichnet.“  Weiter  werden 
dann  pretium  vulgare  und  eminens  unterschieden.  Das  pretium^ 

I)  Roscher’s  Bericht,  S.  305  ff.,  der  das  jus  naturae  et  gentium  zu 
Grunde  legt,  wird  durch  diese  Ausführungen  aus  dem  de  officio  hominis  et 
civis  ergänzt  und  erweitert  werden. 
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vulgare  ist  insofern  vorhanden,  als  das  betrefifende  Ding  usum 
aliquem  et  delectationem  den  Menschen  gewähren  kann ; das 
pretium  eminens  erscheint  virtualiter  in  nummo.  Also  haben  wir 
hier  den  Unterschied  von  Wert  — genauer  Gebrauchswert 
und  Tauschwert  oder  Preis.  Das  pretium  jedoch  ohne  diese 
Unterscheidung,  die  in  der  späteren  J.rörterung  fallen  gelassen 
wird  — unterliegt  verschiedenen  Einflüssen.  Von  diesen  ist  die 
affectio  aus  der  wissenschaftlichen  Betrachtung  auszuscheiden,  weil 
sie  zu  wenig  greifbar  ist.  Den  meisten  Einfluß  übt  die  raritas 
bonorum  aus,  der  sich  bei  den  Erzeugnissen  des  Gewerbefleißes 
noch  die  besonderen  Verhältnisse  in  dem  betr.  Gewerbe  hinzu- 
gesellen, so  die  difficultas,  dexteritas,  utilitas,  necessitas  der  ein- 
zelnen Erwerbszweige,  die  raritas,  dignitas  (bürgerliche  Wert- 
schätzung), libertas  der  Angehörigen  der  Erwerbszweige.  Aber 
nur  zum  Teil  können  diese  Umstände  frei  ihre  Einwirkung  durch 
die  conventio  contrahentium  ausüben  — pretium  vulgare  in  diesem 
Sinne  — , zum  Teil  wird  der  Preis  dun'h  Gesetz  oder  Verordnung 
festgestellt  — pretium  legitimum  — . Der  Preis  der  im  kaufmän- 
nischen Verkehr  gehandelten  Güter  unterliegt  noch  besonderen 
Einflüssen , die  in  dem  Zustand  des  einzelnen  Marktortes  ihren 
Grund  haben.  Die  Kosten  des  Trans]>ortes  bis  zum  Markt,  die 
Verschiedenheit  von  Angebot  und  Nachfrage,  die  Art  des  Kauf- 
geschäfts, ob  im  Groß-  oder  ELleinhandel,  gegen  bar  oder  auf  Borg, 
beeinflussen  hier  die  Preisbildung.  — So  wie  an  dieser  Stelle  finden 
sich  noch  öfter  in  einem  Zusammenhang , in  dem  man  es  am 
wenigsten  vermuten  möchte,  Erörterungen,  die  heute  einen  Bestand- 
teil der  theoretischen  Nationalökonomie  als  Unterrichtsfach  bilden. 

Neben  dem  jus  naturae  et  gentium  bot  namentlich  die  Vor- 
lesung über  Politik  mancherlei  Gelegenheit  zur  Erörterung 

staatswissenschaftlicher  Materien. 

Ihr  wirksamster  Vertreter  ist  J.  Fr.  Buddeus.  der  zwar  der 
Hallenser  Universität  als  Ordinarius  für  Moralphilosophie  nur  von 
i6q3 — 1705  angehörte,  nach  dessen  Grundriß  aber  noch  jahrzehnte- 
lang Vorlesungen  über  Politik  gehalten  wurden.  Er  selbst  las 
zuerst  (1695)  nach  Adam  Rechenberger’s  Lineamenta  philo- 
sophiae  civilis,  gab  aber  1697  seine  Elementa  Philosophiae  Practicae 
quibus  Ethica,  Jurisprudentia  naturalis,  Jurisprudentia  gentium  et 
Politica  cum  generalis  tum  specialis  succincte  traduntur,  in  usum 
praelectionum  academicarum  heraus.  Dieser  in  elegantem  Latein 
geschriebene,  oft  aufgelegte  Leitfaden  zeichnet  sich  ebenso  wenig 
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als  die  übrigen  Schriften  seines  als  Theologen  bekannten  Ver- 
fassers durch  Originalität  der  Gedanken  aus.  Seine  Stärke  beruht 
vielmehr  in  der  flüssigen  Darstellung,  der  schönen  Sprache,  der 
korrekten  Wiedergabe  der  zeitgemäßen  Ansichten.  Wir  folgen  in 
Kurzem  dem  Gedankengang  seiner  Politica.  Die  Politica  generalis 
ist  ihm  ein  System  von  Klugheitsmaßregeln,  nach  denen  der 
Mensch  sein  Verhalten  einrichten  soll  als  Glied  der  personae 
morales,  — wir  würden  sagen:  politischen  und  sozialen  Gemein- 
schaften — denen  ein  jeder  angehört.  Für  alle  societates  giebt  es 
nun  zwei  Grundregeln:  i)  Das  Interesse  der  einen  societas  darf 
nur  im  äußersten  Notfall  auf  Kosten  einer  anderen  societas  ge- 
fördert werden.  2)  Der  Vorteil  jedes  Gliedes  ist  dem  Interesse 
der  ganzen  societas  stets  unterzuordnen.  Außerdem  giebt  es  aber 
für  die  verschiedenen  societates  noch  sehr  verschiedene  Regeln, 
die  nun  im  Anschluß  an  die  einzelnen  societates:  domestica,  con- 
jugalis,  patema,  hereditaria  etc.  erörtert  werden.  Da  aber  der 
Zweck  der  prudentia  oeconomica  die  felicitas  domestica  totius 
familiae  ist,  die  ihrerseits  wieder  in  der  affluentia  rerum  ad  vitam 
honeste  transigendam  necessaricirum  besteht,  so  ist  mit  der  Er- 
örterung der  domestica  societas  auch  die  über  die  fundamenta 
oeconomica  zu  verbinden.  Aber  auch  diese  felicitas  darf  nicht  auf 
Kosten  der  felicitas  totius  civitatis  aut  generis  humani  (!!)  erfolgen. 
Unter  den  Mitteln  zur  Förderung  der  häuslichen  felicitas  nennt 
er  nun  agricultura,  mercatura,  pecuaria  etc.  Diese  müssen  vor- 
sichtig und  klug  ausgeübt  werden.  Es  ist  von  größter  Wichtig- 
keit, überall  Rücksicht  auf  Zeit  und  Ort  zu  nehmen,  Kenntnisse 
zu  sammeln,  den  Ertrag  der  Arbeit  richtig  zu  verteilen,  jedes 
Glied  der  Hauswirtschaft  auf  seinen  richtigen  Platz  zu  stellen. 
Ebenso  ist  es  von  Wichtigkeit,  in  dem  Verhältnis  der  Eltern  zu 
den  Kindern,  dem  Gesinde  etc.  die  Regeln  der  Klugheit  zu  be- 
achten. Die  bei  weitem  wichtigste  societas  ist  aber  der  Staat. 
Die  Regeln  für  seine  Leitung  und  Erhaltung  sind  nicht  überall 
die  gleichen.  Denn  je  nach  der  indoles  der  Einwohner  und  nach 
der  Verfassung  des  Staates  sind  die  Mittel  sehr  verschieden,  mit 
denen  er  seinen  Zweck,  die  stabilitas  sua  aufrecht  zu  erhalten, 
erreicht.  An  Verfassungen  werden  die  üblichen  drei  Formen  der 
Monarchie,  Aristokratie,  Demokratie  abgehandelt.  Als  haupt- 
sächlichste media  conservandi  statum  reipublicae  werden  nach 
einander  besprochen  die  leges  et  judicia;  poenae  et  praemia; 
ministri  et  magistratus  inferiores , quinam  eligendi  sint , quot, 
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quomodo,  quanta  illis  concedenda  auctoritas.  Hieran  schließen  sich 
zwei  Kapitel,  die  im  wesentlichen  allgemeine  volkswirtschaftliche 
Betrachtungen  unter  Betonung  des  staatlichen  Interesses  bieten ; 
prudentia  circa  aerarium,  tributa,  vectigalia  und  circa  commercia 
et  rem  monetariam.  Das  aerarium  ist  nach  Buddeus  im  wesent- 
lichen bestimmt  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  den  Personal- 
bedarf der  Regierung.  Das  Vermögen  des  aerarium  besteht  teils 
aus  Immobilien,  teils  aus  Rechten.  Die  Sachgüter,  w^'elche  dazu 
gehören,  sind,  da  bei  der  Besitzergreifung  des  Alls  (occupatio 
universitatis)  nicht  alles  an  die  Einzelnen  verteilt  werden  konnte,  den 
Herrschenden  zum  Nutzen  des  Staates  überlassen:  Wälder,  Flüsse, 
Bergw'erke  und  ihre  Erträgnisse.  An  Rechten  aber  stehen  den 
Herrschern  das  Recht  der  Besteuerung  und  das  Recht  auf  erbloses 
Gut  u.  dgl.  zu.  Für  die  Höhe  des  öffentlichen  Aufwandes  sind 
zwei  Gesichtspunkte  maßgebend:  einmal  müssen  die  Mittel  für 
die  Zwecke  des  Staates  zureichen,  und  ferner  sollen  nur  solche 
Maßregeln  zu  ihrer  Aufbringung  ergriffen  werden,  die  bei  höchstem 
Nutzen  für  den  Staat  die  geringste  Beschwerung  des  Einzelnen 
herbeiführen.  Die  Einnahmen  des  Aerarium  sind  ordentliche  und 
außerordentliche;  zu  ersteren  gehören  die  Verminderung  der  öffent- 
lichen Ausgaben  und  die  Subventionen  auswärtiger  Bundesgenossen 
ferner  die  Einnahmen  aus  Geldgeschäften  — mons  pietatis  — , in 
einzelnen  Fällen  auch  der  gewöhnliche  Handel,  Gebühren  von 
Kanälen,  Verkauf  von  Staatseigentum,  Verpachtung  von  Domänen, 
Einnahmen  aus  dem  Schulwesen.  Außerordentliche  Einnahmen 
sind  die  Minderung  der  Gehälter  der  Beamten,  zinsfreie  Darlehen, 
außerordentliche  tributa  etc.  Für  eine  gute  Steuerpolitik  sind 
zw'ei  Grundsätze  maßgebend:  erstens  müssen  die  Unterthanen 
möglichst  fähig  erhalten  werden,  die  Staatslasten  zu  tragen,  zweitens 
muß  auf  eine  möglichst  gerechte  und  wenig  drückende  Art  der 
Besteuerung  Rücksicht  genommen  werden.  Zu  ersterem  giebt  es 
zwei  besonders  gute  Wege:  Aufwandgesetze  und  Förderung  von 
Handel  und  Gew^erbe.  Für  letzteres  aber  sind  folgende  Momente 
wichtig:  i)  Gleichheit  der  Belastung,  damit  nach  Möglichkeit  ein 
jeder  nach  dem  Maß  seines  Vermögens  beisteuert.  2)  Keine  Steuer- 
befreiungen ohne  dringende  Veranlassung  (temere).  3)  Stärkere 
Belastung  der  Luxusgegenstände  als  der  notwendigen  Lebens- 
mittel, 4)  Eine  Erhebungsart,  die  dem  einzelnen  möglichst  wenig 
Unlust  erweckt.  5)  Soll  man  den  Steuern  passende  Namen  geben, 
und  nicht  solche,  welche  schon  verhaßt  sind.  6)  Soll  man  nicht 
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mit  den  SteuerqueUen  wechseln.  7)  Solche  Zölle  sind  zu  bevor- 
zugen, welche  mehr  vom  Ausland,  als  vom  Inland  getragen 
werden.  8)  Ist  das  Interesse  der  Unterthanen  an  denjenigen 
Staatsangelegenheiten  zu  wecken,  für  die  die  Steuern  gebraucht 
werden,  weil  sie  dann  lieber  zahlen  werden.  9)  Anständige  und 
nicht  zu  gewaltsame  Art  der  Erhebung,  nach  Möglichkeit  Ver- 
meidung der  Verpachtung,  ist  anzustreben.  Der  Gesichtspunkt, 
unter  dem  die  im  folgenden  Kapitel  behandelten  commercia  auf- 
gefaßt werden,  ist  der,  daß  durch  ihre  Förderung  die  Unterthanen 
in  die  Lage  versetzt  werden,  Steuern  und  Abgaben  leichter  zu 
zahlen. 

Zwar  lehnt  BuDDEUS  es  ausdrücklich  ab,  die  ganze  Kraft  und 
Bedeutung  des  Staates  lediglich  auf  den  Handel  zu  basieren,  da 
je  nach  der  aptitudo  der  Bürger,  der  natürlichen  Beschaffung  des 
Landes  etc.  V erschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen  Staaten 
obwalten.  Doch  hat  der  Staat  ex  prudentiae  praescripto  weitgehende 
Aufgaben  bezüglich  des  Handels.  Er  muß  die  multitudo  merca- 
torum  möglichst  vermehren,  jedoch  nur  im  äußersten  Notfall  durch 
Gewährung  eines  Monopols,  wenn  alle  anderen  Mittel,  von  denen 
besonders  Begünstigung  im  öffentlichen  Leben,  Verleihung  von 
Privilegien,  Begünstigung  der  Ausländer,  besondere  Zollpolitik 
angeführt  werden , nicht  den  gewünschten  Erfolg  versprechen. 
Auf  jeden  Fall  aber  ist  jede  Förderung  der  promtior  et  quaestuosa 
mercium  distractio,  sofern  sie  salva  civdtatis  salute  erfolgen  kann, 
durchaus  erwünscht.  Aber  auch  auf  die  Warenzufuhr  hat  sich  die 
Vorsorge  des  Staates  zu  erstrecken.  Zwei  Quellen  aller  Güter 
nennt  Buddeus:  die  faecunditas  naturae  und  die  industria  humana. 
Soweit  die  Gaben  der  heimischen  Natur  nicht  ausreichen,  ist  es 
notwendig,  Rohstoffe  aus  dem  Auslande  einzuführen.  Dagegen 
dürfen  inländische  Rohstoffe,  die  sich  zur  Verarbeitung  im  Inlande 
eignen,  auf  keinen  Fall  temere  ins  Ausland  exportiert  werden. 
Alle  industriellen  Betriebe  sind  von  Staatswegen  zu  fördern.  Zum 
Schluß  aber  kommt  er  nochmal  auf  die  Förderung  des  Handels 
und  wünscht,  daß  namentlich  zwei  Mittel  zur  Hebung  desselben 
beachtet  würden;  einmal  die  Volksvermehrung  und  zweitens  die 
Sicherheit  der  Rechtspflege,  die  dem  Handel  und  Verkehr  erst 
wirklichen  Vorteil  bietet  Als  besondere  Mittel  zu  ersterem 
Zweck  empfiehlt  er  die  Religionsfreiheit  und  die  Bekämpfung  der 
paupertas  singulorum.  Endlich  bespricht  er  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Förderung  des  Handels  die  Regelung  des  Geldwesens 
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namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Geldverhältnisse  der  Nachbar- 
länder und  den  Verkehr  mit  diesen. 

Damit  schließen  die  im  modernen  Sinn  staatswissenschaftlichen 
Untersuchungen  ab,  und  es  folgen  nun  in  einer  weiteren  Reihe 
von  Kapiteln  die  teils  dem  Völkerrecht,  teils  der  Politik  im  engeren 
Sinn  angehörigen  Gebiete  der  prudentia  circa  religionem,  foedera 
et  legatos,  bellum  et  pacem,  monarchiam,  aristocratiam , demo- 
cratiam  und  endlich  werden  in  einem  Schlußkapitel  de  prudentia 
statum  singulorum  hominum  praesertim  aulicorum  conservandi 
Klugheitsmaßregeln  für  einen  Hofmann  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  seine  Stellung  zum  Herrscher  gegeben. 

Der  zweite  Teil  der  Politik,  zugleich  der  letzte  Teil  der 
philosophia  practica  als  akademischen  Lehrfaches,  ist  die  politica 
specialis.  Diese  enthält  im  wesentlichen  eine  Darstellung  des 
geltenden  staatsrechtlichen  Zustandes  und  der  Verfassung  des 
heiligen  römischen  Reiches  deutscher  Nation,  die  damals  noch  so 
oft  als  ein  Wundergebilde  des  öffentlichen  Rechtes  gepriesen 
wimde,  obwohl  PuFENDORF  schon  längst  die  kritische  Sonde  an 
sie  gelegt  hatte.  Wir  werden  diesem  Stoff  unter  anderem  Titel 
noch  öfter  als  Gegenstand  des  akademischen  Unterrichtes  begegnen. 

Wir  haben  den  Inhalt  der  BuDDE’schen  Politik  genauer 
dargestellt,  einmal  weil  sie  sehr  häufig  an  der  Hallenser  Universität 
gelesen  wurde,  dann  aber  auch,  weil  sie  als  typisch  für  die  damalige 
Zeit  gelten  kann.  Vielfach  liegt  sie  den  Vorlesungen  der  Dozenten 
zu  Grunde:  in  40  Jahren  bildet  sie  bei  über  30  der  sämtlichen 
etwa  100  über  Politik  angezeigten  Vorlesungen  den  ausdrücklich 
benannten  Grundriß:  Sperlette  (S.  1705),  Gundling  (W.  1706)^ 
Ludewig  (W.  1713),  Chr.  Wolf  (1723),  Zschackwitz  (W.  1731), 
Wideburg  (S.  1733),  Heineccius  (W.  1736)  lesen  ihre  Vorlesungen 
nach  diesem  Grundriß,  einige  freilich  nur  so  lange,  bis  sie  selbst 
eine  Politik  ausgearbeitet  und  herausgegeben  haben,  so  Gundlikg 
und  Ludewig,  Erst  spät  wird  Buddeus  von  Wolff  auf  dem 
Gebiete  der  Politik  abgelöst.  Darüber  haben  wir  im  zweiten 
Abschnitt  zu  berichten. 

Den  dritten  Punkt,  auf  dem  die  Anfänge  der  Staatswissen- 
schaften sich  feststellen  lassen,  bilden  diejenigen  Vorlesungen,  in 
denen  die  Entwickelung  der  öffentlichen  Verhältnisse  zum  Zustand 
der  damaligen  Zeit  dargestellt  wurden.  Wie  überhaupt  die  Anfänge 
der  Statistik  sich  auf  die  Beschreibung  der  Zustände  eines  ein- 
zelnen Staates  rücksichtlich  seiner  natürlichen,  staatlichen,  gesell- 
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schaftlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aufbauen  und  so  zu 
einer  Staatsbeschreibung  führen , welche  nicht  ein  selbständiges 
Wissensgebiet  darstellt,  sondern  im  Dienste  bald  des  Staatsrechtes, 
bald  der  Erdkunde,  bald  der  Geschichte  erfolgt,  so  werden  auch 
an  der  Halleschen  Hochschule  die  Vorlesungen,  die  diesen  Stoff 
behandeln,  teils  von  Juristen,  teils  von  Historikern  gehalten.  Auch 
hier  läßt  sich  der  weitgehende  Einfluß  Pufendorf’s  auf  die 
damalige  Geisteswelt,  den  wir  schon  oben  festzustellen  hatten, 
erkennen.  Schon  im  S.  1692  und  später  noch  W.  1712  las 
Thomasius,  der  bereits  vor  der  offiziellen  Eröffnung  der  neuen 
Hochschule  an  der  Ritterakademie  Vorlesungen  hielt,  über  das 
1667  erschienene  Buch  Pufendorf’s  Severinus  de  Monzambano, 
de  statu  imperii  Germanici.  Noch  sehr  viel  später  folgen  andere 
seinem  Beispiel,  so  'LüDEWlG  (W  1733)  und  ZsCHACKWiTZ  (S.  1739) 
Berührt  es  uns  heutzutage  eigentümlich,  wenn  wir  hören,  daß  dies 
seiner  Zeit  als  politisches  Pasquil  verschrieene  und  aufs  äußerste 
angefeindete  Buch  als  Grundlage  von  Vorlesungen  gedient  hat, 
so  hat  die  darin  enthaltene  freimütige  Kritik  der  bestehenden 
Zustände  und  umfassende  Schilderung  der  damaligen  Lage 
Deutschlands  in  politischer,  sittlicher  und  wirtschaftlicher  Beziehung 
sicher  eine  gute  Förderung  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  zu 
Wege  bringen  und  befruchtend  auf  den  akademischen  Unterricht 
einwirken  können.  Auf  jeden  FaU  ist  die  Benutzung  gerade  dieses 
Grundrisses  für  Vorlesungen  ein  sehr  charakteristisches  Zeichen 
des  an  der  jungen  Hochschule  gepflegten  freimütigen  wissenschaft- 
lichen Geistes.  Ad  ductum  Pufendorfii  finden  aber  noch 
andere  Vorlesungen  statt:  Im  Anschluß  an  seine  Einleitung  zur 
Geschichte  der  vornehmsten  Reiche  und  Staaten  Europas  lesen 
sowohl  Gundling  (W.  1708)  als  Ludewig  (S.  1713)  über  die 
notitia  regnorum  Europae.  Charakteristisch  sind  die  bezüglichen 
Ankündigungen  Gundling’s  sowohl  des  prahlerischen  Tones  wegen, 
als  auch  hinsichtlich  des  Inhaltes  der  Vorlesungen.  Er  schreibt 
einmal:  er  werde  statum  Europae,  id  est  Hispaniae,  Lusitaniae, 
Angliae,  Galliae,  Belgii,  Helvetiae,  Poloniae,  Daniae  nec  non 
Germaniae  historiam  explicare  ac  commercia  illarum  gentium, 
divitias,  ingenia  et  praetensiones,  quas  vocant,  ea,  qua  par  est, 
industria  ostendere;  ein  anderes  Mal  nimmt  er  den  Mund  noch 
voller:  er  will  totius  orbis  mutationes  ac  singulorum  regnorum 
arcana,  robur,  potentiam,  exercitus,  classes,  reditus,  incolarum 
ingenia,  legatorum  jura  pragmatico  docendi  genere  explicare. 
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{I  Die  Fortschritte,  welche  durch  den  zum  Teil  historischen 

|i  Charakter  dieser  Vorlesungen  bedingt  waren,  veranlaßten  allmählich 

' ; die  Dozenten,  allerdings  immer  noch  unter  dem  ausschlaggebenden 

I Einfluß  der  PuFENDORF’schen  Behandlung,  ihrerseits  mit  der 

, I Ausarbeitung  besonderer  Lehrbücher  vorzugehen.  So  legte  LUDEWIG 

seinen  Vorlesungen  eine  eigene  Ausarbeitung  des  Stoffes  zu  Grunde, 

''  die  alsdann  auch  unter  dem  Titel  Germania  princeps,  nach  einer 

I Nachschrift  seiner  Zuhörer,  wie  die  Notiz  auf  dem  Titel:  ex  ore 

I disserentis  calamis  privatim  exceperunt  auditores  besagt,  erschien- 

Dies  Buch  enthält  ein  Repertorium  der  gesamten  politischen 
I'  Geschichte  der  einzelnen  Herrscherhäuser  des  Deutschen  Reiches 

1'  und  außerdem  allerlei  Wissenswertes  aus  dem  Gebiet  des  Staats- 

i;l  rechtes  und  Verwaltungsrechtes,  sowie  einige  Notizen  über  den 

I wirtschaftlichen  Zustand  der  einzelnen  Länder.  Eine  kurze  Ueber- 

sicht  über  den  Inhalt  des  zweiten  Buches  de  regia  gente  Porussica 
mag  einen  Einblick  in  die  Art  dieser  Vorlesung  gewähren.  Das 
erste  Kapitel  giebt  die  Erzählung  der  politischen  Geschichte  des 
Hohenzollemgeschlechtes  in  Süd-  und  Norddeutschland,  in  welcher 
eine  eingehende  genealogische  Erörterung  des  Ursprunges  der 
Hohenzollem  gegeben  wird.  Nicht  die  Ableitung  von  den  Colonnas 
oder  den  Welfen  wird  acceptiert,  sondern  für  den  gemeinschaft- 
lichen Ursprung  aus  demselben  Stamm  mit  den  Habsburgern 
Stellung  genommen.  Im  zweiten  Kapitel  folgt  unter  der  Ueber- 
schrift  tituli  regionum  regis  Porussiae  die  Geschichte  der  sämtlichen 
unter  der  Kxone  Preußen  vereinigten  Landesteile.  Im  dritten 
Kapitel  folgen  als  praetensiones  juraque  controversa  gentis  Br.- 
Porussicae  24  berühmte  staats-  und  völkerrechtliche  Streitfragen, 
in  denen  es  sich  meist  um  erbrechtliche  Ansprüche  gegen  andere 
Fürstenhäuser  und  Reichsstände  handelt.  Im  vierten  Kapitel 
werden  die  eminentia  gentis  Brandenburgicae  privilegia  et  varii 
generis  praerogationes  behandelt  und  in  bunter  Reihenfolge  Zoll- 
privilegien, Orden,  Titel  u.  a.  m.  aufgeführt.  Hieran  schließt  sich 
im  Caput  V eine  descriptio  politica  regionum  regis  Porussiae.  Mit 
Preußen  beginnend  schildert  LUDEWIG  kurz  und  nicht  ohne  Willkür 
die  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Hilfsmittel  der  einzelnen 
Gegenden  und  beschreibt  die  Eigenart  der  Einwohner  und  den 
geltenden  Rechtszustand;  weiter  zeichnet  er  in  einem  besonderen 
Abschnitt  die  von  Berlin  aus  erfolgende  Verwaltung  des  ganzen 
Landes  und  schließt  mit  einer  Erörterung  über  das  Heerwesen. 
Ein  letztes  Kapitel  enthält  eine  Aufzählung  der  Scriptores  domestici 
provinciarum  regis  Porussiae. 
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Recht  ärgerlich  muß  es  LuDEWiG  gewesen  sein,  als  sein 
Specialkollege  und  Nebenbuhler  Gundling  auch  nach  diesem 
Grundriß  zu  lesen  begann.  Denn  er  fügt  seiner  Ankündigung 
(S.  1713)  hinzu,  die  Germania  princeps  sei  nemini  recte  ac  plene 
intellecta  quam  auctori.  Doch  hören,  trotzdem  auch  Gundling 
später  einen  eigenen  Grundriß  seinen  Vorlesungen  über  den  Status 
Europae  hodiernus  zu  Grunde  legte,  die  Erklärungen  der  PuFEN- 
DORF’schen Schriften  nicht  auf. 

Die  Art  des  akademischen  Unterrichtsbetriebes  hat  man  sich 
so  vorzustellen,  daß  im  Prinzip  die  einzelne  Vorlesung  in  einem 
Semester  in  5 bis  6 wöchentlichen  Stunden  absolviert  wurde, 
womit  jedoch  nicht  gesagt  ist,  daß  nicht  vielfach  der  Raum  eines 
Semesters  überschritten  und  die  neu  angekündigte  Vorlesung  erst 
nach  glücklicher  Beendigung  der  aus  dem  vorhergehenden  Semester 
noch  ausstehenden  Reste  — sog.  „Schwänze“  — begonnen  wurde. 
Mit  der  Vorlesung  verbanden  sich  häufig  praktische  Uebungen 
in  dem  Sinn,  daß  die  Professoren  den  Studenten  ihre  Bibliotheken 
zur  Verfügung  stellten,  wie  Ludeavig  (S.  1712),  dessen  Bücher- 
sammlung eine  für  die  damalige  Zeit  besonders  reichhaltige  gewesen 
sein  solU),  ankündigt:  scriptores  addet  domesticos,  quos  oculis 
exponet  auditorum,  und  Gundling  (S.  1717)  damit  gar  eine  Literatur- 
geschichte verbindet,  wie  aus  seiner  Ankündigung  hervorgeht: 
bibliothecae  suae  recensionem,  adjecta  historia  litteraria,  instituet. 
Einen  eigentümlichen  Nebenzweck  verfolgte  Sperlette,  ein 
geborener  Franzose,  ursprünglich  Mathematiker,  dann  Moral- 
philosoph und  als  solcher  auch  Lehrer  der  Politik,  mit  seinen  hier 
einschlägigen  Vorlesungen:  er  liest  sein  collegium  historico-geo- 
graphico-politicum  in  gratiam  nobilium  studiosorum,  qui  linguam 
Gallicam  excolere  volunt,  gallico  idiomate.  Diese  Vorlesungen 
wurden  wohl  hauptsächlich  um  der  französischen  Sprache  willen 
gehalten  und  sollten  mehr  der  allgemeinen  Bildung,  als  der 
strengen  Wissenschaft  dienen.  Ihre  Stoffe  entnimmt  Sperlette 
aus  dem  weiteren  Gebiet  der  Politik  in  großer  Mannigfaltigkeit. 
Neben  Tacitus,  dessen  Ansichten  über  die  Verhältnisse  des  deut- 
schen Altertums  er  erklären  will,  behandelt  er  beispielsweise 
(W.  1720)  magnorum,  dum  viverent,  Regni  Francici  administra- 
torum  Richelii,  Colberti,  Tellerii,  de  Louvois  testamenta  politica. 

i)  Dreyhaupt  berichtet,  sie  habe  aus  13476  Druckschriften  und  802 
Handschriften  bestanden. 
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II.  Die  Begründung  der  neuen  „ökonomischen  Profession^^ 

in  Halle. 

War  sonach  bei  der  Gründung  der  Universität  Halle  das 
Gebiet  der  Staatswissenschaften  noch  in  ganz  unselbständiger 
Weise  den  Fächern  der  Moral-  und  Naturphilosophie,  der  Politik, 
des  öffentlichen  Rechtes  und  der  auch  noch  nicht  selbständigen 
Geschichte  untergeordnet,  so  sollte  doch  schon  30  Jahre  nach 
deren  Gründung  ein  für  die  Gescliichte  der  Staatswissenschaften 
als  Wissenschaft  überhaupt,  wie  als  akademischen  Unterrichts- 
faches im  besonderen  wesentlicher  Schritt  der  Hallenser  Universität 
ein  neues  selbständiges  Lehrfach  geben.  Die  Begründung  einer 
besonderen  Professur  für  die  ökonomische  Wissenschaft,  welche 
schon  Thomasius,  dessen  Einfluß  auf  die  Begründung  und  Aus- 
gestaltung der  Hallenser  Universität  nicht  gering  anzuschlagen 
ist,  dringend  verlangt  hatte,  fand  bei  Friedrich  Wilhelm  I. 
volles  Verständnis,  und  so  wurden  denn  1727  sowohl  an  der 
Hallenser  Universität,  als  auch  an  der*  zweiten  Hochschule  des 
preußischen  Staates,  Frankfurt  a.  O.,  bewährte  Kräfte  mit  der 
Vertretung  des  neuen  Faches  betraut.  Hier  war  es  Dithmar, 
der,  ursprünglich  Historiker,  den  neuen  Lehrstuhl  erhielt  und  bald 
auch  in  seiner  „Einleitung  in  die  ökonomischen,  Polizei-  und 
Cameralwissenschaften“  ein  beliebtes  Lehrbuch  für  den  aka- 
demischen Unterricht  herausgab,  auf  das  wir  noch  später  in  an- 
derem Zusammenhang  zurückzukommen  haben.  In  Halle  dagegen 
wurde  die  neue  Professur  einem  Praktiker  übertragen,  der  indes 
der  theoretischen  Bildung  keineswegs  ermangelte:  Simon  Peter 
Gasser^),  der  bis  dahin  als  ordentlicher  Professor  der  Rechte  in 

i)  1676  zu  Colberg  als  Sohn  eines  Brandenburgischen  Landrentmeisters 
geboren,  hatte  er  seine  Studien  in  Halle  und  Leipzig  absolviert.  Ausgedehnte 
Reisen  als  Hofmeister  eines  Baron  Endi:n  durch  Holland,  Oesterreich  und 
Italien  erweiterten  seinen  Gesichtskreis.  Nachdem  er  zunächst  als  Magister 
legens  und  Advokat,  dann  als  Professor  extraordinarius,  Kammerkonsulent 
imd  Assessor  des  Schöppenstuhls  in  Halle  thätig  gewesen  war,  mußte  er  bei 
der  Verlegung  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  mit  dieser  nach  Magde- 
burg übersiedeln.  Von  hier  aus  wurde  er  „in  herrschaftlichen  Verrichtungen 
nach  Cleve  gesandt,  die  dortigen  Domänensachen  in  Ordnung  bringen  zu 
helfen,  so  er  auch  zum  Vergnügen  des  Königlichen  Hofes  ausgerichtet.“ 
1721  wurde  er  zum  ordentlichen  Professor  in  der  juristischen  Fakultät  und 
zum  Mitglied  der  neugebildeten  Salz-  und  Bergwerks-Deputation  in  Halle 
ernannt. 


F 
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Halle  Pandekten  und  Prozeßrecht  gelesen  hatte  und  nebenbei  als 
Kriegs-  und  Domänenrat  der  Praxis  der  preußischen  Verwaltung 
nicht  entfremdet  war.  So  waren  bei  der  Berufung  dieser  beiden 
Männer  diejenigen  Momente  zur  richtigen  Geltung  gekommen, 
die  für  die  Entwickelung  der  Staatswissenschaften  stets  von 
wesentlicher  Bedeutung  bleiben  werden:  die  neue  Wissenschaft 
baute  sich  auf  der  Geschichte  und  der  Jurisprudenz  auf  und  blieb 
mit  der  Praxis  der  Staatsverwaltung  in  engem  Zusammenhang. 

Mit  dem  damals  üblichen  akademischen  Pomp  wtirde  der 
Schritt  des  Königs  in  einer  seiner  Bedeutung  angemessenen  Weise 
der  wissenschaftlichen  und  akademischen  Welt  angekündigt.  Im 
Aufträge  der  Universität  verfaßte  der  derzeitige  Prorektor  LuDE- 
wiG  eine  Schrift  mit  dem  Titel:  „Die  von  Sr.  Königlichen  Majestät, 
unserm  allergnädigsten  Könige,  auf  dero  Universität  Halle  am 
14.  Julii  1727  neu  angerichtete  Profession  in  Ökonomie-,  Polizei- 
und  Kammersachen  wird,  nebst  Vorstellung  einiger  Stücke  ver- 
besserter Kön.  Preuß.  Polizei  bekannt  gemachet.“  Auf  den  In- 
halt dieser,  wie  Roscher  sagt,  schmeichlerischen,  obwohl  nicht 
unverdienten  und  nach  damaligen  Begriffen  sehr  geistreichen 
Apologie  der  „friedhelmischen“  Regierung , dem  Meisterstück 
Ludewig’s,  näher  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Es  mag 
genügen,  das  anzuführen,  w^as  er  am  Schluß  des  Buches  über  die 
Errichtung  der  ökonomischen  Professur  speciell  sagt.  Zwar  sei  ja 
den  Professoren  der  praktischen  Philosophie  auch  bisher  schon 
neben  Ethik  und  Politik  die  Oekonomie  zu  lehren  aufgetragen 
worden.  Aber  diese  seien  nicht  dazu  geeignet,  da  sie  ja  nicht 
wüßten,  ob  die  Kornähren  auf  den  Bäumen  oder  auf  dem  Acker 
zu  suchen  seien.  Schuld  daran  sei  ihr  Zeugevater,  auf  den  die 
ganze  Philosophie  sich  aufbaue,  Aristoteles,  da  in  dessen  seichten 
und  trockenen  ökonomischen  Büchern  lediglich  die  Hauswirtschaft, 
aber  nichts  von  der  Landwirtschaft  enthalten  sei.  LUDEWIG  erzählt 
dann,  wie  er  durch  die  Beschäftigung  mit  seinen  eigenen  Land- 
gütern die  Erfahrung  gewonnen,  daß  die  Wirtschaft  ihre  vernünf- 
tigen, beständigen  und  sicheren  Regeln  habe,  folglich  im  Stande 
sei,  auf  Universitäten  gelehret  und  gelernet  zu  werden.  Der  neue 
Professor  müsse  aber  auch  ein  Lehrbuch  schreiben,  da  die  vor- 
handenen diesbezüglichen  Schriften  den  Anforderungen  nicht  ent- 
sprächen, die  man  billigerw’^eise  an  sie  stellen  könne.  Er  schließt 
sein  Buch:  „Ich  glaube,  daß  in  allen  Stücken  unserem  weisen 
Salomo  der  Ruhm  bei  der  Nachwelt  verbleiben  werde;  daß  man 
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Sr.  Königl.  Majestät  den  Anfang  dieser  Anstalten  zu  danken, 
welcher  nunmehr  auch  andere  Könige,  Fürsten  und  Herren  auf 
ihren  Universitäten  nachfolgen  mögen.“ 

Die  Ueberschrift  des  Vorlesungsverzeichnisses  für  den  Winter 
1727  enthält  einen  besonderen  Hinweis  auf  die  neu  begründete 
Professur  und  auch  Gasser  selbst  verfehlt  nicht,  die  neue  Vor- 
lesung im  Verzeichnisse  gebührend  zu  kennzeichnen.  Seine  An- 
kündigung lautet  folgendermaßen:  hora  IV.  pom.  Lectiones  Ca- 
merales Oeconomico-politicas,  jussu  noviori  Regio  sibi  specialiter 
demandatas,  incipiet  ad  B.  DE  Seckendorfii  manuductionem 
vnilgo  Fürstenstaat,  cum  propriae  elaborationes  capitum  ab  ipsa 
Sacratissima  Potentissimi  Regis  Persona  probatorum  tarn  cito 
finiri  et  expediri  non  potuerint.  Bemerkenswert  ist,  daß  Gasser 
diese  Vorlesungen  nicht  unter  denen  der  philosophischen  Fakultät 
anzeigt,  obwohl  z.  B.  Gundling  und  I.UDEWIG  in  beiden  Fakul- 
täten saßen,  sondern  lediglich  der  juristischen  Fakultät  angehört. 

Gasser  selbst  verfehlt  nicht,  auch  seinerseits  die  Vor- 
geschichte der  neuen  Professur  zu  erzählen.  In  einem  auch  als 
Programma  gesondert  erschienenen  „Vorbericht  von  der  Fundation 
der  neuen  ökonomischen  Profession  und  des  allerdurchlauchtigsten 
Stifters  eigentlichen  allergnädigsten  Absicht“  zu  seiner  „Einleitung 
zu  den  ökonomischen,  politischen  und  ("ameralwissenschaften,  wo- 
rinnen für  dieses  Mal  die  Oeconomico-Cameralia,  von  den  Domänen 
oder  Kammer-,  auch  anderen  Gütern,  deren  Administration  und 
Anschlägen  sowohl  des  Ackerbaues  als  anderer  Pertinentien  halber 
samt  den  Regalien  angezeiget  und  erläutert  werden  1729“  schildert 
er  ausführlich,  wie  er  eine  Aufforderung  ziu*  Uebernahme  einer 
Professur  der  Oekonomie  mit  der  Einsendung  eines  Entwurfes 
des  Vorlesungsplanes  beantwortet  habe  und  darauf  vom  König 
aufgefordert  sei,  sogleich  nach  Berlin  zu  kommen,  um  mit  ihm 
selbst  zu  sprechen.  „Ich  kann  wohl  sagen“,  fährt  Gasser  dann 
fort,  „daß  Ihro  Königl.  Majestät  die  erste  Stunde  in  diesem  collegio 
oeconomico-camerali  selbst  gelesen  und  mir  dero  allergnädigsten 
Willens  Meinung  dergestalt  umständlich  und  nachdrücklich  er- 
öffnet, daß  ich  mich  nur  glücklich  schätzen  wollte,  wenn  ich  alle 
und  jede  Worte  recht  behalten  hätte,  wie  von  dero  allergnädigsten 
Intention  ich  hiernächst  mit  mehreren  anzeigen  werde.“  Die  leb- 
hafte Art  des  Königs  und  sein  starkes  Interesse  an  der  Besserung 
und  Hebung  des  ökonomischen  Zustandes  des  Landes  gehen  aus 
dem  nun  folgenden  Bericht  über  das  geführte  Gespräch  deutlich 
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her\w.  Die  Klage  des  Königs  über  die  mangelhafte,  zu  einseitig 
juristische  Ausbildung  der  jungen  Verwaltungsbeamten  führt 
Gasser  darauf  hin,  seine  eigene  Ansicht  von  der  Lehrmethode 
auseinander  zu  setzen.  Er  will  vor  allem  die  fundamenta  et  prin- 
cipia  überliefern,  dabei  aber  auch  auf  das  pro  und  contra  eingehen 
und  durch  Einführung  in  wichtige  Streitfragen  dem  Hörer  die 
Möglichkeit,  sich  ein  eigenes  Urteil  zu  bilden,  gewähren.  Daneben 
aber  will  er  als  Verwaltungspraktiker  auch  die  praktische  An- 
wendung des  Erlernten  fördern  und  richtet  zu  dem  Zwecke  gleich 
praktische  Uebungen  ein,  die  ersten  Vorläufer  des  staatswissen- 
schaftlichen Seminars.  — Er  schreibt  darüber:  „Ich  habe  mir  dabei 
auch  vorgenommen,  eine  besondere  Stunde  des  Sonnabends  zuzu- 
geben, worinnen  die  Arbeit  derjenigen,  so  löblicher  massen  ad 
praxin  zugleich  mit  schreiten  wollen,  examiniret,  wo  sie  gefehlt, 
angezeigt  und  fernere  Anleitung  gegeben  werde.  Zu  solchem 
Behuf  werde  ich  einigen  aufgeben,  daß  sie  Anschläge  von  Gütern 
verfertigen,  die  Special  Anschläge  von  den  dazu  gehörigen  Brauen, 
Mühlen,  Ziegelscheunen,  fixis  und  dergleichen  formieren.  Anderen 
daß  sie  Zollrollen,  catastra  und  dergleichen  nach  Anleitung  aller 
capitum  des  ökonomischen  Wercks  aufsetzen:  wenn  nun  diese 
verlesen  und  in  der  Sonnabends-Stunde  darüber  juridiciert  worden, 
sollen  andere  wieder  als  revisores  und  examinatores  gesetzet 
werden,  so  ihre  monita  und  revision  aufsetzen,  worüber  danechst 
anderweit  der  Vortrag  geschehen  und  so  zu  sagen  in  pleno  darüber 
cognoscieret  werden  soll.“  Freilich  ein  durch  den  rein  praktischen 
Zweck  bedingter  wesentlich  anderer  Lehrbetrieb  als  heutzutage! 

Da  Gasser  seinen  Vorlesungsgrundriß  noch  nicht  fertig  hatte, 
so  liest  er  zunächst  noch  zweimal  ein  Jahr  lang  ein  ökonomisch- 
politisches Cameralkolleg  über  Seckendorf's  Fürstenstaat,  wobei 
allerdings  mehr  die  politische  und  kameralistische  Seite  zur  Gel- 
tung gekommen  sein  mag,  wae  aus  dem  Inhalt  des  Buches  hervor- 
geht, in  dem  von  reinen  oeconomicis  kaum  die  Rede  ist  Ueber 
dies  Buch,  das  nach  Ludewig’s  Ansicht  nihil  non  docet,  quod 
olim  finitis  academicis  annis  discendum  in  republica,  hatte  Lude- 
WiG  schon  W.  1723  und  später  noch  öfter  gelesen.  Auch 
J.  G.  Wolf  (S.  1731),  Schmeizel  (W.  1732),  Zschackwitz 
(S.  1733)  legen  dasselbe  noch  häufig  ihren  Vorlesungen  zu  Grunde, 
indem  sie,  vielleicht  im  Gegensatz  zu  der  starken  Betonung  der 
GASSER’schen  Vorlesungen,  ihm  nachrühmen,  daß  es  genuina 
principia  et  theoretica  et  practica  authenticae  politices  et  jurium 
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cameraliun,  enthalte  und  ad  munera  reipublicae 

cameralla  e,  ntilitaria  aubeunda  et  felicter 

gute  Vorbereitung  bilde.  Erat  um  dte  Mitte  des  .8. 

S der  Ruhm  der  Halleschen  Universität  als  der  ersten  V 
Sretong^chule  für  den  Justiz-  und  Verwaltungsdienst  verblaute 
und  die  Zahl  der  juristischen  Hörer  stark  abnahm,  verschwindet 
auch  dies  Buch  aus  dem  Vorlesungsverzeichnis 

Obwohl  Gasser  nach  seiner  eigenen  Schildenmg  ein 
beschäftigter  Mann  ist  - er  schreibt  selber  darüber;  „Ein  Professor 
muß  vom  Morgen  bis  an  den  Abend  lesen  ^),  und  wann  man  die- 
jenige Zeit,  so  ich  Vormittags  auf  der  Kammer  und  Deputation 

sein  muß.  abziehet,  so  ist  notorisch,  daß  lA  ^ ^ ^ 

6 Uhr  allemal  lese  und  doziere,  von  da  bis  in  die  sinkende  Nacht 
habe  ich  mit  der  Kammer-,  Fakultät-  und  anderer  Amtsarbeit 
kundigermaßen  für  2 bis  3 Menschen  völlig  zu  thun  und  er 
nur  wenig  geeignete  Vorarbeiten  für  sein  Buch  vorgefunden  zu 

Tben  beUptefTso  ist  er  doch  schon  W.  17.9 
Collegium  oeconomico-camerale  nach  seiner  „Einleitung  zu  lesen. 
FreilEh  versteht  er  unter  Oekonomie  lediglich  die  Landwirt^haft 
und  es  bildete  daher  den  Inhalt  seines  Collegs  neben  dein  R^ht 
der  Kammerverwaltung  im  wesentlichen  die  landwirtschafthc 
Betriebs-  und  Taxationslehre  und  eine  Reihe  von  pnvat-  un 
hauswirtschaftlichen  Klugheitslehren.  Die  übngen  Zweige  der 
Volkswirtschaft  werden  nur  unter  dem  letzteren  Gesichtspunkte 
uestreift.  Nur  im  weiteren  Sinne  kann  man  daher  die  neue  ro- 
Lsur  als  eine  Vorläuferin  der  heutigen  nationalokonomischen 
Professuren  bezeichnen,  wenn  man  den  Schwerpunkt  auf  die 
Kameralwissenschaft  legt,  aus  der  sich  allerdings  spater  die  aka- 
demische Behandlung  der  Nationalökonomie  entwickelt  hat.  Ä 
mindestens  ebensoviel  Recht  nimmt  Kühn  mit  Stadelmann  jene 
als  Vorläuferin  der  neueren  akademischen  Lehrstühle  für  Land- 

wirtschaftslehre  in  Anspruch. 

Der  Erfolg  der  neuen  Professur  scheint  nicht  ganz  den  aller- 
dings  wohl  zu  hochgespannten  Erwartungen  Gasser’s  enteproehen 
zu  Lben.  Denn  in  dem  schon  oben  citierten  „Vorbencht  klagt 
er:  „Es  ist  nicht  genug  zu  wundern,  daß  die  hiesigen  studiosi, 

I)  Hinreichende  Belege  geben  hierfür  Zschackwitz,  der  S-  1733  elf 
„nH  SCHMFIZEI  der  W.  1735  acht  Collegia  anzeigt.  Allerdings  laßt  sich 
nkht  mehr'fests’tellen,  wieviel  sie  thatsächlich  davon  auch  gelesen  haben. 
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sonderlich  die  I^ndeskinder  sich  bei  dem  ersten  Anfänge  nicht  jt 

eben  sonderlich  an  die  allergnädigste  Absicht  und  Befehl  Ihro 

Königl.  Majestät  gekehret,  welches  vermutlich  sich  ändern  wird,  T 

wenn  sie  von  sothaner  allergnädigsten  Intention  nähere  Nachricht  1 

bekommen.“  Aber  diese  Mahnung  scheint  auf  die  Dauer  nicht 

geholfen  zu  haben.  Denn  in  seiner  Ankündigung  für  das  W.  1739 

schreibt  Gasser;  Er  habe  seit  einiger  Zeit  beobachtet,  daß  nur 

die  Minderzahl  seiner  Zuhörer  sich  ein  genuinum  de  hoc  collegio 

conceptum  bildeten;  er  mache  sie  auf  den  „Vorbericht“  zu  seiner 

„Einleitung“  aufmerksam : aus  dem  könnten  sie  die  intentio  Regia  n 

erkennen;  dieser  folgend  sollten  sie  hinfort  fleißiger  nach- 

schreiben. 

Neben  den  neuen  Vorlesungen  Gasser’s  bleiben  die  alten  f, 

bestehen,  ohne  ihren  Charakter  wesentlich  zu  ändern.  Auf  dem  .. 

Gebiet  des  Naturrechts  herrscht  zunächst  weiter  Pufendorf’s  ; 

Einfluß.  Ebenso  findet  sich  noch  oft  die  Politica  Buddei  als 
Grundriß  für  die  Vorlesungen  von  LUDEWIG , Zschackwitz,  ' - 

SCHMEIZEL  und  WiDEBURG  angezeigt.  Erst  seit  Chr.  Wolff’s 
Rückkehr  nach  Halle  änderte  sich  dies.  WOLFF  selbst  begann 
im  Anfang  des  Jahres  1741  seine  Vorlesungen  de  jure  naturae  et 
gentium  nach  Grotius’  de  jure  belli  et  pacis,  legte  aber  bald  M 

sein  eigenes  System  diesen  und  der  Politica  zu  Grunde.  Wie 

nun  sein  Einfluß  überhaupt  mehr  und  mehr  auch  in  Halle  stieg,  ^ 

so  finden  sich  bald  Dozenten,  die  nach  seinen  Büchern  ihre  Vor- 
lesungen  halten;  so  hatte  SCHMEIZEL  schon  im  W.  1735  seine 
Politik  nach  dem  System  Wolff’s  gelesen.  Dirn  war  zunächst  v 

sein  Specialkollege  Zschackwitz  (W.  1736)  gefolgt,  und  noch 
später  zeigen  J.  J.  Beyer  (S.  i75°)>  E.  F.  Meyer  (W.  1752)  und 
sogar  auch  Stiebritz  (W.  1758)  Politicam  Wolffh  an.  All- 

mählich verschwinden  auf  diesen  Gebieten  die  anderen  Autoren. 

Für  Wolfe  sind  Oekonomik  und  Politik  lediglich  Fächer 
der  angewandten  Ethik.  In  seinen  „Vernünftigen  Gedanken  von 
dem  gesellschaftlichen  Leben  der  Menschen  und  insonderheit  dem 
gemeinen  Wesen  zur  Beförderung  der  Glückseligkeit  des  mensch- 
lichen Geschlechtes“  behandelt  er  beide  kürzer,  während  er  die 
erstere  in  seiner  Oeconomica  methodo  scientifica  pertractata,  die 
letztere  im  jus  naturale  et  gentium  ausführlich,  ja  mit  einer  uns 
heute  nur  schwer  genießbaren  Breite  noch  einmal  darstellt.  In 
der  Oekonomik  behandelt  er  die  von  ihm  sog.  kleineren  Gesell- 
schaften, die  eheliche,  väterliche,  herrschaftliche  und  häusliche 
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Gesellschaft.  Die  Politik  ist  nach  ihm  die  Wissenschaft  von  der 
größten  Gesellschaft,  dem  gemeinen  Wesen.  Einen  wesentlichen 
Fortschritt  über  seine  Vorgänger  stellt  er  auf  diesen  Gebieten 
zwar  nicht  dar,  aber  die  Gestalt,  in  welche  er  diesen  reichen 
Stoff  bringt,  sollte  dadurch  eine  höhere  Bedeutung  erhalten,  daß 
die  spätere  Ausbildung  der  Volkswirtschaftspolitik  im  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  in  manchen  Stücken  sich  eng  an  sie  als  Vor- 
bild anlehnt. 

Auch  die  von  uns  schon  erwähnten  Vorlesungen  über  die 
notitia  statuum  Europae  gehen  weiter.  Die  beiden  Hauptvertreter 
dieses  Faches  gehören  als  Ordinarien  sowohl  der  juristischen  als 
der  philosophischen  Fakultät  an,  M.  Schmeizel  i)  seit  1731,  J.  E. 
ZSCHACKWITZ  seit  1738,  nachdem  er  7 Jalire  als  Extraordinarius 
gelesen  hatte.  Neben  ihren  speciell  juristischen  Vorlesungen  über 
öffentliches  Recht  lesen  sie  beide,  teilweise  gleichzeitig,  Politik, 
Seckendorf's  Fürstenstaat,  Geschichte  des  Deutschen  Reiches 
und  außerdem  jenes  Kolleg,  aus  dem  sich  später  die  Statistik 
entwickeln  sollte , unter  verschiedenen  Benennungen : notitia 

historico  - politico  - geographica  Europae  (S.*  1732)  oder  historia 
politico-statistica  totius  Europae  (S.  1733)  methodo  practica  hoc 
est  ad  usum  civilem  et  moralem  accomodata,  woraus  sich  schließ- 
lich die  stehende  Bezeichnung:  notitia  statuum  Europae  entwickelt. 
Beide  benutzen  dabei  als  Grundriß  Schmeizels  „Einleitung  zur 
Staatswissenschaft.“ 

i)  Martin  Schmeizel,  1679  zu  Kronstadt  in  Siebenbürgen  geboren,  studierte 
Geschichte  in  Jena,  Wittenberg,  Greifswald  und  begleitete  dann  zwei  junge 
schwedische  Adelige  bei  ihren  Reisen  auf  deutsche  Universitäten.  In  ihrer 
Gesellschaft  lernte  er  die  skandinavischen  Reiche  und  insbesondere  die  Uni- 
versitäten Kopenhagen  und  Lund  kennen.  Auf  der  Rückkehr  von  Schweden 
bereiste  er  den  Nordwesten  Deutschlands  und  Holland.  Seine  ausgedehnten 
geographischen  Kenntnisse,  die  er  auf  diese  Weise  durch  eigene  Anschauung 
erworben  hatte,  befähigten  ihn  zum  weiteren  Ausbau  der  politisch-statistischen 
Disciplinen,  denen  er  sein  besonderes  Interesse  zuwandte,  seit  er  als  GUND- 
ling’s  Nachfolger  1731  nach  Halle  berufen  ward.  Seine  Kollegien  müssen 
anregend  gewesen  sein,  denn  Achenwall  führt  selber  sein  Interesse  an  sta- 
tistischen Fragen,  das  für  die  Fortbildung  der  Statistik  als  Wissenschaft 
bahnbrechend  werden  sollte,  auf  ein  um  1740  bei  Schmeizel  gehörtes  Kolleg 
zurück.  Aber  auch  den  allgemeinen  Fragen  des  damaligen  akademischen 
Lebens  schenkte  er  Aufmerksamkeit.  Beweis  dafür  ist  vor  allem  sein  1738 
erschienenes  706  Seiten  langes  Vademecum : „Rechtschaffener  Academicus 
oder  Gründliche  Anleitung,  wie  ein  akademischer  Student  seine  Studien  und 
Leben  gehörig  einzurichten  habe.“ 
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Aus  diesem  1732  erschienenen  Vorlesungsgrundriß  ist  zu  ent- 
nehmen, daß  das  Kolleg  in  zwei  Teile  zerfiel,  eine  allgemeine 
Einleitung  in  der  Art  der  bisherigen  Politik  und  eine  specielle 
Schilderung  der  wichtigeren  Staaten  Eimopas.  Letztere  erfolgt 
nach  einem  bestimmten  Schema,  denn  „alle  Lehren,  so  bei  einem 
Staat  und  dessen  Kenntnis  verkommen  können,  haben  ihren  Re- 
spekt entweder  auf  , 

1.  die  Lage  und  Beschaffenheit  derer  zum  Staat  gehöngen 

Länder  und  ihrer  Einwohner  (Geographia)  oder,  zumal  in 
Erbreichen,  auf 

2.  die  herrschende  Person  und  ihre  Familie  (Genealogia)  oder 
auf 

3.  die  Rechte  und  Gerechtsame,  auch  Regimentsverfassung 
(Notitia  Status,  Jus  publicum),  oder  auf 

4.  die  Geschicklichkeit,  das  Regiment  zu  führen  (Ethica, 

Politica,  Jus  Nat.  et  Gentium),  oder  auf 

5.  das  Wappen  (Heraldica),  oder  auf 

6.  die  von  Zeit  zu  Zeit  in  einem  Staat  vorgefaUenen  Verände- 
rungen (Historia)“. 

ZsCHACKWlTZ  zeigt  daneben  als  Extraordinarius  mehrfach 
(W.  1732,  S.  1734,  W.  1735)  ein  KoUeg  über:  Oeconomia  poUtica 
nach  „Des  Sinceri  Projekt  zur  Oekonomie  in  Form  einer  Wissen- 
schaft“ an.  Später  hat  er  dann  eine  eigene  „Gründliche  Abhand- 
lung der  vollständigen  Oeconomiae  Politicae  und  Cameralis“  (1739) 
herausgegeben,  in  der  er  „die  richtige  Einrichtung  sowohl  der 
Haushaltungs-Sachen  an  sich  selber,  als  in  Sonderheit  des  Cammer- 
und  damit  vornehmlich  verknüpften  Kommerzien -Wesens“  be- 
schreibt. 

Für  die  Stellung  der  Kollegien  über  die  Oekonomie  im 
Rahmen  der  bisher  üblichen  Vorlesungen  und  den  allgemeinen 
Lehrbetrieb  ist  es  von  Interesse,  mitzuteilen,  was  SCHMEIZEL  in 
seinem  „Rechtschaffenen  Academicus“  S.  474  über  den  Studien- 
plan  eines  Kameralisten  sagt:  „Wer  im  Kammervi^esen  dermaleins 
einen  Platz  zu  bekleiden  vermeint,  der  hat  in  Sonderheit  die  Geo- 
graphie, Politik  und  Oekonomie  mit  besonderer  Applikation  zu 
hören,  und  je  weiter  er  es  auch  in  der  Mathesi  und  Experimental- 
Physik  bringen  kann,  desto  mehr  Vorteil  wird  er  sodann  dem 
gemeinen  Wesen  leisten  können.  Auch  soll  er  nicht  unterlassen, 
ein  Collegium  in  Historiam  Patriae  zu  hören;  und  aus  dem  Cirkel 
der  zur  Jurisprudenz  gehörigen  Wissenschaften  so  viele  mitnehmen. 
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als  bei  diesem  Zweck  nötig  und  nützlich  sein  kann ; den  Ueberrest, 
sowohl  aus  eigner  Bemühung,  als  auch  Information  solcher  Per- 
sonen suchen  zu  acquirieren,  die  in  solchen  Dingen  genügsame 
Einsicht  und  Erfahrung  haben.  Deswegen  weil  der  ganze  Inhalt 
der  Cameral-  und  Haushaltungs-Wissenschaft  solche  Dinge  in  sich 
begreifet,  welche  man  durch  den  Augenschein  größtenteils  erlernen 
muß.  Dann  auch,  weil  die  in  einem  Collegio  Oeconomico  ange- 
hörten theoretischen  Lehren  nicht  zulänglich,  in  diesen  Dingen 
etwas  gründliches  vor  sich  zu  bringen;  demzufolge  soll  ein  Stu- 
dent, welcher  eine  solche  Absicht  vor  sich  hat,  fein  bei  Zeiten  um 
allerhand  zur  Haushaltung  gehörige  Dinge  sich  bekümmern,  die 
Werkstätten  der  Handwerker  und  Fabrikanten  besuchen , auf 
Handel  und  Wandel  acht  geben,  mit  Finanzbedienten,  auch 
Landleuten  umgehen  und  von  ihnen  erlernen,  was  nötig  und 
möglich  etc.“ 


III.  Die  zweite  Hälfte  des  i8..Jahrhunderts. 

Im  Jahre  1745  war  Gasser  gestorben,  nachdem  er  schon  in 
seinen  letzten  Lebensjahren  von  seinen  Lehrämtern  scheinbar  der 
ökonomischen  Professur  den  geringsten  Wert  beigelegt  hatte, 
denn  während  der  Führung  seines  letzten  Prorektorates  1742/43 
zeigte  er  zwar  juristische  Vorlesungen  an,  ließ  aber  die  ökonomische 
ausfallen.  Unter  seinen  Nachfolgern  aus  der  ersten  Zeit  hat 
keiner  eine  größere  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  gehabt.  Im 
Jahr  1746  wurde  die  erledigte  ökonomische  Professur  auf  J.  Fr. 
Stiebritz  übertragen,  der  der  Universität  bereits  seit  1733  als 

i)  1707  zu  Halle  als  Sohn  eines  Handwerksmeister  geboren,  auf  der 
Lateinischen  Hauptschule  des  Waisenhauses  daselbst  vorgebildet,  studierte 
er  in  Halle  und  Jena  Theologie,  orientalische  Sprachen  und  Philosophie. 
Nach  kurzem  Aufenthalt  in  Gießen,  wo  er  für  die  WoLFF^sche  Philosophie 
gewonnen  wurde,  kehrte  er  nach  seiner  Vaterstadt  zurück  und  blieb  hier  bis 
zu  seinem  Tode  1772.  In  den  biographischen  Nachrichten,  welche  der  von 
ihm  besorgten  verkürzten  Ausgabe  der  DREYHAUPT’schen  Chronik  des  Saal- 
kreises von  dem  Vollender  dieser  Ausgabe,  J.  F.  Seyfart,  Auditeur  des 
Regiments  Anhalt-Bemburg,  vorausgeschickt  sind,  werden  seine  wissenschaft- 
lichen Arbeiten,  92  an  der  Zahl,  aufgeführt.  Unter  ihnen  wiegen  die  auf 
das  Alte  Testament  bezüglichen  theologisch-philologischen  Abhandlungen 
vor.  In  das  Gebiet  der  Staatswissenschaften  entfällt  aber,  wenn  man  von 
der  angeführten  „Diplomatisch-historischen  Beschreibung  des  Saalkreises“ 
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Magister,  seit  1738  als  außerordentlicher,  seit  1742  als  ordentlicher 
Professor  in  der  philosophischen  Fakultät  angehörte.  Neben 
Logik,  Metaphysik  und  Naturrecht,  einem  sog.  Cursus  philosophi- 
cus  im  WOLFF^schen  Sinne,  hielt  er  Vorlesungen  über  die  hebräische 
Sprache  (linguae  sanctae  fundamenta,  doctrina  accentuum  hebra- 
icorum)  und  über  neutestamentliche  und  der  praktischen  Theologie 
angehörende  Fächer.  Hierzu  kommt  nun  noch  die  fast  in  jedem 
Jahr  in  zweisemestrigem  Kursus  von  ihm  absolvierte  Vorlesung 
über  Oekonomie.  Die  Vielseitigkeit  der  akademischen  Thätigkeit 
dieses  Mannes  könnte  zu  der  Annahme  führen,  daß  er  entweder 
ein  Universalgenie  oder  aber  ein  höchst  oberflächlicher  Mensch 
gewesen  sei.  Da  über  das  erste  in  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaft nichts  bekannt  geworden  ist,  so  blieb  nur  die  zweite  Alter- 
native, die  auch  durch  den  1768  der  Regierung  von  dem  früheren 
Hallenser  Professor,  damaligem  Geh.  Tribunalsrat  Steck  erstat- 
teten Revisionsbericht  über  den  Zustand  der  Universität  bestätigt 
zu  werden  scheint.  Denn  hier  wird  Stiebritz  vorgeworfen,  er 
verstehe  von  seinem  Specialfache,  der  Cameralwissenschaft,  nichts. 
Allein  wenn  es  auch  feststeht,  daß  Stiebritz  kein  produktiver 
Geist  gewesen  ist,  so  genügt  das  Angeführte  doch  nicht,  um  ein 
verdammendes  Urteil  über  ihn  zu  fällen.  Denn  eine  solche  Be- 
schäftigung mit  den  verschiedensten  Wissenszweigen  war  bei  der 
noch  sehr  wenig  fortgeschrittenen  Specialisierung  sowohl  der 
Wissenschaften  im  allgemeinen,  als  der  Universitätsfächer  im  be- 
sonderen, um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  selten, 
und  Steck  mag  über  seine  früheren  Kollegen  wohl  überhaupt 
etwas  scharf  abgeurteilt  haben.  Bis  zu  seinem  1772  erfolgten 
Tode  hat  Stiebritz  ziemlich  regelmäßig  seine  ökonomischen  Vor- 
lesungen angezeigt  ^).  Er  teilt  sie  in  oeconomia  rustica  et  urbana 
und  in  doctrina  cameralium.  Die  oeconomia  rustica,  der  er  zu- 


absieht,  nur  eine  „Abhandlung  von  den  Ursachen  des  Viehsterbens,  welches 
eine  Zeitlang  in  unseren  Gegenden  gewütet  hat,  und  von  den  Gegenmitteln, 
die  mau  dawider  gebrauchen  kann“  (1754).  Stiebritz  selbst  citiert  daselbst 
Teil  II,  S.  588  seinen  Aufsatz:  „Von  den  Vorteilen  der  Accise  für  andere 
Arten  der  Steuern“  (1751),  folgt  aber  in  den  Ausführungen  a.  a.  O.  über 
diesen  Stoff  fast  wörtlich  Dreyhaupt. 

i)  Eigentümlich  ist  es  allerdings,  vrenn  er  z.  B.  S.  1761  ankündigt,  er 
werde  aus  dem  Collegium  oeconomico-camerale  partem  quandam  praelegere, 
quam  commilitones  desiderabunt.  Ein  sehr  lebhaftes  Interesse  der  Studenten 
für  dies  Fach  geht  aus  einer  solchen  Ankündigung  nicht  hervor. 
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nächst  seine  Hauptaufmerksamkeit  geschenkt  zu  haben  scheint, 
zerlegt  er  in  folgende  Teile:  agricultura,  hortorum  et  vinearum 
cultura,  wobei  er  recentiora  imprimis  inventa  enarrare  et  dijudicare 
will  (W.  1752),  doctrina  de  aedificiis  oeconomicis,  endlich 

res  pecuaria  (S.  1753).  Die  mit  der  Methode  seiner  Vorlesungen 
verfolgte  Absicht  ist  eine  doppelte:  operam  dabit,  ut  qui  his 
laboribus  intererunt,  mature  praeparentur  ad  rebus  suis  aliorumque 
prospiciendum  et  inserviendum  regiis  negotiis  (S.  1746).  Später 
(S.  1763)  legt  er  seinen  Vorlesungen  die  .^Einleitung  in  die  öko- 
nomischen, Polizei-  und  Cameral Wissenschaften,  nebst  Verzeichnis 
eines  zu  solchen  Wissenschaften  dienlichen  Büchervorrats“  von 
Dithmar,  jenem  1727  zugleich  mit  Gasser  von  Friedrich 
Wilhelm  I.  angestellten  Frankfurter  Professor  oeconomiae,  zu 
Grunde.  Gegenüber  dem  von  Gasser  vertretenen  Standpunkt 
bedeutet  die  Auffassung  Dithmar’s  von  seiner  ökonomischen 
Professur  zweifellos  einen  Fortschritt.  Mochte  Gasser  als  Mann 
der  praktischen  Verwaltung  vielleicht  durch  tiefere  Kenntnisse 
der  Regierungspraxis  und  des  Ackerbaues  den  Historiker  Dith- 
mar übertrefifen,  so  zeichnet  sich  dieser  vor  jenem  durch  um- 
fassenderen Blick  und  den,  wenn  auch  noch  in  rohen  Anfängen 
stehen  gebliebenen,  Versuch,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ge- 
schichtlich zu  verstehen,  aus.  Dithmar  verlangt  zwar  in  seiner 
..Einleitung“  von  einem  Studiosus  oeconomiae  sehr  viel.  Die  Vor- 
bereitung für  das  Studium  soll  auf  der  Schule  schon  dadurch 
erfolgen,  daß  unter  dem  Spielzeug  „Models  von  allerlei  Wirt- 
schaftsstücken“ den  ökonomischen  Sinn  wecken,  griechische  und 
römische  „ökonomische“  Bücher  statt  der  Klassiker  gelesen  werden 
sollen.  Auf  der  Universität  sollen  dann  neben  den  ökonomischen, 
Polizei-  und  Cameralwissenschaften  Geometrie,  Mechanik,  Civil- 
baukunst,  Physik  und  Chemie,  Anatomie  menschlicher  und  tierischer 
Körper,  die  Anfänge  der  Arzneikunst  und  juristische  Vorlesungen 
den  Gegenstand  des  Studiums  bilden.  Diese  theoretischen  Kennt- 
nisse sollen  dann  aber  durch  praktische  Beschäftigung  in  Wirt- 
schafts- und  Amtsgeschäften  bei  einem  Amtmann  auf  dem  Lande, 
Umgang  mit  Kaufleuten  und  Besuch  von  Börsen,  Künstler-, 
Handwerks-  und  Baustätten,  Arbeit  bei  einem  Cameralkollegio, 
und  endlich  durch  Reisen  im  Auslande  einen  thatsächlichen  Hinter- 
grund erhalten.  Zeigt  sich  in  diesen,  freilich  etwas  zu  weit  ge- 
spannten Anforderungen  schon  ein  weiter,  aufs  Ganze  der  Volks- 
wirtschaft gerichteter  Blick,  so  ist  in  seinem  Grundriß  in  nuce 
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I schon  alles  das  enthalten,  was  auch  später  noch  lange  den  Inhalt 
der  von  Dithmar  zuerst  so  benannten  „ökonomischen,  Polizei-  und 

iCameralwissenschaft“  gebildet  hat.  In  dem  ersten  Abschnitt  von 
der  Landökonomie  werden  die  sonst  unter  Oekonomie  begriffenen 
Materien  abgehandelt.  Der  zweite  Abschnitt  von  der  Stadtökonomie 
enthält  die  Darstellung  der  städtischen  Verfassung,  des  Handels, 
der  Gewerbe,  der  Universitäten  etc.  Der  dritte  Abschnitt  handelt 
I von  der  Polizeiwissenschaft.  Polizei  besteht  nach  Dithmar  in 
der  guten  Ordnung  und  Verfassung  von  Personen  und  Sachen 
eines  Staates.  Die  Polizeiwissenschaft  hat  demnach  also  die  Auf- 
gabe, die  Herstellung  und  Erhaltung  dieses  guten  Zustandes  zu 
eines  jeden  und  zur  gemeinen  Glückseligkeit  zu  zeigen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  wird  dann  der  in  den  vorhergehenden  Ab- 
schnitten des  Buches  geschilderte  Zustand  kritisch  beleuchtet.  Im 
letzten  Abschnitt  wird  endlich  von  den  landesfürstlichen  Einkünften 
und  deren  Veru^altung,  dem  Cameralwesen,  gesprochen. 

Zwar  geht  aus  den  uns  zur  Verfügung  stehenden  Quellen 
nicht  hervor,  ob  Stiebritz  den  Reichtum  des  bei  Dithmar  vor- 
handenen Stoffes  wirklich  verarbeitet  hat,  und  wie  weit  die  von 
f ihm  angekündigten  Vorlesungen  in  der  That  gehalten  sind,  was 
bei  dem  zum  Teil  durch  die  unruhigen  Kriegszeiten  hervorgerufenen 
Rückgang  der  Universität,  speciell  der  juristischen  Fakultät,  aus 
deren  Angehörigen  sich  die  Hörer  Stiebritz’s  wohl  zumeist 
rekrutierten,  nicht  ohne  weiteres  als  feststehend  angesehen  werden 
kann.  Jedenfalls  ist  aber  aus  dem  Gesagten  ein  theoretischer 
Fortschritt  über  Gasser’s  Beschränkung  auf  Landwirtschaft  und 
Cameral  Wissenschaft  zu  erkennen.  Daß  Stiebritz  sich  bemühte, 
mit  den  Fortschritten  der  W^issenschaft  gleichen  Schritt  zu  halten, 
geht  auch  daraus  hervor , daß  er  noch  kurz  vor  seinem  Tode 
(W.  1772)  Polizeiwissenschaft  (pohtia)  nach  SONNENFELS’  „Grund- 
sätzen der  Polizei,  Handlung  und  Finanzwissenschaften  ankündigt. 
Neben  Stiebritz  zeigt  auch  J.  C.  Förster,  seit  1761  als 

! Extraordinarius,  seit  1768  Ordinarius  für  theoretische  Philosophie 
neben  seiner  praktischen  Thätigkeit  als  Kriegs-  und  Domänenrat^ 
staatswissenschaftliche  Kollegia  an.  Nach  Stiebritz  s I ode  ist  er 
eine  Zeitlang  der  Hauptvertreter  des  Faches,  bis  ihm  in  V.  Lam- 

I'  BRECHT,  einem  Verwaltungspraktiker,  der  von  1783—1791  die 

Professur  für  Cameralwissenschaften  bekleidete,  und  in  dessen 
Nachfolger  J.  C.  C.  Rüdiger,  der  als  Assessor  am  Salzamt  nebenher 
schon  seit  1777  cameralistische  Vorlesungen  hielt,  weitere  Camera- 
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listen  zur  Seite  traten.  Diese  Periode  ist  für  die  Förderung  der 
Wissenschaft  als  solche  ohne  Ertrag.  Von  den  Anregungen, 
welche  für  die  Volkswirtschaftslehre  durch  das  Erscheinen  des 
Adam  SMiXH’schen  Wealth  of  nations  1776  von  England  aus- 
gegangen sind,  ist  vor  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  an  der  Hallenser 
Universität  nichts  zu  spüren.  Die  Bedeutung  dieser  Periode  liegt 
in  einer  anderen  Richtung.  Die  Blüte  der  Nationalökonomie  in 
Deutschland,  welche  das  19.  Jahrhundert  bringen  sollte,  war  ein 
Ergebnis  der  Verbindung,  welche  die  aus  England  kommende 
theoretische  Lehre  mit  dem  reichen  aus  der  Praxis  geschöpften 
Material  der  deutschen  Cameralwissenschaften  einging.  Wie  in 
der  deutschen  Wissenschaft  überhaupt,  so  stellen  auch  in  Halle 
diese  Verwaltungspraktiker,  denen  der  staatswissenschaftliche 
Unterricht  anvertraut  wird,  jenes  Vorbereitungsstadium  dar,  in 
welchem  die  Cameralwissenschaften  damals  begriffen  waren. 

Der  Einfluß  der  Göttinger  Hochschule,  an  welche  Halle  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  den  Ruhm  der  ersten 
staatswissenschaftlichen  Bildungsstätte  abgetreten  hatte,  läßt  sich 
nicht  nur  auf  dem  Gebiet  der  Statistik,  auf  das  wir  später  ein- 
gehen  werden,  feststellen.  Auch  die  „ökonomischen,  Polizei-  und 
Cameralwissenschaften“  und  das  Naturrecht  treten  unter  die  Ein- 
wirkung von  Achenwall,  Schlözer,  Pütter,  des  Landwirtes 
und  Technologen  Beckmann.  Daneben  aber  finden  sich  in  diesem 
Zeitraum  zahlreiche  Ansätze,  den  theoretischen  Vorlesungen 
Examinatorien  und  praktische  Hebungen  mit  Exkursionen  an  die 
Seite  zu  stellen  und  so  den  Lehrerfolg  zu  steigern. 

Schon  zu  Stiebritz’s  Zeiten  hatte  der  Mathematiker  J.  J.  Lange 
(S.  1754,  W.  1759)  in  doppelter  Richtung  diesen  Gedanken  aus- 
geführt. Er  kündigte  Vorlesungen  im  über  seinen  „Entwurf  einer 
Anleitung  zu  ökonomischen  Rechnungen  überhaupt  und  insbe- 
sondere zu  Administrationsrechnungen  und  Anschlägen  der  Land- 
güter,“ ein  Gebiet,  das  schon  Gasser  in  den  in  seinem  „Vor- 
bericht“ angekündigten  praktischen  Hebungen  berücksichtigt  hatte. 
Daneben  führte  er  nach  seinem  „Grundriß  einer  Anweisung,  wie 
man  die  in  und  um  Halle  vorkommenden  Naturalia  und  Artificia 
zum  künftigen  Nutzen  im  gemeinen  Leben  bekannt  machen  solle,“ 
die  Studenten  in  die  Praxis  des  wirtschaftlichen  Lebens  ein,  indem 
er  ihnen  alle  in  und  um  Halle  durch  Spaziergänge  und  kleine 
Reisen  erreichbaren  natürlichen  Phänomene  und  technischen  Ver- 
anstaltungen, die  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  Belehrung  bieten  und 
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zur  Nachahmung  anregen  konnten,  zeigte  und  erklärte.  Von  den 
Kies-  und  Lehmgriiben  und  besonderen  Bodenarten,  von  besonders 
gut  ausgeführten  landwirtschaftlichen  Bauten  an  bis  zur  Wasser- 
versorgung der  einzelnen  Stadtteile  und  den  verschiedenen  Werk- 
stätten der  Handwerker  und  Manufakturen  und  Fabriken,  sowie 
den  auf  dem  Waisenhaus  vorhandenen  Modellen  neuer  Maschinen 
enthält  sein  „Grundriß“  ein  ausführliches  Verzeichnis  und  einen 
ebenso  reichhaltigen,  als  systematisch  nach  den  verschiedenen 
Naturreichen  geordneten  Speisezettel  für  diese  Exkursionen. 

Jetzt  kündigt  FÖRSTER  an,  er  werde  de  rebus  cameralibus 
examinare  (W.  1770);  ferner  will  er  privatissime  doctrinam  de 
dividendis  communibus  (von  Aufhebung  der  Gemeinheiten)  et  metho- 
dum  taxandi  bona  (vom  Anschlägen  der  Güter)  Brandenburgicis 
legibus  determinatam  explicare  et  schematibus  et  tabulis  illustrare 
(W.  1776),  endlich  beabsichtigt  er,  exercitia  practica  in  formandis  tarn 
relationibus  quam  decretis  et  rationibus  rerum  ad  reditus  publicos 
pertinentium  anzustellen  (S.  1784).  V.  Lamprecht  liest  oeconomiam 
rusticam,  ut  auditoribus  simul  in  academico  horto  plantas  oecono- 
micas  et  plantarum  culturam  ostendat  (S.  1791);  er  veranstaltet 
examinatorias  exercitationes  und  will  cum  auditoribus  opificum 
officinas  visitare  (W.  1784).  Auch  FÖRSTER,  auf  den  noch  später 
genauer  einzugehen  ist,  will  bei  seinen  Vorlesungen,  die  er  nach 
Beckmann  über  die  res  rustica  hielt,  die  plantas  florae  oeco- 
nomicae  seinen  Hörern  in  lebenden  Exemplaren  zeigen.  Endlich 
zeigt  auch  RÜDIGER  an,  er  werde  exercitationes  examinatorias  et 
elaborationes  praxeos  et  styli  cameralis  (S.  1787)  abhalten.  Damit 
legte  er  seinen  Finger  auf  eine  vorhandene  Wunde,  die  Ent- 
artung des  Stylus  cameralis.  Die  Art,  wie  er  in  seiner  später 
(1792)  herausgegebenen  „Anweisung  zu  einer  guten  Schreibart  in 
Geschäften  der  Wirtschaft,  Handlung,  Rechtspflege,  Polizei,  Finanz 
und  übrigen  Staatsverwaltung“  mit  dem  damals  üblichen  Aktenstil 
ins  Gericht  geht,  läßt  mit  Sicherheit  darauf  schließen,  daß  er  in 
diesen  praktischen  Hebungen  auf  Verbesserung  dieses  ganz  im 
Argen  liegenden  Gebietes  lebhaft  gedrungen  haben  wird.  Er 
selber  sagt  darüber:  „Ich  zeige  meinen  Hörem  aus  wirklichen 
Aktenstücken,  was  Herkommens  ist,  und  übe  sie  durch  eigene 
Ausarbeitungen,  damit  sie  beim  Anfang  des  wirklichen  Dienstes 
weder  über  das  ihnen  Neue  verlegen  sein,  noch  gegen  das  Alte 
ihrer  Mitgenossen  und  Vorgesetzten  anstoßen  dürfen.  Zugleich 
aber  mache  ich  sie  auf  die  Abw^eichungen  von  der  guten  Sprache 
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und  Schreibart  überhaupt  nach  Möglichkeit  aufmerksam  und  suche 
ihnen  zu  zeigen,  daß  sie  sich  auch  in  Geschäften  überall  anwenden 
läßt,  damit  sie  in  der  Folge  auf  meine  weiter  gehenden  Ver- 
besserungen Bedacht  nehmen.“  Er  war  aber  auch  der  richtige 
Mann  dazu.  Seine  in  dieser  „Anweisung“  enthaltene  „Geschichte 
und  Proben  der  Schreibart  in  Geschäften  verschiedener  Zeiten  und 
Völker“  ist  ebenso  umfassend  als  auch  noch  heute  lehrreich,  sein 
eigener  Stil  entspricht  durchaus  seinen  Anforderungen,  die  er  mit 
Rücksicht  auf  Reinheit  der  Sprache , vernünftigen  Gedanken- 
fortschritt und  guten  Geschmack  auf  Grund  seiner  eigenen  mannig- 
faltigen, auch  in  besonderen  Vorlesungen  verwerteten  Sprach- 
studien erhebt.  Nur  geht  er  manches  Mal  über  das  zulässige  Maß 
in  der  Verdeutschung  von  Fremdwörtern  hinaus. 

FöRSTER'S  akademische  Wirksamkeit  bildet  zunächst  gegen 
diejenige  Stiebritz*s  höchstens  in  der  Hinsicht  einen  Fortschritt, 
daß  ihm  als  Verwaltungsbeamten  eine  genauere  Kenntnis  der 
Praxis  zu  Gebote  stand.  Seine  „Einleitung  in  die  Cameral-, 
Polizei-  und  Finanzwissenschaften“ , die  er  nach  seinem  Buch 
„Versuch  einer  Einleitung“  (W.  1770)  las,  geht  in  keiner  Beziehung 
wesentlich  über  Dithmar  hinaus.  Seine  Einteilung  deckt  sich 
völlig  mit  der  DiTHMAR’schen.  Später  legt  er  seinen  Vorlesungen 
neuere  Lehrbücher  Anderer  zu  Grunde.  Pfeiffer’s  „Natürliche  aus 
dem  Endzwecke  der  Gesellschaft  entstehende  allgemeine  Polizei- 
wissenschaft“ (W.  1780),  Schlözer’s  „Allgemeine  Staatsklugheit“ 
(W.  1794)  und  „Allgemeines  Staatsrecht“  (W.  1795)  führt  er  aus- 
drücklich an.  Neben  seinen  allgemeinen  philosophischen  Vor- 
lesungen liest  er  jus  naturae  et  sociale  (W.  1763)  nach  Achen- 
wall’S  damals  sehr  beliebten  Prolegomena  juris  naturalis  zu  den 
von  ihm  ursprünglich  mit  Pütter  gemeinsam  herausgegebenen 
Elementa  juris  naturae,  endlich  principia  juris  publici  et  politicae, 
secundum  excellentissimi  MONTESQUIEU  de  legibus  librum  (S.  1765). 

Daneben  nimmt  die  Bewegung,  die  das  technische  Element, 
das  in  den  ökonomischen  Vorlesungen  noch  immer  enthalten  war, 
aus  diesen  mehr  und  mehr  auszuscheiden  und  zu  einer  besonderen 
Disciplin  auszugestalten  bestrebt  war,  auch  an  der  Hallenser 
Universität  zu.  Als  ihr  Hauptvertreter  dürfte  v.  Lamprecht 
anzusehen  sein.  Er  liest  zunächst  ('ameralwissenschaft,  und  zwar 
teilt  er  diesen  Stoff  in  zwei  auch  äußerlich  geschiedene  Kollegs, 
deren  eines  er  encyclopaedia,  wohl  nach  seinem  „Entwurf  einer 
Encyklopädie  und  Methodologie  der  ökonomischen,  politischen  und 
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Cameralwissenschaften“  (W.  1784),  deren  anderes  aber  scientia 
politico-cameralis  nach  seinem  „Versuch  eines  vollständigen  Lehr- 
gebäudes der  Staatslehre“  benennt.  Daneben  gehen  aber  Vor- 
lesungen her  über  die  res  rustica  (S.  1783)  nach  Beckmann*s  für 
die  Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Doktrin  so  wichtigen 
„Grundsätzen  der  deutschen  Landwirtschaft“  und  über  Technologie 
(S.  1785),  die  er  in  chemische  und  mechanische  (W.  1789)  einteilt. 
Von  Interesse  in  methodologischer  Hinsicht  ist  seine  Definition 
der  Technologie.  In  seinem  „Lehrbuch  der  Technologie  oder  An- 
leitung zur  Kenntnis  der  Handwerke,  Fabriken  und  Manufakturen“ 
(1787)  erklärt  er  die  Technologie  als  diejenige  Wissenschaft,  welche 
die  Grundsätze  und  Mittel  lehrt,  nach  welchen  und  durch  welche 
alle  diejenigen  Naturalien,  die  in  dem  Zustande,  in  welchem  die 
Natur  sie  uns  gab,  entweder  gar  keinen  oder  nur  einseitigen 
Nutzen  haben,  auf  die  beste  Weise  dergestalt  verarbeitet  werden, 
als  es  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  verschiedener 
Art  erforderlich  ist,  mit  Ausnahme  derjenigen  Verarbeitungen,  die 
bloß  und  allein  einen  arzneilichen  Gebrauch  gewähren.  Als  ein 
bisher  akademisch  noch  nicht  behandeltes  Gebiet  liest  er  „Handels- 
wissenschaft und  Warenkunde“  (W.  17^5)*  Der  Vollständigkeit 
halber  ist  zu  erwähnen,  daß  er  auch  einmal  jus  naturae  et  gentium 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Cameralwissenschaften  nach 
Nettelbladt  (W.  1783)  angekündigt  hat. 

Neben  v.  Lamprecht  beschäftigt  sich  mit  dem  mehr  techno- 
logischen Teil  der  Cameralwissenschaften  auch  der  als  Professor 
der  Naturgeschichte  und  Mineralogie  nach  Halle  berufene  be- 
kannte Weltumsegler  J.  R.  Förster.  Zwar  hat  er  nie  eine 
nennenswerte  akademische  Wirksamkeit  entfaltet.  Denn  nur  sein 
Kolleg  über  die  Kunst  des  Reisens  hat  wirklich  auf  die  Dauer 
Zuhörer  zu  fesseln  vermocht.  Doch  zeigte  er  wenigstens,  wenn 
auch  nicht  ganz  regelmäßig,  Vorlesungen  über  die  Landwirtschaft 
mit  besonderer  Berücksichtigung  Norddeutschlands  nach  Beck- 
mann (S.  1782),  sowie  Technologie  (W.  1785)  an. 

Neben  Förster  und  v.  Lamprecht,  seit  1791  als  Nach- 
folger des  letzteren  im  Ordinariat,  lehrte  der  schon  oben  erwähnte 
J.  C.  C.  Rüdiger  die  Cameralwissenschaften  an  der  Universität. 
Gleich  jenen  war  er  praktischer  Verwaltungsbeamter,  indem  er 
eine  Stellung  als  Assessor  am  Salzamte  innehatte.  Nach  mehr 
als  einer  Richtung  hin  nimmt  dieser  Mann  eine  eigenartige 
Stellung  ein.  Doch  scheint  eine  zu  große  Zersplitterung  seine 
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zweifellos  vorhandenen  Geistesgaben  nicht  zu  der  Entfaltung  haben 
kommen  lassen,  die  man  von  ihm  erwarten  durfte.  Auf  seinen 
Charakter  wirft  die  starke  Konnivenz  gegen  das  westfälische  Re- 
giment in  den  Unglücksjahren,  die  nach  der  Zertrümmerung  der  . 
preußischen  Monarchie  auch  über  die  Hallenser  Universität  herein- 
brachen, kein  günstiges  Licht.  Ein  Teil  seiner  akademischen  Wirk- 
samkeit entfällt  auf  das  Gebiet  der  allgemeinen  Sprachwissen- 
schaften, über  die  er  verschiedene  Vorlesungen  hält.  Auch  hier 
zeigt  er  dasselbe  Bedürfnis  nach  praktischer  Bethätigung,  da.s  wir 
aus  dem  oben  über  seine  Uebungen  im  Cameralstil  gesagten 
kennen,  wie  sich  daraus  ergiebt,  daß  er  den  Unterricht  in  den 
neueren  Sprachen,  zu  dem  er  sich  erbietet,  ad  usum  vitae  per 
colloquia  et  sermones  con vivales  (W.  1792)  erteilen  wiU.  Aus  dem 
weiteren  Gebiet  der  Staatswissenschaften  liest  er  jus  naturale 
(W.  1795)  und  politica  generalis  (S.  1796),  die  er  auch  näher  als 
Vorlesung  über  origo  et  forma  civitatum  tum  veterum  tum  recen- 
tiorum  bezeichnet,  nach  seinem  „LelirbegrifF  des  Vernunftsrechts 
und  der  Gesetzgebung“.  Auf  dem  engeren  Gebiet  der  Cameral- 
wissenschaften  machte  er,  wie  Roscher  sagt,  einen  merkwürdigen, 
leider  unfruchtbar  gebliebenen  Versuch,  methodologisch  aus  dem 
Schlendrian  der  bisherigen  Cameralwissenschaften  herauszu- 
kommen. In  zwei  Schriften  „Ueber  die  systematische  Theorie  der 
Cameralwissenschaften“  (1777).  ^ohl  seiner  Habilitationsschrift, 
und  „Die  akademische  Laufbahn  für  Oekonomen  und  Cameralisten, 
nach  dem  Ursprung  verteidigt  und  nach  Verschiedenheit  der  Um- 
stände vorgezeichnet“  (1783)  weist  er  darauf  hin,  daß  d^  ganze 
Gebiet  der  Cameralwissenschaften  lediglich  ein  historisch  ge- 
wordenes , ohne  systematischen  Zusammenhang  zusammenge- 
würfeltes Gemisch  sei  von  teils  privatwirtschaftlichen,  teils  steats- 
wirtschaftlichen,  teils  technischen  Klugheitsregeln ; die  Dreiteilung 
in  ökonomische,  Polizei-  und  Cameralsachen  beruhe  nicht  auf 
klaren  Grundgedanken,  sondern  sei  eine  zufällige  und  unvoll- 
ständige.  Man  müsse  beim  I.andbau.  der  Viehzucht,  den  mecha- 
nischen Künsten,  dem  Handel  u.  s.  w.  zwischen  ihrer  Beurteilung 
als  Erwerbsquellen  und  zwischen  der  Darstellung  als  Kenntnis  und 
Ausübung  der  Künste  selbst  unterscheiden;  diese  bildeten  als 
Oekonomik  und  Technik  keinen  Teil  der  Cameralwissenschaften, 
sondern  lediglich  Hilfswissenschaften  der  letzteren.  Die  Cameral- 
wissenschaften dagegen  seien  der  Inbegriff  aller  Wahrheiten  von 
den  Mitteln,  alle  Anstalten  des  Staates  zu  dessen  gemeinem  und 
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der  einzelnen  Mitglieder  besonderem  Wohl  und  Besten  einzu- 
richten und  anzuwenden.  Zwar  hat  er  selber  es  nicht  vermocht, 
nun  ein  neues  System  der  Cameralwissenschaften  auszuarbeiten. 
Nur  in  Tabellenform  hat  er  es  entw^orfen,  und  seine  „Anfangs- 
gründe der  allgemeinen  Staatslehre  mit  einem  kurzen  Lehrbegriff 
der  ökonomischen  Polizei“  nebst  dem  „Kurzen  Lehrbegriff  der 
persönlichen  Polizei-  und  Finanzwissenschaft“  (1795),  sowie  sein 
„Grundriß  des  wahren  Physiokratismus  und  preußischen  Kammer- 
wesens zum  Gebrauch  beim  mündlichen  Unterricht  in  einer 
Tabelle“  (1781)  haben  seinem  Gedanken  keine  nachhaltige  Ver- 
breitung zu  geben  vermocht.  Seinen  cameralistischen  Vorlesungen 
legt  er  verschiedene  gleichzeitige  Autoren  zu  Grunde:  Polizei- 
wissenschaft liest  er  nach  JusTl’s  „Grundsätzen  der  Polizeiwissen- 
schaft“ (S.  1783),  Finanzwissenschaft  nach  SONNENFELS’  „Grund- 
sätzen der  Polizei,  Handlung  und  Finanz“  (S.  1783)  und  Pfeifer*S 
„Grundriß  der  Finanzwissenschaft“  (W.  1 783).  Daneben  benutzt 
er  für  die  Cameralwissenschaft  im  engeren  Sinn  seinen  Grundriß, 
ln  der  Technologie  folgt  er  v,  Lamprecht  (S.  1792).  Während 
der  Zeit  der  westfälischen  Herrschaft  zeichnet  er  sich  durch  seinen 
Eifer  für  das  neue  Regiment  aus.  Bei  der  Wiedereröffnung  der 
Universität  (S.  1808)  zeigt  er  nicht  weniger  als  zwei  öffentliche 
und  acht  Privatvorlesungen  an,  darunter  eine  über  europäisches 
Völkerrecht,  ein  französisches  Kolleg  über  den  Code  Napoleon, 
eins  über  Statistik  des  Königreichs  Westfalen,  Nach  der  Wieder- 
herstellung der  preußischen  Herrschaft  verschwinden  diese  Kollegs 
natürlich  wieder  vom  Vorlesungsverzeichnis.  In  der  Zeit  bis  1819 
kommen  an  neuen  Stoffen  lediglich  res  rustica  (S.  1814)  und 
Bergrecht  (vS.  1816)  hinzu. 

Neben  diesen  Vertretern  der  Cameralwissenschaften  gehört 
der  Hallenser  Universität  (1779 — 1797)  ein  in  der  Geschichte  der 
Staatswissenschaften  nach  mehreren  Richtungen  bedeutender  Mann 
an,  der  Professor  des  Staats-  und  Lehnrechts  F.  C.  J.  Fischer, 
bekannt  als  Verfasser  der  „Geschichte  des  teutschen  Handels,  der 
Schiffahrt  u.  s.  w.“  (1785)  und  des  „Lehrbegriffs  sämtlicher  Polizei- 
und  Cameralrechte  von  Deutschland“  (1784).  Als  akademischer 
Lehrer  beschränkte  er  sich  durchaus  auf  seine  Fachvorlesungen, 
zu  denen  in  regelmäßiger  Wiederkehr  Polizei-  und  Cameralrecht 
gehörte.  Nur  zweimal  (W.  1784,  W.  1786)  las  er  ein  i-stündiges 
Publikum  über  „den  Lehrbegriff  und  Umfang  der  Staatswissen- 
schaften oder  von  der  Verbindung  und  dem  Verhältnis  der 
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Cameralwissenschaften  zum  deutschen  Staatsrechte“  nach  seinem 
gleichnamigen  Buche  (1783),  daneben  verband  er  mit  dem  jus 
publicum  nach  PüTTER  die  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
(W.  1786).  Neben  Fischer  kündigt  auch  J.  C.  L.  Steltzer,  der 
nur  1795  der  Universität  als  Extraordinarius  angehörte,  Cameral- 
recht  (S.  1795)  an.  Eine  Ergänzung  erfahren  die  Vorlesungen 
Fischer’s  in  dem  von  dem  Justizrat  GoTTW.  Hirsch  nach  seiner 
„Anleitung  zum  Landpolizeirecht“  angekündigten  jus  disciplinae 
rusticae  (W.  1792 — 1794).  — 

Die  Statistik,  als  Nebenfach  von  den  Professoren  des  öffent- 
lichen Rechts  und  der  Geschichte  gelesen,  bildet  einen  regel- 
mäßigen Bestandteil  der  staatswissenschaftlichen  Vorlesungen 
dieser  Zeit.  Abwechselnd,  oft  mehrfach  in  einem  Semester,  wird 
sie  mit  Bezug  auf  Europa,  das  Deutsche  Reich  und  den  branden- 
burg-preußischen Staat  gelesen  nach  Achenwall,  SchlöZER  und 
Meusel.  Meist  wird  sie  zuerst  noch  als  notitia  politica,  später 
einfach  als  statistica  bezeichnet,  nur  einmal  noch  findet  sich  jene, 
uns  von  früher  bekannte  wortreiche  Umschreibung  dieses  Be- 
griffes, als  Thunmann  die  historia  regnorum  et  statuum  Europae 
ad  ductum  Meuselii  ankündigt  (W.  1776)  und  diese  als  praecipuae 
conversiones  scientiarum,  artium,  religionis,  rei  nauticae  et  militaris, 
mercaturae,  morum  atque  rituum  näher  erklärt.  Ihre  Vertreter 
sind  folgende:  Pauli  (W.  1751— U77).  Bertram  (W.  1763 
— 1777)1  beide  zugleich  Lehrer  des  öffentlichen  Rechts  und  der 
Geschichte,  letzterer  auch  auf  das  Gebiet  der  Cameralwissen- 
schaften übergreifend  mit  einer  Vorlesung  über  die  tota  admini- 
strandi  rempublicam  ars  vulgo  Staatswirtschaft  (W.  1768);  ferner 
die  Historiker  C.  R.  Hausen  (1766—1772),  der  daneben  über  poli- 
tica generalis  (S.  1768)  und  scientia  reditus  Principis  ordinandi, 
augendi  conservandique  (S.  1769)  liest,  Thunmann  (1772 — 1779), 
Krause  (S.  1778)  und  Sprengel  (S.  1779).  — 

Auch  das  jus  naturae  et  gentium  wrird  regelmäßig  gelesen. 
Wie  das  Gebiet  des  jus  publicum  unter  dem  Einfluß  Pütter’s, 
so  scheint  dieses  unter  dem  Einfluß  Achenwall’s  zu  stehen. 
Meist  sind  es  Juristen,  die  es  ankündigen,  so  Nettelbladt 
(S.  1770),  Madihn  (S.  1770),  Westphal  (S.  1769),  Woltär 
(W.  1772),  aber  auch  Philosophen  behandeln  diesen  Stoff:  Eber-. 
HARD  (W.  1780)  und  Jacob  (vgl.  über  ihn  weiter  unten).  Auch 
Förster  und  Rüdiger  zeigen  Vorlesungen  über  Naturrecht  an. 
wie  wir  oben  feststellen  konnten. 
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Eine  eigenartige  Ergänzung  finden  die  cameralistischen  Vor- 
lesungen durch  zwei  Mathematiker,  den  von  1787 — 1799  Extra- 

ordinarius thätig  gewesenen  Fr.  Meinert  und  den  Pivatdozenten 
Hetzel.  Ersterer  liest  nach  V.  Lamprecht’s  von  uns  oben  an- 
gezogenen Büchern  Technologie  (W.  1792)  und  Encyklopädie  und 
Methodologie  der  ökonomischen,  Polizei-  und  Cameralwissenschaften 
(S.  1793),  daneben  nach  seiner  eigenen  „landwirtschaftlichen  Bau- 
wissenschaft“ architectura  ruralis  (W.  1792).  Letzterer  zeigt  ma- 
thesin  in  usum  juris,  cameralium  et  oeconomiae  studiosorum  an 
nach  WiDEBURG’S  (weimarischer  Kammerrat  und  Professor  der 
Mathematik  in  Jena)  „Anleitung  zum  Rechnungswesen“,  einem 
ganz  banalen,  ohne  jeden  wissenschaftlichen  Gedanken  abgefaßten 
Hilfsbuch  über  die  Mechanik  des  cameralen  Rechnungswesens. 
Meinert’s  Bemühungen  auf  diesem  Gebiet  sind  deswegen  von 
besonderem  Interesse,  weil  er  in  seiner  Schrift  „Ueber  das  Stu- 
dium der  Mathematik  für  Juristen,  Cameralisten  und  Oekonomen 
auf  Universitäten“  (1788)  ganz  unglaubliche  Anforderungen  an  die 
Studiosen  der  genannten  Fächer  stellt.  Da  diese  später  in  ihrem 
praktischen  Beruf  oftmals  Gelegenheit  haben.  Aj-beiten  zu  ver- 
anlassen und  zu  beaufsichtigen,  deren  Ausführung  eine  genaue 
mathematische  Ausbildung  voraussetze,  so  sollen  sie,  um  die  volle 
Einsicht  in  ihr  Fach  zu  gewinnen,  folgende  mathematische  Fächer 
studieren : die  allgemeinen  Principia  der  angewandten  Mathematik, 
die  Maschinenlehre,  Wasserbau,  Straßen-  und  Brückenbau,  prak- 
tische Geometrie  oder  Feldmeßkunst,  Landbauwüssenschaft,  Staats- 
bez.  ökonomische  Rechnungskunst.  „Wer  Vergnügen  an  der 
Mathematik  findet  und  voll  wahrer  Vaterlandsliebe  ist“,  so  schließt 
er  begeistert  und  begeisternd  sein  Buch,  „wird  keine  Gelegenheit 
vorbeilassen,  Kenntnisse  in  dieser  Wissenschaft  zu  sammeln,  um 
einst  sich  und  dem  Vaterlande  thätig  zu  nützen!“  Eine  eigen- 
tümliche, für  den  der  Technologie  so  geneigten  Geist  der  Zeit 
charakteristische  Einseitigkeit'),  bei  deren  Beurteilung  man  aller- 
dings sich  den  damaligen  Zustand  der  Vorbildung  der  Studenten 
auf  den  Gymnasien  rücksichtlich  des  Unterrichts  in  allen  nicht 

I)  Diese  eigentümliche  Ueberschätzung  einer  mathematischen  Ausbildung 
für  Cameralisten  findet  sich  schon  bei  Schmeizel  in  dessen  „Rechtschaffenen 
Academicus“  (1738)  S.  475:  „Und  je  weiter  er  es  in  der  Mathesi,  zumal  in 
mathesi  pura,  in  der  Architektur,  Mechanik,  und  übrigen  damit  verwandten 
Teüen,  und  in  der  Experimental-Physik  bringen  kann,  desto  mehr  Vorteil 
wird  er  sodann  dem  gemeinen  Wesen  leisten  können.“ 
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philologischen  Fächern  gegenwärtig  halten  muß,  um  nicht  unge- 
recht und  einseitig  zu  verurteilen,  was  aus  den  Fehlern  bestehender 

Zustände  zu  erklären  ist. 

Was  nun  die  Art  des  akademischen  Lehrbetriebes  anlangt,  so 
setzt  sich  gegen  Ende  des  von  uns  besprochenen  Zeitraums  die 
Verteilung  der  drei  Teile  der  Cameralwissenschaften  auf  drei  em- 
semestrige  Kurse  allmählich  durch.  Auf  die  praktischen  Uebungen 
dieser  Zeit  haben  wir  bereits  oben  ausführlicher  Rücksicht  ge- 
nommen. Von  Interesse  wird  es  sein,  aus  zwei  gleichzeitigen 
Quellen  den  Komplex  von  Vorlesungen  mitzuteilen,  den  man  Lir 
ein  gründliches  Studium  der  Staatswissenschaften  als  erforderlich 

^TlSci-h 

Rüdiger  teilt  in  seiner  schon  oben  angezogenen  „akademischen 
Laufbahn“  folgenden  Studienplan  eines  Cameralisten  mit,  der  drei 
Jahre  zu  seiner  Berufsvorbereitung  auf  der  Universität  verweilen 

könne ; 

I.  Semester:  - IV.  Semester: 

Encyklopädische  Einleitung  in  das  Europäische  Staatengeschichte. 

ganze  Cameralwesen.  , Deutsche  Reichsgeschichte. 

Logik  und  Metaphysik.  Vieharzneikunde. 

Naturkunde  mit  Tiergeschichte.  I Polizeiwissenschatt. 

Botanik.  | Handelswissenschaft. 

Reine  Mathematik  und  Feldmessen.  | Semester: 

Europäische  Staatskenntnis. 

Deutsche  Staatskenntnis. 

Baukunst. 

Forstwissenschaft. 

Finanzwissenschaft. 

VI.  Semester: 

Vaterländische  Geschichte  und  Staats- 
kenntnis. 

Oekonomie-  und  Cameralrecht. 
Politik  im  engeren  Verstände. 
Wiederholung  des  ganzen  Cameral- 
wesens  im  Grundriß. 


II.  Semester: 

Naturlehre. 

Botanik. 

Chemie. 

Angewandte  Mathematik. 
Praktische  Philosophie. 

III.  Semester: 

Allgemeine  Weltgeschichte. 
Naturrecht. 

Landwirtschaft. 

Bergbau. 

Technologie. 


Da  aber  das  3-)ährige  Studium  der  Cameralwissenschaften 
nur  in  seltenen  Fällen  üblich  sei,  man  sich  vielmehr  mit  zwei 
Universitätsjahren  zu  begnügen  pflege,  so  stellt  v.  Lamprecht 
in  seinem  ebenfalls  oben  schon  erwähnten  „Entwurf  einer  Ency- 
klopädie  und  Methodologie“  folgenden  auf  zwei  Jahre  berechneten 

Studienplan  auf: 
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I.  Semester: 

Logik  und  Metaphysik. 

Reine  Mathematik. 

Botanik. 

Allgemeine  Weltgeschichte. 
Physik. 

II.  Semester: 

Chemie. 

Angewandte  Mathematik. 
Praktische  Philosophie. 
Technologie. 

Europäische  Staatengeschichte. 


UI.  Semester: 
Landwirtschaft. 

Naturrecht. 

Europäische  Statistik, 

Deutsches  Staatsrecht. 
Polizeiwissenschaft. 

IV.  Semester: 
Finanzwissenschaft. 

Handlungs  Wissenschaft. 

Deutsche  und  preußische  Statistik. 
Oekonomie-  und  Cameralrecht. 
Encyklopädische  Wiederholung  der 
Hauptwissenschaften. 


IV.  Das  neunzehnte  Jahrhundert. 

War  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  zweifellos  ein  Stillstand 
in  der  Entwickelung  der  Staatswissenschaften  an  der  Hallenser 
Universität  insofern  eingetreten,  als  in  ihren  Hörsälen  von  den 
neuen  Anregungen,  die,  von  England  ausgehend,  die  deutschen 
Staatswissenschaften  erfüllten,  noch  nichts  zu  spüren  war,  so  traten 
mit  der  Wende  des  Jahrhunderts  Veränderungen  im  Lehrkörper 
ein,  welche  es  ermöglichten,  daß  die  in  Halle  gelehrte  Volks- 
wirtschaftslehre mit  den  Errungenschaften  der  Zeit  fortschritt  und 
in  der  Regel  auf  dem  neuesten  Stand  der  wirtschaftlichen  For- 
schung blieb.  Zwar  blieb  RÜDIGER  noch  bis  1819  an  der  Uni- 
versität thätig,  ohne  seinen  Lehrstoff  anders  als  zu  Beginn  seiner 
l'hätigkeit  zu  behandeln.  Aber  mit  dem  Jahre  1801  trat  JACOB 
in  die  Reihe  der  Cameralisten  ein,  und  damit  zog  auch  in  Halle 
der  Einfluß  A.  Smith’s  in  die  Wissenschaft  und  aufs  Katheder. 
So  nahm  nun  auch  Halle  an  dem  Emporblühen  der  Volkswirt- 
schaftslehre durch  die  neue  Doktrin  Anteil,  und  mochte  auch  im 
Laufe  der  Zeit  die  im  wesentlichen  auf  deutschen  Kathedern  be- 
gründete Opposition  gegen  den  Smithianismus  in  einem  ihrer 
Haupt  Vertreter  in  Halle  einziehen,  so  bezeichnet  die  Herrschaft 
des  ersteren  doch  eine  notwendige  Vorstufe  für  den  neuesten 
vStand  der  deutschen  Wissenschaft. 

H,  L.  Jacob,  ursprünglich  Gymnasiallehrer  und  Prädikant  am 
Zuchthaus,  bereits  seit  1785  Dozent,  seit  1791  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Philosophie  in  Halle,  hatte  zunächst  sich  der  Kant  sehen 
Philosophie  angeschlossen  und  als  deren  \^ertreter  nicht  ohne 
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Einfluß  gewirkt.  Erst  als  Vierziger  wandte  er  sich  der  National-  ' 
Ökonomie  zu  und  trat  im  Jahre  i8oi  mit  einer  Vorlesung  über 
die  politische  Oekonomie  oder  Staatswirtschaft  (res  financiaria)  nach 
Sartorius’  „Handbuch  der  Staatswirtschaft  zum  Gebrauch  bei 
akademischen  Vorlesungen  nach  Adam  Smith’s  Grundsätzen“  auf. 
Zunächst  also  legte  er  seinem  Kolleg  noch  das  Handbuch  des 
„ersten  Smithianers“  in  Deutschland  zu  Grunde.  Aber  schon  1805 
trat  er  mit  seinen  eigenen  „Grundsätzen  der  Nationalökonomie 
oder  Nationalwirtschaftslehre“  als  selbständiger  Verarbeiter  und 
Fortführer  SMiTH’scher  Gedankengänge  herv^or.  Das  über  Preußen 
hereinbrechende  Unglück  vertrieb  ihn  aus  Halle  und  gab  ihm 
Gelegenheit,  durch  seinen  Aufenthalt  in  Rußland  seine  Kenntnis 
und  Beurteilung  wirtschaftlicher  Verhältnisse  zu  erweitern  und  zu 
vertiefen,  sodaß  er  in  seinen  1809  erschienenen  „Grundsätzen  der 
Polizeigesetzgebung  und  der  Polizeianstalten  den  Einfluß  der 
verschiedenen  Kulturstufen  auf  den  wirtschaftlichen  und  staatlichen 
Zustand  der  Völker  hervorhebt,  und  demnach  nicht  zu  den  un- 
bedingten Nachbetern  der  SMiTH’schen  Schule  gerechnet  werden 
kann.  In  dem  ersten  Abschnitt  seiner  Hallenser  Wirksamkeit 
(1801— 1806)  liest  er  neben  der  politischen  Oekonomie  (W.  1805), 
Finanz-  und  Handelswissenschaft  (W.  1806)  noch  Encyklopädie 
der  Cameralwissenschaften  (S.  1802)  nach  dem  „Systematischen 
Abriß  der  Cameralwissenschaften“  von  Fulda,  der  in  diesem  Werk 
noch  ganz  auf  dem  bis  dahin  üblichen  Boden  steht.  Nach  seiner 
Rückkehr  aus  Rußland  bis  zu  seinem  Tode  (1817—1827)  legt  er 
dagegen  seinen  Vorlesungen  im  wesentlichen  nur  seine  eigenen 
Lehrbücher  zu  Grunde.  Im  regelmäßigen  Wechsel  liest  er  vier-, 
zuletzt  fünfstündig  Nationalökonomie  (W^,  1817).  Polizeiwissenschaft, 
einmal  als  innere  Politik  oder  Philosophie  der  Gesetzgebung  an- 
gekündigt (S.  1817),  und  Finanzwissenschaft  (S.  1818),  außerdem 
Handlungswissenschaftals  2-stündiges Publicum  (S.  1823).  Speciell 
für  Juristen  faßt  er  diese  Vorlesungen  in  einen  2-semestrigen  je 
5-stündigen  Cameralkurs  (1823 — 1824)  zusammen.  Auf  Grund 
eines  Erlasses  des  Kultusministeriums,  das  die  Studiosi  juris  darauf 
aufmerksam  machen  ließ,  wie  wichtig  und  nötig  es  für  ihre  künf- 
tige juristische  Laufbahn  sei,  sich  auf  der  Universität  auch  von 
den  Staats-  und  Cameralwissenschaften  eine  gute  Erkenntnis  zu 
erwerben,  und  da  die  juristische  Fakultät  ebenfalls,  so  wie  es  die 
Natur  der  Sache  lehre,  der  Meinung  sei,  daß  ohne  Einsicht  in  die 
Staatswissenschaften  keine  vollkommene  Rechtserkenntnis  zu  er- 
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werben  sei,  so  wurde  dieser  Cameralkurs  durch  besonderen  An- 
schlag des  zeitigen  Prorektors  am  schwarzen  Brett  den  Juristen 
besonders  empfohlen.  Als  vorbereitende  Vorlesungen  hest  er 
Einleitung  ins  Studium  der  Staatswissenschaften  nach  seinem  1819 
erschienenen  gleichnamigen  Leitfaden  (W.  1820)  und  politica  uni- 
versalis  als  2-stündiges  Publicum  in  zwei  Teilen  (W.  1817).  Da- 
neben hat  er  aus  seiner  philosophischen  Lhätigkeit  die  Vorlesung 
über  Naturrecht  beibehalten,  die  er  in  verschiedenen  Formen: 
als  jus  publicum  universale  2-stündig  publice  (S.  1825)  und  als 
jus  naturae  4-stündig  (W.  1825)  nach  seiner  1795  erschienenen 
„philosophischen  Rechtslehre  oder  Naturrecht“,  bez.  nach  dem  aus 
diesem  Buch  von  ihm  angefertigten  Auszug  las.  Die  Art  seiner 
nationalökonomischen  Vorlesungen  brach  mit  dem  alten  praktischen 
cameral wissenschaftlichen  Wissenschaftsbetrieb  und  lenkte  auf  das 
Gebiet  systematischer  und  theoretischer  Forschung  über.  Diesem 
mehr  der  abstrakten  Wissenschaft  als  der  Praxis  geneigten  Sinn 
}aC(3B’s  entspricht  es  denn  auch,  daß  er  nur  einmal  (W.  1821)  ein 
examinatorium  et  disputatorium  de  rebus  ad  politicam  spectantibus 

ankündigte. 

Neben  JACOB  las  auch  C.  D.  Voss  bis  zu  seinem  Tode  (1820) 
über  Cameralwissenschaften.  Ursprünghch  als  Gymnasiallehrer 
am  Pädagogium  thätig,  dann  seit  i799  Extraordinarius  und 
seit  1808  als  Ordinarius  in  der  philosophischen  Fakultät,  wandte  er 
sein  Hauptinteresse  der  neueren  und  der  Zeitgeschichte,  für  deren 
Studium  er  in  seiner  Zeitschrift  „Die  Zeiten“  eine  fortlaufende 
Materialiensammlung  begründete,  zu.  Neben  seinen  hiermit  in 
engem  Zusammenhang  stehenden  statistischen  Studien  war  er, 
auch  litterarisch,  auf  dem  Gebiete  der  engeren  Cameralwissen- 
schaft  thätig  und  bekannte  sich  durchaus  zu  den  Anhängern  der 
alten,  physiokratischen  Lehre.  Seinen  Vorlesungen  legt  er  Schlö- 
ZER’s  Staatsgelehrtheit  (S.  1799),  des  Leipziger  Professors  ROESSIG 
„Encyklopädie  der  Cameralwissenschaft  im  engeren  Verstände“ 
(W.  1799),  endlich  SCHMALz’S,  des  „letzten  Physiokraten“,  „Ency- 
klopädie der  Cameralwissenschaft“  zu  Grunde.  Neben  encyklo- 
pädischen  Vorlesungen  zeigt  er  Staatswirtschaftslehre  (S.  i8i4)> 
Finanz-  und  Handelswissenschaft  (W.  1806)  an,  hest  Pohtik  (W.  1808) 
und  als  deren  speciellen  Teil  Staatsverw’altungslehre  (W.  1804) 
und  im  besonderen  Preußisches  Polizei-  und  Cameralrecht  (S.  1813). 
das  ebenso  wie  sein  jus  pubUcum  des  Rheinbundes,  speciell  des 
Königreichs  Westfalen  (S.  1808)  unter  den  juristischen  Vorlesungen 
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im  Index  seinen  Platz  findet,  und  praktivsche  Einführung  in  die 
preußische  Verwaltung  (W.  i8oi).  Mehr  zum  Gebiet  der  Sta- 
tistik, die  er,  wie  damals  üblich,  als  Staatenkunde  auffaßte  und 
regelmäßig  las,  gehört  seine  Vorlesung  über  das  Kontinental- 
system (S.  1814).  Weder  Eigenart  der  wissenschaftlichen  Auf- 
fassung, noch  ein  besonderer  akademischer  Lehrerfolg  haben 
seinem  Namen  in  der  Geschichte  der  Wissenschaft  einen  Platz 
gesichert  ^). 

In  der  kurzen  Zeit  seiner  Hallenser  Wirksamkeit  (1803—1808) 
hat  auch  Th.  Schäialz  neben  seinen  juristischen  Hauptvorlesungen 
solche  über  die  Encyklopädie  der  Cameralwissenschaften  (W.  1805) 
angekündigt.  Doch  bildet  dieser  Teil  der  Thätigkeit  Schaialz’s 
trotz  seiner  Bedeutung  für  die  allgemeine  Geschichte  der  Wissen- 
schaft nur  einen  weniger  wichtigen  Abschnitt  in  der  Entwickelung 
der  Staatswissenschaften  in  Halle. 


Der  als  Nachfolger  König’s,  dessen  Vorlesungen  über  Statistik 
wir  später  kennen  lernen  werden,  * für  jus  publicum  nach  Halle 
berufene,  der  juristischen  Fakultät  aber  nur  ganz  kurz  angehörende 
HxjfelanI)  zeigte  einmal  ein  Kolleg  über  Stiiatswirtschaft  und 
Finanzkimst  (W,  1816)  an.  Als  Nachfolger  Jacob's  wirkte  J.  F. 
G.  Eiselen,  von  1829  bis  zu  seinem  T<xie  1865  in  Halle  als 
Ordinarius.  Eiselen  gehörte  zu  den  unbedingten  Smithianern 
und  hat  als  solcher  auch  litterarisch  sich  bethätigt,  ohne  jedoch 
der  I.ehre  seiner  vSchule  eine  originelle  Gestalt  oder  eine  weitere 
Ausbildung  zu  geben.  Die  staatswissenschaftlichen  Hauptvor- 
lesungen pflegte  er  in  4-  bis  5-stündigen  Vorlesungen  in  3 
Teilen  jährlich  zu  absolvieren.  Den  1.  Teil  bezeichnete  er  als 
oeconomia  nationalis  oder  Nationalwirtschaftslehre  (S.  1829  bis 
S.  1865,  34  mal),  dem  2.  Teil,  den  er  29  mal  angekündigt  Ktt,  gab 
er  sehr  verschiedene  Benennungen  als  National  wohlstandspflege. 


i)  In  einer  Hinsicht  knüpft  sich  an  seinen  Namen  ein  Gedanke  von 
allgemeinerem  Interesse,  der  neuerdings  mehrfach  betont  worden  ist.  Voss 
vertrat  nämlich  die  Einführung  eines  „staatsbürgerlichen  Unterrichts“  in  die 
höheren  Schulen.  Vergl.  sein  „Schreiben  an  den  Herrn  Dr.  Niemeyer,  als 
Aufseher  des  kgl.  Pädagogiums,  bei  Gelegenheit  der  loo-jährigen  Jubelfeier 
dieses  Instituts,  enthaltend  einige  zufällige  Gedanken  über  die  Frage:  Inwie- 
fern wirken  unsere  guten  Erziehungsinstitute  mit  zur  Erreichung  des  Staats- 
zweckes? und  Was  lassen  sie  in  dieser  Hinsicht  noch  zu  wünschen  übrig?“ 
(1796),  sowie  seinen  ausführlichen  „Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat, 
als  Bedürfnis  unserer  Zeit,  zur  Befördenmg  des  Bürgerwohles  und  der 
Regentensiclierheit“  (1799). 
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nationalwirtschaftliche  Politik  (de  legibus  institutisque,  quae  ad 
oeconomiam  nationalem  moderandam  pertinent),  von  der  Pflege 
des  öffentlichen  Wohlstandes  (de  iis,  quae  ad  salutem  publicam 
pertinent,  institutis),  als  Volkswirtschaftspohtik  oder  Polizeiwissen- 
schaft (politia),  endlich  als  innere  Verwaltungslehre;  den  3.  Teil 
bildet  die  Finanzwissenschaft,  welche  er  27  mal  angekündigt  hat. 
Aus  den  Gebieten  dieser  Hauptvorlesungen  zweigt  er  auch  manch- 
mal einzelne  Materien  ab,  die  er  in  öffentlichen  Vorlesungen  be- 
handelt. Dem  I.  Teil  entstammt  die  Lehre  vom  Geld  (S.  1844 
i-stündig)  und  die  Entwickelung  des  Sozialismus  und  Kommunis- 
mus (2-stündig  W.  1848  und  S.  1850),  die  ein  zeitgeschichtliches 
Gepräge  getragen  haben  mag;  aus  dem  2.  Teil  sind  entnommen 
die  Lehre  von  der  Armut  (2-stündig  S.  1846)  und  von  der  Be- 
völkerung (de  conditionibus,  a quibus  hominum  numerus  pendet, 
naturalibus)  (2-stündig  S.  1843),  endlich  die  2-stündigen  Vorlesungen 
über  Rechts-  (W.  1844)  und  Sicherheitspolizei  (S.  1851  und  in 
jährlicher  Wiederkelir  noch  5 mal).  Als  Teile  der  Finanzwissen- 
schaft  kommen  gesondert  zum  Vortrag:  die  Lehre  vom  öffent- 
lichen Kredit  (W.  1832),  über  den  Staatsaufwand  (W.  1839)  und 
den  englischen  Staatshaushalt  (W.  1833).  Als  einleitende  Vor- 
lesung las  Eiselen  zuerst  als  4-  bis  5-stündiges  Privatkolleg, 
später  als  i-  bis  2-stündiges  Publicum  Encyklopädie  und  Metho- 
dologie der  Staats-  und  Cameralwissenschaften  (S.  1829  bis  S.  1846,  im 
ganzen  25mal),  daneben  auch  mehrfach  (S.  1837)  i-stündiges 
Publicum  als  Einleitung  in  das  Studium  der  politischen  Wissen- 
schaften. Da  er  aber  dies  Kolleg  nie  mit  der  eben  genannten 
Encyklopädie  zusammen  in  einem  Semester  gelesen  hat,  ein  in- 
haltlicher Unterschied  aber  aus  der  Bezeichnung  nur  schwer  sich 
entnehmen  läßt,  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  es  nur  eine 
kürzere  Wiedergabe  des  Inhalts  der  erstgenannten  Vorlesung 

bildet. 

Neben  diese  speciell  volkswirtschaftlichen  Vorlesungen 
treten  diejenigen  über  Rechtsphilosopliie,  welche  er  zuerst  als  jus 
naturae  et  doctrina  de  civitate,  dann  als  philosophia  juris  1 5 mal 

3-  bis  5-stündig  las.  Außerdem  las  er  auch  speciell  über  Politik 

4-  bis  5-stündig  (6  mal  von  S.  1829  bis  W.  1836),  und  ein  i-stün- 
diges  Publicum  über  die  verschiedenen  Formen  des  Staates 
(W.  1840  bis  S.  1861  7 mal).  In  den  letzten  lojidiren  seiner  aka- 
demischen Wirksamkeit  gehören  diese  Vorlesungen  aber  zu  den 
Seltenheiten,  während  er  im  Anfang  derselben  auch  allgemeinere 
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philosophische  Themata,  wie  „Ueber  die  Freiheit  des  Willens,  die 
Schuld  und  die  daraus  entspringenden  Folgen**  (S.  1835)  „Ueber 
die  Begriffe  von  Recht  und  Unrecht“  (S.  1838)  in  i-stündigen 
Publicis  behandelte. 

Ueber  Eiselen’s  statistische  Vorlesungen  haben  wir  in  an- 
derem Zusammenhang  zu  handeln. 

Neben  Eiselen  und  dessen  Nachfolgern  war  über  50  Jahre  lang 
H.  Eisenhart,  zuerst  seit  1841  als  Privatdozent,  dann  von  1857 
bis  zu  seinem  1893  erfolgten  Tode  als  extraordinarius  für  Staats- 
wissenschaften akademisch  thätig.  Den  Bereich  seiner  Vorlesungen 
bildeten  zunächst  neben  der  Nationalökonomie  und  Finanzwissen- 
schaft die  Statistik,  die  Rechtsphilosophie  und  die  Politik.  Da- 
neben las  er  Encyklopädie  und  Methodologie.  Solange  in  der 
juristischen  Fakultät  preußisches  Verwaltungsrecht  nicht  gelesen 
wurde,  las  er  auch  preußisches  Staats-  und  Verwaltungsrecht  mit 
einer  historischen  Einleitung.  Seit  S.  i8(>3  las  er  auch  als  erster 
über  die  Geschichte  der  Nationalökonomie,  die  er  auch  später 
litterarisch  bearbeitet  hat.  In  häufiger  Vlederkehr  behandelte  er 
Specialgebiete,  wie  die  Kunst  der  Besteuerung,  das  Geldwesen, 
die  Geschichte  der  englischen  Verfassung.  Mehrfach  weist  er  in 
seinen  Ankündigungen  darauf  hin,  daß  er  die  theoretischen  Aus- 
führungen durch  Heranziehung  der  preußischen  Praxis  oder  durch 
statistische  Belege  erläutern  werde.  Seit  1870  bezw.  1887  tritt  ein 
Wechsel  in  der  Ankündigung  seiner  Vorlesungen  nicht  mehr  ein, 
sondern  von  Semester  zu  Semester  zeigt  er  dieselben  Themata 
an,  ohne  später  noch  Zuhörer  für  sie  zu  finden. 

Als  außerordentlicher  Professor  seit  W.  1864,  als  Ordinarius 
seit  W.  1865  zuerst  neben  Eiselen,  dann  als  dessen  Nachfolger 
war  Gustav  Schmoller  bis  zu  seiner  Uebersiedelung  nach 
Straßburg  W.  1872  als  erster  Vertreter  der  neueren  deutschen 
Nationalökonomie  in  Halle  thätig.  Seine  akademische  Thätigkeit 
war  eine  vielseitige.  In  regelmäßigem  Wechsel  las  er  4-stündig 
im  Winter  den  theoretischen  Teil  der  Nationalökonomie,  im 
Sommer  den  praktischen  Teil,  dem  er  folgende  für  seine  Auf- 
fassung charakteristische  Paraphrase  im  lateinischen  Index  gab: 
oeconomiae  nationalis  partem  secundam  vel  ad  usum  nostri  aevi 
translatam.  Finanzwissenschaft  hat  er  nur  imal  (S.  1865)  ge- 
lesen, als  Ausschnitt  aus  ihr  las  er  ein  2-stündiges  Publicum  über 
das  preußische  Steuersystem  (S.  1866,  S.  1867).  Einmal  (W.  1865J 
las  er  eine  4-stündige  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften . 
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Als  Nebenkolleg  las  er  zuerst  Politik  oder  allgemeine  Staatslehre, 
dann  die  die  Resultate  seiner  bekannten  historischen  Specialstudien 
darbietende  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  preu- 
ßischen Staates.  Publice  las  er  über  die  Geschichte  des  Zollvereins, 
Geschichte  der  Staatstheorien  des  18. — 19.  Jahrhunderts  und  des 
englischen  Parlamentarismus,  endlich  über  Armenwesen,  Pro- 
letariat und  Arbeiterfrage.  So  büdete  jedes  derjenigen  Gebiete, 
auf  denen  ScHMOLLER  später  eine  so  bedeutsame  Thätigkeit  ent- 
falten sollte,  schon  während  dieser  seiner  ersten  akademischen 
Wirksamkeit  den  Gegenstand  von  Vorlesungen,  und  damit  fanden 
seine  eigenartigen  Gedanken  den  W^eg  in  die  Röpfe  der  aka- 
demischen Jugend  und  dadurch  weiterhin  ins  gelehrte  Publikum 
und  die  Gedankenkreise  der  gebildeten  Welt.  Seit  W.  1865  und 
regelmäßig  seit  W.  1870  hielt  Schmoller  auch  Uebungen  über 
die  politische  Oekonomie  und  Statistik  ab,  deren  einer  Teil  zur 
Einleitung  in  Litteratur,  Methode  und  Quellen,  deren  anderer  Teil 
zu  eigenen  Arbeiten  der  Studenten  dienen  sollte. 

Neben  SCHMOLLER  war  von  W.  1867  bis  S.  1869  H.  V.  Scheel 
— jetzt  Direktor  des  Kais.  Statistischen  Bureaus  in  Berlin  — als 
Privatdozent  der  Staatswissenschaften  in  Halle  thätig.  Während 
dieser  kurzen  Thätigkeit  las  er  neben  Geschichte  der  politischen 
Oekonomie  über  preußisches  Finanzwesen  und  über  Statistik. 

Als  Schmoller’s  Nachfolger  kam  W.  1872  J.  Conrad  als 
ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften  nach  Halle.  Regel- 
mäßig wechselnd  liest  CONRAD  seitdem  unter  Benutzung  seines  erst 
als  Manuskript  gedruckten,  jetzt  aber  auch  selbständig  erschienenen 
„Grundriß“  4-stündig  Volkswirtschaftslehre  im  Winter  und  Volkswirt- 
schaftspolitik im  Sommer,  zu  welch  letzterer  früher  noch  Polizei- 
vvissenschaft  (W.  1874)  trat;  die  Finanzwissenschaft  als  3-  icil  der 
politischen  Oekonomie  ist  von  ihm  nicht  mit  derselben  Regelmäßig- 
keit gelesen,  fand  aber  immer  unter  den  anderen  Dozenten  der  Staats- 
wissenschaften Vertreter.  Als  ergänzende  Vorlesungen  traten  zu 
diesen  i -ständige  Publica  über  die  Arbeiterfrage  (S.  1873)  und 
die  Geschichte  der  sozialistischen  Ideen  und  der  neueren  sozial- 
demokratischen Bewegung  (W.  1878),  über  Geld-  und  Bankwesen 
(W.  1876),  über  die  Armenpflege  (S.  1879)  als  speciellen  Teil  der 
Bevölkerungspolitik,  endhch  über  die  Geschichte  der  National- 
ökonomie (W.  1880).  Ueber  die  Behandlung  der  Statistik  haben 
wir  weiter  unten  zu  berichten.  Neben  dieser  theoretischen  Lehr- 
thätigkeit  liegt  der  Schwerpunkt  von  CONRAD’S  Wirksamkeit  in 
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dem  von  ihm  seit  W.  1872  geleiteten  staatswissenschaftlichen 
Seminar,  über  dessen  Zweck  und  Arbeitsart  die  späteren  Aus- 
führungen genauere  Auskunft  geben  werden. 

Neben  CONRAD  waren  und  sind  noch  eine  Reihe  anderer 
Dozenten  auf  dem  Gebiet  der  Staatswissenschaften  in  Halle  thätig 
gewesen.  Eisenhart’s  ist  schon  Erwähnung  geschehen.  Von 
S.  1878  bis  S.  1879  war  H.  Paasche  — jetzt  Professor  in  Char- 
lottenburg — Privatdozent  an  der  Hallenser  Universität  und  las 
als  solcher  Polizeiwissenschaft  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  neuen  preußischen  Kreis-  und  Provinzialordnung,  ferner  Finanz- 
wissenschaft und  Politik,  endlich  über  landwirtschaftliches  Kredit- 
und  Versicherungswesen. 

Nach  Paasche’s  Weggang  folgte  L.  Elster  — jetzt  ver- 
tragender Rat  im  Kultusministerium  zu  Berlin  — als  Privatdozent 
von  W.  1880  bis  S.  1883.  Er  las  von  den  Hauptkollegs  Volks- 
wirtschaftspolitik und  Finanzwissenschaft,  .lußerdem  Geschichte 
der  sozialen  Theorien,  landwirtschaftliches  Kredit-  und  Ver- 
sicherungswesen und  Theorie  der  Statistik.  Daneben  hielt  er 
Uebungen  ab. 

Seit  S.  1885  als  außerordentlicher,  seit  W.  1894  als  ordent- 
licher Professor  ist  R.  Friedberg  noch  jetzt  in  erster  TJnie  für 
Politik,  Finanzwirtschaft  und  Geld-,  Kredit-  und  Börsenwesen 
thätig.  Daneben  hat  er  aber  auch  theoretische  Nationalökonomie 
(S.  1891),  innere  Verwaltungslehre  (W.  1885),  Eisenbahnökonomie 
ll  , (W.  1886),  Theorie  und  Geschichte  der  politischen  Parteien  (S.  1894) 

j gelesen  und  regelmäßig  im  Sommer  ein  Repetitorium  gehalten. 

• K.  Diehl  — jetzt  Professor  in  Rostock  — hat  seit  W.  1890 

als  Privatdozent,  seit  S.  1893  bis  W.  1897  als  außemrdentlicher 
I’rofessor  neben  den  3 Hauptvorlesungen  speciell  die  Geschichte 
und  Litteratur  der  sozialen  Bewegung  und  deren  heutigen  Zu- 
stand, sowie  im  Zusammenhang  damit  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung und  die  moderne  Sozialpolitik  zum  Gegenstand  seiner 
\"orlesungen  gemacht.  Daneben  hielt  er  regelmäßig  auch  Uebungen 
[ über  die  Grundbegriffe  der  theoretischen  Nationalökonomie  ab. 

Für  das  Gebiet  der  Wirtschaftsgeschichte  speciell  hat  sich 
Th.  Sommerlad  seit  W.  1893  in  Halle  habilitiert  und  namentlich 
die  Entwickelung  der  ökonomischen  und  sozialen  Verhältnisse 
Deutschlands  in  Vorlesungen  dargestellt.  Auch  er  behandelt  in 
Uebungen  das  Gebiet  seiner  Specialw  issenschaft  praktisch  mit 
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übergingen.  Am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  vollzieht  sich  aiese 
im  vorigen  begonnene  Ablösung  vollständig,  in  der  Mitte  des  Jahr- 
hunderts verschwinden  dann  diese  technologischen  Vorlesungen 
von  der  Universität  wieder,  um  mit  Errichtung  des  landwirt- 
schaftlichen Lehrstuhles  und  dem  weiteren  Ausbau  der  landwirt- 
schaftlichen Lehrfächer  seit  W.  1862  eine  zeitgemäße  Neubelebung 
zu  erfahren. 

Die  Cameralbauwissenschaft  wird  von  dem  akademischen 
Zeichenlehrer  und  extraordinarius  für  die  schönen  Künste  PRANGE 
(W,  1801),  der  in  der  ersten  Zeit  seiner  akademischen  Wirksamkeit 
in  Halle  schon  Vorlesungen  über  die  universa  res  cameralis  duce 
Förster  (W.  1778)  in  je  2 Stunden  täglich  an  gekündigt  hatte, 
und  dem  Privatdozenten  Melein  (W.  1803)  gelesen.  Daneben  findet 
der  Bergbau  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Eisenindustrie 
und  der  Salinen  Vertreter  in  Schmierer  (W.  1808),  dem  außer- 
ordentlichen Professor  Ebers  (W.  1808),  der  mit  dem  Kolleg  über 
Bergbau  eine  Encyklopädie  der  Cameral Wissenschaften  (W.  1817) 
verbindet,  außerdem  auch  Polizei-  und  Finanzwissenschaften  (S.  1817) 
liest,  und  dem  Naturhistoriker  Germar  (W.  1812,  S.  1824).  Neben 
der  Bergbaukunde  liest  der  von  Wittenberg  übernommene  Mathe- 
matiker Steinhäuser  auch  Encyklopädie  der  Cameral  Wissen- 
schaften (W.  1823)  und  ars  jurisprudentiae  cameralis  (S.  1825). 
Das  alte,  uns  schon  bekannte  Kolleg  über  Technologie  liest  bis 
zum  Ende  seiner  Thätigkeit  Rüdiger,  daneben  zeigt  der  Natur- 
historiker Buhle  von  W.  1818  bis  S.  1855  Technologie  an,  die 
mm  Teil  mit  einem  Kolleg  über  den  ökonomischen  Nutzen  der 
Haustiere  wechselt.  Eine  Ausnahme  in  diesem  Wechsel  bildet 
Buhle’s  Kolleg  über  ökonomische  Encyklopädie  (W.  1840).  Der 
Physiker  Hankel  zeigt  noch  W.  1840  Technologie,  der  Chemiker 
Döbereiner  S.  1841  Cameralchemie  für  Juristen  an.  Der  Bo- 
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taniker  Kaulkuss,  von  1822-1829  als  extraordinarius,  von  da 
bis  S.  1831  als  Ordinarius*),  liest  über  landwirtschaftliche  Fächer. 
Neben  einer  4-stündigen  Einleitung  in  die  gesamte  Landwirtschaft 
(W.  1823)  und  einem  2-stündigen  publicum  über  I^andwirtschafts- 
kunst  liest  er  Naturgeschichte  der  Getreidearten,  Oelpfianzen  und 
Futterkräuter  2-stündig  (W.  1823)  und  zwar  mit  Beziehung  auf 
die  Praxis,  wie  aus  der  Ankündigung:  frumentorum  apud  nos 
cultorum  vel  colendorum  hervorzugehen  scheint.  Daneben  zeigt 
er  ständig  Forsttechnologie  an.  Mit  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
verschwinden  aber  alle  diese  Vorlesungen  aus  dem  Vorlesungs- 
Verzeichnis. 

Im  Winter  1862  tritt  J.  KÜHN  in  den  Lehrkörper  der  Univer- 
sität Halle  als  Ordinarius  für  Landwirtschaftslehre  ein  und  beginnt 
seine  bekannte  akademische  Thätigkeit,  auf  die  näher  einzugehen 
hier  nicht  der  Ort  ist  Die  von  ihm  mit  Energie  in  die  Hand 
genommene  Ausgestaltung  -des  landwirtschaftlichen  Studiums  an 
dem  mit  der  Universität  verbundenen  „Landwirtschaftlichen  In- 
stitut“ führt  auf  der  einen  Seite  zu  einer  starken  Vermehrung 
des  akademischen  Lehrkörpers,  indem  Kühn  für  einzelne  Zweige 
des  landwirtschaftlichen  Studiums  eigene  Dozenten,  zum  Teil  aus 
den  Reihen  seiner  Schüler,  als  Ordinarien,  Extraordinarien  und 
Privatdozenten  zur  Seite  treten;  auf  der  anderen  Seite  stellen 
Vertreter  anderer  Fächer  ihre  Lehrkräfte  speciell  den  Landwirten 
zur  Verfügung.  Unter  anderem  wird  regelmäßig  von  Gliedern 
der  juristischen  Fakultät  Landwirtschaftsrecht  vorgetragen.  Von 
den  Dozenten  der  Nationalökonomie  ließ  sich  eine  eingehende 
Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  der  Studiosen  der  Landwirt- 
schaft erwarten.  Nicht  nur  besondere  Vorlesungen  sind  gehalten, 
die  diesen  dienen  sollen,  so  Ackerbaustatistik,  W.  1871  von 
ScHMOLLER  gelesen  und  S.  1879  von  Conrad  aufgenommen, 
landwirtschaftliches  Kredit-  und  Versicherungswesen,  W.  1878  von 
Paasche,  W.  1882  von  Elster  behandelt,  Themata,  die,  wenn 
auch  in  abgekürzter  Form,  daneben  regelmäßig  in  der  Volkswirt- 
schaftspolitik zur  Abhandlung  kommen.  Auch  insofern  tritt  die 
besondere  Rücksichtnahme  auf  die  Landwirte  hervor,  als  CoNRAD 
die  Volkswärtschaftspolitik  im  Auditorium  des  Landwirtschaftlichen 
Instituts  zu  lesen  pflegt.  Ein  weiterer  Erfolg  der  Belebung  der 


I)  Sein  Garten,  in  dem  er  eine  Reihe  von  botanischen  Raritäten  an- 
pflanzte, bildet  heute  einen  Teil  des  Landwirtschaftlichen  Instituts. 
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landwirtschaftlichen  Studien  dürfte  darin  zu  finden  sein,  daß  auch 
die  Forstwissenschaft  seit  W.  1866  regelmäßig  auf  dem  Vor- 
lesungsverzeichnis erscheint.  Ihr  Vertreter  ist  der  außerordentliche 
Professor  Ewald. 

Das  Gebiet  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie,  das  noch 
Eiselen  mitbehandelte,  und  das  einen  Gegenstand  der  speciellen 
Studien  Eisenhart’s  gebildet  hatte,  wird  von  deren  Nachfolgern 
nicht  mehr  aufgenommen.  Nur  Friedberg  liest  regelmäßig 
Politik.  Die  bewegten  Zeiten  der  Mitte  des  Jahrhunderts  ver- 
anlaßten  aber  auch  Vertreter  anderer  Wissenschaften,  in  öffent- 
lichen und  Privatvorlesungen  die  Politik  zu  behandeln.  Heinrich 
Leo,  der  bekannte  Historiker,  der  als  junger  Extraordiniuius 
W.  1829  den  I.  oder  theoretischen  Teil  der  politischen  Oekonomie 
3-stündig  und  S.  1831  Physiologie  des  Staates  4-stündig  publice 
angekündigt  hatte,  zeigt  S.  1848  ausgewählte  Kapitel  der  Politik 
als  I -ständiges  Publicum  an,  während  sein  Antipode  Max 
Duncker  von  S.  1843  bis  W.  1851  mehrmals  über  Politik  las. 
Der  Philosoph  Hinrichs  zeigt  in  derselben  Zeit  mehrfach  ein- 
schlägige Publica  an,  welche  er  dann  als  Buch  herausgab  unter 
dem  Titel:  „Politische  Vorlesungen.  Unser  Zeitalter  und  wie  es 
geworden,  nach  seinen  politischen,  kirchlichen  und  wissenschaft- 
lichen Zuständen,  mit  besonderem  Bezüge  auf  Deutschland  und 
namentlich  Preußen.  In  öffentlichen  Vorlesungen  an  der  Univer- 
sität zu  Halle  dargestellt“  (1843),  und  selbst  J.  E.  Erdmann  liest 
S.  1851  2-stündig  de  republica.  In  neuester  Zeit  hat  aus  der 
juristischen  Fakultät  R.  Stammler,  seit  1885  Ordinarius  für 
römisches  Recht,  aus  der  philosophischen  HUSSERL  über  ver- 
schiedene Ausschnitte  aus  der  Rechtsphilosophie  gelesen. 

Das  Cameralrecht,  das  im  Anfang  des  Jahrhunderts  durch 
Voss  zeitenweise  selbständig,  aber  später  nur  noch  als  Be- 
standteil der  Polizeiwissenschaft  an  der  Universität  gelehrt  wurde, 
fand  in  Eisenhartes  Vorlesung  über  preußisches  Staats-  und 
Verwaltungsrecht  eine  provisorische  Unterkunft  Seine  zeitgemäße 
Fortbildung  hat  es  in  den  jetzt  durch  die  Errichtung  ordentlicher 
Lehrkanzeln  in  den  juristischen  Fakultäten  an  den  deutschen 
Universitäten  gesicherten  Vorlesungen  über  deutsches  und  parti- 
kulares Verwaltungsrecht  erhalten.  In  Halle  lehrte  seit  1868 
E.  V.  Meier  regelmäßig  dieses  Fach;  ihm  folgt  seit  1886 
E.  Löning,  der  auch  das  Recht  der  Gewerbegesetzgebung,  speciell 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  i -ständigen  Publicis  als  Teil 
des  deutschen  Verwaltungsrechtes  vorträgt.  — 


1 6o  WILHELM  KAHLER, 

Die  Entwickelung  der  Statistik  als  akademisches  Lehrfach  im 
i8.  Jahrhundert  folgt  durchaus  den  Bahnen,  welche  dieser  Zweig 
der  Staatswissenschaften  im  allgemeinen  zu  durchlaufen  hatte. 
Wie  sich  zunächst  noch  die  Statistik  als  Staatenkunde  an  Ge- 
schichte und  Geographie  anschloß  und  erst  allmählich  ihre  Auf- 
fassung als  Wissenschaft  der  zahlenmäßigen  Darstellung  der  Be- 
wegungen des  staatlichen  und  sozialen  Lebens  sich  ausbildete,  so 
blieb  auch  in  Halle  die  Statistik  zunächst  den  Historikern  Vor- 
behalten und  ward  noch  bis  zum  W.  1840  im  Vorlesungsver- 
zeichnis unter  den  „historischen“  Wissenschaften  mit  aufgeführt. 
Selbst  Eiselen  bekämpfte  noch  die  zahlenmäßige  Darstellung 
und  blieb  durchaus  in  den  alten  Gleisen  der  Staatenkunde.  Stand 
nun  auch  Schmoller  völlig  auf  dem  Boden  der  neueren  Theorie, 
so  hat  die  neue  Methode  doch  erst  durch  V.  Scheel  und  dann 
namentlich  durch  CONRAD  volle  Würdigung  und  eingehende  Be- 
achtung in  der  akademischen  Lehrthätigkeit  gefunden. 

In  den  ersten  Jahren  unseres  Zeitabschnittes  findet  sich  sogar 
noch  ein  Vertreter  des  jus  publicum,  der  der  Statistik  Vorlesungen 
widmete:  J.  H.  O.  König,  Ordinarius  in  der  juristischen  Fakultät 
(von  1788 — 1815),  las  wiederholt  Statistik  Deutschlands  nach  Grell- 
mann’s  „Staatskunde  von  Teutschland  im  Umriße“  (1790).  Neben 
ihm  hat  auch  C.  D.  Voss,  dessen  Thätigkeit  auf  dem  Gebiet  der 
Cameralwissenschaften  wir  schon  oben  behandelt  haben,  regel- 
mäßig Vorlesungen  über  deutsche  und  europäische  Statistik  ge- 
^ halten,  erstere  nach  Grellmann  (W.  1799),  letztere  nach  seinem 

t eigenen  Grundriß,  „Historisch -statistische  Uebersicht  der  merk- 

würdigsten Europäischen  Staaten  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
allgemeinen  Staatszwecks  entworfen“  (1795).  Der  Orientalist 
Bruns,  1809 — 1815  in  Halle  als  Ordinarius  angestellt,  betritt 
neben  seinen  historischen  und  Specialvorlesungen  einmal  (W.  1814) 
mit  einer  Ankündigung  über  Status  hodiernus  von  Rußland  und 
Großbritannien  das  statistische  Gebiet.  J.  S.  Ersch,  der  bekannte 
Begründer  der  nach  ihm  und  seinem  Kollegen  Gruber  benannten 
Encyklopädie  der  Wissenschaften,  von  1803  — 1828  in  Halle  thätig, 
verbindet  die  Geographie  mit  der  Statistik,  wie  aus  seiner  An- 
kündigung eines  4-stündigen  Kollegs  über  geographia  universalis 
conjuncta  cum  singulorum  regnorum  et  populorum  descriptione 
(W.  1817)  und  seiner  Benutzung  des  MEUSEL’schen  Lehrbuches 
der  Statistik  (W.  1819)  hervorgeht.  Denn  nach  Meusel’s  Defi- 
nition: „die  Statistik  oder  Staatskundc  ist  die  wissenschaftlich  ge- 
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ordnete  Darstellung  von  der  Beschaffenheit  und  Verfassung  der 
Staaten“  teilt  sich  die  Statistik  unter  dem  geographisch-staats- 
wissenschaftlichen Gesichtspunkt  in  Beschreibung  von  Land 
und  Leuten  und  unter  dem  staatswissenschaftlich-diplomatischen 
Gesichtspunkt  in  Darstellung  der  Regierung  und  der  Regierungs- 
geschäfte. Obwohl  vor  und  neben  ihm  VoiGTEL  einen  dem 
heutigen  näher  vei^’-andten  Standpunkt  in  seiner  langjährigen 
akademischen  und  schriftstellerischen  Thätigkeit  vertreten  hatte, 
steht  Eiselen  noch  durchaus  auf  dem  Boden,  den  Ersch  und 
Meusel  einnahmen,  nur  daß  er  seinen  Studien  auch  noch  das 
historische  Moment  der  alten  Statistik  hinzufügte.  Das  Ergebnis 
seiner  Arbeiten  auf  diesem  Gebiet  ist  das  von  ihm  1862  heraus- 
gegebene Buch:  „Der  preußische  Staat.  Darstellung  seiner  ge- 
schichtlichen Entwickelung  und  seiner  gegenwärtigen  natürlichen, 
sozialen  und  politischen  Verhältnisse.“  In  seiner  Vorrede  spricht 
er  sich  über  seine  Auffassung  der  Methode  der  Statistik  deutlich 
aus:  Wo  es  sich  auf  dem  statistischen  Gebiete  um  „äußere,  durch 
die  Zahl  darstellbare  Größen“  handelte,  habe  er  die  Zahlen  mit- 
geteilt. Er  sei  aber  immer  weit  davon  entfernt  gewesen,  die  Be- 
hauptung „Zahlen  reden“  als  allgemein  richtig  anzuerkennen. 
„Denn“  — so  fährt  er  fort  — , .gerade  der  preußische  Staat  hat  in 
seinem  Lebenslaufe  mehr  als  einmal  bewiesen,  und  beweist  schon 
durch  seine  Stellung  unter  den  Großmächten,  daß  die  Zahlen  nicht 
immer  reden,  oder  daß  sie  falsch  reden.“  Daß  für  die  moderne 
statistische  Methode  in  der  Beschränkung  auf  die  zahlenmäßige 
Darstellung  der  staatlichen  und  sozialen  Verhältnisse,  soweit  diese 
eben  zahlenmäßig  sich  erfassen  lassen,  eine  bewußte  Selbst- 
beschränkung liegt,  und  daß  die  imponderabilen  Kräfte,  die  sich 
eben  nicht  zahlenmäßig  darstellen  lassen,  deshalb  von  dem  Volks- 
wirt noch  nicht  geleugnet  werden,  wenn  er  sie  aus  dem  Gebiet 
der  Statistik  als  Wissenschaftszweig  ausscheidet , entgeht  ihm 
demnach  vollständig.  Seine  Anlehnung  an  Meusel  geht  schon 
aus  der  äußeren  Anordnung  seines  Buches  hervor:  Der  I.  Teil 
enthält  eine  rein  politische  Darstellung  des  Entwickelungsganges 
des  Brandenburg- preußischen  Staates.  Der  II.  Teil  giebt  in 
4 Abteilungen  eine  Darstellung  desselben  in  seinen  damaligen 
territorialen,  sozialen  und  politischen  Verhältnissen:  die  i.  Ab- 
teilung behandelt  Land  und  Leute,  ersteres  in  geographischer, 
letztere  in  bevölkerungsstatistischer  Darstellung.  In  der  2.  Ab- 
teilung wird  unter  der  Ueberschrift  „Der  Staat  und  die  bürger- 
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liehe  Gesellschaft“  die  Verfassung  und  Verwaltung  Preußens  ab- 
tehandelt  Die  3-  Abteilung  beschreibt  das  Volk  in  seiner  Ent- 
wickelung unter  dem  Einflüsse  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
und  behandelt  zunächst  die  Betriebsamkeit  des  Volkes  und  ihre 
Erfolge  und  ferner  die  Volksbildung.  Den  Schluß  des  II.  leil^ 
bildet  die  DarsteUung  von  Preußens  Stellung  Deutschland  und  dem 
Auslande  gegenüber.  Zahlenangaben  unter  Beutzung  des  vor 

handenen  statistischen  Materials  finden  «ch  im 

nur  in  der  i.  und  3.  Abteilung.  Sem  Kolleg  ^^er  .Statistik  des 

preußischen  Staates“,  dessen  Inhalt  im 
seines  Buches  übereingestimmt  haben  mag, 

2 stündiges  Kolleg  über  „Geschichte  des  preußischen  Staat^  . In 

wenn  auch  minder  ausführlich,  las  er  über  die 

Geschichte  und  Statistik  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamer^^ 

(S  1820  bis  W 1848  5 mal).  Daneben  geht  von  S.  1835  bis  S 1848 
fimaJ  et  5-stündiges  Kolleg  über  Statistik  der  europäischen 
Staaten  die  er  2 mal  (S.  1840)  auch  kurz  in  einer  i-Jundigen  Vor- 
fiung^nter  der  Ankündigung  „Einleitung  ins  Studium  der  euro 
päiscL  Staaten“  behandelte.  Auf  dem  gleichen  Standpunkt^ 
Eisenhart  der  von  W.  1845  bis  S.  1893  32  mal  „Allgemeine 
u"d  vergleichende  Statistik  der  Kulturvölker,  besonders  Deutsc^ 
lands“  - später  von  ihm  auch  Staatskunde  oder  Theone  der 

wtin^ruch  noch  in  dem  aUen  Geleise  insofern,  als  er  auch  dm 
Kenntnis  des  Verwaltungsorganismus  des  preußischen  Staates  in  der 
Slik  Sldehe.  abfr  d5ch  mit  .ingehender  Benictochugung 
des  durch  die  Entwickelung  der  offiziellen  Statistik  gebotene 
reTchen  Zahienn.a.erials.  und  in  deaaen 

aich  der  neuen  Behandlun^weiae  n^^  a 

Geschichte.  Statistik  des  preußischen  S^tes 
zeigt  er  an,  daß  er  nach  Krug  lesen  werde.  Da  Krugs  „Abnß  de 
neuesten  Statistik  des  preußischen  Staates“  erst  1804  erschien, 
kann  damit  wohl  nur  das,  noch  aus  dessen  Hallenser  Zeit  ) «tarnende 
Topographisch-historische  Wörterbuch  des  preußischen  Staates 
;’i796-?i8o3)  gemeint  sein.  Seit  W.  1817  legte  er  aber  sein  eigenes, 
in  3 Auflagen  erschienenes  „Lehrbuch  der  Statisttk  des  preu 

(1770-1843)  war  geborener  Hallenser  und  studierte  in  seiner 
Vaterstadt  zunächst  Theologie,  dann  Cameralia. 
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ßischen  Staates“  seinen  Vorlesungen  zu  Grunde.  Nur  ausnahms- 
weise wird  die  regelmäßige  Wiederkehr  dieser  Ankündigung  durch 
diejenige  einer  „Europäischen  Statistik“  (S.  1829)  unterbrochen. 

Neben  und  nach  ihm  haben  auch  andere  Historiker  statistische 
Vorlesungen  angekündigt.  Leo  las  als  junger  Ordinarius  Geo- 
graphie und  Statistik  der  europäischen  Staaten  (W.  1832)  und  von 
Mittel-  und  Nordeuropa  (S.  1832)  in  je  4 Stunden.  Der  auch  jetzt 
noch  der  Universität  angehörende  Professor  extraordinarius  für 
Geschichte  Ewald,  früher  zugleich  Lehrer  an  der  Lateinischen 
Hauptschule,  den  wir  oben  schon  als  Vertreter  der  Forstwissen- 
schaft kennen  gelernt  haben,  las  von  S.  1865  bis  W.  1870  Sta- 
tistik (Staatskunde)  der  deutschen  Bundesstaaten,  bez.  des  Nord- 
deutschen Bundes,  insbesondere  Preußens,  sowie  vergleichende 
politische  Statistik  der  großen  europäischen  Mächte. 

Mit  SCHMOLLER  und  v.  Scheel  zog  die  moderne  Statistik 
in  Halle  ein.  Ersterer  las  i mal  (W.  1871)  3-stündig  Acker- 
baustatistik. Letzterer  zeigte  verschiedene  statistische  Collegia, 
darunter  Bevölkerungsstatistik  (S.  1869)  2-stündig  an.  Conrad  las 
seit  W.  1875  3’  4-stündig  Statistik,  nachdem  er  W,  1873  aus- 
gewählte Kapitel  aus  ihr  2-stündigangezeigthatte.  Einmal  (S.  1879) 
kündigte  er  ein  2-stündiges  Kolleg  über  landwirtschaftliche  Sta- 
tistik an.  Seit  W.  1887  teilt  er  die  Statistik  in  2 je  2-stündige 
im  Winter  und  Sommer  wechselnde  Teile,  Bevölkerungsstatistik 
und  Statistik  der  wirtschaftlichen  und  moralischen  Kultur,  deren 
Behandlung  er  zugleich  mit  statistischen  Hebungen  in  den  Räumen 
des  staatswissenschaftlichen  Seminars  unter  Benutzung  der  daselbst 
aufgestellten  Bibliothek  und  eigens  zu  diesem  Zweck  angefertigter 
Tabellen  verbindet.  Aus  der  gemeinsamen  Arbeit  mit  seinen 
Zuhörern  in  diesen  Hebungen  sind  auch  2 größere  Publikationen 
hervorgegangen. 

Neben  CONRAD  haben  i-stündige  Vorlesungen  über  die  Theorie 
der  Statistik  Elster  (W.  1882).  Friedberg  (S.  1892)  und  Kahler 
(S.  1897)  angekündigt. 

Die  Art  des  akademischen  Lehrbetriebes  hat  sich  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  wesentlich  geändert.  Der  gesamte  Stoff  der 
Staatswissenschaften  wurde  noch  bis  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
in  der  Regel  in  3 je  5-stündigen  Vorlesungen  im  Laufe  dreier 
Semester  absolviert.  Neuerdings  ist  die  Stundenzcihl  dieser  Haupt- 
vorlesungen auf  4 heruntergegangen.  Die  größere  Zahl  von  Lehr- 
kräften ermöglichte  es  meist,  daß  in  jedem  Semester  mindestens 

II  • 


WILHELM  KAHLER, 


zwei  derselben  den  Studenten  angeboten  werden  konnten,  w^ei 
der  ganze  Kursus  der  drei  Hauptvorlesungen  von  demselben  Do- 
zenten in  der  Regel  innerhalb  eines  Jahres  gelesen  wird. 

Diese  Einschränkung  der  Stundenzahl  ohne  Verminderung 
des  gebotenen  Stoffes  ist  dadurch  ermöglicht,  daß  eine  ganze 
Reihe  von  kleineren  Vorlesungen  den  Hauptvorlesungen  ergänzend 
zur  Seite  tritt.  Dadurch  läßt  sich  einmal  eine  eingehendere  Be- 
handlung einzelner  Specialgebiete  geben,  die  im  Rahnmn  der 
Hauptvorlesungen  nur  kurz  behandelt  werden  können.  Dies  ist 
besonders  der  Fall  bei  der  Geschichte  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft,  wie  bei  einer  Reihe  von  Fragen  aus  der  Volks- 
wirtschaftspolitik, so  dem  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  der 
Agrarfrage,  dem  Eisenbahnwesen  u.  dergl.  Ferner  aber  ist  es 
möglich  in  diesen  Specialvorlesungen  neben  dem  Interesse  des 
Fachstudiums  auch  dem  Bedürfnis  weiterer  Kreise  der  Studenten 
nach  Belehrung  zu  dienen,  indem  der  Vortrag  deren  Gesichts- 
kreise angepaßt  wird.  Hierher  sind  insbesondere  diejenigen  Vor- 
lesungen zu  rechnen,  welche  die  moderne  Arbeiterbewegung  und 
die  Sozialpolitik,  sowie  die  wirtschaftsgeschichtliche  Entwickelung 
zum  Gegenstand  haben.  Zu  den  ersteren  pflegt  sich  immer  eine 
Zuhörerschaft  aus  allen  Fakultäten  einzustellen,  die  letzteren  haben 
auch  auf  das  Interesse  der  Historiker  zu  rechnen.  An  den  Vorlesungen 
über  Armenpflege  nehmen  besonders  auch  die  Theologen  teil. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  mehr  und  mehr  fortschreitende 
Specialisierung  der  wissenschaftlichen  Arbeit  gerade  dieser  ge- 
naueren Behandlung  einzelner  Wissenschaftsgebiete  besonders 
förderlich  ist.  Die  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  der  Regel  vor- 
handen gewesene  Mehrzahl  von  Dozenten  bot  die  zu  solchen 
Specialvorlesungen  notwendigen  Lehrkräfte. 

Die  Mehrzahl  der  Hörer  der  staatswissenschaftlichen  Vor- 
lesungen besteht  aus  dem  am  Landwirtschaftlichen  Institut  der 
Universität  studierenden  L a n d w i r t e n , die  mit  rühmlichem  Eifer 
die  ihnen  gebotene  Gelegenheit  zur  Bildung  in  den  Staatswissen- 

schäften  waihrzunehmen  pflegen. 

Nur  in  geringerer  Ausdehnung  beteiligen  sich  dagegen  die 

Juristen  an  denselben.  Die  schon  1727  von  Friedrich  Wilhelm  I. 
ausgesprochene  und  seitdem  oft  wiederholte  Klage,  daß  die  Ju- 
risten zu  wenig  Kenntnisse  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
in  den  praktischen  Justiz-  und  Verwaltungsdienst  mitbrächten,  ist 
auch  heut  noch  zeitgemäß.  Zwar  sollen  nach  § 4 des  Gesetees 
vom  6.  Mai  1869  über  die  Vorbildung  der  richterlichen  Be- 
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amten  auch  die  „Grundlagen  der  Staatswissenschaften“  den  Gegen- 
stand der  ersten  juristischen  Prüfung  bilden.  Daher  empfiehlt  der 
von  der  juristischen  Fakultät  den  neu  immatrikulierten  Studenten 
eingehändigte  Studienplan  diesen  auch  das  Hören  der  staats- 
wissenschaftlichen Hauptvorlesungen.  Für  die  große  Staatsprüfung 
der  Verwaltungs  beamten  ist  nach  dem  Gesetz  vom  1 1 . März 
1879  über  die  Befähigung  zum  höheren  Verwaltungsdienst  der 
Nachweis  eines  3-jährigen  Studiums  der  Rechte  und  der  Staats - 
Wissenschaften  vorgeschrieben.  Trotzdem  aber  findet  that- 
sächlich  nur  selten  während  ihrer  Studienzeit  eine  eingehende 
Beschäftigung  der  J uristen  mit  den  Staatswissenschaften  statt. 
Eine  Aenderung  in  dieser  Hinsicht,  die  unbedingt  im  Interesse 
des  Justiz-  und  Verwaltungsdienstes  anzustreben  ist,  wird  sich  nach 
Lage  der  Sache  nur  auf  einem  melir  oder  minder  mechanischen 
Wege  erreichen  lassen,  indem  die  Staatswissenschaften  nicht  nur 
nach  dem  Gesetzeswortlaut,  sondern  auch  thatsächlich  zum  Gegen- 
stand der  Prüfung  bei  den  Vor-  und  Hauptexaminibus  gemacht  wer- 
den. Das  selbstverständliche  Korrelat  dieser  Maßregel  wäre  die  Auf- 
nahme der  Dozenten  der  Staatswissenschaften  in  die  juristische 
Fakultät  oder,  wo  dies  nicht  angängig  erscheint,  die  Bildung  einer 
gemeinsamen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät,  ein 
Gedanke,  dem  man  neuerdings  in  Preußen  nicht  ganz  abgeneigt 
zu  sein  scheint.  Nur  auf  diesem  Wege  können  die  Staatswissen- 
schaften ihre  Aufgabe  als  akademisches  Unterrichtsfach  auch  für 
die  Juristen  in  vollem  Maße  erfüllen^). 

Den  kleinsten  Bruchteil  der  Hörer  machen  diejenigen  aus, 
welche  sich  die  Staatswüssenschaften  als  alleinigen  Gegenstand 
ihres  Studiums  gewählt  haben.  Das  hat  seinen  Grund  wohl  zum 
großen  Teil  darin,  daß  die  Ausdehnung,  in  welcher  die  Staats- 
wissenschaften zur  Zeit  gelehrt  werden,  noch  nicht  genügt,  um 
ein  akademisches  Triennium  auszufüllen.  Es  ist  daher  üblich,  daß 
diejenigen,  welche  sich  die  Beschäftigung  mit  den  Staatswissen- 
schaften zum  Lebensberuf  erwählt  haben,  vor  oder  neben  diesem 


i)  Die  neuesten  Entwickelungen,  die  diese  Frage  berühren,  und  die 
eingetreten  sind,  nachdem  die  obigen  Ausführungen  in  Druck  gegeben 
waren,  finden  sich  in  H.  Dietzel’s  Aufsatz:  ,.Stud.  jur.  et  cam.“  in  »Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik“,  III.  F.,  Bd.  14,  S.  679  ff.,  der 
auf  Grund  eingehender  Erörterungen  zu  ähnlichen  Forderungen  gelangt,  wde 
sie  hier  aufgestellt  sind.  Doch  sind  nach  den  Erklärungen  des  Regierungs- 
vertreters in  der  Sitzung  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  vom  ll.  März 
^898  die  Aussichten  auf  Reformen  in  dieser  Richtung  außerordentlich  geringe* 
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Studium  noch  ein  anderes  Studium  vornehmen,  das  ihnen  zunächst 
die  allgemeine  methodische  Schulung  gewähren  soll.  Als  solche 
Vorbereitung  'wird  mit  Recht  die  Beschäftigung  mit  der  Land- 
wirtschaft. der  Geschichte  und  der  Jurisprudenz  bevorzugt,  wobei 
für  das  letztere  besonders  die  ja  an  sich  vorhandene  Notwendi^gkeit 
einer  Ergänzung  der  staatswissenschafüichen  Studien  durch  das 
öffentliche  Recht  spricht.  . 

Das  Gebiet  der  Lebensstellungen,  zu  denen  das,  in  der  Kegel 
mit  der  Doktorpromotion  abgeschlossene  Studium  der  Staats- 
Wissenschaften  befähigt,  ist  zur  Zeit  nur  ein  beschränktes^^  Zu 
nennen  sind  namentlich  die  Stellungen  der  akademisch  gebildeten 
Beamten  der  großen  Bank-  und  Versicherungsunternehmungen, 
der  wirtschaftlichen  Interessenvertretungen  — Handels-  und  Lan 
Wirtschaftskammern  u.  dergl.  der  statistischen  Bureaux.  ferner 
das  Gebiet  der  Journalistik,  endlich  die  Laufbahn  als  akademischer 
Lehrer.  Die  Schwierigkeit,  welche  für  den  Lehrbetneb  in  der 
Verschiedenheit  dieser  Ziele  und  in  der  Ungleichmäßigkeit  der 
Vorbildung  liegt,  ist  nicht  zu  unterschätzen.  Aber  andererseits 
ist  auch  hervorzuheben,  daß  sowohl  für  Lehrer  als  für  Lernend 
bei  der  gemeinsamen  Arbeit  gerade  aus  diesem  Umstande  sich 

manche  Anregung  ergiebt. 

V.  Das  staatswissenschaftliche  Seminar. 

Die  am  tiefsten  einschneidende  Veränderung,  die  der  Unter- 
richt in  den  Staatswissenschaften  in  der  zweiten  Hälfte  des 
IQ.  Jahrhunderts  erlitten  hat,  ist  ausgegangen  von  der  Erkenntnis, 
die  auch  in  anderen  Fächern,  wiewohl  zum  Teil  erst  spater,  sich 
immer  mehr  Anerkennung  verschafft  hat,  daß  der  Kathedervortrag 
allein  in  der  Regel  nicht  genügt,  um  die  Studenten  wirklich  pnz 
in  Methode  und  Stoff  der  wissenschaftlichen  Arbeit  emzufuhren^, 
daß  vielmehr  die  gemeinschaftliche  Arbeit  von  Leitern  un 
Lernenden  in  Hebungen  und  Seminarien  ergänzend  hinzutreten 
muß,  um  das  akademische  Studium  wirklich  ertragreich  zu  machen. 
Diese  gemeinsame  Arbeit  birgt  eine  ganze  Reihe  von  Vorteilen 
in  sich  die  dem  akademischen  Unterricht  mittelbar  oder  unmittelbar 
zu  gute  kommen  müssen.  Der  stete  Verkehr  mit  den  Studenten 
zeii  dem  Dozenten,  was  von  seinen  Ausführunpn  auf  dem 
Katheder  verstanden  wird,  oder  was  über  die  Köpfe  hinweg  p- 
sprochen  ist,  er  nötigt  ihn,  sich  fortlaufend  Rechenschaft  über 
seine  Methode  zu  geben  und  sich  mit  den  Ergebnissen  derselben 
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unter  pädagogisch-praktischen  Gesichtspunkten  auseinanderzusetzen. 
Den  Studenten  nötigt  dieser  Verkehr  zu  einer  mehr  aktiven 
Rolle,  als  sie  ihm  in  den  Vorlesungen  zufällt,  er  muß  Ansichten 
reproduzieren  und  v^erteidigen,  das  Für  und  Wider  selbständig 
erwägen  und  für  eines  sich  entscheiden.  Es  bietet  ihm  aber  vor 
allem  die  Gelegenheit,  sich  unter  der  Anleitung  und  Aufsicht  des 
Dozenten  in  selbstthätiger  Arbeit  zu  üben,  und  erspart  ihm  die 
nur  zu  oft  für  das  weitere  Streben  so  verhängnisvolle  Enttäuschung 
des  Scheiterns  eines  falsch  angefangenen,  daher  erfolglosen,  ersten 
Versuches  eigener  Arbeit. 

Allerdings  darf  man  sich  der  Einsicht  nicht  verschließen,  daß 
durch  diesen  Fortschritt  im  akademischen  Lehrbetrieb  mehr  ein 
größerer  oder  kleinerer  Ausschnitt  aus  der  Zahl  der  Durchschnitts- 
studenten, weniger  dagegen  die  besonders  befähigten  und  schon 
interessierten  Studenten  getroffen  werden.  Denn  diese  haben 
stets  auch  früher  schon  ohne  die  seminaristischen  Hilfsmittel  sich 
zu  selbständiger  wissenschaftlicher  Bethätigung  verstanden.  Aber 
so  wenig  der  Universitätsunterricht  nur  für  die  letzteren  berechnet 
und  notwendig  ist,  so  wenig  darf  man  seine  Einrichtungen  nach 
deren  Maßstab  messen.  Vielmehr  ist  es  von  höchster  Wichtigkeit, 
auch  eine  größere  Zahl  derer,  die  durch  das  Universitätsstudium 
nur  auf  ihre  künftige  praktische  Berufsstellung  sich  vorbereiten 
wollen  und  nicht  von  vornherein  schon  ein  besonderes  wissen- 
schaftliches Interesse  mitbringen,  zu  eigener  selbstthätiger  Arbeit 
anzuregen  und  anzuleiten.  Und  für  diesen  Zweck  haben  sich  die 
in  Halle  eingerichteten  Hebungen  und  Seminare  durchaus  be- 
währt. Allerdings  haben  auch  fortgeschrittene  und  selbständige 
Arbeiter  im  Seminar  noch  Anregung  und  Förderung  empfangen. 
Die  Zahl  der  aus  demselben  hervorgegangenen  akademischen 
Lehrer  *)  ist  neben  manchem  anderen  ein  Beweis  dafür.  Aber  die 
Hauptleistung  des  Seminars  liegt  zweifellos  darin,  daß  eine  große 

i)  Von  früheren  Seminarihitgliedem  sind  jetzt  als  akademische  Dozenten 
thätig:  Holdefleiss  (Breslau),  Stehler  (Zürich),  Paasche  (Charlottenburg), 
Kozack  (Basel),  James  ^Chicago),  Johnson  (Philadelphia),  Kirchner  (Leip- 
zig), CoSAK  (Breslau),  Patten  (Philadelphia),  Arndt  (Halle),  John  (Inns- 
bruck), Laves  (Aachen),  Kablukow  (Moskau),  Georgewsky  (Petersburg), 
VAN  der  Borght  (Aachen),  Wohltmann  (Bonn),  Adler  (Basel',  Jenks 
(Cornill  Univ.),  Diehl  (Rostock),  Gerlach  (Königsberg),  Rümker  (Breslau), 
Backhaus  (Königsberg),  Schmöle  (Greifswald),  Kanai  (Tokio),  Adams  (Phi- 
ladelphia), Gray  (Cook),  Sommerlad  (Halle),  Holdefleiss  (Halle),  Lindsay 
(PhUadelphia),  Kähler  (Halle),  Weyl  (Philadelphia),  Fetter  (Indiana), 
Liepmann  (Halle). 
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Reihe  von  Studierenden,  die  die  Vorlesungen  über  die  Staats- 
wissenschaften gehört  haben,  nun  auch  zur  Verarbeitung  der  dort 
erworbenen  Kenntnisse  und  zur  selbständigen  Stellungnahme  zu 
den  dort  gebotenen  Ergebnissen  der  wissenschaftlichen  Forschung 
angeregt  und  dadurch  in  die  Eigenart  wissenschaftlicher  Arbeit 
hineingeführt  wurden,  ohne  daß  sie  gerade  in  die  wissenschaft- 
liche Specialarbeit  ihren  Lebenszweck  gesetzt  hätten. 

Neben  dem  Seminar , das  insbesondere  denen  dienen  soll, 
welche  die  drei  Hauptvorlesungen  schon  gehört  haben,  finden  sich 
zur  Zeit  noch  eine  Reihe  anderer,  ähnliche  Ziele  verfolgender  Ein- 
richtungen. Uebungen  für  Anfänger  sollen  neben  oder  nach  den 
einleitenden  Vorlesungen  über  die  theoretischen  Grundbegriffe 
deren  Wesen  erläutern  und  das  wirtschaftliche  Denken  schulen. 
Repetitorien  sollen  den  Stoff  der  Vorlesungen  fester  einprägen. 
Statistische  und  wirtschaftsgeschichtliche  Uebungen  sollen  zur 
Einführung  in  die  Methode  der  Forschung  und  in  die  Quellen 
dienen  und  im  Gebrauch  des  unentbehrlichen  litterarischen  Hilfs- 
materiales unterweisen.  Allein  den  Mittelpunkt  aller  dieser  Be- 
strebungen bildet  das  staatswissenschaftliche  Seminar,  dessen  Be- 
gründung und  x\usgestaltung  daher  im  folgenden  eingehender  ge- 
schildert werden  soll. 

Schon  SCHMOLLER  hatte,  wie  wir  oben  berichtet  haben, 
Uebungen  mit  den  Studierenden  abgehalten,  die  zum  Teil  der 
Einführung  in  Litteratur,  Methode  und  Quellen  der  National- 
ökonomie, zum  Teil  der  Anleitung  zu  eigenen  selbständigen  Ar- 
beiten der  Teilnehmer  dienen  sollten.  Behufs  Ausgestaltung 
dieser  Uebungen  zu  einer  ständigen  Einrichtung  hatte  er  schon 
die  einleitenden  Schritte  gethan,  namentlich  die  Bewilligung  einer 
dauernden  Beihilfe  aus  Staatsmitteln  für  die  Zwecke  der  Anlegung 
einer  besonderen  Bibliothek  erreicht,  als  sein  Weggang  von  der 
Universität  Halle  deren  Fortführung  durch  ihn  ein  Ende  machte. 
Seinem  Nachfolger  CONRAD  waren  dadurch  die  Wege  schon  ge- 
ebnet, so  daß  er  die  Einrichtung  des  Seminars  gleich  im  Winter 
1872,  dem  Zeitpunkt,  zu  welchem  auch  ScHMOLLER  die  Eröffnung 

i)  Zur  Unterstützung  und  zum  Ausbau  dieser  statistischen  Uebungen 
ist  im  Jahre  1876  der  Versuch  gemacht  worden,  im  Zusammenhang  mit  der 
Universität  ein  statistisches  Provinzialamt  ins  Leben  zu  ruten.  Trotz  der 
Bereitwilligkeit  einer  Reihe  der  maßgebenden  Faktoren  scheiterte  der  Plan 
an  Bedenken,  die  vom  Kgl.  preuß.  statistischen  Bureau  aus  Rücksicht  auf 
die  straffe  Centralisation  der  preußischen  offiziellen  Statistik  geltend  ge- 
macht wurden  und  an  finanziellen  Schwierigkeiten. 
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desselben  geplant  hatte,  ausführen  konnte.  Coxrad  hatte  schon 
während  seiner  Jenenser  Thätigkeit  Gelegenheit  gehabt,  in  dieser 
Richtung  durch  die  Abhaltung  besonderer  Uebungen  und  die 
Teilnahme  an  der  Leitung  des  von  Bruno  Hildebrand  be- 
gründeten und  geleiteten  staatswissenschaftlichen  Seminars  zu 
wirken.  Die  auf  diese  Weise  erworbenen  praktischen  Erfahrungen 
gaben  zusammen  mit  Erwägungen,  die  sich  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  der  Hallenser  Hochschule  bezogen,  den  Boden  ab, 
g_uf  dem  die  Eigenart  des  neuen  Hallenser  staatswissenschaft- 
lichen Seminars  erwachsen  sollte.  Nicht,  als  ob  nicht  durch  die 
später  sich  ergebenden  weiteren  Erfahrungen  ein  allmählicher 
Fortschritt  und  manche  kleinere  Abänderungen  in  der  Hand- 
habung des  Seminarbetriebes  hervorgegangen  wären.  Aber  die 
Grundzüge  für  den  Ausbau  des  Seminars  sind  doch  schon 
damals  von  CONRAD  festgestellt  worden  und  haben  eine  prinzipielle 
Aenderung  nicht  erfaliren.  Als  Zweck  wurde  schon  damals  ein 
Dreifaches  aufgestellt:  das  Seminar  sollte  den  Studierenden  Ge- 
legenheit geben: 

1)  größere  Arbeiten  unter  der  Leitung  des  Direktors  anzu- 
fertigen, 

2)  sich  über  einzelne  Fragen  der  Wissenschaft  genauer  zu 
unterrichten,  als  es  in  den  Vorlesungen  möglich  ist, 

3)  sich  in  der  Diskussion  und  im  Vortrage  zu  üben  i). 

Erreicht  wird  dieses  Ziel,  indem  in  den  Seminarsitzungen  in 

der  Regel  ein  einleitender  Vortrag  stattfindet.  J edes  ordent- 
liche Mitglied  muß  sich  verpflichten,  im  Laufe  des  Semesters  einen 
Vortrag  zu  übernehmen.  Von  den  Anfängern  würd  dabei  ledig- 
lich ein  einfaches  Referat  vorausgesetzt,  dagegen  von  Vorgeschrit- 
tenen eine  selbständige  Behandlung  eines  wissenschaftlichen 
Themas  verlangt.  Es  ist  ein  stetes  Bestreben  des  Leiters  des  Semi- 
nares  gewesen,  diese  wissenschaftlichen  Arbeiten  der  älteren  Alit- 
glieder  so  weit  zu  fördern,  daß  sie  allmählich  zu  druckreifen 
Artikeln  oder  zu  Promotionsschriften  verarbeitet  werden  konnten. 

Die  für  die  Auswahl  der  Themata  maßgebenden  Gesichts- 
punkte hat  Conrad  in  seinem  Vorwort  zu  dem  ersten  Heft  der 
,.Sammlung  nationalökonomischer  und  statistischer  Abhandlungen 
des  Seminars  zu  Halle  a.  d.  S.“,  S.  V ff.  zusammengefaßt.  Da 


i)  Vergl.  hierzu  und  zu  dem  folgenden  die  als  Anhang  abgedruckten 
Statuten  des  Seminars. 
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gerade  diese  Aeußerungen  den  Unterschied  des  Hallenser  Semi- 
nars von  anderen  gleichgearteten  Bestrebungen  klar  zur  Erschei- 
nung bringen,  so  geben  wir  sie  im  folgenden  ausführlich  wieder: 

„Der  Erfolg  (der  Anleitung  zu  größeren  Arbeiten)  hängt  vor- 
züglich davon  ab,  ob  es  dem  Doze^nten  gelingt,  ein  der  Indivi- 
dualität des  Studenten  entsprechendes  Thema  aufzustellen, 
welches  in  demselben  das  Interesse;  und  den  Fleiß  nachhaltig  an- 
zuregen vermag  und  ihm  zugleich  Gelegenheit  giebt,  sich  die  rich- 
tige Methode  anzueignen.  Hierin  liegt  die  hauptsächlichste 
Schwierigkeit  für  den  Leiter  eines  Seminars,  und  sie  wird  um  so 
größer,  je  mannigfaltiger  die  Zusammensetzung  des  Seminars  ist, 
nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Begabung,  sondern  auch  in  Hinsicht 
auf  den  Studiengang  und  die  Interessen.  Solche  Verschiedenheit 
liegt  aber  in  einem  staatswissenschaftlichen  Seminar  stets  in 
außerordentlichster  Weise  vor.  In  dem  hiesigen  Seminare  befinden 
sich  z.  B.  Landwirte,  .welche  zum  Teil  Lehrer  oder  akademische 
Dozenten  zu  werden,  zum  Teil  in  die  praktische  Thätigkeit  zu- 
rückzukehren beabsichtigen,  Juristen,  Statistiker  und  National- 
ökonomen, welche  die  akademische;  Carriere  Anschlägen  oder  bei 
der  Presse  thätig  sein  wollen. 

Während  es  sonst  nahe  liegt,  die  Themata  dem  Gebiete  zu 
entnehmen,  auf  dem  der  Dozent  selbst  arbeitet,  auf  dem  er  daher 
am  vollständigsten  die  Litteratur  beherrscht  und  am  leichtesten 
und  genauesten  jeden  Fehler,  jede  Lücke  zu  kontrollieren  vermag; 
oder  nur  Gegenstände  zur  Bearbeitung  zu  geben,  wobei  eine  be- 
stimmte Forschungsmethode  zur  Anwendung  kommt,  z.  B.  auf 
Grund  archivalischen  oder  rein  statistischen  Materials,  bleibt  unter 
den  vorliegenden  Verhältnissen  nichts  anderes  übrig,  als  sich  in 
jedem  einzelnen  Falle  nach  der  Begabung  und  den  Interessen 
des  Studierenden  zu  richten,  und  dagegen  die  eigenen  Wünsche, 
ja  auch  das  Interesse  der  Wissenschaft  mehr  in  den  Hintergrund 
treten  zu  lassen. 

Es  wird  dadurch  auch  die  Wirksamkeit  des  Leiters  bedeutend 
erschwert,  der  genötigt  ist,  sich  auf  den  verschiedensten  Gebieten 
genau  zu  orientieren,  um  Gegenstände  zu  finden,  die  sich  zu  kurz 
abgerundeten  Abhandlungen  eignen  und  neue  Resultate  von  all- 
gemeinem Interesse  versprechen;  dann  um  in  der  Lage  zu  sein, 
die  zweckmäßigste  Behandlung  anzugeben  und  die  Durchführung 
kontrollieren  zu  können.  Der  Student  wird  aber  bei  dieser  Art 
gewöhnlich  gewinnen;  er  bleibt  bei  seiner  Thätigkeit  selbständiger 
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und  lernt  mehr  dabei,  wenn  er  die  Arbeit  gewissermaßen  mit 
dem  Dozenten  zusammen  durchführt,  wie  es  ja  auch  in  chemischen 
und  physiologischen  Laboratorien  häufig  geschieht. 

Hierbei  ist  natürlich  die  Schwierigkeit  zu  überwinden,  daß  die 
Referate  aus  solchen  größeren  Arbeiten  sich  leicht  zu  sehr  in 
Einzelheiten  verlieren  und  statt  eines  für  Seminarzwecke  geeig- 
neten Vortrags  nur  die  Reproduktion  von  Specialstudien  bieten. 
Demgegenüber  muß  immer  wieder  darauf  hingewiesen  werden, 
daß  nur  zusammenfassende,  die  Ergebnisse  solcher  Detailstudien 
wedergebende  Referate,  nicht  aber  die  Einzeluntersuchungen 
selbst  dem  Zweck,  einen  fruchtbaren  Meinungsaustausch  zwischen 
dem  Leiter  und  den  Mtgliedern  einzuleiten,  zu  dienen  vermögen. 
Bei  der  in  den  letzten  Jahren  immer  wachsenden  Zahl  der  Mit- 
glieder lag  die  en\'ähnte  Gefahr  besonders  nahe,  weil  damit  zu- 
gleich die  Zahl  der  im  Seminar  angefertigten  größeren  Arbeiten 
zunahm.  Daher  ist  der  Vortrag  von  einzelnen  Teilen  solcher  Ar- 
beiten aus  den  ordentlichen  in  die  schon  in  den  Statuten  vor- 
gesehenen außerordentlichen  SiUungen  verlegt  worden,  deren 
Zahl  stark  vermehrt  wurde.  Die  Aufgabe  des  Lehrers  besteht  in 
diesem  Meinungsaustausche  vor  allem  darin,  die  Mitglieder  selbst 
fortdauernd  zum  Sprechen  zu  bringen  und  zu  gegenseitiger  Kritik 
anzuregen.  Dies  geschieht  mehr  durch  hineingeworfene  Fragen, 
als  durch  belehrende  Auseinandersetzungen , die  vielmehr  nur 
gegen  Ende  der  Sitzung  die  Erörterung  des  Themas  zu  einem 

gewissen  Abschluß  bringen  sollen. 

Ueber  den  Verlauf  der  Sitzungen  wird  ausführlich  Protokoll 

geführt.  Dieser  Umstand  gewinnt  einen  besonderen  Wert  da- 
durch, daß  auf  diese  Weise  das  in  den  Verhandlungen  gewonnene 
Resultat  bei  der  Verlesung  des  Protokolls  in  der  folgenden  Sitzung 
noch  einmal  in  Erinnerung  gebracht  wird.  Aus  dem  Protokoll 
selbst  und  aus  den  gegen  dasselbe  erhobenen  Einivendungen  ge- 
winnt der  Lehrer  am  besten  einen  Einblick  darin,  wieweit  die 
notwendig  gewordene  Modifizierung  und  Ergänzung  der  Behaup- 
tungen des  Vortragenden  oder  der  Opponenten  richtig  aufgefaßt 
sind.  Außerdem  wird  jedem  Mitglied  bei  der  Verlesung  Gelegen- 
heit geboten,  nachträglich  noch  Einwendungen  zu  machen,  Auf- 
klärung zu  erbitten  u.  s.  w.,  wozu  jedesmal  ausdrücklich  aufge- 
fordert wird. 

Eine  nicht  unwesentliche  Ergänzung  finden  nicht  nur  die 
Seminarsitzungen,  sondern  der  ganze  theoretische  Unterricht  durch 
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die  Exkursionen,  die  in  die  verschiedensten  Arten  von  Ge- 
werbebetrieben, öffentlichen  Anstalten  und  sonstig’e  interessante 
Etablissements  in  Halle  und  in  dessen  näherer  und  weiterer  Um- 
gebung veranstaltet  werden.  Auf  diesem  Wege  wird  den  Stu- 
dierenden eine  auf  eigene  Anschauung  aufgebaute  Einsicht  in  die 
technische  Organisation  der  verschiedensten  W^irtschaftsbetriebe 
vermittelt,  die  durch  die  im  Anschluß  an  ein  über  den  Verlauf 
der  Exkursion  geführtes  Protokoll  erfolgende  Besprechung  in  der 
nächsten  Seminarsitzung  nach  allen  Seiten  hin  fruchtbar  gemacht 
werden  kann.  Durch  das  Entgegenkommen  weiter  Kreise  der 
Unternehmer  und  Leiter  solcher  Etablissements  ist  es  bisher  oft 
möglich  gewesen,  auf  diesen  Exkursionen  den  Studenten  Betriebe 
zu  zeigen,  in  die  hineinzukommen  sie  sonst  kaum  Gelegenheit 
haben,  während  ihnen  hier  zugleich  fachmännische  Führung  und 
nachfolgende  Beurteilung  des  Gesehenen  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  geboten  wird.  Natürlich  ist  es  nicht  die  Absicht, 
bei  diesen  Exkursionen  eine  umfassende  technische  Bildung  zu 
vermitteln.  Dem  Entwickelungsgange  des  akademischen  Betriebes 
der  Staatswissenschaften  v’^erdanken  wir  die  Ausscheidung  der 
technologischen  Vorlesungen  aus  unserem  Studienplan  und  wollen 
an  diesem  Ergebnis  auch  nichts  geändert  wissen.  Aber  die 
Kenntnis  gewisser  technischer  Betriebsarten  ist  für  die  Erweite- 
rung der  wirtschaftlichen  Erkenntnis  v’^on  so  großer  Bedeutung, 
daß  eine  Darbietung  der  Gelegenheit  zur  Erwerbung  derselben 
nur  mit  Genugtuung  begrüßt  werden  kann. 

Ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  die  Erreichung  der  Ziele  des 
Seminares  ist  die  Bibliothek,  welche  bis  1879  in  der  Wohnung 
des  Prof.  Conrad,  dann  kurze  Zeit  in  einem  anderen  Privathause, 
schließlich  in  geeigneten  Räumen  der  von  der  Universität  für 
alle  Seminarien  zur  Verfügung  gestellten  Gebäude  Aufstellung 
gefunden  hat^).  Für  die  Benutzung  derselben  ist  eine  besondere 
Ordnung  festgestellt.  Zweck  der  Bibliothek  ist  es,  neben  der 
Universitätsbibliothek  die  litterarischen  Hilfsmittel  für  das  allge- 
meine Studium  und  besonders  für  die  Anfertigung  der  Seminar- 
arbeiten zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Bücher  werden  — mit 
Ausnahme  der  Handbücher,  Zeitschriften  und  statistischen  Quellen- 


I)  Dieselben  sind  jetzt  durch  die  Jubiläumsgabe  des  Prof.  Conrad  mit 

den  Büsten  von  Br.  Hildebrand  und  Hanssen  und  einem  Reliefmedaillon 
von  Roscher  geschmückt. 
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werke  — auch  an  die  Seminarmitglieder  ausgeliehen.  Dadurch, 
daß  in  den  Räumen,  wo  die  Bücher  aufgestellt  sind,  zugleich  Ge- 
legenheit zum  Arbeiten  gegeben  ist  und  an  3 bestimmten  Wochen- 
tagen eine  Heizung  und  Beleuchtung  der  Räume  stattfindet,  ist 
der  Anfang  zur  Umwandlung  der  Benutzungsart  gegeben.  Denn 
wenn  auch  mit  ausdrücklicher  ministerieller  Genehmigung  das 
jetzige  gemischte  System  seit  Jahren  in  Geltung  ist,  so  ist  meines 
Erachtens  doch  wohl  als  Ziel  zu  erstreben,  daß  die  Bücher  nur 
noch  an  Ort  und  Stelle  benutzt  werden  dürfen.  Voraussetzung 
für  die  Durchführung  dieser  Maßregel  — die  übrigens  für  eine 
Reihe  anderer  Seminarien  in  Halle  ebenso  wie  für  staats- 
wissenschaftliche Seminarien  an  anderen  Universitäten  bereits 
in  Kraft  getreten  ist  — würde  allerdings  sein,  daß  die  Räume 
der  Bibliothek  stets  geöffnet  und  in  benutzbarem  Zustande,  also 
beleuchtet  und  geheizt  erhalten  würden.  Der  Vorteil  wäre  der, 
daß  jeder  Benutzer  stets  alle  in  der  Bibliothek  vorhandenen 
Bücher  gerade  in  dem  Augenblick  zur  Verfügung  haben  würde, 
wo  er  sie  benötigt.  Zugleich  würde  der  mit  dem  Ausleihen 
stets  verbundene  Schaden  durch  Verlust  und  stärkere  Abnutzung 
der  Bücher  und  Einbände  sehr  eingeschränkt  werden.  Während 
die  Räumlichkeiten  der  Seminarbibliothek  zur  Abhaltvmg  der 
statistischen  Uebungen  benutzt  werden,  haben  die  Seminarsitzungen 
stets  in  einem  Auditorium  des  Universitätsgebäudes  stattgefunden. 

Eine  nicht  zu  unterschätzende  Erweiterung  des  Seminar- 
betriebes ist  auch  der  an  die  gemeinsame  Arbeit  anknüpfende 
persönliche  Verkehr  der  Studierenden  miteinander,  der  zu  einem 
fruchtbaren  Austausch  der  verschiedenen  Persönlichkeiten  und 
dadurch  auch  der  Lebenskreise,  denen  diese  angehören,  führen 
kann.  Diesem  Umstande  verdanken  die  zur  Zeit  an  der  Univer- 
sität bestehenden  Vereine,  w^elche  das  Studium  der  Staatswissen- 
schaften sich  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  ihre  Entstehung,  der 
„Volkswirtschaftliche  Verein“,  gegründet  1885  und  der 
„Staatswissenschaftliche  Verein“,  gegründet  1893.  In 
beiden  wird  durch  die  Pflege  wissenschaftlicher  Arbeit  auf  freierer 
Grundlage  das  weitergeführt,  was  in  der  offiziellen  Organisation 
des  Seminars  begonnen  wird. 

Die  Erfolge,  welche  die  in  dem  Seminar  vom  Leiter  und 
von  den  Mitgliedern  geleistete  Arbeit  in  so  reichem  Maße  gehabt 
hat,  lassen  sich  nur  an  einzelnen  konkreten  Symptomen  aufweisen, 
ohne  doch  je  ganz  erschöpfend  dargestellt  werden  zu  können. 
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Die  Anregung,  die  für  beide  Teile  von  dieser  gemeinsamen  Arbeit 
ausgegangen  ist.  hat  ihren  Ausdruck  in  mancherlei  öffentlichen 
Dankesbezeugungen  gefunden,  deren  schönste  und  bedeutsamste 
wohl  die  unter  starker  Beteiligung  der  früheren  und  zeitigen  Mit- 
glieder abgehaltene  gemeinsame  Festfeier  des  25-jährigen  Be- 
stehens des  Seminars  am  20.  November  1897  gewesen  ist,  welche 
sich  zugleich  zu  einer  schönen  Ehrung  des  Leiters  des  Seminars 

seitens  seiner  Schüler  gestaltete. 

Nach  zwei  Seiten  hin  lassen  sich  aber  diese  Erfolge  auch 

statistisch  erfassen.  Einmal  kann  die  Zahl  der  Teilnehmer  aus 
den  ersten  50  Semestern  seines  Bestehens  das  wachsende  Interesse 
an  dem  Seminar  verdeutlichen,  zweitens  zeigt  das  Verzeichnis  der 
an«  Hom  Sp.minar  hervoreeerangfenen  Publikationen  besser  als  alles 


andere  die  Mannigfaltigkeit  der  geleisteten  Arbeit. 

Zunächst  ist  daher  im  folgenden  der  Versuch  gemacht,  eine 
Tabelle  über  den  Bösuch  des  Seminars  zusammenzustellen.  Doch 
kann  das  aus  dieser  gewonnene  Bild  immer  nur  ein  annähernd 
genaues  sein,  weil  die  Unvollständigkeit  der  vorliegenden  hand- 
schriftlichen Materialien  für  alle  Semester  nur  bezüglich  der  ersten 
Rubrik  ein  wirklich  genaues  Ergebnis  ermöglichte.  Doch  sind 
die  Ungenauigkeiten  in  den  Zahlen  der  übrigen  Rubriken  nur 
gering  und  geben  jedenfalls,  im  allgemeinen  betrachtet,  ein  richtiges 
Bild  von  der  allmählichen  Entwickelung  des  Seminars.  Leider 
sind  für  die  ersten  Semester  die  Angaben  nicht  mehr  beizu- 
bringen, weil  die  Akten  für  dieselben  verloren  gegangen  sind 
und  sich  nur  unvollständig  ergänzen  ließen.  Bezüglich  der  ein- 
zelnen Rubriken  ist  außerdem  zu  bemerken;  Die  Teilung  in 
ordentliche  und  außerordentliche  Mitglieder  ließ  sich  nur  selten 
aus  den  Protokollbüchern  feststellen.  Diejenigen  Teilnehmer,  deren 
persönliche  Verhältnisse  nicht  mehr  festgestellt  werden  konnten 
sind  der  Nationalität  nach  stets  den  Inländern  zugezählt.  Unter 
denjenigen  Mitgliedern,  welche  als  stud.  phil.  bezeichnet  sind,  be- 
finden sich  zweifellos  eine  ganze  Reihe  solcher,  welche  lediglich 
Cameralia  studiert  haben.  Denn  in  den  offiziellen  Verzeichnissen 
der  Studierenden,  aus  denen  diese  Angaben  entnommen  worden 
sind,  werden  immer  nur  ganz  wenige  augenscheinlich  au 
direkten  persönlichen  Wunsch  — als  stud.  cam.  aufgeführt.  In 
der  gleichen  Rubrik  sind  auch  die  stud.  rer.  nat.  mit  einge- 

rechnet. 
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Anzahl 
der  Mit- 
glieder 


Staatsan- 
gehörig- 
I keit 


Studierende  der 


Bemerkungen 


I Referendar,  2 Studium  ? 
I Assessor,  I Referendar. 

I Kreisrichter,  i Stud.? 


1 Referendar,  i Stud.  ? 

2 Referendare,  I Stud-  ? 

2 Referendare. 

2 Dr.  phil.,  I Referendar. 

1 Dr.  phil.,  I Stud.  ? 

2 Dr.  phil.,  I Reg.-Bauführer. 

4 Dr.  phil.,  I Reg.-Bauführer. 

1 Reg.-Bauführer. 

3 Dr.  phil.,  I Reg.-Bauführer.  ^ j 

2 Dr.  phil..  I Relerend.,  i Agent,  2 Stud.? 
6 Dr.  phil.,  i Agent. 

3 Dr.  phil.,  I Agent,  2 Stud.? 

1 Agent. 

3 Dr.  phil.,  I Beamter,  i Stud.? 

2 Dr.  phil.,  2 Beamte. 

I Referendar. 

I Referendar. 

I Referendar,  l Stud.? 

I Dr.  phil.  j 1 

1 Dr.  jur.,  I Major  a.  D.,  2 Stud.? 

2 Dr.  jur.,  I Major  a.  D. 

1 Dr.  phil-,  2 Dr.  jur.,  3 Referend.,  i Maj.  a.  D-, 

I Forstassesor. 

2 Referendare,  i Major  a.  D. 

I Major  a.  D.,  I Eisenbahnassistent. 

3 Eisenbahnassistenten,  I Stud.? 


1 
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Wenn  ferner  im  folgenden  versucht  ist,  ein  annähernd  voll- 
ständiges Verzeichnis  aller  deijenigen  wissenschaftlichen  Arbeiten 
aufzustellen,  welche  von  Mitgliedern  des  Seminars  — wohl  zu- 
meist zugleich  zu  Promotionszwecken  — angefertigt  und  im  Druck 
veröffentlicht  sind,  so  kommen  dabei  zunächst  diejenigen  Schriften 
in  Betracht,  welche  in  der  „Sammlung  nationalökono- 
mischer und  statistischer  Abhandlungen  des  staats- 
wissenschaftlichen Seminars  zu  Halle  a./S.,  heraus- 
gegeben vonj.  Conrad“,  im  Verlage  von  Gustav  Fischer  in 
Jena  erschienen  sind.  Es  sind  dies  die  folgenden: 

Baokhaiis,  Dr,  Alex.,  Entwickelung  der  Landwirtschaft  auf  den 
Gräflich  Stolberg-Wernigerodischen  Domänen.  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Landwirtschaft  auf  Grund  archivalischen  Materials.  (V.  6.) 
1888. 

Beitrag  zur  Untersuchung  des  Einflusses  von  Lebensstellung 
und  Beruf  auf  die  Mortalitäts Verhältnisse  auf  Grund  des 
statistischen  Materials  zu  Halle  a./S.  von  1855 — 74.  (I.  2.)  1877*). 
Boearf,  Emest  Ludlow,  Die  Finanzverhältnisse  der  Einzelstaaten 
der  Nordamerikanischen  Union.  (XIV.)  1897. 
van  der  Borght^  I)r.,  Statistische  Studien  über  die  Bewährung  der  Aktien- 
gesellschaften. (III.  I.)  1883. 

Borst,  Dr.  A.,  Die  Grund-  und  Einkommensteuer  des  Großherzogtums 
Sachsen-Weimar.  (II.  3.)  1879. 

ronrad,  Prof.  Dr.  Joh.,  Das  Universitätsstudium  in  Deutschland 
während  der  letzten  50  Jahre.  Statistische  Untersuchungen  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  Preußens.  (III.  2.)  1884.  Mit  3 lithographischen 
Kurventafeln  und  4 Tabellen*). 

Tonrad,  M.,  Die  Entwickelung  der  Häuserpreise  in  Freiburg  i.  Br. 

während  der  letzten  100  Jahre.  (I.  6.)  1881. 

Diehl,  Dr.  Karl,  P.  J.  Pr  oudhon.  Seine  Lehre  und  sein  Leben.  3 Ab- 
teilungen. (V.  2;  VI.  3 und  4.) 

1)  Die  Eigentums-  und  Wertlehre.  (V.  2.)  1888. 

2)  Das  System  der  ökonomischen  Widersprüche,  die  Lehre 
von  Geld,  Kredit,  Kapital,  Zins,  Recht  auf  Arbeit  und  die  übrigen 
Theorien,  sowie  die  praktischen  Vorschläge  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage.  (VI.  3.)  1890. 

3)  Sein  Leben  und  seine  Sozialphilosophie.  (VI.  4,)  1896. 
Dodd,  Dr.  Arthui*,  Vergleichende  Untersuchungen  über  die  Wir- 
kung der  Schutzbestimmungen  für  die  jugendlichen  und 
weiblichen  Fabrikarbeiter  und  die  Verhältnisse  im  Konfektions- 
betriebe in  Deutschland.  1898. 

Falkner,  Dr.  phil.  Roland  P.,  Die  Arbeit  in  den  Gefängnissen.  (V.  i.) 
1888. 


i)  Diese  Schriften  sind  aus  der  gemeinsamen  Arbeit  des  Direktors  und 
der  Mitglieder  in  den  statistischen  Uebungen  hervorgegangen. 
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Fetter,  Dr.  Frank,  Versuch  einer  Bevölkerungslehre,  ausgehend  von 
einer  Kritik  des  MALTHUS’schen  Bevölkerungsprinzipes.  (VII.  4.)  1894. 
Freymark,  Dr.  Hermann,  Die  Reform  der  preußischen  Handels- 
und Zollpolitik  von  1800 — 1821  und  ihre  Bedeutung.  1898. 
de  Garmo,  Charles,  Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  Über  die  Bei- 
tragspflicht zur  Unterhaltung  der  Elementarschulen.  Histo- 
rische und  sozialpolitische  Studie  der  Unterrichtsverhältnisse  in  Deutsch- 
land, England  und  Amerika.  (IV.  4.)  1886. 


Gerstenberg,  Dr.  A. , Die  neuere  Entwickelung  des  deutschen 
p Buchdruck- Gewerbes  in  statistischer  und  sozialer  Beziehung.  (VII.  2.) 

; 1892. 

Goertz-lVrisberg,  Dr.  Werner,  Graf,  Die  Entwickelung  der  Landwirt- 
Schaft  auf  den  Goertz-Wrisberg’schen  Gütern  in  der  Provinz  Hannover. 
^ Auf  Grund  archivalischen  Materials.  (II.  4.)  1880, 

p Gray,  Dr,  John  Henry,  Die  Stellung  der  privaten  Beleuchtungs- 

I gesellschaften  zu  Stadt  und  Staat.  Die  Erfahrungen  in  Wien, 

^ Paris  und  Massachusetts.  Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  des  wirtschaft- 

k liehen,  politischen  und  administrativen  Gemeindelebens.  (VIII.  4.)  1893. 

I Hampke,  Dr.  Karl,  Das  Ausgabebudget  der  Privatwirtschaften. 

^ (IV.  6.)  1888. 

I Hampke,  Dr.  Thilo,  Der  Befähigungsnachweis  im  Handwerk. 

I (Vin.  I.)  1892. 

I Hauser,  Dr.  Eman.,  Die  Entwickelung  der  Viehzucht  in  Preußen 

I von  1876—83  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  beiden  einheitlichen 

I Zählungen  1873  und  1883  für  das  ganze  Deutsche  Reich.  (IV.  5.)  1887. 

I Heisig,  Dr.  Joseph,  Historische  Entwickelung  der  landwirt- 

I schaftlichen  Verhältnisse  auf  den  Reichsgräflich-Freistandes- 

I herrlichen  Schaffgotschischen  Güterkomplexen  in  Preußisch-Schlesien. 

i (III.  3.)  1888. 

Hull,  Dr.  Charl.  Henry,  Die  deutsche  Reichspaketpost  (VIIL  3.) 
1892. 

Humbert,  Dr.  Gustav,  Agrarstatistische  Untersuchungen  über  den 
Einfluß  des  Zuckerrübenbaues  auf  die  Land-  und  Volks- 
wirtschaft unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Provinz  Sachsen. 
(I.  I.)  1877. 

James,  Dr.  E.  J.,  Studien  über  den  amerikanischen  Zolltarif, 
seine  Entwickelung  und  seinen  Einfluß  auf  die  Volkswirtschaft  (1. 3.)  1877. 
Jenks,  Dr.  J.  W.,  Henry  C.  Carey  als  Nationalökonom.  (IV.  i.)  1885. 

Kähler,  Wilhelm,  Dr.  jur.  et  phil.,  Referendar  in  Halle,  Gesindewesen 
und  Gesinderecht  in  Deutschland.  (XI.)  1896, 

Klinckmiiller , Dr.  Hugo,  Die  amtliche  Statistik  Preußens  im 
vorigen  Jahrhundert  (II.  6.)  1880. 

Koenig,  Dr.  F.  Ph.,  Die  Lage  der  englischen  Landwirtschaft  unter 
dem  Drucke  der  internationalen  Konkurrenz  der  Gegenwart 
und  Mittel  und  Wege  zur  Besserung  derselben.  (IX.  2.)  1896. 

Kremp,  Dr.  J.  H.,  Ueber  den  Einfluß  des  Ernteausfalles  auf  die 
Getreidepreise  während  der  Jahre  1846—1875  in  den  hauptsächlichsten 
Ländern  Europas.  Mit  2 graphischen  Darstellungen.  (II.  2.)  1879. 
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Mc  Cun.  Lindsay,  »r.  Samuel,  Die  Preisbewegung  der  Edelmetalle 
seit  1850  verglichen  mit  der  der  anderen  Metalle  unter  ^es^derer  «e- 

rücksichtigung  der  Produktions- und  Konsumtionsverhaltmsse.  (Vl  *3  ) ^3* 

Meister,  Br.  Kurt,  Die  älteren 

Wernigerode  von  ihrer  Entstehung  bis  zur  Gegenwart.  Ein  Beitrag 

zur  Geschichte  des  Gewerbewesens.  (VI.  2.)  1890. 

MueUer,  Br.  Traug.,  General  - Sekretär , Untersuchungen  über  den 
gegenwärtigen  Stand  der  Agrarstatistik  und  deren  Ent- 
wickelung seit  dem  Jahre  1868,  unter  besonderer  Bertcksichtigung 
der  landwirtschaftlichen  Produktionsstatistik.  (V.  4.)  i 
Me  Murrj,  Br.  C.  A.,  Die  Organisation  des  höheren  Schulwesens 
in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  und  m England  und  der  Stellung 

des  Staates  zu  demselben.  (V.  3.)  1888.  ^ . 

Paasehe,  Br.  Hermann,  Studien  über  die  Natur  der  Geldentwertung 
und  ihre  praktische  Bedeutung  in  den  letzten  Jahrzehnten,  auf  G^nd 
statistischen  Detailmaterials,  entnommen  der  Stadt  Halle  a./S.  1.  lei  . 

Pat/en,^i)r.^?hU.  Simon  Nelson,  Das  Finanzwesen  der  Staaten  und 
Städte  der  nordamerikanischen  Union.  (II.  i.)  1878. 

Prange,  Br.  Otto,  Die  Theorie  des  Versicherungswertes  in  der 
Feuerversicherung.  I.  Teü.  Die  Theorie  in  historischer  Entwickelung. 

(IX.  I.)  1895.  . 

Rasch,  Br.  WUh.,  Zur  Frage  des  Versicherungswertes  in  der 

Feuerversicherung.  (VIII.  2.)  1892. 

T.  Rostworowskl,  Br.  A.  J.  F.  C.,  Graf,  Die  Entwickelung  der  bäuer- 
lichen Verhältnisse  im  Königreich  Polen  im  19.  Jahrhundert 

(Xn.)  1896.  . T,  • f 

Rowe,  Leo  S.,  Wharton  School  Fellow  in  Political  Science  Univer^ty  ot 

Pennsylvania,  Die  Gemeindefinanzen  von  Berlin  und  Paris. 

Saxl'lS.  ^EmS  Die  Hausindustrie  in  Thüringen.  Wirtschafts- 
geschichtliche Studien.  3 Teile.  (II.  7—9-)  1884—88. 

1)  Das  Meininger  Oberland.  2.  vermehrte  Auflage.  1885. 

2)  Ruhla  und  das  Eisenacher  Oberland.  1884. 

3)  Die  Korbflechterei  in  Oberfranken  und  Coburg,  Haus- 
industrie in  Neustadt  a./R.  und  Bürgel.  1888. 

Schöne,  Br.  Moritz,  Die  moderne  Entwickelung  des  Schuhmacher- 
gewerbes in  historischer,  statistischer  und  technischer  Hinsicht  Em 
Beitrag  zur  Kenntnis  unseres  Gewerbewesens.  (V.  5.)  1888. 

Steinbruck,  Br.  Pari,  Die  Entwickelung  der  Preise  des  städtischen 
und  ländlichen  Immobiliarbesitzes  zu  Halle  (Saale)  und 
im  Saalkreise.  (X.)  1897. 

Suohsland,  l)r.  Heinrich,  Die  Hagelversicherungsfrage  in  Deutsch- 
land,  betrachtet  vom  theoretischen,  historischen  und  kntischen  Stand- 
punkte. Ein  Beitrag  zur  Kritik  und  Reform  des  deutschen  Hagelver- 
sichenmgswesens.  (VII.  i.)  1890. 

Welnschenck,  I)r.  Fedor,  Das  Volks  vermögen  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung  der  Stellung  des  Grund  und  Bodens  dann. 

(XIU.)  1896. 
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Wernieke,  Dr.  Joh.,  Das  Verhältnis  zwischen  Geborenen  und  Ge- 
storbenen in  historischer  Entwickelung  und  für  die  Gegenwart  in  Stadt 
und  Land.  (VI.  i.)  1889. 

HIarda,  Dr,  Diddo,  Die  geschichtliche  Entwickelung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  Ostfrieslands.  (II.  5.)  1880. 

>V]rmiiighaiLS,  Dr.  Alex.,  Zwei  spanische  Merkantilisten  (Geronimo 
DE  UzTARiz  und  Bernardo  de  Ulloa).  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Nationalökonomie.  (IV.  2.)  1886. 

>Virminghaos,  I)r.  Alex.,  Das  Unternehmen,  der  Unternehmer- 
gewinn und  die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmer- 
gewinn. (IV.  3.)  i886. 

>Vui*st,  Dr,  Adolf,  A.  Thiers’  volkswirtschaftliche  Anschauungen. 
(I‘  5*)  1893- 

Außerdem  ließen  sich  noch  folgende  Veröflfentlichungen  fest- 
stellen, die  zum  Teil  im  Seminar  selbst  zum  Abschluß  gelangt, 

teils  aus  Seminararbeiten  durch  Erweiterung  hervorgegangen  und 
selbständig  oder  in  Zeitschriften  erschienen  sind; 

Adams,  Dr.  J.  G.,  Die  Gebäude-  und  Mietssteuer  in  Oesterreich, 
nebst  einem  Vergleich  mit  der  preußischen,  italienischen  und  franzö- 
sischen Besteuerung.  Halle  1892. 

Aldrich,  Dr,  M.  A.,  Die  Arbeiterbewegung  in  Australien  und 
Neuseeland.  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  III.  F.  Bd.  15.) 

Bein,  Dr.  L.,  Die  Industrie  des  sächsischen  Voigtlandes.  2 Bde. 
Leipzig  1884. 

Braun,  Dr,  Heinrich,  Fr.  A.  Lange  als  Sozialökonom  nach  seinem 
Leben  imd  seinen  Schriften.  I.  Abschnitt  Halle  1881. 

Brown,  Dr.  E,  E.,  Die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  in  Bezug 
auf  den  Religionsunterricht  in  der  Schule  in  Preußen,  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Halle  1890. 

V.  Gäbe,  Dr.  M.,  Die  geschichtliche  Entwickelung  der  Fürst- 
lich-Stolberg’schen  Forsten  zu  Wernigerode.  Berlin  (Parey)  1893. 

Dieekmanii,  Dr.  R.,  Die  Zuckerprämien  in  den  wichtigsten  europäischen 
Produktions-  und  Konsumtionsländem  und  die  internationalen  Be- 
strebungen zu  ihrer  Beseitigung.  Halle  1889. 

Domela-Nieuwenhuis,  Dr.  A.  J.,  Das  Sparen,  ein  ökonomischer  und 
sozialer  Grundsatz.  Halle  1889. 

Elliot,  Dr.  fl.  L.,  Die  neuen  Bestrebungen  im  Gefängniswesen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Halle  1895. 

V.  Erdberg,  Dr,  R.,  J.  J.  Becher,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  National- 
ökonomik. Jena  1896. 

Hardie,  Dr.  >V.,  Die  Fortbildungsschule.  Halle  1897. 

Harrower,  Dr.  G,  H,,  Alex-ANDer  Hamilton  als  Nationalökonom.  Jena 
1887. 

Heye,  Dr.  K.,  Die  historische  Entwickelung  der  Landwirt- 
schaft auf  Rittergut  Trebsen  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts. 
Halle  1896. 
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Hill,  Dr.  J.  A.,  Das  „Interstate-Commerce“-Gesetz  in  den  Vereinigten 
Staaten,  {jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat,  III.  F.  Bd.  4.) 

Hirsch,  Dr.  A.,  Ungarns  Grundbesitzverhältnisse.  Agrarstatistische 
Untersuchungen.  Halle  1893. 

K:ito,  Dr.  Haruhico,  Die  Wohnungs-  und  Luxussteuern  als  Ge- 
meindeabgaben mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  preußischen  Gemeinden. 
Halle  1895. 

Kozack,  Dr.  Theopliil,  Rodbertus-Jagetzow’s  sozialökonomische  Ansichten. 
Jena  1882. 

Kröckel,  Das  preußisch-deutsche  Zolltarifsystem  in  seiner  histo- 
rischen Entwickelung  seit  i8i8.  Jena  i88i.  (Suppl.  VII  der  Jahrb.  für 
Nat.  u.  Stat.) 

Leliiimiiu,  Dr.  H.,  Die  Wollpha  ntasi  ewaren- Industrie  im  nord- 
östlichen Thüringen.  Ein  Beitrag  zur  Schilderung  der  Hausindustrie 
Thüringens.  Halle  1888. 

Liepiiiaiiu,  Dr.  jur.  et  phil.  M.,  Referendar,  Die  Staatstheorie  des 
contrat  social.  Halle  1896. 

Mains,  Dr.  W.  C.,  Die  soziale  Thätigkeit  der  Heilsarmee  im 
„dunkelsten  England“.  Halle  1896. 

Meyer,  Dr.  W.,  Referendar,  Guts-  und  Leibeigentum  in  Lippe  seit 
Ausgang  des  Mittelalters.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Grundent- 
lastung und  Bauernbefreiung.  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat-,  III.  F.  Bd.  12.) 

V.  .Meyeringk,  Dr.  H.,  Major  a.  D.,  Praktische  Maßregeln  zur  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit.  Eine  kurze  Darstellung  der 
bisher  angewandten  Mittel  und  Reformvorschläge  für  Deutschland. 
Jena  1897. 

Michaelis,  Dr.  II.,  Kritische  Würdigung  der  Preise  des  Edictum 
Diocletiani  vom  nationalökonoinischen  Standpunkt  aus.  (Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Staatswissensch..  1897.) 

Parks,  Dr.  i'ouaiit  S.,  Das  Staatskassensystem  Frankreichs,  seine 
Entwickelung  seit  1789  und  seine  gegenwärtige  Form  und  Stellung. 
Halle  1888. 

Pommer,  Dr.  E.,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Landwirtschaft  im 
Regierungsbezirk  Merseburg.  Halle  1884. 

Rabe,  Dr.  Otto,  Die  v o lkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Pacht. 
Berlin  (Parey)  1890. 

Rohrs.  Dr.  F.,  Die  Bevölkerungsbewegung  und  die  sittlichen  Ver- 
hältnisse bei  industrieller  und  landwirtschaftlicher  Bevölkerung.  Halle 
1891. 

V.  Rosen,  Dr.  Hans,  Frhr,,  Die  sozialpolitischen  Ideen  Alexander 
Herzen’s.  Halle  1893. 

Saruziu,  Dr.  H.,  Die  Entwickelung  der  Preise  des  Grund  und 
Bodens  in  der  Provinz  Posen.  (Jahrbücher  für  Landwirtschaft,  1897.) 

Schneider,  Dr.  Fr.,  J.  G.  Fichte  als  Sozialpolitiker.  Halle  1894. 

Schnitze,  Dr.  AVilhelm,  Die  Produktions-  und  Preisentwickelung 
der  Rohprodukte  der  Textilindustrie  seit  1850.  Jena  1896. 

Schwetsehke,  Dr.  E.,  Zur  Gewerbegeschichte  der  Stadt  Halle 
von  1680—1880.  Bd.  I 1680 — 1806.  I.  Teil:  Salzwesen,  Brauwesen, 
Stärkebereitung.  Halle  1883. 


Ucke,  Dr.  A.,  Die  Agrarkrisis  in  Preußen  während  der  20er  Jahre 
dieses  Jahrhunderts.  Halle  1888. 

Veditz,  Dr.  C.  W.  A.,  Thünen’s  Wertlehre,  verglichen  mit  den  Wert- 
lehren einiger  neuerer  Autoren.  Halle  1896. 

Vopeliu.s,  Dr.  M.,  Die  Tafelglasindustrie  im  Saarthale.  Halle  1895. 
M’eiidorff,  Dr.  H.,  Zwei  Jahrhunderte  landwirtschaftlicher  Ent- 
wickelung auf  3 Gräflich  - Stolberg-Wemigeroder  Domänen.  Berlin 
(Parey)  1889. 

Milduer,  Dr,  P.,  Die  „Crofters“  und  „Cottars“  in  den  Hochlanden 
und  I nsel n Scho  ttlan  ds.  Halle  1897. 

Young,  Dr.  J.  T.,  Der  Staatsdienst  in  Deutschland,  der  Schweiz  und 
den  Vereinigten  Staaten  als  Bundesstaaten.  Halle  1895. 

Mag  man  nun  zu  dem  heutigen  Unterrichtsbetrieb  auf 
deutschen  Universitäten,  für  dessen  Entwickelung  die  vorstehenden 
Ausführungen  ein  Beispiel  darstellen  können,  eine  Stellung  ein- 
nehmen, welche  man  will,  mag  man  einer  ruhigen  Weiter- 
entwickelung in  den  bisherigen  Bahnen  oder  eine  grundstürzende 
Veränderung  befürworten,  — namentlich  die  zuletzt  mitgeteilten 
thatsächlichen  Erfolge  der  Wirksamkeit  des  Staatswissenschaftlichen 
Seminars  werden  jedem  Kenner  deutscher  Universitätsverhältnisse 
die  Ueberzeugung  verschaffen,  daß  hier  von  Lehrer  und  Schülern 
nicht  vergebens  gearbeitet  worden  ist,  daß  vielmehr  dieser  Ab- 
schnitt in  der  Entwickelung  des  staatswissenschaftlichen  Unter- 
richts an  der  Universität  Halle  einen  Fortschritt  darstellt,  der  für 
die  Wissenschaft  wie  für  die  Praxis  von  hoher  Bedeutung  ist. 


I 

(Anhang. 

Statuten  des  staatswissenschaftlichen  Seminars 

zu  Halle  a.  S. 

§ I.  Der  Zweck  des  Seminars  ist,  den  Studierenden  Gelegenheit 
zu  geben, 

i)  größere  Arbeiten  unter  der  Leitung  des  Direktors  anzu- 
fertigen, 

f 2)  sich  über  einzelne  Fragen  der  Wissenschaft  genauer  zu 

unterrichten,  als  es  in  den  Vorlesungen  möglich  ist 
^ 3)  sich  in  der  Diskussion  und  im  Vortrage  zu  üben. 
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§ 2.  Zu  diesem  Zweck  wird  wöchentlich  mindestens  eine  zwei- 
stündige Sitzung  gehalten,  welche  in  der  Regel  durch  einen 
Vortrag  (von  — i Stunde)  eines  Seminarmitgliedes  einge- 
leitet wird,  an  den  sich  eine  Diskussion  anschließt.  Ueber 
die  Verhandlungen  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  zum 
Beginn  jeder  folgenden  Sitzung  zur  Verlesung  gelangt 
Kann  in  den  ordentlichen  Sitzungen  der  vorliegende  Stoff 
nicht  bewältigt  werden,  so  werden  außerordentliche  Sitzungen 
angesetzt;  die  Beteiligung  an  diesen  ist  eine  freiwillige. 

§ 3.  Die  Mitglieder  sind  ordentliche  oder  außerordentliche.  Ueber 
ihre  Aufnahme  entscheidet  der  Direktor.  Als  ordentliches 
Mitglied  kann  im  allgemeinen  nur  aufgenommen  werden, 
wer  mindestens  die  beiden  Hauptvorlesungen  über  National- 
ökonomie gehört  oder  sich  sonst  ein  Jahr  lang  eingehender 
mit  dieser  Wissenschaft  beschäftigt  hat.  Die  ordentlichen 
Mitglieder  dürfen  in  den  Sitzungen  nicht  unentschuldigt 
fehlen.  Sie  sind  verpflichtet,  im  Semester  wenigstens  einen 
Vortrag  zu  halten  und  der  Reihe  nach  das  Protokoll  über 
die  Verhandlungen  zu  führen.  Sie  sind  berechtigt,  vor  allen 
anderen  die  Seminarbibliothek  zu  benutzen  und  an  den  Ex- 
kursionen teilzunehmen.  Die  außerordentlichen  Mit- 
glieder haben  dieselben  Rechte,  stehen  aber  darin  den 
ordentlichen  nach.  Sie  können  sich  namentlich  auch  an  den 
Diskussionen  beteiligen.  Sie  haben  gleichfalls  das  Protokoll 
zu  führen,  übernehmen  aber  keine  weiteren  Pflichten. 

§ 4.  Jedes  Mitglied  hat  im  Semester  3 M.  an  die  Bibliothekskasse 
zu  zahlen,  aus  welcher  Ersatz  für  beschädigte  oder  fortge- 
kommene Bücher  geleistet  wird  und  kleine  Ausgaben  im 
Interesse  der  Bibliothek  und  des  Seminars  bestritten  werden. 

§ 5.  Die  Benutzung  der  Bibliothek  ist  dreimal  wöchentlich  gestattet. 

§ 6.  Als  Ergänzung  zu  den  Sitzungen  finden  statistische 
Hebungen  in  den  Räumen  der  Seminarbibliothek  statt, 
an  denen  teilzunehmen  die  Mitglieder  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet  sind. 

§ 7.  Als  weitere  Ergänzungen  finden  Exkursionen  in  Fabriken, 
Bergwerke,  öffentliche  Anstalten  in  Halle  und  dessen  Um- 
gebung statt.  Es  wird  darüber  ein  Protokoll  geführt,  welches 
als  Unterlage  für  die  Besprechung  derselben  in  der  folgenden 
Seminarsitzung  dienen  soll. 


Die  soziale  Bedeutung 
der  deutschen  Arbeiterversieherung. 


Von 


Dr.  R.  van  der  Borght, 

Professor  der  Nationalökonomie  an  der  kgl.  techn.  Hochschule 

zu  Aachen. 
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Das  Deutsche  Reich  ist  ein  Reich  des  Friedens,  des  politischen 
sowohl  als  auch  des  sozialen.  Allen  anderen  Nationen  voran  hat 
es  zuerst  den  Mut  gehabt,  der  Hilflosigkeit  des  rechtlich  freien 
und  rechtlich  dem  Unternehmer  gleichgestellten,  aber  doch  that- 
sächlich  schwächeren  Arbeiters  in  den  Fällen  der  Krankheit,  der 
Verletzung,  der  Invalidität  und  des  Alters  mit  einer  umfassenden 
Zwangsversicherung  entgegen  zu  arbeiten.  Das  war  eine  kühne 
That;  nur  ein  Volk  konnte  sie  unternehmen,  das  an  die  eigene 
politische  und  wirtschaftliche  Zukunft  glaubt.  Ohne  Beispiel  war 
eine  solche  Massenversicherung,  ohne  ausreichende  statistische 
Unterlagen  mußte  sie  in  Wirksamkeit  gesetzt  werden  in  einer 
Zeit,  in  der  sich  der  aufblühenden  deutschen  Industrie  allenthalben 
im  Auslande  der  Widerstand  der  bisher  führenden,  durch  ältere 
Entwickelung  gefestigten,  vielfach  durch  günstigere  Verkehrs- 
verhältnisse geförderten  ausländischen  Industrien  scharf  entgegen- 
stellte. Voraussagen  konnte  Niemand,  wie  die  neue  Massen  Ver- 
sicherung mit  ihren  riesigen  und  nicht  vorher  zu  berechnenden 
Lasten  auf  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  Landes  wirken 
würde.  Das  Vertrauen  aber  auf  die  eigene  Kraft,  die  feste  Ueber- 
zeugung  des  deutschen  Volkes  von  seinem  Beruf,  eine  führende 
Rolle  unter  den  Kulturvölkern  zu  übernehmen,  das  Bewußtsein 
der  großen  Entwickelungsfähigkeit  der  produktiven  Thätigkeit 
Deutschlands  hat  ängstliche  Bedenken  nicht  aufkommen  lassen. 
Dazu  trat  noch  ein  anderes.  Keine  Zeit  ist  sich  so  sehr  ihrer 
sozialen  Pflichten  bewußt  gewesen,  als  die  unsere,  und  das  deutsche 
Volk  vor  allem  mit  seiner  gesunden  Menschenliebe  fühlte  und 
fühlt  den  Beruf  in  sich,  die  Erde  wohnlicher  zu  gestalten  für  alle 
Schwachen  und  Bedrängten  und  dem,  der  einer  Stütze  und  Hilfe 
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bedarf,  zur  Seite  zu  treten  in  einer  Form,  die  das  Selbstgefühl 
des  Schwachen  nicht  verletzt. 

Da,  wo  die  Hilfe  am  dringendsten  geboten  war,  haben  wir  mit 
unserer  Axbeiterversicherung  eingegrifFen.  Haben  wir  das  erstrebte 
Ziel  erreicht?  Wenn  man  sich  umsieht  und  umhört  im  Lande,  bei  den 
Arbeitgebern  und  bei  den  Arbeitnehmern,  wie  vielen  Tadel  und 
wie  häufige  Klagen  trifft  man.  Der  eine  ist  unzufrieden  mit  der 
Belästigung,  die  durch  die  neue  (lesetzgebung  hervorgerufen  ist. 
Der  andere  führt  unmutig  die  Fälle  an,  in  denen  die  Versicherung 
ganz  versagt  hat.  Der  dritte  tadelt  die  Unzulänglichkeit  der  Lei- 
stungen der  Versicherung  u.  s.  f.  Aber  fragt  man  hüben  und 
drüben,  ob  man  es  denn  lieber  sähe,  wenn  die  Versicherung  wieder 
beseitigt  würde,  dann  hört  man  überall  ein  entschiedenes  Nein. 
Abschaffen  will  Niemand  dieses  Riesengebäude  der  Arbeiterver- 
sicherung, verbessern  wollen  es  zur  gegebenen  Zeit  alle.  Bei 
allem  Tadel  im  einzelnen  hat  sich  doch  der  große  Grundgedanke 
der  Arbeiterversicherung  in  der  Volksüberzeugnng  so  fest  ein- 
gelebt, daß  er  nicht  wieder  beseitigt  werden  kann. 

Das  beweist,  daß  die  Versicherung  nicht  erfolglos  gewesen 
ist.  Sie  hat  auf  unsere  sozialen  Verhältnisse  einen  tiefgreifenden 
Einfluß  geübt,  der  sich  viel  weiter  erstreckt,  als  sich  bei  nur  ober- 
flächlicher Betrachtung  der  Dinge  erkennen  läßt. 

Diesem  Einfluß  wenigstens  in  den  Hauptrichtungen  nachzu- 
gehen, ist  die  Aufgabe  der  folgenden  Darstellung.  Von  vorn- 
herein muß  dabei  erklärt  vrerden,  daß  eine  erschöpfende  Schil- 
derung der  Bedeutung  der  Arbeiterversicherung  nicht  möglich  ist. 
Aber  ich  hoffe  doch  in  den  Hauptzügen  zeigen  zu  können,  wie 
gewaltig  die  Wirkungen  dieses  Teiles  der  deutschen  Sozialpolitik 
gewesen  sind. 

Am  leichtesten  klarzustellen  und  zu  erfassen  sind  die  un- 
mittelbaren Einwirkungen  der  Arbeiterversiche- 
rung auf  die  materielle  Lage  der  Arbeiter.  An  diese 
Wirkungen  denkt  jeder  zuerst  und  mancher  ausschließlich,  wenn 
er  der  Bedeutung  der  Arbeiterversicherung  nachzugehen  sucht. 
Hier  tritt  uns  zunächst  scharf  entgegen,  wie  die  Zwangsversicherung 
von  vornherein  viel  größere  Arbeitermassen  zu  umspannen 
wußte,  als  die  freiwillige  Sicherstellung.  Ende  1876  gab  es  nach 
den  Motiven  zum  Krankenversicherungsgesetzentwurf  von  1882 
in  Deutschland  nur  5239  Krankenkassen  für  die  Arbeiter  mit 
869  204  Mitgliedern.  In  den  folgenden  Jahren  hat  sich  die  Zahl 
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der  Versicherten  nur  wenig  gehoben.  In  Preußen  waren  1880 
nur  wenig  mehr  als  i Vs  Mill.  Personen  gegen  Krankheit  versichert. 
Ende  1885  dagegen  waren  in  Preußen  nach  der  Reichsstatistik 
schon  2,26  Mill.  Menschen,  im  ganzen  Reich  Anfang  1885  3,73  MilL, 
und  Ende  1885  4,29  Mill.  Personen  versichert.  Dabei  ist  nicht 

!zu  übersehen,  daß  für  die  Krankenversicherung  vorher  schon  am 
meisten 'gethan  war.  Die  Erhebungen,  die  der  „Deutsche  Verein 
für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit“  über  die  Einwirkung  der 
I sozialen  Gesetzgebung  auf  die  Armenpflege  1894  veranstaltet  hat  *)• 

lassen  das  deutlich  erkennen.  Allerdings  lauten  die  entsprechen- 
\\  den  Aeußerungen  der  Gemeinden  in  der  Regel  selir  unbestimmt; 

1 j Zahlenangaben  werden  selten  gemacht.  Von  größeren  Städten 

II  geben  u.  a.  Bielefeld,  Dortmund,  Halle  und  Schwerin,  von  mitt- 

I leren  Städten  M.-Gladbach,  Luckenwalde  und  Schneeberg  an,  der 

I „größte  Teil“  der  Arbeiter  sei  schon  vor  Inkrafttreten  der  Ver- 

sicherungsgesetze gegen  Krankheit  versichert  gewesen;  in  der 

I kleinen  Stadt  Callnberg  waren  sogar  alle  gegen  Gehalt  oder 

Lohn  beschäftigten  Personen  und  in  Zeulenroda  die  Arbeiter  „mit 
wenigen  Ausnahmen“,  versichert.  Ein  „großer  Teil“  war  gegen 
Krankheit  versichert  nach  den  Auslassungen  von  Colmar,  Elbing, 

I Erfurt,  Kaiserslautern,  Nördlingen  und  Hilbersdorf.  Ein  „geringer 

Teil“  war  versichert  in  Gnesen,  der  „geringere  Teil“  in  Schweden- 
höhe, einer  Landgemeinde  mit  3200  Einwohnern,  und  „Niemand“ 
in  der  Landgemeinde  Schortens  in  Oldenburg.  Nach  den  Viertel- 
^ jahresheften  zur  „Stat.  des  D.  R.“  1897  Heft  II  war  u.  a.  in  Elber- 

feld, Gebweiler  und  Mühlhausen  i.  Eis.  die  freie  Krankenver- 
sicherung „gut  ausgebildet“.  In  Bayern  war  auch  schon  staatlich 
die  Krankenversicherung  vorwärts  gebracht. 

Die  zahlenmäßig  darzustellenden  Angaben  sind  folgende. 
Von  den  Arbeitern  waren  gegen  Krankheit  versichert  vor  In- 
r krafttreten  der  Arbeiterversicherung  in 

[ Hohenmölsen  70  Proz. 


Aachen 

68  „ 

(17000  von  25000) 

Cassel 

50  „ 

Dessau 

50 

Schöppenstädt 

50  .. 

Zittau 

37  7s  .. 

(2800  von  7500) 

Bemburg 

337s  .. 

Plauen  i.  V. 

25  .. 

I)  Bearbeitet  von  Dr.  Rich.  Freund,  Armenpflege  und  Arbeiterver- 
j Sicherung.  Leipzig  1895. 
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In  Essen  waren  fast  alle  Arbeiter  versichert,  da  1885  15186, 
Ende  1882  schon  14204  Arbeiter  an  der  Krankenversicherung 
beteiligt  waren.  In  Elberfeld  waren  {Vierteljahrshefte  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reiches,  1897,  Bd.  II,  S.  7)  1881  8000  Arbeiter,  1893 
dagegen  26000  Arbeiter  versichert. 

Das  alles  zeigt,  daß  die  Krankenversicherung  sich  schon  vorher 
ansehnlich  entwickelt  hatte.  Aber  meist  war  doch  nur  ein  Teil 
der  Arbeiter  von  der  Versicherung  gedeckt  - von  den  Berg- 
leuten abgesehen  — und  in  manchen  Gemeinden  sogar  nur  ein 
sehr  kleiner  Teil.  Umfassend  waren  die  Leistungen  keineswegs. 

Die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  war  - abgesehen  von 
der  Haftpflichtversicherung  aus  Anlaß  des  Reichshaftpflichtgesetzes 
von  1871  — noch  weniger  entwickelt  gewesen  für  die  Haupt- 
masse der  gewerblichen  Arbeiter.  Von  den  oben  erwähnten 
Städten  geben  nur  Bielefeld,  Erfurt,  Dessau,  Schneeberg  (für  die 
Bergarbeiter)  und  Hohenmölsen  an,  daß  ein  Teil  der  Arbeiter 
in  Hohenmölsen  20  Proz.  — gegen  Unfälle  versichert  gewesen 
sei.  Auch  für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  war  um- 
fassendes nicht  geschehen. 

Dem  früheren  Zustand  gegenüber  machen  die  Zalden  der 
Versicherten  in  der  obligatorischen  Arbeiterversicherung  einen 
sehr  stattlichen  Eindruck. 


j)er  Krankenversicherung  unterlagen  ohne  die  Knappschafts- 
mitglieder am  Ende  des  Jahres*): 


1885  4 294  173  in 

1886  4570087  fl 

1887  4 842  226  fl 

1888  5516461  (53984781  fl 

1889  6071035  (61444991  fl 

1890  6342828  (6579539)  fl 

1891  6530513  (6879921)  fl 

1892  6513738  (6955049)  fl 

1893  6754735  (7106804)  fl 

1894  6939412  (7282609)  „ 

1895  7 288  884  (7  525  524)  fl 


18  942 

Kassen 

19357 

i97<5 

20  468 

20  822 

V 

21  173 

V 

21  498 

n 

21 588 

n 

21  226 

71 

21  552 

77 

21  992 

77 

In  den  Knappschaftskassen  waren  außerdem  1895  rund  485000 


Personen  versichert. 

In  der  Unfallversicherung  sind  die  Zahlen  der  Versicherten 
für  die  landwirtschaftliche  Unfallversicherung  nicht  genau.  Die 
amtlichen  Nachweisungen  ergaben 


i)  Die  eingeklammerten  Zahlen  geben  den  Durchschnitt  des  Jahres  an. 
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l^dwirt-  ganzen  Unfall- 

schaftlichen  Berufs-  Versicherung 


1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 


genossenschaften 

3 473  435 

3 861  560 

4 320  063 
4742  548 

4 926  672 

5093412 

5078 132 

5 168973 

5 243  965 

5 409  218 
5734680 


3 725  313  Versicherte 
4121537  fl 

10343678  fl 

13374566 
13619750  fl 

18  015  286  „ 

18014280  „ 

18  118  850  „ 

18191747  n 

18389468  „ 

17605190  „ 


Die  kleinere  Zahl  für  1896  beruht  auf  neueren  Ermittelungen 
über  die  Zahl  der  in  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung 
untergebrachten  Personen.  Die  Ermittelungen  scheinen  aber 
hinter  der  Wirklichkeit  zurückzubleiben.  Auf  der  anderen  Seite 
dürften  bei  den  Ziffern  der  ganzen  Unfallversicherung  etwa 
I */j  Mill.  Personen,  die  gleichzeitig  in  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Betrieben  versichert  sind,  doppelt  gezählt  sein. 
Immerhin  kommt  man  auch  so  noch  auf  die  riesige  Ziffer  von 
über  16  Mill.  Personen. 

Die  Versicherten  sind  in  48  landwirtschaftlichen  und  in  64 
nicht  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  untergebracht; 
außerdem  kommen  noch  401  Ausführungsbehörden  für  die  Reichs-, 
Staats-,  Provinzial-  und  Kommunalbetriebe  in  Betracht. 

Für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  wird  die  Zahl 
der  Versicherten  auf  ii  */a  Mill.  geschätzt,  für  welche  31  territoriale 
Versicherungsanstalten  und  9 besondere  Kasseneinrichtungen 
thätig  sind. 

Diese  Umspannung  aller  Versicherungsbedürftigen  ist  allein 
schon  ein  großer  Erfolg.  Sie  hat  aber  auch  eine  große  ver- 
sicherungstechnische Bedeutung.  Denn  sie  schafft  eine  Aus- 
gleichung der  Risiken  und  die  Möglichkeit  einer  gleichmäßigen 
Entwickelung.  Jedenfalls  hat  in  dieser  Beziehung  keine  Privat- 
versicherung mit  so  gefesteten  V erhältnissen  zu  rechnen.  Auch 
von  versicherungstechnischer  Seite  ist  das  anerkannt  worden  *). 

Sehr  umfangreich  sind  die  Leistungen  zu  Gunsten  der 
Arbeiter,  bei  denen  die  von  der  Versicherung  zu  erfassende 
Gefahr  verwirklicht  worden  ist,  und  ihrer  Angehörigen. 
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I)  Vergl.  Unger,  Die  soziale  und  ethische  Wirkung  der  Arbeiterver- 
sicherung, Berlin  1897,  S.  19  und  20. 
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Zahl  der  verletzten  Personen,  für  welche  im  Rechnungsjahr 
erstmalig  Entschädigungen  festgestellt  worden  sind. 


Die  Leistungen  der  Krankenkassen  waren  folgende 


Darunter  für 


A.  Gewerbliche  Berufsgenossenschaften  (ohne  Versicherun; 
anstalten  der  Baugewerks-Berufsgenossenschaften  und  der  Tiefbau  B.  G 


Eine  unmittelbare  Vergleichbarkeit  dieser  Zahlen  besteht  erst 
seit  1888,  da  vorher  andere  Erhebungsformulare  zur  Anwendung 
kamen.  Indes  kommt  es  an  dieser  Stelle  mehr  auf  die  runden 
Gesamtziffem  an,  so  daß  die  vorstehende  Uebersicht  kein  Be- 
denken erregt. 

Die  Krankenkassen  haben  hiernach  seit  1885  in  rund 
24  Millionen  Krankheitsfällen  mit  über  400  Millionen  Krankheits- 
tagen helfend  eingegrifFen.  Ihre  Gesamtaufwendungen  für  Krank- 
heiten, Wochenbetten,  Sterbefälle  und  Genesende  beziffern  sich 
auf  862  Mill.  M.  Das  sind  jährlich  für  i Versicherten  “)  12,94  M* 
Auf  den  Kopf  der  durchschnittlichen  Bevölkerung  erhält  man  für 
die  ganze  Zeit  eine  Aufwendung  von  rund  17  M. 

Für  die  Unfallversicherungen  (^rgiebt  sich  aus  den  Veröffent- 
lichungen des  Reichsversicherungsamtes  ebenfalls  eine  sehr  statt- 
liche Leistung,  wenn  auch  — wie  erklärlich  — die  Ziffern  hinter 
denen  der  Krankenversicherung  zurückstehen. 


C.  Gewerbliche  und  landwirtschaftliche  Berufsgenossen- 
schaften, staatliche  und  kommunale  Aufsichtsbehörden 

(ohne  Versicherungsanstalten  wie  bei  A). 


I)  Umrechnung  auf  1000  Versicherte  wegen  der  Unsicherheit  der  Zahl 
der  in  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  untergebrachten  Personen 
unterlassen. 


1)  An  Anstalten  einschl.  Fürsorge  für  Genesende. 

2)  Unter  Zugrundelegung  des  Mitgliederbestandes  am  Jahresschluß 


1886 

10 

540 

2 716 

1778 

3 

961 

2 oZ$ 

2,83v 

0,7  3 

0,48 

1,06 

0,56 

1887 

17 

102 

3270 

3 «66 

8 

462 

2 204 

4,15 

0,79 

0,77 

2,05 

0,54 

1888 

21 

057 

3645 

2 203 

II 

023 

4 186 

2,04 

0*35 

0,21 

1,07 

0,41 

1889 

3' 

019 

5 «85 

2 882 

16 

337 

6615 

2,32 

0,39 

0,22 

1,22 

0,49 

1890 

41 

420 

5958 

2 681 

22 

615 

10  166 

3,04 

0,44 

0,20 

1,66 

0,74 

1891 

50 

507 

6 346 

2 561 

27 

788 

13812 

2,80 

0,35 

0,14 

1,54 

0,77 

1892 

54 

827 

581t 

2 640 

30 

569 

15807 

3,04 

0,32 

0,16 

1,69 

0,88 

'893 

61 

874 

6245 

2487 

36 

236 

16  906 

3,41 

0,34 

0,14 

2,00 

0,93 

1894 

68 

677 

6250 

I 752 

38 

952 

21  723 

3,78 

0,34 

0,10 

2,14 

1,20 

'895 

74 

467 

6335 

I 668 

40 

527 

25  937 

4,05 

0,35 

0,09 

2,20 

1,41 

1896 

85 

272 

6 989 

44 

373 

32386 

4,84 

0,39 

0,09 

2,52 

1,84 

Sa. 

516762 

58750 

25342 

280 

843 

151  827 

■) 

1888 

808 

354 

43 

180 

231 

0,14 

0,06 

0,01 

0,03  i 0,04 

1889 

6631 

1368 

260 

2663 

2340 

0,82 

0,17 

0,03 

0,33  0,Ä9 

1890 

12573 

I 877 

438 

5404 

4854 

1,55 

0,23 

0,05 

0,67  0,60 

1891 

19359 

2 153 

644 

«873 

7689 

1,58 

0,18 

0,05 

0,72  0,63 

1892 

23  23« 

2 026 

785 

II  012 

9 408 

1,89 

0,16 

0,06 

0,90  0,7  7 

'893 

27553 

2 142 

770 

14899 

9742 

2,24 

0,18 

0,06 

1,21  0,79 

1894 

32491 

2 261 

560 

«7  185 

12  485 

2,64 

0,18 

0,04 

1,40  1,02 

•895 

37383 

2 213 

571 

19529 

15070 

3,04 

0,18 

0,04 

1,59  1,23 

1896 

42934 

2363 

623 

22  222 

17726 

J,84 

0,21 

0,06 

1,99  1,58 

Sa. 

202  963 

16757 

4694 

loi  967 

79  545 

■) 

1886 

9723 

2 422 

I 548 

3780 

1 973 

2,80 

0,70 

0,4  4 

1,09 

0,57 

1887 

15970 

2956 

2 827 

8 126 

2 061 

4,14 

0,77 

0,7  3 

2,11 

0,53 

1888 

18  809 

2943 

1 886 

10  270 

3710 

4,35 

0,68 

0,43 

2,38 

0,86 

1889 

22340 

3382 

2331 

12  788 

3 839 

4i7l 

0,71 

0,49 

2,70 

0,81 

1890 

26403 

3 597 

I 869 

i6  109 

4 828 

5,36 

0,7  3 

0,38 

3,27 

0,98 

1891 

28  289 

3634 

I 570 

17481 

5604 

5,55 

0,71 

0,32 

3,42 

1,10 

1892 

28  619 

3 282 

i 507 

18  049 

5 781 

5,64 

0,65 

0,30 

3,55 

1,14 

1893 

31  171 

3 589 

I 377 

19740 

6465 

6,03 

0,69 

0,2  7 

3,82 

1,25 

1894 

32797 

3438 

855 

20  025 

8479 

6,25 

0,65 

0,16 

3,82 

1,62 

>895 

33  728 

36*4 

780 

19312 

9992 

6,24 

0,67 

0,15 

3,57 

1,85 

1896 

38538 

4 040 

595 

20  251 

13652 

6,7  2 

0,71 

0,10 

3^^ 

2,38 

Sa. 

286387  36927 

«7  145 

•65  931 

66  384 

5,4 

0,7 

0,32 

3,2 

1,25 

Absolute  Zahlen 

Auf  1000  Versicherte 

Erwerbsunf äbiö-ke  it 

0 1 

Erwerbsunfähigkeit 

ei 

1 Im 

ganzen 

Tod 

dauernde 

völlige 

dauernde 

teilweise 

vorüber- 

gehende 

Im 

ganzen 

Tod 

dauernde 

völlige 

dauernde 

teilweise 

vorüber- 

gehende 

Jahr 

S Krankheits- 
B fälle 

X 

4-» 

3 b£l 
u 

Mill. 

% S ' 

" *4  1 

^ (ji 

C 0 ! 

Mill.M. 

1885 

1,7 

25,3 

47,4 

I8S6 

1,7 

26,3 

53,0 

1887 

1,7 

27,1 

55,2 

1888 

1,8 

29,5 

61,6 

1889 

2,0 

33,4 

71,0 

1890 

2,4 

39,2 

84,# 

1891 

2,4 

40,8 

89,2 

1892 

2,5 

42,8 

94,3 

1893 

2,8 

46,2 

102,0 

1894 

2,5 

43,7 

99,6 

1895 

2,7 

46,5 

104,8 

,g,  R.  VAN  DER  BORGHT, 

In  diesen  Entschädigungsfällen  wurden  folgende  Summen  zur 
Auszahlung  gebracht; 

Gezahlte  Entschädigungsbeträge  UnfaU- 

, ^ A.  Gewerbl.  Berufs-  B.  Landw.  Berufs-  C.  Grämte  UntaU 
Jahr  genossenschaftenM  genossenschaften  versic^rung  ; 


1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Summe : 


M. 

I 711  699,98 

5 373  496,4« 

8 662  788,57 
12  278  151,75 
16330  384,29 
20  282  041,81 
23  973466,01 

27  469  425, 

31  HO  312,32 
34493  960,07 
38  707  864,7^ 
220^7^9», 81 


42  860,28 
678  258,57 
I 878457,92 
3436733,92 
5032999,21 
6704  045,41 
8607  983,99 
10429059,81 
12  618  917,-»8 


Versicherung 

M. 

I 915  366,24 
5932  930,08 
9 662  062,39 
14344  047,53 
20075  545,36 
26  089018,89 
31  899  440,92 

37617  573,10 

43  641  587,11 
49  374015,32 
56277  8J5,58 
296  829  442,52 


Summe:  220393591,81  49429316,57  29  2944,. 

Das  ergiebt  auf  . Vemcherten  für  , Jahr  im  Durclischnitt 
etwa  5.6  M.  und  auf  den  Kopf  der  durchschnittlichen  Bevölkerung 

in  der  ranzen  Zeit  etwa  6 M.  , r-  4. 

Die  von  den  Unternehmern  allein  aufzubnngende  Gesamt- 
ausgabe für  Entschädigungen,  Unfalluntersuchung,  Entschadi^ngs- 
feststellung,  Schiedsgerichte,  Unfallverhütung,^  allgemeine  Verwal- 
tung, Einlagen  in  den  Reservefonds  stellte  sich 


1886  2,97 

1887  4,96 

1888  5,82 

1889  6,24 

1890  6,76 

1891  7,44 

1892  8,17 

1893  8,73 

1894  8,99 

1895  9,09 

1896  8,87 


auf  I Versicherten 

A B 

2,97  M.  — 

4,96  » — 

5,82  „ 0,08  M. 

6,24  „ 0,21  „ 


0,08  M. 
0,21  „ 
0,42  „ 
0,46  „ 
0,61  „ 
0,7  7 „ 
0,97  „ 

1,10  „ 
1,44  „ 


c 

A 

M. 

2,82 

M. 

38,28 

4,79 

1, 

59,97 

,, 

2,57 

71,71 

,, 

2,4  5 

„ 

79,55 

,, 

2,84 

„ 

85,26 

2,55 

,j 

93,50 

2,88 

99,85 

», 

3,-*o 

„ 

107,18 

,, 

3,47 

,, 

110,63 

3,66 

,, 

113,01 

4,09 

„ 

114.93 

,, 

. , auf  icoo  M.  an- 
auf  I Betrieb  rechnungsf.  Löhne 

v-v  \ 


0,15  M. 
0,36  „ 

0,70  „ 

1,17  „ 
1,54  „ 
1,98  „ 
2,48  „ 
2,81  „ 
3,46  „ 


A 

4,62  M. 
8,02 
9,50  „ 

10,05  ,, 
10,46  „ 
11,44  „ 

12,59  „ 

13,40  „ 

13.74  „ 

13.75  „ 

12,97  „ 


Gering  sind  hiernach  die  Lfisten  der  Unfallversicherung  nicht, 
und  irgend  ein  Anlaß,  diese  Lasten  geringschäUig  zu  behandeln 
— wie  es  von  sozialdemokratischer  Seite  geschieht  hegt^  nich 
vor  In  fast  allen  anderen  Ländern  haben  die  Unternehmer  jeden- 
falls entsprechende  Lasten  für  die  verunglückten  Arbeiter  noch 

nicht  auf  sich  genommen. 

die  Versicherungsanstalten  der  Hoch- 
genossenschaften;  bei  diesen  Versicherungsanstalten  steht  die  Zahl  der  V 

sicherten  nicht  fest. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung. 

Unter  den  entschädigten  Unfällen  befinden  sich  58  750  Todes- 
fälle. Aus  Anlaß  der  Todesfälle  werden  die  Witwen,  Waisen 
und  Ascendenten  mit  Renten  versorgt.  Es  ist  nützlich,  sich  die 
Zahl  der  Personen  vorzuführen,  die  auf  diese  Weise  sicherge- 
stellt sind. 

Zahl  der  entschädigungsberechtigten  Hinterbliebenen  der  Ge- 
töteten 


bei  den  nicht-landwirtschaftlichen  Berufs- 
Genossenschaften 


in  der  ganz.  Unfallversicherung*) 


Witwen 

Kinder 

Ascend. 

Zus. 

Witwen 

Kinder 

Ascend. 

Zus. 

1886 

1 716 

3 742 

186 

5644 

I 980 

4279 

«97 

6456 

1887 

1 892 

4229 

«97 

6318 

2 143 

4723 

217 

7083 

1888 

1 899 

4231 

158 

6288 

2 406 

5 «73 

>85 

7764 

1889 

2 172 

4 809 

213 

7 «94 

3328 

6 996 

270 

10594 

1890 

2 213 

4 838 

204 

7255 

3687 

7348 

302 

I«  337 

1891 

2366 

5324 

212 

7 902 

4 064 

8 482 

291 

12837 

1892 

2 179 

4634 

«54 

6967 

3 947 

7 660 

228 

II 835 

1893 

2395 

5255 

«57 

7 807 

4 «25 

8 400 

238 

12763 

1894 

2 265 

4 684 

178 

7 127 

4124 

7930 

242 

12  296 

1895 

2458 

5 207 

180 

7845 

4 «85 

8366 

249 

12  800 

1896 

2 541 

5645 

183 

8369 

4505 

9 194 

254 

<3  953 

Zus. 

, 24  096 

52594 

2022 

78716 

38  494 

7855« 

2673 

119  718 

Wie  viele  von  diesen  119718  Hinterbliebenen  wären  ganz  leer 
ausgegangen,  wenn  die  obligatorische  Unfallversicherung  nicht 
eingegriffen  hätte ! Eine  Witwen-  und  Waisenversicherung  schlecht- 
hin haben  wir  ja  in  Deutschland  für  die  arbeitenden  Klassen  noch 
nicht,  und  wir  können  deshalb  auch  nicht  verhindern,  daß  in  nicht 
wenigen  Fällen  die  Witwen  und  Waisen  dieser  Kreise  in  bittere 
Not  geraten.  Man  darf  aber  deshalb,  weil  wir  noch  nicht  alles 
erreicht  haben,  nicht  das  verachten,  was  uns  schon  gelungen  ist. 
Tausende  von  Familien  haben  dank  der  Unfallversicherung  trotz  des 
Todes  des  Ernährers  ihre  wirtschaftliche  Existenz  erhalten  können. 

Im  Jahre  1896  erfreuten  sich  noch 

32982  Witwen 
60555  Waisen 
2 141  Ascendenten 

zusammen  95  678  Hinterbliebene 

der  Fürsorge  der  Unfallversicherung.  Die  Geldleistungen  dafür 

beliefen  sich  1896^)  auf 

4401740,87  M.  Witwenrenten 
6019730,17  „ Kinderrenten 
287  289,55  „ Ascendentenrenten 

zusammen  10708760,59  M. 

i)  Einschließlich  der  Versicherungsanstalten  für  das  Baugewerbe. 
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R.  VAN  DER  BORGHT, 


Im  ganzen  i)  sind  seit  Bestehen  der  Unfallversicherung  für  die 
Hinterbliebenen  Getöteter  58,8  Mill.  M.  in  Renten  ausgezahlt 
worden. 

Die  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  äußert  sich  aber  nicht 
nur  in  der  Rentenzahlung.  Die  Unfallversicherung  erleichtert 
vielmehr  auch  die  Wiederverheiratung  der  Witwen  Verunglückter 
dadurch,  daß  der  Witwe  im  Fall  der  Wiederverheiratung  der  drei- 
fache Betrag  der  Witwenrente  als  Abfindung  gezahlt  wird.  Das 
ist  immer  ein  kleines  Kapital,  das  als  Heiratsgut  sehr  willkommen 
ist.  Es  ist  denn  auch  reichlich  davon  Gebrauch  gemacht  worden. 
Abfindungen  im  Fall  der  Wiederverheiratung  wurden  gezahlt 

bei  d.  nicht-land-  bei  d.  landwirt-  beid.  Ausfüh-  in  d.  gamen  Un- 
Jahr  wirtsch.Berufsg.*)  wirtsch.Berufsg.  nmgsbehörden  fallversicher.») 

Witwen  M.  Witw-en  M.  Witwen  M.  Witwen  M. 

1886  17  8358,3:1  — — 1 394,20  18  8752,53 

1887  133  65094,02  — — 13  5 3*0,00  *4^  70434,02 

1888  234  116748,34  I 180,00  17  7385,62  253  124565,96 

1889  315  152128,37  IO  2317,10  49  19099,07  37h  174149,54 

1890  419  204911,69  50  11034,30  63  26150,77  535  243233,37 

1891  436  217627,02  85  18766,16  43  17104,62  570  255352,68 

1&92  531  227200,22  117  25257,05  95  40440,25  750  345482,35 

*893  539  297601,83  130  30836,89  70  32967,23  748  366032,76 

1894  575  312932,83  173  39492,26  86  35  4*2,08  846  392438,51 

1895  608  320902,07  181  43296,29  95  43285,58  893  411162,19 

1896  619  333300,18  172  38860,91  88  4*  3*7,04  888  4*7  496,64 

Im  ganzen  haben  sich  hiernach  von  den  38  494  Witwen,  denen 
seit  1886  Renten  bewilligt  wurden,  6023  (oder  15,65  Proz.)  wieder 
verheiratet.  Sie  bezogen  im  ganzen  eine  Abfindung  von 

2 809  100,55  M.  oder  im  Durchschnitt  von  466,36  M.  Mit  dieser 
Summe  läßt  sich  schon  manches  beschaffen,  und  sicherlich  ist 
gerade  die  Aussicht  auf  diese  Abfindung  vielfach  der  Wieder- 
verheiratung günstig  gewesen. 

Die  Leistungen  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  als 
des  jüngsten  Zweiges  der  Versicherung  stehen  nach  dem  Gesamt- 
umfang natürlich  noch  hinter  denen  der  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung zurück;  aber  sie  sind  doch  rasch  zu  ansehnlicher 
Höhe  emporgewachsen. 

Seit  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Versicherung  sind  im 

1)  Einschi,  der  Versicherungsanstalten  für  das  Baugewerbe. 

2)  Ohne  Versicherungsanstalten  für  Baugewerbe. 

3)  Mit  Versicherungsanstalten  für  Baugewerbe. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung. 
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ganzen  — nach  Abzug  der  in  höherer  Instanz  aberkannten  Renten 
— bewilligt  worden*): 


Invalidenrenten 

Altersrenten 

Zusammen 

1891 

2 900 

165  083 

167  983 

1892 

33  961 

29  344 

63  305 

>893 

43215 

26  255 

69470  • 

1894 

49707 

33  433 

83 140 

1895 

52  016 

23624 

75  640 

1896 

35  498 

15984 

51 482 

Zusammen  217  297 

293  723 

51 1 020 

Die  in  den  einzelnen  Jahren  gezahlten  Rentenbeträge  stellen 
sich  auf 


Invalidenrenten 

Altersrenten 

Überhaupt 

davon  zu  Lasten 
des  Reichs 

M. 

M. 

Mül. 

M. 

1891 

52,08 

15  306  702,26 

*5,31 

6,05 

1892 

* 353  433,19 

21  071  602, 06 

22,43 

8,97 

1893 

5 282  850,42 

22  763  337,03 

28,05 

11,26 

1894 

*0  173  *83,29 

24  474  443,49 

34, 

*3,85 

1895 

*5525632,49 

26576369,92 

42,10 

16, 81 

1896 

21  loi  179,27 

27412938,93 

48,51 

*9,12 

Zus.  53436330,74 

«37  605  393,69 

191,05 

76,06 

Diese  Rentenleistung  ergiebt  auf  den  Kopf  der  durchschnitt- 
lichen Bevölkerung  etwa  3,8  M. 

Bemerkenswert  ist  die  große  Zahl  der  Altersrentenempfänger, 
die  gleich  vom  Anfang  an  vorhanden  war.  Die  Geburtsjahre  der 
alten  Arbeiter,  die  von  vornherein  Altersrenten  bezogen,  bewegen 
sich  von  1789  — 1821  ^).  Bei  den  31  Versicherungsanstalten  waren 
1896  55,05  Proz.  der  Altersrentenempfänger  im  Alter  von  71 — 75 
Jahren,  30,81  Proz.  im  Alter  von  76 — 80  Jahren,  7,39  Proz.  im 
Alter  von  81 — 85  Jahren,  0,96  Proz.  im  Alter  von  86—90  Jahren 
und  0,07  Proz.  im  Alter  von  91  und  mehr  Jahren.  Die  durch- 
schnittliche Höhe  der  Altersrenten  (einschl.  Reichszuschuß)  betrug 
bei  den  Renten,  deren  Beginn  fäUt  in  das  Jahr 

1891  123,61  M.  jährlich 

1892  127,40  „ „ 

1893  129,59  „ 

1894  125,84  „ „ 

1895  132,34  „ 

1896  135.34  „ „ 

Da  noch  weiter  Rückdatierungen  des  Rentenbeginnes  nötig 
sind,  so  sind  diese  Zahlen  natürlich  nicht  endgiltig. 

1)  Nach  den  Jahren  des  Rentenbeginnes  geordnet.  Der  Rentenbeginn 
muß  vielfach  zurückdatiert  werden. 

2)  Vergl.  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  1893,  No.  3. 
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R.  VAN  DER  BORGHT, 


In  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  ist  die  durchschnitt- 
liche Rentenhöhe  sehr  verschieden.  Die  höchsten  durchschnitt- 
hchen  Altersrentensätze  waren  bei  den  1896  beginnenden  Renten 

173,90  M.  in  Berlin, 

167,39  „ „ den  Hansastädten, 

15I181  » » Elsaß-Lothringen, 

» der  Rheinprovinz, 
die  niedrigsten  119,24  „ „ Schlesien, 

118,57  „ „ Ostpreußen, 

115,48  „ „ Oberfranken. 

Hoch  sind  diese  Renten  sicherlich  nicht;  aber  daß  sie  nicht 
verschmäht  werden,  daß  sie  also  von  den  alten  Arbeitern  als  ein 
willkommener  Zuschuß  betrachtet  werden,  geht  aus  den  Zahlen 


hervor. 

Bei  den  Invalidenrenten  der  31  Versicherungsanstalten  spielten 
nach  dem  Stande  von  1S96  die  höheren  Altersklassen  die  Haupt- 
rolle. Von  den  Empfängern  der  Invalidenrente  standen  im 


Alter  von 

4,27  Proz. 

6,61 
II, 48 
10,28 
14,64 
20,30 

23,10 

9,32 

Es  waren  also  52,72  Proz.  über  60  Jahre  alt. 

Der  Durchschnittsbetrag  der  Invalidenrenten  (einschl.  Reichs- 
zuschuß) war  — nach  dem  Beginn  des  Rentenbezuges  geordnet  — 


20 — 30  Jahren 
31—40 
41-50 

51-55 

56-60 
61—65 
66 — 70 
71  Jahren  und  darüber 


1891 

1X3)38 

M. 

1894 

121,23 

M. 

1892 

114,70 

)) 

1895 

123,98 

)) 

1893 

117,99 

)) 

1896 

125,75 

)) 

Am  höchsten  war  1896  der  Durchschnittsbetrag 

in  den  Hansastädten  i37»53  M. 

„ Berlin i35>5^  « 

„ Elsaß-Lothringen  131,92  „ 

„ der  Rheinprovinz  I3i>7i  n 

am  niedrigsten  „ Posen 121,86  „ 

„ Schlesien  . . . 121,38  „ 

„ Ostpreußen  . . 120,62  „ 


Auch  diese  Renten  muß  man  als  niedrig  bezeichnen,  so 
niedrig,  daß  ein  Mensch,  der  lediglich  darauf  angewiesen  ist, 
nicht  damit  auskommen  kann. 

Wir  sind  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Renten  hier  jedenfalls 
von  einer  idealen  Lösung  noch  weit  entfernt.  Aber  ein  großer 
Fortschritt  gegen  die  früheren  Zustände  ist  doch  auch  mit  diesen 
bescheidenen  Renten  schon  erzielt  worden. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung.  igy 


Rechnet  man  zusammen,  was  seit  1885  von  der  Arbeiter- 
versicherung den  erkrankten,  verletzten,  invaliden  und  alten  Ar- 
beitern und  ihren  Angehörigen  zugeflossen  ist,  so  erhält  man 
bedeutende  Beträge,  nämlich: 


Krankenversicherung  1885 — 1895:  Krankheitskosten- 
beträge   

Unfallversicherung  1886 — 1896  Entschädigungsbeträge 

+ 

Invaliditäts-  und  Altersversicherung : gezahlte  Renten- 
beträge 1891—1896®) 191,05 


862,1 
296,8  1) 

3,97*) 


Mill.  M. 


zusammen  1353,9  Mill.  M. 


Rechnet  man  diesen  Betrag  von  mehr  als  i 1/3  Milliarden  M. 
auf  die  Bevölkerung  von  1890  als  dem  in  der  Mitte  liegenden 
Jahr  um,  so  ergiebt  sich  eine  Gesamtleistung  während  der  Zeit 
von  1885 — 1895  bezw.  1896  von  27,4  M.  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. 

Man  darf  ohne  Uebertreibung  aussprechen,  daß  kein  Kultur- 
staat dieser  gewaltigen  Summe,  die  unmittelbar  im  Interesse  der 
erkrankten,  verletzten,  invaliden  und  alten  Arbeiter  und  ihrer 
Angehörigen  verwendet  worden  ist,  auch  nur  annähernd  etwas 
zur  Seite  stellen  kann.  Wenn  wir  trotzdem  nicht  überall  haben 
in  ausreichendem  Maße  eingreifen  können,  so  ist  das  gewiß  zu 
bedauern.  Aber  noch  mehr  zu  bedauern  ist  es,  wenn  aus  solchen 
unvermeidlichen  Lücken  und  Mängeln  ein  absprechendes  Urteil 
über  das  ganze  große  Gebäude  der  Arbeiterversicherung  abge- 
leitet wird.  Alle  Not  und  alles  Elend  zu  beseitigen  wird  niemals 
gelingen,  und  wenn  noch  viel  höhere  Lasten  von  den  unmittelbar 
produktiven  Ständen  übernommen  werden. 

An  einem  solchen  unerreichbaren  Ideal  darf  man  die  Arbeiter- 
versicherung nicht  messen,  weder  jetzt,  noch  in  Zukunft.  Klein- 
liche Nörgelei  und  Spöttelei  und  geflissentliches  Aufhetzen  der 
zunächst  beteiligten  Kreise  gegen  die  Arbeiterversicherung  ist 
jedenfalls  nicht  am  Platze,  auch  wenn  noch  so  viel  im  einzelnen 
verfehlt  sein  mag. 

Was  diesen  Leistungen  der  Versicherung  noch  einen  ganz 
besonderen  Wert  verleiht,  ist  der  Umstand,  daß  es  sich  hier  nicht 
handelt  um  mildthätige  Unterstützungen,  sondern  um  Rechts- 


1)  Ohne  Versicherungsanstalten  des  Baugewerbes. 

2)  Entschädigungsbetrag  der  Versicherungsanstalten  des  Baugewerbes. 

3)  Die  Beitragserstattungen  sind  nicht  als  Leistung  der  ^'^e^sicherung  im 
obigen  Sinne  zu  betrachten. 
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ansprüche,  die  bei  der  Kranken-  und  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung durch  unmittelbare  und  bei  der  Unfallversicherung  durch 
mittelbare  Beitragsleistung  der  Arbeiter  erworben  sind.  Diese 
Rechtsansprüche  haben  mit  der  Armenpflege  nichts  zu  thun.  Die 
Armenpflege  giebt  keinen  Rechtsanspmch  des  Armen,  sondern 
statuiert  eine  Verpflichtung  der  Armenverbände  gegenüber  der 
Gesamtheit.  Die  Armenunterstützung  setzt  in  der  Regel  erst  ein, 
wenn  die  wirtschaftliche  Existenz  vernichtet  ist;  die  Arbeiterver- 
sicherung beugt  einer  solchen  Vernichtung  gerade  vor.  Die 
Armenunterstützung  ist  mit  einer  Minderung  der  sozialen  und 
rechtlichen  Stellung  der  Unterstützten  verbunden;  bei  der  Ver- 
sicherungsleistung ist  davon  keine  Rede. 

Die  Versicherungsleistungen  sind  ein  Werkzeug  im  Dienste 
der  Sozialpolitik.  Die  Armenpflege  gehört  überhaupt  nicht  zur 
Sozialpolitik.  Sie  ist  vielmehr  ein  notwendiges  Uebel,  das  nur  so 
größeren  Umfang  erreichen  muß,  je  weniger  die  Sozialpolitik  ihrer 
Pflicht  genügt. 

Auch  diese  Seite  der  Sache  muß  man  festhalten,  um  die  Be- 
deutung der  Arbeiterversicherung  zu  erfassen. 

Auch  gegen  die  freiwillige  Versicherung  und  gegen  den  Weg 
der  Haftpflicht  bedeutet  die  Arbeiterversicherung  für  die  Arbeiter 
einen  großen  Fortschritt.  Nach  der  neuen  Gesetzgebung  kann 
kein  Versicherungsbedürftiger  von  der  Versicherung  ausgeschlossen 
werden.  Einen  gerichtlichen  Streit  behufs  Erlangung  des  An- 
spruches, der  sich  aus  der  Versicherung  oder  aus  dem  Haftpflicht- 
recht ergiebt,  hat  in  der  Arbeitervcirsicherung  niemand  zu  führen. 
Die  Berufungen,  Rekurse  und  Revisionen  haben  einen  vollständig 
anderen  Charakter,  als  die  früheren  Haftpflichtprozesse.  Der 
jetzige  Versicherungsanspruch  ist  unanfechtbar,  selbst  bei  grobem 
eigenem  Verschulden  des  Arbeiters,  und  er  ist  weiter  verhältnis- 
mäßig rasch  und  sicher  zu  verwirklichen.  Er  hängt  auch  nicht 
von  der  Willkür  oder  Billigkeit  ab.  Gesetze  und  Statuten  haben 
ihn  vielmehr  festgelegt.  Daß  bei  einem  kleinen  Teil  der  Fälle 
diese  Vorzüge  nicht  ganz  zur  Geltung  kommen,  ist  nicht  zu  be- 
streiten; aber  auch  das  berechtigt  nicht  zu  absprechenden  Ur- 
teilen über  die  Arbeiterversicherung  im  ganzen.  Es  ist  ungerecht 
und  unklug,  sich  der  Thatsache  zu  verschließen,  daß  für  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Fälle  die  erwähnten  Vorzüge  der  neuen 
Regelung  thatsächlich  bestehen. 

Wenn  man  gegen  die  ganze  Versicherung  den  grundsätz- 
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liehen  Einwand  erhebt,  daß  es  für  den  Arbeiter  viel  besser  wäre, 
wenn  sein  Lohn  so  gesteigert  würde,  daß  er  aus  eigenen  Bütteln 
unmittelbar  sich  und  die  Seinen  sicherstellen  könnte,  so  ist  das 
völlig  verkehrt.  Ich  gebe  vollkommen  zu,  daß  — theoretisch  be- 
trachtet — der  Lohn  des  Arbeiters  ausreichen  muß,  ihn  für  die 
Wechselfälle  des  Lebens  einigermaßen  sicherzusteUen.  Der  Lohn 
ist  ja  — von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  — die  einzige  Er- 
werbsquelle des  Arbeiters  und  muß  deshalb  an  sich  die  bezeichnete 
Höhe  erreichen.  Wo  liegt  aber  diese  Höhe?  Kein  Mensch  kann 
es  ausrechnen  und  keine  Behörde  kann  es  anordnen  und  kein 
Gesetz  kann  es  bestimmen.  Aber  wollte  man  diese  Schwierigkeit 
beiseite  setzen,  wollte  man  annehmen,  wir  wüßten  für  jede  Ar- 


beitergruppe diejenige  Lohnhöhe,  welche  als  ausreichend  angesehen 
werden  muß,  so  würden  wir  praktisch  das  Ziel  doch  nicht  er- 
reichen, daß  der  Arbeiter  nun  wirklich  diejenige  Sicherstellung 
gegenüber  den  Wechselfällen  des  Lebens  erlangt,  welche  nach 
seinem  Lohne  möglich  ist. 

Man  muß  hier  mit  den  menschlichen  Schwächen  rechnen. 
Das  höhere  Einkommen  ermöglicht  höhere  Genüsse.  Darin  liegt 
eine  große  Versuchung.  In  den  gebildeten  und  in  den  besitzen- 
den Klassen  können  sehr  viele  dieser  Versuchung  nicht  wider- 
stehen. Traut  man  den  Arbeitermassen  mehr  Widerstandsfähig- 
keit zu?  Sie  werden  der  Versuchung  sehr  oft  unterliegen  und 
ihre  I.ebenshaltung  so  steigern,  daß  für  die  Sicherstellung  gegen- 
über den  Folgen  von  Krankheiten,  Unfällen,  Arbeitslosigkeit  u.  s.w. 
nicht  oder  nicht  genügend  gesorgt  wird.  Treten  dann  solche  Er- 
eignissse  ein,  so  gerät  der  Arbeiter  in  Not  und  Elend  und  fällt 
der  Armenpflege  anheim.  Gewiß  ist  es  seine  eigene  Schuld,  daß 
es  dahin  kam;  aber  er  erlag  doch  auch  einer  Versuchung,  die 
andere  Kreise  ganz  ebenso  umgarnt.  Auch  dann,  wenn  der 
Arbeiter  nicht  so  vorgeht,  kann  das  Ziel  verfehlt  werden,  sobald 
die  Gefahr,  gegen  die  er  sich  schützen  will,  so  früh  eintritt,  daß 
er  die  nötigen  Mittel  zur  Abwendung  der  wirtschaftlichen  Nach- 
teile noch  nicht  hat  ansammeln  können.  Er  hätte  sich  freilich 
freiwillig  versichern  können;  aber  auch  bei  günstigeren  Lohnver- 
hältnissen  wird  doch  ein  überaus  großer  Teil  der  Arbeiter  sich  die 
Schranken  nicht  freiwillig  auferlegen,  die  mit  einer  ausreichenden 
Sicherstellung  durch  Versicherung  verbunden  sind.  Auch  die 
Möglichkeit  eines  Ortswechsels,  die  Gefahr  vorübergehender 
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Schmälerung  der  Einkünfte,  die  dann  die  Fortzahlung  der  Prämien 
verhindert,  hält  viele  ab,  diesen  Weg  zu  gehen. 

Der  unmittelbare  Weg  der  Lohnsteigerung  würde  also  nur  [ 

bei  einem  Bruchteil  der  Arbeiter  zum  Ziele  führen.  Deutsch-  | 

land  hat  deshalb  einen  mittelbaren  Weg  der  Lohnsteigerung  ein-  I 

geschlagen,  der  die  Erreichung  des  Zieles  ermöglicht.  Auch  [ 

diesem  Vorgehen  liegt  in  letzter  Linie  der  Gedanke  zu  Grunde,  i 

daß  die  Löhne  die  Sicherstellung  gegen  die  Folgen  der  Krank- 
heiten, der  Unfälle,  der  Invalidität  und  des  Alters  ermöglichen 
müssen  und  daß  sie  zu  dem  Zwecke  auch  einer  Erhöhung  be- 
dürfen. Aber  der  Betrag  dieser  Erhöhung  soll  nicht  erst  in  die 
Hände  des  Arbeiters  zur  eigenen  freien  Verfügung  gelangen, 
sondern  von  vornherein  durch  den  Arbeitgeber  der  Versicherung 
dienstbar  gemacht  werden.  Das  gestattet  nicht  nur,  daß  die  Ge-  [ 

samtheit  der  Arbeiter  hie  nötige  Sicherstellung  gegen  die  be-  I 

zeichneten  Ereignisse  und  mittelbar  auch  die  dazu  erforderliche  ! 

Lohnsteigerung  erlangt,  sondern  cs  ermöglicht  auch  die  Be-  [ 

friedigung  dieses  Bedürfnisses  in  der  wirtschaftlichsten  Weise.  Es  [ 

kostet  thatsächlich  weniger,  wenn  alle  Beteiligten  gemeinsam  die  ( 

Mittel  für  die  Sicherstellung  aufbringen,  als  wenn  jeder  für  sich  ; 

bleibt  oder  nur  ein  Teil  sich  zusammenschließt.  Ueberdies  macht  ! 

das  in  Deutschland  eingeschlagene  Verfahren  den  Orts-  und  Be- 
rufswechsel und  vorübergehende  Zeiten  schlechter  Lohn  verhält-  ? 

nisse  unschädlich,  soweit  es  sich  um  die  Sicherstellung  gegen  die  i 

bezeichneten  Gefahren  dreht.  Auch  bei  vorzeitigem  Eintritt  dieser  ‘ 

Gefahr  ist  der  Arbeiter  nicht  hilflos. 

Ueberdies  ist  die  Gefahr  ausgeschlossen,  daß  die  für  Versiehe-  i 

rungszwecke  angesammelten  Gelder  zu  anderen  Zwecken,  z.  B.  i 

zur  Unterstützung  streikender  Arbeiter  benutzt  werden,  eine  Ge-  | 

fahr,  die  bei  freien  Versicherungsvereinigungen  der  Arbeiter  be-  [ 

steht,  falls  sie  nicht  einer  scharfen  und  ihre  Selbständigkeit  ein-  f 

engenden  behördlichen  Kontrolle  unterw^orfen  sind.  i 

Dieser  mittelbare  Weg  der  Lohtisteigerung  ist  also  viel  ratio-  | 

neller,  als  der  unmittelbare,  wenn  man  das  angestrebte  Ziel  er-  I 

reichen  will.  fc 

Mit  alledem  soll  selbstverständlich  nicht  gesagt  sein,  daß  nicht  c 

auch  eine  weitere  unmittelbare  Steigerung  der  in  den  letzten  Jahr-  [ 

zehnten  erheblich  gewachsenen  Löhne  nötig  sein  kann.  Es  handelt  ! 

sich  hier  nur  darum,  daß  das  Ziel,  das  mit  der  Arbeiterversicherung  f 
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sicher  erreicht  wird,  lediglich  durch  direkte  Lohnerhöhung  nicht 
ebenso  sicher  hätte  erreicht  werden  können. 

Die  mittelbare  Lohnsteigerung,  die  bei  der  Arbeitert^ersiche- 
rung  vorausgesetzt  wurde,  ist  thatsächlich  eingetreten.  Sie  besteht 
in  den  Geldlasten,  die  von  den  Unternehmern  aufgebracht  sind, 
d.  h.  also  in  dem  Drittelbeitrag  zur  Krankenversicherung,  in  dem 
halben  Beitrag  zur  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  und  in 
dem  vollen  Beitrag  zur  Unfallversicherung.  Diese  Lasten  sind 
von  den  Unternehmern  übernommen  worden,  ohne  daß  die  Löhne 
entsprechend  vermindert  sind,  d.  h.  die  Löhne  haben  sich  mittelbar 
u.n  diese  leasten  erhöht.  Ja,  die  Uebernahme  der  Versicherungs- 
lasten durch  die  Unternehmer  hat  nicht  verhindert,  daß  die  stei- 
gende Tendenz  der  unmittelbar  gezahlten  Löhne  im  allgemeinen 
bestehen  geblieben  ist. 

Dieser  ganze  Vorgang  ist  sehr  bemerkenswert.  Er  zeigt,  dsiß 
bei  grundsätzlicher  Aufrechterhaltung  der  freien  Lohnbildung  doch 
die  Gesamtheit  einen  erkennbaren  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Löhne 
gewinnen  kann. 

Seit  Beginn  der  Arbeiterversicherung  haben  die  Unternehmer 
in  der  Unfallversicherung  bis  1896  an  Prämien  und  Umlagen  rund 
470  Mill.  M.  aufgebracht;  in  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rung beträgt  ihr  Anteil  (also  der  halbe  Gesamtbeitrag  von  1891 
bis  1896)  278  Mill.  M.  In  der  Krankenversicherung  haben  die 
Unternehmer  bei  den  Hilfskassen  keine  Beiträge  zu  leisten.  Bei 
den  übrigen  Versicherungsorganen  tragen  sie  der  Beiträge, 
während  sie  auch  hier  an  den  Zusatzbeiträgen  für  I.eistungen  an 
Angehörige  der  Versicherten  nicht  beteiligt  sind.  Die  Gesamt- 
leistung der  Beiträge,  an  denen  die  Unternehmer  mit  Vs  beteiligt 
sind,  stellt  sich  von  1885-1895  auf  rund  804,4  Mill.  M.  Davon 
sind  also  rund  268  Mill.  M.  auf  das  Konto  der  Unternehmer  zu 
schreiben.  Im  ganzen  stellt  sich  die  Leistung  der  Unternehmer 
von  1885—1895  bezw.  1896  auf  rund  1,02  Milliarden  M.  Das  ist 
der  Betrag  der  mittelbaren  Lohnsteigerung,  die  durch  die  Ver- 
sicherungsgesetzgebung ausgelöst  ist.  Die  Summe  ist  so  beträcht- 
lich, daß  der  Arbeiterversicherung  auch  in  Bezug  auf  die  Lohn- 
verhältnisse eine  besondere  Bedeutung  zugeschrieben  werden  muß. 

Die  Einwirkung  der  Arbeiterversicherung  greift  auch  auf  die 
gesundheitlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter  hinüber,  und 
zwar  in  sehr  bedeutsamer  Weise.  Zunächst  kommt  hier  in  Betracht 
die  unmittelbare  Fürsorge  für  die  Heilung  erkrankter  und  ver- 
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letzter  Arbeiter.  Früher  unterließ  der  Arbeiter  in  solchen  Fällen 
aus  Not  und  auch  aus  Unkenntnis  oft  die  rechtzeitige  und  hin- 
reichend lange  Heranziehung  ärztlicher  Hilfe  und  ging  aus  Sorge 
vor  dem  drohenden  Hunger  vorzeitig  wieder  seiner  Arbeit  nach. 
Oft  genug  auch  war  es  ihm  nicht  möglich,  sich  die  erforderlichen 
Arzneimittel  zu  beschaffen. 

Jetzt  sichert  ihn  das  Krankengeld  bezw.  die  Unfallrente  wäh- 
rend des  Heilverfahrens  vor  Not  und  erlaubt  ihm  so  eher,  die 
völlige  Wiederherstellung  abzu warten.  Jetzt  werden  ihm  die  er- 
forderlichen Heilmittel  geliefert,  jetzt  wird  ihm  ärztliche  Hilfe  von 
Anfang  an  gewährt,  ohne  daß  er  selbst  Aufwendungen  dafür  zu 
machen  hat.  Reicht  die  Behandlung  im  eigenen  Hause  nicht  aus, 
so  wird  dem  Arbeiter  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Kranken- 
hause gewährt.  Sehr  oft  bedeutet  das  ein  Herausnehmen  des 
Kranken  aus  ärmlich  eingerichtetem  ungesunden  Wohnungen,  an 
deren  Stelle  die  sachverständig  geleiteten , bequem  ausgestat- 
teten und  gesund  eingerichteten  Krankenhäuser  treten.  Das  alles 
ist  ein  großer  Fortschritt,  der  nicht  geringe  Geldopfer  der  Ver- 
sicherungsorgane bedingt.  Die  Krankenversicherung  hat  von 
1885  — 1895  für  ärztliche  Behandlung  177,3  Mill.  M.,  für  Heil- 
mittel 143,4  Mill.  M.  und  für  V<;rpflegungskosten  an  Kranken- 
häuser etc.  95,5  Mill.  M.  ausgegeben  (vergl.  die  Uebersicht  über 
die  Krankenkassenleistungen  auf  S.  190). 

Die  Organe  der  Unfallversicherung  haben  für  das  Heil- 
verfahren, für  das  sie  mit  Beginn  der  14.  Woche  eintreten  müssen, 
folgende  Aufw^endungen  gemacht: 


Gewerbl. 

Landw. 

Ausführungs- 

Gesamte 

Berufsgen. ') 

Berufsgen. 

behörden 

Unfallversicherung  *) 

M. 

M. 

M. 

M. 

1886 

100  902,90 

— 

16  200,51 

117  103,41 

1887 

289575,16 

417485,75 

— 

36  140,06 

325715,22 

1888 

1 575,56 

48  272,04 
65  677,22 

468  130,70 

1889 

526488,67 

32  701,9.5 

631  416,52 

1890 

626727,81 

91  032,03 

87  044,20 
89  984,13 

819053,97 

1891 

758  204,79 

154811,29 

1 025  970,64 

1892 

859  930,2* 

207  112,94 

100675,17 

I 195  1 16,50 

1893 

862  514,26 

284  490,68 

110617,30 
1 12  786,82 

1 253  688,40 

1894 

872372,58 

314701,57 

> 333  724,80 

1895 

828  857,72 

338557,86 

126718,54 

1 317  350,38 

i80 

906  244,17 

403370,93 

126  722,67 

I 462  282,60 

1)  Ohne  Versicherungsanstalten  für  Baugewerbe. 

2)  Mit  Versicherungsanstalten  für  Baugewerbe. 
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Das  ergiebt  für  die  ganze  Unfallversicherung  seit  Beginn 
ihrer  Wirksamkeit  bis  Ende  1896  eine  Aufwendung  von  9,95  Mill.  M. 
ohne  die  gleichzeitig  an  die  Verletzten  gezahlten  Renten  während 
des  Heilverfahrens. 

Dazu  treten  noch  die  Aufwendungen  für  die  Spitalpflege  der 
Verletzten.  Diese  Kosten  sind  noch  größer  als  die  oben  genannten 
Beträge.  Im  ganzen  wurden  an  Kur-  und  Verpflegungskosten  an 


Ganze 

Unfallversicherung ') 


109,5 

270,» 

418,2 

585.0 

93  b* 
1201,9 
1606,5 
1925,1 

2220.3 

2397.0 

2767.3 


Das  sind  im  ganzen  14,44  Mill.  M. ; daneben  stehen  dann 
noch  4,04  Mill.  M.,  die  während  der  Spitalpflege  den  Angehörigen 
ausgezahlt  sind. 

Hiernach  haben  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  seit 
Beginn  ihrer  Wirksamkeit  bis  1895  (1896)  ausgegeben  für  ärztliche 
Behandlung  und  Heilmittel  330,6  Mill.  M.  und  für  Krankenhaus- 
pflege (ohne  die  Leistungen  an  die  Angehörigen  der  Verpflegten) 

109,8  Mill.  M.,  zusammen  also  rund  440  Mill.  M. 

Wie  viel  die  erkrankten  und  verletzten  Arbeiter  ohne  Bestehen 
der  Arbeiterversicherung  für  ihre  Wiederherstellung  hätten  auf- 
wenden können,  entzieht  sich  natürlich  der  Berechnung.  Aber  man 
darf  sicher  annehmen,  daß  ihre  Aufwendungen  an  diese  Summen 
nicht  entfernt  herangereicht  haben  würden.  Manche  Arbeitskraft, 
die  jetzt  hat  gerettet  werden  können,  wäre  so  zu  Grunde  ge- 
gangen. 

Aber  die  gesundheitlichen  Zustände  haben  eine  noch  weiter 
gehende  Verbesserung  erfahren  dadurch,  daß  sich  bei  allen  Ver 
sicheruiigsorganen  das  Interesse  von  selbst  einstellte,  nicht  nur  für 
ärztliche  Behandlung,  sondern  auch  für  möglichst  erfolgreiche 


Krankenhäuser  bezahlt: 

Gewerbl.  Landw. 

Berufsgen.  Berufsgen. 

Ausführung: 

behörden 

In  1000  M. 

1886 

101.8 

256.8 

— 

7,7 

1887 

— 

14,6 

1888 

396,5 

1,1 

20,3 

1889 

529,8 

40,7 

24,5 

1890 

775,3 

976,2 

120,5 

35,4 

1891 

180.3 

238.3 

45,4 

1892 

1312,6 

55,6 

1893 

1546,6 

312,5 

66,0 

1894 

1736,7 

407,4 

76,2 

1895 

1844,9 

464,0 

88,1 

1896 

2102,3 

574,6 

90,5 

i)  Mit  Versicherungsanstalten  für  Baugewerbe. 
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Behandlung  zu  sorgen.  Die  Unfallversicherungsorgane  haben  dies 
Interesse  so  stark  gehabt,  daß  sie  sich  schon  frühzeitig  auch  in 
den  ersten  13  Wochen  um  das  Heilv'erfahren  zu  kümmern  be- 
gannen. Allenthalben  sah  man,  daß  von  der  bedrohten  Arbeits- 
kraft nach  einem  Unfall  um  so  mehr  zu  retten  war,  je  früher  eine 
zweckentsprechende  Heilmethode  einsetzte.  Das  Krankenversiche- 
rungsgesetz vom  10.  April  1892  hat  den  Unfallversicherungsberufs- 
genossenschaften auch  gesetzliclie  Handhaben  dazu  geboten.  Nach 
§ 76  b müssen  die  Krankenversicherungsorgane  den  Berufsgenossen- 
schafts- bezw.  Sektionsvorständen  von  jedem  Unfall  alsbald  Mel- 
dung machen,  bei  welchem  das  Heilverfahren  mit  dem  Ablauf 
der  4.  Woche  noch  nicht  erledigt  ist.  So  unterrichtet,  können  die 
Berufsgenossenschaften  immer  rechtzeitig  in  das  Heilverfahren 
eingreifen,  wenn  es  ihnen  nötig  erscheint.  Nach  § 76c  können 
sie  die  Leitung  des  Heilverfalirens  schon  vor  der  13.  Woche  über- 
nehmen und  müssen  dann,  bis  zum  Ablauf  der  13.  Woche  nach 
dem  Unfall  bezw.  bis  zur  früher  eintretenden  Heilung  die  Ver- 
pflichtungen der  Krankenkassen  gegen  den  Erkrankten  erfüllen. 
Da  sie  nur  die  Krankengeldzahlungen  von  der  Krankenkasse  er- 
setzt bekommen,  so  bedeutet  die  Uebernahme  der  Leitung  des 
Heilverfahrens  für  die  Berufsgenossenschaften  auch  die  Notwendig- 
keit geldlicher  Leistungen  aus  eigenen  Mitteln. 

Diese  Bestimmungen  sind  seit  i.  Januar  1893  in  Wirksamkeit. 

Ueber  den  Umfang,  in  welchem  hiervon  Gebrauch  gemacht 
wird,  geben  die  Geschäftsbericlite  des  Reichsversicherungsamtes 
Aufschluß*).  Das  Heilverfahren  während  der  ersten  13  Wochen 
haben  hiernach  von  den  64  gtiwerblichen  und  den  48  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften  übernommen  : 


'893 

38  gew. 

B.-G. 

in 

2250  Fäll. 

i61dw.  B.-G. 

in 

1894 

5h  „ 

3250  „ 

^4  jj  )) 

1895 

54  » 

V 

5600  „ 

^7  )>  ,, 

1896 

55  » 

ii 

8442 

30  „ „ 

250  Fäll.,  zus.  54  B.-G.  in  2500 Fäll. 


370  „ 

» 80  „ 

„ 3620 

800  „ 

„ 6400 

1777  „ 

1)  ^5  )> 

„ 9619 

In  den  4 Jahren  1893  — 189Ö  ist  also  schon  in  22  139  Fällen 
von  der  Befugnis  des  § 76  c Gebrauch  gemacht  worden. 

Die  dadurch  entstandenen  Kosten  beliefen  sich  nach  den  Vor- 
bemerkungen zu  den  Nachweisungen  über  die  Rechnungsergebnisse 
der  Berufsgenossenschaften 


1896  auf  499  133,63  M. 

'895  „ 3'6  354,84  „ 

1894  „ 219633,05  „ 

*893  „ I14  7>*,59  „ 

i)  Vergl.  auch  „Amtl.  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes“, 
1898,  No.  2. 
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Im  ganzen  sind  also  für  das  Heilverfahren  vor  der  14.  Woche 


von  den  Berufsgenossenschafteil  von  1893  - iSgö  schon  1,15  Mill.  M. 
verwendet  worden  Der  Erfolg  wird  als  „fast  durchweg  befriedi- 
gend“ bezeichnet.  Die  Verletzten  konnten  nach  dem  Geschäfts- 
bericht des  Reichsversicherungsamtes  für  1895,  S.  3 zum  größten 
Feil  schon  vor  Ablauf  der  Wartezeit  aus  dem  Heilverfahren  als 


völlig  hergestellt  oder  mit  Renten  entlassen  werden,  die  „hinter 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  erheblich  zurückblieben“.  Besonders 
bewährt  hat  sich  nach  diesem  Bericht  die  sofortige  Specialbehand- 
lung bei  Augenverletzungen;  in  melireren  Fällen  konnte  dadurch 
das  Augenlicht  gerettet  werden.  Auch  die  rechtzeitige  mediko- 
mechanische  Nachbehandlung  bei  Knochenbrüchen  hat  sich  als 
günstig  erwiesen.  1896  war  der  Erfolg  günstig  bei  7677  Personen, 
also  bei  fast  80  Proz.  der  übernommenen  Fälle. 

Die  intensivere  Durchführung  des  Heilverfahrens  von  Anfang 
an  ist  hiernach  jedenfalls  als  ein  sehr  wichtiger  Faktor  für  die 
Herabminderung  der  Unfallfolgen  anzusehen.  Die  Berufsgenossen- 
schaften haben  dadurch  auch  für  ihre  Vertrauensärzte  ein  sehr 


großes  Arbeitsfeld  eröffnet,  da  ohne  deren  Eingreifen  und  stän- 
diges Mitwirken  an  eine  Beeinflussung  des  Heilverfahrens  gar 
nicht  zu  denken  wäre. 

Dem  Ziel,  das  diesen  Bestrebungen  zu  Grunde  liegt,  nämlich 
dem  Ziel,  soviel  als  möglich  von  der  gefährdeten  Arbeitskraft  zu 
retten,  hat  man  in  Berlin  auch  noch  durch  die  „Unfallstationen“ 
näher  zu  kommen  gesucht.  Diese  Stationen  sind  von  8 Berufs- 
genossenschaften in  Berlin  1894  in  verschiedenen  Stadtteilen  er- 
richtet. Sie  sind  mit  den  Fabriken  telephonisch  verbunden  und 
auf  Tag-  und  Nachtdienst  eingerichtet.  Die  Stationen  sind  mit 
Aerzten  besetzt,  mit  Verbandmaterial  und  den  nötigen  Instrumenten 
versehen  und  halten  auch  einige  Betten  bereit.  Von  diesen  Sta- 
tionen wird  bei  Unfällen  die  erste  Hilfe  geleistet,  ein  Verband 
unter  sorgfältiger  Vermeidung  jeder  Infektionsgefahr  angelegt  und 
für  angemessenen  Transport  des  Verletzten  gesorgt. 

Nicht  überall  hat  man  diese  vortreffliche  Einrichtung  schaffen 
können.  Wo  es  nicht  möglich  war,  wird  von  den  Berufsgenossen- 
schaften dazu  gedrängt,  daß  in  den  Betrieben  Kästen  mit  Verband- 


i)  In  dem  Geschäftsbericht  des  Reichsversicherungsamtes  für  1897  wird 
der  Kostenaufwand  für  das  Heilverfahren  während  der  Wartezeit  nach  Ab- 
zug der  von  den  Krankenkassen  erstatteten  Beträge  für  1895  auf  304000  Äf. 
und  für  1896  auf  478552  M.  angegeben. 


j 
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zeug  bereit  gehalten  werden  und  daß  Beamte  oder  Arbeiter  vor- 
handen sind,  die  durch  Teilnahme  an  entsprechenden  Kursen  einen 
ersten  Verband  anzulegen  gelernt  haben.  So  ist  viel  geschehen, 
um  die  Unfallfolgen  möglichst  abzuschwächen.  Natürlich  gehen 
die  Berufsgenossenschaften  zunächst  im  eigenen  Interesse  so  vor. 
Sie  wollen  die  Unfalllasten  herabmindern.  Aber  nur  böser  Wille 
kann  leugnen,  daß  dieses  Vorgehen  auch  den  Interessen  der  Ver- 
letzten vollkommen  entspricht.  Besser  als  jede  Rente  ist  für  den 
Verletzten  stets  die  Wiedererlangung  einer  möglichst  ungeschmä- 
lerten Arbeitsfähigkeit  und  Arbeitskraft. 

Wie  die  Unfallversicherung,  so  hat  auch  die  Invaliditäts- 
versicherung ein  Interesse  daran,  daß  die  infolge  einer  Krankheit 
drohende  Gefahr  der  Invalidität  nicht  verwirklicht  wird.  Deshalb 
hat  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  vom  22.  Juni 
1889  in  § 12  den  Versicherungsanstalten  das  Recht  eingeräumt, 
das  Heilverfahren  für  erkrankte  Versicherte,  die  der  reichsgesetz- 
lichen Krankenversicherung  nicht  unterliegen,  zu  übernehmen,  so- 
fern als  Folge  der  Krankheit  eine  Erwerbsunfähigkeit  zu  besorgen 
ist,  die  einen  Anspruch  auf  Invalidenrente  begründen  würde.  Die 
Versicherungsanstalten  können  zu  dem  Zwecke  ärztlicher  Hilfe, 
Arzneimittel,  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel  ge- 
währen. Damit  ist  zugleich  für  einen  Teil  deijenigen,  welche  der 
Krankenversicherungspflicht  nicht  unterworfen  sind,  eine  aus- 
reichende ärztliche  Behandlung  ohne  eigene  Aufwendungen  des 
Erkrankten  gewährleistet.  Die  Versicherungsanstalt  kann  auch 
verlangen,  daß  die  Krankenkasse,  welcher  der  Versicherte  ange- 
hört oder  zuletzt  angehört  hat,  die  Fürsorge  für  den  Erkrankten 
in  dem  Umfang  übernimmt,  den  die  Versicherungsanstalt  für  ge- 
boten erachtet.  Die  Kosten  der  so  beanspruchten  Fürsorge  hat 
die  Versicherungsanstalt  zu  ersetzen. 

Im  März  1893  und  im  November  1894  wurden  auf  Konfe- 
renzen, die  auf  Veranlassung  des  Reichsversicherungsamtes  statt- 
fanden, besondere  Grundsätze  für  die  Handhabung  dieser  Vor- 
schriften aufgestellt.  Hiernach  erstreckt  sich  die  Berechtigung  der 
Versicherungsanstalten  zur  Krankenfürsorge  sowohl  auf  die  der 
reichsgesetzlichen  Krankenversicherung  unterliegenden  als  auch 
auf  andere  Versicherte,  auch  wenn  die  Wartezeit  von  235  Bei- 
tragswochen noch  nicht  erfüllt  ist.  Gleichzeitig  wurde  ausge- 
sprochen, daß  den  Angehörigen  des  Erkrankten,  der  auf  Kosten 
der  Versicherungsanstalt  außerhalb  seiner  Familie  untergebracht 
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ist,  nach  freiem  Ermessen  eine  Unterstützung  gegeben  werden 
kann,  wenn  der  Erkrankte  bisher  für  den  Unterhalt  der  Ange- 
hörigen gesorgt  hat. 

Da  bei  sehr  vielen  Krankheiten  das  Eintreten  der  Invalidität 
möglich  ist,  so  haben  die  Invaliditäts-Versicherungsanstalten  auf 
diese  Weise  Gelegenheit,  in  erheblichem  Umfange  für  ausreichende 
Behandlung  Erkrankter  zu  sorgen.  Die  Versicherungsanstalten 
haben  sich  dieser  Aufgabe  in  wachsendem  Maße  gewidmet.  Sie 
gaben  für  Kosten  des  Heilverfahrens  M aus: 


1891  301,99  M. 

«892  31835,70  „ 

1893  107 179,21  „ 

1894  362  773.78  ^ 

1895  626759,40  „ 

1896  1164009,39  „ 

zusammen  2292859,47  M. 

Die  meisten  Aufwendungen  machten  1896  für  diese  Zwecke 
die  Versicherungsanstalt 

der  Hansestädte  mit  164876,77  M.*) 

Westfalen  „ 138975.02  „ 

Baden  „ 122970,37  „ 

Posen  „ loi  098,57  „ 

Nur  die  Versicherungsanstalten  Oberpfalz  und  Oberfranken 
haben  solche  Aufwendungen  nicht  gemacht. 

Die  Versicherungsanstalten  kämpfen  dabei  namentlich  gegen 
die  Lungenschwindsucht  an  und  schließen  sich  damit  den  von 
vielen  Seiten  geförderten  Bestrebungen  des  deutschen  Central- 
komitees zur  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungenkranke  an, 
das  seit  einigen  Jahren  um  rechtzeitige  und  wirksame  Behandlung 
der  Lungenschwindsucht  in  geeigneten  Heilstätten  eifrig  und  mit 
Erfolg  bemüht  ist.  Von  ärztlicher  Seite  ist  hervorgehoben,  daß 
diese  Geißel  des  Volks  bei  rechtzeitiger  Einleitung  der  Behand- 
lung auch  in  unserem  Klima  heilbar  ist.  Die  Invaliditätsver- 

1)  Die  oben  genannten  Konferenzen  bezeichneten  es  als  wenig 
empfehlenswert,  zu  diesen  Kosten  die  Armenpflege  heranzuziehen. 

2)  Der  Direktor  dieser  Anstalt,  Gebhardt,  hat  sich  um  die  praktische 
Anwendung  des  § 12  besonders  verdient  gemacht.  Auch  der  Sanitätsrat 
Dr.  Pauly- Posen  hat  anregend  eingegrilTen.  (Näheres  bei  L.  Ascher 
•iKrankenftirsorge  und  Arbeiterversicherung**  in  der  Zeitschr.  für  Sozial- 
wissenschaft, herausg.  von  Julius  Wolf,  Jahrg.  1898,  Heft  3,  S.  191  ff. 
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Sicherungsanstalten , für  welche  die  Bekämpfung  der  lAingen- 
Schwindsucht  von  größter  Bedeutung  ist,  haben  zum  Teil  schon 
eigene  Heilstätten  für  Lungenkranke  errichtet  (Hansestädte, 
Hannover,  Braunschweig);  andere  werden  demnächst  — wie  in 
der  Generalversammlung  des  erwähnten  Centralkomitees  vom 
i8.  Dezember  1897  berichtet  wurde  — eigene  Anstalten  dieser 
Art  schaffen  (Berlin,  Brandenburg.  Baden,  Großherzogtum  Hessen), 
wieder  andere  haben  durch  Hergabe  von  Kapitalien  zu  niedrigem 
Zinsfuß  die  Errichtung  von  solchen  Anstalten  erleichtert.  Soweit 
die  Versicherungsanstalten  noch  keine  eigenen  Heilstätten  haben, 
übergeben  sie  Lungenkranke  an  bestehende  Heilstätten  auf  Grund 
des  erwähnten  § 12  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889. 

Auch  mit  der  Errichtung  von  Genesungshäusern  haben  die 
Versicherungsanstalten  schon  begonnen;  so  hat  die  Versicherungs- 
anstalt Schlesien  ein  Genesungshaus  in  Obernigk  unlängst  er- 
öffnet. 

Nach  dem  Geschäftsbericht  des  Reichsversicherungsamtes  für 
1897  S.  27  sind  auf  Grund  des  § 12  Ausgaben  geleistet: 

1894  für  2 286  Personen,  darunter  wegen  Lungenschwindsucht  219 

>895  » 4037  » „ „ „ 940 

1896  6950  „ „ „ 213Ü 

zusammen  13  273  Personen,  darunter  wegen  Lungenschwindsucht  3295 

Die  Gesamtaufwendungen  für  die  laufende  Heilbehandlung 
dieser  Personen,  für  die  Unterstützung  ihrer  Angehörigen  und  für 
die  darauf  entfallenden  besonderen  Verwaltungskosten  nach  Ab- 
zug der  von  Krankenkassen,  Gemeinden  etc.  erstatteten  Beiträge 
stellen  sich  für  1894 — 1896  auf  1976462,22  M. 

Es  wurden  von  1894 — 1896 

von  allen  von  den  Lungen- 
Behandelten  schwindsüchtigen 

geheilt 2473  760 

wesentlich  gebessert  und  dadurch  vor  Er- 
werbsunfähigkeit geschützt 4856  795 

zusammen  7329  1555 

= 53,18  Proz.  = 47,20  Proz. 

Nach  Abzug  der  nachträglich  ^vieder  erwerbsunfähig  ge- 
wordenen Personen  ist  also  von  1894 — 1896  bei  48,94  Proz.  aller 
Behandelten  ein  Erfolg  erzielt  worden. 

Auch  die  Berufsgenossenschaften  haben  zum  Teil  schon 
eigene  Krankenhäuser  für  Unfallkranke  errichtet  Dr.  BOEDIKER, 
der  frühere  Präsident  des  Reichs\'ersicherungsamtes,  konnte  schon 
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1894  auf  dem  Mailänder  internationalen  Kongreß  für  Arbeiter- 
unfälle und  soziale  Versicherung  von  drei  solchen  Anstalten  be- 
richten. Es  waren  die  Anstalt  „Bergmannsheil“  zu  Bochum,  von 
der  Sektion  II  (Westfalen)  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft 
mit  einem  Aufwand  von  über  700000  M.  errichtet,  ferner  das 
Kranken-  und  Rekonvalescentenhaus  zu  Neurahnsdorf  b/Berlin, 
von  der  Nordd.  Holz-Berufsgenossenschaft  1894  mit  500000  M.  er- 
richtet, und  die  Heilanstalt  „Bergmannstrost“  in  Halle  (Saale),  von 
der  Sektion  IV  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  1894  mit 
750000  M.  errichtet 

Andere  Berufsgenossenschaften  haben  sich  durch  Verträge 
mit  bestehenden  Krankenhäusern  besondere  Abteilungen  für 
Unfallkranke  gesichert.  Auch  die  neuerdings  in  vielen  Städten 
errichteten  mediko-mechanischen  Institute  werden  von  den  Berufs- 
genossenschaften vielfach  benutzt  und  sind  in  ständige  Beziehungen 
zu  letzteren  getreten. 

Den  Krankenkassenverbänden  ist  gesetzlich  ebenfalls  das 
Recht  gegeben , eigene  Heilanstalten,  nach  dem  Gesetz  vom 
10.  April  1892  auch  eigene  Genesungshäuser  einzurichten.  Auch 
von  dieser  Seite  her  ist  schon  einiges  geschehen.  Die  Kranken- 
kassenverbände werden  dabei  zweckmäßigerweise  auf  die  Be- 
schaffung von  Anstalten  für  Unterbringung  Genesender  besonders 
bedacht  sein  müssen,  sei  es,  daß  sie  selbst  solche  Anstalten 
schaffen,  sei  es,  daß  sie  die  Errichtung  von  Genesungshäusern 
seitens  anderer  Organe  anregen  und  befördern.  Die  Fürsorge  für 
Genesende  läßt  sich  ohne  solche  Anstalten  nur  unvollkommen 
durchführen.  Gesunde  Luft,  saubere  und  gesunde  Aufenthalts- 
und Schlafräume,  zuträgliche,  dem  Zustand  sorgfältig  angepaßte 
Nahrung,  Femhaltung  von  Aufregung,  lästigen  Geräuschen  u.  dgl. 
mehr,  wie  der  Genesende  es  braucht,  sind  oft  nur  durch  besondere 
Anstalten  zu  schaffen.  Soweit  die  Krankenkassen  nicht  über 
eigene  Genesungshäuser  verfügen,  empfiehlt  sich  die  Benutzung 
bestehender  Anstalten,  deren  es  ja  erfreulicherweise  schon  ver- 
schiedene giebt. 

Eigene  Genesungshäuser  der  Krankenkassen  sind  im  König- 
reich Sachsen  ^)  schon  vor  Erlaß  des  Gesetzes  vom  10.  April  1892 
aufgekommen.  Die  Ortskrankenkasse  in  Leipzig  hat  schon  1889 
zwei  Anstalten  für  Genesende  auf  den  Gütern  Gleesberg  und 


I)  Vergl.  Zeitschrift  des  Kgl.  sächs.  stat.  Bureaus,  1896,  S.  34. 
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Forstel,  die  zu  dem  Zwecke  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt 
waren,  eröffnet  und  dort  aufgenommen  und  verpflegt: 


in  Förstel  in  Gleesberg 
männl.  weibl. 


1889/90 

135 

205 

Genesende 

1890/91 

172 

268 

>1 

1891/92 

251 

306 

1892/93 

302 

333 

j} 

1893/94 

294 

326 

Ferner  hat  1890  der  Verband  süd-lausitzer  Krankenkassen  in 
Jonsdorf  und  die  Ortskrankenkasse  zu  Dresden  1894  eine  Ge- 
nesungsstätte errichtet.  Die  Erfolge  sind  überall  durchaus  günstig 
gewesen.  Im  ganzen  haben  al)er  die  Krankenkassen  die  Fürsorge 
für  Genesende  noch  nicht  genügend  angegriffen.  Sie  haben  zu- 
sammen für  solche  Zwecke  aufgewandt: 


1893  40  888  M. 

1894  . 70882  „ 

1895  50  968  „ 

zusammen  162738  M. ') 


Wer  unbefangenen  Blickes  diese  letzteren  Mitteilungen  über- 
schaut, wird  zugeben,  daß  die  Organe  der  Arbeiterversicherung 
mit  der  Errichtung  eigener  Heil-  und  Genesungsanstalten,  mit 
der  Beförderung  des  Kampfes  gegen  Lungenschwindsucht  u.  dgl. 
eine  Bahn  betreten  haben,  die  für  die  gesundheitlichen  Verhält- 
nisse der  Arbeiter  zu  sehr  segensreichen  Ergebnissen  führen  kann. 
Wenn  auch  andere  Organe,  namentlich  städtische  Verwaltungen, 
Privatgesellschaften  u.  a.  auf  ähnliche  Weise  sich  bethätigen,  so 
ist  das  gewiß  nicht  geeignet,  die  Leistungen  der  Versicherungs- 
organe auf  diesem  Gebiet  als  weniger  wertvoll  erscheinen  zu 
lassen. 

Je  mehr  auf  diesem  Gebiete  gethan  wird,  desto  mehr  wirkt 
die  Arbeiterversicherung  auf  die  gesundheitlichen  Verhältnisse 
der  unteren  Volksschichten  im  allgemeinen  günstig  ein. 

Schon,  was  bisher  geschehen,  ist  bedeutsam  in  dieser  Be- 
ziehung. Durch  die  umfassendere  Heranziehung  ärztlicher  Thätig- 
keit  und  durch  die  vermehrte  Verv^^endung  der  Spitalpflege  werden 
die  ärztlichen  Erfahrungen  erweitert,  werden  brauchbare  Behand- 
lungsmethoden verallgemeinert  und  neue  Heilmethoden  gefunden. 


I)  Diese  Beträge  sind  in  den  „Verpflegungskosten“  auf  S.  190  enthalten. 
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Von  ärztlicher  Seite  ist  das  bereits  ausgesprochen^).  Abgesehen 
davon  ist  es  von  günstiger  Wirkung,  daß  die  Arbeiterkreise  sich 
mehr  und  mehr  daran  gewöhnen,  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Das  wirkt  ohne  Zweifel  erzieherisch  auf  diese  Kreise 
und  führt  sie  auch  da,  w^o  sie  oder  ihre  Angehörigen  nicht  seitens 
der  Versicherungsorgane  ärztliche  Behandlung  erlangen,  oft  früher 
zu  einem  Arzt.  Allerdings  wird  es  noch  sehr  lange  dauern,  ehe 
die  freiwillige  rechtzeitige  Inanspruchnahme  ärztlicher  Hilfe  in 
diesen  Kreisen  die  Regel  wird.  Ein  gewisses  Mißtrauen  gegen 
die  Aerzte  im  allgemeinen  herrscht  hier  und  kann  nur  langsam 
verschwinden.  Auch  eine  nicht  geringe  Leichtgläubigkeit  gegen- 
über Kurpfuschern  ist  noch  ~ wie  ja  auch  in  anderen  Bevölke- 
rungsschichten — vorhanden  und  wird  schw^erlich  ganz  ausge- 
rottet w’^erden  können.  Aber  im  ganzen  darf  man  auf  die  er- 
wähnte erzieherische  Wirkung  der  Arbeiterversicherung  rechnen, 
und  allmählich  wird  das  auch  Früchte  tragen,  die  den  gesund- 
heitlichen Verhältnissen  günstig  sind. 

Die  sachgemäße  Behandlung  der  Krankheiten  und  Unfälle, 
wie  sie  jetzt  durch  die  Versicherungsorgane  vermittelt  wird,  die 
bessere  Lebenshaltung  während  des  Heilverfahrens  gegenüber 
den  früheren  Zuständen  erhöhen  überhaupt  den  allgemeinen  Ge- 
sundheitszustand in  den  unteren  Klassen  und  machen  — wie 
Freund  a.  a.  O.,  S.  85  richtig  betont  — auch  die  heranwachsende 
Generation  gesunder  und  widerstandsfähiger.  In  letzterer  Be- 
ziehung wirkt  auch  die  Wochenbettunterstützung  günstig  ein.  Sie 
ermöglicht  bessere  Pflege  und  Ernährung  während  des  Wochen- 
bettes und  größere  Schonung  in  den  ersten  Wochen  danach. 
Die  12,3  Mül.  M.,  die  von  den  Krankenkassen  von  1885 — 1895 
für  diese  Zwecke  ausgegeben  sind,  waren  keinesfalls  für  die  Ge- 
samtverhältnisse nutzlos. 

War  bisher  davon  die  Rede,  wie  die  Versicherungsorgane  die 
holgen  der  Krankheiten  und  Unfälle  abzuschwächen  bemüht  sind, 
so  haben  sie  andererseits  ein  Interesse  daran,  diesen  Gefahren 
möglichst  vorzubeugen.  Die  Pflege  der  Gefahrenverhütung 
ist  in  der  Unfallversicherung  den  Versicherungsorganen  in  nicht 
geringem  Umfange  übertragen.  Die  Berufsgenossenschaften 
können  Unfallverhütungsvorschriften  erlassen  und  besondere  Be- 


il Dr.  Georg  Heimann  (prakt.  Arzt),  Die  Ergebnisse  der  berufs- 
genossenschaftlichen Unfallversicherung,  Berlin  1897,  S.  25,  26. 
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amte  (Beauftragte)  bestellen,  die  in  den  Betrieben  die  Befolgung 
dieser  Vorschriften  überwachen  und  auch  sonst  auf  Anbringung 
von  Schutzvorrichtungen,  auf  Abstellung  von  schlechten  Ein- 
richtungen u.  s.  w.  dringen.  Ueberdies  giebt  die  Möglichkeit,  die 
besonderen  günstigen  oder  ungünstigen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Betriebe  bei  der  Beitragsbemessung  zu  berücksichtigen  und  ge- 
gebenen Falls  Regreßansprüche  gegen  den  nachlässigen  Unter- 
nehmer geltend  zu  machen,  den  Unternehmern  selbst  einen  An- 
stoß, auf  Unfallverhütung  bedacht  zu  sein.  Auch  das  Umlage- 
verfahren als  solches  erhöht  das  Interesse  an  der  Unfallverhütung, 
da  die  etwaige  Nachlässigkeit  in  dieser  Beziehung  wegen  der 
steigenden  Umlagen  schließlich  allgemein  fühlbar  wird  *). 

Die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  haben  sich  schon 
in  beachtenswerter  Weise  auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung 
bethätigt. 


Unfallverhütungsvor-  Zahl  der  angestellten  Beauftragen 

Schriften  hatten  erlassen  zur  Ueberwachung  der  BetriAe 


gewerbl. 

landw. 

zu- 

gewerbl. 

landw. 

zu- 

Berufsg. 

Berufsg. 

sammen 

Berufsg. 

Berufsg. 

sammen 

1886 

5 

— 

5 

39 

— 

39 

1887 

30 

— 

30 

79 

— 

79 

1888 

4» 

I 

42 

124 

I 

125 

1889 

47 

2 

49 

152 

5 

*57 

1890 

49 

3 

52 

146 

2 

148 

1891 

53 

3 

56 

<63 

2 

165 

1892 

55 

3 

58 

157 

I 

'58 

>893 

56 

4 

60 

168 

2 

170 

1894 

5« 

5 

63 

205 

4 

209 

1895 

58 

7 

65 

198 

4 

202 

1896 

60 

8 

68 

201 

4 

205 

Während  hiernach  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften noch  wenig  zum  Erlaß  von  Unfallverhütungsvorschriften 
und  zur  Bestellung  von  Beauftragten  zur  Ueberwachung  der  Be- 
triebe übergegangen  sind,  haben  die  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften sehr  bald  die  Aufgabe  angegriffen.  Von  den  gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften  haben  nur  noch  4 keine  Unfallver- 
hütungsvorschriften. 

Die  Zahl  der  Beauftragten  ist  mit  einigen  Rückschlägen  bei 
diesen  Berufsgenossenschaften  bis  1894  gewachsen  (auf  205).  1895 

war  die  Zahl  um  7 geringer,  1896  hatte  sie  sich  auf  201  gehoben. 


I)  Vergl.  VAN  DER  Borght,  Umlage-  oder  Kapitaldeckungs-(Prämien)- 
verfahren  bei  obligatorischer  Unfallversicherung,  Berlin  1897,  S.  30/31. 
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Diese  Beauftragten  verteilen  sich  auf  50  gewerbl.  Berufsgenossen- 
schaften. 

Ohne  Beauftragte  waren  1896; 

1)  die  Schlesische  Eisen-  und  Stahlberufsgenossenschaft, 

2)  „ Töpfereiberufsgenossenschaft, 

3)  „ Gas-  und  Wasserwerksberufsgenossenschaft, 

4)  „ Leinenberufsgenossenschaft, 

5)  „ Brennereiberufsgenossenschaft, 

6)  „ Schomsteinfegerbenifsgenossenschaft, 

7)  „ Hannoversche  Baugewerksberufsgenossenschaft, 

8)  ,,  Magdeburger  Baugewerksberufsgenossenschaft, 

9)  Thüringer  Baugewerksberufsgenossenschaft, 

I o)  „ Privatbahnberufsgenossenschaft, 

11)  „ Straßenbahnberufsgenossenschaft, 

1 2)  „ Fuhrwerksberufsgenossenschaft, 

1 3)  Westdeutsche  Binnenschiffahrtsberufsgenossenschaft, 

1 4)  „ Elbschiflfahrtsberufsgenossenschaft. 

Ein  Teil  dieser  14  Berufsgenossenschaften  bietet  allerdings 
auch  nach  der  Art  der  zugehörigen  Betriebe  für  besondere  ständige 
technische  Ueberwachungsbeamte  kein  Arbeitsfeld,  wie  die  Schorn- 
steinfeger- und  die  Fuhrwerksberufsgenossenschaft.  Bei  einigen 
anderen  — wie  bei  der  Privatbahn-  und  bei  der  Straßenbahn- 
beruf sgenossenschaft  — ist  in  anderer  Weise  schon  für  genügende 
technische  Betriebskontrolle  gesorgt.  Jedenfalls  kann  das  Fehlen 
von  Beauftragten  nicht  überall  gleich  beurteilt  werden.  Ueber 
den  Umfang  der  Thätigkeit  der  Beauftragten  stehen  mir  allge- 
meine Angaben  nicht  zur  Verfügung. 

Die  in  den  Nachweisungen  des  Reichsversicherungsamtes 
angegebenen  Unfallverhütungskosten  beliefen  sich  1896  für  die 
ganze  Unfallversicherung  auf  1029323,51  M.;  davon  entfallen  aut 
die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  allein  schon  936  1 14,38  M., 
so  daß  bei  den  übrigen  Genossenschaften,  bei  den  Bau-Unfallver- 
sicherungsanstalten  und  bei  den  Ausführungsbehörden  nennens- 
werte Beträge  nicht  aufgewendet  wurden.  In  der  Gesamtsumme 
von  1029323,51  M.  stecken  499133163  M.  für  das  Heilverfahren 
vor  Schluß  der  13.  Woche,  so  daß  530189,88  M.  für  eigentliche 
Unfallverhütung  übrig  bleiben.  Von  diesem  Rest  kommen  allein 
493588,11  M.  auf  die  Ueberwachung  der  Betriebe  (darunter 
485801,79  M.  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften). 
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Zur  Veranschaulichung  der 
folgende  Ziffern: 

Kosten  der  Ueberwachung 
der  Betriebe  der  gewerbl. 
Berufsgenossenschaften 


Entwickelung  genügen  deshalb 


Unfallverhütungskosten  der  gesamten 
Unfallversicherung  nach  Abzug  der 
Aufwendungen  für  das  Heilverfahren 
vor  Beginn  der  14.  Woche 


i880 

54  941,46  M. 

69952,66 

M. 

1887 

91  399,32 

fl 

366  670,34 

fl 

1888 

297  459,89 

fl 

336 169,47 

w 

1889 

275644,00 

fl 

324  080,68 

fl 

1890 

310968,02 

fl 

368  407,63 

fl 

1891 

394380,85 

fl 

454 

fl 

1892 

397  583,51 

fl 

464  378,77 

fl 

1893 

444  374,56 

fl 

454  789,53 

fl 

1894 

432443,25 

fl 

441  871,39 

fl 

1895 

453051,10 

fl 

462  004,55 

fl 

1896 

493  588,11 

fl 

530189,88 

fl 

Die  Gesamtbeträge 

für  die 

Unfallverhütung  in 

den  Jahren 

1886 

— I 8q6  stellen  sich 

hiernach 

auf  4,27  Mill.  M,, 

während  die 

Kosten  der  Ueberwachung  der  Betriebe  3,65  Mill.  M.  bei  den  ge- 


werblichen Berufsgenossenschaften  jn  Anspruch  nahmen. 

Die  Kosten  der  Ueberwachung  der  Betriebe  bei  den  gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften  zeigen  1889  und  1894  einen  kleinen 
Rückschritt.  Im  ganzen  gehen  aber  die  Kosten  in  die  Höhe. 
In  den  letzten  Jahren  ist  — wenigstens  bis  1895  einschließlich  — 
der  Zuwachs  nicht  besonders  groß.  Das  hängt  selbstverständ- 
lich mit  der  verschiedenen  Intensität  zusammen , mit  der  die 
Beauftragten  ihrer  Thätigkeit  oblagen.  Daß  dabei  Schwan- 
kungen von  Jahr  zu  Jahr  eintr<Jten,  kann  nicht  überraschen. 
Wenn  Ernst  Lange  im  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik,  1897,  Heft  3/4,  S.  482  aus  den  Zahlen  für  1893—1895 
folgert,  daß  hier  ein  von  ihm  vorausgesehener  und  vorausgesagter 
„vollständiger  Stillstand“  eingetreten  sei,  so  ist  das  und  ebenso 
die  daran  geknüpfte  Schlußfolgerung  durch  die  Zahlen  des  Jahres 
1896  schon  widerlegt.  Wenn  man  dem  Verfasser  glauben  soll, 
so  ist  für  die  Zwecke  der  Unfallverhütung  eine  „ungeeignetere 
Organisation  als  die  berufsgenossenschaftliche  in  ihrer  jetzigen 
Form  kaum  denkbar“.  Das  ist  m.  E.  vollkommen  verkehrt.  Die 
Berufsgenossenschaften  haben  die  sachverständigsten  Leute  — 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  — zur  Beratung  der  Unfallver- 
hütungsvorschriften zur  Verfügung  und  ziehen  sie  auch  dazu 
heran.  Sie  haben  sich,  soweit  die  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften in  Frage  kommen,  zum  größten  Teile  mit  Beauftragten 
— meist  Technikern  — versehen,  die  ständig  in  den  betreffenden 
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Industriezweigen  für  die  Unfallverhütung  thätig  sind,  also  sehr 
genau  mit  allen  Eigentümlichkeiten  vertraut  werden  und  deshalb 
besonders  sachverständig  eingreifen  können.  Die  Mitglieder  sind 
wegen  des  Umlage  Verfahrens  sämtlich  an  der  Unfallverhütung 
interessiert  u.  s.  w.  Ich  meine,  das  spricht  alles  für  und  nicht 
gegen  die  berufs  genossenschaftliche  Organisation  in  Bezug  auf 
Unfallverhütung.  In  Oesterreich  leistet  die  territoriale  Organisation 
der  Unfallversicherung  auf  diesem  Gebiet  erheblich  weniger. 

Bei  alledem  darf  man  nicht  vergessen,  daß  die  Unfallver- 
hütung nicht  lediglich  in  der  Hand  der  Berufsgenossenschaften 
liegt.  Auch  die  Gewerbeaufsicht  hat  hier  umfassende  Aufgaben. 
Die  Gewerbeaufsichtsbeamten  haben  sich  in  Deutschland  seit  1890 
bis  1896  von  80  auf  280  vermehrt.  Mit  den  Beauftragten  der 
Berufsgenossenschaften  zusammen  sind  also  1896  481  gewerbliche 
Aufsichtspersonen  thätig  gewesen,  gegen  226  im  Jahre  1890.  Es 
wäre  gar  nicht  auffällig,  wenn  die  Vermehrung  der  staatlichen 
Gewerbeaufsichtsbeamten,  die  1892  einsetzte,  wirklich  einen  Rück- 
schritt oder  Stillstand  in  den  Aufwendungen  der  Berufsgenossen- 
schaften für  die  Betriebsüberwachung  zur  Folge  gehabt  hätte. 
In  der  That  scheint  die  Bewegung  dieser  Aufwendungen  in  den 
Jahren  1892  — 1894  auf  eine  solche  Wirkung  hinzudeuten.  Aber 
seitdem  ist  doch  schon  wieder  eine  Erhöhung  zu  verzeichnen,  die 

1896  einen  nennenswerten  Umfang  erreichte. 

Daß  übrigens  die  Bemühungen  der  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften um  Unfallverhütung  und  bessere  Heilung  der 
Verletzten  erfolgreich  gewesen  sind,  zeigt  der  starke  absolute  und 
relative  Rückgang,  der  bei  den  Fällen  mit  gänzlicher  Erwerbs- 
fähigkeit eingetreten  ist,  trotzdem  die  Zuerkennung  der  Renten 
immer  humaner  erfolgt  ist.  Aus  den  Zahlen  auf  S.  191  ergiebt 
sich,  daß  Fälle  mit  gänzlicher  und  dauernder  Erwerbsunfähigkeit 
bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  vorkamen . 


1889 

2331 

0,4  9 

auf  1000  Versicherte 

1890 

1869 

=■ 

0,»8 

1891 

1570 

= 

0,32 

»,  if 

1892 

1507 

= 

0,30 

*893 

1377 

= 

0,27 

,, 

,,  » 

1894 

855 

= 

0,16 

,, 

„ >» 

«895 

780 

= 

0,15 

„ yy 

1896 

595 

0,10 

», 

yy  yy 

Angesichts  dieser  Zahlenreihe  den  Berufsgenossenschaften 
Unfähigkeit  zur  Unfallverhütung  vorzuwerfen,  ist  jedenfalls 
gewagt. 
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Daß  den  Berufsgenossenschaften  nicht  das  ganze  Gebiet  des 
Arbeiterschutzes  übertragen  worden  ist,  wurde  schon  erwähnt. 
Hierfür  bedurfte  es  gesetzlicher  Bestimmungen,  die  den  Unter- 
nehmer nicht  nur  durch  sein  eigenes  Interesse  zu  entsprechender 
Bethätigung  bringen,  sondern  ihm  auch  ein  ganz  bestimmt  be- 
zeichnetes  Maß  von  Verpflichtungen  für  den  Arbeiterschutz  auf- 
erlegen und  den  Behörden  die  Befugnis  zum  Eingreifen  mit  all- 
gemeinen Verordnungen  und  mit  Einzelverfügungen  verleihen. 

Diese  Vorschriften  sind  durch  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1891 
geschaffen  worden,  und  zur  Ueberwachung  seiner  Ausführung  ist 
auch,  wie  erwähnt,  das  staatliche  Gewerbeaufsichtspersonal  ver- 
stärkt worden. 

Weder  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Arbeiterschutz, 
noch  die  staatliche  Gewerbeaufsicht  sollten  durch  die  Unfallversiche- 
rungsgesetze entbehrlich  gemacht  werden.  Diese  haben  vielmehr  von 
Anfang  an  eine  gewisse  Beziehung  zu  dieser  Pflege  des  Arbeiter- 
schutzes herzustellen  und  ihr  dadurch  vorzuarbeiten  gesucht.  Das 
Gesetz  vom  6.  Juli  1884  verpflichlete  in  § 85  Abs.  2 die  Beauftragten, 
also  die  Aufsichtsbeamten  der  Berufsgenossenschaften,  den  staat- 
lichen Aufsichtsbeamten  auf  Erfordern  über  ihre  Ueberwachungs- 
thätigkeit  und  deren  Ergebnisse  Mitteilung  zu  machen.  Auf  der 
anderen  Seite  sicherte  der  § 81  den  Genossenschafts-  oder  Sek- 
tionsvorständen und  den  Arbeitervertretern  eine  gutachtliche  Mit- 
wirkung bei  dem  Erlaß  behördlicher  Unfallverhütungs Vorschriften 
für  die  einzelnen  Betriebszweige.  Durch  § i2oe  Abs.  2 des 
Arbeiterschutzgesetzes  ist  diese  Mitwirkung  der  berufsgenossen- 
schaftlichen Organe  ebenfalls  vorgesehen,  und  dadurch  ist  vom 
Gesetzgeber  anerkannt  worden,  daß  die  in  den  Berufsgenossen- 
schaftsorganen vereinigte  specielle  Sachkenntnis  für  das  Gebiet 
des  Arbeiterschutzes  wertvoll  ist. 

Die  Arbeiterversicherung  übt  weiterhin  einen  erzieherischen 
Einfluß  auf  die  Arbeiter  aus  insofern,  als  sie  dieselben  durch 
Heranziehung  zu  bestimmten  Verwaltungsarbeiten  mit  größeren 
Erfahrungen  für  die  Verwaltung  eigener  und  fremder 
Wohlfahrtseinrichtungen  ausrüstet.  Herkner  hat  allerdings  in 
seiner  Schrift  „Die  Arbeiterfrage“,  2.  Aufl.,  Berlin  1897,  S.  123 
erklärt,  daß  die  Arbeiterversicherung  „eben  ihres  Zwangscharakters 
wegen  und  infolge  ihrer  autoritär-bureaukratischen  Verwaltungs- 
formen einen  erziehlichen  Einfluß  auf  die  arbeitenden  Klassen 
auszuüben  und  deren  Fähigkeiten  zur  Selbstverwaltung  ihrer  An- 
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gelegenheiten  zu  entwickeln  nicht  imstande  ist.  In  dieser  Bezie- 
hung ist  das  freie  Hilfskassenwesen  der  Engländer  den  deutschen 
Einrichtungen  außerordentlich  überlegen.“  Ich  hätte  gewmnscht, 
daß  dieses  scharfe  Urteil  von  Herkner  näher  begründet  worden 
wäre*).  Sieht  man  sich  die  gesetzlichen  Bestimmungen  und  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  etwas  genauer  an,  so  wird  man  einem 
solchen  Urteil  schlechterdings  nicht  beitreten  können. 

Die  Krankenversicherung  baut  sich  im  wesentlichen  auf 
Körperschaften  auf,  denen  ein  weitgehendes  Recht  der  Selbst- 
verwaltung in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  verliehen  ist.  Die 
Berufsgenossenschaften  haben  ebenfalls  einen  großen  Spielraum 
für  ihre  eigene  Bethätigung : nur  bei  den  landwirtschaftlichen  Be- 
rufsgenossenschaften tritt  die  Selbstverwaltung  der  Beteiligten 
etwas  zurück.  Noch  mehr  gilt  das  von  den  Versicherungsanstalten 
der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung.  Aber  auch  hier  ist  den 
zunächst  Beteiligten  noch  eine  erhebliche  Mitwirkung  vergönnt. 
Allerdings  herrscht  für  die  ganze  Arbeiterversicherung  das  Prinzip 
des  Beitrittszwanges.  Unternehmer  und  Arbeiter  können  nicht 
beliebig  eines  der  verschiedenen  Versicherungsorgane  auswählen. 
Aber  der  Beitrittszwang,  ohne  den  übrigens  eine  alle  Beteiligten 
umspannende  Organisation  gar  nicht  möglich  gewesen  wäre,  ver- 
hindert nicht,  daß  den  Versicherungsorganen  in  ihren  eigenen 
Angelegenheiten  eine  große  Freiheit  gelassen  ist.  Daß  diese 
Freiheit  benutzt  wird,  daß  thatsächlich  die  Versicherungsorgane 
in  den  Dingen,  die  ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen  sind 
sehr  verschieden  vergehen , davon  kann  man  sich  leicht  über- 
zeugen. 

Was  nun  die  Arbeiter  selbst  anlangt,  so  haben  sie  am  meisten 
bei  der  Verwaltung  mitzuarbeiten  in  der  Krankenversicherung  — 
abgesehen  von  der  Gemeindekrankenversicherung.  Die  Arbeiter 
sind  die  Mitglieder  der  Krankenkassen.  Die  Arbeiter  bilden  die 
Generalversammlung  oder  wählen  die  Vertreter  zur  General- 
versammlung. Die  Arbeiter  bilden  den  Vorstand.  Die  Arbeit- 
geber sind  an  diesen  Organen  nur  im  Verhältnis  zu  den  von 
ihnen  selbst  zu  zahlenden  Beiträgen  bis  zu  höchstens  einem  Drittel 
der  Stimmen  beteiligt.  Da  die  Arbeiter  die  Stimmenmehrheit 


I)  Herkner  hat  überhaupt  an  der  obligatorischen  Versicherung  viel 
auszusetzen;  er  .schlägt  aber  meines  Erachtens  einzelne  Mängel  der  Organi- 
sation viel  zu  hoch  an. 
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haben,  so  sind  sie  in  diesen  Dingen  der  entscheidende  Teil.  Bei 
den  Hilfskassen,  soweit  sie  nach  dem  Krankenversicherungsgesetz 
zur  Durchführung  der  Versicherung  mit  herangezogen  sind,  gilt 
das  in  noch  höherem  Maße.  Da  1895 

4475  Ortskrankenkassen 
O770  Betriebskrankenkassen 
102  Baukrankenkassen 
543  Innungskrankenkassen 
1651  Hüfskassen 

thätig  waren,  so  hatten  die  Arbeiter  an  13543  Krankenkassen  in 
ehrenamtlichen  Stellungen  mitzuwirken  und  in  den  General- 
versammlungen selbst  oder  durch  gewählte  Vertreter  in  wichtigen 
Angelegenheiten  zu  beschließen.  Das  ist  meines  Erachtens  eine 
sehr  wichtige  Schule  für  die  Arbeiter,  die  auch  auf  anderen  Ge- 
bieten nützlich  werden  kann. 

Die  Unfallversicherung  zieht  die  Arbeiter  nicht  zu  der  laufen- 
den Verwaltung  heran.  Aber  sie  beteiligt  dieselben  bei  der  Be- 
ratung der  Unfallverhütungsvorschriften,  bei  der  Rechtsprechung 
der  Schiedsgerichte  und  des  Reichsversicherungsamtes.  Das  sind 
durchaus  bedeutsame  Posten,  auf  denen  die  Arbeiter  Gelegenheit 
finden,  ihr  Wissen  und  ihre  Erfahrung  und  ihre  Gewandtheit  in 
Verwaltungsgeschäften  zu  erweitern.  Die  Zahl  der  Schiedsgerichte, 
deren  Beisitzer  je  zur  Hälfte  zu  den  Arbeitern  gehören  müssen, 
war  1896  bei  den 

gewerblichen  Berufs^enossenschaften  . . . 409 

landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  598 
staatlichen  Ausführungsbehörden  ....  148 

sonstigen  Ausführungsbehörden 254 

zusammen  1 409 

Im  Reichsversicherungsamt  sind  6 Arbeiter  als  nichtständige 
Mitglieder  mit  etwa  40  Stellvertr<^tern  thätig.  Als  „Arbeitervertreter“ 
fungierten  1896  bei  den 

gewerblichen  Berufsgenossenschaften  . . . 2954 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  1196 
staatlichen  Ausführungsbehörden  ....  985 

sonstigen  Ausführungsbehörden 917 

zusammen  6052 

In  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  sind  die  Arbeiter 
bei  den  Vorständen  nach  näherer  Regelung  des  Statutes  als  Mit- 
glieder zugelassen  und  müssen  auf  alle  Fälle  in  dem  „Ausschuß“ 
in  derselben  Zahl  wie  die  Arbeitgeber  vertreten  sein.  Auch  in 
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dem  Aufsichtsrat , falls  ein  solcher  gebildet  wird , sind  sie  in 
gleicher  Zahl  wie  die  Arbeiter  vertreten,  und  dieser  Aufsichtsrat 
ist  obligatorisch,  wenn  im  Vorstand  eine  Beteiligung  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  nicht  besteht^).  Endlich  sind  die 
Vertrauensmänner  (örtliche  Verwaltungsorgane)  zum  Teil  aus  den 
Arbeitern  zu  bestellen.  Auch  hiernach  ist  den  Arbeitern  eine 
erhebliche  Mitwirkung  an  der  Verwaltung  gesichert.  Außerdem 
sind  die  Arbeiter  auch  hier  an  den  Schiedsgerichten  beteiligt, 
deren  es  1896  499  mit  9374  Beisitzern  (darunter  4687  Arbeiter) 
gab.  In  demselben  Jahr  waren  als  Ausschußmitglieder  309  Arbeiter 
und  als  Vorstandsmitglieder  38  Arbeiter  thätig.  Wie  viele  von 
den  66274  Vertrauensmännern  zu  den  Arbeitern  gehören,  läßt 
sich  aus  den  Statistiken  nicht  erkennen ; jedenfalls  handelt  es  sich 

hier  um  eine  beträchtliche  Ziffer. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  daß  die  Arbeiterversicherung  zwar 

nicht  ausschließlich  durch  die  Arbeiter  verwaltet  wird,  w^  ja  auch 
wegen  der  Mitbeteiligung  der  Unternehmer  an  den  Versicherungs- 
lasten unberechtigt  gewesen  wäre,  wohl  aber  unter  weitgehender 
Mitwirkung  der  Arbeiter,  und  diese  Mitwirkung  verschafft  lausen- 
den  von  Arbeitern  ständig  Gelegenheit,  sich  mit  Kenntnissen  aus- 
zurüsten, die  sie  auch  an  anderen  Stellen  für  sich  und  ihre  Mit- 
arbeiter gut  verwenden  können. 

Darüber  hinaus  werden  die  Arbeiter  durch  die  Versicherung 

mehr  mit  dem  Gedanken  einer  wirtschaftlichen  Fürsorge  för 
schwierige  Zeiten  vertraut  gemacht.  Sind  sie  auch  zwangsweise 
in  die  Versicherung  hineingezogen  worden,  so  werden  sie  doch 
durch  die  Gewöhnung  an  die  Versicherung  auch  auf  den  Weg 
veniünftiger  Selbsthilfe  gewiesen,  und  sie  sehen  dabei  tagtäglich, 
welchen  Wert  für  solche  Selbsthilfe  das  Zusammenschließen  aller 
Gleichinteressierten  hat.  Auch  das  wird  für  die  praktische  Sozial- 
politik noch  gute  Früchte  tragen. 

Eine  sehr  wichtige  Wirkung  der  Arbeiterversicherung  ist  die 
dadurch  erzielte  Verbesserung  der  rechtlichen  Stellung  des 
Arbeiters  im  öffentlichen  Leben.  Dieser  Punkt  wird  gewöhn- 
lich übersehen,  und  doch  ist  er  von  großer  grundsätzlicher  Re- 
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I)  Da  bei  allen  Versicherungsanstalten  die  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer an  den  Vorständen  beteiligt  sind,  so  ist  diese  Bestimmung  nicht 
praktisch  geworden. 
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deutung.  Unsere  Zeit  stützt  sich  bei  vielen  Aufgaben  der  öffent- 
lichen Verwaltung  und  auch  in  der  Rechtsprechung  auf  Bürger, 
die  in  ehrenamtlichen  Stellungen  thätig  sind.  Waren  hierbei  auch 
die  Arbeiter  nicht  rechtlich  ausgeschlossen,  so  war  ihnen  doch  die 
1 eilnahme  meist  thatsächlich  — auch  wegen  der  damit  verbun- 
denen Ausfälle  an  Arbeitsverdienst  — unmöglich.  Die  Arbeiter- 
versicherung hat  von  vornherein  die  Beteiligung  der  Arbeiter  an 
der  Verw^altung  und  an  der  sich  entwickelnden  sozialen  Recht- 
sprechung bis  in  die  höchste  Instanz  nicht  nur  zugelassen,  sondern 
gefordert  und  in  bestimmter  V^eise  geregelt.  Die  Gesetze  sichern 
auch  den  beteiligten  Arbeitern  bestimmte  Bezüge,  so  daß  ihnen 
thatsächlich  die  Ausübung  der  Ehrenämter  möglich  wird.  Ueberall 
erhalten  sie  Ersatz  ihrer  baren  Auslagen.  Weiter  haben  sie  bei 
den  Krankenkassenvorständen  laut  Statut  und  in  der  Unfall- 
versicherung als  Arbeitervertreter,  als  Bevollmächtigte  der  Kranken- 
kassen und  als  Schiedsgerichtsbeisitzer  laut  Gesetz  und  in  der 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  als  Vorstands-,  Ausschuß- 
und  Aufsichtsratsmitglieder,  als  Schiedsgerichtsbeisitzer  und  als 
Vertrauensmänner  ebenfalls  laut  Gesetz  Anspruch  auf  Ersatz  für 
entgangenen  Arbeitsverdienst.  Als  „Arbeitervertreter“  können  sie 
in  der  UnfaU Versicherung  auch  laut  Statut  eine  Entschädigung 
für  entstandenen  Zeitverlust  erhalten.  Als  nichtständige  Mitglieder 
des  Reichsversicherungsamtes  bekommen  sie  eine  feste  Jahres- 
vergütung von  1500  M.  und  Ersatz  der  Reisekosten  nach  den 

Sätzen,  die  für  die  Vortragenden  Räte  der  obersten  Reichsbehörden 
gelten. 

Dadurch  ist  thatsächlich  ein  neuer  Grundsatz  in  unser  öffent- 
liches Leben  eingeführt  worden.  Die  Arbeiter  sind  ständig  zur 
Mitarbeit  neben  den  Unternehmern  an  der  Durchführung  der 
Versicherungsaufgaben  berufen  worden,  d.  h.  sie  sind  in  dieser 
Beziehung  als  ein  unentbehrlicher  und  den  Unternehmern  gleich- 
wertiger Eaktor  anerkannt.  Bei  den  Schiedsgerichten  der  Unfall- 
versicherung sitzen  sie  sogar  mit  Arbeitgebern  zusammen  zu 
Gericht  über  Beschlüsse,  die  lediglich  von  den  in  den  Vorständen 
vereinigten  Unternehmern  gefaßt  worden  sind. 

Das  war  nur  möglich  in  einer  Zeit,  die  sich  ihrer  sozialen 
Pflichten  gegen  die  schwächeren  Schichten  des  Volkes  be- 
wußt ist. 

Auch  die  neue  soziale  Rechtsprechung  selbst  hat  eine  große 
grundsätzliche  Bedeutung.  Man  hat  dadurch  fast  alle  Streitig- 
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keiten,  die  aus  der  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
hervorgehen,  den  ordentlichen  Gerichten,  also  dem  berufsmäßigen 
Richtertum  entzogen  und  dem  Laienrichtertum  überwiesen,  das 
nur  beim  Reichsversicherungsamt  durch  richterliche  Beisitzer,  also 
berufsmäßige  Richter,  ergänzt  wird. 

Die  Erfahrungen,  die  mit  dieser  wichtigen  Neuerung  gemacht 
sind,  werden  fast  durchweg  als  günstig  bezeichnet.  Die  Arbeiter 
haben  in  den  ehrenamtlichen  Stellungen,  in  die  sie  mit  einem- 
male  in  so  großer  Zahl  einrückten,  die  Probe  gut  bestanden.  Das 
berechtigt  zu  der  Hoffnung,  daß  auch  ein  weiteres  und  vorsich- 
tiges Fortschreiten  auf  dieser  Bahn  günstige  Erfolge  erzielen 
werde.  Das  Gewerbegerichtsgesetz  vom  29.  Juli  1890  hat  ja  auch 
bereits  die  Konsequenz  aus  diesen  Erfahrungen  gezogen  und  die 
Arbeiter  zur  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  als  gleichberechtigtes  Element 
herangezogen. 

Mir  will  scheinen,  als  ob  diese  Neuerungen  der  Arbeiter- 
versicherung noch  bei  weitem  nicht  genügend  gewürdigt  werden, 
auch  auf  seiten  der  Arbeiter. 


öffentlichen  Leben  ist  auch  zugleich  eine  Verbesserung  ihrer 
sozialen  Stellung,  Die  Arbeiter  sind  dadurch  als  eine  Ge- 
sellschaftsklasse anerkannt  worden,  der  für  das  öffentliche  Leben 
keine  geringere  Bedeutung  als  anderen  Schichten,  insbesondere 
auch  keine  geringere,  als  den  Unternehmern  beizumessen  ist. 
Schon  das  muß  günstig  auf  das  Verhältnis  dieser  beiden  für 
die  unmittelbar  produktive  Thätigkeit  des  Volkes  so  wichtigen 
Klassen  einwirken.  Schätzt  das  Gesetz  beide  Gruppen  gleich 
wert,  so  wird  auch  bei  den  Beteiligten  immer  mehr  die  rich- 
tige  gegenseitige  Wertschätzung  Platz  greifen.  Das  Zusammen- 
arbeiten in  den  Verwaltungsorganen  und  den  Schiedsgerichten 
wie  im  Reichsversicherungsamt  trägt  dazu  noch  besonders  bei. 
Hier  arbeiten  Unternehmer  und  Arbeiter  Schulter  an  Schulter  und 
lernen  sich  gegenseitig  besser  kennen  und  besser  beurteilen,  und 
manches  ungerechtfertigte  Vorurteil  wird  dadurch  allmählich  beseitigt 
werden.  Die  trotz  aller  Verhetzung  doch  in  letzter  Linie  vorhan- 
dene Gemeinsamkeit  der  Interessen  wird  dadurch  immer  mehr 
beiden  Teilen  zum  Bewußtsein  kommen.  Schon  jetzt  sehen  wir 
die  Ansätze  dazu.  Der  Unternehmer  tritt  schon  oft  seinem  ver- 
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letzten  oder  invaliden  x\rbeiter  zur  Seite,  um  ihm  zu  der  Ent- 
schädigung zu  verhelfen , die  ihm  nach  Ansicht  des  Unter- 
nehmers gebührt.  Der  Unternehmer  giebt  in  solchen  Fällen 
dem  Arbeiter  Rat  oder  holt  für  ihn  — ich  kann  das  aus  eigener 
Erfahrung  aussprechen  — Rat  ein;  er  zeigt  dem  Arbeiter  die 
richtigen  Wege,  hilft  ihm  bei  der  x\bfassung  der  Berufungs-  und 
Rekursschriften,  u.  s,  w.  Ist  das  auch  noch  nicht  überall  so,  ein 
schöner  Erfolg  ist  es  doch,  daß  schon  jetzt  unter  der  Einwirkung 
der  Arbeiterversicherung  ein  derartiges  Wirken  des  Unternehmers 
für  den  x\rbeiter  und  dessen  vermeintliche  oder  wirkliche  Rechts- 
ansprüche oft  genug  beobachtet  werden  konnte. 

Noch  ein  anderes  Symptom  darf  hier  angeführt  werden, 
nämlich  das  gerade  von  den  Unternehmern  ausgegangene  Streben» 
die  jetzige  ängstliche  Abgrenzung  des  Begriffes  „Betriebsunfall“ 
aus  dem  Unfallversicherungsrecht  auszumerzen,  um  dem  Arbeiter 
auch  da  eine  Sicherstellung  zu  schaffen,  wo  er  den  Anordnungen 
des  Unternehmers  folgt,  ohne  in  den  Grenzen  des  Betriebsdienstes 
zu  bleiben.  Gerade  das  Interesse  der  Arbeiter  macht  ein  solches 
Vorgehen  wünschenswert.  Ihm  soll  auch  hier  ein  rasch  wirkender 
und  unanfechtbarer  Anspruch  gesichert  werden.  Wenn  den  Unter- 
nehmern dabei  gleichzeitig  daran  liegt,  sich  nicht  wiegen  solcher 
Unfälle  Haftpflichtklagen  ausgesetzt  zu  sehen,  so  ist  das  nicht 
lediglich  vom  Unternehmerstandpunkt  aus,  sondern  auch  im  Inter- 
esse des  sozialen  Friedens  erstrebenswert.  Die  ganze,  vom  „Deut- 
schen Haftpflichtschutzverbande“  eingeleitete  Bewegung,  die  sich 
auf  Verminderung  der  noch  bestehenden  Haftpflichtreste  richtet, 
ist  nach  ähnlichen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen  und  dient  in 
letzter  Linie  einer  Verbesserung  der  sozialen  Beziehungen  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern. 

x\uch  in  sittlicher  Beziehung  ist  die  Arbeiterversiche- 
rung zu  günstigen  Wirkungen  geeignet.  Krankheiten,  die  durch 
Trunksucht,  durch  geschlechtliche  Ausschweifungen,  durch  schuld- 
hafte Beteiligung  an  Schlägereien  oder  Raufhändeln  entstanden 
sind,  können  laut  Statut  (bezw.  Gemeindebeschluß)  ganz  oder  zum 
Teil  vom  Krankengeldbezug  ausgeschlossen  werden;  Mitgliedern, 
welche  die  Krankenkasse  durch  eine  mit  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  bedrohte  strafbare  Handlung  geschädigt  haben,  kann 
für  1 2 Monate  der  Anspruch  auf  das  Krankengeld  oder  auf  einen 
Teil  desselben  entzogen  werden.  In  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung werden  als  Beitragszeiten  nicht  in  Anrechnung  ge- 
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bracht  Krankheiten,  die  sich  der  Kranke  durch  das  oben  erwähnte 
unsittliche  Verhalten  oder  bei  Begehung  eines  straf  gerichtlich  fest- 
gestellten Verbrechens  zugezogen  hat.  Gewohnheitsmäßipn 
Trunkenbolden  kann  event.  die  Rente  in  Naturalien  gewährt 

werden. 

Von  einer  Ueberschätzung  der  Wirkungen  dieser  Bestim- 
mungen weiß  ich  mich  vollkommen  frei.  Aber  es  ist  doch  wert- 
voll, daß  derartige,  einem  unsittlichen  Verhalten  feindliche  Be- 
stimmungen in  den  Gesetzen  stehen.  Je  mehr  die  Arbeiter  mit 
den  Einzelheiten  der  Versicherungsgesetze  vertraut  werden,  desto 
eher  ist  es  möglich,  daß  mancher,  der  sich  noch  vor  dem  Hinab- 
gleiten schützen  kann,  wenn  er  seine  Kräfte  zusammennimmt,  zu 
einem  entsprechenden  Verhalten  veranlaßt  wird. 

Zu  den  sittlich  bedenklichen  Handlungen  rechne  ich  auch  die 
Simulation.  Vielfach  wird  behauptet,  daß  die  Simulation  zuge- 
nommen habe.  Einen  zwingenden  Beweis  dafür  habe  ich  nicht 
finden  können.  Aber  selbst  wenn  diese  Behauptung  richtig  sein 
sollte  — und  daß  Simulationen  thatsächlich  Vorkommen,  ist  ja 
nicht  zu  leugnen  — so  ist  es  nicht  die  Versicherung,  die  sie  her- 
vorgerufen hat.  Vielmehr  handelt  es  sich  um  einen  Mißbrauch, 
der  in  den  Schivächen  des  menschlichen  Charakters  seinen  Ur- 
sprung hat.  Die  Versicherungsgesetze  ihrerseits  kämpfen  jedenfalls 
gegen  die  Simulation  energisch  an. 

Die  Krankenversicherung  sucht  zunächst  die  Versuchung 
zur  Simulation  abzuschwächen  dadurch,  daß  bei  doppelter  oder 
mehrfacher  Versicherung  die  Leistungen,  die  im  ganzen  dem  Ver- 
sicherten zufließen,  auf  den  Betrag  des  durchschnittlichen  Tage- 
lohnes beschränkt  werden. 

Das  Krankenkassengesetz  bemüht  sich  auch,  die  Gelegenheit 
zur  Simulation  einzuengen.  Die  Versicherungsorgane  können  Vor- 
schriften über  Krankenmeldung,  über  das  Verhalten  der  Kranken 
und  über  die  Krankenaufsicht  erlassen  und  Uebertretungen  dieser 
Vorschriften  mit  Geldstrafen  bis  zu  20  M.  ahnden.  Dieselbe  Strafe 
kann  auf  Zuwiderhandlungen  gegen  Anordnungen  des  behandeln- 
den Arztes  gesetzt  werden. 

Für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  ist  außerdem  durch 
die  Möglichkeit,  Kranke  oder  Verletzte  dem  Spital  zu  überweisen, 
ein  wertvolles  Mittel  zur  Verminderung  der  Gelegenheit  zur  Simu- 
lation  geboten. 
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Die  Arbeiterversicherung  greift  in  ihren  Wirkungen  über  die 
zunächst  beteiligten  Kreise  hinaus.  Sie  ist  für  die  ganze  Be- 
völkerung gewissermaßen  eine  Schule  der  Sozialpolitik. 
Sie  erzieht  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  Behörden  und  Private, 
die  außerhalb  der  unmittelbar  Beteiligten  stehen,  zur  Pflege  der 
Sozialpolitik,  da  sie  ihnen  fortgesetzt  die  Bedeutung  aller  der 
Maßnahmen  vor  Augen  führt,  die  der  „Ausgleichung  ungesunder 
gesellschaftlicher  Gegensätze“  dienen  und  den  schwächeren 
Volksschichten  „zu  einer  höheren  wirtschaftlichen  und  sittlichen 
Entwickelung  zu  verhelfen“  imstande  sind.  Gerade  die  Arbeiter- 
versicherung hat  jene  im  besten  Sinne  des  Wortes  moderne  Auf- 
fassung der  Pflichten  der  Gesellschaft  und  insbesondere  ihrer 
besser  gestellten  Klassen  gegen  die  Schwächeren  verallgemeinern 
helfen,  die  unserer  Zeit  ein  so  eigenartiges  Gepräge  giebt.  Allent- 
halben regt  sich  dieser  neue  Geist,  und  vieles  hat  er  schon  ge- 
schaffen, so  viel  ja  auch  noch  zu  thun  bleibt.  Die  Arbeiterversiche- 
rung hat  keineswegs  dazu  geführt,  daß  wir  nun  — des  erzielten 
Erfolges  froh  — die  Hände  in  den  Schoß  legen.  Im  Gegenteil! 
Angeregt,  angespornt  und  angefeuert  hat  sie,  mit  Reformen  weiter 
zu  gehen.  Sie  hat  gewiß  noch  Lücken  und  Mängel,  aber  sie  hat 
gerade  dadurch  den  Anstoß  gegeben,  auf  Verbesserung,  Ergänzung 
und  Weiterführung  des  großen  Werkes  der  positiven  Sozialreform 
bedacht  zu  sein,  dem  der  Begründer  des  Deutschen  Reiches  die 
letzten  Jahre  seines  reich  gesegn^^ten  Lebens  gewidmet  hatte.  Groß 
ist  die  Zahl  der  Gesetze  und  Gesetzentwürfe  der  neuesten  Zeit,  in 
denen  der  sozialpolitische  Gedanke  deutlich  zu  Tage  tritt.  Immer 
wieder  stoßen  wir  darauf,  daß  man  die  Gegensätze  zu  mildem 
und  die  rechtliche,  soziale  und  wirtschaftliche  Stellung  der  unteren 
Volksschichten  bald  von  diesem,  bald  von  jenem  Punkte  aus  zu 
heben  bemüht  ist. 

Die  Arbeiterversicherung  kann  ein  gutes  Stück  dieser  Arbeit 
am  sozialen  Frieden  auf  ihr  Konto  schreiben. 

Sie  hat  solchen  Reformen  auch  vorgearbeitet  durch  das  reiche 
sozialstatistische  Material , das  sie  sammelt.  Die  regelmäßigen 
V eröffentlichungen  über  die  Statistik  der  Kranken-,  U nfall-, 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  bieten  in  dieser  Hinsicht 
schon  viel  beachtenswerten  Stoff,  und  in  den  Akten  und  Listen 


1)  Worte  des  Kaisers  vom  25.  Juni  1888. 

2)  Worte  des  Kaisers  vom  5.  Dezember  1894, 
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der  Versicherungsorgane  ruht  noch  mancher  ungehobene  Schatz, 
der  bei  richtiger  Bearbeitung  einer  klareren  Erkenntnis  unserer 
sozialen  Zustände  zu  dienen  vermag.  Aber  noch  mehr!  Nicht 
nur  vorgearbeitet  hat  die  Arbeiterversicherung  sozialen  Reformen; 
sie  hat  auch  schon  manche  Reform  direkt  mit  Geldmitteln  unter- 
stützt. Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  haben 
nach  dem  Geschäftsbericht  des  Reichsversicherungsamtes  für  1897 
bis  31.  Dezember  1897  verwendet  oder  zur  Hergabe  bereit  gestellt: 
21411639  M.  für  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen,  10326887  M. 
für  den  Bau  von  Kranken-  und  Genesungshäusern,  von  Herbergen 
zur  Heimat,  Volksbädem  und  Kleinkinderschulen,  für  Spar-  und 
Konsumvereine  und  andere  ähnliche  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Das  sind  Ansätze  zu  einer  sehr  fruchtbringenden  praktischen 
Sozialpolitik,  die  nur  geeignet  sind,  die  große  Bedeutung  der 
Arbeiterversicherung  in  ein  helleres  Licht  zu  stellen. 

Darüber  hinaus  greifen  die  Versicherungsorgane  bei  der  An- 
lage ihrer  Gelder  auch  fördernd  in  die  Verhältnisse  der  unmittel- 
bar produktiven  Stände  ein.  Es  sammeln  sich  ja  bei  ihnen 
riesige  Reserven  und  Deckungskapitalien  an,  von  denen  ein  Teil 
in  Gestalt  von  Hypothekendarlehen  der  Produktion  zu  gute  kommt 
und  dadurch  mittelbar  auch  wieder  den  Arbeitern  nützt 

Der  Vermögensbestand  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten belief  sich  Ende  1896  auf  460,64  Mill.  M.  Die 
Reserven  der  Unfallversicherungsorgane  stellten  sich  Ende  1896 
auf  134,5  Mill-  M.  und  die  der  Krankenversicherungsorgane  Ende 
1895  auf  93,83  Mill.  M. 

Ueber  die  Anlage  dieser  Gelder  im  einzelnen  giebt  die  Sta- 
tistik leider  nicht  Auskunft.  Bei  der  Krankenversicherung  z.  B. 
wird  angegeben,  daß  Ende  1895  von  den  gesamten  Aktiven 
101,24  Mill.  M.  in  „Hypotheken,  Wertpapieren,  Sparkassenbüchern, 
Bankeinlagen“  angelegt  seien.  Eine  weitere  Zergliederung  dieses 
Postens  ist  aber  nicht  möglich. 

In  dem  Geschäftsbericht  des  Reichsversicherungsamtes  für 
1897  wird  mitgeteilt,  daß  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
anstalten bis  Ende  1897  zur  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Kreditbedürfnisses  17  357  368  M.  verwendet  haben.  Ueber  die  An- 
lage des  größten  Teiles  des  Vermögens  sind  Einzelheiten  nicht 
niitgeteilt. 

Es  wäre  gut,  hier  in  der  Statistik  ausführlicher  zu  sein  und 

I überhaupt  die  Förderung  gemeinnütziger  Anlagen  und  die  Unter- 
es 

i 

f ’ 


j 
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Stützung  der  Produktion  in  ausgiebigem  Maße  ins  Auge  zu 
fassen. 

Aus  allen  vorhergegangenen  Ausführungen  ergiebt  sich  deut- 
lich, daß  die  Arbeiterversicherung  auf  die  soziale,  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterbevölkerung  und  auf  ihre  gesund- 
heitlichen und  sittlichen  Verhältnisse  einen  günstigen  Einfluß  ge- 
habt hat.  An  und  für  sich  muß  sich  das  bei  dem  großen  Umfang 
dieser  Klassen  auch  in  den  allgemeinen  Verhältnissen 
der  Bevölkerung  wiederspiegeln.  Die  Bevölkerung  muß 
in  wirtschaftlicher,  gesundheitlicher  und  sittlicher  Beziehung  an 
Widerstandsfähigkeit  gewonnen  haben,  die  Lebenshaltung  muß 
sich  gesteigert,  die  Benutzung  der  Leihhäuser  sich  in  Bezug  auf 
unentbehrliche  Gegenstände  vermindert,  die  der  Sparkassen  sich 
gehoben  haben.  Die  Armenpflege  muß  weniger  oft  und  weniger 
umfangreich  einzugreifen  Anlaß  gehabt  haben,  die  Bettelei  und 
die  Vergehen  gegen  das  Eigentum  müssen  zurückgegangen  sein. 
Die  Sterblichkeit  muß  geringer  geworden  sein  u.  s.  f. 

So  nahe  es  liegt,  solche  Schlüsse  zu  ziehen,  so  ist  es  doch 
nötig,  zu  prüfen,  ob  die  statistischen  Ergebnisse  eine  erkennbare 
Bestätigung  dafür  bieten.  Die  gegenwärtige  Untersuchung  würde 
unvollständig  sein,  wenn  sie  sich  dieser  Prüfung  enthalten  wollte. 
Es  muß  also  noch  den  Symptomen  nachgegangen  werden,  die  auf 
das  thatsächliche  Vorhandensein  der  erwähnten  günstigen  Ein- 
wirkungen schließen  lassen.  Es  muß  auch  klargestellt  werden, 
welche  Gegentendenzen  sich  etwa  haben  geltend  machen  können 
oder  ob  in  der  günstigen  Richtung  nicht  noch  stärkere  Einflüsse 
als  die  Arbeiterversicherung  wirksam  gewesen  sind. 

Was  zunächst  die  allgemeine  Lebenshaltung  der  Be- 
völkerung anlangt,  so  darf  man  von  vornherein  hier  auf  eine  ge- 
naue Aufklärung  nicht  rechnen.  Die  Statistik  des  Verbrauchs 
kann  den  Anteil  der  einzelnen  Volksklassen  nicht  Ausscheiden.  Sie 
begnügt  sich  in  der  Regel  mit  der  Feststellung  des  auf  i Einwohner 
durchschnittlich  entfallenden  Gebrauchs.  Da  aber  nicht  alle  Gegen- 
stände von  allen  Klassen  in  gleichem  Umfange  verbraucht  werden, 
so  ist  das  Bild,  das  diese  Verhältniszahlen  geben,  immer  unvoll- 
kommen. Nur  das  läßt  sich  daraus  zunächst  ableiten,  daß  der 
Verbrauch  schneller  oder  langsamer  als  die  Bevölkerung  gestiegen 
ist.  Je  nach  der  Art  der  in  Frage  kommenden  Waren  kann  man 
dann  unter  Umständen  weiter  schließen,  daß  die  Bewegung  der 
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VerbrauchszifFern  ohne  größere  oder  geringere  Anteilnahme  der 
arbeitenden  Bevölkerung  im  engeren  Sinne  des  Wortes  nicht  er- 
klärlich ist. 


I 


Daß  die  Arbeiterversicherung  bis  zu  gewissem  Grade  auf  den 
Gebrauch  höher  stehender  Nahrungs-  und  Genußmittel  eingewirkt 
hat,  kann  man  wohl  annehmen.  Aber  wichtiger  noch  als  dieser 
Umstand  dürfte  die  allgemeine  Gestaltung  der  Erwerbsverhält- 
nisse  der  Arbeiter,  wie  sie  durch  den  Geschäftsgang  im  allge- 
meinen bedingt  wird,  und  weiterhin  die  Preisbewegung  sein,  die 
ja  — je  nachdem  — den  weniger  bemittelten  Klassen  bald  eine 
größere,  bald  eine  geringere  Teilnahme  am  Verbrauch  ermöglicht. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Lebenshaltung  der  Bevölke- 
rung ist  der  Verbrauch  an  Weizen  und  Kartoffeln.  Nach  den 
Berechnungen  der  Reichsstatistik  betrug  die  in  Deutschland  für 
menschliche  und  tierische  Ernährung  und  gewerbliche  Zwecke  ver- 
fügbare Menge  Weizen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 


1879/84 

durchschnittlich 

5b6 

kg 

1884/89 

ft 

sM 

,, 

1889/94 

t) 

63,7 

,, 

1894/95 

ft 

74,4 

1895/96 

ft 

74,4 

„ 

Das  ist  eine  augenfällige  Zunahme.  Da  die  Verwendung 
des  Weizens  für  tierische  Ernährung  und  für  Branntweinbrennerei 
nur  verhältnismäßig  geringe  Mengen  umfaßt,  und  da  die  sonstige 
gewerbliche  Verarbeitung  des  Weizens  in  der  Hauptsache  auf  die 
Schaffung  von  Nahrungsmitteln  hinausläuft,  so  ist  die  Verbesse- 
rung Jder;Ernährungsverhältnisse  hier  zweifellos  anzunehmen.  Be- 
merkenswert ist  namentlich  auch,  daß  die  Periode  1889/94,  in 
deren  größtem  Teile  die  ganze  Arbeiterversicherung  in  Wirksam- 
keit war,  eine  stärkere  Zunahme  des  Verbrauchs  aufweist  als  die 
vorhergegangene.  Da  aber  seit  Anfang  der  8oer  Jahre  im  ganzen 
die  Erwerbsverhältnisse  — wenn  auch  mit  Unterbrechungen  — 
sich  gebessert  haben,  so  ist  es  wahrscheinlich,  daß  diesem  Um- 
stande der  größte  Teil  der  Zunahme  des  Weizen  Verbrauchs  zuzu- 
schreiben ist.  Ueberdies  handelt  es  sich  in  den  angegebenen 
Zahlen  um  die  zum  Verbrauch  verfügbare  Menge,  die  nicht  genau 
mit  dem  wirklichen  Verbrauch  übereinzustimmen  braucht;  gerade 
bei  Weizen  wird  freilich  dieser  Unterschied,  wenn  man  die  Durch- 
schnitte mehljähriger  Perioden  nimmt,  nicht  groß  sein. 


15^ 
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Bei  Kartoffeln  spielt  die  Verwendung  zur  Branntweingewinnung 
eine  große  Rolle;  man  wird  daher  von  den  in  der  Reichsstatistik 
nachgewiesenen  Mengen,  die  zum  Verbrauch  einschließlich  der 
gewerblichen  Zwecke  verfügbar  waren,  die  zur  Branntweinbrennerei 
benutzten  Mengen  abziehen  müssen.  Man  kommt  dann  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung: 

1879/84  durchschnittlich  auf  etwa  287  kg 

1885/89  » „ ,,  351  » 

<889/94  » » 364  » 

<894/95  „ „ „ 4<2  » 

<895/96  „ „ „ 453  „ 

Hiernach  ist  der  Verbrauch  bezw.  die  verbrauchsfähige  Menge 
erheblich  gewachsen.  Allerdings  ist  in  der  Periode  1889/84,  in 
welcher  der  Weizen  verbrauch  am  stärksten  gestiegen  ist,  der . 
KartoflFelverbrauch  langsamer  gewachsen  gegen  die  vorherge- 
gangene Periode.  Das  ist  immerhin  kein  ungünstiges  Zeichen. 
Die  einzelnen  Jahre  1894/95  und  1895/96  zeigen  freilich  wieder 
eine  starke  Zunahme  des  Verbrauchs;  aber  da  hier  zufällige  Um- 
stände stark  mitsprecheri,  so  können  daraus  Schlüsse  nicht  gezogen 
werden.  Ein  erkennbarer  Einfluß  der  Arbeiterversicherung  auf 
die  Ernährungsverhältnisse  ist  jedenfalls  in  den  Zahlen  über  Weizen 
und  Kartoffelverbrauch  nicht  zu  finden. 

Der  Bierverbrauch  im  deutschen  Zollgebiet  war  auf  i Einwohner: 


1877/78 

88,7  Liter 

87,4  ,, 

1887/88 

97,9  Liter 

1878/79 

1888/89 

97,5  „ 

1879/80 

82, s „ 

1889/90 

<05,8  » 

1880/81 

841''  » 

1890/91 

105,8  „ 

1881/82 

84>9  » 

1891/92 

105,5  „ 

1882/83 

84,8  „ 

1892/93 

<07,8  „ 

1883/84 

87,5  „ 

1893/94 

108,5  „ 

1884/85 

90,0  „ 

«894/95 

106,9  „ 

1885/86 

88, g „ 

1895/96 

115,7  „ 

1886/87 

94,5  „ 

Diese  Zahlenreihen  ergeben  für  die  Zeit  seit  1886/87,  also  seit 
der  Zeit  bald  nach  Inkrafttreten  der  Arbeiterversicherung,  einen 
auffallend  stärkeren  Bierverbrauch,  als  in  den  vorhergegangenen 
Jahren.  Da  der  Branntweinverbrauch  ebenfalls  — wenn  auch 
langsamer  — gestiegen  ist,  so  kann  man  die  Verschiebung  nicht 
lediglich  auf  Verdrängung  des  Branntweins  durch  Bier  zurück- 
führen. Man  muß  annehmen,  daß  seit  Mitte  der  80  er  Jahre  die 
Bevölkerung  im  ganzen  mehr  Geld  für  den  Biergenuß  übrig  hatte, 
als  vorher.  Wie  weit  dabei  die  Arbeiterversicherung  mitgewirkt 
hat,  läßt  sich  nicht  erkennen.  Die  Steigerung  der  Zahlen  beginnt 
ja  schon  mit  Anfang  der  80  er  Jahre,  also  mit  der  Besserung  der 
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allgemeinen  Erwerbsverhältnisse,  die  jedenfalls  den  größten  Ein- 
fluß gehabt  hat.  Aber  bemerkenswert  ist  es  doch,  daß  von  1885/86 
zu  1886/87  sehr  großer  Schritt  vorwärts  geschieht.  Der  Bier- 
konsum nahm  in  diesem  einen  Jahre  um  fast  6 Liter  auf  i Ein- 
wohner zu,  während  von  1880/81  bis  1885/86  die  Steigerung  viel 
langsamer  vor  sich  ging.  Seit  1886/87  sind  dann  die  Ziffern  stets 
erheblich  höher  als  in  diesem  und  den  früheren  Jahren. 

Tabak-  und  Salzverbrauch  haben  auch  in  den  5-jährigen 
Durchschnitten  keine  Zunahme  erfahren,  der  Tabakverbrauch  ist 
sogar  seit  Mitte  der  80er  Jahre  etwas  geringer. 

Der  Verbrauch  an  Konsumzucker  hat  sich  seit  1886/87  er- 
heblich vermehrt.  Er  betrug  auf  i Einwohner: 

1886/87  7,7  kg  1891/92  9,5  kg 

1887/88  8,4  „ 1892/93  9,9  „ 

1888/89  7,4  „ 1893/94  <0,1  » 

1889/90  9,1  ,,  1894/95  <0,7  „ 

1890/91  9,5  „ 1895/96  12,7  „ 

Hier  sind  aber  auch  die  Preise  erheblich  zurückgegangen. 

Auf  I Einwohner  betrug  der  durchschnittliche  Verbrauch  an 

Herincen  Kaffee  Reis 


Auch  hier  ist  zwar  eine  Steigerung  des  Verbrauchs  zu  er- 
kennen; namentlich  1891/95  hat  er  hohe  Ziffern  erreicht.  Aber 
da  das  Wachsen  schon  früher  einsetzt,  muß  man  sich  des  Schlusses 
enthalten,  daß  gerade  die  Arbeiterversicherung  hier  besonders  ein- 
flußreich gewesen  ist. 

Als  ein  Beweis  für  die  Besserung  der  Lebenshaltung  werden 
neuerdings  oft  die  Zahlen  angeführt,  die  in  der  Zeitschrift  des 
sächs.  Statist.  Bureaus  (1895)  über  den  Fleischverbrauch  im  König- 
reich vSachsen  enthalten  sind.  Hiernach  betrug  der  Verbrauch  auf 
I Einwohner: 

im  Rindfleisch  Schweinefleisch  Zusammen  Bevölkerung 

Durchschnitt  kg  kg  kg  ® 

1835/44  7,2  *=  100  8,6  = 100  15,8  =100  =100 

<845/54  7,4  = 102,8  9,4  = 109,3  16,8  = 106,3  = 112,8 

1855/64  8,8  — 122,8  12,1  = 140,7  20,9  = 132,3  = 128,1 

1865/74  10,1  = 140,3  14,9  = 173, s 25,0  158,8  « 148,2 

1875/84  11,6  = i6x,7  18,2  = 211,6  29,8  188,9  = 173,6 

1885/94  13,5  = 187,5  21,2  = 245,3  34,6  = 219  = 203,4 
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Diese  Zahlen  beweisen  ohne  Zweifel,  daß  in  dem  industriellen 
Sachsen  die  Lebenshaltung  wesentlich  gehoben  ist.  Aber  diese 
Besserung  ist  nicht  erst  ein  Ergebnis  der  letzten  Jahre,  sondern 
hat  schon  früh  eingesetzt  und  ist  auch  in  der  Periode  1885 — 1894 
nicht  so  wesentlich  gesteigert,  daß  wir  daraus  einen  erkennbaren 
Einfluß  der  Arbeiterversicherung  ableiten  können. 

Aus  alledem  ergiebt  sich  nicht  etwa,  daß  die  Arbeiterver- 
sicherung nicht  zur  Besserung  der  Lebenshaltung  beigetragen  hat, 
sondern  nur,  daß  wir  aus  der  Statistik  nicht  erkennen  können,  in 
welchem  Maße  die  Versicherung  hierbei  mitgewirkt  hat. 

Was  den  Pfandleihverkehr  anlangt,  so  ist  es  hier  nicht 
möglich,  ein  klares  zahlenmäßiges  Bild  zu  gewinnen.  Ein  wich- 

Verkehr  der 


Am  Anfang  des  Jahres!  Im  Laufe  des  Jahres 
vorhanden  ' belieben  *) 


Im  Laufe  des  Jahres 
eingelüst  *) 


Zahl 

der 

Pfänder 


Darlehns- 

Darlehns- 

j  betrag  j 

0 

Zahl 

betrag  1 

Zahl 

C S j3  4.*  1 

u.t: 

der 

ü.ts 

der 

'.l|8  3.1s 

««  X Q u 
b£2  w 

Pfänder 

C N ^ ^ S 

Pfänder  j 

: 1 

IS 

es 


Darlehns* 

betrag 

-g« 


Berlin 

1888 

•43  588  3064 

21,34 

240  265 

5021  20,90 

221  760 

4823 

21,75 

1889 

' 15»  7SI  3095 

20,40 

236  949 

4833  20,4  0 

240  192®) 

4868  ») 

20,27  *) 

1890 

148508  3060 

20,60 

254824 

5280  20,7  2 

22Q  l8q 

4804 

20,96 

1891 

126676  3362 

20,67 

276  998 

5575  20,13 

244 141 

1 1 

20,94 

1892 

181  930  3599 

19,78 

245  472 

5079  20,69 

248776 

5103 

20,51 

1893 

163  982  3349 

20,42 

219  291 

4829  22,02  1 

217  885 

4768 

21,88 

1894 

151  022  3193 

21,14 

209  435 

4490  21,44 

201  295 

4402 

21,87 

Hamburg 

1888 

30  224  609 

20,15 

69751 

1199  17,19 

64  910 

1188 

18, 30 

1889 

31*19  377 

18,54 

80888  < 

1282  15,85 

73852 

1*95 

16,19 

1890 

34  '30  615 

18,05 

63667 

1274  20,01 

62  516 

1208 

19,32 

1891 

30195  ^>3' 

20,90 

64  200 

1417  22,07 

59  201 

1289 

21,78 

1892 

30825  709 

23,00 

65  061 

1490  22,90 

61  820 

1390 

22,48 

1893 

30361  775 

24,72 

67  563 

1351  20,00 

60833 

1350 

22,18 

1894 

33  203  697 

20,99 

80  276 

•398  17,42 

70  965 

1335 

18,81 

Breslau 

1888 

II  982  312  ! 

26,00  ! 

35569 

583  16,39 

34  399 

601  *) 

16,99 

1889 

12  196  294 

24,09 

22  816 

527  23,10 

22  189 

528 

23,78 

1890 

11654  273 

23,44 

22858 

515  22,55 

21  486 

495 

23,05 

1891 

11  933  276 

23,12 

24  702 

519  21,00 

22  214 

516») 

22,27  *) 

1892 

13461  279 

20,70 

22653 

473  20,90 

23  485 

510=) 

20,7  5®) 

1893 

II  533  242 

20,98 

19972 

445  22,28 

•9763 

430 

21,74 

1894 

10  562  239 

22,60 

•9385 

429  22,13 

18545 

427 

23,01 

1 

:)  Einschi,  der  verlängerten. 

2)  Einschi,  der  versteigerten. 
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tiger  Teil  des  Pfandleihverkehrs  vollzieht  sich  bei  den  privaten 
Pfandleihgeschäften.  Statistisch  erfaßbar  ist  nur  der  Verkehr  in 
den  öffenüichen  Leihhäusern.  Auch  für  diesen  sind  umfassende 
Angaben  für  längere  Zeit  nicht  zur  Verfügung.  Das  statistische 
Jahrbuch  deutscher  Städte  enthält  zwar  regelmäßig  Angaben  über 
den  Pfandleihverkehr,  sie  reichen  aber  nur  bis  1888  zurück. 
Immerhin  ist  es  an  sich  möglich,  daß  auch  in  dieser  Zeit  ein  Ein- 
fluß der  Arbeiterversicherung  zu  Tage  getreten  ist.  Ich  habe 
deshalb  für  einige  größere  Städte  die  Angaben  übersichtlich  zu- 

sammengestellt. 

Sie  ergeben  folgendes  Bild: 


öffentlichen  Leihhäuser. 


^ - r » T K über-  joq  ^ über- 

Im  Laufe  des  Jahres  Laufe  des  Jahres,  haupt  er-  ^ abgelaufener 

versteigert  oder  ver-  verlängert  loschenen  Darlehen  gelangten 


Von  100  M.  über- 
haupt abgelaufenei 


kauft 

I Darlehns- 


loscneiicu  nnrl 

Pfändern  sind 


Zahl 

betrag 

^alli 

der 

Pfänder 

im  1 
ganzen  | 
1000  M.l 

[.Durch-! 

schnitt 

M. 

10342 

167 

16,11 

? 

? 

> 

• 

II 467 

174 

15,19 

13603 

227 

16,68 

14644 

226 

15,45 

14366 

217 

15,10 

II 878 

i 195 

16,44 

3 946 

43 

20,92 

4025 

47, 

11,78 

5086 

51 

10,10 

4369 

50 

11,37 

2705 

34 

12,71 

4888 

80 

16,35 

3698 

53 

14,30 

956 

? 

? 

I 169 

20 

17,31 

1093 

17 

15,83 

960 

? 

} 

1 096 

? 

? 

I 180 

19 

15,93 

925 

14 

14,67 

Zahl 

der 


Darlehns- 

betrag 


12492 

II  743 
II  314 
12719 

13083 

7974 

10  882 


II  508 

? 

? 

? 

? 

? 

? 


j-  cs  *5 
G ^ 


a; 

I-S.3 

4)  > 

> 


. ^ 

u G 

^ B 

N «0 


321 

25,73 

18,2 

5,7 

304 

25,85 

15,1 

5,2 

319 

28,22 

x6,74 

7,52  ! 

376 

29,56 

20,01 

6,87 

397 

30.33 

20,28 

4,19 

240 

30,12 

12,13 

7,44 

285 

26,16 

14,58 

4,95 

? 

? 

32,5 

2,70 

? 

7 

? 

5,00  , 

? 

? 

? 

4,84 

7 

« 

? 

? 

4,14 

7 

• 

7 

7 

4,46 

7 

? 

? 

5,63 

? 

? 

? 

4,75 

26,1 

24,43 

25,36 

28,08 

27,87 

16, 80 

20,52 


u C 
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232  R.  VAN  DER  BORGHT, 


Jahr 

Am  Anfang  des  Jahres 
vorhanden 

Im  Laufe  des  Jahres 
beliehen») 

1 j 

Im  Laufe  des  Jahres 
eingelöst*} 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns-  1 
betrag 

im 

ganzen 
1000  M. 

i. Durch- 
schnitt 
M. 

im 

ganzen 
1000  M. 

i.Durch- 

schnitt 

M. 

im 

ganzen 
IOCX5  M. 

•is 

o.ti 

q'6’^ 

München' 

1888 

108  808 

998 

9,18 

331  41» 

2787 

8,41 

309  566 

2626 

8,48 

1889 

104  716 

982 

9,37 

354  566 

3007 

8,48 

318946 

2743 

8,60 

1890 

113336 

1052 

9,2» 

392  449 

3318 

8,46 

343  592 

2943 

8,56 

1891 

130  846 

1213 

13,90 

476375 

3950 

8,29 

409  644 

3440 

8,4  0 

1892 

159370 

1449 

9,09 

446  494 

3952 

8,29 

435  520 

3684 

8,4  6 

'893 

i5‘  569 

1384 

9,13 

446  581 

3773 

8,45 

413017 

3503 

8,48 

1894 

140  455 

1351 

9,62 

435  078 

3774 

8,67 

1 ' 

393  644 

3456 

8,78 

Dresden 

1888 

66  494 

1 933 

14,03 

148  094 

1 2005 

13.51 

140  208 

1891 

13.4« 

1889 

62  01 1 

1 877 

14,14 

137  286 

1838 

13,39 

13»  979 

1762 

13.35 

1890 

57835 

1 849 

14,68 

152316 

2150 

14.12 

137698 

1982 

14.3a 

1891 

65374 

! 945 

14.37 

15427« 

2990 

14,84 

145  608 

21  IO 

14,4» 

1892 

65576 

1 1024 

15, 62^ 

151  153 

2597 

17,18 

143  954 

2408 

16,73 

'893 

64  423 

1122 

17,41 

139  115 

2637 

18,95 

136  460 

2532 

18,55 

1894 

59513 

1134 

19,05 

138  776 

2953 

21,28 

131 851 

2780 

21,03 

Leipzig 

1888 

72720 

860 

11,83 

147  492 

? 

? 

136365 

p 

? 

1889 

72856 

83s 

«64  435 

2151 

13,08 

142  470  I 

«938 

I3.6O 

1890 

82  520 

953 

11,55 

174  340 

2198 

12,61 

153690 

2019 

13,14 

1891 

87  298 

1005 

11,51 

169  885 

2201 

12,96 

i^j  840 

20i;o  , 

13,50 

1892 

87  644 

1018 

1 1,61 

194  801 

2398 

12,31 

168  542 

2224  ! 

13,20 

1893 

98770 

1072 

10,85 

■ 187  285 

2348 

12,53 

175910 

2257  t 

12,83 

1894 

93  579 

1042 

11,13 

180  604 

2430 

13,45 

168  639 

2326  1 

I3.8O 

Köln 

1888 

‘ 39551 

346 

8,74 

80611 

612 

7,59 

73  866 

568 

7.69 

1889 

42  894 

365 

8,ä2 

90443 

700 

7,74 

84  462 

646 

7,65 

1890 

44  824 

400 

8,93 

94  574 

763  1 

8,06 

87  361 

692 

7,92 

1891 

47  010 

439  i 

9,35 

93  356 

740  1 

7,99 

86  121 

713  1 

8,:;8 

1892 

46956 

420 

8,96 

77  006 

605 

7,85 

78  44' 

621  1 

7,92 

1893 

39  108  ' 

363  1 

9,27 

89  992 

690 

7,67 

79856 

626 

7)84 

1894 

44425 

394 

8,86 

106  291 

780 

7,34 

90463 

676 1 

7,47 

Frankfurt  a./M. 

1888 

28450 1 

320 

11,25 

80577 

661 

8,21 

66568 

575 

8,64 

1889 

39  209 

379 

9,67 

88  54S 

699 

7,89 

80  086 

652 

8,14 

1890 

42  662 

388 

9,09 

97  369 

772 

7,93 

88623 

705 

7,96 

1891 

44  405 

405 

9,13 

101  801 

797 

7,83 

90378 

717 

7,93 

1892 

48318 

432 

8,94 

98  387 

751 

7,64 

95  986 

734 

7,65 

•893 

43  767 

402 

9,18 

100  769 

764 

7,68 

93  <>04 

715 

7,64 

1894 

45082 

411 

9,12 

III 332 

842 

7,57 

99  033 

753 

7,60 

i)  Einschl.  der  verlängerten.  2)  Einschl.  der  versteigerten. 
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Im  Laufe  des  Jahres  , 
versteigert  oder  ver- ' 
kauft 

[m  Laufe  des  Jahres 
verlängert 

Von  100  über- 
haupt er- 
loschenen 1 
Pfändern  sind  | 

Von  100  M.  über- 
haupt abgelaufener 
Darlehen  gelangten 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns-  1 
betrag  | 

ver- 

längert 

versteigert 

oder 

verkauft 

zur  Ver- 
längerung 

zur  Ver- 
steigerung 
oder  zum 
Verkauf 

im 

ganzen 
1000  M. 

1. Durch- 
schnitt 
M, 

im 

ganzen 
1000  M. 

Ät;  i 

. 1 

Pä  1 

25937 

178  1 

6,88 

69357 

i 824  1 

11,88 

20,7 

7,7 

29,38 

6,36 

27  000 

193 

7,16 

68  961 

809 

11,70 

19,9 

7,8  : 

27,64 

6,59 

31  347 

215 

6,86 

71  255 

864 

12,12 

19,0 

8,36 

27,36 

6,81 

38  208 

274 

7,18 

79  127 

971 

12,27 

11,67 

8,53 

26,14 

7 .88 

48  775 

333 

6,83 

106  593 

1256 

11,80 

1 22,01 

10,07 

31.26 

0,29 

44  676 

303 

6,78 

104555 

1290 

12,33 

22,84 

9,76 

33.88 

7.96 

42510 

299  ! 

7,04 

loi  194 

1259 

12,45 

1 

23,20 

9,75 

33.94 

7.97 

12  ^6g 

166  * 

13,40 

48634 

{ 684 1 

14,07 

; 31.99 

8,10 

33)27 

8,06 

9483 

104 

10,96 

47  592 

1 677  ' 

14,22 

40,90 

6,7  0 

45,50 

5.97 

6 729 

73 

10,82 

1 47090 

691 

14,67 

1 32,60 

4,66 

33,67 

3.94 

8821 

100 

1 1,29 

50  239 

747 

14,88 

1 32,35 

5,71 

33,»« 

4)i>l 

8 352 

92 

10,97 

49  709 

7<^S 

15,40 

1 32,64 

5,48 

30,60 

3,6i 

7 565 

93 

12,27 

47  361 

764 

' 16,12 

1 32,88 

5,25 

29,09 

3,9* 

7059 

93 

13,18 

44487 

834 

18, 06 

1 ^ 

1 32,03 

5,08 

29,01 

3.24 

10  991 

<233* 

15872 

17699 

15  »33 

16  566 
13679 


? 

? 

? 

? 

95 

7.71 

? 

p 

127 

8,01 

? 

? 

139 

7,83 

p 

p 

121 

7.97 

? 

f 

120 

7,25 

p 

? 

112 

7,14 

? 

p 

? 

> 

7,5 

? 

p 

? 

8,0 

p 

? 

? 

9,36 

p 

• 

? 

p 

10,44 

7 

• 

? 

p 

8,24 

P 

? 

p 

8,61 

P 

? 

P 

8,51 

p 

? 

4,ti7 

6,30 

5.14 

5,05 

4,50 


3382 

3051 

5027 
7 289 
64*3 

4819 

6268 


3 250 
5 006 
7003 
7510 

6952 

5850 

5097 


24 

7,03 

14316 

19 

6,26 

p 

31 

6,23 

P 

46 

6,24 

6,37 

II  777 

41 

11  450 

33 

6,82 

IO  119 

39 

6,28 

10931 

107 

7,9 

18,5 

p 

p 

P 

• 

p 

? 

? 

152 

12,88 

12,61 

13h 

11,89 

13,49 

122 

12,10 

11,95 

143 

13,06 

11,30 

4.4 

18, 13 

4.01 

3,9 

? 

2,87 

5,44 

p 

4.33 

7,80 

1 19,99 

6,00 

7,56 

20,.56 

6,16 

5.69 

18, 60  ' 

4.99 

6,48 

19.97 

5,50 

27 

8,59 

? 

? 

? 

? 

4.7 

P 

4.53 

39 

48 

7,73 

6,92 

P 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

5.9 

7,32 

p 

P 

5,61 

6,83 

54 

7,22 

7 32<j 

? 

? 

7,48 

7,67 

? 

7,04 

47 

6,7  9 

7887 

? 

? 

7,66 

6,7  5 

P 

6,04 

40 

6,83 

7653 

p 

? 

7,70 

5,88 

P 

5.29 

38 

6,76 

8 212 

? 

? 

7,84 

5.44 

4,86 

I 


« 
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R.  VAN  DER  BORGHT, 


Jahr 


Am  Anfang  des  Jahres 
vorhanden 

Im  Laufe  des  Jahres 
belieben*) 

Im  Laufe  des  Jahres 
eingelöst*) 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

im 

ganzen 
1000  M. 

i.Durch- 

schnitt 

M. 

im 

ganzen 
1000  M. 

i.Durch- 

schnitt 

M. 

« H 

1 jSj  •*"' 

9^ 

Düsseldorf 


1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 


1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 


1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

«893 

1894 


1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 


1888 

1889 

1890 

1891 
1S92 

1893 

1894 


28  478 

192 

6,73 

60 

225 

355 

5791 

50  991 

350’) 

6,05 

30739 

197 

6,41 

61 

561 

357 

5780 

54324 

361») 

5,82 

’) 

30255 

194 

6,41 

67 

515 

401 

5794 

57592 

382»» 

5,86 

*) 

33621 

213 

6,52 

69 

219 

422 

6,09 

57269 

395*) 

6,01 

*) 

36047 

239 

6,63 

69 

836 

426 

6,10 

61 551 

421») 

6,06 

’) 

36  384 

244 

6,71 

72 

546 

440 

6,06 

63377 

380 

5,99 

37099 

249 

6,72 

73 

527 

447 

6,07 

62  300 

382 

6,12 

Duisburg 


6789 

45 

6,65 

27 

078 

139 

5,14 

24 

056 

I16 

4,83 

8815 

64 

7,29 

28 

479 

139 

4,89 

28 

117 

147 

5,22 

II  026 

49 

4,48 

27 

168 

149 

5,49 

25 

582 

134 

5,25 

13  >63 

56 

4,22 

29 

689 

163 

576O 

26 

905 

145 

5,38 

I47II 

67 

6, *5  6 

27 

668 

146 

5,28 

27 

507 

140 

5,08 

13363 

63 

4,7  2 

25 

796 

149 

5,77 

25 

153 

147 

5,86 

12  819 

58 

4,51 

23 

901 

204 

8,52 

22 

508 

192 

8,51 

Elberfeld 


30 

340 

193 

6,36 

78 

572 

394 

5,02 

72485 

379 

5,23  i 

30 

238 

179 

5,92 

79 

240 

392 

4,95 

74  208 

372 

5,01 

29 

934 

173 

5,78 

86 

697 

409 

4,72 

76  008 

392*) 

4,81*) 

35 

237 

190 

5,41 

104 

052 

463 

4,45 

85979 

394 

4,59 

45 

662 

226 

4,94 

102 

913 

493 

4,7  9 

97342 

454 

4,66 

42 

716 

233 

5,46 

HO 

993 

541 

4,88 

98  282 

470 

4,78 

46 

5!0 

263 

5,68 

96 

333 

422 

4,59 

90275 

424 

4,70 

Halle  (Saale) 


21 

389 

137 

6,38 

49 

360 

271 

5,50 

45 

599 

248 

5,43 

22 

419 

145 

6,46 

47 

771 

266 

5,56 

45 

588 

253 

5,54 

21 

728 

I4I 

6,50 

51 

888 

292 

5,64 

48 

018 

266 

5,53 

22 

716 

152 

6,70 

58 

898 

327 

5,55 

50 

774 

278 

5,47 

27 

244 

164 

6,01 

58 

603 

297 

5,07 

54 

154 

284 

5,24 

27 

283 

153 

5>60 

50 

808 

237 

4,66 

48 

575 

228 

4,69 

24 

324 

134 

5,51 

57 

971 

268 

4,63 

50 

908 

235 

4,61 

Kiel 


IO  230 

77 

7,52 

29779 

»63 

5,47 

26  152 

146 

5,57 

11  526 

78 

6,76 

29  432 

»59 

5,41 

27318 

»47 

5,40 

II 013 

74 

6,74 

33  553 

»73 

5,15 

28  252 

»49 

5,26 

»3  347 

77 

5,79 

38429 

178 

4,64 

32627 

»5» 

4,64 

16  167 

87 

5,40 

37498 

165 

4,40 

35  657 

»55 

4,35 

»4550 

79 

5,46 

38697 

»76 

4,54 

34  926 

»59 

4,54 

15460 

84 

5,43 

39671 

178 

4,50 

35  47« 

158 

4,47 

i)  Einschi,  der  verlängerten. 


2)  Einschl.  der  versteigerten. 
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Im  Laufe  des  Jahres 
versteigert  oder  ver- 
kauft 

Im  Laufe  des  Jahres 
verlängert 

Von  icx>  über- 
haupt er- 
loschenen 

Pfändern  sind 
— 

Von  100  M.  über- 
haupt abgelaufener 
Darlehen  gelangten 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

Zahl 

der 

Pfänder 

Darlehns- 

betrag 

ver- 

längert 

versteigert 

oder 

verkauft 

zur  Ver- 
längerung 

zur  Ver- 
steigerung 
oder  zum 
Verkauf 

im 

ganzen 
icxx>  M. 

i.Durch- 

schnitt 

M. 

im 

ganzen 
1000  M. 

i.Durch- 

schnitt 

M. 

6973 

7 72* 

7 557 

8 524 

7948 

8454 

9987 


996 

I 216 
I 249 
I 236 
I 509 
I 187 
1201 


6 189 

5336 
5 386 
7648 

8 517 

9 JI7 

12  281 


1731 


233» 

16 

6,96 

? 

2 627 

16 

5,94 

? 

2967 

21 

7,19 

? 

2 973’ 

»7 

5,66 

? 

3467 

18 

5,06 

1 

2861 

»3 

4,39 

? ' 

3 «96 

15 

4,54 

? 

> 

? 

? 

? 


7 

? 

? 

p 

P 

? 

12,0 

P 

» 

P 

? 

? 1 

p 

p 

P 

12,4 

? 

? 

39»8 

39 

9,9 

6,01 

1 1,6 

f 

? 

? 

4 112 

25 

6,15 

6,25 

12,96 

♦ 

P 

• 

? 

6,46 

4217 
6 215 

26 

49 

6,16 

7,96 

6,07 

8,65 

11,44 

11,77 

? 

11,39 

5» 

5,11 

6 183 

58 

9,42 

8,55 

»3,72 

13,47 

4 

7 

3,69 

6,00 

? 

? 

? 

P 

• 

? 

P 

? 

4.0 

4.1 

? 

? 

8 

7 

6,71 

? 

? 

? 

P 

4,66 

r 

7 

IO 

5,76 

6,70 

? 

P 

P 

? 

? 

P 

• 

P 

P 

4,39 

5,20 

f 

« 

P 

7 

9 

7 

5,58 

7,53 

? 

? 

? 

P 

• 

P 

P 

*? 

? 

4,51 

5,07 

i 

P 

« 

29 

26 

p 

4,70 

4,89 

p 

5583 

5»47 

? 

56 

29 

P 

10,04 

5,7 

? 

7,1 

6,5 

p 

• 

7,9 

6,7 

6,62 

13,72 

7,37 

? 

33 

32 

4» 

65 

4^36 

3,76 

4,55 

5,30 

P 

? 

? 

P 

P 

P 

? 

? 

? 

? 

P 

♦ 

? 

P 

? 

? 

? 

8,17 

8,05 

8,49 

11,97 

P 

P 

• 

? 

P 

15 

5,65 

1 5546 

46 

8,21 

11,5 

5,7 

»7,31 

»7 

16 

5,81 

5,43 

5592 

5300 

48 

47 

8,62 

8,89 

11,6 

10,41 

5,9 

5,66 

17,89 

16,74 

10,53 

5»02 

36 

7,02 

9,38 

6,61 

1 1 ,34 

j 0 

i 25 

4,57 

6406 

44 

6,89 

10,94 

7,53 

14,33 

28 

5,35 

6895 

45 

6,51 

12,82 

9,66 

17,53 

) 18 

4,84 

5629 

1 38 

6,73 

10,29 

6,95 

1 »4,97 

? 

? 

8,2 

? 

? 

? 

8,8 

P 

• 

? 

? 

9,5 

? 

? 

? 

8,35 

? 

? 

? 

8,86 

P 

? 

? 

7,57 

? 

? 

? 

8,27 

P 

? 

? 

7 

? 

? 

12, 5S 

11,79 


4.74 

578*? 

4,69 

6.74 
4,30 
4,51 


7,13 
6,7  5 
? 

7,80 
6,60 
8,1 1 
»3731 


5,87 

6,19 

12,00 

7,97 

10,87 

7762 


10,02 

9,58 

12,55 

10,00 

10,15 

7,33 

8,40 
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Die  Verhältnisse  haben  sich  hiernach  sehr  ungleichartig  ent- 
wickelt.  In  manchen  Städten  hat  die  Zahl  der  Pfänder  sich  ver- 
mehrt. wie  in  Leipzig,  Düsseldorf,  Elberfeld  u.  s.  w..  in  anderen 
hegt  ein  ausgesprochener  Rückgang  der  Zahl  der  Pfänder  vor. 
In  Berlin.  Breslau,  München  und  Duisburg  beginnt  der  Rückgang 
1892,  in  Dresden  1891.  Für  Breslau  ist  nach  dem  Statistischen 
Jahrbuch  deutscher  Städte  auch  ein  Rückgang  des  Verkehrs  der 
privaten  Leihhäuser  eingetreten. 

Was  bedeutet  ein  Rückgang  des  Pfandverkehrs?  Die  einen 
sagen,  er  sei  ein  Zeichen  besserer  wirtschaftlicher  Verhältnisse,  da 
günstigere  wirtschattliche  Verhältnisse  einen  Rückgang,  schlechtere 
dagegen  eine  Zunahme  des  Pfandverkehrs  zur  Folge  haben  müßten. 
Andere  stehen  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkt.  Bei  gün- 
stigeren Wirtschaftsverhältnissen,  sagen  sie,  hat  der  Arbeiter  auch 
mehr  Bedürfnisse,  schafft  mehr  an  und  hat  so  auch  mehr  entbehr- 
liche Gegenstände,  die  er  versetzen  kann  und  versetzen  muß,  weil 
er  oft  über  seine  Verhältnisse  bei  den  Anschaffungen  hinausgeht. 

Beide  Auffassungen  enthalten  etwas  Richtiges.  Man  darf  an- 
nehmen, daß  bei  günstigeren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  die 
Arbeiter  die  schwer  entbehrlichen  Gegenstände  seltener  zum  Leih- 
haus bringen.  Aber  die  leicht  entbehrlichen  Gegenstände  können 
daneben  gleichwohl  häufiger  als  Pfandobjekt  auftreten.  Ein  klares 
Bild  würde  also  nur  zu  gewinnen  sein,  wenn  auch  die  Art  der 
verpfändeten  Gegenstände  bekannt  wäre.  Das  ist  leider  nicht 
der  Fall.  Die  städtischen  Verwaltungsberichte  aus  Dresden 
schreiben  der  Arbeiterversicherung  einen  gewissen  Einfluß  auf 
den  Rückgang  des  Pfandverkehrs  zu.  Aber  sie  betonen  auch, 
daß  noch  andere  Momente  dabei  mitsprechen.  Der  Wechsel  der 
Mode,  die  Verbilligung  vieler  Artikel,  die  Benutzung  minder- 
wertiger  Stoffe  führt  dazu,  daß  viele  Gebrauchsgegenstände  von 
den  Leihhäusern  nicht  als  pfandfähig  angesehen  werden.  Um 
Verluste  zu  verhüten,  werden  solche  Sachen,  wie  aus  verschiedenen 
städtischen  Verwaltungsberichten  hervorgeht,  neuerdings  strenger 
geprüft  und  häufiger  abgelehnt. 

Unter  diesen  Umständen  geben  uns  die  Ziffern  über  die  vor- 
handenen und  angenommenen  Pfänder  keinen  brauchbaren  Anhalts- 
punkL 

Eh^  kann  man  aus  der  ZalU  der  verlängerten  und  verstei- 
gerten Pfänder  einen  Schluß  ziehen.  Die  Verlängerung  und  noch 
mehr  die  Versteigerung,  die  bei  NichterfüUung  der  Verbindlich- 
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keiten  des  Pfandschuldners  eintritt,  ist  ein  Zeichen  der  wirtschaft- 
lichen Schwäche  der  Schuldner.  Allerdings  ist  die  Dauer  der 
Pfandfristen,  die  Art  und  der  Umfang  der  Gewährung  der  Nach- 
fristen hier  von  Einfluß,  so  daß  die  Zahlen  der  einzelnen  Städte 
nicht  ohne  weiteres  miteinander  verglichen  werden  können.  Für 
die  Zahlen  einer  einzelnen  Stadt  kommt  aber  dieser  Umstand  nur 
dann  in  Betracht,  wenn  die  Grundsätze  in  dieser  Beziehung  ge- 
wechselt haben.  Wie  weit  das  in  den  letzten  Jahren  geschehen 
ist,  läßt  sich  nicht  aus  der  benutzten  Quelle  erkennen.  Anschei- 
nend sind  wesentliche  Aenderungen  der  Grundsätze  in  den  letzten 
Jahren  nicht  eingetreten. 

Einen  Rückgang  der  Zahl  der  Verlängerungen  und  Versteige- 
rungen der  Pfänder  wird  man  als  ein  Zeichen  der  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  ansehen  können,  falls  nicht  außer- 
gewöhnliche Einflüsse  auf  diese  Zahl  eingewirkt  haben. 

Aus  der  oben  mitgeteilten  Uebersicht  ergiebt  sich,  daß  die 
Zahl  der  Verlängerungen  in  München  seit  1892,  in  Dresden  und 
Köln  seit  1891  ständig  zurückgegangen  ist.  I.eider  fehlen  viel- 
fach über  die  Verlängerungen  die  Angaben.  Bei  den  Versteige- 
rungen liegt  mehr  Material  vor.  Die  Zahl  der  Versteigerungen 
ist  seit  1892  in  Berlin  und  München  und  seit  1891  in  Dresden, 
Köln  und  Frankfurt  a.  M.  ständig  gesunken.  In  Leipzig.  Duisburg 
und  Kiel  ist  zwar  keine  ständige  Abnahme  bemerkbar;  aber  die 
Zahlen  sind  in  Leipzig  1892—1894  geringer  als  1891  und  in  Duis- 
burg und  Kiel  1893 — 1894  niedriger  als  1892. 

Dabei  ist  zu  beachten,  daß  der  Pfandverkehr  im  ganzen  in 
Leipzig  gestiegen  ist  und  in  Köln,  Kiel  und  Frankfurt  a.  M.  so 
schwankte,  daß  von  einem  ständigen  Rückgang  nicht  die  Rede 
sein  kann. 

Ueber  die  Zahl  der  versteigerten  Pfänder  im  Vergleich  zur 
Zahl  der  beliehenen  Pfänder  des  Jahrgangs,  dessen  noch  unein- 
gelöste Pfänder  im  Berichtsjahr  zu  versteigern  waren,  läßt  sich 
aus  dem  Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  noch  folgende 
Uebersicht  zusammenstellen : 


(Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite. 

Hier  tritt  die  Bedeutung  des  Rückganges  der  Zahl  der  ver- 
I steigerten  Pfänder  in  Berlin,  Dresden,  Frankfurt  a.  M.  und  München 

I deutlicher  zu  Tage.  Bei  Leipzig  zeigt  sich,  daß  der  Prozentsatz 

I der  Versteigerungen  ständig  gesunken  ist.  In  Danzig  und  Erfurt 
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haben  sich  die  absoluten  und  relativen  Zahlen  seit  1892  erheblich 
vermindert.  In  Augsburg,  Mannheim  und  Nürnberg  sind  die 
Prozentsätze  1893  und  1894  niedriger  als  1892,  wenn  auch  keine 
regelmäßige  Abnahme  herrscht.  In  anderen  .Städten  hat  sich  die 
Zahl  der  Versteigerungen  erhöht.  Die  Erfahrungen  sind  also  sehr 
ungleich.  An  manchen  größeren  Orten  liegen  aber  die  Verhält- 
nisse doch  so,  daß  wenigstens  die  Möglichkeit  einer  günstigen 
Einwirkung  der  Arbeiterversicherung  auf  den  Leihverkehr  zuge- 
geben werden  muß. 


Für  den  Sparverkehr  birgt  nach  der  Ansicht  mancher  die 
Versicherung  eine  Gefahr  in  sich.  Man  nimmt  an,  daß  die  Arbeiter 
ihre  Zukunft  gesichert  glauben  und  deshalb  nicht  mehr  sparen 
werden.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  daß  diese  Wirkung  zunächst 
eintritt;  die  dauernde  Wirkung  kann  es  aber  nicht  sein.  Die 
Arbeiter  werden  je  länger  je  mehr  einsehen,  daß  die  Versicherung 
nicht  die  eigene  Fürsorge  entbehrlich  macht.  Man  darf  annehmen, 
daß  schon  diese  Erkenntnis  manchen  zum  Sparen  veranlassen 
wird,  der  sich  sonst  vielleicht,  dem  Rate  Lassalle’s  folgend,  nicht 
dazu  entschlossen  hätte.  Die  Arbeiterversicherung  muß  an  sich 
den  Spartrieb  befördern.  Der  Arbeiter  wird  einsehen,  daß  es  für 
ihn  und  die  Seinen  sehr  wünschenswert  ist,  im  Fall  der  Krank- 
heit, des  Unfalls,  der  Invalidität  und  des  Alters  nicht  lediglich 
auf  die  Versicherungsleistungen  angewiesen  zu  sein,  sondern  auch 
noch  in  den  eigenen  Ersparnissen  eine  Stütze  zu  finden.  Er  wird 
auch  einsehen,  daß  die  Versicherung  nicht  alle  W^echselfälle  des 
Lebens  erfassen  kann,  und  da  die  Versicherung  ihm  die  Bedeu- 
tung einer  Sicherstellung  für  schwierige  Verhältnisse  fortwährend 
vor  Augen  führt,  so  wird  er  eher  als  sonst  daran  denken,  für  die 
von  der  Versicherung  noch  nicht  erfaßten  Fälle  selbst  zu  sorgen, 
so  gut  es  geht.  Ob  er  den  Entschluß  ausführen  kann,  hängt  ja 
freilich  im  wesentlichen  von  der  Gestaltung  seiner  Lohnverhält- 
nisse ab.  Aber  die  Versicherung  erleichtert  es  ihm,  bessere  Lohn- 
verhältnisse zum  Sparen  zu  benutzen,  da  sie  für  die  dringendsten 
Fälle  der  Krankheit,  des  Unfalls,  der  Invalidität  und  des  Alters 
relativ  geringere  eigene  Leistungen  des  Arbeiters  nötig  macht 
und  dadurch  für  andere  Fälle  gewisse  Mittel  auslöst. 

Das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  bewirkt  dar- 
über hinaus  noch  ein  gewisses  Sparen  unmittelbar.  Nach  § 31 
findet  eine  Erstattung  der  von  dem  Arbeiter  selbst  geleisteten 
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Beiträge  statt,  wenn  nach  5 Beitragsjahren  der  Versicherte  stirbt 
oder  eine  weibliche  Person  sich  verheiratet,  ohne  vorher  in  den 
Genuß  einer  Rente  gelangt  zu  sein.  Diese  erstatteten  Beiträge 
sind  in  Wirklichkeit  doch  nichts  anderes  als  Ersparnisse  des  Ar- 
beiters. Zum  erstenmal  konnten  Beitragserstattungen  1895  Vor- 
kommen. Ihr  Betrag  hat  sich  schon  1896  erheblich  gesteigert. 

Nach  der  amtlichen  Statistik  der  Invciliditäts-  und  Alters- 
versicherung für  1895  und  1896  haben  sich  die  Erstattungen 
folgendermaßen  entwickelt : 


1895 

j 1896 

Erstat- 

Erstattungsbetrag 

Erstat- 

Erstattungsbetrag 

tungs- 

im  ganzen 

1 auf 
|l  Anteil 

tungs- 

im  ganzen 

auf 
I Fall 

anteile 

M. 

fälle 

1 M. 

M. 

M. 

A.  In  Todesfällen 

bei  den  31  Versiehe- 

rungsanstalten  . . 
bei  (T  9 besonderen 

1905 

53803,16 

28,14 

14484 

453732,57 

1 

31,33 

Kasseneinrichtung. 

253 

7 191,80 

28,42 

2235 

74466,87 

33,39 

2158 

60794,96 

28,17 

16719 

528  199,44 

31,53 

B.  Bei  Verheiratung, 
bei  den  31  Versiehe- 

rungsanstalten  . . 
bei  d.  9 besonderen 

7978 

158  294,95 

19,84 

63  212 

I 500  706,53 

23,74 

Kasseneinrichtung. 

S 

109,70 

21,94 

34 

896,53 

26,37 

7983 

158404,6.^  1 

19,85  1 

63  246  1 

I 501  603. 06  1 

23,74 

Ciesamtbetr.  d.  Erstattungen 

219  199,61 

2 029  802,50 

In  dieser  Zusammenstellung  sind  für  das  Jahr  1895  die  Er- 
stattungsanteile, die  den  Versicherungsorganen  auferlegt  sind, 
dagegen  1896  die  Erstattungsf äll  e angegeben.  Die  Zahl  der 
Anteile  ist  höher  als  die  der  Fälle , weil  bei  manchen  Fällen 
mehrere  Versicherungsanstalten  beteiligt  sind.  Die  Durchschnitts- 
beträge sind  deshalb  nicht  vergleichbar.  Leider  war  es  nicht 
möglich,  für  die  9 besonderen  Kasseneinrichtungen  die  Zahl  der 
Fälle  für  1895  zu  ermitteln  und  so  einen  vergleichbaren  Durch- 
schnitt zu  berechnen.  Bei  den  31  Versicherungsanstalten  war 
1895  der  Erstattungsbetrag  für  i Todesfall  29,14  M.,  für  i Ver- 
heiratungsfall 21,78  M. 

Die  Gesamtbeträge  der  Beitragserstattungen  waren 

1895  219x99,61  M. 

1896  2 029  802, .»>0  „ 

Zusammen  2249002,11  M. 
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Die  Zahlen  sind  ja  natürlich  noch  gering,  weil  die  Erstattun- 
gen erst  für  kurze  Zeit  möglich  sind.  Aber  diese  Art  des  Sparens 
wird  in  Zukunft  doch  noch  eine  größere  Bedeutung  erlangen. 

Die  Einwirkung  der  Versicherung  auf  die  Sparthätigkeit  im 
allgemeinen  wird  sich  nicht  genau  ausscheiden  lassen,  da  ja  noch 
viele  andere  Umstände  darauf  einwirken.  Es  ist  deshalb  frucht- 
los, hier  die  gesamte  Sparkassenstatistik  im  einzelnen  zu  ver- 
arbeiten. Nur  einige  Ziffern  sollen  des  Beispiels  halber  angeführt 
werden,  um  zu  prüfen,  ob  die  Sparthätigkeit  nachgelassen  hat, 
seitdem  die  Arbeiterversicherung  wirkt,  oder  ob  sie  sich  weiter 
und  rascher  gesteigert  hat.  Dabei  wird  man  von  vornherein  da- 
mit rechnen  müssen,  daß  die  zum  Sparen  anregenden  Wirkungen 
der  Versicherung  in  der  bisher  verstrichenen  Zeit  nur  erst  in  ge- 
ringem Maße  zur  Geltung  gekommen  sein  können. 

In  Preußen  betrug  nach  der  Zeitschrift  des  preußischen  sta- 
tistischen Bureaus  die  Zahl  der  Sparkassenbücher^): 


im  ganzen 

auf  100  Einw. 

1870 

1 391  970 

5,88 

1875 

2 209  lOI 

8,59 

1880 

2942  155 

10,78 

1885 

4 209  453 

14,86 

1890 

5 592  662 

18, 65 

1895 

6 869  548 

21,54 

Das  bedeutet  einen  Zuwachs  an  Sparern 


im 

von  1870—1875  + 

„ 1875—1880  + 

„ 1880 — 1885  + 

>5  1885—1890  + 

„ 1890—1895  + 


ganzen  auf  100  Einw. 
817  131  + 2,93 

733054  + 2,19 

I 267  298  + 4,08 

I 383  213  + 3,79 

I 276  882  + 2,89 


Hiernach  ist  also  die  Sparthätigkeit  seit  1880  erheblich  reger 
geworden  als  1870—1880,  augenscheinlich  im  Zusammenhang  mit 
der  Wiederaufbesserung  der  wirtschaftlichen  V erhältnisse  nach 
mehreren  ungünstigen  Jahren.  Die  absoluten  Ziffern  der  beiden 
letzten  Jahrfünfte  (1885—1895)  ergeben  einen  noch  stärkeren  Zu- 
wachs als  in  der  Zeit  von  1880—1885,  aber  mit  einer  Ab- 
schwächung für  die  Zeit  von  1890 — 1895.  Die  relativen  2^1en 


I)  Die  Zahlen  vor  1870  sind  nicht  berücksichtigt,  weil  sich  die  Statistik 
erst  seit  1869  auf  den  heutigen  Umfang  Preußens  bezieht. 
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sind  dagegen  seit  1880  zurückgegangen.  Beachtenswert  ist,  daß 
die  Sparthätigkeit  in  der  Periode  1870—1875,  in  die  mehrere  Jahre 
sehr  günstiger  Erwerbsverhältnisse  'fielen,  von  viel  weniger  Per- 
sonen ausgeübt  -wuirde  als  in  den  späteren  Perioden,  sowohl  im 
ganzen,  als  auch  auf  100  Einwohner  gerechnet. 

Läßt  man  diese  Periode  beiseite  und  faßt  man  die  Zeit  von 
1875—1895  in  Jahrzehnte  zusammen,  wodurch  die  zufälligen  Ein- 
flüsse noch  besser  ausgeglichen  werden,  so  ergiebt  sich  ein  Zu- 
wachs an  Sparern 

im  ganzen  auf  loo  Einw. 

von  1875 — 1885  -f  2000352  H-  6,27 

„ 1885 — 1895  -|-  2660095  + 6,68 

Hier  erscheint  in  der  Zeit  seit  Inkrafttreten  der  Versicherungs- 
gesetze der  Zuwachs  im  ganzen  und  auf  100  Einwohner  erheblich 
stärker  als  im  Jahrzehnt  vorher. 

Um  die  Verhältnisse  der  letzten  Jahre  noch  deutlicher  über- 
sehen zu  können,  sei  — nach  den  Materialien  der  Zeitschrift  des 
preußischen  statistischen  *Büreaus  — nachfolgende  Zusammenstel- 
lung hier  wiedergegeben. 

Die  Zahl  der  Sparkassenbücher  betrug 


bei  allen  preußischen  Sparkassen  bei  den  städt  Sparkassen 


auf 

darunter  mit 

darunter  mit 

im  ganzen 

100  Einw. 

Einlagen  bis 

im  ganzen 

Einlagen  bis 

Bücher 

60  M. 

60  M. 

1895/96 

6 869  548 

21,54 

I 972  134 

3818328 

I 161  678 

1894/95 

6527  337 

20,86 

I 893  166 

3 619  189 

I 109  124 

1893/94 

6 255  507 

20,20 

1 832  245 

3436857 

I 062  306 

1892/93 

5 974  782 

19,50 

I 755635 

3275654 

I 016  559 

1891/92 

5772956 

19,0.5 

1 680  839 

3 162  656 

973  934 

1890/91 

5 592  662 

i8,65 

1 609  88 1 

3 080  490 

938815 

18^/90 

5 312  192 

17,96 

I 513  283 

2945013 

889353 

1888/89 

5 029  174 

17, J9 

1 434  659 

2 804  456 

842  242 

1887/88 

4 742  009 

16,40 

1 359613 

2 638  039 

796  545 

1886/87 

4 467  078 

15,62 

1 280  328 

2 487  421 

753  175 

1885/86 

4 209  453 

14,86 

1 214  147 

2333719 

713058 

1884/85 

3935840 

14,03 

I 120725 

2 175635 

657621 

1883/84 

3624  658 

13,02 

I 023  160 

2 026  154 

606  411 

1882/83 

3 341 610 

12,09 

896  174 

1 861  013 

536  799 

Aus  diesen  Zahlen  ergiebt  sich  folgender  Zuwachs  an  Sparern 
gegen  das  jeweilig  vorhergehende  Jahr: 
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bei  allen  preußischen  Sparkassen 


Zuwachs  an 
Sparern  mit 


Zuwachs  an  Sparern 


Zuwachs  anl 
! Sparern 
I überhaupt 


Einlagen  bis 
60  M. 


auf  100  Einw, 


1883/84 

1884/85 

1885/86 

1886/87 

1887/88 

1888/89 

1889/90 

1890/91 

1891/92 

1892/93 

1893/94 

1894/95 

1895/96 


Hier  zeigt  sich,  daß  die  Zahl  der  Sparer  überhaupt  1885/86 
und  1886/87  weniger  stark  zunahm  als  vorher.  Die  Zuwachsziffem 
steigen  alsdann  bis  1888/89,  um  dann  rasch  bis  auf  ihren  tiefsten 
Stand  im  Jahre  1891/92  zu  gelangen.  Danach  setzt  eine  — nur 
einmal  unterbrochene  — Steigerung  der  Zuwachsziffern  ein;  im 
Jahre  1895/96  war  der  Zuwachs  stärker  als  in  irgend  einem  an- 
deren der  in  Betracht  gezogenen  Jahre.  Die  Bewegung  dürfte 
vorzugsweise  auf  den  Wechsel  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
zurückzuführen  sein.  Es  scheint  aber  auch,  als  ob  das  Inkraft- 
treten der  Kranken-  und  Unfallversicherung  Mitte  der  80er  Jahre 
und  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  1891  zunächst  auf 
eine  Abschwächung  der  Sparthätigkeit  hingewirkt  hat.  Sehr  bald 
aber  macht  sich  wieder  eine  Zunahme  bemerkbar. 

Berücksichtigt  man  von  den  Sparern  aller  preußischen  Spar- 
kassen nur  diejenigen,  welche  Einlagen  bis  60  M.  hatten,  so  ist 
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wieder  eine  Erhöhung  ein,  der  aber  sofort  eine  mehrjährige  Ab- 
schwächung folgt.  Sie  wird  1889/90  unterbrochen,  schreitet  dann 
aber  bis  1891/92  fort,  wo  der  Zuwachs  an  Sparern  am  kleinsten 
war.  Zieht  man  nur  die  kleineren  städtischen  Sparer  in  Betracht, 
so  geht  die  Bewegung  bis  1886/87  der  eben  geschilderten  parallel. 
Von  da  an  herrscht  aber  eine  ständige  Zunahme  bis  1890/91. 
1891/92  tritt  eine  sehr  starke  Abschwächung  ein;  der  Zuwachs 
erreicht  seine  kleinste  Zijffer.  Von  da  an  wird  er  aber  von  Jahr 
zu  Jahr  größer. 

Auch  hiernach  scheint  die  Arbeiterversicherung  zunächst  das 
Sparen  beeinträchtigt  zu  haben;  aber  das  wurde  rasch  wieder 
überwunden. 

Bei  diesen  anscheinend  erkennbaren  Einwirkungen  ist  aber 
festzuhalten,  daß  die  Arbeiterversicherung  nur  ein  Moment  neben 
vielen  anderen  ist,  die  auf  die  Beteiligung  am  Sparen  Einfluß 
haben.  Eine  dauernde  Abschwächung  ist  jedenfalls  nicht  zu  Tage 
getreten. 

Uebrigens  darf  nicht,  übersehen  werden,  daß  an  und  für  sich 
die  jährliche  Zunahme  an  Sparern  relativ  kleiner  werden  muß,  je 
größer  der  am  Sparen  schon  beteiligte  Teil  der  Bevölkerung  ist. 

Es  lohnt  sich  der  Mühe,  auch  auf  die  Sparverhältnisse  im 
Königreich  Sachsen  einen  Blick  zu  werfen,  weil  bei  der  starken 
industriellen  Entwickelung  dieses  Landes  ein  etwaiger  Einfluß  der 
Arbeiterversicherung  hier  an  sich  am  deutlichsten  wahrnehmbar 
sein  müßte. 

Im  Königreich  Sachsen  waren  vorhanden  am  Jahresschlüsse 
(nach  der  Zeitschrift  des  sächsischen  statistischen  Büreaus) 


1893 

Einleger 
I 783  390 

darunter  mit  Karten  bis  6o 
64b  568  = 36,  8 0/0 

1892 

I 716  726 

626  635 

= 

36,  5 „ 

1891 

I 658  149 

607 138 
584  298 

36,  6 „ 

18^ 

I 606  &50 

= 

36,  4 „ 

18^ 

1888 

I 541  904 

565  924 

= 

36,  7 „ 

I 47 1 968 

541  698 

= 

36,  8 „ 

1887 

1401  713 

521  024 

= 

37,17  „ 
36,84  „ 

1886 

« 339716 

493479 

s= 

1885 

1 274  542 

472017 

= 

37,03  „ 

1884 

1 199638 

446  348 

•= 

37,30  „ 

I 120  193 

407  777 

s= 

36,40  „ 

1882 

1031  925 

359348 

= 

34,83  „ 

1881 

958  549 

323  '78 

SS 

33,71  „ 
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1 1 


Der  jährliche  Zuwachs  betrug  demnach  bei 


allen  Einlegern 

den  kleinen  Einlegern 

1882 

73  376 

36  170 

1883 

88  268 

48  429 

1884 

79  445 

38  571 

25  669 

1885 

74904 

1886 

65  174 

21  462 

1887 

61  997 

27545 

1888 

70255 

20  674 

1889 

69  936 

24  226 

1890 

64  746 

18374 

1891 

5*  499 

22  840 

1892 

58  577 

19497 

1893 

66  664 

19933 

Hier  sind  bei  allen  Einlegern  seit  1883—1887  und  aldann 
von  1888—1891  die  ZuwachszifFern  abgeschwächt  worden.  Seit- 
dem herrscht  aber  wieder  ein  ständiges  Anwachsen  der  Ziffern. 
Bei  den  kleinen  Sparern  ist  zunächst  von  1883 — 1886  ein  bestän- 
diges Nachlassen  des  Zuwachses  bemerkbar.  Danach  schwanken 
die  Zahlen  einige  Jahre  und  erreichen  1890  ihren  tiefsten  Stand. 
1891  — also  ein  Jahr  eher  als  bei  den  Sparern  überhaupt  — tritt 
eine  bemerkenswerte  Erhöhung  ein.  1892  folgt  eine  Abschwächung, 
1893  eine  Steigerung;  die  Zahlen  halten  sich  seit  1891  stets  höher 
als  1890.  Im  ganzen  sind  aber  überhaupt  die  Zuwachsziffern  seit 
Mitte  der  80er  Jahre  geringer  als  vorher. 

Gewisse  Anklänge  an  die  Bewegung  bei  den  preußischen 
Sparkassen  liegen  hiernach  vor.  Das  Jahr  1891  (bezw.  bei  den 
kleinen  Einlegern  1890),  das  in  Preußen  die  relativ  geringste  Zu- 
nahme zeigte,  hebt  sich  in  Sachsen  jedenfalls  in  derselben  Weise 
hervor. 

Scheint  das  auch  auf  eine  gewisse  Einwirkung  der  Arbeiter- 
versicherung hinzudeuten,  so  enthalte  ich  mich  doch,  diesen  Schluß 
zu  ziehen.  Das  Jahr  1890/91  hatte  hohe  Lebensmittelpreise,  wäh- 
rend gleichzeitig  die  Erwerbsverhältnisse  für  die  Industrie  und 
ihre  Arbeiter  meist  günstig  waren.  Man  darf  vermuten,  daß  in- 
folgedessen weniger  Arbeiter  zum  Sparen  gelangten,  weil  sie 
von  dem  I.ohne  wegen  der  teueren  Preise  weniger  übrig  behielten. 

Daß  übrigens  die  Zuwachsziffern  in  Sachsen  im  allgemeinen 
neuerdings  geringer  sind  als  vorher,  erklärt  sich  wohl  daraus,  daß 
in  Sachsen  die  Beteiligung  am  Sparen  schon  lange  sehr  rege  ist, 
viel  reger  als  in  Preußen.  Ende  der  70er  und  Anfang  der  80er 
Jahre  hatte  in  Sachsen  schon  etwa  jeder  dritte  Einwohner  ein 
Sparkassenbuch  oder  -konto,  während  in  Preußen  nur  etwa  jeder 
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zehnte  Einwohner  ein  Sparkassenbuch  aufzuweisen  hatte.  Erst 
Anfang  der  90er  Jahre  hatte  in  Preußen  jeder  fünfte  Einwohner 
ein  Sparkassenbuch.  In  Sachsen  war  das  schon  Anfang  der  70er 
Jahre  erreicht.  Jetzt  kommt  in  Sachsen  schon  auf  je  2 Einwohner 
ein  Sparkassenbuch.  Die  folgende  Uebersicht  läßt  das  erkennen. 

Ein  Sparkassenbuch  kam  in  Sachsen 


184g 

auf 

23,24  Einwohner 

1872  auf  4,59 

Einwohner 

1850 

7J 

20,32  „ 

1873 

, 4,22 

„ 

1851 

17,72  „ 

1874 

, 3,95 

„ 

1852 

)f 

»5, öl  „ 

1875 

, 3,7ö 

„ 

«853 

13,39  „ 

1876 

, 3,05 

„ 

1854 

11 

12,15  ,, 

1877 

, 3»öo 

,, 

«855 

11 

11,33  „ 

1878 

, 3,54 

„ 

1856 

11 

10,41 

1879 

, 3,44 

,» 

1857 

11 

9,33  „ 

1880 

, 3,27 

,, 

1858 

11 

8,62 

1881 

, 3,15 

„ 

1859 

11 

8,34  „ 

1882 

, 2,96 

„ 

1860 

11 

7, »6  „ 

1883 

, 2,75 

if 

1861 

11 

7,45  „ 

1884 

, 2,62 

„ 

1862 

11 

6,99  „ 

1885 

, 2,50 

„ 

1863 

11 

6,61  „ 

1886 

, 2,38 

„ 

1864 

11 

6,26 

1887 

, 2,32 

„ 

1865 

11 

6,01  „ 

1888 

, 2,24 

„ 

i86b 

11 

5,27  „ ^ 

1889 

, 2,23 

„ 

1867 

11 

5,®ö  „ 

1890 

, 2,18 

„ 

1868 

11 

5,69  „ 

1891 

, 2,11 

„ 

1869 

11 

5,4^  „ 

1892 

, 2,11 

,, 

1S70 

11 

5,2«  „ 

1893 

, 2,06 

„ 

1871 

11 

5,90  „ 

Unter  diesen  Umständen  muß  jetzt  die  Zunahme  langsamer 
erfolgen  als  sonst.  Daß  aber  trotz  der  starken  Beteiligung  am 
Sparen  doch  die  Zunahme  noch  immer  nicht  aufhört,  was  ja  nur 
bei  reger  Beteiligung  auch  der  sächsischen  Arbeiter  möglich  ist, 
beweist  auf  alle  Fälle,  daß  die  Arbeiterversicherung  nicht  etwa 
ungünstig  auf  das  Sparen  gewirkt  hat,  wenn  auch  ein  günstiger 
Einfluß  aus  dem  vorliegenden  Material  noch  nicht  hat  deutlich  er- 
wiesen werden  können. 

Um  festzusteUen,  ob  aus  den  S])arkassenverhältnissen  einzelner 
Orte  mehr  über  eine  etwaige  Einwirkung  der  Arbeiterversicherung 
zu  erkennen  ist,  seien  hier  zunächst  aus  städtischen  Verwaltungs- 
berichten einige  Zahlen  herangezogen. 

In  Cassel  betrug  die  Zahl  der  im  Umlauf  befindlichen  Spar- 
kassenbücher der  städtischen  Sparkasse 


Ende 

1886 

19883 

Ende 

1891 

25 

738 

„ 

1887 

21  025 

1892 

26 

666 

1888 

22  244 

1893 

27 

841 

,, 

1889 

23  642 

», 

1894 

29 

267 

,, 

1890 

24  535 

1895 

30 

783 

t* 
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Hier  herrscht  seit  1886  eine  ununterbrochene  Steigerung  der 
Zahl  der  Sparer.  Die  Steigerung  war  im  Durchschnitt  von 

1886—1890  jährlich  930  Sparer, 

1891 — 1895  „ 1009  „ . 

Bei  der  städtischen  Sparkasse  in  Coblenz  waren  Sparkassen- 
bücher im  Umlauf  Ende 


1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 


7050 

7354 

7632 

7503 

7595 

7973 

8493 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 


8953 

9 535 

X0488 

10  660 

11  658 

12  322 

13  349 


Hier  zeigt  sich  nur  1886  ein  Rückgang.  Seitdem  wächst  die 
Zahl  fortwährend  an.  Daß  dies  Wachsen  in  den  letzten  Jahren 
erheblich  rascher  erfolgte  als  vorher,  ergiebt  sich  aus  folgendem. 
Im  Durchschnitt  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Sparer  jährlich: 

1883—1885  um  194 

1886—1888  „ 157 

1889—1892  „ 4*4 

1893—1896  „ 67* 

Die  kleine  Abschwächung  in  der  Zeit  von  1886—1888  ist  also 
nicht  nur  rasch  überwunden,  sondern  durch  eine  sehr  viel  schnellere 

Erhöhung  der  Zahl  der  Sparer  abgelöst  worden. 

Die  Verhältnisse  in  den  Spar-  und  Prämienkassen  des  „Aachener 
Vereins  zur  Beförderung  der  Arbeitsamkeit“  seien  ebenfalls  heran- 
gezogen. Aachen  und  seine  Umgegend  ist  ja  ein  überwiegend 
industrieller  Bezirk  mit  einer  relativ  großen  Arbeiterzahl.  Bei  den 
Spargelegenheiten,  die  der  genannte  gemeinnützige  Verein  in 
Aachen  und  nahe  gelegenen  Orten  geschaffen  hat,  muß  man  an 
sich  am  leichtesten  erkennen  können,  ob  der  Arbeiterversicherung 
eine  nennenswerte  günstige  oder  ungünstige  Einwirkung  auf  die 
Sparthätigkeit  der  Bevölkerung  zuzuschreiben  ist. 

Der  Verein  unterhält  zunächst  Sparkassen,  bei  denen  von  dem 
Gesamtguthaben  der  Sparer  (1896:  67,12  Mill.  M.)  die  größere 
Hälfte  (33,895  Mill.  M.)  aus  Aachen  selbst  stammt.  Diese  Spar- 
kassen werden  vielfach  auch  von  den  besser  gestellten  Klassen 

benutzt. 

Außerdem  unterhält  der  Verein  „Prämienkassen“,  bei  denen 
Sparern  aus  den  arbeitenden  Ständen  durch  höhere  Verzinsung 
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und  durch  Gewährung  von  Prämien  bei  anhaltendem  Sparen  be- 
sondere Vorteile  geboten  werden.  Die  Gesamtguthaben  der 
Sparer  bei  den  Prämienkassen  waren  Ende  1896:  34,63  Mill.  M. 
davon  in  Aachen  selbst  12,20  Mill.^M. 

Ueber  die  Entwickelung  dieser  beiden  Kassenarten  habe  ich 
aus  den  Geschäftsberichten,  die  mir  von  der  Direktion  des  Vereins 
bereitwillig  überlassen  sind,  folgende  Zahlen  ausgezogen. 

Es  waren  vorhanden: 

bei  den  Sparkassen  bei  den  Prämienkassen 


Ende 

Sparkassen- 

bücher 

Darunter 
mit  Einl. 

Prämien- 

bücher 

Darunter 
mit  Einl. 

Durchschn. 

Einlage 

1896 

im  ganzen 
48546 

bis  60  M. 
11  004 

im  ganzen 
82  054 

bis  60  M, 
20  059 

M. 

422,00 

1895 

44817 

10  592 

79  562 

19639 

420,32 

1894 

41487 

10  130 

78531 

19299 

421,90 

»893 

39780 

10  186 

76  920 

19  103 

419,87 

1892 

38361 

9913 

75  259 

18  968 

4 16, .06 

1891 

37  602 

9703 

74  092 

18  158 

417,10 

1890 

36941 

9367 

72325 

>7  454 

417,82 

1889 

36065 

8 922 

69  365 

16771 

4>3,92 

1888 

35  «95 

8765 

67  180 

16499 

410,38 

1887 

34387 

8 612 

h5  547 

15666 

412,35 

1886 

34099 

^015 

65 163 

>5572 

411,63 

1885 

32575 

8068 

63928 

15483 

409,97 

1884 

30843 

7 749 

6t  714 

15  190 

404,45 

1883 

29  076 

7 473 

58855 

>5  >54 

395,33 

1882 

27950 

7 263 

56830 

14  890 

389,86 

1881 

27  331 

6599 

54  ^16 

13879 

390,62 

1880 

26330 

6 270 

53024 

>3  5>3 

389,62 

1879 

25  194 

6 104 

5>  471 

12903 

383,50 

1878 

24328 

5558 

50257 

12650 

382,14 

1877 

23  684 

5519 

49459 

II  907 

381,11 

380,30 

1876 

23  428 

5 >09 

49  267 

II  726 

1875 

23  208 

4885 

48  720 

>0533 

378,93 

1874 

22  763 

4782 

465*7 

10  408 

360,58 

1873 

21  989 

4641 

44014 

9691 

353,23 

1872 

20  996 

4653 

40  605 

9259 

340,12 

1871 

20  022 

4833 

37239 

9024 

329,32 

Die  Zahl  der  Sparer  im  ganzen  hat  sich  bei  beiden  Gruppen 
seit  1871  ununterbrochen  gesteigert.  Bei  den  Prämienkassen  gilt 
dasselbe  auch  von  den  kleinen  Sparern  mit  Einlagen  bis  zu  60  M. 
Die  kleinen  Sparer  bei  den  Sparkassen  sind  von  1871  — 1873,  also 
gerade  in  den  sehr  günstigen  Jahren  — unter  gleichzeitiger  er- 
heblicher Steigerung  der  an  den  Prämienkassen  beteiligten  — und 
außerdem  1886  und  1894  weniger  geworden.  Seitdem  hat  sich 
auch  ihre  Zahl  ununterbrochen  gesteigert. 
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Das  Tempo  der  Steigerung  war  in  den  einzelnen  Perioden 
recht  verschieden.  Der  Zuwachs  an  Sparern  betrug: 


im 

gegen  das 

Jahre 

%hr 

1875 

1871 

1880 

1875 

1885 

1880 

1890 

1885 

1895 

1890 

bei  den  Spar- 
kassen 

über-  mit  Einlagen 
haupt  bis  60  M. 
3186  52 

3*22  1385 

6245  1798 

436b  1299 

7876  1225 


bei  den  Prämien- 
kassen 

über-  mit  Einlagen 
haupt  bis  60  M. 

11481  1509 

4304  2980 

10904  1970 

8397  1971 

7237  2185 


Hiernach  hat  sich  die  Zahl  der  Sparer  bei  den  Sparkassen  in 
der  2.  Hälfte  der  80er  Jahre  langsamer  vermehrt,  als  in  der  vorher- 
gegangenen Periode.  In  den  90er  Jahren  herrscht  aber  wieder  eine 
stärkere  Zunahme.  Die  Zahl  der  kleinen  Sparer  bei  den  Sparkassen 
dagegen  und  ebenso  die  Zahl  aller  Sparer  bei  den  Prämienkassen 
hat  seit  Mitte  der  80er  Jahre  fortgesetzt  eine  langsamere  Ver- 
mehrung aufzuweisen.  Die  Zunahme  der  kleinen  Sparer  bei  den 
Prämienkassen  war  in  der  ersten  und  zweiten  Hälfte  der  80er  Jahre 
fast  gleich  groß,  stand  aber  erheblich  niedriger  als  in  der  zweiten 
Hälfte  der  70er  Jahre.  In  den  90er  Jahren  ist  die  Zunahme  wieder 
stärker  geworden. 

Wenn  man  die  einzelnen  Jahre  ansieht,  so  schwankt  der  Zu- 
wachs gegen  das  jeweilige  Vorjahr,  namentlich  bei  den  Prämien- 
kassen und  bei  den  kleinen  Sparern  der  Sparkassen,  sehr  stark 
und  eine  gleichmäßige  Entwickelung  ist  nicht  zu  finden.  Das 
deutet  darauf  hin,  wie  groß  der  Einfluß  der  wechselnden  gewerb- 
lichen Verhältnisse  des  in  Frage  kommenden  engeren  Bezirks  auf 
die  Sparthätigkeit  ist. 

Im  ganzen  herrscht  aber  trotz  der  schon  jahrzehntelangen 
Wirksamkeit  dieser  Kassen  die  Tendenz  zur  Vermehrung  der 
Sparer  vor.  Wichtig  ist  namentlich  die  Bewegung  bei  den 
Prämienkassen,  die  ja  verhältnismäßig  große  Mitgliederzahlen  um- 
fassen und  deren  Mitglieder  ausnahmslos  den  arbeitenden  Klassen 
angehören. 

Für  diese  Kassen  ist  bei  allem  Wechsel  im  einzelnen  doch 
deutlich  wahrnehmbar,  daß  der  Sinn  für  das  Sparen  durch  die 
Versicherung  nicht  eingeschläfeit  worden  ist. 

Da  die  Zusammensetzung  der  Mitglieder  bei  den  Prämien- 
kassen für  die  Bewertung  des  Gesagten  wuchtig  ist  und  da  die 
Kenntnis  dieser  Zusammensetzung  auch  für  etwaige  weitere 
Untersuchungen  auf  diesem  Gebiet  von  Nutzen  sein  kann,  so 
seien  die  bezüglichen  Zahlen  hier  noch  mitgeteilt: 


1 

I 
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Von  einem  Nachlassen  der  Sparthätigkeit  der  arbeitenden 
Bevölkerung  des  Aachener  Bezirks  kann  auch  nach  diesen  Zahlen 
keine  Rede  sein.  Die  Schwankungen  hängen  mit  den  Verhält- 
nissen der  Hauptindustriezweige  des  Bezirks  zusammen. 

Für  die  Hauptindustrie  des  Bezirks,  die  Tuchindustrie,  die  in 
Aachen  selbst  besonders  stark  vertreten  ist*),  und  für  die  ebenfalls 
in  und  um  Aachen  konzentrierte  Nadelindustrie,  sei  hier  für  die 
Entwickelung  seit  1890  noch  ein  kurzer  Vergleich  gestattet.  Nach 
den  Berichten  der  Aachener  Handelskammer  waren  in  Aachen 


Arbeiter  beschäftigt: 

in  der 

Tuchindustrie 

in  der 

Nadelindustrie 

1890 

13  500 

3059 

1891 

13250 

2872 

1892 

13  209 

3102 

1893 

(3544 

3224 

1894 

12576 

3264 

1895 

14  042 

3617 

1896 

13983 

3754 

Wenn  auch  um  Aachen  herum  noch  eine  ausgedehnte  Tuch- 
und  Nadelindustrie  besteht,  so  überwiegt  doch  Aachen  in  dieser 
Hinsicht  so  sehr,  daß  es  zulässig  erscheint,  die  Bewegung  dieser 
Ziffern  in  Vergleich  zu  setzen  mit  den  Arbeitern  der  Tuch-  und 
Nadelindustrie,  die  nach  der  vorhergehenden  Tabelle  aus  Aachen 
und  seiner  Umgegend  ihre  Ersparnisse  zu  der  Prämienkasse  des 
, Aachener  Vereins  zur  Beförderung  der  Arbeitsamkeit  gebracht 
haben.  Setzen  wir  beide  Alale  die  Zahlen  des  Jahres  1890  gleich 
100,  so  erhalten  wir  folgende  Reihe: 


1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1^5 

18^ 


Zahl  der 
Tuchindustrie- 
arbeiter in 
Aachen 

100 

98,15 

97,84 

100,33 

93,20 

126,24 

103,61 


Zahl  der  bei 
den  Prämien- 
kassen beteil. 
Arbeiter  der 
Tuchindustrie 
100 
102,28 
105,26 

107,89 
1 1 1,18 
114,71 

119,67 


Zahl  der 
Nadelindustrie- 
arbeiter in 
Aachen 

100 

93,90 

101,41 

105,40 

106,70 

118,24 

122,45 


Zahl  der  bei  den 
Prämienkassen 
beteiligten 
Arbeiter  der 
Nadelindustrie 

100 

103,22 

105,67 
89,67 
1 12,11 
113,64 
112,46 


S 


A 


l)  Von  den  21772  fabrikmäßig  im  Jahre  1896  beschäftigten  Arbeitern 
gehörten  allein  13983  (in  163  Betrieben)  der  Tuchfabrikation  einschließlich 
Spinnereien,  Webereien  und  Färbereien  an. 
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Die  Bewegung  ist  nicht  gleichartig.  Bei  der  Zahl  der  sparen- 
den Nadelarbeiter  ist  sogar  der  starke  Rückgang  im  Jahre  1893 
recht  aulFällig.  Im  ganzen  ist  aber  keine  Abnahme  des  Sparsinns 
zu  bemerken.  Bei  den  Nadelarbeitern  hat  sich  die  Zahl  der 
Sparenden  etwas  langsamer,  bei  den  Textilarbeitern  erheblich 
schneller  vermehrt  als  die  der  in  Aachen  beschäftigten  Arbeiter 
dieser  Gruppen. 

Nach  allem  ist  das  Ergebnis  der  letzten  Untersuchungen  dahin 
zusammenzufassen,  daß  zwar  ein  zum  Sparen  anregender  Einfluß 
der  Arbeiter\’^ersicherung  bis  jetzt  in  der  Statistik  nicht  zu  Tage 
getreten  ist,  daß  aber  jedenfalls  eine  von  manchen  befürchtete 
dauernde  Abschwächung  des  Sparsinns  infolge  der  Versicherung 
nach  der  bisherigen  Entwickelung  nicht  zu  besorgen  ist. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Frage,  ob  und  in  welchem 
Maße  die  Armenpflege  durch  die  Arbeiten^ersicherung  ent- 
lastet worden  ist.  Diese  Frage  lag  um  so  näher,  als  die  Wechsel- 
fälle des  Lebens,  in  denen  die  Versicherung  eingreift,  als  sehr 
wichtige  Ursachen  der  Verarmung  angesehen  werden  müssen. 

Nach  der  deutschen  Armenstatistik  von  1885  war  bei  1000 
Unterstützten  im  Deutschen  Reich  die  Ursache  der  Bedürftigkeit : 

a)  Unfall  des  Unterstützten  oder  des  Ernährers  bei  33  Unterstützten 

b)  Krankheit  des  Unterstützten  oder  des  Er- 


nährers   „ 279 

c)  Altersschwäche „ 148 


zusammen  bei  460  Unterstützten 

In  manchen  Städten  stieg  dieser  Bruchteil  noch  höher.  So 
kommen  z.  B.  von  1000  Unterstützten  auf  Ursache: 


a 

b 

c 

zusammen 
auf  a— c 

in 

Frankfurt  a.  M. 

17 

659 

63 

739 

» 

Posen 

3 

605 

*17 

725 

Köln 

68 

493 

145 

706 

Erfurt 

4 

5*4 

159 

677 

Hannover  . . . 

21 

577 

73 

671 

Karlsruhe  . . , 

— 

59<> 

42 

638 

»> 

Bochum  .... 

21 

562 

51 

h34 

Breslau  .... 

5 

543 

79 

627 

Cassel 

3 

605 

iir 

625 

?> 

Barmen  .... 

43 

478 

486 

528 

102 

623 

Königsberg  i.  Pr. . 
Düsseldorf  . . . 

17 

8 

HO 

70 

613 

606 

u.  s.  w. 


In  nicht  wenigen  Orten  kam  auf  diese  3 Ursachen  mehr  als 
die  Hälfte  der  Unterstützten. 
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In  diesen  Fällen  greift  aber  gerade  die  Versicherung  ein. 
An  sich  kann  daraus  nichts  anderes  geschlossen  werden,  als  daß 
die  Armenpflege  von  einem  wesentlichen  Teil  der  Unterstützungs- 
fälle befreit  werden  muß,  wenn  die  Arbeiterversicherung  aus- 
reichend und  rechtzeitig  eingreift. 

Diese  Bedingung  vnrd  in  sehr  vielen  Fällen  erfüllt.  Es  fehlt 
aber  auch  nicht  an  Fällen,  in  denen  aus  irgend  einer  objektiven 
oder  subjektiven  Ursache  die  Versicherungsleistungen  nicht  ge- 
nügen, um  den  Betreffenden  vor  dem  Anheimfallen  an  die  Armen- 
pflege zu  bewahren.  Das  kann  namenthch  in  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  eintreten,  deren  Renten  sich  auf  mäßiger 
Höhe  halten.  Es  kann  auch  in  der  Krankenversicherung  bei  lange 
dauernden  Krankheiten  Vorkommen,  weil  die  Unterstützungsdauer 
der  Kasse  nicht  lang  genug  gegriffen  ist.  In  der  Krankenver- 
sicherung werden  auch  die  Leistungen  an  die  Familien  der  ins 
Spital  übergeführten  Erkrankten  nicht  immer  genügen.  Die 
Unfallversicherung  hat  im  allgemeinen  ihre  Leistungen  in  diesen 
und  anderen  Fällen  reichlicher  bemessen.  Das  schließt  nicht  aus, 
daß  auch  sie  im  einzelnen  Fall  aus  besonderen  Gründen  nicht 
genügen,  u.  s.  f. 

Auch  an  solchen  Fällen  fehlt  es  nicht,  in  denen  es  den  Ver- 
sicherungsorganen nicht  möglich  ist,  so  zeitig  mit  ihren  Leistungen 
zu  beginnen,  daß  der  in  Frage  kommende  Arbeiter  oder  seine 
Familie  nicht  erst  in  Schwierigkeiten  kommt. 

Wir  müssen  also  von  vornherein  annehmen,  daß  ein  Bruchteil 
von  Fällen  wegen  unzulänglicher  Unterstützung  ein  ergänzendes 
und  wegen  nicht  rechtzeitiger  Unterstützung  ein  vorläufiges  Ein- 
greifen der  Armenpflege  nötig  macht.  Aber  selbst  in  diesen  Fällen 
liegt  eine  Entlastung  der  Armenpflege  vor,  da  ihr  die  betreffenden 
Personen  sonst  oft  genug  ganz  bezw.  dauernd  zur  Last  gefallen 
wären. 

Aus  den  oben  angeführten  Zahlen  ergiebt  sich  ohne  weiteres 
auch,  daß  die  einzelnen  Versicherungsgebiete  in  verschiedenem 
Maße  zur  Entlastung  der  Armenpflege  beitragen  können.  Am 
meisten  muß  man  von  der  Krankenversicherung  eine  Entlastung 
erwarten,  da  die  Krankheit  verhältnismäßig  am  häufigsten  als 
Verarmungsursache  erscheint.  Demnächst  spielt  die  Altersschwäche 
als  Unterstützungsursache  eine  Rolle. 

Die  Unfallversicherung  wird  am  wenigsten  zur  direkten  Ent- 
lastung der  Armenpflege  beitragen.  Da  in  einem  Teil  der  Un- 
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fälle  schon  vorher  durch  das  Haftpflichtgesetz  von  1871  Hilfe  ge- 
bracht worden  war,  wenn  auch  in  unzweckmäßiger  Form,  und  da 
die  Verletzten,  die  nur  teilweise  erwerbsunfähig  sind,  meist  ohne 
Inanspnichnahme  der  Armenpflege  zurecht  kommen  konnten,  so 
läßt  die  Statistik  die  Unfälle  als  Verarmungsursache  weniger 
hervortreten.  Die  Unfallversicherung  hat  aber  trotzdem  eine  große 
mittelbare  Bedeutung  für  die  Armenpflege.  Je  mehr  sie  die  Zahl 
der  dauernd  und  gänzlich  Erwerbsunfähigen  herabmindert,  desto 
mehr  beugt  sie  der  Verarmung  vor.  Ihre  Leistungen  in  Todes- 
fällen müssen  dagegen  auf  die  Witwen-  und  Waisen  Unterstützung 
durch  die  Armenpflege  von  unmittelbarem  Einfluß  sein. 

Da  die  genannten  drei  Ursachen  der  Verarmung  in  den 
einzelnen  Städten  sehr  ungleich  wirken,  so  können  und  müssen 
die  Erfahrungen  in  den  einzelnen  Orten  sehr  verschieden  sein. 
Auch  zwischen  Stadt  und  Land  muß  sich  eine  solche  Verschieden- 
heit zeigen. 

Aus  den  oben  angeführten  Zahlen  ergiebt  sich  auch  sofort,  daß 
zur  völligen  Klarstellung  der  Verhältnisse  eine  statistische  Er- 
fassung der  Armenpflege  nach  den  Ursachen  der  Verarmung  nötig 
ist.  Denn  nur  bei  bestimmten  — allerdings  wichtigen  — Ursachen 
der  Verarmung  setzt  die  Versicherung  ein  und  muß  hier  an  und 
für  sich  die  Zahl  der  Unterstützungsfälle  relativ  vermindern. 

Daß  damit  die  Zahl  der  Unterstützungsfälle  überhaupt  zurück- 
geht, ist  nicht  überall  zu  erwarten.  Es  sind  doch  nicht  alle  Ur- 
sachen der  Verarmung  von  der  Versicherung  beseitigt  oder  abge- 
schwächt. Ein  großer  Erfolg  würde  es  schon  sein,  wenn  die  Zahl 
der  Unterstützungsbedürftigen  langsamer  als  die  Bevölkerung 
überhaupt  anwachsen  würde. 

Noch  weniger  ist  allgemein  eine  Ermäßigung  der  Kosten  der 
Armenpflege  als  Wirkung  der  Versicherung  zu  erwarten.  Wohl 
ist  es  möglich,  daß  bestimmte  Arten  von  Aufwendungen  auch 
ihrem  Betrage  nach  zurückgehen,  z.  B.  Kosten  für  Verpflegung 
Armer  in  Krankenhäusern,  Waisenhäusern  u.  s,  w.  Die  Gesamt- 
kosten werden  aber  in  vielen  Fällen  trotzdem  wachsen.  Die 
Unterstützungen  im  Einzelfalle  sind  ja  vielfach  in  der  letzten  Zeit 
reichlicher  bemessen  worden. 

Zudem  hat  die  Gesetzgebung  Aenderungen  erfahren,  die  auf 
eine  Erhöhung  der  Armenausgaben  hinwirken.  In  Preußen  hat 
das  Gesetz  vom  ii.  Juli  1891  die  Landarmenverbände  durch  § 31 
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Abs.  I verpflichtet,  für  Bewahrung,  Kur  und  Pflege  der  hilfs- 
bedürftigen Geisteskranken,  Idioten,  Epileptischen,  Taubstummen 
und  Blinden,  soweit  dieselben  der  Anstaltspflege  bedürfen,  in  ge- 
eigneten Anstalten  Fürsorge  zu  treffen. 

Außerdem  hat  das  Reichsgesetz  vom  12.  März  1894  bestimmt, 
daß  der  Unterstützungswohnsitz  schon  nach  vollendetem  18.  (bis- 
her 24.)  Lebensjahr  erworben  wird  und  daß  der  Ortsarmenverband 
verpflichtet  ist,  auf  13  Wochen  Verpflegung  und  Kur  zu  gewähren, 
wenn  Personen,  die  gegen  Lohn  oder  Gehalt  in  einem  Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis  stehen,  oder  wenn  deren  Angehörige,  so- 
weit sie  den  Unterstützungswohnsitz  teilen,  oder  wenn  Lehrlinge 
am  Dienst-  oder  Arbeitsort  erkranken. 

Beide  Gesetze  bedeuten  eine  Erweiterung  der  Armenfürsorge- 
pflicht, wirken  also  einer  Verminderung  der  Armenausgabe  ent- 
gegen. 

Außerdem  treten  natürlich  im  Wirtschaftsleben  Störungen  ein, 
die  zu  einem  verstärkten  Eingreifen  der  Armenpflege  nötigen; 
auch  Naturereignisse,  wie  Ueberschwemmungen,  Brände  u.  s.  w., 
ferner  massenhafter  Zuzug  von  wenig  leistungsfähigen  Elementen 
nach  bestimmten  Orten  und  alle  möglichen  besonderen  örtlichen 
Verhältnisse  können  steigernd  auf  die  Armenausgaben  ein- 
wirken. 

Nach  allem  darf  man  die  Erwartungen  in  Bezug  auf  die  that- 
sächliche  Entlastung  der  Armenpflege  nicht  zu  hoch  spannen. 

Ueber  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  liegen  zwei  sehr  wert- 
volle Arbeiten  vor.  Die  eine  schon  oben  erwähnte  Erhebung  ist 
1894  von  dem  „Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit“  vorgenommen  und  in  der  Bearbeitung  von  Dr.  RiCH. 
Fremd  unter  dem  Titel  „Armenpflege  und  Arbeiter\’ersicherung“ 
Leipzig  1895,  erschienen.  Die  Arbeit  verwertet  die  Mitteilungen 
von  1 10  Armenverwaltungen,  und  zwar  von  44  größeren,  31  mitt- 
leren und  18  kleineren  Städten,  und  von  17  Landgemeinden;  die 
Zahlenangaben  beziehen  sich  auf  die  Jahre  1880,  1885,  1890  und 
1893. 

Die  zweite  Erhebung  ist  auf  Veranlassung  des  Reichskanzlers 
vom  Statistischen  Amt  des  Deutschen  Reiches  vorgenommen  und 
in  den  „Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches“, 
1897,  Heft  II  unter  dem  Titel  „Die  Einwirkung  der  Versicherungs- 
gesetzgebung auf  die  Armenpflege“  veröffentlicht  w^orden.  Die 
erhobenen  Zahlen  erstrecken  sich  auf  die  einzelnen  Jahre  1884  bis 
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1893/94.  Dabei  sind  die  Aeußerungen  von  mehr  als  1500  Armen- 
Verwaltungen  benutzt  worden. 

Die  Ergebnisse  beider  Arbeiten  stimmen  in  allen  wesentlichen 
Punkten  überein.  Die  Mehrzahl  der  befragten  Armenverwaltungen 
erkennt  die  entlastende  Wirkung  der  Arbeiter\^ersicherung  an. 
Die  Entlastung  äußert  sich  nicht  immer  in  der  Höhe  des  Armen- 
aufwandes, der  aus  den  oben  angeführten  Gründen  vielfach  ge- 
stiegen ist.  Dagegen  sind  nicht  selten  bestimmte  Arten  des  Auf- 
wandes in  weniger  großem  Umfange  nötig  gewesen.  Die  Zahl 
der  Selbstunterstützten  ist  ebenfalls  bei  bestimmten  Verarmungs- 
ursachen, weiterhin  aber  auch  im  ganzen  in  manchen  Bezirken 
sogar  absolut,  in  sehr  vielen  jedenfalls  im  Vergleich  zur  Bevölke- 
rung zxumckgegangen.  Der  Unfallversicherung  wird  — wie  nach 
dem  Gesagten  nicht  anders  zu  erwarten  war  — der  geringste 
unmittelbare  Einfluß  auf  die  Entlastung  zugeschrieben;  daß  aber 
die  Waisenpflege  durch  die  Unfallversicherung  auch  direkt  ent- 
lastet wird,  ist  wiederholt  festgestellt  worden.  Der  Einfluß  der 
Kranken-  und  auch  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  tritt 
am  deutlichsten  zp  Tage.  Ueberall  zeigt  sich  aber  auch,  daß  es 
an  Fällen  nicht  fehlt,  in  denen  die  Versicherung  nicht  genügend 
oder  nicht  rechtzeitig  Hilfe  gebracht  hat  und  deshalb  ein  er- 
gänzendes oder  vorläufiges  Eingreifen  der  Armenpflege  nötig 
wurde. 

Die  Scheidung  nach  Verarmungsursachen  und  nach  der  Dauer 
der  Unterstützung  ist  in  beiden  Statistiken  nicht  genügend  durch- 
geführt. Aber  auch  in  der  vorliegenden  Form  beweisen  sie,  daß 
schon  nach  so  kurzer  Zeit  die  Arbeiterversicherung  vielfach  die 
Armenpflege  erleichtert  hat.  Da  die  Arbeiten  jedermann  zugäng- 
lich sind,  so  genügt  es  hier,  darauf  zu  verweisen.  Nur  die  That- 
sache,  daß  in  vielen  Bezirken  eine  relative  Abnahme  der  Zahl  der 
Selbstunterstützten  zu  Tage  tritt,  sei  hier  noch  durch  einige  Zahlen 
aus  der  Arbeit  des  Kaiserlichen  statistischen  Amtes  erläutert. 
Vorausgeschickt  muß  dabei  werden,  daß  die  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Bezirken  sehr  verschieden  sind.  Es  fehlt  durchaus  nicht 
an  Bezirken , in  denen  die  relativen  Zahlen  gestiegen  sind. 
Namentlich  Berlin  hat  erklärlicherweise  eine  erhebliche  Steigerung 
aufzuweisen.  Da  die  städtischen  Verhältnisse  am  leichtesten  einen 
Einblick  ermöglichen,  so  folgen  hier  zunächst  Angaben  über 
städtische  Verbände. 

Auf  100  Einwohner  kamen  Selbstunterstützte 
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Städtischer 

Armenverband 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

Schweidnitz 

2,99  ' 

2,97 

2,96 

3,04 

2,90 

2,86 

2,93 

2,90 

2,79  [ 

2,78 

Waldenburg 

2,82 

2,80 

2,76 

2,82 

2,51 

2,32 

2,40 

2,10 

2,14 

2,14 

Beuthen 

5,71 

5,79 

5,89 

5,07 

5,01 

4,95 

4,64 

5,59 

5)90  I 

5,35 

Königshütte 

Opp^ 

3,46  , 

2,98 

3.39 

3,14 

2,82 

2,80 

2,66 

2,64 

2)54 

2,47 

3,27 

3,25 

3,31 

3,20 

3,11 

3,21 

2,98 

3,06 

2,92  1 

2,54 

Tarnowiz 

5,33  1 

5,51 

4,42 

3,96 

3,70 

3,59 

3,66 

4,22 

4,47 

3,81 

Hildesheim 

3,19 

2,77 

2,65 

2,40 

2,40 

2,29 

2,60 

2,32 

2,30  1 

2,41 

Goslar 

1,94 

2,00 

1,78 

1,95 

1,87 

1,76 

1,40 

1,46 

1,38  1 

1,31 

Osnabrück 

1,98 

1,94 

1,97 

1,84 

1,74 

1,82 

1,80 

1,95 

1,84  1 

1,90 

Kreuznach 

1,96 

1,83 

1,88 

1,69 

1,59 

1,72 

1,65 

1,58 

1,66 

1,62 

Elberfeld 

1,94 

1,87 

1,77 

1,75 

1,67 

1,64 

1,69 

1,96  ! 

1,88 

? 

Barmen 

1,47 

1,32 

1,11 

0,99 

0,94 

0,89 

0,90 

0,95  1 

0,99 

0,94 

Essen 

3,01 

3,02 

2,87 

2,61 

2,34 

2,20 

2,32 

2,57 

2,7* 

2,62 

Ronsdorf 

1,23 

1,15 

1,12 

1,17 

1,20 

1,08 

1,03 

0,98 

0,96 

1,02 

Mülheim  a./Rh. 

3,84 

3,93 

4,63 

3,85 

3,67 

3,62 

3,49 

3,67 

3,85 

3,83 

Kalk 

2,69 

2,90 

2,87 

2,24 

2,4  4 

2,18 

2,24 

2,56 

2,46 

2,39 

Duisburg 

3,01 

3,02 

2,87 

2,61 

2,34 

2,20 

2,32 

2,57 

2,72 

2,64 

Dresden 

5,36 

4,78 

4,86 

4,81 

4,71 

4,51 

4,62 

4,64 

4,63 

4,64 

Döbeln 

2,92 

2,65 

2,95 

2,52 

2,26 

2,35 

2,32 

2,38 

2,63 

2,68 

Oschatz 

3,09 

2,67 

2,57 

2,19 

2,32 

2,20 

2,46 

2,72 

2,78 

2,92 

Reichenbach 

3,14 

3,07 

2,80 

2,34 

2,26 

2,32 

2,10 

2,21 

2,32 

2,10 

Rostock 

3,91 

3,98 

3.59 

3,41 

3,38 

3,35 

3,04 

2,81 

2,96 

3.08 

Wismar 

4,76 

4,30 

4,95 

4,06 

4,20 

3,80 

3,35 

3,26 

3,92 

3,83 

Parchim 

4,85 

4,50 

3,87 

3,68 

3,63 

3,62 

3,61 

3)68 

3,82 

3,82 

Braunschweig 

3,38 

3,14 

3,24 

2,88 

2,76 

2,72 

2,75 

1 2,77 

3,28 

3,26 

Gotha 

1,57 

1,57 

1,47 

1,49 

1,56 

1,50 

1 1,37 

1,38 

1,49 

1,51 

Dessau 

2,77 

2,53 

2,35 

2,34 

2,38 

2,26 

i 2,14 

2,34 

2,68 

1 2,55 

Köthen 

4,24 

3,38 

3,31 

2,82 

2,92 

2,99 

' 3,36 

3.38 

1 3,13 

3.14 

Detmold 

1,68 

1,78 

1,86 

1,61 

1,82 

1,67 

, 1)56 

1,49 

: 1,47 

, 1,47 

Lübeck 

5,33 

4,26 

4,45 

3,74 

3,14 

3,12 

2,92 

2,70 

2,89 

, 3,23 

Bremen 

? 

p 

? 

3,03 

2,78 

2,69 

1 2,6  0 

2,79 

2,94 

1 2,83 

Straßburg  i./E. 

6,35 

5,47 

5,37 

6,15 

6,49 

5.55 

5,97 

5)96 

5,7  7 

1 5,63 

Mülhausen  i./E. 

4,60 

4,22 

4,09 

4,20 

4,16 

2,95 

3,47 

3,32 

3,61 

3,83 

Metz 

5,72 

5,39 

5,35 

4,83 

4,27 

4,34 

4,74 

4,54 

4,54 

5,28 

Hagenau 

8,53 

8,91 

8,74 

9,00 

8,13 

7,68 

7,56 

7,13 

7,31 

6,58 

Diese  Zahlen  zeigen,  daß  zum  Teil  gerade  in  industriellen 
Orten  die  entlastende  Wirkung  der  Arbeiterversicherung  deutlich 
zu  Tage  tritt. 

Gesamtberechnungen  für  das  Reich  sind  nach  dem  vorliegen- 
den Material  nicht  thunlich.  Dagegen  war  es  möglich,  für  einige 
deutsche  Staaten  die  Entwickelung  der  Zahl  der  selbstunterstützten 
Land-  und  Ortsarmen,  also  aller  selbstunterstützten  Armen  überhaupt, 
festzustellen.  Auch  nach  diesen  Zahlen  ergiebt  sich  mehrfach  eine 
Abnahme  der  Unterstützten  im  Vergleich  zur  Bevölkerung.  Der 
Prozentsatz  der  selbstunterstützten  Land-  und  Ortsarmen  im  Ver- 
gleich zur  Bevölkerung  betrug  z.  B.  in 
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1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

Würtemberg  . 
Sachsen -Alten- 

1,88 

1,79 

1,75 

1,75 

1,76 

1,72 

1,71 

1,69 

1,79 

1,82 

burg  . . . 
Schwarzburg- 

1,38 

1,27 

1,31 

1,26 

1,23 

1,11 

1,19 

1,18 

1,29 

1,34 

Sondershausen 

1,26 

1,07 

1,21 

1,08 

1,13 

1,14 

1,13 

1,12 

1,19 

1,23 

Waldeck  . . . 

1,79 

1,83 

1,78 

1,69 

1,66 

1,70 

1,68 

1,72 

1,70 

1,64 

Lippe  .... 

2,74 

2,77 

2,68 

2,7  2 

2,48 

2,36 

2,42 

2,46 

2,60 

2,49 

Aus  der  sächsischen  Armenstatistik  lassen  sich  nach  dem 
Material  der  Zeitschrift  des  sächsischen  statistischen  Büreaus  eben- 
falls Beweise  für  die  günstige  Einwirkung  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  gewinnen;  die  Einwirkung  der  Invaliditäts- und 
Altersversicherung  tritt  hier  noch  nicht  zu  Tage,  da  die  bis  jetzt 
veröffentlichten  Zahlen  nicht  über  1890  hinausreichen. 

In  Sachsen  wurden  auf  10000  Einwohner  unterstützt  (Selbst- 
und  Mitunterstützte) 

1885  1890 


■wegen  Krankheit  . . 67,9  54,1 

„ Unfalls  ...  7)6  3?9 

hohen  Alters  . 32,3 

Armenbegräbnis  . . 0,3  0,3 


Von  100  Selbstunterstützten  wurden  unterstützt 

1880  1885  1890 


wegen  Unfall  Verletzung i)56  1,6  3 0,97 

„ Tod  des  Ernährers  durch  Unfall  0,45  0,52  0,27 

„ Krankheit 3^oa  2?)7i  25)5» 


Bei  den  wegen  Krankheit  unterstützten  Personen  ist  eine 
Vermehrung  der  dauernd  Unterstützten  eingetreten,  weil  wegen 
der  zeitlichen  Begrenzung  der  Unterstützungsfrist  der  Kranken- 
kassen die  dauernd  Kranken  der  Armenpflege  zur  Last  fielen; 
die  Invaliditätsversicherung  konnte  ja  bis  1890  noch  nicht  helfend 
an  diesem  Punkte  eingreifen. 

Dagegen  sind  die  absoluten  Zahlen  der  vorübergehend  wegen 
Krankheit  unterstützten  Personen  in  Sachsen  wesentlich  geringer 
geworden  und  dasselbe  ist  bei  den  wegen  Unfall  Unterstützten 
eingetreten. 

Es  wurden  in  Sachsen  unterstützt 
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dauernd  wegen 
Unfalls 


Selbst- 1 Selbst-  u.  Mit 
Unterstützte 


Das  beweist  eine  sehr  bedeutende  Einwirkung  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung. 

Da  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Orten  sehr  verschieden 
sind,  so  habe  ich  aus  verschiedenen  mir  zugänglichen  Verwaltungs- 
berichten die  entsprechenden  Ziffern  ausgezogen.  Auch  hier  läßt 
sich  eine  günstige  Einwirkung  erkennen. 

Aus  dem  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Berlin  ergiebt  sich 
zwar  keine  Verminderung  der  Zahl  der  Unterstützten  überhaupt, 
aber  bei  der  Waisenverwaltung  ist  die  günstige  Einwirkung  der 
Versicherung  erkennbar.  Es  betrug  die  Zahl  der  wegen  Todes 
der  Eltern  neu  aufgenommenen  Kinder 

im  ganzen  auf  1000  Einw. 

0,16 
0,14 

0,21 
0,21 
0,21 

0,23 
0,17 
0,19 
0,20 
0,16 


1886/87 

1887/88 

1888/89 

1889/90 

1890/91 

1891/92 

1892/93 

1893/94 

1894/95 

1895/96 


Nach  den  Berichten  über  die  Verwaltung  des  Armenwesens 
der  Stadt  Dortmund  ergiebt  sich  folgendes  Bild: 

(Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Dortmund  hatte  1859  22500  Einwohner,  1895  dagegen 
1 1 1 000  Einwohner ; es  hat  sich  also  sehr  schnell  vergrößert, 
hauptsächlich  wegen  seiner  gewerblichen  Entwickelung.  Trotzdem 
hält  sich  der  Gesamtaufwand  für  die  Armenpflege  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  seit  der  Mitte  der  80er  Jahre  wesentlich  niedriger 
und  auch  die  teuren  Lebensmittelpreise  1890  und  1891  und  die 
teilweise  ungünstigen  Erwerbsverhältnisse  1892  haben  keine 
wesentliche  Vermehrung  gebracht. 


vorübergehend  wegen 
Krankheit 

vorübergehend  wegen 
Unfalls 

Selbst-  Selbst-  u.  Mit- 

Selbst-  i Selbst-  u.  Mit- 

Unterstützte 

Unterstützte 

26o  r.  van  der  borght, 


Gesamtkosten  d.  Armen-  Darunter 

pflege  nach  Abzug  der  . 

Erstattungen  für  Kur  u.  Arznei Begräbniskosten  ^ 


M. 

«auf  I Einw. 
M. 

M. 

==  auf  I Einw. 
M. 

M. 

= auf  I Einw. 
M. 

1859 

41  109 

1,83 

I 573 

0,07 

382 

0,02 

1860 

51  741 

2,26 

2 718 

0,12 

468 

0,02 

1861 

56030 

2,40 

2575 

0,11 

662 

0,03 

1862 

56  085 

2,37 

2306 

0,10 

493 

0,02 

1863 

56993 

2,29 

2675 
2 619 

0,11 

578 

0,02 

1864 

53821 

1,97 

0,10 

469 

0,02 

1865 

50  899 

1,67 

2 401 

0,08 

555 

0,02 

1866 

57  72* 

1,81 

2983 

0,09 

767 

0,02 

1867 

71  228 

2,12 

2 817 

0,09 

656 

0,02 

1868 

72  788 

1,96 

2947 

0,08 

710 

0,02 

1869 

73  166 

1,79 

3531 

0,09 

736 

0,02 

1870 

68  960 

1,55 

3 299 

0,07 

630 

0,01 

1871 

73  564 

1,57 

3771 

0,08 

1088 

0,02 

1872 

78  119 

1,58 

3930 

0,08 

923 

0,02 

1873 

69  9II 

1,34 

3 228 

0,06 

640 

0,01 

1874 

85645 

1,56 

3405 

0,06 

870 

0,02 

1875 

113358 

1,97 

4580 

0,08 

1392 

0,02 

1876 

146376 

2,46 

5 129 

0,09 

3005 

0,05 

1877/78 

178  626 

2,92 

6386 

0,10 

5241 

0,09 

1878/79 

225  644 

3,60 

8494 

0,14 

5261 

0,08 

1879/80 

241  167 

, 3,72 

IO  231 

0,16 

6147 

0,10 

1880/81 

248  724 

3,74 

9833 

0,15 

7313 

0,10 

1881/82 

238  224 

3,47 

9 127 

0,13 

6774 

0,10 

1882/83 

223  207 

3,10 

9407 

9651 

0,13 

5827 

0,08 

1883/84 

226  625 

3,06 

0,12 

5645 

0,08 

1884/85 

229  076 

3,03 

9 186 

0,12 

5298 

0,07 

1885/86 

222793 

2,87 

9275 

0,12 

5174 

0,07 

1886/87 

227  776 

2,85 

8258 

0,10 

4978 

0,06 

1887/88 

216  218 

2,64 

8 207 

0,10 

3876 

0,05 

1888/89 

I9S  825 

2,33 

7981 

0,09 

2819 

0,03 

1889  90 

196  039 

2,25 

7 374 

0,09 

2952 

0,03 

1890/91 

197  132 

2,20 

O790 

0,08 

2523 

0,03 

1891/92 

208  122 

2,26 

7285 

0,08 

2925 

0,03 

1892/93 

220  347 

2,30 

7 692 

0,08 

2884 

0,03 

1893/94 

212313 

2,12 

7879 

0,08 

3738 

0,04 

1894/95 

230  364 

2,23 

8031 

0,08 

3299 

0,03 

1895/96 

239  167 

2,15 

7640 

0,07 

2886 

0,03 

Die  relative  Verminderung  der  Armenlast  hat  mit  Beginn  der 
8oer  Jahre  eingesetzt,  weil  die  Erwerbs  Verhältnisse  sich  damals 
zum  besseren  zu  wenden  begannen ; aber  sie  hat  seit  Mitte  der 
8oer  Jahre  noch  wesentliche  Fortschritte  gemacht.  Bei  den  Auf- 
wendungen für  Kur,  Arznei  und  Begräbniskosten  zeigt  sich  die 
günstige  Einwirkung  der  Versicherung  noch  deutlicher. 


i)  In  offener  Armenpflege. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung. 

In  Barmen  war  die  Entwickelung  folgende: 

Ausgabe  für  Armenbedürfnisse 


im  ganzen 

pro  Kopf 
d.  Einw. 

M. 

M. 

1851 

147  018,93 

3*90 

1852 

158  721,30 

3,99 

1853 

155  840,46 

3*87 

«854 

i8i  745*81 

4,49 

1855 

209  745*21 

5*06 

1856 

202  409,19 

4,89 

1857 

179916,48 

4,12 

1858 

«92  553,75 

4,31 

1859 

190  257,22 

4,24 

1860 

196  177,53 

4*25 

1861 

216  342,69 

4,55 

1862 

242  288,84 

4,50 

1863 

204  01 8,2  8 

3,51 

1864 

202  820,38 

3,41 

1865 

228  600,24 
219  630,66 

3*61 

1866 

3,35 

1867 

246  928,83 

3,80 

1868 

246752,98 
226  487,61 

3,56 

1869 

3,19 

1870 

260  800,41 
265  663,84 

3,55 

1871 

3,54 

1872 

259  9^9,17 

3,35 

1873 

260  381,75 

3,25 

1874 

274  771,67 

3,31 

1875 

285  136,84 

3,30 

1876 

304  632,43 

3,42 

I.  Quart.  1877 

81  640,13 

0,92 

1877/78 

im  ganzen 
M. 

331  343,24 

pro  Kopf 
d.  Einw. 
M. 

3,68 

1878/79 

358  504,09 

3,85 

1879/80 

365  444,30 

3,85 

1880/81 

1881/82 

398876,87 

4,16 

400  916,44 

4,15 

1882/83 

388  251,40 

3,98 

1883/84 

390321,63 
384  981,18 

3,90 

1884/85 

3,77 

1885/86 

380  863,77 

3,70 

1886/87 

389  979,60 

3,71 

1887/88 

388313,32 

3,59 

1888/89 

382  920,88 

3,51 

1889/90 

383013,68 

3,31 

1890/91 

309947,12 

414384,44 

3,24 

1891/92 

3,41 

1892/93 

443  889,74 

3,64 

1893/94 

416365,49 

3,38 

1894/95 

422057,35 

3,35 

1895/96 

419389,82 

3,29 

Barmen  hatte  1851  nur  37711,  dagegen  1895  128000  Einw. 
und  ist  durchaus  Industriestadt.  Die  Leistungen  der  Armenpflege 
sind  für  den  Einzelfall  nicht  ermäßigt;  trotzdem  haben  sich  die 
Gesamtaufwendungen  für  Ajnnenbedürfnisse  relativ  seit  Mitte  der 
80er  Jahre  wesenthch  ermäßigt,  und  selbst  die  Periode  ungünstiger 
Arbeitsverhältnisse  1891  und  1892  hat  die  Zahlen  nicht  auf  die  vor 
1885  vorhandene  Höhe  zu  steigern  vermocht. 

Nach  den  Verwaltungsberichten  für  Köln,  dessen  Einwohner- 
zahl von  143  100  im  Jahre  1879/80  auf  319000  im  Jahre  1895/96 
— zum  guten  Teil  wegen  Eingemeindung  der  Vororte  — p- 
stiegen  ist.  ist  der  Gesamtaufwand  für  Armenzwecke  seit  Mitte 
der  80er  Jahre  erheblich  zurückgegangen  im  Vergleich  zur  Be- 
völkerung. 

Der  Gesamtaufwand  für  die  öffentliche  Armenpflege  ein- 
schließlich der  Verwaltungskosten  der  Krankenanstalten  betrug 

nämlich : 
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ohne 

nach 

Abzug  der  zurückerstatteten  Beträge 

Auf  I Einw. 

M. 

M. 

M. 

1896/97 

2008887 

X 533879 

= 4*66 

1895/96 

2 020  837 

* 557  X51 

= 4>88 

1894/95 

I 999  020 

* 507  529 

= 4,85 

1893/94 

I 962  417 

X 477  493 

= 4,86 

1892  93 

I 909  692 

* 534  906 

= 5,19 

1891/92 

I 798  207 

X 409  075 

= 4,81 

1890/91 

X 733  472 

1378960 

= 4,86 

1889/90 

I 764016 

X 395  273 

= 5,13 

1888/89 

I 635  402 

X 338  457 

= 5,10 

1887/88 

X 385  959 

X *3x635 

= 6,64 

1886/87 

1370  766 

I 13z  069 

= 6,86 

1885/86 

X 374  036 

1 165  979 

= 7,27 

1884/85 

X 395  590 

I 205  968 

« 7,78 

1883/84 

X 422  523 

I 248  408 

e=  8,25 

1882/83 

I 346  861 

1 188595 

= 8,00 

1881/82 

*34x492 

I 178  967 

= 8,06 

1880/81 

X 258  874 

I 106066 

= 7,64 

1879/80 

I 248  863 

I 117059 

= 7,81 

In 


Auch  die  Zahl  der  Unterstützten  hat  sich  relativ  vermindert. 


offener  Armenpflege  betrug  in  Köln  die  Zahl  der 


1896  97 

Unterstützten 

Parteien 

4205 

1895/96 

4*55 

1894/95 

4089 

1893/94 

4009 

1892/93 

4124 

1891/92 

4008 

1890/91 

3812 

1889/90 

3848 

Auf  100 

Unterstützten 

Auf  100 

Einw. 

Personen 

Einw. 

= 1,28 

10759 

= 3,27 

= 1,30 

II  009 

•=  3,44 

*=  1,31 

IO  912 

==  3,49 

= 1,32 

*0737 

= 3,54 

= 1,39 

*1  5x0 

= 3,89 

— 1,39 

II  192 

= 3,88 

= 1,36 

IO  685 

= 3,81 

1,38 

*0945 

= 3,93 

t 

I 


Von  den  in  oflFener  Armenpflege  unterstützten  Parteien  (ohne 
Angehörige)  wurden  unterstützt: 


Jahr 

wegen  Altersschwäche 

wegen  Verletzung 

wegen  Krankheit 

dauernd 

vorüber- 

gehend 

zu- 

sammen 

dauernd 

vorüber- 

gehend 

zu- 

sammen 

dauernd 

vorüber- 

gehend 

zu- 

sammen 

1895/96 

874 

354 

1228 

9 

43 

52 

946 

*055 

2001 

1894/95 

869 

322 

1191 

8 

44 

52 

9*3 

1054 

1967 

1893/94 

885 

348 

*233 

8 

49 

57 

889 

997 

1886 

1892/93 

920 

347 

1267 

6 

40 

46 

845 

1018 

1863 

1891/92 

936 

402 

1338 

3 

28 

3* 

784 

1009 

*793 

1890/91 

937 

406 

*343 

— 

*5 

*5 

808 

864 

1672 

1889/90 

p 

? 

*394 

— 

— 

? 

? 

*44* 

Bemerkenswert  ist  hier  die  Abnahme  der  wegen  Alters- 
schwäche unterstützten  Parteien ; der  Einfluß  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  tritt  hier  deutlich  zu  Tage.  Die  Zahl  der  wegen 


Unfalls  unterstützten  Parteien  ist  zwar  gesüegen,  aber  diese  uruppe 
macht  überhaupt  nur  einen  kleinen  Bruchteil  aus. 

Viel  wichtiger  ist  die  Gruppe  der  wegen  Krankheit  unter- 
stützten Parteien.  Hier  haben  sich  die  Zahlen  von  1890/91  bis 
1895/96  erhöht  wie  100:138,86,  während  die  Bevölkerung  in  der- 
selben Zeit  wie  100:117,2  gewachsen  ist  Bei  den  wiegen  Rank- 
heit Unterstützten  ist  also  eine  Verminderung  im  Vergleich  zur 
Bevölkerung  nicht  eingetreten. 

Aus  den  Verwaltungsberichten  der  Stadt  Aachen  ergiebt  sich 
folgendes  Bild: 

Aufwendungen  für  die  Unterstützte  Hausame  im 
gesamte  öffentliche  . durchschnitt 

]alir  Armenpflege  , Familien  , Fei 

^ im  ganzen  auf  i Einw.  im  auf  looo  im 

M.  ganzen  Einw.  ganzen 

182=;  126066,00  3,56  H9*  43  5264 

.834  146562:00  3,87  1092  29  4368 

1843  181958,00  3,99  1290  29  5160 

1852  243430,00  4,69  1601  31  5 4 

1861  283849,00  4,85  13/5  *4  4 3 

1870  391927,00  5,89  1460  *0  5110 

1873  409494,00  5,88  ( ■ ‘ 

1876  588  148,59  7,29  f ■ I 

.878/79  •??  ? 27  8«70 

1879/80  714025,97  8,49  i ^ 

1881/82  711523,90  8,31  f ' 

1882/83  693077,97  7,98  ? • f 

1883/84  679018,88  7,62  15^  17  4689 

1884/85  686027,21  7,59  1517  17  47  5 

1885/86  704995,84  7,86  1^4  17  5 3 

1886/87  723786,00  7,40  1698  17,4  5774 

1887/88  718799,00  7,16  1635  16,3  544 

1888/89  705591,00  6,75  1526  5 49 

1889/90  739350,00  7,14  381  13  4 43 

1890/91  771  242,00  7,89  1336  1*  /s  4022 

1891/92  861300,00  8,11  1428  13  4314 

1892/93  897  104,00  8,16  1587  14  k 543 

1893/94  875982,00  7,98  1576  14  5138 

1894/95  906642,00  8,20  1630  14/4  5705 

Hiernach  ist  gegen  die  sehr  hohen  Ziffern  der  Anfangsjahre 
eine  bedeutende  Besserung  eingetreten,  soweit  die  Zahl  der  Unter- 
stützten in  Frage  kommt.  Diese  Besserung  hat  seh  Mitte  der 
8oer  Jahre  noch  wesentliche  Fortschritte  gemacht;  seitdem  halten 
sich  die  Zahlen  durchweg  niedriger  als  vorher.  Die  Kosten 

der  Armenpflege  dagegen  sind  gestiegen.  ... 

An  der  Erleichterung  der  Armenpflege  durch  die  Arbeiter- 
versicherung kann  hiernach  ein  Zweifel  nicht  wohl  bestehen.  Hatte 
die  Versicherung  von  Anfang  an  die  Absicht,  den  erkrankten, 
verletzten,  invaliden  und  alten  Arbeiter  und  seine  Angehöngen 


auf  1000 
Einw. 
150 
1*5 
1x5 

108 
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nicht  auf  die  Armenpflege  zu  verweisen,  so  ist  ihr  das  in  erheb- 
lichem Umfange  gelungen. 

Ist  dem  aber  so,  so  muß  das  auch  auf  den  Umfang  der 
Bettelei  einen  gewissen  Einfluß  gehabt  haben.  Im  Königreich 
Sachsen  scheint  das  der  Fall  gewesen  zu  sein;  dort  wurden  be- 
straft wegen  Bettelei  und  Vagabondage: 


Bettler 

Zahl  der  Bestrafungsfälle 

1880 

14066 

22337 

1881 

12435 

«9377 

1882 

11727 

18  722 

1883 

11  098 

18077 

1884 

10717 

17  706 

1885 

10868 

18340 

1886 

10780 

17  216 

1887 

9412 

14793 

1888 

8458 

12868 

1889 

8566 

13  155 

1890 

8815 

13586 

1891 

10075 

15  251 

1892 

12  174 

18  296 

Selbstverständlich  schwanken  die  Zahlen;  aber  im  ganzen 
halten  sie  sich  seit  Mitte  der  80er  Jahre  niedriger  als  vorher.  Die 
Vereinsthätigkeit,  die  sich  gegen  Bettelei  richtet,  ist  hier  ohne 
Zweifel  von  wesentlichem  Einfluß  gewesen;  aber  man  wird  auch 
der  Einschränkung  • gewisser  Verarmungsursachen  durch  die  Ar- 
beiterversicherung einen,  wenn  auch  beschränkten  Einfluß  ein- 
räumen dürfen. 

Auch  die  Kriminalstatistik  scheint  darauf  hinzudeuten, 
daß  die  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  unteren  Klassen 
im  ganzen  einen  günstigen  Einfluß  auf  deren  Verhalten  gehabt 
hat.  Die  Zahl  der  wegen  Diebstalils  verurteilten  Personen  betrug : 


1895 

1894 

1893 

1892 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

1885 

1884 

1883 

1882 


Im  ganzen 

Auf 

IO  000  Strafmündig 

e Civilpersonen«) 

Deutsches 

Kp-. 

Rhein- 

West- 

Reich 

Reich 

Sachsen 

provinz 

falen 

93  044 

25,6 

23,0 

17,2 

15,7 

95  459 

26,6 

26,2 

17,8 

16,7 

95  755 

26,9 

28,3 

16,9 

15,3 

109  195 

31,0 

32,2 

19,3 

16,5 

97  933 

28,1 

30,2 

17,1 

14,4 

92725 

27,2 

29,6 

16,6 

13,9 

93356 

27,8 

29,3 

15,2 

13,1 

84377 

25,4 

26,6 

13,8 

11,8 

85407 

26,0 

26,6 

13,4 

7^ 

12,2 

88  816 

27,2 

28,3 

13,9 

12,0 

90  398 

27,9 

30,5 

13,4 

13,6 

96  720 

30,1 

33,6 

14,3 

15,0 

99  633 

31,3 

37,5 

15,9 

•77 

15,4 

103  050 

32, ti 

39,8 

16,4 

*7,7 

i)  Ueber  12  Jahre  alt. 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung. 


265 


{ 

'i 

\ 

I 

i 

i 


Im  Verhältnis  zur  straf  mündigen  Bevölkerung  sind  seit  Mitte 
der  80er  Jahre  im  ganzen  die  Bestrafungen  seltener  geworden. 
Besonders  deutlich  tritt  das  für  das  Königreich  Sachsen  her\’or.  Die 
anders  gestaltete  Entwickelung  in  Rheinland  und  AVestfalen,  die 
wegen  ihrer  bedeutenden  gewerblichen  Entwickelung  Sachsen  zur 
Seite  gestellt  sind,  zeigt  aber,  daß  je  nach  den  Verhältnissen 

andere  Einflüsse  stärker  sein  können. 

Die  allgemeine  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  unteren 
Klassen,  zu  der  die  Arbeiterversicherung  viel  beigetragen  hat,  die 
bessere  Fürsorge  für  das  gefährdete  Leben  und  die  energischere 
Gefahrenverhütung  muß  an  sich  auch  auf  die  Sterblichkeits- 
verhältnisse günstig  einwirken.  Allerdings  machen  sich  hier 
noch  sehr  viele  andere  Einflüsse  geltend,  namentlich  die  allge- 
meine Verbesserung  der  gesundheitlichen  Verhältnisse  und  die 
wirksamere  Bekämpfung  der  Seuchen.  Auf  diesem  Gebiet  haben 
alle  Kulturstaaten  viel  geleistet  und  haben  dadurch  die  Sterblich- 
keitsziffem  herabgedrückt.  Gleichwohl  darf  man  annehmen,  daß 
in  Deutschland  zu  der  günstigeren  Gestaltung  der  Sterblichkeits- 
ziffern auch  die  Arbeiterversicherung  beigetragen  hat.  Thatsäch- 
lich  haben  wir  seit  Mitte  der  80er  Jahre  in  Deutschland  eine  viel 
kleinere  Sterblichkeit  als  vorher  und  die  Schwankungen  sind  dabei 
erheblich  geringer  geworden. 

Nach  der  Reichsstatistik  starben  in  Deutschland  jährlich  auf 


variierend 

von 

> 

bis 

? 

fl 

fl 

24,8 

fl 

29,9 

fl 

fl 

26,2 

fl 

32,2 

fl 

fl 

27,2 

fl 

31,6 

fl 

fl 

25,0 

fl 

27,6 

fl 

fl 

23,7 

fl 

25,8 

hiernach  sehr  erheblich.  Er  wird  noch 
die  Ziffern  der  einzelnen  Jahre  berück- 
Ziffern  für  das  Reich  waren  (einschl. 


1000  Einwohner; 

1841/50  28,2 

1851/60  27,8 

1861/70  28,4 

1871/80  28,8 

1881/90  26,5 

1891/95  24,5 

Der  Fortschritt  ist 
deutlicher,  wenn  man 
sichtigt.  Die  entsprechenden 
Totgeborene): 


1871 

31,0 

1877 

28,0 

1872 

30,6 

1878 

27,8 

1873 

29,9 

1879 

27,2 

1874 

28,4 

1880 

27,5 

»875 

29,3 

1881 

26,9 

1876 

28,1 

1882 

27,2 

1895 

Hiernach  sind  seit 
vorher. 


1883 

27,3 

1889 

25,0 

1884 

27,4 

1890 

25,6 

1885 

27,2 

1891 

24,6 

1886 

27,6 

i8q2 

25,3 

1887 

25,6 

1893 

25,8 

1888 

25,1 

1894 

23,5 

23,1 

Ziffern  auffallend  niedriger  als 


1887  die 

Von  1886  zu  1887  wurde  eine  Besserung  um  2 Gestorbene 
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auf  looo  Einwohner  erreicht;  vorher  war  ein  solcher  Fortschritt 
nicht  vorgekommen. 

Auch  die  preußische  Statistik  zeigt  von  1886  zu  1887  einen 
sehr  bedeutenden  Rückgang  der  Sterblichkeit  Nach  dem  Aufsatz 
von  V.  FirckS:  „Die  Sterblichkeits Verhältnisse  der  preußischen 
Bevölkerung“  (Zeitschrift  des  preußischen  statistischen  Büreaus, 
1897)  starben  jährlich  (exkl.  Todgeborene)  in  Preußen  auf 
1000  Einwohner 


1871 

28,8 

1877 

25,7 

1883 

25,7 

1889 

23,» 

1872 

29,4 

1878 

25,9 

1 884 

25,8 

1890 

24,2 

1873 

28,1 

1879 

24,9 

1885 

25,5 

1891 

23,0 

1874 

26,9 

1880 

25,5 

1886 

26,2 

1892 

23,5 

1875 

26,7 

1881 

25,0 

1887 

24,0 

1893 

24,2 

1876 

25,6 

1882 

25»4 

1888 

23,0 

1894 

21,8 

1895  21^9 


Noch  bedeutsamer  ist  die  Thatsache,  daß  sich  das  Verhältnis 
zwischen  Stadt  und  Land  in  Bezug  auf  die  SterblichkeitszifFer 
umzudrehen  beginnt  Bisher  galt  es  fast  als  Glaubenssatz,  daß 
die  Sterblichkeit  in  den  Städten  mit  ihrer  immer  dichter  werdenden 
Bevölkerung  verhältnismäßig  größer  sei,  als  auf  dem  platten  Lande. 
Lange  Zeit  hindurch  hat  die  Statistik  dies  auch  bestätigt.  Neuer- 
dings ist  das  anders  geworden.  Nach  Bd.  138  der  Preußischen 
Statistik  betrug  die' 


allgemeine  Sterbeziffer^)  in  Preußen  auf  1000  Einwohner 


Jahr 

Staat 

Städte 

Plattes  Land 

Jahr 

Staat 

Städte 

Plattes  Land 

1867 

28,1 

29,2 

26,5 

i88i 

26,5 

27,6 

25,9 

1868 

29,0 

30,6 

28,3 

1882 

27,0 

27,7 

26,6 

1869 

28,1 

29,0 

26,6 

1883 

27,2 

28,2 

26,6 

1870 

29,0 

29,8 

27,2 

1884 

27,3 

28,2 

26,7 

1871 

30,2 

34,4 

28,2 

1885 

27,1 

27,4 

26,9 

1872 

31,1 

32,2 

30,6 

i88b 

27,7 

28,3 

27,4 

1873 

29,8 

31,8 

28,6 

1887 

25,5 

25»5 

25>4 

1874 

27,7 

29,5 

26,5 

1888 

24,4 

24,3 

24,5 

1875 

28,6 

29,3 

27,5 

1889 

24,7 

25,» 

24,4 

1876 

27,4 

29,4 

26,4 

1890 

25,5 

25,» 

25,6 

1877 

27,4 

29,0 

26,5 

1891 

24,3 

24,5 

24,2 

1878 

27,5 

29,4 

26,5 

1892 

24,8 

24,5 

25,0 

1879 

26,4 

28,4 

25,4 

*893 

25,6 

25,3 

25,8 

1880 

27,3 

28,5 

26,6 

1894 

23,2 

22,6 

23.7 

Der  Abstand  der  SterblichkeitszifFern  der  Städte  und  des 


platten  Landes  betrug 


1875  noch 

1880  „ 

1881  „ 

1882  „ 

*883  „ 

1884  „ 


1.8 

1.9 
1,6 

1,6 

1,5 


i)  Inkl.  Todgeborene. 


jt 


1 

1 


Die  soziale  Bedeutung  der  deutschen  Arbeiterversicherung.  267 

Vorher  war  der  Unterschied  zum  Teil  noch  größer,  und  stets 
fielen  die  Zififem  für  die  Städte  ungünstiger  aus  als  für  das  platte 

Land. 

Seit  1885  beginnen  die  Zififem  sich  rasch  zu  nähern.  1885 
war  der  Unterschied  zu  Ungunsten  der  Städte  nur  noch  0,5,  1886 
o,g  und  1887  nur  noch  0,1.  Im  Jahre  1888  war  die  Sterblichkeit 
in  den  Städten  um  0,2  auf  1000  Einwohner  geringer  als  auf  dem 
platten  Lande,  und  seitdem  hat  sich  dieses  umgekehrte  Verhältnis 
noch  4 mal  wiederholt.  Der  Unterschied  betrug  (—  = zu  Gunsten 
der  Städte,  + = zu  Ungunsten  der  Städte) 

1888  — 0,2 

1889  + 0,9 

1890  — 0,2 

1891  + 0,2 

1892  — 0,5 

1893  — 0,5 

1894  — 1,1 

Diese  höchst  beachtenswerte  Erscheinung  ist  das  Ergebnis 
der  sehr  großen  Anstrengungen  der  Städte  auf  hygienischem  Ge- 
biet in  Verbindung  mit  der  Besserung  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Lage  der  arbeitenden  Bevölkerung.  Zu  dieser  Besserung 
hat  aber  die  Arbeiterversicherung  viel  beigetragen.  Ihre  Ein- 
wirkungen müssen  ja  in  den  Städten,  in  denen  die  Versicherten 
einen  relativ  großen  Teil  der  Bevölkerung  ausmachen,  am  größten 
sein,  zumal  hier  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  schon 
länger  arbeitet  als  auf  dem  platten  Lande.  Die  Arbeiterversiche- 
rung ist  deshalb  auch  ohne  Zweifel  einer  der  Faktoren  gewesen, 
die  zu  der  Umkehrung  des  Verhältnisses  zwischen  Stadt  und 
Land  beigetragen  haben.  Der  zeitliche  Eintritt  der  Umkehrung 
spricht  jedenfalls  für  diese  Auflassung.  Die  auflallende  Annähe- 
rung der  beiderseitigen  Sterblichkeitsziflern  beginnt  1885,  also  mit 
dem  Eingreifen  der  Krankenversicherung,  die  ja  zunächst  ebenso 
wie  die  seit  Oktober  1885  wirkende  Unfallversicherung  für  die 
gewerbliche,  also  vorwiegend  städtische  Bevölkerung  in  Frage 
kam.  Es  ist  schwer,  anzunehmen,  daß  hier  ein  innerer  Zusammen- 
hang nicht  besteht.  — 

Die  letzten  Untersuchungen  haben  uns  nicht  immer  zu  festen 
Schlußfolgerungen  geführt  Wir  haben  bei  der  großen  Zahl  mit- 
wirkender Ursachen  den  Einfluß  der  Arbeiterversicherung  nicht 
klar  ausscheiden  können.  Das  vorliegende  statistische  Material 
gestattet  in  den  meisten  Fällen  nicht  mehr.  Durchaus  wünschens- 
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wert  wäre  es  — und  das  anzuregen,  ist  mit  ein  Zweck  dieser  Ar- 
beit — wenn  durch  entsprechende  Gliederung  der  statistischen 
Materialien , wie  sie  von  den  amtlichen  Stellen  veröffentlicht 
werden,  weitere  Specialuntersuchungen  über  die  Einwirkung  der 
Arbeiterversicherung  ermöglicht  würden.  Man  darf  davon  sehr 
interessante  und  wichtige  Aufschlüsse  erwarten,  und  ich  zweifle 
nicht,  daß  die  große  Bedeutung  der  Arbeiterversicherung  dadurch 
noch  klarer  zu  Tage  treten  wird,  als  ich  es  an  der  Hand  des  mir 
erreichbaren  Materials  zu  zeigen  vermochte. 

Schon  das  hier  Ausgeführte  läßt  bei  allen  Lücken  und 
Mängeln  erkennen,  daß  die  Arbeiterversicherung  in  unsere  ganzen 
sozialen  Verhältnisse  fördernd  eingreift,  unmittelbar  und  mittelbar. 
Wenn  man  nicht  ein  Interesse  daran  hat,  der  Bevölkerung  die 
Freude  an  dem  geschaffenen  sozialpolitischen  Werk  zu  verderben, 
dann  muß  man  hiernach  anerkennen,  daß  bei  allen  Fehlern  im 
einzelnen  mit  dieser  Versicherung  eine  That  von  allergrößter  Be- 
deutung vollbracht  worden  ist.  Ich  wüßte  nicht,  welche  sozial- 
politische Maßregel  im  In-  und  Auslande  nach  ihrer  Wirkung  und 
Bedeutung  unserer  Arbeiterversicherung  an  die  Seite  gestellt 
werden  könnte.  Gewiß  sollen  wir  in  der  Freude  über  das  Er- 
reichte die  Hände  nicht  in  den  Schoß  legen.  Auch  an  dem  Gebäude 
der  Arbeiterversicherung  selbst  giebt  es  noch  vieles  zu  bessern 
und  zu  ergänzen.  Aber  das  darf  man  mit  Fug  und  Recht  be- 
haupten, daß  gerade  mit  ihr  ein  großer  Schritt  zur  Ausgleichung 
ungesunder  gesellschaftlicher  Gegensätze  und  zur  Befreiung  der 
unteren  Klassen  aus  sozialer  Not  und  Bedrängnis  geschehen  ist. 
Wer  das  leugnet,  der  kann  oder  der  will  nicht  sehen. 

Ich  kenne  alles,  was  man  gegen  die  Versicherung  ein  wendet, 
ich  kenne  auch  alle  die  Vorwürfe,  die  man  gegen  ihre  Ausgestal- 
tung erhoben  hat.  Ein  großer  Teil  dieser  Bedenken  und  Vor- 
würfe ist  für  Unbefangene  schon  durch  die  vorstehenden  Aus- 
führungen abgewiesen.  Soweit  das  mit  dieser  Schilderung  der 
Leistungen  und  Wirkungen  der  Arbeiterversicherung  noch  nicht 
geschehen  ist,  bedarf  es  einer  kritischen  Abrechnung.  Ich  hoffe, 
auch  dazu  Zeit  und  Gelegenheit  zu  finden.  Soweit  ich  heute 
übersehen  kann,  wird  auch  die  kritische  Ergänzung  der  gegen- 
wärtigen Untersuchung  ergeben,  daß  die  Arbeiterversicherung  auf 
berechtigten  und  gesunden  Grundlagen  ruht  und  daß  sie  in  ihrer 
Gesamtheit  eine  befreiende  sozialpolitische  That  von  unschätzbarem 
Werte  ist. 


L 


Von  zwei  Seiten  her  kann  man  an  eine  Wissenschaft  heran- 
treten: einmal  vom  Standpunkte  des  Fachgelehrten,  welcher  mit 
dem  Studium  der  Wissenschaft  zugleich  ihre  Förderung  sich  an- 
gelegen sein  läßt  und  an  ihrem  Ausbau  mitarbeiten  will.  Dieser 
Bestrebung  steht  das  Interesse  desjenigen  gegenüber,  welcher  sich 
mit  der  Wissenschaft  zu  irgend  einem  außer  ihr  liegenden  Zweck 
beschäftigt  und  aus  ihren  Ergebnissen  Nutzen  ziehen  möchte.  So 
entstehen  zwei  Gruppen  von  Freunden  der  Wissenschaft,  welche 
wir  der  Kürze  halber  als  Produzenten  und  Konsumenten  gegen- 
überstellen wollen.  Nicht  als  ob  sich  diese  beiden  Gruppen  streng 
voneinander  sondern  ließen,  sind  doch  an  der  produktiven  wissen- 
schaftlichen Forschung  oft  genug  Männer  beteiligt,  welche  außer- 
halb des  Kreises  der  eigentlichen  Fachgelehrten  stehen,  nicht 
selten  aber  gerade  deshalb,  wegen  ihrer  eigenartigen  Kenntnisse 
und  Erfahrungen  zur  wissenschaftlichen  Mitarbeit  besonders  be- 
rufen erscheinen. 

Ueberblicken  wir  nun , von  unserer  Unterscheidung  aus- 
gehend, das  weite  Gebiet  der  gelehrten  Studien  und  der  Forschung, 
so  zeigt  sich  sofort,  daß  das  numerische  Verhältnis  der  Produ- 
zenten zu  den  Konsumenten  in  den  einzelnen  Wissenschaften  ein 
außerordentlich  verschiedenes  ist.  Schon  auf  den  Universitäten 
tritt  dies  hervor.  Während  der  Professor  der  Medizin  oder  der 
Philologie,  namentlich  wenn  er  ein  gefürchteter  Examinator  ist, 
nicht  minder  auch  der  Historiker  und  der  Philosoph,  welcher  die 
Kunst  eines  fesselnden  Vortrags  besitzt,  mit  ziemlicher  Sicherheit 
auf  einen  ansehnlichen  Zuhörerkreis  rechnen  darf,  ist  selbst  für 
den  tüchtigsten  Orientalisten  oder  Astronomen  in  der  Regel  der 
kleinste  Hörsaal  noch  zu  groß.  Aber  auch  außerhalb  des  Be- 
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reiches  der  Universität,  wenn  wir  z.  B.  an  den  Absatz  der  litte- 
rarischen  Erzeugnisse  denken,  tritt  dieser  Unterschied  sichtlich 
hervor.  Der  Anteil  der  einzelnen  Wissenschaften  an  dem  that- 
sächlichen  Inhalt  der  allgemeinen  Bildung  des  Volkes  ist  ein  sehr 
ungleicher.  Wie  ferner  die  Wissenschaften  überhaupt  einesteils 
dem  Triebe  des  Menschen  nach  Erweiterung  und  Vertiefung  der 
Erkenntnis,  anderenteils  dem  Streben  nach  Vervollkommnung  und 
Verschönerung  der  Lebensverhältnisse  ihre  Entstehung  ver- 
danken, die  Verfolgung  dieser  praktischen  Bedürfnisse  aber  dem 
Menschen  naturgemäß  näher  liegt  als  jener  ideale  Zweck,  so  wird 
auch  — um  bei  unserem  Ausdruck  zu  bleiben  — die  Zahl  der 
Konsumenten  einer  Wissenschaft  im  allgemeinen  um  so  größer 
sein,  je  mehr  bei  ihr  der  utilitarische  Charakter  überwiegt. 

Glücklicherweise  ist  dieser  Unterschied  in  der  Nützlichkeit 
und  praktischen  Verwendbarkeit  ohne  Einfluß  auf  die  innere  Wert- 
schätzung der  Wissenschaften.  Wir  achten  die  Arbeiten  des  Astro- 
nomen nicht  minder  hoch  als  die  des  Chemikers,  obwohl  wir 
wissen,  daß  die  Forschungsergebnisse  des  letzteren  eine  große 
Industrie  geschaffen  haben,  welche  Tausende  von  Arbeitern  er- 
nährt. Dennoch  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  für  den  Vertreter 
der  Wissenschaft  'ein  eigener  Reiz  in  dem  Bewußtsein  liegt,  durch 
seine  Forschungsergebnisse  sei  es  äußeren  Zwecken  des  mensch- 
lichen Lebens , sei  es  dem  allgemeinen  Bildungsbedürfnisse 
des  Volkes  in  besonderem  Maße  entgegenzukommen.  So  ent- 
steht, wenn  auch  äußerlich  nicht  hervortretend,  zwischen  den 
wissenschaftlichen  Produzenten  und  Konsumenten  ein  enges  Band 
gemeinsamer  Interessen,  welches  dort  eine  lebhafte  Befriedigung 
über  den  Erfolg  des  eigenen  Scliaffens,  hier  ein  Gefühl  der  Hoch- 
achtung und  der  Anerkennung  gegenüber  den  wissenschaftlichen 
Studien  erzeugt,  was  unter  allen  Umständen  erfreulich  ist.  Nicht 
zum  wenigsten  der  berechtigte  Wunsch,  nicht  allein  aus  Liebe 
zur  Wissenschaft  arbeiten  zu  wollen,  sondern  daneben  auch  dem 
Volke  unmittelbarer  zu  dienen  und  aus  der  liieraus  entspringenden 
eigenen  Befriedigung  immer  neue  Schaffensfreudigkeit  zu  schöpfen, 
hat  gerade  auch  in  den  Kreisen  der  wissenschaftlichen  Produ- 
zenten selbst  das  anerkennenswerte  Streben  nach  volkstümlicher 
Darstellung  und  gemeinfaßlicher  Bearbeitung  der  Forschungs- 
ergebnisse hervorgerufen. 


Die  nationalökonom.  Wissenschatt  u.  der  deutsche  Kaufmannstand.  27  J 


n. 

Wenden  wir  uns  nach  dieser  allgemeinen  Betrachtung  im 
besonderen  der  Nationalökonomie  zu,  unter  welcher  Be- 
zeichnung die  theoretische  Volkswirtschaftslehre,  die  Volkswirt- 
schaftspolitik und  die  Finanzwissenschaft  einschließlich  der  zuge- 
hörigen historischen  und  der  statistisch -beschreibenden  Gebiete 
verstanden  werden^),  so  scheint  es  zunächst,  daß  hier  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  wissenschaftlichen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten ein  ganz  besonders  befriedigendes  ist.  Die  noch  ziem- 
lich junge  nationalökonomische  Wissenschaft  darf  sich  rühmen, 
auf  den  Verlauf  der  Wirtschaftspolitik  in  den  einzelnen  Ländern 
einen  großen,  nicht  selten  entscheidenden  Einfluß  ausgeübt  zu 
haben.  Die  Staatsmänner  und  die  öffentliche  Meinung  haben 
sich  der  Herrschaft  der  jew^eilig  maßgebenden , wenn  auch 

i)  Den  in  der  deutschen  Wissenschaft  längere  Zeit  hindurch  herrschen- 
den und  auch  jetzt  noch  beliebten  Ausdruck  „Nationalökonomie“  beschränkt 
man  vielfach  auf  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre.  Mit  Recht  hat  nun 
der  Begriff  der  „Nationalökonomie“  sowohl  in  diesem  engen  als  auch  in 
dem  oben  gebrauchten  weiteren  Sinne  Anfechtimg  erfahren,  weil  er  das 
nationale  Moment  in  einer  namentlich  vom  theoretischen  Standpunkte  aus 
einseitig  erscheinenden  Weise  in  den  A^ordergrund  stellt,  abgesehen  davon, 
daß  die  Wissenschaft  von  der  „Nationalökonomie“  jedenfalls  richtiger 
„Nationalökonomik“  genannt  würde.  Der  anstatt  der  Bezeichnung  „National- 
ökonomie“ (i.  w.  S.)  gegenwärtig  nach  dem  Vorgänge  des  Auslandes  allge- 
meiner in  Aufnahme  gekommene  Titel  „Politische  Oekonomie  bezw. 
Oekonomik“  wird  indessen  ebensowenig  dem  konkreten  Inhalt  unserer 
Wissenschaft  gerecht.  Noch  weniger  zutreffend  ist  der  Ausdruck  „Staats- 
wissenschaften“, selbst  in  seiner  Beschränkung  auf  das  wirtschaftliche  und 
soziale  Gebiet.  Es  wäre  erfreulich,  wenn  der  neuerdings  mehrfach  empfohlene, 
die  Sache  am  besten  treffende  Name  „Sozialökonomik“  sich  ein- 
bürgerte. Ich  möchte  aus  äußeren  Gründen  im  vorliegenden  Falle  an  dem 
alten  Worte  „Nationalökonomie“  noch  festhalten,  glaube  aber  dennoch,  und 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  unklaren  Vorstellimgen,  w’elche  in  weiten 
kaufmännischen  Kreisen  mit  dem  Ausdruck  ,, Handelswissenschaften“ 
verbunden  werden,  auf  jene  terminologische  Frage  hinweisen  zu  sollen. 
Das  Wort  ,3ändelswissenschaften“,  der  Inbegriff  der  für  den  Handelsbetrieb 
nützlichen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  umfaßt  — ähnlich  wie  der  Ausdruck 
„Cameralwdssenschaften“  — eine  Reihe  von  innerlich  einander  mehr  oder 
weniger  fremden,  nur  durch  den  äußeren  praktischen  Zweck  zusammen- 
gehaltenen und  zum  Teil  streng  wissenschaftlich  überhaupt  nicht  zu  be- 
handelnden Disciplinen  und  kann  für  die  wissenschaftliche  Terminologie 
daher  nicht  in  Betracht  kommen. 
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naturgemäß  wechselnden  grundsätzlichen  Ansichten  von  Staat  und 
Volkswirtschaft  nicht  entziehen  können. 

Die  liberale  und  individualistische  Nationalökonomie,  w^elche, 
noch  von  den  Prinzipien  der  Physiokraten  beeinflußt,  später  in 
den  Lehren  der  von  England  ausgehenden  Freihandelsschule  zum 
Ausdruck  kam,  hat  eine  lange  Reihe  von  Jahrzehnten  hindurch 
und  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  auf  die  Richtung  der  staatlichen 
Wirtschaftspolitik  entscheidend  eingewirkt.  Insbesondere  sind  ihre 
Grundsätze  auch  durch  die  Maßregeln  der  jungen  deutschen  Reichs- 
gesetzgebung in  die  Praxis  übergeführt  worden.  Die  entgegen- 
stehende sozialistische  Schule  hat  demgegenüber  zwar  nur  einen 
w^esentlich  negativen  und  kritisch  zersetzenden  Einfluß  ausgeübt,  ist 
aber  eben  deshalb  nicht  ohne  Wirkung  geblieben,  denn  sie  hat 
mittelbar  dazu  beigetragen,  der  neuen  historisch-ethischen  bezw. 
sozialpolitischen  Richtung  Geltung  zu  verschaffen.  Letztere  hat 
bekanntlich  die  Auffassung  von  Staat,  Gesellschaft  und  Volks- 
wirtschaft auf  eine  neue  Grundlage  gestellt  und  erkennt,  unter 
Bekämpfung  der  extrem  individualistischen  wie  der  sozialistischen 
Prinzipien,  in  praktischer  Hinsicht  ein  Eingreifen  des  Staates  auf 
den  verschiedensten  Gebieten  des  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Lebens  als  wünschenswert  und  notwendig  an.  Und  wenn  die  alte 
Manchester-  und  Freihandelspartei  w^enigstens  in  Deutschland  so 
gut  wie  verschwunden  ist,  und  nunmehr  die  Berechtigung  einer 
maßvollen  Schutzzollpolitik,  das  Erfordernis  einer  staatlichen  Für- 
sorge für  die  Arbeiter  und  überhaupt  die  grundsätzliche  Pflicht 
der  öffentlichen  Gewalt,  an  der  Hebung  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  aller  Volksklassen  mitzuwdrken,  jetzt  fast 
allgemeine  Anerkennung  gefunden  haben,  so  darf  die  national- 
ökonomische Wissenschaft  ein  wesentliches  Verdienst  hieran  für 
sich  in  Anspruch  nehmen^).  Freilich,  an  positiver  Gesetzgebungs- 
arbeit hat  sie  nicht  viel  geleistet.  Es  ist  dies  aber  auch  ihre  Auf- 
gabe nicht.  Solche  Thätigkeit  überläßt  sie  vielmehr  den  dazu 
berufenen  Staatsbeamten  und  den  praktischen  Politikern.  Aber 
auch  dort,  wo  neue  Ideen  der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  nicht 
von  ihr  ausgehen,  sondern  der  Thatkraft  unserer  leitenden  Staats- 
männer ihre  Entstehung  verdanken,  ist  die  Nationalökonomie  be- 
rufen, diese  Ideen  vom  w'irtschaftlichen  Standpunkte  aus  kritisch 


I)  Vergl.  hierzu  W.  Schäfer,  Die  Nationalökonomie  und  die  neuere 
deutsche  Gesetzgebung  (gekrönte  Preisschrift),  Hannover  i886. 
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zu  prüfen  und  mit  dem  Rüstzeug  der  gelehrten  Studien  sei  es 
zu  verfechten  oder  zu  bekämpfen.  Daß  die  deutsche  National- 
ökonomie dieses  Ziel  mit  aller  Gründlichkeit  und  Unparteilichkeit 
verfolgt  hat,  ward  jeder  Kenner  der  einschlägigen  Litteratur  gewß 
zugeben. 

Wie  die  nationalökonomische  Wissenschaft  durch  Aufstellung 
praktischer  Forderungen  den  Bedürfnissen  der  sozialen  Gruppen 
der  Bevölkerung  gerecht  zu  werden  und  insbesondere  die  Auf- 
gaben des  Staates  der  Gesellschaft  gegenüber  festzustellen  sucht, 
so  will  sie  durch  ihre  statistisch-beschreibende,  nicht  minder  auch 
durch  ihre  theoretische  Forschung  die  Erscheinungen  der  Volks- 
wirtschaft nach  Ursache  und  Wirkung  ergründen  und  durch  ihre 
historischen  Untersuchungen  die  Wandlungen  im  wirtschaftlichen 
Leben  der  Nationen  nachweisen  und  damit  zugleich  das  tiefere 
Verständnis  für  die  Erscheinungen  der  Gegenwart  wecken  und 
fördern.  Daß  mit  Rücksicht  hierauf  und  angesichts  der  nicht 
allein  heute  erst,  sondern  auch  in  früheren  Zeiten  schon  zahl- 
reichen, im  Vordergründe  des  öffentlichen  Interesses  stehenden 
wirtschaftlichen  Fragen  die  Staatsregierung  von  ihren  Beamten 
eine  nähere  Bekanntschaft  mit  der  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft verlangen  muß,  erscheint  selbstverständlich.  Und  in  der 
That  stellen  wohl  alle  deutschen  Regierungen  in  den  Prüfungs- 
ordnungen für  ihre  angehenden  höheren  Verwaltungsbeamten 
die  P'orderung  einer  Kenntnis  wenigstens  der  Grundlagen  der 
Nationalökonomie;  insbesondere  hat  die  preußische  Regierung  an 
dieser  Bestimmung  schon  seit  mehr  als  hundert  Jahren  festgehalten. 
Freilich  ist  es  in  der  Praxis  mit  den  volkswirtschaftlichen  Studien 
unserer  jungen  Juristen  anerkanntermaßen  recht  kläglich  bestellt, 
so  daß  die  Forderung  einer  Reform  der  Universitätsstudien  unserer 
Verwaltungsbeamten  nach  dieser  Richtung  hin  immer  allgemeiner 
und  dringender  betont  wird  ^).  Indessen  besteht  grundsätzlich 
über  die  Notwendigkeit  einer  eingehenden  Beschäftigung  der 
Verwaltungsbeamten  mit  der  Nationalökonomie  kaum  eine  ernst- 
liche Meinungsverschiedenheit.  Und  das  ist  immerhin  schon  viel 
im  Vergleich  zu  anderen,  hernach  zu  besprechenden  Verhältnissen. 
Ueberdies  hat  der  Verwaltungsbeamte,  wenn  auch  seine  national- 

I)  Aus  der  neuesten  Litteratur  über  diese  Frage  ist  hervorzuheben  der 
Aufsatz  von  Heinrich  Dietzel,  „Stud.  Jur.  et  cam.“,  in  den  Jahrb.  f.  Natio- 
nalökonomie u.  Statistik,  III.  F.  Bd.  14,  S.  679  ff.,  Januar  1897. 
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ökonomische  Vorbildung  viel  zu  wünschen  übrig  läßt,  auf  Grund 
seiner  gesteigerten  allgemeinen  Bildung  und  seiner  engeren  Fach- 
studien doch  jedenfalls  gelernt,  wissenschaftliche  Bücher  zu  lesen, 
und  sich  eine  gewisse  Gewandtheit  im  Auffassen  des  Lehrstoffes 
angeeignet,  was  ihn  befähigt,  durch  Selbststudium  in  späteren 
Jahren  das  Versäumte  nachzuholen  und  sich  über  die  in  seinen 
dienstlichen  Stellungen  ihm  entgegentretenden  wirtschaftlichen 
Fragen  aus  der  reichen  Litteratur  mit  Erfolg  zu  unterrichten.  Daß 
dies  thatsächlich  in  weitem  Umfange  auch  geschieht,  darf  wohl 
behauptet  werden;  ich  möchte  wenigstens  unserem  höheren  Be- 
amtenstande, welcher  in  erster  Linie  berufen  erscheint,  an  der  Er- 
füllung der  Aufgaben  und  Pflichten  des  Staates  gegenüber  der 
Volkswirtschaft  mit  innerem  Vc^rständnis  und  in  sachlicher  Be- 
‘ herrschung  der  auftretenden  Einzelfragen  mitzuwirken,  im  allge- 
meinen die  Anerkennung  nicht  versagen,  daß  er  bestrebt  ist,  sich 
hierbei  auch  die  Ergebnisse  der  nationalökonomischen  Forschung 
zu  nutze  zu  machen  und  aus  der  leidenschaftslosen,  dem  Streit 
der  politischen  Parteien  fernstehenden  wissenschaftlichen  Litteratur 
Belehrung  und  Aufklärung  zu  schöpfen. 

Eine  außerordentlich  bedeutsame  Stellung  in  unserem  öffent- 
lichen Leben 'nimmt  die  Presse  ein.  Sie  bringt  einerseits  die 
öffentliche  Meinung  zum  Ausdruck,  sie  ist  eine  geistige  Waffe 
in  dem  Kampf  der  politischen  Bestrebungen  und  übt  anderer- 
seits einen  bestimmenden  Einfluß  aus  auf  die  Anschauungen  und 
die  Denkungsweise  weiter  Leserkreise.  Und  da  die  nationalen 
wirtschaftlichen  Fragen,  nicht  minder  auch  die  materiellen  Inter- 
essengegensätze der  verschiedenen  Bevölkerungskreise  die  Auf- 
merksamkeit in  hen'orragendem  Maße  für  sich  in  x\nspruch 
nehmen,  so  ist  es  selbstverständlich,  daß  die  Presse  und  vor  allem 
die  Tageszeitungen  diesen  Angelegenheiten  besondere  Beachtung 
schenken.  Da  darf  denn  mit  Befriedigung  die  Thatsache  ver- 
zeichnet werden,  daß  unsere  maßgebenderen  journalistischen  Kreise 
die  für  ihren  schweren,  verantwortungsvollen  Beruf  erforderliche 
allgemeine  und  sachliche  Vorbildung  im  allgemeinen  nicht  ver- 
missen lassen,  und  daß  namentlich  auch  für  die  Bearbeiter  des 
volkswirtschaftlichen  Teils  unserer  größeren  Zeitungen  eine  ge- 
diegene nationalökonomische  Durchbildung  als  ein  selbstverständ- 
liches Erfordernis  gilt.  So  bilden  gerade  die  Tagesschriftsteller 
eine  wichtige  und  einflußreiche  Gruppe  unter  den  nationalöko- 
nomischen Konsumenten  in  unserem  obigen  Sinne.  Rechnen  wir 
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ferner  hierher  die  zahlreichen  für  einen  weiten  Leserkreis  arbeiten- 
den volkswirtschaftlichen  Schriftsteller  und  nicht  zum  wenigsten 
auch  unsere  Volksvertreter,  soweit  sie  durch  ihre  parlamentarische 
Thätigkeit  auf  das  Studium  volkswirtschaftlicher  Fragen  hinge- 
wiesen werden,  so  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  alles  in  allem  die 
Zahl  der  Konsumenten  eine  überaus  große  ist,  und  daß  nament- 
lich auch  für  die  Popularisierung  unserer  Wissenschaft  sehr  viel 
geschieht. 


Danach  hätten  also  unsere  Produzenten  anscheinend  allen 
Anlaß  mit  dem  Konsum  ihrer  Geisteserzeugnisse  zufrieden  zu  sein. 
Bisher  haben  wir  indessen  hauptsächlich  nur  die  Beamten  und 
Schriftsteller  als  Freunde  unserer  Wissenschaft  kennen  gelernt. 
Wie  steht  es  nun  aber  mit  der  Anteilnahme  der 
großen,  dem  Wirtschaftsleben  selbst  angehörenden 
Kreise  unserer  Bevölkerung  an  der  Iv  ationalökono- 
mie?  Unter  allen  Geisteswissenschaften  ist  keine,  welche  so  sehr 
wie  sie  die  engsten  materiellen  Interessen  der  einzelnen  Berufs- 
stände berührt.  Darf  nicht  mit  Rücksicht  hierauf  erwartet  werden 
daß  alle  diese  Kreise  das  lebhafte  Bedürfnis  fühlen,  sich  mit  dieser 
Wissenschaft  näher  bekannt  zu  machen?  In  diesem  Umfange 
nun  allerdings  nicht!  In  den  Kreisen  der  Arbeiter,  der  Hand- 
werker, der  bäuerlichen  Bevölkerung  fehlt  es  zweifellos  an  der 
allgemeinen  Bildung,  welche  sie  in  den  Stand  setzen  könnte, 
wissenschaftlichen  Fragen  wirkliches  Verständnis  entgegenzubringen. 
Dies  muß  aber  um  so  mehr  ins  Gewicht  fallen,  wenn  es  sich  um 
Probleme  handelt,  welche  in  das  Interessengebiet  dieser  Berufs- 
kreise unmittelbar  eingreifen  und  bezüglich  derer  es  für  solche 
Beteiligte  dann  doppelt  schwierig  ist,  ein  objektives  Urteil  zu  ge- 
winnen. Ob  hier  die  neuerdings  aufgetretene  Bewegung  zu 
Gunsten  der  Errichtung  sogen,  „volkstümlicher  Hochschulkurse“ 
an  den  Universitäten  auch  nur  in  gewissem  Umfange  eine  Wand- 
lung anbahnen  wird,  mag  dahingestellt  bleiben.  Große  Hoffnungen 
möchte  ich  auf  diese  Bestrebungen  nicht  gerade  setzen. 

Dagegen  giebt  es  einen  Erwerbsstand,  welcher  zu  der  National- 
ökonomie erfreulicherweise  in  enger  Beziehung  steht  und  zu  den 
besten  Konsumenten  dieser  Wissenschaft  zählt:  es  sind  die  größeren 
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Landwirte.  Ein  bedeutender  Bruchteil  derselben  macht  seine 
Studien  sei  es  auf  den  selbständigen  landwirtschaftlichen  Akademien, 
sei  es  an  den  den  Universitäten  angegliederten  landwirtschaft- 
lichen Instituten.  An  allen  diesen  Hochschulen  gilt  die  National- 
ökonomie als  eines  der  unentbehrlichen  Lehrfächer,  und  mit  vollem 
Recht:  ist  doch  die  Ueberzeugung  durchgedrungen,  daß  die  Land- 
wirtschaftslehre in  vieler  Beziehung  von  der  Nationalökonomie  gar 
nicht  zu  trennen  ist ; man  denke  nur  an  die  bahnbrechenden  Ar- 
beiten JOH.  Heinr.  V.  Thünen’s. 

Um  so  weniger  befriedigend  erscheint  die  Sachlage,  wenn  wir 
uns  von  der  Landwirtschaft  den  beiden  anderen  großen  Erwerbs- 
gruppen, der  Industrie  und  dem  Handel  zuwenden. 

Fassen  wir  hier  die  in  Frage  stehenden  Berufskreise,  um 
deren  Verhältnis  zur  Nationalökonomie  im  folgenden  näher  zu 
erörtern,  unter  den  Namen  der  Kaufmannschaft  *)  zusammen, 
so  müssen  wir  zuvor  den  Umf.ang  dieses  Begriffes  für  unseren 
Zweck  in  bestimmter  Weise  umgrenzen.  Entsprechend  der  Termi- 
nologie des  Handelsgesetzbuchs  versteht  man  unter  den  Kauf- 
leuten gewöhnlich  die  in  selbständiger  Stellung  (als  „Unternehmer“) 
thätigen  Angehörigen  von  Handel  und  Industrie.  Hier  ist  nun 
eine  wesentliche  Einschränkung  zu  machen.  Jener  handelsrecht- 
liche Begriff  des  Kaufmanns  umfaßt  bekanntlich  sowohl  in  wirt- 
schaftlicher als  auch  in  sozialer  Beziehung  recht  verschiedenartige 
Elemente.  „Bildung  und  Besitz“  sind  unter  ihnen  sehr  ungleich 
verteilt.  Wenn  nun  auch  die  von  den  kleineren  und  kleinsten 
Kaufleuten  erreichte  Stufe  der  allgemeinen  Bildung  im  großen 
und  ganzen  immerhin  eine  höhere  ist  als  die  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung, der  Arbeiter  und  der  großen  Masse  der  Handwerker, 
für  welche  eine  nähere  Beschäftigung  mit  der  Nationalökonomie, 
wie  schon  oben  bemerkt,  nicht  in  Betracht  kommen  kann,  so 
dürfte  doch  auch  an  jenen  niederen  Kaufinannstand  eine  solche 
Anforderung  nicht  zu  stellen  sein,  teils  mit  Rücksicht  auf  die  im 
ganzen  doch  ungenügende  Vorbildung,  weiterhin  in  Anbetracht 
des  mangelnden  praktischen  Bedürfnisses  und  sodann  auch  des- 
halb, weil  die  beruflichen  Interessen,  die  ganze  Lebensauffassung 
dieser  Kreise  für  eine  Beschäftigung  selbst  mit  solchen  wissenschaft- 

I)  Die  schon  aus  Raumrücksichten  gebotene  Beschränkung  unserer  Be- 
trachtung auf  den  deutschen  Kaufmannsstand  ist  auch  sachlich  gerecht- 
fertigt, da  die  Heranziehung  der  Verh.'lltnisse  in  fremden  Staaten  wesentlich 
neue  Gesichtspunkte  nicht  ergeben  würde. 
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liehen  Fragen,  welche  den  Berufsangelegenheiten  näher  hegen,  im 
allgemeinen  keinen  Raum  lassen.  Ein  Gleiches  gilt  von  einem  er- 
heblichen Bruchteil  der  kaufmännischen  Angestellten;  von  einem 
anderen  dagegen  nicht,  und  gerade  mit  Rücksicht  auf  diesen 
müssen  wir  den  Begriff  der  Kaufmannschaft  für  unseren  Zweck 
bedeutend  erweitern.  Es  giebt  in  den  Kreisen  des  Handels  und 
der  Industrie  zahlreiche  in  abhängiger  und  dennoch  vielfach 
leitender  Stellung  thätige  Persönlichkeiten,  welche  in  wirtschaft- 
licher und  sozialer  Hinsicht  mit  den  größeren  selbständigen  Kaut- 
leuten  völlig  auf  der  gleichen  Stufe  stehen.  Ihre  Zahl  ist  in 
neuerer  Zeit  infolge  der  mächtigen  Ausdehnung,  welche  viele 
Privatgeschäfte  angenommen  haben , infolge  der  Vereinigung 
kleinerer  und  mittlerer  Betriebe  zu  Großbetrieben,  sowie  infolge 
der  Ansammlung  starker  Kapitalmassen  zum  Zwecke  der  Bildung 
von  bedeutenden  Aktienunternehmungen  außerordentlich  ange- 
wachsen. Es  handelt  sich  also  im  folgenden  für  uns 
um  diejenigen  kaufmännischen  Kreise,  welche  in 
wichtigeren  Stellungen,  nämlich  als  Inhaber,  Direk- 
toren Geschäftsführer  oder  sonstige  höhere  An- 
gestellte größerer  Handelshäuser,  industrieller 
Werke,  Bankinstitute,  Versicherungsanstalten,  Ree- 
dereien, Speditionsgeschäfte  u.  s.  w.  thatig  sind. 
Eine  bestimmte  Grenze  zwischen  den  hier  in  Betracht  gezogenen 
Kreisen  und  den  oben  ausgeschiedenen  Elementen  läßt  sich  selbst- 
verständlich nicht  ziehen.  Im  wirtschaftlichen,  ganz  besonders 
aber  im  kaufmännischen  Leben  befindet  sich  alles  im  Fluß,  es 
wechseln  die  Schicksale  des  Einzelnen  und  der  Generationen,  und 
wie  der  kleinere  Kaufmann  oder  Angestellte  durch  eigene 
Schaffenskraft  und  wohl  auch  vom  Glück  begünstigt  zu  hoher 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Stellung  sich  emporarbeiten  kann, 
mancher  Angehörige  der  begüterten  Kreise  infolge  widriger  Ver- 
hältnisse oder  durch  eigene  Schuld  in  der  ^oßen  Masse  der 
kleinen  Leute  wieder  verschwindet,  so  verbietet  sich  auch  in 
unserem  Falle  eine  pedantische  Umgrenzung  derjenigen  kauf- 
männischen Elemente,  welche  als  nationalökonomische  Konsu- 
menten in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Die  sachliche  Berechti^ng 
obiger  Unterscheidung  wird  indessen  hierdurch  in  keiner  eise 

berührt. 

Es  muß  nun  als  Leitsatz  unserer  ferneren  Betrachtung  die 
Thatsache  hingestellt  werden,  daß  zur  Zeit  derKaufmannstand 
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der  nationalökonomischen  Wissenschaft,  wenn  nicht 
unfreundlich,  so  doch  teilnahmlos  gegenübersteht. 
Ciewiß  giebt  es  hier  Ausnahmen,  welche,  namentlich  soweit  es 
sich  um  Persönlichkeiten  handelt,  die  auch  im  öffentlichen  Leben 
eine  hervorragende  Stellung  einnehmen,  sich  einem  jeden  sofort 
aufdrängen.  Manche  Kaufleute  fülüen  das  innere  Bedürfnis,  über 
den  Rahmen  ihrer  engen  geschäftlichen  Pflichten  hinausgehend 
an  wissenschaftlichen  Fragen  Anteil  zu  nehmen  und  dann  der 
Nationalökonomie  ebenfalls  ihr  Interesse  zuzuwenden,  zu  der  sie 
der  eigene  Beruf '),  oft  auch  die  Beschäftigung  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  besonders  hinlenkt.  Aber  solche  Ausnahmen 
dienen  nur  zur  Bestätigung  der  Regel.  Es  ist  auch  richtig,  daß 
auf  den  technischen  Hochschulen,  auf  denen  zahlreiche  spätere 
Kaufleute  ihre  Studien  treiben,  neben  der  Rechtskunde  und  an- 
deren allpmein  bildenden  Fächern  auch  die  Nationalökonomie 
Unterkunft  gefunden  hat.  Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die 

für  uns  in  Betracht  kommenden  Kreise  ist  dies  indessen  erfahrungs- 
gemäß  nicht.  * 

Nun  läßt  sich  selbstverständlich  ein  zwingender  Beweis  für 
die  Behauptung  des  mangelnden  Interesses  des  Kaufmannstandes 
an  der  Nationalökonomie  nicht  führen.  Wohl  aber  kann  gesagt 
werden,  daß  auch  in  weiten  kaufmännischen  Kreisen  diese  That- 
sache  als  durchaus  zutreffend  anerkannt  worden  ist.  Die  ganze 
neuere,  späterhin  noch  besonders  zu  würdigende  Bewegung  zu 
Gunsten  der  Einführung  einer  Hochschulbildung  für  Kaufleute 
gründet  sich  in  der  Hauptsache  auf  diese  Erkenntnis,  denn  der 
^oßte  Teil  derjenigen  Wissensgebiete,  welche  dem  angehenden 
Kaufmann  künftighin  auf  jenem  Wege  vermittelt  werden  soUen 
fallt  thatsachhch  m das  Gebiet  der  Nationalökonomie  hinein  Die 
aus  den  Kreisen  des  Handels  und  der  Industrie  anläßlich  ‘ jener 
ubngens  erst  in  ihren  Anfängen  stellenden  Bewegung»)  laut  ge- 

1)  Hier  ist  namentlich  auf  die  leitenden  Kreise  des  Bank  wesens  hin- 

nationalökonomisch^ 

2)  Besonders  maßgebend  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Gutachten  der 
Handelskammern,  der  Verwaltungen  der  größeren  Handels-  und  Industrie- 
städte und  der  wirtschaftlichen  Vereine  in  der  Rheinprovinz  gelegentlich ^er 

erhandlmgen  bei  der  doitigen  Provinzial  Verwaltung  über  die  Errichtung 
einer  rheinischen  Handelsakademie  im  Frühjahr  1894  (im 
erschienen).  Außerdem  kommen  in  Betracht  die  Veröffentlichimgen  des 
eutschen  Verbandes  für  das  kaufmännische  Unterrichts  wesen,  insbes.  der 
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wordenen  Klagen  stimmen  darin  überein,  daß  eine  eingehende 
Beschäftigung  des  Kaufmannstandes  mit  den  Lehren  der  National- 
ökonomie dringend  wünschenswert,  ja  notwendig  sei.  Allerdings 
hat  diese  Auffassung  keineswegs  allgemeine  Anerkennung  ge- 
funden. Es  mag  sogar  sein,  daß  die  überwiegende  Stimmung  in 
der  Kaufmannschaft  auch  zur  Zeit  noch  eine  ablehnende  ist;  die 
hauptsächlichen  Gründe  für  diese  Teilnahmlosigkeit,  ja  Unfreund- 
lichkeit gegenüber  der  Nationalökonomie  werden  wir  sogleich 
näher  ins  Auge  zu  fassen  haben.  Jedenfalls  aber  ist  bisher  noch 
niemals,  auch  nicht  in  den  die  Forderung  einer  Hochschulbildung 
ablehnenden  Kreisen  die  Thatsache  bestritten  worden,  daß  der 
Kaufmannstand  der  Nationalökonomie  bisher  kein  näheres  Inter- 
esse entgegengebracht  hat.  Und  dies  ist  hier  vor  allem  wesent- 
lich. Uebrigens  muß  man  jene  neuere  Bestrebung  um  so  höher 
bewerten,  als  sie  in  den  Kaufmannstand  keineswegs  etwa  von 
außen  hineingetragen  wurde,  sondern  aus  diesem  selbst  heraus 
entstanden  ist  die  Notwendigkeit  der  nationalökonomischen  Bil- 
dung also  in  denselben  Kreisen  betont  wird,  welche  dieser  Wissen- 
schaft bisher  ferngestanden  haben. 


IV. 

Bevor  wir  nun  die  Nachteile  des  jetzigen  Zustandes,  die  Not- 
wendigkeit einer  eingehenden  Beschäftigung  des  Kaufmannes  mit 
der  Nationalökonomie  und  die  Mittel  und  Wege  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  näher  erörtern,  müssen  wir  die  gegenwärtige  Sach- 

3.  und  4.  Bd.;  Rich.  Ehrenberg,  „Handelshochschulen“,  I.  (Gutachten), 
II.  (Denkschrift)  und  III.  (Verhandlungen,  Gutachten  und  Lehrprogramme), 
Braunschweig  1897  u.  1898.  Vergl.  ferner  Viktor  Böhmert,  Handelshoch- 
schulen, Denkschrift  zur  Errichtimg  handelswissenschaftlicher  Abteilungen 
an  technischen  Hochschulen  und  Universitäten,  Dresden  1897. 

I)  Es  verdient  hier  vor  allem  der  Name  des  Geh.  Kommerzienrats  Dr. 
Gustav  v.  Mevissen  in  Köln  genannt  zu  werden,  welcher,  übrigens  auch 
ein  hervorragender  Förderer  der  Wissenschaften,  schon  seit  einer  längeren 
Reihe  von  Jahren  die  Gründung  einer  rheinischen  Handelsakademie  in  seiner 
Vaterstadt  anstrebt  und  auf  dessen  Initiative  die  Angelegenheit  in  den  maß- 
gebenden Kreisen  der  Rheinlande  weiter  verfolgt  wurde,  was  dann  wieder- 
um zur  Verbreitung  des  Gedankens  in  anderen  Teilen  Deutschlands  Ver- 
anlassung gegeben  hat.  Zweifellos  ist  Herr  v.  Mevissen  als  der  geistige 
Urheber  der  neueren  Bewegung  zu  Gunsten  einer  Hochschulbildung  für 
Kaufleute  anzusehen. 


I 

I 


i 

\ 

A 


I 

I 


I 


A.  WIRMINCiHAUS, 


läge  und  besonders  das  gegenseitige  Verhältnis  zwischen 
den  Produzenten  unserer  Wissenschaft  und  dem 
Xaufmannstand  genauer  ins  Auge  fassen. 

Bei  der  großen  praktischen  Bedeutung,  welche  die  National- 
ökonomie, wie  früher  ausgeführt  wurde,  für  die  Volkswirtschaft, 
für  unser  Verwaltungswesen,  für  die  praktische  Politik,  ja  für 
unser  öffentliches  Leben  überhaupt  anerkanntermaßen  besitzt, 
namentlich  aber  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Erörterung  specifisch 
nationalökonomischer  Fragen  in  den  Parlamenten  und  in  der 
Presse,  konnte  es  selbstverständlich  nicht  ausbleiben,  daß  wenig- 
stens die  Kenntnis  von  dem  Vorhandensein  wissenschaftlicher  Be- 
strebungen auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  auch  in  die 
kaufmännischen  Kreise  eingedrungen  ist.  Da  man  hier  aber  bis- 
her weder  Neigung  besitzt  noch  auch  die  Muße  zu  haben  glaubt, 
sich  mit  dieser  Materie  ernstlich  zu  befassen,  so  behandelt  man 
die  Nationalökonomie  schon  deshalb  gerne  als  einen  unliebsamen 
Eindringling,  welcher  sich  ohne  Berechtigung  in  alles  hineinmischt. 
Stellt  gar  irgend  ein  gelehrter  Professor  eine  wissenschaftlich  mehr 
oder  minder  gut  begründete  Forderung  auf  dem  Gebiete  der 
Wirtschafts-  oder  Sozialpolitik,  welche  unseren  Kreisen  unzweck- 
mäßig oder  unbequem  erscheint,  so  wird  auf  den  grauen  „Theore- 
tiker gescholten,  der  für  die  „Praxis“  des  Wirtschaftslebens  kein 
\ erständnis  habe,  nicht  ohne  gleich  darauf  gelegentlich  einer  an- 
deren Frage,  in  welcher  der  Gelehrte  mit  den  Wünschen  dieser 
oder  jener  Erwerbskreise  übereinstimmt,  denselben  als  Schutz- 
zeugen anzurufen  und  mit  besonderer  Befnedigung  darauf  hinzu- 
weisen, daß  auch  die  Wissenschaft  jene  Forderung  als  berech- 
tigt unterstütze.  Aber  selbst  mit  der  formellen  Anerkennung 
der  Nationalökonomie  als  W issenschaft  ist  es  nicht 
weit  her.  Die  Meinungen  gehen  hier  auseinander:  teils  ist  sie 
grundsätzlich  nicht  als  Wissenschaft  anzuerkennen,  teils  soll  sie 
noch  erst  eine  Wissenschaft  werden,  teils  ist  sie  zwar  eine  Wissen- 
schaft, aber  eine  lückenhafte  und  unvollkommene.  Daß  die  Natio- 
nalökonomie, welche  die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  be- 
schreiben, definieren  und  aus  Ursachen  erklären,  sowie  als  ein 
zusammenhängendes  Ganzes  begreifen  will  (Schmoller),  und 
welche  nach  der  formellen  Seite  hin  eine  Summe  innerlich  ver- 
bundener, planmäßig  geordneter  Erkenntnisse  in  sich  schließt,  eine 
Wissenschaft  im  besten  Sinne  des  Wortes  darstellt,  braucht  hier 
nicht  näher  nachgewiesen  zu  werden.  Ein  Wissensgebiet,  dessen 
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Erforschung  seit  mehr  als  100  Jahren  unsere  tüchtigsten  gelehrten 
Denker  mit  bestem  Erfolge  sich  haben  angelegen  sein  lassen, 
welches  dementsprechend  seit  langer  Zeit  an  unseren  Universitäten 
das  Bürgerrecht  genießt,  hat  im  Ernst  nicht  mehr  nötig,  um  eine 
solche  Anerkennung  zu  kämpfen.  Gewiß  ist  die  Nationalökonomie 
noch  lückenhaft  und  unvollkommen,  aber  welche  andere  Wissen- 
schaft wäre  das  in  größerem  oder  geringerem  Maße  nicht  eben- 
falls? Und  namentlich  unter  den  Geisteswissenschaften  giebt  es 
wohl  kaum  eine  einzige,  deren  einzelne  Lehren  vor  jedem  An- 
griffe sicher  sind.  Wenn  der  wissenschaftliche  Konsument  in 
unserem  Sinne  mit  dem  Studium  der  Theologie,  der  Jurisprudenz, 
der  Philosophie  warten  wollte,  bis  eine  einheitliche  ISIeinung  sei 
es  auch  nur  über  alle  wichtigeren  Fragen  unter  den  Fachgelehrten 
herbeigeführt  ist,  so  würde  er  auf  das  Studium  dieser  Disciplinen 
für  immer  verzichten  müssen. 

Scheinbar  gewichtiger  als  diese  abfällige  Beurteilung  der 
wissenschaftlichen  Stellung  der  Nationalökonomie  ist  der  nicht 
selten  erhobene  Vorwurf,  daß  unsere  Wissenschaft  für  die  prak- 
tische Politik  so  gut  wie  gar  nichts  geleistet  habe,  daß  kaum 
ein  brauchbarer  Vorschlag  aus  den  Reihen  ihrer  \ ertreter  herv'or- 
gegangen  sei.  Ich  habe  die  gegenteilige  Auffassung  an  früherer 
Stelle  bereits  durch  eine  allgemeine  Bemerkung  über  den  Einfluß 
der  Nationalökonomie  auf  den  Gang  der  Wirtschafts-  und  Sozial- 
politik vertreten,  möchte  aber  doch  noch  auf  folgende,  auch  dem 
Kaufmannstande  naheliegende  Einzelheiten  hinweisen.  Schon  H. 
Dietzel  hat  (a.  a.  O.  S.  697)  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und  die  Reform  der  direkten 
Besteuerung  — durch  Einführung  der  Selbsteinschätzung  und  der 
Progressivität  bei  der  Einkommensteuer  und  Schaffung  der  Ver- 
mögenssteuer als  Korrelat  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  — diese 
Hauptaktionen  und  Haupterfolge  der  inneren  preußischen  Politik 
des  letzten  Jahrzehnts  von  den  deutschen  nationalökonomischen 
Gelehrten  in  Wort  und  Schrift  vertreten  worden  sind,  lange  bevor 
die  Regierungen  und  die  Parlamente  sich  von  der  Notwendigkeit 
dieser  Maßnahmen  überzeugen  ließen.  Auf  dem  Gebiete  der  Reichs- 
politik erinnere  ich  an  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  deren  ein- 
gehendere Ausgestaltung  von  den  „Theoretikern“  bereits  längst 
als  erforderlich  bezeichnet  worden  war,  ehe  an  die  praktische 
Lösung  dieser  Frage  herangetreten  unirde.  Und  die  Freunde 
unserer  gegenwärtigen  deutschen  W^ährung  mögen  es  sich  gesagt 
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sein  lassen,  daß  gerade  in  der  Gelehrtenstube  das  Rüstzeug  ge- 
schmiedet  wurde,  mit  welchem  die  Angriffe  auf  unsere  Währung 
bisher  sie^eich  abgeschlagen  worden  sind.  Ich  weise  endlich  hin 
auf  den  jetzt  auf  eine  mehr  als  25-jährige  Thätigkeit  zurück- 
blickenden, vorwiegend  von  Männern  der  Wissenschaft  gebildeten 
„Verein  für  SozialpoUtik“,  welcher  in  seinen  jetzt  aus  etwa  80  starken 
Banden  bestehenden  Schriften  und  durch  die  Verhandlungen  auf 
seinen  Generalversammlungen  ein  reiches,  äußerst  wertvolles  Mate- 
naJ  zu  den  verschiedensten  wirtschaftlichen  Fragen  zusammen- 
gebracht  hat,  das  zur  Erkenntnis  der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  unseres  Vaterlandes  wesentiich  beigetragen  und  der 
Gesetzgebung  eine  Fülle  von  Anregung  geboten  hat. 

Begegnet  auf  der  einen  Seite  die  nationalökonomische  Wissen- 
Kreisen  des  Kaufmannstandes  einer  unverhohlenen 
Gleichgiltigkeit,  ja  Geringschätzung,  so  tritt  auf  der  anderen  Seite 
eine  gewaltige  Ueberschätzung  der  „Praxis“  hervor.  Gewiß  kann 
und  soll  die  beste  Bücherweisheit  die  Erfahrungen,  welche  der 
Kaufmann  sich  in  seinem  Berufe,  in  der  engen  Berührung  mit 
den  mannigfachen  Ereignissen  und  Bestrebungen  innerhalb  des 
wirtschaftlichen  Lebens  erwirbt,  nicht  ersetzen.  Aber  die  Praxis 
allem  thut  es  auch  nicht.  Bei  der  großen  Zahl  und  der  Schwierig- 
keit der  auftauchenden  nationalökonomischen  Fragen  ist  es  doch 
klar  daß  selbst  der  weitblickendste,  jiraktischste  und  vielseitigste 
Kaufmann  nicht  in  der  Lage  ist,  sich  aus  seiner  eigenen  Erfah- 
rung heraus  ein  vollständiges  und  selbständiges  Urteil  über  die- 
selben zu  bilden.  Ein  gelegentliches  Gespräch  mit  Bekannten 
kann  diese  Lücken  selbstverständlich  auch  nicht  ausfüllen.  Die- 
selben würden  sich  daher  auch  sehr  stark  fühlbar  machen,  wenn 
nicht  die  Tageszeitungen  da  wären,  welche  ihre  Leser  auf  dem 
Laufenden  erhalten,  ihnen  eine  bestimmte  Ansicht  über  aUe  mög- 
hchen  Vorkommnisse  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  vortragen,  ja 
für  sie  die  eigene  Denkarbeit  übernehmen.  Indessen  kann  bei 
aller  Anerkennung  der  übrigens  mehr  oder  minder  doch  auch  von 
Rücksichten  auf  eine  bestimmte  Partei  geleiteten  Thätigkeit  der 
Presse  darüber  wohl  kein  Zw-eifel  bestehen,  daß  sie  nicht  geeignet, 
auch  nicht  dazu  berufen  ist,  eine  fest  begründete  Unterlage  für 
ein  selbständiges  Urteil  zu  bieten,  vielmehr  diese  dem  reichen 
nventar  der  Nationalökonomie  entnommen  werden  muß  Daß 
unsere  Wissenschaft  dies  leistet,  daß  sie  namentlich  auch  auf  die 
große  Menge  der  wirtschafts-  und  sozialpolitischen  Tagesfragen 
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eine  wenn  auch  nicht  erschöpfende  und  unanfechtbare,  so  doch 
jedenfalls  eine  reichhaltige  und  wohlerwogene  Auskunft  giebt, 
kann  nur  demjenigen  entgehen,  welcher  ohne  nähere  Berührung 
mit  ihr  allein  auf  die  „Praxis“  schwört,  gleichzeitig  aber  auf  Grund 
seiner  eigenen , doch  nur  beschränkten  Erfahrung  allgemeine 
theoretische  Urteile  bildet,  mit  denen  er  als  mit  fest  begründeten 
Wahrheiten  operiert.  Es  ist  mir  nach  einem  Vortrag,  den  irgend 
ein  Fachgelehrter  über  eine  wirtschaftliche  Tagesfrage  vor  kauf- 
männischen Kreisen  hielt,  mehr  als  einmal  begegnet,  daß  die  Zu- 
hörer überrascht  waren  von  der  Fülle  eingehender  Kenntnis  der 
Thatsachen,  die  nach  der  Meinung  dieser  Herren  doch  nur  durch 
eine  innige  Berührung  mit  der  „Praxis“  erworben  sein  konnte, 
während  es  sich  nur  um  eine  allerdings  sorgfältige  Verwertung 
der  einschlägigen  nationalökonomischen  Litteratur  handelte. 

V. 

Das  derzeitige  Verhältnis  des  Kaufmannstandes  zur  National- 
ökonomie w’ird  nun  aber  nicht  erschöpfend  gekennzeichnet,  wenn 
man  nur  von  Gleichgiltigkeit,  ja  Geringschätzung  gegenüber  unserer 
Wissenschaft  spricht,  und  damit  auf  eine  Thatsache  hinweist,  welche 
allerdings  diesen  kaufmännischen  Kreisen  selbst  zur  Last  zu  legen  ist. 
Es  läßt  sich  nämlich  weiterhin  nicht  leugnen,  daß  eine  gelegentlich 
bis  zur  Erbitterung  gesteigerte  Gereiztheit  gegenüber 
manchen  nationalökonomischen  Gelehrten,  und  zwar 
namentlich  gegenüber  denjenigen  unter  ihnen  obwaltet,  welche 
sich  vorwiegend  mit  dem  Studium  sozialer  Fragen,  insbesondere 
der  gewerblichen  Arbeiterfrage,  befassen  und  dabei  eine  gewisse 
„Arbeiterfreundlichkeit“  her\^orkehren , den  sog.  „Katheder- 
sozialisten“ ^).  Es  mag  unter  den  Professoren  manche  Sozial- 

i)  Der  Ausdruck  ist  neuerdings  von  den  „Praktikern“  und  einem  Teil 
der  Presse  wieder  hervorgeholt  worden,  und  dient  als  Bezeichnung  der- 
jenigen Professoren,  welche  solche  mehr  oder  minder  weitgehende  sozial- 
politische, „arbeiterfreundliche“  Forderungen  stellen,  die  die  Mißbilligung 
weiter  industrieller  Kreise  finden.  Mit  dem  bekannten  „Kathedersozialismus“ 
aus  dem  Anfänge  der  70er  Jahre  hat  er  sachlich  gar  nichts  zu  thun.  Damals 
galt  es,  die  sog.  Manchester-  und  Freihandelsschule  zu  bekämpfen,  welche 
sowohl  die  Anschauungen  innerhalb  des  Beamtentums  als  auch  die  öffent- 
liche Meinung  Deutschlands  beherrschte.  - Sie  ging  von  der  Ansicht  aus,  daß 
das  freie  Walten  der  wirtschaftlichen  Kräfte  gemäß  den  nach  ihrer  Meinung 
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Politiker  geben,  welche  diesen  Spitznamen  auch  nach  Ansicht  der 
Praktiker  nicht  verdienen ; immerhin  ist  die  Abneigung  eine 
solche,  daß  sie  das  gesamte  Verhältnis  der  kaufmännischen  Kreise 
zur  Nationalökonomie,  deren  wissenschaftliche  Vertretung,  bei  uns 
in  Deutschland  wenigstens,  in  der  Hauptsache  von  den  Hoch- 
schulkreisen ausgeht,  stark  beeinflußt.  Wenn  die  gereizte  Stimmung 
neuerdings  mit  unverkennbarer  Schärfe  hervorgetreten  ist,  so  ist 
dies  freilich  wesentlich  auf  die  gegenwärtige  Lage  unserer  sozialen 
Gesetzgebung,  sowie  auf  die  politischen  Zeitverhältnisse,  also  auf 
Umstände  zurückzuführen,  welche  voraussichtlich  über  kurz  oder 


feststehenden,  unabänderlichen  nationalökonomischen  Gesetzen  nicht  nur  das 
Interesse  der  einzelnen,  sondern  ebenso  sehr  das  Wohl  der  Gesamtheit  am 
besten  fördere.  Die  bestehenden  Mißstände  in  unseren  sozialen  Verhält- 
nissen pflegte  man  teils  mit  der  sittlichen  Unvollkommenheit  und  Schwäche 
der  einzelnen  Menschen,  teils  damit  zu  erklären,  daß  die  übel  angebrachte 
Wohlfahrtspflege  der  Regierungen  jener  ungehinderten  Bethätigung  des 
Eigennutzes  Hemmnisse  in  den  Weg  lege.  Von  der  Obrigkeit  verlangte 
man  daher  nur  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  des  Rechts  und  die 
Beseitigung  der  gutgemeinten,  aber  veralteten  Wohlfahrtsgesetze  eines  über- 
wundenen Polizeistaates,  Schon  an  früherer  Stelle  (unter  II)  ist  darauf  hin- 
gewiesen worden.*  daß  nicht  zum  wenigsten  auch  infolge  des  Fortschrittes 
in  unserer  wissenschaftlichen  Erkenntnis  dieser  Standpunkt  längst  verlassen 
ist.  Im  Laufe  der  letzten  25  Jahre  ist  ein  völliger  Umschwung  hinsichtlich 
der  Beurteilung  unserer  Volkswirtschaft,  und  namentlich  der  sozialen  Frage 
innerhalb  der  öffentlichen  Meinung  eingetreten.  Die  alte  Manchesterpartei 
ist  in  ihrer  früheren  Gestalt  fast  ganz  verschwunden.  Die  Notwendigkeit 
eines  staatlichen  Eingreifens  auf  den  versdüedensten  Gebieten  des  sozialen 
Lebens  wird  heute  kaum  mehr  bestritten.  Wir  haben  eine  Arbeiterver- 
sicherung,  eine  Arbeiterschutzgesetzgebung,  neue  Gesetze  zur  Bekämpfung 
des  Wuchers,  des  unlauteren  Wettbewerbes  u.  a.  m.,  deren  grundsätzliche 
Berechtigung  auch  von  unseren  wirtschaftlichen  Kreisen,  insdesondere  auch 
unseren  Industriellen  nicht  geleugnet  wird,  und  die  daher  allesamt  als 
, Kathedersozialisten“  in  jenem  alten,  seiner  Zeit  allgemein  gebräuchlichen 
Sinne  zu  bezeichnen  sind.  Mit  dem  Verschwinden  der  Manchesterpartei  ver- 
schwand auch  der  Name  ihrer  Gegner,  der  Vertreter  des  „Kathedersozia- 
lisnius“.  Noch  im  Jahre  1892  schrieb  W.  Lexis  (Artikel  „Kathedersozialismus“ 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften):  „Bei  der  allmählichen  Ent- 
wickelung der  sozialpolitischen  Anschauungen  ist  der  Ausdruck  „Katheder- 
sozialismus“ fast  in  Vergessenheit  geraten.  . . . Der  litterarische  Streit 
zwischen  v.  Treitschke  und  Schmoller  (1875)  bildete  eine  der  letzten 
Plänkeleien,  die  der  Kathedersozialismus  als  solcher  zu  bestehen  hatte.“  — 
Da  der  Ausdruck  in  jüngster  Zeit  von  neuem  ausgegraben  worden  ist,  ver- 
dient der  historische  Ursprimg  und  die  frühere  Bedeutung  desselben  wieder 
hervorgehoben  zu  werden. 
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lang  wieder  verschwinden  werden  ‘).  Nach  meinem  Dafürhalten 
sind  die  tieferen  Ursachen  aber  dauernder  Natur,  und  es  erscheint 
mir  dalier  gerechtfertigt,  auf  diese  Seite  der  Frage  hier  näher 

einzugehen. 

Das  wirtschaftliche  Leben,  welches  den  Gegenstand  der 
nationalökonomischen  Forschung  bildet,  ist  von  den  mannig- 
fachsten. einander  widerstreitenden  materiellen  und  sozialen 
Interessen  durchsetzt,  zu  denen  die  Wissenschaft,  sofern  sie  sich 
nicht  auf  historische  und  theoretische  Studien  bescliränkt,  sondern, 
ihrer  Aufgabe  entsprechend,  auch  das  Gebiet  der  praktischen 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  behandelt,  notwendig  Stellung 
nehmen  muß.  Dadurch  wird  auch  der  Fachgelehrte  selbst  ge- 
nötigt, den  Bestrebungen  und  Forderungen  der  Interessentenkreise 
teils  zustimmend,  teils  mehr  oder  weniger  ablehnend  gegenüber- 
zutreten. Unter  allen  Geisteswissenschaften  befindet  sich  außer 
der  Nationalökonomie  keine  zweite  gegenüber  den  Laienkreisen 
in  einer  gleichen  oder  auch  nur  älmlichen  Lage.  Allenfalls  könnte 
die  Rechtswissenschaft  in  dieser  Beziehung  mit  ihr  verglichen 
werden.  Die  Verhältnisse  liegen  aber  dort  aus  nicht  näher  zu 
erörternden  Gründen  doch  wesentlich  anders.  Jene  Interessen 
sind  nun  von  zweierlei  Art.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  handelt 
es  sich  um  solche  wirtschaftliche  Fragen,  wie  die  Währungs-,  die 
Zoll-,  die  Verkehrspolitik,  deren  Lösung  nach  der  einen  oder 
anderen  Richtung  hin  das  materielle  Interesse  der  beteiligten 
Kreise  zwar  sehr  eng  berührt,  aber  doch  nur  in  der  Weise,  daß 
der  Einzelne  durch  die  Rückwirkung  der  durch  die  bezüglichen 
Maßnalimen  geschaffenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  seinen 
Geschäftsbetrieb,  seinen  Güterverbrauch  u.  s.  w.  von  ihnen  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  wird.  Andererseits  kommen  solche  Fragen 
in  Betracht,  welche  in  den  Interessenbereich  einzelner  Bevölke- 
rungskreise unmittelbar  eingreifen,  wie  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, das  Koalitionsrecht,  die  Arbeiterwohnungsfrage  u.  a.  m. 
Hier  ist  naturgemäß  das  Verhältnis  der  Wissenschaft  zu  den  be- 
teiligten wirtschaftlichen  Kreisen  - also  um  bei  unserem  engeren 
Gegenstand  zu  bleiben  — zur  Kaufmannschaft  ein  ganz  besonders 
eigenartiges  und  schwieriges.  Mag  es  sich  nun  entweder  um 
jene  allgemeinen  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  oder  aber  um 

1)  Vergl.  hierzu  auch  die  Eröffnungsrede  G.  Schmoller’s  auf  der 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  am  23.-25.  September 
1897  in  Köln  (Schriften  des  Vereins,  Bd.  76,  Leipzig  1898). 


I 

1 

a 


288  A.  WIRMINGHAUS, 

diese,  vorwiegend  dem  engeren  sozialpolitischen  Gebiete  ange- 
hörenden Fragen  handeln,  in  jedem  Falle  hat  die  Wissenschaft 
das  Recht  und  die  Pflicht,  dieselben  in  den  Bereich  ihrer  Forschung 
zu  ziehen,  eine  kritische  Beurteilung  und  Würdigung  dieser  Probleme 
anzustreben  und  auf  Grund  der  obj<iktiv  festgestellten  Thatsachen 
bestimmte  praktische  Vorschläge  zu  formulieren.  Daß  die  Wissen- 
schaft solche  Rechte  und  Pflichten  hat,  dafür  sprechen,  abgesehen 
von  prinzipiellen  Erwägungen  über  die  Aufgaben  unserer  Wissen- 
schaft, deren  unbestreitbare  I-eistungen  und  Erfolge.  Dennoch  ist 
dies  innerhalb  der  Kaufmannschaft  keineswegs  zu  allgemeiner 
Anerkennung  gelangt,  am  wenigsten  bezüglich  derjenigen  Fragen, 
welche  der  zweiten  oben  näher  bezeichneten  Gruppe  von  Interessen 
angehören.  Bezüglich  des  Verhältnisses  des  Unternehmertums  zu 
den  Arbeitern  z.  B.  begegnet  man  nicht  selten  dem  Einwande, 
daß  es  Sache  der  Arbeitgeber  selbst  sei,  mit  ihren  iVrbeitem  fertig 
zu  w^erden,  sich  mit  ihnen  zu  vertragen,  und  daß  ein  Dritter  sich 
in  diese  Dinge  überhaupt  nicht  einzumischen  habe.  Gewiß  giebt 
es  hier  manche  Angelegenheiten  persönlicher  und  privater  Natvu*, 
von  denen  sich  fernzuhalten  die  Wissenschaft  alle  Ursache  hat. 
Das  gedachte  Verhältnis  greift  aber  so  sehr  auf  allgemeine  sozial- 
politische und  wirtschaftliche  Fragen  hinüber,  daß  die  National- 
ökonomie, w^enn  sie  ihre  Aufgaben  erfüllen  will,  sich  doch  das 
Recht  nicht  nehmen  lassen  darf,  in  solchen  Fällen  ein  gewichtiges 
Wort  mitzureden.  Durch  die  Großindustrie  ist  ein  gewaltiges 
Heer  von  Arbeitern  geschaffen  worden,  welche  mit  den  Familien- 
angehörigen einen  sehr  bedeutenden  Bruchteil  der  Bevölkerung 
ausmachen.  Das  Studium  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse dieser  Bevölkerungsgruppe?,  die  Erwägung,  in  welcher 
Weise  die  Forderungen  und  Bestrebungen  dieses  neuen  Standes 
mit  den  Interessen  der  anderen  sozialen  Gruppen  und  dem  Wohle 
der  Gesamtheit  in  Einklang  zu  bringen  sind,  ist  eine  der  wich- 
tigsten wirtschaftlichen  und  nationalen  Fragen  der  Gegenwart  und 
keineswegs  eine  zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
der  einzelnen  Unternehmungen  zu  erledigende  Privatangelegen- 
heit. Leider  w’ird  diese  an  sich  ziemlich  einleuchtende  Thatsache 
von  manchen  kaufmännischen  Kreisen  noch  nicht  genügend  an- 
erkannt. Hierüber  wde  über  so  viele  andere  Fragen  zu  einem 
Einverständnis  zu  gelangen,  ist  aber  unerläßlich,  wenn  das  Ver- 
hältnis der  nationalökonomischen  Wissenschaft  zur  Kaufmann- 
schaft ein  befriedigendes  werden  soll. 
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VI. 

Wenn  nun  auf  der  einen  Seite  vom  Kaufmannstande  eine 
grundsätzliche  Anerkennung  der  wissenschaftlichen  Bestrebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  gefordert 
werden  muß,  so  treten  andererseits  an  den  Fachge- 
lehrten bestimmte  P flichten  heran , deren  Vernachlässi- 
gung ihn  notwendig  in  eine  schiefe  Stellung  zu  den  Interessenten 
bringen  muß,  ganz  besonders  dann,  wenn  es  sich  um  die  oben 
bezeichnete  zw’eite  Gruppe  von  Fragen  handelt.  Daß  diese  Pflichten 
weiser  Vorsicht  und  Zurückhaltung  gegenüber  den  Interessen- 
kämpfen und  dem  Streite  der  Tagesmeinungen  stets  voll  und 
ganz  beobachtet  worden  sind,  kann  nach  meinem  Dafürhalten 
nicht  behauptet  werden,  vielmehr  hat  gerade  das  Vorgehen  und 
die  Haltung  einzelner  Gelehrter  zu  berechtigten  Klagen  und  leb- 
haften Aeußerungen  des  Unwillens  aus  den  Kreisen  des  Kauf- 
mannstandes Anlaß  gegeben  und  letztere  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft  noch  mehr  entfremdet  als  es  ohnehin  schon  der  Fall 
ist.  Ich  will  hier  auf  bestimmte  Vorkommnisse  aus  neuerer  Zeit 
nicht  eingehen,  um  so  weniger  als  sie  mehr  eine  symptomatische 
als  principielle  Bedeutung  haben,  und  überdies  durph  die  der- 
zeitige Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse  mit  beeinflußt  sind. 
Im  allgemeinen  möchte  ich  auf  folgendes  hinweisen. 

So  sehr  es  auch  die  Aufgabe  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft  ist,  zu  Gunsten  der  Arbeitnehmer  sozialpolitische 
Forderungen  aufzustellen,  so  sollte  doch  hierbei  stets  das  Maß 
dessen  inne  gehalten  werden,  was  nach  Lage  der  Verhältnisse 
unter  billiger  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Untemehmer- 
kreise  gefordert  werden  kann.  Nicht  als  ob  solche  notwendige 
oder  wünschenswerte  Reformen,  gegen  welche  diese  I^eise  sich 
sträuben,  darum  zu  unterbleiben  hätten;  wohl  aber  hat  die  Wi^en- 
schaft  die  Pflicht,  deren  Ansichten  und  Einwände  einer  sorgfältigen 
Erwägung  und  Prüfung  zu  unterziehen.  Es  erscheint  dies  geradezu 
selbstverständlich  und  wird  in  dieser  Allgemeinheit  wohl  kaum 
bestritten.  Leider  ist  in  der  Praxis  aber  nicht  selten  hiergegen 
gefehlt  worden.  Nur  zu  leicht  ist  man  auf  seiten  der  Wissen- 
schaft geneigt,  sachlichen  Einwänden  und  Bedenken  aus  kauf- 
männischen Kreisen  die  Behauptung  entgegenzusetzen,  daß  es 
sich  hier  um  „Interessenten“  handele,  die  in  sozialpolitischen  Fragen 

19 


2go  A.  WIRMINGHAUS, 

nie  ein  unparteiisches  Urteil  haben  können  i).  Einzelne  historische 
Thatsachen  eru’eitert  man  gern  zu  dem  allgemeinen  Urteil,  daß 
die  Unternehmer  Verbesserungen  und  Reformen  sozialpolitischer 
Art,  auch  wenn  sie  dieselben  als  zum  Besten  der  Arbeiter  dienend 
anerkennen  müssen,  aus  Gründen  des  eigenen  materiellen  Vorteils, 
aus  Klassenegoismus  bekämpfen  und  zu  hintertreiben  suchen.  Den 
Arbeitern  tritt  man  anders  gegenüber.  Da  diese  in  dem  zweifellos 
oft  vorhandenen  wirtschaftlichen  Gegensatz  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  im  allgemeinen  der  schwächere  Teil  sind 
vielleicht  auch  unter  dem  Eindruck  der  sozialistischen  Lehre  von, 
der  kapitalistischen  Ausbeutung  fühlen  sich  manche  Gelelirte  be- 
rufen, für  diese  Schwächeren  Partei  zu  nehmen  und  dabei  eine 
„Arbeiterfreundlichkeit“  zu  entwickeln,  die  zwar  ihrem  guten 
Herzen,  nicht  immer  aber  der  Wissenschaft  Ehre  macht,  und 
die  für  diese  Wissenschaft  wohl  um  so  weniger  am  Platze  ist, 
als  die  Vertreter  derselben  an  allen  einschlägigen  Fragen  ma- 
teriell nicht  Interessiert  sind,  was  an  sich  ein  Vorteil  ist,  aber 
auch  den  Vorwurf  veranlaßt,  daß  es  leicht  sei,  auf  Kosten  an- 
derer alle  möglichen  und  unmöglichen  Forderungen  zu  stellen. 
Nur  mit  einer  eingehenden,  vorurteilsfreien,  durch  keine  Stim- 
mungen und  Neigimgen  beeinflußten  Würdigung  und  Erwägung 
aller  in  Betracht  kommenden  Thatsachen  und  Bestrebungen 
kann  der  ernsten  Volkswirtschaftslehre  gedient  sein.  Nicht  ge- 
nügend begründete,  durch  Voreingenommenheit  und  Stimmungen 
eingegebene  Forderungen  gewinnen  dadurch  nicht  an  Ansehen, 
daß  sie  in  der  Form  der  Wissenschaftlichkeit  auftreten,  sondern 
können  höchstens  dazu  dienen,  die  nationalökonomische  Wissen- 
schaft in  den  Kreisen  der  Kaufmannschaft  und  darüber  hinaus 
zu  diskreditieren. 

Die  Einseitigkeit  eines  Teils  unserer  sozialpolitischen  Litteratur 
und  der  einschlägigen  Reformbestrebungen  beruht  nun  nicht  zum 
wenigsten  darauf,  daß  den  Trägern  unserer  Volkswirtschaft,  den 

i)  In  dieser  Hinsicht  geht  nach  meinem  Dafürhalten  auch  Gustav 
SCHMOLLER  ZU  weit,  wenn  er  in  seiner  übrigens  sehr  beachtenswerten 
Rektoratsrede  über  „Wechselnde  Theorien  imd  feststehende  Wahrheiten  im 
Gebiete  der  Staats-  und  Sozialwissenschaften  und  die  heutige  deutsche  Volks- 
wnrtschaftslehre“  (Jahrbuch  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  21.  Jahrg.,  S.  1387  ff., 
Leipzig  1897)  die  unparteiischen  akademischen  Lehrer  den  Unternehmern, 
Parlamentariern  und  Publizisten  gegenüberstellt,  welche  im  Gegensatz  zu 
den  Männern  der  Wissenschaft  egoistische  Wirtschafts-  und  Klassen- 
interessen verfolgen. 
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Kaufleuten  selbst  nicht  die  gebührende  Beachtung  geschenkt  wird. 
Während  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter,  ihre  Forde- 
rungen und  Interessen  bändereiche  Abhandlungen  veröffentlicht 
werden,  hält  man  es  nicht  für  erforderlich,  sich  in  ähnlicher  Weise 
auch  über  die  Ansichten,  die  Wünsche,  die  häufig  recht  schwierige, 
verantwortungsreiche  Stellung  der  Unternehmer  zu  unterrichten 
Man  erkennt  zwar  gelegentlich  an,  daß  gerade  sie  es  sind,  welche 
die  wirtschaftlichen  Kräfte  in  Bewegung  setzen  und  dadurch  der 
gesamten  Volkswirtschaft  die  wichtigsten  Dienste  leisten,  aber  man 
vergißt  es  auch  \vieder  und  nimmt  jedenfalls  auf  diese  Thatsache 
und  die  hiermit  im  Zusammenhang  stehenden  Fragen  in  den  wissen- 
schaftlichen Erörterungen  bei  weitem  nicht  die  erforderliche  Rück- 
sicht*). Eine  richtige  Würdigung  des  Unternehmertums  läßt  sich 
nun  freilich  nicht  erreichen,  ohne  zu  diesen  Kreisen  in  engere 
persönliche  Berührung  zu  treten,  denn  aus  Statistiken,  Enqueten 
und  litterarischen  Untersuchungen  allein  ist  diese  Kenntnis  selbst- 
verständlich nicht  zu  gewinnen.  Man  darf  vielleicht  auch  noch 
einen  Schritt  weiter  gehen  und  dem  Verlangen  Ausdruck  geben, 
daß  an  die  Lösung  der  schwerunegenden  Fragen  des  praktischen 
Wirtschaftslebens,  insbesondere  solcher  sozialpolitischer  Art,  nur 
derjenige  herantreten  sollte,  welcher  neben  einer  gediegenen  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  auch  einen  gewissen  Schatz  ernster  Lebens- 
erfahrung und  politischer  Reife  sich  erworben  hat.  Hier  genügt 
nicht  das  in  der  Stille  der  Gelehrtenstube  entwickelte  Talent,  es 
muß  auch  der  feste  Charakter  hinzutreten,  welcher  bekanntlich 

nur  im  Strome  der  Welt  sich  bildet. 

Während  auf  der  einen  Seite  unserem  Kaufmannstande  vor- 
gehalten werden  mußte,  daß  er  sich  um  die  nationalökonomische 
Wissenschaft  wenig  oder  gar  nicht  kümmere  und  von  ihren  Auf- 
gaben und  Leistungen  entweder  gar  keine  oder  doch  eine  unzu- 
reichende, oft  völlig  verkehrte  Vorstellung  habe,  konnte  anderer- 
seits den  Vertretern  unserer  Wissenschaft  der  Vorwurf  nicht  er- 
spart bleiben,  daß  ein  nicht  geringer  Teil  von  ihnen  dem  Kauf- 
mannstande, in  sozialpolitischen  Dingen  speciell  den  Unternehmern 

i)  Als  eine  grundsätzlich  durchaus  berechtigte  Reaktion  gegen  solche 
Einseitigkeit  verdienen  Beachtung  die  Ausführungen  des  Kommerzienrats 
Julius  Vorster  über  die  Leistungen  der  Unternehmer  in  seiner  Arbeit 
„Die  Großindustrie  eine  der  Grundlagen  nationaler  Sozialpolitik  (Vortrag, 
gehalten  in  der  sozialwissenschaftlichen  Studentenvereinigung  in  Halle  a.  S.), 
2.  Autl.,  Jena  1896. 
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der  Großindustrie,  ihrem  Anschauungskreise  und  ihren  Lebens- 
interessen fremd  und  teilnahmlos  gegenüberstehe.  Es  käme  danach 
vor  allem  auf  ein  besseres  gegenseitiges  Sichverstehen  an.  Da 
möchte  ich  nun  noch  auf  einen  Umstand  besonders  hinweisen.  In 
dem  im  Jahre  1873  erschienenen  Aufruf  zur  Gründung  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  wurde  besonders  dem  Wunsche  Ausdruck  ge- 
geben, daß  auf  den  Versammlungen  des  Vereins  namentlich  auch 
zwischen  den  „Männern  der  Theorie  und  der  Praxis“  ein  regel- 
mäßiger Gedankenaustausch  herbeigeführt  und  dal3  dadurch  zu 
einer  Verständigung  beigetragen  werden  möchte.  Diese  Hoffnung 
hat  sich  in  den  verflossenen  25  Jahren  leider  nicht  erfüllt,  und 
gerade  die  letzte  Kölner  Generalversammlung  (1897)  gezeigt, 
daß  man  von  einer  solchen  Verständigung  noch  recht  weit  ent- 
fernt ist.  An  gutem  Willen  hierzu  hat  es  in  den  Gelehrtenkreisen 
nicht  gefehlt.  Wenn  es  trotzdem  nicht  gelungen  ist,  w'enigstens 
eine  Annäherung  herbeizuführen,  so  liegt  dies  nach  meiner  An- 
sicht einmal  daran,  daß  die  Gelehrten  aus  den  früher  dargelegten 
Gründen  es  nicht  recht  verstanden  haben,  auf  die  Anschauungs- 
weise und  den  Standpunkt  der  kaufmännischen  Kreise  in  richtiger 
Weise  einzugehen  und  — ohne  sich  in  sachlicher  Hinsicht  irgend 
etwas  zu  vergeben  — die  nötigen  Rücksichten  zu  üben.  Der 
andere  wichtige  Grund,  vielleicht  der  Hauptgrund  des  Mißlingens, 
ist  aber  die  Teilnahmlosigkeit  der  Kaufleute  gegenüber  der  national- 
ökonomischen Wissenschaft , die  Unbekanntschaft  mit  ihren 
Problemen  und  die  hieraus  folgende  Unfähigkeit,  sich  in  dem 
Hin  und  Her  der  Debatte  zurechtzufinden.  So  drängt  sich  auch 
von  dieser  Seite  die  Notwendigkeit  auf,  daß  die  Kaufmannschaft 
in  Zukunft  zur  Nationalökonomie  in  engere  Beziehung  tritt  und 
mit  dem  Inhalt  dieser  Wissenschaft  sich  vertraut  macht. 


nissen  und  Eigentümlichkeiten  auch  der  fremden  Länder  und 
Völker  entgegenzukommen,  sind  in  erster  Linie  die  großen  r- 
folge  zu  verdanken,  welche  deutscher  Gewerbefleiß  und  deutscher 
Handel  im  Auslande  errungen  und  unser  Vaterland  in  die  Reihe 
der  ersten  Industrie-  und  Handelsstaaten  gestellt  haben.  Unsere 
Kaufleute  dürfen  mit  berechtigtem  Stolze  auf  diese  Erfolge  hin- 
weisen,  die  allerdings  errungen  worden  sind,  auch  ohne  die  national- 
ökonomische Wissenschaft  zu  Hilfe  genommen  zu  haben.  Von 
diesen  Gesichtspunkten  aus  muß  man  es  begreiflich  finden,  wenn 
der  Kaufmann,  welcher  gewohnt  ist,  in  seinen  Handlungen  sich 
vorwiegend  von  Gründen  der  unmittelbaren  Zweckmäßigkeit  leiten 
zu  lassen  und  dessen  gesamte  Anschauungsweise  hierdurch  zum 
mindesten  stark  beeinflußt  wird,  der  Nationalökonomie  bisher  kein 
Interesse  entgegengebracht  hat.  Man  könnte  hier  nun  zwar  den 
Einwand  erheben,  daß  jene  geschäftlichen  Erfolge  vielleicht  noch 
glänzender  gewesen  wären,  wenn  den  Kaufleuten  die  Kenntnis 
der  Grundsätze  und  Lehren  unserer  Wissenschaft  zur  Seite  ge- 
standen hätten,  und  daß  das  Bekanntwerden  mit  ihren  Ergebnissen 
wesentlich  dazu  beitragen  würde,  jene  Erfolge  auch  für  die  Zu- 
kunft sicherzustellen  und  weitere  wirtschaftliche  Siege  zu  er- 
fechten. Thatsächlich  ist  diese  Auffassung  neuerdings  von  ver- 
schiedenen Seiten  mit  Nachdruck  vertreten  worden,  als  es  sich 
darum  handelte,  das  Bedürfnis  einer  Hochschulbildung  für  Kauf- 
leute, insbesondere  die  Notwendigkeit  der  Errichtung  von  Handels- 
akademien nachzuweisen,  deren  wichtigste  Untemchtsgegenstande 
ja  die  verschiedenen  Gebiete  der  Nationalökonomie  bilden  würden. 
Indessen  läßt  sich  eine  solche  Auffassung  doch  nicht  ohne  wesent- 
liche Einschränkung  verteidigen.  Im  allgemeinen  ist  daran 

festzuhalten,  daß  die  Nationalökonomie  keine  Regeln 

für  die  kaufmännische  Praxis  aufstellen  kann  und 
will,  daß  sie  keine  Anleitung  erteilt  für  die  geschäftliche  Thatig- 
keit,  die  Spekulation,  den  Warenvertrieb  etwa  in  dem  Sinne,  daß 
der  Kaufmann  größere  unmittelbare  Erfolge  erwarten  darf,  wenn 
er  sich  mit  den  Lehren  unserer  Wissenschaft  vertraut  gemacht  hat. 

Dies  schließt  indessen  nicht  aus,  daß  einzelne  Gebiete 
der  Nationalökonomie  für  die  privatwirtschaftliche 
Thätigkeit  des  Kaufmanns  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Bedeutung  haben.  Ich  erinnere  in  dieser  Be- 
ziehung an  den  Inhalt  der  Kapitel  von  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und 
Versicherungswesen,  welcher  teilweise  auf  die  Praxis  der  betreffen- 
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Die  wirtschaftliche  und  soziale  Stellung  des  deutschen  Kauf- 
manns ist  mit  vollem  Recht  eine  sehr  angesehene.  An  Unter- 
nehmungsgeist, Thatkraft  und  Kenntnissen  steht  er  mit  seinen 
fremdländischen  Berufsgenossen  mindestens  auf  gleicher  Stufe. 
Seinen  hervorragenden  Eigenschaften : der  Regsamkeit,  dem  Fleiß, 
dem  praktischen  Blick,  der  nicht  geringen  allgemeinen  Bildung 
und  dem  schätzenswerten  Bestreben,  den  wirtschaftlichen  Bedürf- 
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den  Geschäftszweige  hinübergreift.  Die  Kenntnis  der  national- 
okononuschen  Lehren  von  den  Wirtschaftskrisen  ist  wohl  geeignet 
im  gegebenen  FaUe  das  richtige  Verständnis  für  die  Ursachen 
und  Wirkungen  eines  solchen  in  das  private  Geschäftsleben  tief 
einschneidenden  Vorganges  zu  erleichtern.  Der  industrielle  Unter- 
nehrner  wird  ferner  aus  der  Beschäftigung  mit  den  allgemeinen 
sozialpolitischen  Fragen  wertvolle  Fingerzeige  in  Bezug  auf  das 
erhalten  gegenüber  seinen  Arbeitern  entnehmen  können.  Ich 
ennnere  endlich  an  die  nationalökonomischen  Grundbegriffe  vor 
allem  an  die  im  Mittelpunkte  der  Theorie  stehende,  viel  umstrittene 
Lehre  vom  Wert  und  Preis  der  wirtschaftlichen  Güter.  Wenn 
die  Wissenschaft  selbst  sich  von  diesen  letzteren  Fragen  zeitweise 
abgewandt  hat,  — neuerdings  ist  es  mit  Recht  wieder  anders  ge- 
worden — so  beruhte  dies  hauptsächlich  wohl  auf  methodologischen 
und  grundsätzlichen  Erwägungen  ülier  die  Aufgaben  der  Wissen- 
schaft; zum  Teil  hat  aber  jedenfalls  auch  die  Äleinung  hier  mit- 
gespielt,  daß  solche  theoretische  Erörterungen  über  Wert  und 
Preis  der  Guter  praktisch  gar  zu  unfruchtbar  und  nutzlos  seien. 
Ich  kann  diese  Meinung  durchaus  nicht  teilen,  glaube  vielmehr 
daft  gerade  die  Wertlehre  zu  den  wenigen  allgemeinen  wissen- 
schaftlichen Fragen  gehört,  welche  für  die  Praxis  des  Geschäfts- 
ebens  unmittelbare  Bedeutung  haben.  Jede  Beurteilung  thatsäch- 
hcher  Preisverhältnisse,  nicht  minder  auch  jede  praktische  Erwägung 
über  die  voraussichtliche  Gestaltung  des  Warenpreises  in  der  Zu- 
kunft geht  gewissermaßen  durch  ein  allgemeines  theoretisches 
Lrteil  hindurch.  Solche  allgemeine  Grundsätze  legt  sich  der  Kauf- 
mann heute  für  seinen  Privatbedarf  selbst  zurecht;  sie  sind  zweifel- 
los vielfach  richtig,  manchmal  aber  auch  unvollständig,  irrtümlich, 
ja  direkt  falsch.  Hier  könnte  er  aus  der  nationalökonomischen 
Theorie  manchen  Nutzen  ziehen,  auch  aus  ihr  die  Erkenntnis 
schöpfen,  daß  sein  gebräuchlichstes  theoretisches  Werkzeug,  die 
Lelve  von  „Angebot  und  Nachfrage“  zwar  keineswegs  unzweck- 
mäßig ist,  aber  doch  nicht  so  tadellos  und  sicher  arbeitet,  daß 

nicht  einige  Ausbesserungen  und  Vervollkommnungen  angebracht 
Wären.  ® 

,•  U geleugnet  werden,  daß  die  wissenschaft- 

liche Nationalökonomie,  eben  weil  die  kaufmännischen  Kreise  ihr 
bisher  ferngestanden  haben,  in  ihrem  System  insofern  Lücken  zeigt, 
als  gewisse,  dem  Kaufmanne  besonders  naheliegende  Gebiete  nur 
ungenügend  gepflegt  worden  sind.  So  erscheint  die  sogen. 
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Handelsbetriebslehre  berufen,  z.  B.  über  die 

tionen  des  Spediteurs  und  des  Agenten,  das  Eingreifen  des  Ba 

Wesens  in  die  industrielle  Unternehmung,  das  \ erhaltnis  von  Gr 

und  Kleinhandel  u.  a.m.  allgemeineres  Verständnis  zu 

leitende  Gesichtspunkte  aufzustellen,  die  dann 

mann  von  unmittelbar  praktischem  Werte  sein  könnten.  Auch 
müßte  die  ethische  Seite  der  wirtschaftlichen  Thatigkeit,  die^Frage 
Tr  sittifth^^^^^^^^^  des  geschäftlichen  Wettbewerbs,  der 

Bildung  von  Unternehmerverbänden  (Kartellen,  Ringen  u.  s.  w.) 
mehr  afs  bisher  erörtert  werden  M-  Eine  wesentlich  nach  national- 
ScoLmischen  Gesichtspunkten  ausgestaltete  Wirtschaftegeograp^e 

kLnte  dem  Kaufmann  die  allgemeine  f 

und  Konsumtionsbedingungen  der  verschiedenen  Lander  bettach 

üch  erleichtern.  Kurz,  es  giebt  eine  Reihe 

ökonomischer  Gebiete,  welche  für  den  kaufmännischen  Geschäfts- 
betrieb eine  mehr  oder  minder  große  praktische  Bedeutung 

^'"'"^Trotz  alledem  möchte  ich  im  großen  und  ganzen  den  Wert 
der  nationalökonomischen  Kenntnisse  für  die  unmittelbare  Praxis 
des  Geschäftslebens  nicht  besonders  hoch  veranschlagen,  er  tn 
jedenfalls  zurück  gegenüber  der  Bedeutung 

nationalökonomischen  Bildung  für  die  Beurteilung 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Fragen.  An  der 
Gestaltung  der  Handels-  und  Zollpolitik,  der  Eisenbahnpolitik.  des 
Post-  Telegraphen-  und  Fernsprechwesens,  der  Gewerbepohti  , 
der  Steuerpolitik,  insbesondere  auch  des  staatlichen  Finanzwesens 
ist  der  Kaufmann  lebhaft  interessiert.  Und  um  dieses  Intjess 

mit  Nachdruck  und  mit  Umsicht,  aber  auch  f ^ 
ständiger  Berücksichtigung  der  Forderungen  und  Bedürfnisse  ^ 
derer  wirtschaftlicher  Kreise  geltend  zu  machen,  dazu  könnte  ihm 
die  Nationalökonomie,  welche  alle  jene  Gegenstände  in  den  Kreis 
ihrer  Betrachtung  zieht,  die  wertvollsten  Dienste  leisten  Tei  s 
um  diese  seine  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interessen  geltend  zu 
machen,  teils  aber  auch  um  seine  Erfahrungen  ferne  Einsicht 
in  den  Dienst  des  Allgemeinwohls  zu  stellen,  tritt  der  Ka 
als  Mitglied  in  die  Parlamente,  die  Selbstverwaltungsorgane,  die 
Eisenbahnräte,  die  Handelskammern  u.s.w.  ein;  er  wird  von  den 

I)  Vergl.  hierzu  die  bezüglichen  Ausführungen  Viktor  “ 

seiner  oben  schon  angeführten  Schrift  über  die  Handelshochschulen. 
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Regierungen  um  Rat  und  Beistand  angegangen  in  neu  auf- 
tauchenden  Fragen  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung.  Erinnern 
wir  uns  weiter  an  die  schon  früher  hervorgehobene  Thatsache 
dass  die  wissenschaftliche  Nationalökonomie  anerkanntermaßen 
den  Gang  der  Wirtschaftspolitik  entscheidend  beeinflußt  hat,  so 
^ ann  es  doch  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Kenntnis 
jener  Lehren  dem  Kaufmann  durchaus  dienlich  sein  würde  und 
erfreulicherweise  ist  ja,  worauf  ebenfalls  schon  hingewiesen  wurde 

auch  in  weiten  kaufmännischen  Kreisen  diese  Ueberzeugung  zum’ 
Durchbruch  gelangt  i). 

Ich  möchte  ferner  hier  nochmals  auf  das  Gebiet  der  Sozial- 
politik hinweisen.  Angesichts  der  mächtigen  sozialdemokratischen 
Bewegung  pflegt  man  gerne  mit  bewegten  Worten  die  Notwen- 
digkeit zu  betonen,  daß  die  Sozialdemokratie  mit  geistigen  Waffen 
bekämpft  werden  müsse.  Daß  dieser  Kampf  bisher  mit  besonderer 
Lebhaftigkeit  thatsachlich  geführt  worden  ist,  wird  man  nicht  ge- 
rade behaupten  können,  und  namentlich  seitens  des  Kaufmann- 
Standes,  der  doch  mit  den  Arbeiterkreisen  enge  Fühlung  hat  ist 
hienn  noch  recht  wenig  geschehen.  Der  Grund  hierfür  ist  haupt- 
sächlich dann  zu  suchen,  daß  unseren  wirtschaftlichen  Kreisen 
diese  geistigen  Waffen  leider  fehlen.  Sie  wüirden  aber  im  wesent- 


bemerkenswerte,  viel  beachtete  Ausnahme  in  dieser  Hinsicht 
bildet,  wue  es  scheint,  die  Handelskammer  in  Hamburg,  welche  in 
Ihrem  Jahresbencht  für  ,897  (S.  30  f.)  bei  Besprechung  des  Ä^ndelsschuT 
Wesens  die  Auffassung  vertritt,  daß  von  einem  Mangel  an  genügender  theo- 

V " nicht  die  Rede  sein  könne  und  daß 

le  VMtreter  von  Handel  und  Industrie  bei  der  Ausarbeitung  von  Gesetz- 

sS^n  K T Verwaltungsmaßnahmen  mit  fhrer  sachver- 

andigen  Kritik  schon  jetzt  reichlich  gehört  werden.  Folgt  denn  hieraus 

IS?  Wm  jetzt  bereits  eine  aUseitig  befriedigende 

luf  dYr  bestreiten,  daß  eine  solche  Thätfgkeit 

eingehender  wissenschaftlicher  Kenntnisse  auf  dem  Ge- 

Hcher?*'  il'?-  eine  noch  viel  allgemeinere,  gründ- 

hchere  und  fruchtbringendere  sein  würde?  Uebrigens  isLuch  in  afder« 

vroß?"*”^}.?!^  Aeußerung  der  Hamburger  Handelskammer  ein 

^oßer  sachlicher  \\  ert  nicht  beizumessen,  denn  wer  glaubt,  die  Forderung 
heren  theoretischen,  insbesondere  auch  nationalökonomischen  Wissens  füf 

Schaft  n können:  „Die  Handelswissen- 

schaft (!)  ist  eine  rem  empirische  Wissenschaft,  die  sich  nicht  auf  der  Schul- 

ank,  sondern  wesentlich  nur  im  praktischen  Leben  erlernen  läßt“,  der  zeigt 
vorgririrngTuTst!”  """  Verständnis  der  Fragestellufg 
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flehen  der  Nationalökonomie  zu  entnehmen  sein,  da  die  Begründer 
“ ««erarischen  Verdate,  der  -ialdemokraUschen 
auf  deren  Lehren  sich  stützen  zu  können  glauben  Endhch  soU 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  eine  eingehendere  Beschafti^ng 

mit  der  Wirtschaftsgeschichte  und  der  historischen  Entwickelung 
der  nationalökonomischen  Gedankenrichtungen  auch  m den  kauf- 
männischen Kreisen  das  Verständnis  für  die  ,, 

scheinungen  der  Gegenwart  scharfen  und  zu  einer  nc 
digung  neuer  Ideen  und  geistiger  Bewegungen  auf  sozialem  Ge 

biete  beitragen  würde. 

Ich  glLbe  mich  mit  diesen  Einzelhmweisen  begnügen  zu 
dürfen.  Sie  laufen  dahin  zusammen,  daß  die  durch  die  Nationa - 
Ökonomie  vermittelten  theoretischen,  praktischen  und 
Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  Volksivnrtschaft  für  den  Kauf- 
mann wünschenswert,  ja  notwendig  und  unentbehrlich  sind,  w en 
er  in  dem  Wettstreit  der  materiellen  Interessen  und  m dem 
Kampfe  der  Tagesströmungen  seine  Pflichten  voll  und  ganz  aus- 
füllen will,  wenn  er  in  den  die  Nation  durchziehenden  geistigen 
Bewegungen  nicht  der  Geführte,  sondern  em  Führer  sein,  und 
diese  Führung  nicht  den  anderen  gebildeten  Volkskreisen  dem 
Beamtenstande,  den  Schriftstellern,  der  Presse  ganz  >^berlassen 
will.  Gewiß  wäre  es  eine  Einseitigkeit,  wenn  man  behaupte 

wollte,  daß  die  nationalökonomische  Wissenschaft  hier  al  ein  1 

Frage  käme.  Abgesehen  von  der 

gung  auch  mit  anderen  Fachdisciplinen,  namentlich  der  Rechts 
fehYe  handelt  es  sich  ferner  um  eine  Hebung  der  allgemeinen 
Büdlg,  und  dies  um  so  mehr,  als  sich  die  Bildungsstufe  aUer 
anderen  Volkskreise  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  unzweifelhaft 

~i)  Wie  sehr  die  Notwendigkeit  der  Verbreitung 
nisse  in  den  Kreisen  des  Kaufmannstandes  heute  noch  verkannt  wird,  zeigt 
msse  in  aen  ^ CT^TTMXf  «releirentlich  der  Verhandlungen  des 

Unglück  stürzen  würden.  Er  sagte  u.  a.  (a.  a O.  S 82)  ,,Wenn  n 

die  jungen  Assessoren  bezw.  die  j^gen  von  Brentano, 

vo„'schc...G«.tz 

aufnehmen,  dann  ist  für  sie  alles  verloren  (!),  dann  steuern  wir  geradeswegs 
in  die  Sozialdemokratie  hinein“  (!). 
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beträchtlich  gehoben  hat.  Während  aber  in  dieser  Beziehung 
innerhalb  des  Kaufmannstandes  ebenfalls  Fortschritte  gemacht 
werden  sind,  ist  für  die  Einführung  nationalökonomischer  Kennt- 
nisse in  die  kaufmännischen  Kreise  leider  so  gut  wie  gar  nichts 

\rctwk  ^®"halb  erschien  es  geboten,  mit  besonderem 

Aachdrack  auf  diese  Notwendigkeit  hinzuweisen. 

Die  Mittel  und  Wege,  um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  sollen 
sogleich  erörtert  werden.  Vorher  möchte  ich  nur  noch  einen  Ein- 

Vorliebe  den  auf  die  Hebung  der  wissen- 
schafthchen  Ausbildung  des  Kaufmannes  gerichteten  Bestrebungen 
entgegengehalten  wird.  Es  sei,  so  sagt  man,  eine  Verkennung 
der  thatsaclilichen  Bedürfnisse,  eine  große  Einseitigkeit  die  Ver^ 
mehrung  des  „Wissens“  in  den  Vordergrund  zu  stellen-  es 
komme  beim  Kaufmann  vor  allem  auf  das  „Können“  an.  Hier 
tritt  uns  der  alte  Widerstreit  von  „Theorie“  und  ..Praxis“  entgegen 
ein  Gegensatz  welcher,  wie  oft,  so  auch  im  vorliegenden  Falle 
unsthch  geschaffen,  sachlich  aber  durchaus  nicht  vorhanden  ist 
Das  wahre  M issen  steht  mit  dem  wahren  Können  durchaus  nicht 
im  Miderspimch,  sondern  beide  ergänzen  sich  gegenseitig.  Der 
\ahrhaft  gebildete  Kaufmann  ist  durch  sein  Wissen  nicht ^für  die 
I^raxis  unbrauchbar“  gemacht,  sondern  erscheint  vornehmlich  be- 
fen,  das  Ansehen  und  den  Einfluß  seines  Standes  gegenüber 
den  anderen  sozialen  Klassen  der  Bevölkerung  zu  hebeS  und  zur 
Geltung  zu  bnngen.  Von  denjenigen  Kaufleuten,  welche  gegen- 
über dem  Drange  des  Volkes  nach  Steigerung  der  Bildung  diese 
Bildungsmittel  m ihrem  Werte  herabzusetzen  und  für  ihren  eigenen 
emf  als  minder  wichtig  gegenüber  dem  Können  hinzuslellen 
suchen,  we  che,  statt  selbst  mit  fortzustreben,  das  Streben  der  an 

? venverfen,  kann  „.an 

gen  Sie  wissen  nicht,  was  sie  thun!  Allerdings  sind  auch  hier 

Sm  W^  ausgeschlossen,  darf  das  Können  gegenüber 

m Wissen  nicht  vernachlässigt  werden.  Diese  Gefahr^ ist  in- 

. ationalokonomie,  der  gegenüber  es  sich  nicht  darum  handelt 
tat  3 ® ™ “'»Aaupt  erst  etwas  ge- 


VIII. 

Verschiedenartig  sind  die  Mittel  und  '.Vege 
welche  zur  Belebung  des  Interesses  an  der  National- 
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Ökonomie  und  zur  Einführung  der  Lehren  dieser 
Wissenschaft  in  die  kaufmännischen  Kreise  otte 
Ihen.  verschiedenartig  namentlich  insofern,  als 
einerseits  durch  Selbststudium,  ^«^dererseits  durch  s c hu 
gerechte  Unterweisung  vermittelt  werden  können 
fend  das  Selbststudium  vorwiegend  für  die  alteren,  r ^ 

mente  des  Kaufmannstandes  in  Betracht  kommt,  wird  fu^ 
heranwachsende  Geschlecht  ein  planmäßiger  Untemch 

Unzweifelhaft  ist  die  Selbsterlernung 
mancherlei  Schwierigkeiten  und  Nachteilen  verbunden.  Amht^^^^ 
Unrecht  schätzt  man  im  allgemeinen  die  Kenntnisse  des  Autc^ 
dakten  für  minder  gediegen  und  umfassend  als  d'«  des  PHnmaßig 

Unterxviesenen.  und  zwar  gilt  dies  mehr  °der  ™mder  ^ 
zelnen  Gebiete  sowohl  der  realen  Wissenschaften  als  auch  der 

Geisteswissenschaften.  Immerhin  giebt  es 

zwar  sind  nach  meinem  Dafürhalten  gerade  in  dem  Verhältnis  d 
Kaufmannschaft  zur  Nationalökonomie  d^^  Schuneng  m en 
Selbststudiums  weit  weniger  groß.  Der  Kaufmann  ^n^ 
seine  Stellung  im  wirtschaftlichen  Leben  in  so  vieler  Beziehung 
in  unmittelbare  Berührung  zu  den  von  der  Nationalökonomie  - 
handelten  Gegenständen,  vor  allem  wird  ihm 

praktische  Thätigkeit  das  Verständnis  und  die  ’^'^^tige  Auffa^ 
der  zu  behandelnden  wissenschaftlichen  Probleme  so  sehr  erleic 
tert  daß  demgegenüber  der  Mangel  an  Methodik  und  wiyen- 
scZ^fSer  Schulung  wesentlich  zurücktritt.  Daß  gerade  diese 
praktische  Erfahrung  für  das  Studium  der  Nadonalökono^^ 
Lrtvoll  ist.  wird  gewiß  jeder  Univer^tätslehrer  g^rne  bestätige^ 
welcher  an  seinen  Studenten  die  Erfahrung  gemacht  hat 
schwer  es  ist,  denjenigen  unter  ihnen,  welche  dem 
Leben  bisher  gänzlich  fern  gestanden  haben  - und  das  ist  g 
wöhnlich  die  Mehrzahl  - ein  allseitiges  Verständnis  der  national- 
ökonomischen Fragen  zu  vermitteln.  c ^ ä;.im  in  den 

Leider  ist  nun  aber  der  Trieb  zum  Selbststudium  in  den 

kaufmännischen  Kreisen  in  dem  hier 

wendigen  Maße  allgemein  noch  nicht  ^^an'äen.  Charaklen«^^^ 
ist  in  dieser  Beziehung  das  mangelnde  1"'"®  , 

Bücherbesitz,  unter  dem  übrigens  auch  “"j,,’. 

empfindlich  leidet,  und  zwar  um  so  mehr,  als  es  a „„ 

habenden  Elemente  der  Bevölkerung  im  Gegensatz  zu  den  anderen 
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wJhr.  h”  ' u B“*erkauf  femhalten  ■) 

S aTLrfT  “"«igo"  lindern  - ich  erinnere  nament- 

fh  t SL  R 7 “'■»^''-eretändlich  anaieht, 

ch  in  den  Besitz  einer  ^ten  wissenschaftlichen  Bibliothek  zu 

^erTall' ld"h  l^der  ganz  und  gar  nicht 

der  Fall,  und  bezeichnenderweise  finden  gerade  auch  die  national- 

einen°  übe  " kaufmännischen  Kreisen  nur 

Tmit  heb  . f ""7"  durchaus  nicht 

tZ  'I  " Bildungsniveau  der  Kauf- 

leute anderer  Lander  ein  wesentlich  höheres  ist  — Sitte  und  Ge 

wohnheit  wirken  hier  mit  - so  kann  es  doch  wohl  keinem  zteTfel 
unterliegen,  daß  unter  unseren  Verhältnissen  in  erster  Linie  durch 
Steigerung  des  wissenschaftlichen  Interesses,  welche  ihrerseits 

maL?f?7  V ßddung  in  den  Kreisen  der  Kauf- 

mannschaft zur  Voraussetzung  hat,  das  Bedürfnis  nach  dem  Lesen 
guter  Bücher  gefördert  werden  muß. 

Diese  Hebung  der  allgemeinen  Bildung  kann  aber 
auf  die  Dauer  und  ivirksam  nur  durch  Erweiterung  des 
Schulbesuches  für  das  heranwachsende  Geschlecht  Erzielt 
werden  Schon  an  früherer  Stelle  ist  darauf  hingewiesen  worden 
wie  notwendig  eine  Vermehrung  der  schulmäßigen  Kenntnisse 
angesichts  der  gehobenen  Bildung  aller  anderen  Volkskreise  that- 
sach lieh  ist.  Wenn  der  Großkaufmann  heute  wohl  von  jedem 

\rrr  '7  Zeugnisses  zum  einjährig  - fi-eiwiUigen 

Iditardienst  verlangt,  so  ergiebt  sich  schon  hieraus  für  ihn  das 
Erfordernis,  semerseits  über  dieses  Ziel  hinauszustreben.  Unzweifel- 
haft sind  in  dieser  Hinsicht  gerade  in  den  letzten  Jahrzehnten 
auch  schon  greuliche  Fortschritte  erzielt  worden.  Die  Zahl  der 
angehenden  Kaufleute,  welche  das  Abiturientenexamen  auf  einer 

1)  In  dem  Jahresbericht  der  H a n d e I sk  a m m r ■ 

heiß,  es:  „Büche,  g,h»„„  in 

sn  den  L™.usar.,keln  al.  sn  den  unentbehrlichen  Bestandteilen  der  Hanslic" 
keit  ....  Es  ist  zweifellos,  daß  ein  sehr  großer  Teil  der  SrhnlH  f a- 
mangelhafte  Verbreitung  auch  guter  Bücher  an  den  LLgen  St  Welche 
unendliche  Menge  Zeit  wird  täglich  und  wöchentlich  hierfür  geopfert  • wel- 
cher Gewinn  wäre  es.  wenn  nur  die  Hälfte  dieser  Zeit  ’ 
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neunjährigen  höheren  Schule  ‘)  ablegen,  ist  wesentlich  gestiegen, 
jedoch  verhältnismäßig  noch  immer  sehr  gering.  Hier  vornehm- 
lich ist  eine  Besserung  wünschenswert  und  wohl  auch  zu  erwarten. 
Aber  auch  die  Schulen  selbst  können  zur  Belebung  des  Bildungs- 
triebes mitwirken  und  vielleicht  noch  mehr  als  dies  bisher  schon 
geschehen  ist,  wenn  besondere  Rücksicht  darauf  genommen  wird, 
daß  unsere  Schulen  nicht  allein  dazu  bestimmt  sind,  der  Jugend 
positive  Kenntnisse  zu  vermitteln,  sondern  auch  den  Sinn  für  die 
Wissenschaften  zu  wecken  und  ihr  die  Neigung  für  das  selbst- 
ständige Weiterlernen  im  späteren  Leben  einzuimpfen.  Von  dieser 
Hebung  der  allgemeinen  Bildung  und  des  Bildungstriebes  ver- 
spreche ich  mir  auch  für  das  anzustrebende  engere  Verhältnis  der 
Kaufmannschaft  zur  Nationalökonomie  manches  Gute.  Mit  Rück- 
sicht auf  jene  Aufgabe  der  Schule  erscheint  mir  auch  der  vielfach 
bekämpfte  Vorschlag  der  Einführung  der  Grundsätze  der  National- 
ökonomie (und  der  Rechtswissenschaft)  in  den  Lehrplan  der  all- 
gemeinen höheren  Unterrichtsanstalten  wohl  erwägenswert.  Wenn 
Lch  die  dadurch  zu  erzielenden  Ergebnisse  an  positiven  Fach- 
kenntnissen immerhin  nur  gering  sein  mögen,  so  würde  diese 
Unterweisung  doch  dahin  führen,  das  Interesse  an  unserer  Wissen- 
schaft zu  wecken  und  zum  späteren  Selbststudium  anzuregen. 
Unsere  Handelsschulen  und  kaufmännischen  Fortbildungsschulen, 
welche  den  Anfangsgründen  der  Nationalökonomie  großenteils 
schon  jetzt  einige  Beachtung  schenken,  sind  natürlich  ebenfalls 

und  erst  recht  berufen,  hier  mitzuwirken. 

Ist  erst  der  Trieb  zum  Selbststudium  mehr  als  bisher  geweckt 
worden,  so  wird  auch  der  Nutzen  für  unsere  Wissenschaft  nicht 
ausbleiben.  Freilich  liegt  der  Erfolg,  wenn  er  auf  diesem  Wege 
errungen  werden  soll,  noch  in  einiger  Ferne,  und  es  verdient  da- 
her erwogen  zu  werden,  ob  es  nicht  möglich  ist,  unserem  Ziele 
schon  jetzt  etwas  näher  zu  kommen.  In  der  That  scheint  mir 
dies  keineswegs  aussichtslos  zu  sein.  Es  wird  sich  hierbei  darum 
handeln,  mit  den  Bestrebungen  zur  Belebung  des  Interesses  an 
der  Nationalökonomie  in  den  Kreisen  der  Kaufmannschaft  un- 
mittelbar an  die  Oeffentlichkeit  heranzutreten  und  zunächst  in  den 


I)  Die  Meinungsverschiedenheiten  hinsichtlich  der  Wertschätzung  der 
klassischen  und  der  realen  Bildung  auf  dem  Gebiete  des  höheren 
Schulviresens  dürfen  als  für  unsere  Frage  nebensächlich  hier  außer  Betracht 

bleiben. 
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I . größeren  Städten  mit  starker  kaufmännischer  Bevölkerung 

wissenschaftliche  Vorträge  von  Fachgelehrten  zu 
^ veranstalten,  welche  das  gesamte  Gebiet  der  Nationalökonomie 

I planmäßig  zu  behandeln  hätten.  Es  käme  hierbei  weit  weniger 

auf  eine  eingehende,  erschöpfende  Behandlung  der  Materie  als 
I vor  allem  darauf  an,  Anregung  zum  Selbststudium  zu  bieten  und 

auf  den  reichen  Schatz  der  litterarischen  Hilfsmittel  hinzuweisen. 
In  dieser  Beziehung  scheinen  mir  die  einzelnen  Versuche,  welche 
,,  in  verschiedenen  Städten  mit  solchen  Vorträgen  schon  gemacht 

worden  sind,  so  freudig  und  anerkennend  sie  an  sich  auch  begrüßt 
werden  müssen,  noch  nicht  völlig  das  Richtige  getroffen  zu  haben, 
j ; Als  eine  wertvolle  Ergänzung  zu  solchen  Vorträgen  würde  ich  es 

I I ansehen,  wenn  daneben  — vielleicht  aber  auch  selbständig  — 

■ volkswirtschaftliche  Diskussionsabende  ins  Leben  ge- 

I rufen  würden  mit  dem  Zwecke,  auf  Grund  eines  kurzen,  aber  ge- 

I diegenen  wissenschaftlich  gehaltenen  Berichts  je  einen  bestimmten, 

j ij  dem  kaufmännischen  Gesichtskreise  näher  liegenden,  gegebenen- 

f falls  auch  der  aktuellen  Bedeutung  nicht  entbehrenden  national- 

1 ökonomischen  Gegenstand  zu  erörtern,  um  dadurch  unter  den 

I Kaufleuten  das  Interesse  an  solchen  Fragen  zu  erwecken,  gleich- 

. zeitig  aber  auch  ihnen  zu  zeigen,  wie  dieselben,  losgelöst  von 

: einem  bestimmten  Partei-  und  Interessenstandpunkt,  objektiv  be- 

Jj  handelt  werden  können.  An  gelungenen  Versuchen  in  dieser 

f Hinsicht  fehlt  es  nicht;  leider  sind  sie  aber  bisher  sehr  vereinzelt 

I geblieben.  Durch  solche  Veranstaltungen  würde  gleichzeitig  unseren 

I Fachgelehrten  eine  gute  Gelegenheit  geboten,  sich  über  die  An- 

schauungen und  Stimmungen  unserer  kaufmännischen  Kreise  zu 
unterrichten,  was  schon  früher  von  mir  als  dringend  wünschens- 
wert bezeichnet  wurde. 

Wesentlich  erleichtert  wdrd  das  nationalökonomische  Selbst- 
studium durch  den  großen  LTmfang  der  einschlägigen  Litteratur, 
die  so  reichhaltig  ist,  daß  auf  der  anderen  Seite  wieder  ohne  ent- 
sprechende Anleitung  von  dem  Autodidakten  leicht  fehlgegriffen 
w'erden  kann,  und  eben  deshalb  sind  jene  orientierenden  Vorträge 
wie  schon  bemerkt  von  großem  Werte.  Mir  will  übrigens  scheinen, 
daß  trotz  des  Vorhandenseins  mancher  guter  deutscher  Lehrbücher 

Iein  leichtfaßlicher,  den  wissenschaftlichen  Standpunkt  festhaltender, 

daneben  aber  doch  auch  dem  Gedankenkreise  des  Kaufmannes 
Rechnung  tragender  Leitfaden  der  Nationalökonomie  sehr  erwünscht 
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sein  würde.  In  dieser  Beziehung  bietet  uns  die  ausländische  Lit- 
teratur einige  nachahmungswerte  Vorbilder^). 

IX. 

So  wichtig  nun  aber  auch  das  Selbststudium  sein  mag,  so 
sehr  auch  anerkannt  w^erden  muß,  daß  dasselbe  für  w^eite  kauf- 
männische Kreise  allein  in  Betracht  kommen  kann,  bleibt  es  doch 
immerhin  nur  ein  Aushilfsmittel,  w^elchem  gegenüber  der  plan- 
mäßige, schulgerechte  Unterricht,  wie  er  den  angehen- 
den jungen  Kaufleuten  zu  wünschen  ist,  unzweifelhaft  große  Vor- 
züge besitzt.  Hier  ist  nun  vor  allem  daran  zu  erinnern,  daß  an 
unseren  Universitäten  (in  wesentlich  bescliränkterem  Umfang 
auch  an  unseren  technischen  Hochschulen)  die  Nationalökonomie 
eifrig  gepflegt  und  in  der  Regel  durch  mehrere  Lehrstühle  \er- 
treten  ist.  Es  liegt  daher  nahe,  unseren  jungen  Kaufleuten  den 
Besuch  der  Universitäten  zu  empfehlen,  um  so  mehr  als  sie  dort 
auch  Gelegenheit  finden  wmrden , juristische,  historische,  natur- 
wissenschaftliche und  andere  ihrem  Bedürfnis  und  ihrer  Neigung 
entsprechende  Vorlesungen  zu  hören.  Und  in  der  That  hat  dieser 
Universitätsbesuch,  der  übrigens  vereinzelt  auch  heute  schon  vor- 
kommt, gewisse  Vorzüge.  Die  jungen  Kaufleute  würden  alsdann 
ihre  Studien  gemeinsam  mit  den  angehenden  Beamten,  Land- 
wirten und  sonstigen  Berufsangehörigen  betreiben,  wodurch  ihnen 
Gelegenheit  geboten  w^äre,  mit  anderen  gebildeten  Elementen  in 
Berührung  zu  treten  und  durch  den  \ erkehr  mit  diesen  ihren 
Gesichtskreis  nach  vielen  Richtungen  hin  zu  erw^eitem,  wie  auch 
andererseits  den  Vertretern  der  gelehrten  Berufe  hierdurch  Anlaß 
gegeben  w^äre,  sich  mit  den  Anschauungen  des  Kaufmannstandes 
vertrauter  zu  machen.  Diese  wechselseitige  Berührung  ist  von  nicht 
geringem  ideellen  Werte,  denn  sie  würde  mit  dazu  beitragen,  den 
engherzigen  Kastengeist  zu  bekämpfen  und  den  Boden  gemein- 
samen Denkens  und  Empfindens  in  unseren  gebildeten  Kreisen 

I)  Das  einzige  bekannte  deutsche  Lehrbuch,  welches  ausgesprochener- 
maßen auch  dem  Kaufmanne  dienen  will,  ist  das  Werk  von  Wilhelm 
Roscher,  „System  der  Volkswirtschaft.  Ein  Hand-  und  Lesebuch  für  Ge- 
schäftsmänner und  Studierende.“  Bei  aller  Anerkennung  der  hervorragenden 
Bedeutung  des  Verfassers  und  der  mancherlei  Vorzüge  des  Buches  kann 
aber  nicht  geleugnet  werden,  daß  dasselbe  zur  Einführung  der  Kaufleute  in 
unsere  Wissenschaft  ganz  besonders  ungeeignet  ist. 
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zu  ebnen,  Auch  das  nationalökonomische  Studium  selbst  könnte 
durch  den  Hinzutritt  der  jungen  Kaufleute,  von  denen  voraus- 
gesetzt werden  müßte,  daß  sie  sich  vorher  bereits  in  ihrem  prak- 
tischen Berufe  bethätigt  haben,  nur  gewinnen ; und  namentlich  würde 
auch  der  Kreis  der  Teilnehmer  an  den  nationalökonomischen  und 
staatsvn'ssenschaftlichen  Seminaren,  in  denen  zur  Zeit  je  nach  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Universität  die  angehenden  Juristen 
und  Landwirte  überwiegen,  durch  die  kaufmännischen  Mitglieder 
ein  umfassenderer,  in  seiner  Zusammensetzung  mannigfaltigerer 
und  darum  auch  noch  anregenderer  werden.  Man  darf  es  als  den 
Anfang  einer  erfreulichen  Entwickelung  nach  der  hier  ange- 
deuteten Richtung  hin  betrachten,  daß  neuerdings  an  der  Univer- 
sität Göttingen  im  Anschluß  an  das  Seminar  für  Versicherungs- 
wissenschaft Fürsorge  getroffen  worden  ist,  um  auch  die  an- 
gehenden Kaufleute  für  die  nationalökonomischen  Studien  zu  ge- 
winnen, und  zwar  durch  Einrichtung-  besonderer  Vorlesungen  über 
Theorie  und  Praxis  des  Bank-  und  Börsenwesens,  Technik  des 
Zollwesens,  Eisenbahntarifwesen,  Technik  des  Welthandels  u.  a.  m. 

Manche  gegen  das  Universitätsstudium  der  jungen  Kaufleute 
erhobenen  Bedenken;  die  Gefahren  des  Kneipenlebens,  die  Aus- 
bildung eines  gevässen  Gelehrtendünkels  u.  s.  w.  sind  nach  meinem 
Dafürhalten  nicht  sehr  wesentlich  und  widerlegen  sich  teilweise 
schon  durch  den  Umstand,  daß  unsere  Landwirte  bereits  seit  Jahr- 
zehnten mit  bestem  Erfolge  an  dem  Universitätsstudium  sich  be- 
teiligen. Die  Auffassung,  als  ob  unsere  Universitäten  einseitig 
der  reinen  Wissenschaft  huldigen  und  keine  genügende  Rück- 
sicht auf  die  künftige  praktische  Berufsthätigkeit  des  Studenten 
nehmen,  ist  ebenfalls  nicht  zutreffend.  Gerade  dieser  letztere  Ge- 
sichtspunkt der  praktischen  Verwendbarkeit  der  wissenschaftlichen 
Studien  ist  auf  unseren  Hochschulen  in  allen  Fakultäten  immer 
mehr  in  den  Vordergrund  getreten.  Und  wie  sich  die  Hoch- 
schulen in  mehrfacher  Beziehung  schon  neueren  Erfordernissen 
des  praktischen  Lebens  angepaßt  haben,  so  würden  sie  auch, 
wenigstens  in  gewissem  Umfange,  imstande  sein,  den  Bedürf- 
nissen des  Studiums  der  jungen  Kaufleute  Rechnung  zu  tragen. 
Als  Beweis  hierfür  darf  wiederum  auf  Göttingen,  sowie  neuerdings 
auch  auf  Leipzig  *)  verwiesen  werden. 


i)  Die  Einrichtung  der  im  Februar  1898  gegründeten  ..Handelshoch- 
schule“ zu  Leipzig  kommt  im  wesentlichen  darauf  hinaus,  daß  den  angehen- 
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Dagegen  ist  das  Bedenken  nicht  von  der  Hand  zu  weisen, 
daß  die  kaufmännischen  Studenten  in  den  kleineren  Universitäts- 
städten der  Vorteile  entbehren,  welche  der  Aufenthalt  in  einer 
großen  Industrie-  und  Handelsstadt  für  die  unmittelbare  An- 
schauung des  wirtschaftlichen  Lebens  und  die  engere  Berührung 
mit  der  Praxis  gewährt,  und  daß  sie  ferner  dort  leicht  der  Gefahr 
ausgesetzt  sind,  von  ihren  Kommilitonen  als  minderwertig,  als 
Studenten  zweiten  Ranges  angesehen  zu  werden.  Andererseits 
ist  von  den  bedeutenden  Universitäten  unserer  Großstädte  mit 
Rücksicht  auf  ihre  überreichlichen  sonstigen  Aufgaben  kaum  zu 
erwarten,  Haß  sie  den  kaufmännischen  Studenten  ein  besonderes 
Interesse  zuwenden.  Dieses  letztere  Bedenken  dadurch  zu  vermeiden, 
daß  an  den  großstädtischen  Universitäten  besondere  Handels- 
hochschulen im  Anschluß  an  die  Universitäten,  d.  h. 
unter  Heranziehung  der  dortigen  Lehrkräfte , errichtet  werden, 
kann  ich  nicht  als  eine  glückliche  Lösung  der  Frage  ansehen, 
denn  dabei  liegt  die  Gefahr  vor,  daß  die  kaufmännischen  Studenten 
nicht  voll  zu  ihrem  Rechte  kommen.  Ihre  wissenschaftliche  Er- 
ziehung und  Ausbildung  ist  zu  wichtig,  erfordert  auch  d^  Interesse 
der  Lehrer  an  diesem  Ziele  in  solchem  Maße,  daß  es  nicht  zweck- 
mäßig erscheint,  die  nationalökonomischen  Vorlesungen  an  solchen 
Anstalten  einem  Universitätsprofessor  im  Nebenamte^  zu  über- 
tragen. Demgegenüber  -würde  der  wirkliche  Universitätsbesuch 
der  jungen  Kaufleute,  welche  mit  in  die  Reihe  der  anderen  Stu- 
denten eintreten,  doch  noch  vorzuziehen  sein. 

Unter  solchen  Umständen  verdient  der  zur  Zeit  vielfach  be- 
fürwortete Gedanke  der  Errichtung  völlig  selbständiger 
Handelshochschulen  (Handelsakademien)  ganz  be- 
sondere Beachtung.  Dieser  Weg  würde  alle  die  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  beseitigen,  welche  mit  den  anderen,  bisher  erörterten 
Vorschlägen  mehr  oder  minder  verbunden  sind.  Aus  den  oben 
angeführten  Gründen  könnte  als  Sitz  einer  solchen  Handelsakademie 
nur  eine  große  Industrie-  und  Handelsstadt  in  Betracht  kommen, 
und  zwar  zweckmäßig  eine  solche,  welche  Hochschulen  irgend 
welcher  Art  noch  nicht  besitzt.  An  derartigen  selbständigen  An- 
stalten ist  es  möglich,  durch  entsprechende  Einrichtung  des  Lehr- 
den Kaufleuten  und  Handelsschullehrem  Gelegenheit  gegeben  wird,  die  an 
der  dortigen  Universität  gehaltenen  volkswirtschaftlichen,  juristischen,  tech- 
nischen und  allgemein  bildenden  Vorlesungen  zu  besuchen. 

2C 


3o6 


A,  WIRMIN(rHAUS, 


plans,  der  Lehrgegenstände  und  des  Anschauungsmaterials  (Handels- 
museum !)  völlig  den  besonderen  Bedürfnissen  des  Kaufmanns  Rech- 
nung zu  tragen,  und  namentlich  auch  neben  der  Nationalökonomie^) 
alle  diejenigen  Disciplinen  zu  berücksichtigen , welche  für 
die  kaufmännische  Praxis  von  Wichtigkeit  sind.  Von  den 
juristischen  Fächern  gehören  vor  allem  hierher  die  Elemente  des 
Privatrechts,  das  Handels-  und  Wechselrecht,  das  Gewerberecht, 
das  Seerecht,  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht.  Als  weitere 
Unterrichtsgegenstände  kommen  unter  anderem  in  Betracht : 
Mathematik,  Chemie,  Physik  (insbesondere  chemische  und  mecha- 
nische Technologie),  Mineralogie,  Metallurgie,  Warenkunde,  fremde 
Sprachen,  praktische  Hebungen  in  der  Buchführung  und  Korrespon- 
denz. Bei  solchen  Unterrichtsgegenständen  würde  übrigens  der 
Besuch  einer  Handelsakademie  nicht  allein  für  die  Kaufleute, 
sondern  auch  für  die  künftigen  Beamten  des  Finanz-,  Eisenbahn- 
und  Postfaches,  des  Konsulats-  und  Kolonialdienstes,  für  Gewerbe- 
räte u.  s.  w.  von  großem  Werte  sein.  Es  würde  diesen  Beamten- 
kategqrien,  für  welche  die  Einführung  in  die  genannten  national- 
ökonomischen,  rechtswissenschaftlichen  und  technischen  Gebiete 
ein  dringendes  Bedürfnis  ist,  die  Möglichkeit  geboten,  das  jetzige 
Selbststudium  durch  planmäßige  handelsakademische  Bildung  bezw. 
das  Universitätsstudium  zum  Teil  durch  den  Besuch  der  Akademie 
zu  ersetzen.  Letztere  würde  außerdem  die  berufene  Anstalt  für 
die  Ausbildung  von  Handelsschullehrern  sein,  für  welche  bis 
jetzt  bei  uns  im  Deutschen  Reiche  nur  in  ungenügender  W^eise 
Sorge  getragen  ist^). 

Wenn  es  hier  auch  nicht  meine  Aufgabe  ist,  über  Einzel- 
heiten der  für  die  Handelsakademie  zu  erstrebenden  Einrichtungen 
mich  auszusprechen,  so  möchte  ich  doch  nicht  unbemerkt  lassen, 
daß  auf  den  Handelsakademien,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  jeden- 
falls nur  kurz  bemessene,  etwa  2 Jahre  betragende  Besuchszeit 
ein  fester  Lehrplan  eingeführt  und  weiterhin  auf  die  seminaristischen 

1)  Mit  den  in  Abschnitt  VII  angedeuteten  Erweiterungen  dieser  Wissen- 
schaft und  den  an  der  Universität  Göttingen  bereits  berücksichtigten  Dis- 
ciplinen der  Wirtschafts-  und  Verkehrstechnik. 

2)  Vergl.  hierzu  das  Gutachten  der  Handelskammer  zu  Köln  über  die 
Errichtung  einer  Handelsakademie  in  der  Rheinprovinz  (abgedruckt  in  den 
früher  angeführten  Verhandlungen  des  rheinischen  Provinziallandtages, 
S.  28  ff.,  sowie  im  Jahresbericht  der  Kölner  Handelskammer  für  180V 
S.  35  ff.). 
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Uebungen  im  Gegensatz  zu  den  freien  Vorlesungen  ein  besonderer 
Nachdruck  gelegt  werden  müßte , damit  die  jungen  Leute  bei 
gutem  Willen  ihre  Zeit  zweckentsprechend  ausnutzen  können. 
Die  akademische  Lernfreiheit  auf  den  Universitäten  hat  gewiß 
ilire  großen  Vorzüge,  und  sie  darf  keinesfalls  verkümmert  werden ; 
bei  der  Handelsakademie  wäre  indessen  eine  straffere  Methode 
wohl  angemessen. 

Als  Vorbedingung  für  den  Eintritt  in  eine  Handelsakademie 
und  ebenso  für  den  Besuch  der  Universitäten  seitens  der  jungen 
Kaufleute  wird  das  Bestehen  des  Abiturientenexamens  auf  einer 
neunklassigen  höheren  Schule  zu  gelten  haben,  weil  anderenfalls 
ein  allseitig  befriedigender  Nutzen  von  dem  Besuch  der  Handels- 
akademie im  allgemeinen  nicht  zu  erhoffen  sein  und  überdies  das 
Ansehen  derselben  gegenüber  den  anderen  Hochschulen  leiden 
würde,  was  schon  im  Interesse  der  Gewinnung  geeigneter  Le^- 
kräfte  vermieden  werden  müßte.  Jenes  Erfordernis  schließt  in- 
dessen keineswegs  aus,  ja  verlangt  vielmehr  als  zur  Zeit  not- 
wendige Ergänzung,  daß  auch  den  nicht  mit  dem  Abitunenten- 
zeugnis  versehenen  jungen  Kaufleuten  der  Besuch  der  Akademie 
als  Hospitanten  gestattet  sein  muß,  ebenso  wie  dies  bei  den 
Universitäten  zur  Zeit  schon  der  Fall  ist.  Je  mehr  in  den  Kreisen 
des  Kaufmannstandes  die  Notwendigkeit  erhöhter  allgemeiner 
Bildung  anerkannt  wird,  je  mehr  diejenigen  jungen  Leute,  welche 
späterhin  leitende  Stellungen  in  Handel  und  Industrie  einnehmen 
wollen,  das  Ziel  der  neunjährigen  höheren  Lehranstalten  zu  er- 
reichen trachten  (ich  verweise  in  dieser  Beziehung  auf  das  in 
Abschnitt  VIII  Bemerkte),  um  so  mehr  wird  die  Gruppe  der 
ordentlichen  Besucher  der  Handelsakademie  gegenüber  den  Hospi- 
tanten in  den  Vordergrund  treten.  So  würde,  väe  ich  glaube 
das  Bestehen  einer  Handelsakademie  an  sich  schon  ein  Beweg- 
grund sein  zur  Fortsetzung  des  Besuches  der  höheren  neunklassigen 
Schule  bis  zu  deren  Endziel. 

Wie  endlich  noch  erwähnt  sein  mag,  ist  gegen  die  Einführung 
des  Hochschulstudiums  der  jungen  Kaufleute  der  Einwand  erhoben 
worden,  daß  hierdurch  die  Söhne  immer  weiterer  Volksschichten 
von  der  höheren  kaufmännischen  Laufbahn  ausgeschlossen  würden 
Ich  glaube,  daß  das  gerade  Gegenteil  richtig  ist.  Die  Hebung 
der  Bildung“  ist  am  besten  geeignet,  dem  übermächtigen  Einfluß 
des  „Besitzes“  entgegenzuwirken,  denn  das  allen  Volksklassen 
offenstehende  Studium  gewährt  den  tüchtigen  Söhnen  auch  der 
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weniger  bemittelten  Eltern  die  Aussieht,  in  die  leitenden  Stellungen 
des  kaufmännischen  Thebens  einzutreten,  während  dieselben  jetzt 
die  Zahl  derer  vermehren,  welche  im  Staats-,  Gemeinde-,  Kirchen- 
und  Schuldienst  unter  den  erschwerendsten  Umständen  Anstellung 
suchen. 

X. 

Bei  der  vorstehenden  Erörterung  der  Frage,  in  welcher  Weise 
die  Verbreitung  nationalökonomischer  Kenntnisse  in  den  Kreisen 
des  Kaufmannstandes  zu  fördern  ist,  konnte  es  sich  nicht  darum 
handeln,  ein  vollständiges  Programm  aufzustellen.  Es  mußte  ge- 
nügen, in  dem  engen  Rahmen  einer  kurzen  Abhandlung  die 
Hauptgesichtspunkte  anzudeuten,  welche  für  die  Beurteilung  der 
Sache  in  Betracht  kommen.  Auch  steht  die  Wahl  der  Mittel  erst 
in  zweiter  Linie;  sie  ist  eine  Zweckmäßigkeitsfrage,  deren  Beant- 
wortung durch  äußere  Umstände  beeinflußt  wird  und  daher  nicht 
absolut  zu  Gunsten  dieses  oder  jene;s  Vorschlags  erfolgen  kann 
Dagegen  sollte  meines  Erachtens  das  Erfordernis  der  Herbei- 
führung eines  engeren  Verhältnisses  des  Kaufmannstandes  zur 
Nationalökonomie,  die  Notwendigkeit  einer  Verbreitung  der 
Forschungsergebnisse  dieser  Wissenschaft  in  den  wirtschaftlichen 
Kreisen  unbedingt  anerkannt  werden.  Ich  habe  darzulegen  ver- 
sucht, welche  hervorragende  Bedeutung  der  Nationalökonomie  für 
unser  gesamtes  wirtschaftliches  und  öffentliches  Leben  zukommt, 
wie  deshalb  schon  jetzt  und  von  jeher  manche  Berufskreise  unserer 
W issenscheift  das  gebührende  Interesse  entgegenbringen , leider 
aber  gerade  der  Kaufmannstand,  der  aus  mehr  als  einem  Grunde 
diesem  wissenschaftlichen  Gebiete  ganz  besondere  Beachtung 
schenken  sollte,  ihm  von  gewissen  Ausnahmen  abgesehen  — 
gleichgiltig,  ja  unfreundlich  gegenübersteht.  Die  Ursache  dieser 
auf  den  ersten  Blick  befremdlichen  Erscheinung  liegt  teils  auf 
seiten  der  Fachgelehrten;  hauptsächlich  aber  ist  der  Kaufmann- 
stand selbst  für  diese  unerfreuliche  Sachlage  verantwortlich  zu 
machen,  so  daß  namentlich  hier  der  Hebel  anzusetzen  ist,  wenn 
eine  Besserung  erzielt  werden  soll. 

Daß  über  kurz  oder  lang  weitere  Schritte  geschehen  werden, 
um  diese  Lücke  in  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der  Kauf- 
leutc  auszufüllen  und  für  die  Nationalökonomie  in  diesen  Kreisen 
ein  größeres  Verständnis  und  Interesse  zu  erwecken,  dafür  bürgt 
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vor  allem  der  gesunde  Sinn  des  Kaufmannstandes  ^ selbst , aus 
welchem  heraus  die  Bewegung  zu  Gunsten  der  Errichtung  von 
Handelsschulen  ihren  Ursprung  genommen  hat.  So  sehr  hier 
auch  manches  der  privaten  Initiative  bezw.  auch  der  Förderung 
durch  die  Kommunalverwaltungen  überlassen  bleiben  muß,  so 
kann  sich  doch  auch  der  Staat  der  Pflicht  nicht  entziehen,  solche 
Bestrebungen  seinerseits  wirksam  zu  unterstützen;  insbesondere 
ist  bei  der  Errichtung  selbständiger  Handelshochschulen  eine 
positive,  eingehende  Mitwirkung  der  Staatsverwaltung  unent- 

belarlich. 

Wenn,  wie  zu  hoffen  ist,  der  Kaufmannstand,  sei  es  durch 
Selbststudium,  sei  es  auf  dem  Wege  des  Hochschulunterrichts,  die 
Ergebnisse  nationalökonomischer  Forschung  in  Zukunft  mehr  als 
bisher  sich  zu  nutze  macht,  wenn  andererseits  auch  die  Fach- 
gelehrten nieht  ermangeln,  sich  zu  den  wirtschaftlichen  Kreisen  in 
engere  Beziehung  zu  setzen,  so  wird  hiermit  nicht  nur  die  Zahl 
der  Konsumenten  unserer  Wissenschaft  eine  erfreuliche  Bereiche- 
rung erfahren,  sondern  auch  das  gegenseitige  Verhältnis  zwischen 
ihnen  und  den  Produzenten  harmonischer  sich  gestalten,  woraus 
diese  wiederum  neue  wissenschaftliche  Anregung  und  vermehrte 
Arbeits-  und  Berufsfreudigkeit  schöpfen  können. 


Quetelet  bei  Goethe. 
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Im  Jahre  1864  veröffentlichte  Quetelet  seine  Geschichte  der 
mathematisch-physikalischen  Wissenschaften  in  Belgien;  ein  Werk 
von  vier  Büchern,  welches  das  Jahr  1830  darum  als  Grenze  setzt, 
weil  der  Autor  die  reichere  Entwickelung  der  exakten  Wissen- 
schaften im  19.  Jahrhundert  zum  Gegenstände  einer  besonderen 
Publikation  ausersehen  hatte. 

Dieselbe  erfolgte  denn  auch  im  Jahre  1867  unter  dem  Titel 
„Sciences  mathematiques  et  physiques  au  commencement  du 
XIX“®  siede“.  Allein  auch  dieses  Werk  will  nach  d^r  ausdrücklichen 
Erklärung  des  Vorworts  nicht  als  eine  zusammenhängende  ge- 
schichtliche Darstellung  der  genannten  Wissenschaften  gelten; 
einzig  die  Materialien  einer  solchen  sollen  darin  vorbereitet  und 
sichergestellt  werden,  um  die  bisher  bestehenden  Lücken  auszu- 
füllen, angeregt  vielleicht  durch  Goethe’s  „Materialien  zur  Geschichte 
der  Farbenlehre“,  dem  Muster  genetischer  Darstellung,  welche  sich 
in  dem  großen  Blick  des  Dichters  bis  zu  einer  Entwickelungs- 
geschichte der  Wissenschaft  überhaupt  erweitert. 

Quetelet’s  Geschichtswerk  von  1867  zerfällt  in  vier  Bücher, 
von  welchen  das  erste  die  praktische  Tendenz  verfolgt,  nach- 
drücklich darauf  hinzuweisen,  daß  der  Fortschritt  der  exakten 
Wissenschaften  heute  durch  eine  vollkommenere  Organisation  der 
Beobachtung  bedingt  erscheint,  indem  an  Stelle  des  isolierten,  ver- 
einzelten Forschers,  möge  derselbe  noch  so  hervorragend  sein,  eine 
Vereinigung  derselben  treten  muß,  um  ein  ganzes  Netz  von  Beobach- 
tungen zu  schaffen,  welche  mit  den  vollkommensten  Instrumenten 
und  nach  den  gleichen  Methoden  durchgeführt  werden  sollen. 

Das  zweite  Buch  sucht  eine  Uebersicht  der  herv'orragendsten 
Leistungen  der  exakten  Wissenschaften  in  Belgien  zu  bieten, 
während  das  folgende  jene  belgischen  Schriftsteller  behandelt, 
welche,  von  den  Gedankensystemen  der  exakten  Wissenschaften 
angeregt,  dieselben  allgemeiner  zu  verbreiten  suchten. 
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Das  vierte  Buch  endlich  ist  jenen  Heroen  der  modernen 
Wissenschaft  gewidmet,  welche  durch  ihre  Beziehungen  zu  belgischen 
Gelehrten  auf  deren  intellektuelle  Entwickelung  und  hiermit  auch 
auf  jene  des  Landes  in  höherem  Maße  eingewrirkt  haben.  Unter 
diesen  nun  wird  „Jean  Wolfgang  Goethe“  besonders  aufgeführt, 
und  der  belgische  Gelehrte,  mit  welchem  der  Dichterfürst  in  ganz 
persönliche  Beziehung  tritt,  ist  Lambert  Adolphe  Jacques 
Quetelet.  Allerdings  kommt  in  diesen  Materialien  Quetelet’s 
nicht  die  großartige  Auffassung  eines  Goethe,  noch  die  strenge 
Methode  des  Historikers  zur  Geltung;  vielmehr  überwiegt  die 
skizzierende  leichte  Form  des  Biographen,  und  der  Inhalt  fällt 
vielfach  unter  die  Kategorie  der  „Causerie“,  in  welcher  nur  die 
eingestreuten  historischen  Daten  und  Dokumente  ein  tieferes 
Interesse  erwecken.  Es  gilt  dies  auch  von  dem  Bericht  über  den 
Besuch  bei  Goethe  im  August  1829.  Immerhin  erscheint  derselbe 
nicht  nur  als  die  gleichsam  blitzartige  Beleuchtung  der  über- 
mächtigen, tiefen  Wirkung,  welche  der  verhältnismäßig  kurze, 
dafür  aber  desto  eifriger  genützte  persönliche  Verkehr  mit  dem 
Heros  des  deutschen  Geistes  auf  die  innere  Entwickelung  des 
jungen  belgischen  Physikers  und  späteren  Soziologen  übte ; es  ist 
dieser  Bericht  auch  ein  nicht  bedeutungsloser  Beitrag  zur  Goethe- 
Litteratur,  welche  heute,  von  Weimar  ausgehend,  aufs  eifrigste 
gepflegt  wird,  wo  immer  die  höhere  Kultur  des  Geistes  eine  Stätte 
gefunden  hat.  Er  wmrde  darum  auch  in  v.  Biedermanns  ver- 
dienstvolle Sammlung  der  „Gespräche  Goethe’s“  (Bd.  VII)  wörtlich 
aufgenommen,  während  DüNTZER  des  Besuches  des  belgischen 
Physikers  in  „Goethe’s  Leben“  (1880,  S.  644)  Erwähnung  thut. 
Im  Nachstehenden  folgen  wir  Quetelet’s  eigener  Darstellung  in 
dem  genannten  Geschichtswerk  der  exakten  Wissenschaften,  in 
Verbindung  mit  Ed.  Mailly’s  „Es.sai  sur  la  vie  et  les  ouvrages 
de  L.  A.  J.  Quetelet“,  1875. 


Aus  den  vielfachen  Unannehmlichkeiten  und  Schwierigkeiten, 
welche  die  „gute“  Stadt  Brüssel  der  von  Quetelet  seit  1823  an- 
gestrebten Errichtung  eines  würdigen  Observatoriums  bereitete, 
suchte  sich  dieser  endlich  durch  die  Flucht  in  ein  „milieu  scienti- 
fique  zu  retten  und  zu  kräftigen.  Seit  1825  mit  der  Tochter  des 
französischen  Arztes  CURTET,  einer  Enkelin  des  eminenten  Chemikers 
Professor  Van  Mons,  in  glücklichster  Ehe  lebend,  verließ  der 
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Astronom  mit  seiner  Frau  im  Jahre  1829  Brüssel,  um  sich  vorerst 
nach  Holland  und  von  Amsterdam  zur  See  nach  Hamburg  zu 
begeben.  Hier  wurde  SCHUHMACHER,  der  Herausgeber  und  Be- 
gründer der  „Astronomischen  Nachrichten“,  und  Repsold.  der 
berühmte  Konstrukteur  der  ersten  Präcisionsinstrumente  jener  Tage, 
besucht.  Begleitet  von  diesen  Freunden,  ging  das  Ehepaar  von 
Hamburg  nach  Bremen,  um  den  Entdecker  der  Pallas  und  Vesta, 
den  ausgezeichneten  Astronomen  Olbers,  persönlich  kennen  zu 

lernen. 

Von  Bremen  ward  die  Fahrt  nach  Berlin  angetreten,  wo 
Quetelet  mit  den  Physikern  Encke,  Poggendorff,  Magnus, 
Mitscherlich,  Grelle  u.  a.  zusammentraf.  Der  vom  Panser 
Aufenthalt  her  mit  Quetelet  innig  befreundete  Alexander 
V Humboldt  war  in  jenen  Tagen  auf  einer  Forschungsreise 
abwesend,  welche  er  mit  Rose,  Ehrenberg,  Erman  und  anderen 
Gelehrten  in  das  Innere  von  Rußland  unternommen  hatte,  um 
wenigstens  einen  Teil  des  asiatischen  Besitzes  dieses  Reiches  näher 
kennen  zu  lernen.  Die  Berliner  Freunde  führten  das  Ehepa^ 
Quetelet  in  das  gastliche  Haus  MendelssOHN’s  ein,  welches  in 
jenen  Tagen  die  besten  Geister  der  Berliner  Gesellschaft  in  sich 
vereinigte.  Im  Garten  des  Hauses,  dem  späteren  Parlaments- 
gebäude in  der  Leipziger  Straße,  hatte  sich  A.  V.  HUMBOLDT  ein 
magnetisches  Kabinett  eingerichtet,  welches,  während  seiner  Ab- 
wesenheit unter  die  Aufsicht  Encke’s  gestellt,  von  diesem  bereit- 
willigst dem  belgischen  Kollegen  zur  Vornahme  eigener  Beobach- 

tungfen  überwiesen  wurde. 

Die  auch  musikalisch  hochgebildete  Frau  Quetelet  s %vurde 
indes  mit  der  älteren  der  geistvollen  Schwestern  des  Komponisten, 
mit  Fanny  Hensel,  aufs  innigste  befreundet,  und  Quetelet  se  st 
von  dem  Gatten  derselben  in  dem  viel  gerühmten  Skizzenbuch 
verewigt.  Von  Mendelssohn,  dem  besonderen  Liebling  Goethes 
und  dem  Komponisten  Zelter  mit  Empfehlungen  an  den  ^^hter 
versehen,  wurde  endlich  die  Wallfahrt  nach  dem  berühmten  Musen- 

sitz  angetreten.  „ ^ 

Ueber  Dresden,  wo  LohRMANN  seine  neuen  Mondkarten  vor- 
legte und  die  Zeit  durch  einen  Ausflug  in  die  Sächsische  Schweiz 
angenehm  ausgefüllt  wurde,  kamen  die  Reisenden  am  24.  August 
nach  Leipzig  und  von  da  nach  Weimar.  Quetelet  w^  ge- 
sonnen, kch  nur  2 Tage  in  dem  „modernen  A^en“  aufzuhalten. 
Allein  das  liebenswürdige  Entgegenkommen  Goethes  drängte 
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den  Gedanken  an  die  Abreise  gänzlich  in  den  Hintergrund. 
Quetelet,  damals  im  33,  Lebensjahre  stehend,  berichtet  1.  c.  p.  657 : 
,J*eus  rhonneur  de  recevoir  de  cet  illustre  vieillard  un  accueil 
plein  de  bienveillance ; il  m’admit  obligeamment  ä ses  reunions 
particulieres,  et  je  profitai  avec  empressement  de  cette  faveur  qui 
comblait  tous  mes  desirs.“ 

Nachdem  sich  Goethe  über  das  Endziel  der  Reise  erkundigt 
hatte,  äußerte  er  unter  anderem  den  Wunsch,  den  Apparat  zu 
sehen,  mit  welchem  Quetelet  nach  seinen  Mitteilungen  die  magne- 
tische Intensität  beobachtete.  Gleichzeitig  lud  er  den  belgischen 
Naturforscher  ein,  in  seinem  Garten  derartige  Beobachtungen  vor- 
zunehmen und  ihm  die  Ergebnisse  mitzuteilen.  Quetelet  nahm 
die  Einladung  mit  Freuden  an,  wie  er  bemerkt,  „non  moins  dans  un 
but  scientifique,  que  par  un  sentiment  bien  naturel  de  curiosite 
et  de  veneration“. 

Selbstverständlich  kam  das  Gespräch  auch  auf  Goethe’s  op- 
j . tische  Versuche;  und  als  Quetelet  bemerkte,  daß  er  sich  eben- 

falls  vielfach  mit  den  Problemen  der  Optik  beschäftigt  habe, 
zeigte  ihm  Goethe  „avec  une  complaisance  extreme“  alles,  was 
seine  eigenen  Studien  über  dieses  interessante  Gebiet  der  Physik 
betraf.  Als  Illustration  zu  den  Bemerkung'en  über  seine  meteoro- 
logischen Studien  erhielt  Quetelet  2 Hefte  „Meteorologische 
Beobachtungen“  (1827),  welche  die  Ergebnisse  der  in  Jena,  Ilmenau 
I und  auf  der  Wartburg  auf  Anregung  Goethe’s  regelmäßig  an- 

gestellten  Beobachtungen  übersichtlich  darstellten  und  mit  jenen 
von  Berlin  und  Dresden  für  die  Meteorologie  ein  höchst  wertvolles 
Material  bildeten. 

Indes  war  der  28.  August  herangekommen,  mit  ihm  der 
80.  Geburtstag  des  Dichters,  zu  welchem  die  Freunde  und  Ver- 
ehrer desselben  bereits  große  Vorbereitungen  getroffen  hatten. 
Außer  dem  gewohnten  Kreise  von  Gelehrten  und  Künstlern,  wie 
dem  Philologen  Riemer,  dem  Winkelm  ANN-Schüler  Mayer,  dem 
Geographen  Froriep,  dem  Komjiositeur  Hummel  waren  noch 
anwesend  Holtei  aus  Berlin , die  jungen  polnischen  Dichter 
Mickiewicz  und  Odyniec,  aus  Frankreich  der  berühmte  Bild- 
hauer David  d’ Angers,  welcher  die  bekannte  Kolossalbüste 
Goethe’s  modellierte;  ferner  Amp£re,  Professor  der  neueren 
Litteratur  und  Mitarbeiter  des  „Globe“  aus  Paris,  von  Goethe 
wegen  seines  klugen  und  feinsinnigen  Urteils  sehr  geschätzt; 
Stapfer,  der  französische  Uebersetzer  und  Herausgeber  der 
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Werke  Goethe’s,  von  diesem  selbst  als  berufen  erklärt,  den  Ge- 
danken einer  Weltlitteratur  seiner  Verwirklichung  näher  zu  bringen, 
ein  Gedanke,  welcher  den  Dichter  selbst  aufs  lebhafteste  be- 
schäftigte. Endlich  gehörte  zu  dem  ständigen  Kreise  von  Weimar 
der  aus  Genf  berufene  Erzieher  des  jungen  Großherzogs,  Jacob 
vSORET,  ob  seiner  vorzüglichen  Beherrschung  der  französischen 
Sprache  gerühmt  und  als  ausgezeichneter  Botaniker  von  Goethe 
mit  der  Uebersetzung  seiner  „Metamorphose  der  Pflanzen“ 
betraut. 

Bei  dem  Bankett  ließ  sich  Goethe  durch  seinen  Sohn  ver- 
treten, welcher  den  Gefühlen  des  Gefeierten  nach  Queteijet  in 
einer  „allocution  touchante“  Ausdruck  gab.  Am  Festabend  wurde 
zum  ersten  Male  „Faust“,  nach  Angaben  Goethe’s  von  Tieck 
für  die  Aufführung  eingerichtet,  aufgeführt.  Dieselbe  fand  in 
8 Akten  und  in  einer  nach  V.  Holtei  vielfach  unwirksamen  An- 
ordnung statt  (Gespräche,  VII,  S.  140). 

Quetelet  war  so  glücklich,  nicht  nur  diese  Festtage  mitzu- 
erleben, sondern  von  Goethe  selbst  immer  mehr  in  einen  in- 
timeren Verkehr  gezogen  zu  werden;  wohl  das  höchste  Lob  für 
das  Wesen  Quetelet’s  selbst,  welches  der  Schüler  und  Biograph 
Mailly  mit  den  kurzen  Worten  zeichnet:  „La  natime  l’avait  doue 
d’un  esprit  penetrant,  d’une  imaginatiori  vive  et  d’un  jugement 
solide“  (p.  5),  und  an  einer  anderen  Stelle  (p.  158):  „Ceux  qui 
n’ont  connu  Quetelet  que  de  loin  et  par  ses  ouvrages  ....  ne 
peuvent  se  faire  une  idee  de  ce  qu’il  y avait  en  lui  d’esprit,  de 
gaiete  et  d’entrain.“ 

Ueber  den  Tag  nach  dem  Feste  berichten  die  Gespräche 
(VII,  S.  139):  „Bei  Tische  bewegte  sich  das  Gespräch,  welches 
vorzugsweise  von  Goethe  und  Herrn  Quetelet  unterhalten 
wurde,  hauptsächlich,  ja  ausschließlich  um  die  Naturwissenschaften. 
Goethe  erklärte,  das  sei  für  ihn  das  interessanteste  Thema  und 
sollte  es  auch  für  jeden  denkenden  Menschen  sein;  denn  niemand 
könne  es  jemals  völlig  ergründen  oder  erschöpfen.  „La  nature  a 
l’attrait  et  le  charme  de  l’infini.“  — Die  Schätze  der  Natur  sind 
verzauberte  Schätze,  welche  kein  Spaten,  sondern  das  Wort  bloß- 
legt.“ 

Auch  Quetelet  bestätigt,  daß  Goethe  es  sich  in  jenen 
Tagen  geradezu  zur  Regel  gemacht  hatte,  die  zahlreichen  Fremden 
zu  empfangen,  welche  aus  den  verschiedensten  Ländern  in  Wei- 
mar zusammenkamen,  um  den  großen  Dichter  zu  sehen  und  zu 
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begrüßen.  „Es  war“,  wie  ein  Aug*enzeuge  erzählt,  „ein  ewiges 
Kommen  und  Gehen  im  GoETHE’schen  Hause,  und  zwar  nicht 
nur  der  gebildeten  und  höchststehenden  Deutschen,  sondern  auch 
zahlreicher  Ausländer,  selbst  aus  Amerika“,  ähnlich  wie  heute  bei 
dem  eisernen  Kanzler  im  Sachsen walde,  für  jene  Zeit  der  be- 
kannten Schwierigkeiten  des  Reisens  w’ohl  von  noch  höherer  Be- 
deutung, Sein  eigenes  Interesse  an  diesen  Besuchen  hat  Goethe 
selbst  einmal  dem  polnischen  Dichter  Kozmian  gegenüber  in 
launiger  Weise  ausgesprochen:  „Ihre  Gesellschaft  vertritt  gewisser- 
maßen die  Annehmlichkeit  des  Reisens,  die  ich  mir  in  meinem 
Alter  nicht  mehr  erlauben  darf.  Ich  unterrede  mich  mit  Ihnen, 
und  so  reise  ich  auch,  ohne  den  Platz  zu  verlassen.  Heute  zum 
Beispiel  wandre  ich  in  Polen.“  Es  war  die  schwere  Erkrankung 
im  Februar  1823,  welche  dem  Vierundsiebzigjährigen  hinfort  das 
Reisen  in  den  Tagen  ohne  Eisenbahnen  beschwerlich  machen 
mußte.  Erst  seit  dieser  Zeit  beginnen  die  Wallfahrten  nach  dem 
„weltverlorenen“  Weimar. 

Bei  den  allgemeinen  Empfängen  wirkte  nur  Goethe’s  Ab- 
neigung gegen  längere  Reden  unter  Fremden  etwas  drückend. 
Quetelet  hatte  es  darum  auf  Bitten  der  Anw^esenden  übernom- 
men, den  illustren  Hausherrn  zu  einem  längeren  Gespräch  anzu- 
regen. Quetelet  bemerkt  selbst  entschuldigend,  daß  seine  Jugend 
und  der  Wunsch,  seinen  Mitmenschen  gefällig  zu  sein,  ihn  hierin 
vielleicht  zu  viel  wagen  ließ.  Die  Erinnerungen  an  Goethe’s 
Reisen,  wie  Bemerkungen  über  die  berühmtesten  seiner  Werke 
blieben  denn  auch  ohne  die  beabsichtigte  Wirkung.  Erst  als  das 
Gespräch  auf  Venedig  und  die  Jugendzeit  des  Dichters  kam,  und 
seine  ersten  Dichtungen  berührte,  zeigte  Goethe  selbst  ein  leb- 
hafteres Interesse  an  dem  Gegensüinde  und  sprach  von  nun  an 
mit  einer  Beredsamkeit  über  seine  frühesten  Erinnerungen  und 
Unternehmungen,  daß  „den  An-wesenden  der  Atem  stockte“  — 
wie  der  Dichter  Mickiewicz  sich  äußert.  Biedermannes  ver- 
dienstliche Sammlung:  „Goethe’s  (respräche“  giebt  heute  wenig- 
stens annähernd  eine  Vorstellung  von  der  ganz  außergewöhnlichen 
Wirkung,  welche  GOETHE  außer  seinen  Werken  und  seiner  fast 
ins  Unendliche  reichenden  Korrespondenz  durch  das  gesprochene 
Wort  auf  seine  Zeitgenossen  ausübte.  (Vgl.  auch  Carl  Heine- 
mann’s  vortreffliches  Werk:  „GoETHE“,  von  FRIEDRICH  Zarncke 
angeregt,  mit  seinen  wertvollen  Abbildungen  in  und  außer  dem 
Texte,  1895,  Bd.  II,  S.  363  If.) 
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Bei  den  engeren  Abendkreisen,  welchen  Quetelet  bevor- 
zugterweise zugezogen  wuirde,  brachte  der  Dichter  immer  Neues 
aus  seinen  physikalischen  Studien  für  den  nächsten  Tag  in  Vor- 
schlag. Aber  Quetelet  hatte  sich  bereits  für  den  Anfang  Sep- 
tember in  Heidelberg  anberaumten  Naturforscher-Kongreß  ver- 
pflichtet. So  mußte  er  endlich  nach  Verlauf  einer  Woche  seiner 
Abreise  erwähnen.  Er  that  dies  „schweren  Herzens“  in  später 
Abendstunde.  Daraufhin  faßte  ihn  Goethe  an  der  Hand,  führte 
ihn  schweigend  in  das  anstoßende  Gemach  und  begann;  „Nun 
wohl,  ich  werde  Ihnen  die  volle  Wahrheit  sagen ; denn  wollte  ich 
dieselbe  auch  verschleiern.  Sie  würden  in  Ihrer  klaren  Einsicht 
dieselbe  doch  bald  herausfinden.  Als  Dichter  ist  mein  Weg  ge- 
macht; ich  kann  ihn  mit  voller  Beruhigung  übersehen;  aber  als 
Physiker  ist  dem  nicht  so,  und  die  Meinungen  über  meine  Unter- 
suchungen können  sehr  weit  voneinander  gehen.  Dann,  nach 
einem  längeren  Moment  des  Schweigens:  „Vous  allez  donc  ä 
Heidelberg  pour  assister  ä ce  grand  bazar  scientifique  fle  congros) : 
chacun  y viendra  etaler  sa  marchandise,  la  prisera  fort  et  depre- 
ciera  peut-etre  celle  du  voisin.  Or,  je  suis  un  voisin,  moi,  et 
j’avoue  que  je  serais  assez  curieux  de  savoir  ce  qu’on  pense  de 

cette  marchandise  et  si  on  lui  donne  quelque  estime 

Me  promettez-vous  de  me  dire  la  verite.“  Quetelet  versprach, 
diesen  Wunsch  mit  größter  Gewissenhaftigkeit  zu  erfüllen.  Dar- 
auf Goethe:  „Das  genügt  mir;  ich  rechne  auf  Ihr  Versprechen.“ 
Welch  rücksichtslose,  klare  Selbstkritik  des  greisen  Dichter-Hems 
gegenüber  dem  jungen  belgischen  Physiker  über  seine  natur- 
wissenschaftlichen Arbeiten!  Und  doch  sollten  dieselben  in  ihrem 
Gmndgedanken  der  Ausgangspunkt  der  durchaus  neuen  Wissen- 
schaft der  Morphologie  und  die  Centralidee  der  heute  herrschenden 
Weltanschauung  werden. 

In  die  Gesellschaft  zurückgekehrt,  bemerkte  Goethe,  er 
müsse  Quetelet  vor  seiner  Abreise  noch  den  Beweis  eines 
Talentes  geben,  das  ihm  die  wenigsten  Zutrauen  würden.  Er 
setze  nämlich  seinen  ganzen  Stolz  in  die  Geschicklichkeit,  ein 
richtiges  Paket  zu  machen.  Hierbei  ordnete  er  einige  Sachen, 
welche  er  als  Erinnerung  für  Quetelet  und  dessen  Frau  be- 
zeichnete,  und  verpackte  hierzu  noch  ein  Exemplar  seines  Werkes 
„Zur  Naturwissenschaft  überhaupt,  besonders  zur  Morphologie“, 
Stuttgart  und  Tübingen  1820,  und  schrieb  auf  die  Umhüllung  die 
Worte,  „pleins  d’amitie“:  „Herrn  Director  Quetelet,  zu  geneig- 
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tem  Andenken  des  28.  August  1829.  — Der  höchst  erfreulichen 
Unterhaltungen  nicht  zu  vergessen.“  Goethe.  — In  das  Buch 
waren  6 kolorierte  Blättchen  seiner  Polarisationsversuche  einge- 
legt, und  ein  besonderes  Blatt  für  die  Frau  Quetelet  mit  einigen 
französischen  Versen,  „geschrieben  mit  einer  festen  Schrift,  welche 
viel  mehr  einem  Kupferstecher  als  der  heder  eines  Achtzigjährigen 
anzugehören  schien“.  Die  Verse  lauten: 

„Chaque  jour  est  un  bien  que  du  ciel  je  re^oi, 

Profitons  aujourd’hul  de  celui  qu’il  nous  donne; 

II  n appartient  pas  plus  aux  jeunes  gens  qu’ä  moi. 

Et  celui  de  demain  n’ajipartient  ä personne.“ 

Goethe. 

Beim  Abschied  selbst  war  Quetelet  nach  seinem  Bekenntnis 
keines  Wortes  mächtig.  Goethe  umarmte  ihn  „mit  der  Zärtlich- 
keit eines  Vaters“.  Quetelet  bemerkt  noch,  sein  ganzes  Leben 
nie  mehr  derartig  bewegt  gewesen  zu  sein  wie  an  diesem  Abend; 
und  noch  Tage  nach  der  Abreise  von  Weimar  vermochte  er  des 
Gefühls  der  tiefen  Traurigkeit  nicht  Herr  zu  werden.  Dasselbe 
Gefühl  hatte  seine  Frau,  welche  bis  zu  ihrem  Lebensende  mit  der 
Schwiegertochter  Ottilie  Goethe  in  freundschaftlichem  Brief- 
wechsel blieb.  Nur  in  tiefem  Schweigen  vermochten  sie  die  Fahrt  von 
Weimar  zurückzulegen,  wohin  ihre  Gedanken  immer  wieder  zu- 
rückkelirten.  Erst  in  Göttingen  kam  Quetelet  allmählich  wieder 
„dans  sa  veritable  route“.  Er  berichtet:  „Je  n’avais  vu  et  je  ne 
connaissais  l’illustre  poete  que  je  venais  de  quitter  que  depuis  une 
huitaine  de  jours,  et  il  me  semblait  que  le  bonheur  que  je  venais 
d’eprouver  ne  düt  point  avoir  de  terme.“  Dieser  Zauber  der 
übermächtigen  Persönlichkeit  Goethe’s  machte  sich  Jedem  gegen- 
über geltend,  welchem  er  irgendwie  menschlich  näher  trat. 
Grillparzer  erzählt,  daß  er  wie  ein  Knabe  in  Thränen  aus- 
brach, als  ihn  Goethe,  „die  Verkörperung  der  deutschen  Poesie 
und  in  der  Entfernung  eine  mythische  Persönlichkeit  geworden“, 
bei  seinem  Besuch  im  September  1826  in  liebenswürdigster  Weise 
bei  der  Hand  faßte  und  zu  Tische  führte  und  sich  alle  Mühe  gab 
„des  Gastes  Albernheit  zu  maskieren“.  Dasselbe  bestätigen  zahl- 
reiche andere  Berichte  über  die  nahezu  übernatürliche  Wirkung 
der  Jupitergestalt  Goethe’s  bei  seinem  Erscheinen  (Heinemann, 
II,  S.  369,  375,  und  „Goethe’s  Gespräche,  \TI,  S.  116). 

Nach  kurzem  Aufenthalt  bei  dem  großen  Kollegen  Gauss  in 
Göttingen  kam  Quetelet  endlich  in  Heidelberg  an,  wo  sich  be- 
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reits  eine  große  Zahl  Gelehrter  aller  Länder  eingefunden  hatte, 
darunter  aus  Frankreich  Ferussac  und  Roux,  aus  England 
Whewell,  Coddington.  Robert  Brown,  „um  sich  eine  Idee 
von  der  damals  durchaus  neuen  Institution  eines  wissenschaftlichen 
Kongresses  zu  machen“,  Prof.  ROXJX  hielt  einen  Vortrag  über 
seine  optischen  Experimente,  deren  Grundidee  sich  jener  Goethe’s 
näherte.  Außerdem  wurde  bei  dem  Festbankett  Goethe  in 
wahrhaft  enthusiastischer  Weise  gefeiert.  Quetelet  berichtete 
hierüber  ausführlich  nach  W^eimar  und  erhielt  darauf  im  Mai 
nächsten  Jahres  folgenden  Brief  in  deutscher  Sprache: 

„Denken  Sie  nicht,  mein  werthester  und  hochgeschätzter  Herr, 
daß  mein  bisheriges  Schweigen  eine  undankbare  Vergessenheit 
andeutet,  vielmehr  bin  ich  mit  den  Meinigen  jener  Tage  freudig 
eingedenk,  die  Sie  mit  Ihrer  theuren  Gattin,  Ihre  Reise  verzögernd, 
bey  uns  zubringen  wollten. 

Mir  ist  Ihre  Theilnahme  an  den  Erscheinungen,  die  ich  vor- 
führte, an  meiner  Art  sie  anzusehen  und  zu  ordnen,  von  der 
größten  Wichtigkeit  geworden ; jene  hab’  ich  mit  mehr  Aufmerk- 
samkeit zu  betrachten  fortgefahren  und  diese  sorgfältiger  zu  be- 
handeln gesucht.  Nicht  weniger  haben  mir  die  übersendeten 
Bücher  viel  genutzt,  indem  ich  mir  daraus  gar  manches  im  Zu- 
sammenhang zueignen,  auch,  durch  Prüfung  der  darin  enthaltenen 
Grundsätze,  meine  eigne  Vorstellungsart  näher  beurtheilen  lernte. 

Der  junge  Mann,  Herr  Rollin^),  der  uns  von  Ihrer  Seite 
kam  und  uns  Ihres  Andenkens  versicherte,  war  freundlichst  will- 
kommen und  ich  darf  hoffen,  daß  er  sich  der  kurzen  Zeit,  die  er  bey 
mir  und  meiner  Tochter  zubrachte,  mit  Vergnügen  erinnern  werde. 

Die  Nachricht  daß  Sie  nach  Italien  zu  gehen  gedächten,  war 
mir  theils  für  Sie,  theils  auch  darum  sehr  angenehm,  da  ich  hoffen 
konnte,  mein  Sohn,  der  eben  dahin  den  Weg  nahm,  werde  Sie 
daselbst  antreffen.  Desto  unerfreulicher  war  mir  die  Nachricht, 
ein  trauriges  Ereigniss  habe  Sie  von  einer  so  gewünschten  Reise 
leider  abgehalten  ^). 


1)  M.  Rollin,  später  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Belgien,  hatte 
eben  seine  Studien  in  Berlin  mit  vorzüglichem  Erfolg  beendet,  als  er  von 

Quetelet  an  Goethe  empfohlen  wurde. 

2)  Ein  trauriger  Familienfall  hinderte  die  vorgenommene  Reise  nach 
Italien,  imd  als  Q.  dieselbe  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1830  über  Paris 
und  Genf  endlich  unternehmen  konnte,  erfuhr  er  in  Neapel,  daß  der  Sohn 
Goethe’s  bereits  am  27.  Oktober  desselben  Jahres  zu  Rom  verstorben  war. 
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Meine  gute  Tochter  empfiehlt  sich  Ihnen  und  Ihrer  Frau 
Gemahhn  zum  allerbesten,  mit  der  Versicherung,  daß  die  erfreuen- 
den und  belehrenden  Tage,  die  Sie  uns  gegönnt,  die  anmuthigsten 
Erinnerungen  bey  uns  zurückgelassen.  Leben  Sie  recht  wohl  und 
geben  uns  manchmal,  durch  einen  bedeutenden  Reisenden,  von 
einem  fortdauernden  Andenken  und  einer  unverwelklichen  Neigung 
das  erwünschte  Zeuguiss. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 

Ein  treuanhänglicher, 

Weimar  den  24.  May  1830.  J.  W.  Goethe. 

Quetelet  schließt  seinen  interessanten  Bericht  mit  der  Ver- 
sicherung, daß  diese  außerordentliche  Güte  des  „edlen  Greises  gegen 
einen  jungen  Mann,  welcher  nicht  den  geringsten  Titel  auf  dieselbe 
mitbrachte,  für  sein  ganzes  Leben  von  Einfluß  sein  mußte“.  „Ma 
memoire  n’a  rien  perdu  de  ses  entretiens  pleins  de  charmes,  pleins 
d’abandon ; ils  seront  toujours  presents  ä ma  pensee.“  In  welcher 

Richtung  konnte  sich  nun  diese  nachhaltige  Einwirkung  geltend 
machen  ? 


Was  Goethe  in  seiner  Morphologie  ausführt  und  im  zweiten 
Teil  des  Faust  symbolisch  zum  Ausdruck  bringt»),  das  bildet  auch 
den  Grundgedanken  der  sozial-physikalischen  W^erke  Quetelet’s. 
Wenn  Platon  lehrt,  die  irdischen  Dinge  sind  nur  das  Abbild  der 
göttlichen  Gedanken,  welche  als  gattungsmäßige  Typen  von 
Ewigkeit  her  bestehen,  so  ist  für  Goethe  alles  Konkrete,  Indivi- 
duelle nur  das  Abbild  eines  Urbildes,  eines  Urtypus,  w^elchem 
sowohl  die  verschiedenen  Teile  eines  und  desselben  Organismus 
in  Tier-  und  Pflanzenreich,  als  die  Verschiedenheiten  im  anatomi- 
schen Bau  der  verschiedenen  Tier-  und  Pflanzenarten  der  Schöpfung 
entstammen.  Gleichwie  das  Urblatt  nach  demselben  Grundgesetz 
sich  bald  zum  Keimblatt,  bald  als  Stengel-,  Kelch-  und  Blüten- 
blatt, bald  als  Staubfaden  und  Samenhülle  entwickelt,  so  bilden 
sich  die  vorderen  Gliedmaßen  der  Wirbeltiere  bald  zum  Arm  des 
Menschen  und  Affen,  bald  zur  Pfote  mit  Nägeln,  bald  zum  Vorder- 
fuß mit  Hufen,  bald  zum  Flügel,  bald  zur  Flosse.  Wie  sehr  dieser 

I)  Scene  der  altertümlichen  „MütteH'  als  der  Hüterinnen  des  „Reiches 
der  Gestaltung,  Umgestaltung  der  ewigen  Ideen,  welchen  gegenüber  alles 
Irdische  nur  als  Welt  der  Schemen,  der  „Phainomena“  oder  Erscheinungen 

gilt ; die  Scene  selbst  nach  CARRifeRE  (Faust,  1868)  um  die  Zeit  des  Besuches 
von  Quetelet  gedichtet. 
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Grundgedanke  der  heutigen  Evolutionstheorie  das  ganze  Denken 
(jOETHE’s  erfüllte,  zeigt  unter  vielem  eine  Bemerkung  in  seiner 
Morphologie  über  den  längeren  Besuch  der  Brüder  VON  Humboldt 
in  Jena  im  Jahre  1795,  „welche  ihm  schon  so  oft  als  Dioskuren 
auf  seinem  Lebenswege  geleuchtet“.  „Auch  bei  dieser  Gelegenheit 
strömte  der  Mund  über,  wovon  das  Herz  voll  war,  und  ich  trug 
die  Angelegenheit  meines  Typus  so  oft  und  zudringlich  vor,  daß 
man,  beinahe  ungeduldig,  zuletzt  verlangte,  ich  sollte  das  in 
Schriften  verfassen,  was  mir  in  Geist,  Sinn  und  Gedächtnis  so 
lebendig  vorschwebte“  (Cotta- Ausgabe,  1868,  Bd.  XXXII,  S.  197). 

Und  als  gerade  zur  Zeit  der  Julirevolution  in  der  Akademie 
der  Streit  über  die  synthetische  oder  analytische  Behandlungsweise 
der  Naturwissenschaften  zwischen  Geoffroy  DE  Saint-Hilaire 
und  CuviER  zum  Ausbruch  kam,  war  es  nicht  die  großartige 
politische  Umwälzung  mit  ihren  weitreichenden  Folgen  in  den 
Niederlanden,  in  Polen,  in  Italien,  sondern  die  rein  methodologische 
Kontroverse  der  Akademie , welche  sein  ganzes  Interesse  in 
Anspruch  nahm.  Im  Gespräch  mitSORET  bemerkt  er:  „Sie  können 
sich  keinen  Begriff  machen,  was  ich  bei  der  Nachricht  von  der 
Sitzung  des  19.  Juli  empfinde.  Wir  haben  jetzt  an  Geoffroy  de 
Saint-Hilaire  einen  mächtigen  Alliierten  auf  die  Dauer.  Ich 
sehe  aber  zugleich  daraus,  wie  groß  die  Teilnahme  der  französischen 
wissenschaftlichen  Welt  an  dieser  Angelegenheit  sein  muß,  indem 
trotz  der  furchtbaren  politischen  Aufregung  die  Sitzung  des  19.  Juli 
dennoch  bei  einem  gefüllten  Hause  stattfand.  Das  Beste  aber 
ist,  daß  die  von  Geoffroy  in  Frankreich  eingeführte  synthetische 
Behandlungsweise  der  Natur  jetzt  nicht  mehr  rückgängig  zu  machen 
ist“ „Ich  habe  mich  seit  50  Jahren  in  dieser  großen  An- 

gelegenheit abgemüht;  anfänglich  einsam,  dann  unterstützt  und 
zuletzt  zu  meiner  großen  Freude  überragt  durch  verwandte 

Geister“ „Jetzt  ist  nun  auch  Geoffroy  entschieden  auf 

unserer  Seite  und  mit  ihm  alle  seine  bedeutenden  Schüler  und 
Anhänger  Frankreichs.  Dieses  Ereignis  ist  für  mich  von  ganz 
unglaublichem  Wert,  und  ich  juble  mit  Recht  über  den  endlich 
erlebten  allgemeinen  Sieg  einer  Sache,  der  ich  mein  Leben  ge- 
widmet habe  und  die  ganz  vorzüglich  die  meinige  ist“  (Gespräche, 
VII,  S.  321  ff.  und  die  ausführliche  Darstellung  des  „Konflikts 
zweier  Denkweisen“  in  den  Bemerkungen  „Zur  Naturwissenschaft 
im  Allgemeinen“,  Cotta,  Bd.  XXXVI,  S.  308  ff.). 

Und  in  dem  nach  Quetelet’s  Bericht  ungemein  angeregten 
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wissenschaftlichen  Verkehr  mit  dem  belgischen  Physiker  hätte  der 
begeisterte  Naturforscher-Dichter  die  ihn  vollständig  beherrschende 
Grundidee  seines  Denkens  nicht  berühren  sollen  ? Daß  dem  nicht 
so,  daß  dieselbe  mit  dem  belgischen  Gaste  im  Gegenteil  sehr 
eingehend  erörtert  wurde,  beweist  die  persönliche  Ueberreichung 
des  Grundwerks  derselben,  der  „Morphologie  von  1820“  zu  geneigtem 
Andenken  in  Erinnerung  der  „höchst  erfreulichen  Unterhaltungen“. 

Ist  doch  der  Typus  die  Grundform  unseres  begrifflichen  Denkens 
wie  alles  künstlerischen  Schaffens.  Wollen  wir  den  Menschen, 
das  Her,  die  Pflanze,  das  Mineral  begreifen,  dürfen  wir  nicht  am 
Individuellen  haften,  sondern  müssen  von  dem  Verschiedenen, 
Zufälligen  der  konkreten  Erscheinung  abstrahieren,  sosehr 
auch  nach  der  feinen  Bemerkung  eines  WuNDT  das  Vorstellen  selbst 
immer  wieder  nach  dem  Konkreten,  sinnlich  W^ahrnehmbaren 
hinabzugleiten  strebt.  Ganz  ebenso  ist  die  Kunst  nicht  die  Kopie 
des  Individuellen,  Vergänglichen , seiner  Erscheinung  nach  Zu- 
fälligen, es  wäre  sonst  die  Photographie  den  Meisterwerken  aller 
Zeiten  und  Völker  überlegen.  „Der  Künstler  will  zur  Welt  durch 
ein  Ganzes  sprechen;  dieses  Ganze  aber  findet  er  nicht  in  der 
Natur,  sondern  es  ist  die  Erucht  seines  eigenen  Geistes,  oder  wenn 
man  will,  des  Anwehens  eines  b<!fruchtenden  göttlichen  Odems“, 
äußert  sich  Goethe  noch  in  den  letzten  Lebensjahren  bei  Be- 
trachtung einer  Landschaft  von  Rubens.  Und  der  Idealist  Claude 
Lorrain  erhält  in  den  Gesprächen  mit  Eckermann  das  höchste 
Lob,  daß  von  ihm  das  Ziel  aller  Kunst,  „die  Darstellung  der 
höchsten  Wahrheit  ohne  eine  Spur  von  Wirklichkeit“,  erreicht  sei 
und  die  Natur  in  ihm  sich  für  ewig  erkläre  (Heinemann,  II, 
S.  345.  347)-  Schildert  doch  Goethe  selbst  in  Dichtung  und 
Wahrheit  nur  das  allgemein  Menschliche  im  Individuellen.  Daher 
auch  sein  Glaube  an  eine  Weltlitteratur  auf  einheitlicher  Grundform, 
jjWenn  auch  die  besonderen  nationalen  Züge  sich  nie  verlieren 
werden“;  daher  gerade  seine  eigene  Größe  und  Unerschöpflichkeit 
über  allen  anderen,  weil  er  in  allem  Realen  die  Idee,  das  Generelle, 
Typische  erkennt.  Daher  seine  neue  Wissenschaft  der  Morphologie, 
als  der  genetischen  Betrachtung  des  organischen  Ganzen  und  seiner 
Gesetze. 

Daß  der  Dichter  gerade  in  seinen  morphologischen  Studien 
zur  Typusidee  gelangte  und  an  derselben  festhalten  mußte;  daß 
er  diese  schließlich  auch  auf  seine  physikalischen  Untersuchungen 
übertrug,  und  von  jedem  Zweige  der  Physik  forderte,  die  Mannig- 
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faltigkeit  der  Erscheinungen  auf  ein  „Urphänomen“  zurückzuführen, 
das  ist  nur  die  unvermeidliche  psychische  Nötigung  seiner  Grund- 
anlage für  die  Welt  der  sinnlichen  Anschauung,  seines  jederzeit 
gegenständlich  thätigen  Denkvermögens,  welches  er  selbst 
ganz  unübertrefflich  im  Anschluß  an  „ein  geistreiches  Wort“  in 
Heinroth’s  Anthropologie  als  die  gegenseitige  Durchdringung,  ja 
Identifizierung  von  Anschauen  und  Denken  schildert  (Cotta- Ausgabe, 
1868,  Bd.  XXXVI,  S.  273  ff.). 

Helmholtz  bemerkt  zu  dieser  geistigen  Verfassung  des 
Dichters:  „Nur  die  Abstraktion  anschauungsloser  Begriffe  stieß 
ihn  ab,  mit  welcher  die  theoretische  Physik  seiner  Zeit  zu  rechnen 
gewohnt  war.  Diese  Abstraktionen  der  Physiker  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  — wie  z.  B.  die  Materien  sind  ihrem  reinen  Be- 
griff nach  ohne  Kräfte,  also  auch  ohne  Eigenschaften,  und  doch 
wieder  in  jedem  speciellen  Beispiel  Träger  von  ihnen  innewohnenden 
Kräften ; die  Kräfte  selbst  sind  losgelöst  von  der  Materie  gedacht 
.als  eine  vorgestellte  Thätigkeit  zu  wirken,  und  doch  ohne  Angriffs- 
punkt für  irgend  eine  Wirkung  etc.  — derartige  leere  Abstraktionen 
sind  in  der  heutigen  Physik  ganz  im  Sinne  und  der  Forderung 
Goethe’s  verlassen,  dank  dem  Beispiele  Faraday’s,  des  größten 
aller  Experimentatoren,  welcher  gleich  Goethe  Feind  aller  ab- 
strakten Begriffe,  Alles,  was  nicht  unmittelbar  aus  den  That- 
sachen  folgte,  aus  seiner  Wissenschaft  hinauswies  („Vorträge  und 
Reden“,  IV.  Aufl.,  1896). 

Goethe’s  Idee  des  Typus,  als  des  ..gemeinsamen  Bauplanes 
der  Schöpfung“,  mußte  folgerecht  die  anthropologische  Lehre  von 
der  einheitlichen  Abstammung  des  Menschengeschlechts  verstärken. 
Diese  aber  war  nach  dem  ausdrücklichen  Bekenntnis  Quetelet’s 
in  der  „Anthropometrie“  von  1871  die  erste  Anregung  zu  seinen 
Studien  „sur  l’homme“.  Die  in  dem  ausgezeichneten  Probabilitäts- 
mathematiker  lebhafte  Vorstellung  des  ..Mittelwertes  mußte  sich 
ganz  psychologisch  mit  der  aus  Goethe’s  Gesprächen  und  Schriften 
geläufigen  Typusidee  verschmelzen,  und  sich  auch  in  Quetelet 
allmählich  zur  bisher  ungeahnten  Bedeutung  einer  Centralidee  der 
gesamten  Natur-  und  Menschheitswissenschaft  erheben;  nur  daß 
in  dem  Mathematiker  die  Vorstellung  des  „Mittels“  sich  als  die 
stärkere  behauptet  und  das  „Urbild“  des  Dichters  dem  Postulat 
„exakter  Messung“  unterwirft.  Der  „mittlere  Mensch“  Quetelet’s 
ist  der  Typus  Goethe’s,  das  Modell,  welchem  die  Individuen  durch 
die  Kultur  und  ihre  moralisch-intellektuelle  Entwickelung  immer 
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mehr  zustreben,  indem  sie  die  Abweichungen  von  demselben  in 
immer  engere  Grenzen  zurückdrängen. 

Goethe’s  „Typus“  ist  eben  nicht  die  Urzelle  Darwin’s,  sondern 
die  Idee,  die  ideale  Pflanzen-  und  Tiergestalt,  welche  als  solche 
in  Wirklichkeit  nirgends  existiert,  weil  keine  individuelle  Form 
typisch  ist.  Ganz  dasselbe  gilt  für  Quetelet’s  ,Iiomme  moyen“, 
nur  daß  hier  die  quantitative,  zahlenmäßige  Abbreviatur  an  die 
.Stelle  der  qualitativen,  begrifflichen,  im  „Urbild“  anschaulichen 
getreten  ist. 

Diese  einheitliche  Grundans(;hauung  des  quantitativen  Typus 
erklärt  auch,  daß  Quetelet  nach  dem  Vorwort  des  „Systeme 
social“  von  1848  seine  sämtlichen  anthropologisch-sozialwissenschaft- 
lichen Schriften  nur  als  ein  Werk  betrachtet,  in  welchem  die 
„Untersuchungen  über  den  Menschen“  zusammengefaßt  sind:  die 
„Sozialphysik“  von  1835,  in  ihrem  Grundgedanken  der  Hinweis 
auf  die  Notwendigkeit,  zugleich  mit  dem  „Mittel“  auch  die  obere 
. und  untere  Grenze  festzusetzen,  zwischen  welcher  die  Einzel- 
ergebnisse eingeschlossen  sind;  die  „Briefe  über  die  Wahr- 
scheinlichkeit“, die  „ausführliche  Darstellung,  daß  diese  Einzel- 
ergebnisse einer  regelmäßigen  Ordnung  unterliegen,  sich  um  den 
Mittelwert  symmetrisch  gruppieren  nach  Maßgabe  eines  Gesetzes, 
welches  der  Autor  als  „das  Gesetz  der  zufälligen  (individuellen) 
Ursachen“  bezeichnet.  Und  Quetelet  ist  überzeugt,  in  den  ge- 
nannten Briefen  „ordentlich  nachzuweisen,  was  er  im  Grundwerk 
von  1835  nur  als  Hypothese  auszusprechen  wagte,  daß  der  mittlere 
Mensch  in  einer  Nation,  bestimmt  durch  die  Gemeinsamkeit  von 
Wohnort,  Klima,  Lebensweise,  Nahrungsmittel  etc.,  eine  wichtige 
Rolle  spiele;  daß  er  in  der  That  der  Typus,  das  Modell  sei,  von 
welchem  die  Einzelmenschen  sich  nur  durch  den  Einfluß  ihrer 
individuellen , dem  Typus  gegenüber  rein  zufälligen  Lebensver- 
hältnisse, Bildungsmittel  und  psycho-physischen  Anlagen  mehr 
minder  unterscheiden“.  Diese  individuellen  Momente  des  mensch- 
lichen Lebens  sind  nach  Analogie  der  zufälligen  Bedingungen, 
oder  Umstände  (Chancen)  im  Glücksspiele  wirksam;  sie  sind  darum 
auch  bei  genügend  fortgesetzten  Proben  oder  Aufzeichnungen 
analog  den  Ziehungen  aus  einer  Urne  mit  verschiedenfarbigen 
Kugeln  unbekannter  Zahl  nach  den  Regeln  der  empirischen  Pro- 
babilität  und  des  zugehörigen  sublimen  Calculs  für  eine  nicht 
allzu  lange  Zeit,  d.  i.  für  die  annehmbare  Dauer  der  herrschenden 
gleichen  Lebensbedingungen  in  ihrer  annähernd  gleichen  Frequenz 
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oder  zahlenmäßigen  OsciUation  um  das  „Mittel“  berechenbar.  „J’ai 
ete  conduit  a demontrer,  ainsi,  ce  que  je  n’avais  d’abord  emis 
qu’hypothetiquement;  savoir,  que  l’homme  moyen  joue,  dans  une 
nation,  un  röle  important;  qu’il  en  est  veritablement  le  type  ou 
le  module;  et  que  les  autres  hommes  n’en  different,  en  plus  et 
en  moins,  que  par  l’influence  des  causes  accidentelles  dont  les 
effets  finissent  par  devenir  calculables,  quand  les  epreuves  sont 
suffisamment  prolongees“  („Du  Systeme  social“,  Pref.  p.  IX). 

Im  Systeme  social“  von  1848  endlich  soll  nachgewiesen 
werden,  daß  das  „Gesetz  der  zufälligen  Ursachen“  ein  unive  rselles 
Gesetz  ist,  welches  auf  ganze  Völker  ebenso  seine  Anwendung 
findet  wie  auf  Individuen,  gleichwie  der  Typus  Goethe’s  für  das 
Individuum  und  die  Gattung  gütig  ist;  daß  ferner  dieses  universelle 
Gesetz  unsere  moralischen  und  intellektuellen  Fähigkeiten  ebenso 
beherrscht,  wie  unsere  physischen;  so  daß,  was  bisher  als  zufällig 
angesehen  wurde,  aufhört  es  zu  sein,  sobald  nur  die  Beobachtungen 
sich  über  eine  genügend  große  Zahl  von  Fällen  erstrecken 
Goethe’s  „gemeinsamer  Bauplan“  über  die  natürUche  Schöpfung 
hinaus  auf  die  gesamte  sittlich-geistige  Entwickelung  der  Mensch- 
heit ausgedehnt,  übertragen.  ^ 

Folgerecht  müssen  nach  diesem  allherrschenden  Gesetz  des 
Typus,  den  bisherigen  Annahmen  entgegen,  die  geseUschaftlichen, 
unter  dem  Einfluß  des  freien  Willens  stehenden  Handlungen  des 
Menschen  mit  derselben  Regelmäßigkeit  vor  sich  gehen  wie  die 
der  Einwirkung  bloß  physischer  Ursachen  unterliegenden  bio- 
logischen Thatsachen,  ganz  entsprechend  der  monistischen  Lebens- 
anschauung bei  Goethe  und  dessen  Auffassung  der  menschlichen 
Freiheit.  „Die  Scheidung  zwischen  Geist  und  Körper,  Seele  und 
Leib,  Gott  "und  Welt  war  zustande  gekommen.  Sittenlehre  und 
Religion  fanden  ihren  Vorteil  dabei;  denn  indem  der  Mensch  seine 
Freiheit  behaupten  will,  muß  er  sich  der  Natur  entgegensetzen; 
indem  er  sich  zu  Gott  zu  erheben  strebt,  muß  er  sie  hinter  sich 
lassen;  und  in  beiden  Fällen  kann  man  ihm  nicht  verdenken,  wenn 
er  ihr  so  wenig  als  möglich  zuschreibt,  ja,  wenn  er  sie 
als  etwas  Feindseliges  und  Lästiges  ansieht.  Verfolgt  wurden  daher 
solche  Männer,  welche  an  die  Wiedervereinigung  des  Getrennten 
dachten“  (Materialien  zur  Geschichte  der  Farbenlehre,  Bemerkung 
zu  Robert  Boyle“,  Cotta- Ausgabe,  1868,  Bd.  XXXV,  S.  150). 
Bezeichnet  der  Dichter  doch  neben  Shakespeare  und  Linke 
den  idealistischen  Monisten  SPINOZA  als  denjenigen,  welcher  auf 
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ihn  den  größten  Einfluß  ausgeübt  habe.  „Spinoza  giebt  mir  den 
Mut,  mein  ganzes  Leben  der  Betrachtung  der  Dinge  zu  widmen.“ 
Und  das  Ziel  dieser  „Betrachtung  der  Dinge“  faßt  Goethe 
selbst  in  die  Worte  zusammen:  „Ich  will  die  allgemeinen  Gesetze, 
•wonach  sich  die  lebendigen  Wesen  organisieren,  erforschen.“  Und 
als  er  in  Italien  die  Einheit  der  Pflanzengestaltung  aus  dem 
Gedanken  der  Urpflanze  erfaßt  hatte,  schrieb  er  voll  Freude  an 
Herder:  „Dasselbe  Gesetz  wird  sich  auf  alles  übrige  Lebendige 
anwenden  lassen“  (Heinemann,  II,  S.  66,  67). 

Ein  Gesetz,  nach  welchem  sich  seit  Millionen  von  Jahren  alle 
Lebewesen  entwickelt  haben;  die  heutige  Descendenztheorie  in 
idealistischem  Sinne,  von  Spinoza’s  fv  ymi  näv  ausgehend,  durch 
den  Gedanken  der  „Entwickelung  nach  bestimmtem  Gesetz“  bis 
zur  höchsten  Stufe  der  Schöpfung,  bis  zum  Menschen  von  Goethe 
vorausgedacht,  dieses  großartige  Gedankensystem  nahm  der 
mathematisch  und  künstlerisch  hochbegabte  belgische  Astronom 
. in  sich  auf,  um  darauf  seine  „neue  Wissenschaft  vom  Menschen 
in  seiner  gesetzmäßig  typischen  Entwdckelung“  zu  errichten ; um 
diese  gesetzmäßige  Entwickelung  im  Einzel-  und  Kollektivmenschen 
bis  hinauf  zur  allumfassenden  einen  Menschheit  gleichmäßig  in 
ihrer  physischen  wie  moralisch-intellektuellen  Richtung  nachzuweisen. 

Gesetzlich  entwickeln  sich  die  körperlichen  Anlagen  des 
Menschen,  sein  Wachstum  und  die  Harmonie  der  körperlichen 
Proportionen ; gesetzlich  ist  nicht  nur  die  Zunahme  des  Gewichtes, 
das  Verhältnis  von  Pulsschlag,  Atmung,  Geschwindigkeit  des 
Ganges  wie  die  Entwickelung  der  Sinne;  gesetzlich  ist  auch  die 
Entwickelung  der  moralischen  und  intellektuellen  Anlagen  urfd 
deren  Reciprocität  mit  der  physischen  Entwickelung.  Der  Einfluß 
des  Willens  innerhalb  dieser  Gesetzmäßigkeit  und  der  Einwirkung 
des  natürlichen  und  sozialen  Milieu  ist  aufs  engste  begrenzt ; denn 
selbst  die  geringfügigsten  unserer  Handlungen,  unsere  Kleidung. 
Wohnung,  Nahrung,  unsere  Spaziergänge  und  Gespräche,  unsere’ 
Vergnügungen , selbst  unsere  Erholungs-  und  Schlafenszeit  ist 
durch  Sitte  und  allgemeine  Gewohnheit,  d.  i.  durch  andere  mehr 
bestimmt  als  durch  uns  selbst.  Immer  streben  unsere  psychischen 
körperlichen  Ivräfte  auf  einen  Gleichgewichtszustand  hin,  welcher 
das  normale  Mittel  darstellt.  Mit  Berufung  auf  Pascal  erklärt 
Quetelet:  „Jener  Zustand,  welcher  die  Mitte  hält  zwischen  den 
Extremen,  findet  sich  bei  allen  unseren  Fähigkeiten.  Unsere  Sinne 
vertragen  nichts  Extremes;  zu  viel  Lärm  betäubt,  zu  viel  Licht 
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blendet,  zu  große  Entfernung  und  zu  große  Nähe  hindern  die 
Aussicht;  zu  viel  Länge  und  zu  viel  Kürze  verwirren  ein  Gespräch; 
zu  viel  Vergnügen  wird  lästig,  und  zu  viel  Einklang  ermüdet. 
Wir  haben  weder  Genuß  von  extremer  Wärme,  noch  von  extremer 
Kälte.  Gegen  excessive  Eigenschaften  verhalten  wir  uns  feindlich 
und  fühllos.  Wir  genießen  sie  nicht  mehr,  sondern  leiden  darunter. 
Zu  viel  Jugend  und  zu  viel  Alter  hemmen  den  Geist;  zu  viel  und  zu 
wenig  Nahrung  stören  seine  Thätigkeit;  zu  viel  und  zu  wenig 
Unterricht  schwächen  ihn.  Extreme  Dinge  sind  für  uns,  und  wir 
für  sie  nicht  vorhanden;  sie  entschlüpfen  uns,  wie  wir  ihnen  ent- 
schlüpfen“. 

Dasselbe  gilt  von  dem  körperlichen  Mittel.  Zu  viel  oder  zu 
wenig  Körperhöhe,  zu  viel  oder  zu  wenig  Dicke  bringen  körper- 
liche Mißgestalten  hervor.  Und  zwar  bedarf  es  hierzu  nicht  einer 
Abirrung  von  der  Gesamtform  des  Urbildes,  „de  l’unite  qui  sert 
de  type“;  es  genügt  schon  eine  Störung  der  einzelnen  Verhältnisse 
unter  sich.  „So  hat  der  Riese  einen  zu  kleinen  Kopf  im  Ver- 
hältnis ziu-  Größe  des  ganzen  Körpers,  und  der  Zwerg  umgekehrt 
einen  verhältnismäßig  zu  großen  Kopf.  Jedes  Glied  des  mensch- 
lichen Körpers  hat  ein  normales  Maß  und  steht  mit  dem  Ganzen 
des  Körpers  im  Verhältnis;  sobald  dieses  Maß  verletzt  ist,  werden 
wir  unangenehm  berührt,  sei  es,  daß  die  Gewohnheit  des  An- 
blicks und  Vergleichs  die  Vorstellung  des  Typus  einprägt,  oder 
daß  diese  Vorstellung  von  Haus  aus  uns  innewohnt  und  sich 

deshalb  verletzt  fühlt“. 

Doch  bemerkt  Quetelet  gegen  Pascal,  die  extremen  Dinge 
gehören  der  Menschheit  ebensowohl  an  wie  die  mittleren;  sie 
ergänzen  die  Kette,  welche  alle  Menschen  aneinander  knüpft  und 
jenes  weitschichtige  Ganze  bildet,  das  man  den  Gesellschaftskörper 
nennt.  „Vor  unseren  Augen  liegen  die  Typen  alles  Guten  sowohl 
als  des  Fehlerhaften;  die  Sache  ist  nur,  gehörig  unterscheiden  zu 
können.  Jede  einzelne  menschliche  Eigenschaft  hat  mit  allen 
Nüancen,  welche  sie  zwischen  ihren  äußersten  Grenzen  birgt,  im 
Gesellschaftssysteme  ihre  Vertretung,  und  diese  Nüancen  zeigen 
sich  nach  Maßgabe  des  allgemeinen  Gesetzes,  das  die  .Schwankungen 
aller  den  Menschen  betreffenden  Elemente  reguliert,  numerisch 
verteilt.  Zufolge  dieses  Gesetzes  sind  die  meisten  Nüancen  für 
jede  einzelne  Eigenschaft  in  der  Nähe  des  Normalzustandes;  und 
in  dem  Maße,  als  man  sich  von  diesem  entfernt,  werden  die 
Mängel,  sowie  sie  auffälliger  werden,  auch  seltener.“ 


Nähme  man  an,  daß  die  körperlichen  und  moralischen  Anlagen 
stationär  seien,  so  würde  der  Typus  des  Schönen  für  diese  wie 
jene  einen  konstanten  W^ert  haben.  Dieser  Wert  aber  hätte  nichts 
Absolutes  mehr,  sobald  man  von  einem  Volke  zu  einem  anderen 
überginge;  denn  jedes  Volk  ist  ein  eigenes  Glied  der  Menschheit 
und  bietet  einen  Typus,  welcher  speciell  der  von  ihm  gebildeten 
Gemeinschaft  gehört.  Ganz  dasselbe  gilt  bezüglich  der  intellektuellen 
Anlagen,  nur  muß  hier  zwischen  den  geistigen  Fähigkeiten  an 
sich,  wie  Gedächtnis,  Einbildungskraft,  und  den  sog.  progressiven 
der  Wissenschaft  unterschieden  werden.  Eine  überreizte  Phantasie 
streift  sehr  nahe  an  Wahnsinn;  eine  Ueberbildung  des  Gedächt- 
nisses schädigt  andere  Fähigkeiten.  Dagegen  ist  in  der  Wissen- 
schaft die  obere  Grenze  nicht  einem  Fehler  gleich  zu  achten ; im 
Gegenteil,  soll  das  Mittel  jederzeit  möglichst  bis  zur  Höhe  dieser 
Grenze  gesteigert  werden.  Das  JVlittel  konstatiert  hier  nur  den 
Grad  der  Verbreitung  der  Bildung,  die  obere  Grenze  dagegen 
den  Grad  des  absoluten  Fortschritts  der  Wissenschaften  („Du 
Systeme  social“,  p.  259  ff.;. 

Quetelet  erläutert  seine  Typusvorstellung  noch  durch  den 
mittleren  Wohlstand  als  den  von  politischem  und  allgemein 
menschlichem  Standpunkt  einzig  normalen  wirtschaftlichen  Zustand ; 
denn  „tiefe  Armut  bei  den  einen  und  übermäßiger  Reichtum  bei 
den  anderen  sind  Anomalien,  welche  man  zu  beseitigen  suchen 
muß  . . . „Wissen  und  Reichtum , die  von  den  Menschen  am 
meisten  erstrebten  Güter,  sehen  wr  so  in  höchst  ungleicher  Weise 
verteilt  und  den  größten  Schwankungen  unterw^orfen.  Während 
die  einzelnen  die  obere  Grenze  zu  erklimmen  trachten,  bemüht 
sich  die  Menschheit  ihrerseits  mehr  und  mehr,  den  Zwischenraum 
der  beiden  Grenzen  einzuschränken,  und  das  Mittel  zu  heben,  so 
daß,  wenn  diese  beiden  Tendenzen  ihre  volle  Wirkung  äußern 
könnten,  die  Grenzen  mit  ihrem  Mittel  schließlich  zusammenfielen, 
die  bestehende  Ungleichheit  unter  den  Menschen  aufhören  würde 
und  diese  ungehemmt  auf  der  Bahn  zur  höchsten  Vollkommenheit 
fortwandeln  könnten.“ 

Wir  teilen  diese  Typus-Erörterungen  Quetelet’s  ausführlicher 
mit  als  Beweis,  wie  Quetelet  diese  Idee  von  der  Anthropologie 
aus  auf  alle  Richtungen  seines  soziologischen  Denkens  übertrug. 
Gleichzeitig  aber  ist  er  bemüht , der  besonderen  psychischen 
Natur  dieser  Richtung  gerecht  zu  werden,  indem  er  gegenüber 
dem  progressiven  Charakter  dieser  psychischen  Elemente  die  Ab- 
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Weichlingen  vom  Mittel  nicht  etwa  als  Fehler  ansieht,  das  Mittel 
hier  nicht  sklavisch  als  das  Normale  festhält,  sondern  daran  einzig 
den  Grad  der  Verbreitung  von  Bildung  und  Kultur  zu  messen  sucht. 

Mit  dieser  Grundanschauung  nähert  sich  Quetelet  der  Auf- 
fassung der  heutigen  Psychologie,  welche  entgegen  dem  Prinzip 
der  Erhaltung  der  Kraft,  genauer  der  Konstanz  der  Energie 
als  dem  Allherrschenden  der  natürlichen  Schöpfung,  für  die  Welt 
des  Geistes  das  Gesetz  unbegrenzter  Neuschöpfung  und 
Steigerung  geistiger  Energie  anerkennt;  ein  Gesetz, 
welches  nur  durch  die  sinnliche  Bestimmtheit  des  Geistigen  ge- 
wisse Hemmungen  erleidet,  während  andererseits  die  unbegrenzte 
Entwickelungskraft  des  geistigen  Lebens  auf  den  natürlichen 
Mechanismus  zurückwirkt,  um  diese  Hemmungen  des  geistigen 
Werdens  zu  überwinden,  soweit  dies  unter  der  Herrschaft  des 
materiellen  Konstanz  - Gesetzes  erreichbar  ist.  „Die  psychischen 
Kräfte  erscheinen  danach  ganz  besonders  als  die  für  die 
Zweckmäßigkeit  der  organischen  Bildungen  maßgebenden 
Ursachen ; so  daß  die  der  Biologie  geläufige  Anschauung  über 
die  Wechselbeziehung  des  körperlichen  und  geistigen  Lebens  ihre 
vollständige  Umkehrung  erfahren  muß:  nicht  das  geistige  Leben 
ist  ein  Erzeugnis  der  physischen  Organisation,  sondern  diese  ist 
in  allem,  was  sie  an  zweckvollen  Einrichtungen  der  Selbstregii- 
lierung  und  der  Energieverwertung  vor  den  Substanzkomplexen 
der  unorganischen  Natur  voraushat,  eine  geistige  Schöpfung.“ 
(WUNDT,  Logik,  I.  Aufl.,  S.  507  und  47 1/72  ff-)  - Hiermit  ist  von 
der  heutigen  Philosophie  geradezu  die  Rückkehr  zu  dem  ide- 
alistischen Monismus  Goethe’s  vollzogen,  welchen  nach  den 
Worten  eines  Hel.mholtz  „das  gesunde  Festhalten  an  der  Wirk- 
lichkeit nicht  nur  vor  Irrgängen  bewahrte,  sondern  auch  mit 
Sicherheit  zu  Einsichten  leitete,  die  bis  an  die  Grenze  menschlicher 

Vernunft  reichen“. 

Quetelet  aber  steht  durchaus  auf  derselben  Grundanschau- 
ung,  wenn  er  im  III.  Buch  des  „Systeme  social“  den  Gedanken 
ausführt,  daß  der  intellektuelle  Mensch  in  der  Geschichte  immer 
mehr  über  den  physischen  die  Oberhand  gewinnt;  daß  die  intel- 
lektuelle Entwickelung,  deren  Energie  die  natürlichen  Einflüsse 
meistert,  „maitrise“,  und  einen  immer  vollkommneren,  besseren 
Zustand  anstrebt,  in  der  Menschheit,  also  in  der  großen  Masse 
dieselben  Stadien  durchmacht  wie  im  Individuum.  Als  Beweis  führt 
Quetelet  die  Geschichte  der  Wissenschaften  an,  welche  überall 
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denselben  (rang  der  menschlichen  Einsicht  aufzeigt,  indem  sie, 
von  der  denkenden  Beobachtung  der  Erscheinungen  ausgehend, 
zum  Versuch  oder  Experiment  oder  zur  methodischen  Verfeine- 
rung der  Beobachtung  vorschreitet  und  mit  der  Prüfung  der 
Kräfte,  welche  den  Phänomenen  zu  Grunde  liegen  oder  modifi- 
zierend auf  dieselben  einwirken,  endet,  um  schließlich  alle  Be- 
sonderheiten, welche  sie  bieten  können,  „a  priori“  zu  bestimmen, 
zu  berechnen.  Es  ist  dies  die  Aufeinanderfolge  der  Geistes- 
operationen, welche  bei  allen  Wissenschaften  stattfindet,  nur  daß 
nicht  alle  gleich  weit  vorgerückt  sind,  sich  nicht  alle  in  derselben 
Evolutionsperiode  befinden.  Und  gleich  den  Individuen  sind  auch 
die  Völker  an  dieser  geistigen  Entwickelung  in  verschiedenem 
Maße  beteiligt.  In  der  Beurteilung  der  Grenzlinie,  innerhalb 
welcher  sich  die  verschiedenen  Völker  nach  ihrer  geistigen  Evo- 
lution befinden,  versagt  aber  das  „universelle“  Gesetz  der  zufälligen 
Ursachen.  „Comment  les  peuples  sont-ils  distribues  entre  ces 
limites?“  „Se  classent-ils  conformement  ä la  loi  des  causes  acci- 
dentelles?  Cest  ce  que  nous  ignorons,  et  ce  qu’il  sera  toujours 
difficile,  si  non  impossible  de  reconnaitre“  (1.  c.  p.  250);  denn 
der  „Einfluß  des  Menschen  beschränkt  sich  nicht  auf  seine  Per- 
son; er  erstreckt  sich  auf  alles,  w.is  ihn  umgiebt:  auf  die  Pflan- 
zen, die  Tiere  und  selbst  auf  das  Klima,  dessen  Charakter  er  zu 
modifizieren  weiß,  gestützt  auf  die  Wissenschaft,  in  welcher  der 
Mensch  das  Mittel  gefunden  hat,  Abwechselung  in  die  verschie- 
denen Elemente  zu  bringen,  von  welchen  er  abhängt. 

Dagegen  sind  die  natürlichen  Ursachen,  welche  auf  Tiere 
und  Pflanzen  einwirken,  unverändert  dieselben  geblieben,  seit 
der  Mensch  sie  beobachten  konnte.  „Unter  dem  schönen  Himmel 
(iriechenlands  befolgt  der  Olivenbaum  noch  immer  in  seiner  Ent- 
wickelung denselben  Stufengang  des  Wachstums,  wie  er  zur  Zeit 
des  Kodrus  beobachtet  wurde.“  . . . „Und  wie  sinnreich  die  Ameise, 
wie  geschickt  im  Bauen  der  Biber  sein  mag,  sie  arbeiten,  seitdem’ 
sie  beobachtet  werden,  immer  in  derselben  Weise  und  ohne  jeden 
Fortschritt  zu  bekunden.  Die  Biene  hat  ihren  architektonischen 
Kenntnissen  nichts  Neues  hinzugefügt;  die  Spinne  wirkt  ihr  Ge- 
webe nicht  mit  größerer  Vollendung,  als  sie  es  zur  Zeit  unserer 
ältesten  Ahnen  gethan  hat“ »).  Alles  würde  sich  noch  durch  das- 
selbe Gesetz  der  zufälligen  Ursachen  geregelt  zeigen,  wenn 

I)  Siehe  dagegen  die  heutige  Lehre  der  fortschreitenden  Anpassung 
und  Vervollkommnung  und  deren  Vererbung  auch  im  Tierreich;  so  z.  B. 
auch  im  Gesanjj  der  Vögel. 
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nicht  der  Mensch,  gestützt  auf  die  Wissenschaft,  die  Ab- 
weichungen in  die  Naturgesetze  brächte  und  im  Wege  der 
Kultur  selbst  in  der  normalen  Entwickelung  seiner  körperlichen 
Anlagen  einer  immer  höheren  Entwickelungsstufe  entgegenginge.“ 
„Gymnastik  und  medizinische  Wissenschaft  sind  bemüht,  die  Kraft 
und  Geschmeidigkeit  des  Körpers  zu  erhöhen,  Körpergebrechen 
und  Schäden  aller  Art,  welche  die  Gattung  verschlechtern  könnten, 
zu  mindern,  die  mittlere  Lebensdauer  des  Menschen  zu  verlängern ; 
die  Epidemien  und  Notjahre  früherer  Zeiten  seltener  und  minder 
verheerend  zu  gestalten.  Sparkassen  und  Versicherungsanstalten 
suchen  die  das  Individuum  betreffenden  Unglücksfälle  mindestens 
auf  eine  große  Mehrheit  zu  verteilen.  Und  in  den  meisten  civili- 
sierten  Ländern  sind  die  Gesetze  derart  eingerichtet,  daß  auch 
das  Privatvermögen  immer  mehr  der  Gleichheit  zustrebt,  und  die 
Möglichkeit  einzelner  Familien,  größere  Kapitalien  anzusammeln, 
hintangehalten  wird“  (?!)....  „Die  Sklaverei  ist  im  civilisierten  Europa 
unbekannt,  die  Menschen  sind  vor  dem  Gesetz  alle  gleichgestellt, 
die  Kriege  sind  seltener  und  von  weniger  störenden  Umständen 
begleitet;  die  Gefangenen  werden  mit  mehr  Menschlichkeit  be- 
handelt, und  Verbrechen  und  Entsittlichung  sind  im  steten  Rück- 
gang begriffen“  — im  großen  und  ganzen  gewiß  zutreffende  Be- 
merkungen und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Grundgedanken, 
daß  die  menschliche  Natur  einem  Mittelzustande  als  „Urbild“  zu- 
strebe, dessen  äußerste  Grenzlinien  durch  die  Kultur  und  Civili- 
sationsarbeit  der  Menschen  auf  dem  Grunde  der  Wissenschaft  für 
die  großen  Massen  immer  enger  zusammengerückt  werden,  dessen 
geistiges  Niveau  selbst  stetig  steigt.  Nur  kann  dem  die  „Statistik 
der  Verbrechen  und  der  Entsittlichung“  für  die  kurze  Spanne 
Zeit  der  Gegenwart  nicht  so  unbedingt  zustimmen,  während  die 
immer  allgemeiner  um  sich  greifende  Bewegung  und  Gärung 
gegen  die  „Accumulationskraft“  der  großen  Kapitalien  in  den 
Händen  weniger  das  gerade  Gegenteil  der  v'on  Quetelet  be- 
haupteten Tendenz  nach  Verengerung  auch  der  wirtschaftlichen 
Ungleichheit  beweist;  wie  denn  überhaupt  das  ganze  Kapitel  über 
„den  Einfluß  der  Wissenschaft  auf  die  Veränderungen  im  Mittel 
und  dessen  Grenzen“  den  phantasievollen  Optimismus  des  bel- 
gischen Sozialphysikers  aufs  glänzendste  darthut.  In  seinem 
letzten  Grunde  ist  allerdings  auch  dieser  Optimismus  angeregt 
von  dem  Gedanken  an  das  eine  allherrschende  Gesetz  in  Natur- 
und  Menschenleben,  wie  wir  sahen,  ein  Gedanke,  von  dem  selbst 
das  Denken  und  Dichten  eines  Goethe  beherrscht  wurde. 
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Von  dieser  monistischen  Weltanschauung  getrieben,  sucht 
Quetelet  nach  Analogie  von  Goethe’s  Morphologie  der  orga- 
nischen Natur  die  „neue“  Wissenschaft  vom  Menschen  zu  be- 
gründen, „welche  sich  Bahn  brechen  will  und  die  Untersuchung 
des  Menschen  in  seinen  verschiedenen  Verbindungen,  „dans  ses 
divers  degres  d’ggregation“,  vom  Zustande  des  Individuums  bis 
zu  jenem  des  höchsten  Gesellschaftsverbandes,  die  gesamte  Mensch- 
heit umfassend,  zum  Gegenstände  hat“  („Du  Systeme  social“,  Pref.). 
Inwiefern  hierbei  noch  andere  Strömungen  des  geistigen  Milieu  der 
Zeit  Quetelet’s  in  Betracht  kommen,  kann  hier  nicht  näher  aus- 
geführt werden. 

Ob  gegenüber  der  psycho-physischen  Doppelnatur  des  Men- 
schen das  von  Quetelet  erstrebte  Ideal  der  „Menschheits- Wissen- 
schaft“ im  Sinne  der  exakten  Wissenschaften  je  realisiert  werden 
könne,  wird  heute  noch  vielfach  bezweifelt.  Die  Thatsache  aller- 
dings läßt  sich  nicht  bestreiten,  daß  bis  heute  die  geforderte  exakte 
Sozial-  und  Geisteswissenschaft  nicht  gefunden  ist  (cf.  Stammler, 
„Wirtschaft  und  Recht“,  1896).  Nicht  minder  spricht  hierfür  das 
offene  „Ignorabimus“  der  exakten  Wissenschaften  selbst. 

Derartigen  Argumenten  gegenüber  müßte  allerdings  alle 
wissenschaftliche  Forschung  von  ihrem  Uranfang  als  eine  ver- 
gebliche erscheinen.  Und  doch  hat  schon  Aristoteles  in  seinem 
großartigenPolitienwerk  und  der  darauf  errichteten  „Politik“,  diesem 
(xranit-Unterbau  der  Staats-  und  Sozialwissenschaft  aller  Zeiten 
und  Völker,  den  Weg  gezeigt,  welcher  auch  die  heutigen  Geistes- 
wissenschaften endlich  zum  Ziele  führen  kann,  wenn  die  allseitige 
realistische  Forschung  im  Bunde  mit  der  exakten  Richtung  auf 
dem  Grunde  der  experimentellen  Individual-  und  Völkerpsycho- 
logie sich  von  dem  gemeinsamen  Idealziel  nicht  abbringen 
läßt:  denn  „gleichwie  Aus-  und  Einatmen  machen  Analyse  und 
Synthese  vereint  erst  das  Leben  der  Wissenschaft.  Ein  Jahr- 
hundert, das  sich  bloß  auf  die  Analyse  verlegt,  und  sich  vor  der 
Synthese  gleichsam  fürchtet,  ist  nicht  auf  dem  rechten  Wege.“ 
(Goethe,  „Zur  Naturwissenschaft  im  Allgemeinen“  Cotta  Bd 
XXXVI,  S.  306.) 

Wie  weit  in  diesem  Bunde  der  reahstisch-exakten  Forschung 
die  Statistik  von  Quetelet  neu  beseelt  zur  Mitwirkung  berufen 
erscheint,  bedarf  in  diesen  Blättern  des  Dankes  an  einen  ihrer 

eifrigsten,  glücklichsten  Förderer  und  Lehrer  nicht  der  besonderen 
Ausführung. 


Die  deutsche  Landwirtschaft 

in  der  Gegenwart  und  Zukunft. 


Von 


H.  Jösting, 

Direktor  der  Landwirtschaftlichen  Winterschule 

zu  Lennep. 
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Die  beiden  großen  Schlagadern  des  wirtschaftlichen  Orga- 
nismus sind  Landwirtschaft  und  Industrie;  hierzu  tritt,  mehr  oder 
weniger  mit  ihnen  verbunden  und  gleichsam  das  Herz  des  Orga- 
nismus darstellend,  Handel  und  Verkehr.  Die  Landwirtschaft  hat 
vorzüglich  die  Aufgabe,  pflanzliche  und  tierische  Stoffe  zu  er- 
zeugen, welche  unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Befriedigung 
menschlicher  Bedürfnisse  dienen.  Die  Veredelung  der  pflanzlichen 
und  tierischen  Stoffe,  sowie  die  Gewinnung,  Veredelung  und 
weitere  Verarbeitung  mineralischer  Stoffe  ist  eigentliche  Aufgabe 
der  übrigen  Gewerbe,  der  Gewerbe  im  gewöhnlichen  Sinne  des 
Wortes,  insbesondere  des  Handwerks  und  der  Industrie.  Handel 
und  Verkehr  führen  sowohl  Rohstoffe  als  auch  mehr  oder  weniger 
fertige  gewerbliche  Erzeugnisse  den  verschiedenen  Zweigen  wirt- 
schaftlicher Thätigkeit  oder  den  Konsumenten  direkt  zu;  ihre 
Arbeit  und  Bedeutung  tritt  am  schärfsten  bei  Tausch  und  Trans- 
port größerer  Warenmengen  und  bei  weiterer  Entfernung  zwischen 
Produzent  und  Konsument  hervor.  Gar  oft  ist  die  Trennung  der 
verschiedenen  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  im  praktischen  Leben 
aber  nicht  durchgeführt,  vielmehr  ist  der  Erzeuger  der  Rohstoffe 
häufig  auch  deren  Veredler  und  sogar  der  Verkäufer  und  Ueber- 
bringer  der  fertigen  W^are  an  den  Konsumenten;  am  meisten  ist 
solches  in  der  Landwirtschaft  der  Fall. 

In  früherer  Zeit  war  die  Arbeitsvereinigung  eine  weit  größere. 
Neuerdings  greift,  entsprechend  der  vermehrten  Bevölkerung,  den 
entwickelteren  Verkehrsverhältnissen  und  den  infolge  der  größeren 
Wohlhabenheit  gesteigerten  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Produkte  die  Arbeitsteilung  gleichfalls  in  der  Landwirtschaft  immer 
mehr  Platz.  Die  Verarbeitung  landwirtschaftlicher  Rohstoffe  ge- 
schieht heutzutage  vielfach  in  selbständigen  Betrieben  und  auch 
der  Transport  und  Verkauf  der  fertigen  Ware  sehr  oft  durch 
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selbständige  Gewerbe.  So  z.  B.  haben  sich  Fabrikation,  sowie 
Verkauf  und  Transport  von  Butter,  Käse,  Leinen,  Fleischdauer- 
waren, Oel,  Zucker,  Spiritus,  Bier  und  Wein  von  dem  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  an  sich  immer  mehr  losgelöst,  und  selb- 
ständige Gewerbszweige  sind  daraus  geworden.  Wo  die  Abfall- 
produkte derartiger  Gewerbszweige  sich  am  vorteilhaftesten  gerade 
in  der  Landwirtschaft  selbst,  z.  B.  zu  Fütterungs-  und  Düngungs- 
zwecken wieder  verwerten  lassen,  sind  noch  sehr  häufig  Land- 
wirte von  Beruf  ^e  Inhaber  solcher  Gewerbe  bezw.  Betriebe. 
Ihre  Zahl  nimmt  jedoch  ständig  ab.  Ebenso  \rird  der  Verkauf 
von  Milch,  Eiern,  Geflügel,  Kartoffeln,  Gemüse  und  Obst  neuer- 
dings, namentlich  in  größeren  Städten  von  besonderen  Händlern 
und  der  Transport  dorthin  durch  Eisenbahn,  Schiffahrt,  Post  und 
andere  Transportgewerbe  bewirkt.  Der  Betrieb  von  Steinbrüchen 
Sand-,  Kies-  und  Torfgräbereien,  Ziegeleien  und  Kalkbrennereien, 
Sage-,  Oel-  und  Mahlmühlen  war  ursprünglich  in  der  Regel  aufs 
engste  mit  landwirtschaftlichen  Betrieben  verbunden,  so  daß  man 
sie  kurzweg  als  landwirtschaftliche  Nebengewerbe  bezeichnete. 
und  ebenso  war  es  vordem  auf  dem  Lande  allgemeiner  Brauch 
das  Brot  selbst  zu  backen  und  die  Kleidung  selbst  zu  spinnen 

und  zu  weben.  Auch  vmrde  als  Brenn-  und  Baumaterial  früher 
; fast  ausschheßlich  Holz  benutzt. 

I Entsprechend  dieser  immer  weiter  um  sich  greifenden  Arbeits- 

; teilung  beobachten  wir  die  Abnahme  der  in  der  Landwirtschaft 

j direkt  thätigen  Bevölkerung  und  die  Zunahme  der  in  den  übrigen 

Gewerben  einschließlich  Handel  und  Verkehr  beschäftigten  Per- 
sonen.  Besonders  ist  solches  während  der  beiden  letzten  Jahr- 

' sich  die  Industrie  Deutschlands  ge- 

j ualbg  hob.  So  z.  B.  stieg  die  Gesamtbevölkerung  Deutschlands 

' von  45  Millionen  auf 

j 52  Millionen. 

\ Davon  waren  thätig 

' a)  in  der  Landwirtschaft iQ^^^Mill 

b)  „ „ Industrie,  Handel  und  Verkehr  2?, 5 „ * 27,0  ’ 


Demnach  hat  sich  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  Thätigen 
von  42,7  Proz.  auf  35.6  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  vermindert. 

Hieraus  haben  manche  schließen  wollen,  daß  die  Landwirt- 
schaft Deutschlands  Rückschritte  gemacht  habe  und  von  immer 
geringerer  Bedeutung  werde,  doch  sind  derartige  Schlußfolge- 
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rungen  übereilt  und  falsch.  Wie  wir  nämlich  erkannten,  ist  die 
Abnahme  der  in  der  Landwürtschaft  direkt  thätigen  Bevölkerung 
ein  durchaus  natürlicher  Prozeß.  Hierzu  kommt,  daß  die  Land- 
wirtschaft Deutschlands  während  der  letzten  Jahrzehnte  geradezu 
einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen  hat  und  deshalb  nicht 
nur  die  Fabriken  landwirtschaftlicher  Maschinen,  sowie  von  Kunst- 
dünger und  Kraftfutter  und  die  im  Meliorationswesen  thätigen 
Personen,  sondern  auch  Handel  und  Verkehr  stärker  beschäftigt. 
Auch  wird  als  Brennmaterial  selbst  auf  dem  Lande  jetzt  über- 
wiegend Stein-  und  Braunkohle  benutzt  Endlich  ist  zu  erwähnen, 
daß  infolge  der  Einführung  und  vermehrten  Anwendung  von 
Dampfpflügen,  Mäh-  und  Dreschmaschinen,  Milchschleudern,  Heu- 
wendern und  vieler  anderer  landwirtschaftlicher  Maschinen  an 
Personal  bedeutend  gespart  werden  konnte.  Allerdings  bildeten 
die  gestiegenen  Löhne  und  die  sonstigen  gesteigerten  Lebens- 
ansprüche der  landwirtschaftlichen  Arbeitnehmer  den  eigentlichen 
Anlaß  dazu.  Eben  deshalb  hat  denn  auch  gerade  das  niedere 
Personal  in  der  Landwirtschaft  verhältnismäßig  am  stärksten  ab-, 
hingegen  haben  die  Selbständigen  und  das  höhere  Personal  be- 
deutend zugenommen.  Es  entfielen  nämlich  von  den  in  der  Land- 
wirtschaft Thätigen: 

1882  1895 

auf  Selbständige  ....  27,V8  Proz.  31,07  Proz. 

„ höheres  Personal  . . 0,8 1 „ 1,1 6 ,, 

„ niederes  Personal  ..  71,41  „ 67,77  „ 

Trotz  der  direkten  Abnahme  der  Bevölkerung  in  der  Land- 
wirtschaft weist  diese  dennoch  die  meisten  Erwerbsthätigen  auf, 
nämlich  noch  über  8 Millionen  von  überhaupt  19  Millionen  Er- 
w'erbsthätigen  der  Gesamtbevölkerung  Deutschlands.  Hinsichtlich 
der  Industrie  ist  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen  eine  viel  geringere; 
z.  B.  beschäftigt  die  Bekleidung  und  Reinigung  nur  i ‘/s  Millionen, 
die  gesamte  Metallverarbeitung  nur  800  000,  das  Berg-  und  Hütten- 
w'esen  gegen  ^ / 2 Million  und  die  chemische  Industrie  nur  1 00  000 
Personen.  Im  Königreich  Preußen  hat  von  1882 — 1895  die  Zahl 
der  Landwirte  sogar  um  44536  Personen  zugenommen.  Aller- 
dings hat  sich  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Tagelöhner  um 
etwa  V4  Million  vermindert,  andererseits  ist  die  Zahl  der  Selb- 
ständigen und  ihrer  mitarbeitenden  Familienangehörigen  um  ebenso 
viel  gestiegen.  Von  Selbständigen  im  Beruf  entfallen  wiederum 
die  meisten  auf  die  Landwirtschaft;  es  kommt  nämlich  je  i Selb- 
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Ständiger  auf  3 in  der  Landwirtschaft,  auf  4 im  Handel  und  auf 
5 in  der  Industrie  Thätige.  Da  Handel  und  Industrie  immer  mehr 
zum  Großbetrieb  drängen,  so  wird  sich  dies  Verhältnis  zu  ihren 
Ungunsten  in  Zukunft  zweifellos  noch  mehr  verschieben.  Von 
den  Selbständigen  der  Bevölkerung  Deutschlands  entfällt  allein 
die  Hälfte  auf  solche,  die  in  der  Landwirtschaft  thätig  sind.  Ueber- 
haupt  ist  aber  nur  ^/g  der  Gesamtbevölkerung  selbständig. 

Bezüglich  der  um  sich  greifenden  Arbeitsteilung  und  der 
relativen  Abnahme  der  Bevölkerung  in  der  Landwirtschaft  ver- 
dient auch  noch  hervorgehoben  zu  werden,  daß  gerade  die  ver- 
hältnismäßig weniger  Arbeitskraft  beanspruchenden  Zweige  der- 
selben, Viehzucht  und  Viehhaltung,  stark  ausgedehnt  wurden,  und 
daß  sich  ganze  Gegenden  bezw.  Wirtschaften  neuerdings  in  der 
Hauptsache  auf  nur  einen  Betriebszweig  legen.  So  z.  B.  treffen 
wir  in  der  Nähe  großer  Städte  und  in  dichtbevölkerten  Gegenden 
heutzutage  die  reinen  Milchwirtschaften  oder  Betriebe  mit  fast 
ausschließlicher  Produktion  von  Gemüse , Obst , Geflügel  bezw. 
Eiern  u.  dgl.  an,  hingegen  in  dünnbevölkerten  Gegenden  Betriebe 
mit  ausschließlicher  Produktion  von  jungem  oder  fettem  Vieh,  in 
höheren  Gebirgsgegenden  auch  die  reinen  Waldwirtschaften  und 
in  Gegenden  mit  mildem  Klima  die  reinen  Weingüter.  Freilich 
ist  die  Industrie  der  Landwirtschaft  in  der  Arbeitsteilung  weit 
vorausgeeilt.  In  der  Landwirtschaft  kann  die  Arbeitsteilung  schon 
aus  natürlichen  Gründen  überhaupt  niemals  den  Umfang  annehmen 
wie  in  der  Industrie,  und  das  ist  für  die  Bevölkerung,  wenigstens 

in  körperlicher  und  geistiger  Beziehung  geradezu  der  größte 
Segen ! 

Die  Industrie  Deutschlands  erlebte  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
insbesondere  seit  Wiederbegründung  des  Deutschen  Reiches  einen 
ungeahnten  Aufschwung.  Als  Ursachen  desselben  muß  man  teils 
die  Beseitigung  der  bei  der  früheren  Kleinstaaterei  bestehenden 
Handels-  und  Verkehrshindernisse  bezw.  Erschwernisse,  teils  den 
Ausbau  weiterer  Verkehrseinrichtungen,  die  geschaffene  Macht- 
stellung des  geeinten  Deutschlands,  die  Segnungen  langdauernden 
Friedens  und  das  Gefühl  der  Sicherheit  im  Schoße  des  mächtigen 
Reiches,  teils  endlich  die  riesigen  Fortschritte  in  Wissenschaft 
und  Technik  und  die  den  deutschen  Industriellen  und  Kaufleuten 
eigene  Tüchtigkeit.  Umsicht  und  Rührigkeit  bezeichnen.  Infolge- 
dessen hat  die  Ausfuhr  gewerblicher  Erzeugnisse  ständig  zuge- 
nommen. Ihr  Wert  beläuft  sich  zur  Zeit  auf  etwa  3500  Mill.  M. 
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Hieran  ist  die  deutsche  Zuckerindustrie  mit  über  230  Mill.  M. 
beteiligt. 

Andererseits  ist  freilich  auch  die  Menge  und  der  Wert  der 
Einfuhr  nach  Deutschland  gestiegen,  doch  nicht  im  Verhältnis 
zur  Ausfuhr.  Der  Wert  der  Einfuhr  beläuft  sich  zur  Zeit  auf 
etwa  4300  Mill.  M.  Davon  machen  geschlachtetes  und  lebendes 
Vieh  etwa  280  Mill,  Wolle  200  Mill,  Eier  80  Mill.  und  Getreide 
300  Mill.  M.  aus.  Die  nachfolgenden  Zahlen  geben  die  Mehrein- 
fuhr (— ) und  Mehrausfuhr  (+)  an  Tieren  nach  der  Stückzahl  und 
an  wichtigeren  tierischen  Produkten  in  Doppelzentnern  nach 
bezw.  aus  Deutschland  in  den  Jahren  1890 — 1895  einschließlich  an. 


i 

Pferde 

Kühe 

1890 

— 73972 

— 103  507 

1891 

— 81  260 

— 130522 

1892 

— 73  *6o 

— 132  266 

«893 

- 55175 

— 80  208 

1894 

— 78029 

— 149403 

1895 

— 95  987 

— 109233 

Kälber 

unter  6 Wochen 

Schweine 

1890 

— 12903 

— 592  482 

1891 

— n 749 

— 730213 

1892 

— II  668 

— 856  400 

«893 

— 1 2 48 1 

— 796  680 

1894 

— 22  643 

— 705  772 

1895 

— 14632 

— 315697 

Ochsen 

Stiere 

Jungvieh 
bis  2\,  Jahr 

— 7 57« 

— 5262 

— 54607 

— 37324 

— 8 099 

— 71302 

— 35958 

— 6 520 

— 70701 

— 34626 

— 7 266 

— 62  295 

— 78  509 

— 14396 

— 102  771 

— 54079 

— 10831 

— 83  083 

Spanferkel 
unter  10  kg 

Schafe 

Lämmer 

— 231  478 

+ 396238 

+ 3834 

— 181  405 

4-  220860 

-h  4434 

— 124  128 

+ 305594 

+ 2504 

— 37985 

+ 420  850 

+ 9805 

— 4 324 

+ 381  278 

4-  7887 

+ 30  633 

+ 332726 

+ 7578 

h 
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Butter,  auch 
Margarine 
D.-Z. 

1890  — * 8 670 

1891  — 30^0 

1892  + 4456 

.1893  * ^471 

1894  + 7 755 

1895  -p  2636 


Käse 

D.-Z. 


— 73  540 

— 65  090 

— 69  118 

— 67  526 

— 67  203 

— 71  365 


Schafwolle 
(ohne  Kämmlinge 
u.  gekämmte  Wolle) 

— I 196000 
— I 3^6  360 

— 1 514  283 

— 1 397  405 

— 1 513205 

— 1 719789 


Eier 

D.Z. 

— 532488 

— 567  050 

— 620759 

— 656759 

— 788891 

— 827931 


E . 

I Die  Mehreinfuhr  an  den  wichtigeren  Getreidearten  betrug  im 

I Durchschnitt  des  Jahrzehnts  1882/91  rund  20  Mill.  Doppel- 

zentner und  zwar  bei  Roggen  7,7,  Weizen  5,7,  Gerste  4,6  und 
Hafer  2 Mill.  Sie  belief  sich  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1892/94  bei  Roggen  auf  4,5,  Weizen  10,2,  Gerste  8,2  und  Hafer 
2.3,  in  Summa  auf  etwa  25  Mill.  Doppelzentner.  Die  jähr- 
liche Produktion  Deutschlands  an  Getreide  schätzt  man  auf  rund 
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150  MiU.  Doppelzentner,  nämlich  bei  Roggen  auf  57,  Weizen 
25,5,  Gerste  22,5  und  Hafer  45  MiU.,  doch  ist  sie  in  Wirklich- 
keit größer.  In  früherer  Zeit  produzierte  die  Landwirtschaft 
Deutschlands  den  Bedarf  desselben  an  den  wichtigeren  Erzeug- 
nissen nicht  nur  vollständig  selbst,  sondern  es  wurden  sogar  er- 
hebliche Mengen  an  Brotgetreide,  sowie  Tieren  und  tierischen 
Produkten  aus  Deutschland  ausgeführt.  So  z.  B.  währte  die  Mehr- 
ausführ  von  Roggen  bis  zum  Jahre  1861  und  diejenige  von  Weizen 
bis  zum  Jahre  1875. 

Den  Grund  zu  der  gesteigerten  Mehreinfuhr  an  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen  sucht  man  in  verschiedenen  Umständen: 
teils  in  der  gestiegenen  Bevölkerungszahl  und  den  erhöhten 
Lebensansprüchen,  z.  B.  dem  stärkeren  Fleischgenuß  und  größeren 
Verzehr  von  Weizenbrot,  statt  Roggenbrotes,  teils  in  der  erhöhten 
Produktion  des  Auslandes  und  der  Entwickelung  des  Verkehrs- 
wesens. Zweifellos  hat  auch  sowohl  die  Macht  des  Großkapitals 
als  auch  das  Börsenspiel  die  Mehreinfuhr  begünstigt,  hingegen  ist 
der  Einfluß  der  Währung  nicht  klar  zu  erkennen.  Hierzu  kommt 
bezüglich  der  Einfuhr  von  Tieren  und  tierischen  Produkten  auch 
die  ungleiche  Behandlung  der  inländischen  gegenüber  den  aus- 
ländischen Erzeugnissen,  als  die  strenge  Fleischkontrolle,  der 
Schlachthofzwang  u.  dgl.  mehr. 

Die  Viehzahl  selbst  hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  in 
Deutschland  beträchtlich  vermehrt;  nur  ist  bei  den  Schafen  eine 
Verminderung  eingetreten.  Es  betrug 


die  Anzahl  der  Pferde  . 

))  » des  Rindviehs 

I,  „ der  Schafe  . 

))  })  „ Schweine 

))  ))  ))  Ziegen  . 


am  IO.  Tan. 

■ 3352231 

. 15776702 
. 24  999  406 

. 7 124  088 

. 2320002 


am  2.  Dez.  1892 
3 836  256 

*7  555  694 
13  589612 
12  174  288 
3091  287 


Zwar  ist  die  Viehzahl  nicht  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungs- 
zahl gewachsen,  doch  muß  man  andererseits  berücksichtigen,  daß 
die  Tiere  an  sich  sowohl  schwerer  als  auch  leistungsfähiger  wurden, 
und  daß  auch  deren  Fütterung  und  Pflege  heutzutage  weit  besser 
als  früher  ist.  Auch  ist  z.  B.  die  Butterausbeute  seit  Gründung 
der  Molkereien  und  Einführung  der  Milchschleudern  erheblich  ge- 
stiegen. Die  Verminderung  der  Zahl  der  Schafe  erklärt  sich  aber 
vorzüglich  aus  den  zurückgegangenen  W^ollpreisen  und  dem  er- 
schwerten Absatz  fetter  Schafe,  namentlich  nach  Frankreich. 
Immerhin  bildet  die  ]\Ienge  pflanzlicher  und  tierischer  Produkte, 
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welche  nach  Deutschland  eingeführt  werden,  nur  einen  genügen 
Teil  im  Verhältnis  zu  derjenigen  Menge,  welche  m Deutschland 
selbst  produziert  wird.  Für  die  Bevölkerung  im  ganzen  ist  die 
Einfuhr  bezw.  die  MögUchkeit  derselben  insofern  von  Bedeutung, 

als  Hungersnöte  und  Teuerungen  heutzutage  kaum  noch  Vorkommen 

können.  Andererseits  aber  wird  gerade  durch  die  erhebliche  eigene 
Produktion  landwirtschafüicher  Erzeugnisse  Hungersnöten  und 
Teuerungen,  welche  z.  B.  durch  Kriege,  Ausfuhrverbote  und 
Spekulationen,  sowie  Mißernten  und  Viehseuchen  im  Auslande 
entstehen  könnten,  am  wirksamsten  vorgebeugt.  Auch  schützt 
die  eigene  Produktion  vor  Ausgabe  event.  riesenhafter  Geld- 
summen und  mancherlei  Konzessionen  gegenüber  dem  Auslande. 

. Die  Produktion  in  der  Landwirtschaft  hängt  wie  bei  keinem 
anderen  Gewerbe  von  dem  Faktor  „Natur“  ab:  sowohl  durch 
Umfang  und  Güte  des  Bodens,  als  auch  durch  Klima,  Jahres- 
witterung und  Jahreszeiten  ist  sie  aufs  engste  begrenzt.  Bei  gutem 
Boden  und  günstiger  Witterung  kann  selbst  der  ungeschickteste 
Landwirt  hohe  Erträge  erzielen,  hingegen  erntet  bei  ungimstiger 
Witterung  selbst  der  geschickeste  Landwirt  geringere  Erträge 
und  zwar  sowohl  in  Quantität  als  auch  in  Qualität.  Bei  ungünstiger 
Witterung  geht  sogar  sehr  oft  ein  Teil  des  erhöhten  Produktions- 
aufwandes verloren,  wogegen  man  bei  günstiger  Witterung  einen 
Teil  der  Auslagen  hätte  sparen  können,  ohne  daß  man  geringere 
Erträge  hätte  zu  befürchten  brauchen.  Bei  sehr  günstiger  Witte- 
rung kann  z.  B.  eine  starke  Düngung  wegen  zu  geilen  Wuchses 
und  Lagerns  der  Pflanzen  sogar  von  direktem  Nachteil  sein.  Die 
ungeheure  Abhängigkeit  von  der  Natur  veranlaßt  viele  Land- 
wirte, an  Kapital  und  Arbeit  mitunter  mehr  zu  sparen,  als  in 
ihrem  eigenen  Interesse  und  im  Interesse  auch  des  Staates  liegt 
Hierzu  kommt,  daß  insbesondere  die  im  allgemeinen  erhebliche 
Verschuldung  der  Landwirte  ihnen  ein  derartiges  Risiko  nicht 
gut  gestattet.  Aber  auch  die  Erträge  aus  Viehzucht  und  Vieh- 
haltung liegen  zum  Teil  in  Verhältnissen  begründet,  auf  welche  der 
einzelne  Landwirt  keinen^  Einfluß  auszuüben  vermag.  So  z.  B. 
werden  die  Erträge  durch  Seuchen  oft  im  höchsten  Maße  ge- 
schmälert, ja  mitunter  selbst  der  ganze  Viehstapel  dadurch  ver- 
nichtet; die  verschiedensten  Schmarotzer  sowohl  auf  Tieren  als 
auch  Pflanzen  schmuggeln  sich  ein  und  werden  unter  Umstanden 
sogar  dem  Menschen  gefährlich.  Der  Landwirt  ist  also  melw  als 
jeder  andere  Gewerbetreibende  von  dem  Segen  von  „oben  ab- 
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hängig,  muß  aber  trotzdem,  so  viel  an  ihm  ist.  sein  Möglichstes 
thun  und  außerdem  bemüht  sein.  Haus  und  Haut  rein  zu  halten 
Genannte  Gefahr  wird  mit  dem  sich  immer  mehr  entwickelnden 
erkel^swesen  und  dem  zunehmenden  Handel  in  landwirtschaft- 
hchen  Produkten  ständig  größer,  und  deshalb  gebietet  es  die  Vor- 
sicht,  daß  der  Landwirt  auch  in  dieser  Beziehung  einige  Kenntnis 
esitzt  damit  er  mahnend  und  warnend  auftreten  kann.  Ohnedies 

ft  ulrT'T  von  Kapital  und  Arbeit  im  lanJ 

^ irtschafthchen  Betriebe,  wenn  sie  rentabel  sein  soll,  erhöhte  An- 

fordemngen  an  Fleiß,  Ein-  und  Umsicht  des  Landwirtes 

Daß  sich  die  Produktion  der  deutschen  Landwirtschaft  über- 
haupt noch  bedeutend  steigern  läßt,  ist  unbestreitbar.  Die  aUg-e- 

Ausführung  von  Grundverbesserungen,  der 
ff’  Hackkultur,  der  verstärkten  Düngung  und  ratio- 

dtrh  der  Verwendung  besten  Saatgutes  und 

des  Anbaues  der  ertragreichsten  Sorten,  sowie  hinsichtlich  der  Vieh- 
zucht die  Ausdehnung  der  Zucht,  die  weitere  Veredelung  der  Vieh- 
. rassen  und  die  allgemeine  Durchführung  der  rationeUen  Fütterung 
und  Pflege  bilden  die  vorzüglichsten  Mittel  dazu.  Besonders  ist  da! 
Genossenschaftswesen  geeignet,  die  jetzt  bereits  von  einzelnen  an- 
gewandten verbesserten  Methoden  und  Mittel  zum  Allgemeineut 
zu  machen,  namentlich  da,  wo  die  Kraft  des  einzelnen  unzulänglich 
ist  Zugeich  Würden  dadurch  Berufsfreudigkeit  und  Berufsthätig- 
t Selbst-  und  Standesbewußtsein,  Nächstenliebe  und  Nächsten- 
achtung. Überhaupt  Gemeinsinn  und  Gemeingefühl  außerordentlich 
gefordert  werden.  Was  die  gesteigerte  Bildung  im  Verein  mit 
dem  Genossenschaftswesen  zu  leisten  vermag,  sehen  wir  unter 
anderem  an  Dänemark,  dessen  Landwirtschaft  seit  Ende  der  6oer 
Jahre  einen  solchen  Aufschwung  nahm,  daß  es  in  Geier  Beziehung 

Defhfh  T Ländern  zum  Muster  dienen  kann. 

Deshalb  ist  es  auch  heiligste  Pflicht  und  Schuldigkeit  der  deutschen 

Regierung,  m erster  Linie  an  diese  beiden  Punkte  die  Hebel  zur 

Beseitigung  des  zeitweiligen  Notstandes  und  überhaupt  zur  Hebung 

der  Landwirtschaft  anzusetzen.  Zugleich  würde  durch  die  Be- 

thatipmg  wohlwollender  Fürsorge  Mut  und  Vertrauen  unter  den 

Landwirten  sich  immer  mehr  festigen.  In  dieser  Beziehung  ist 

watwend  der  letzten  Jahre  bereits  ein  vorzüglicher  Anfang  gemacht 

worden  indem  namentlich  eine  große  Zahl  niederer  landwrtschaft- 

hcher  Untemchteanstalten.  sowie  auch  ^-on  Genossenschaften  dieser 

Zeit  Ihre  Entstehung  verdanken.  Die  Förderung  der  Bildung  und 
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des  Genossenschaftswesens  wird  auch  fast  von  jedermann  als  recht 
und  billig  anerkannt.  Gerade  diese  beiden  Maßregeln  sind  in  erster 
Linie  imstande,  die  deutsche  Landwirtschaft  gegenüber  dem  Auslande 
dauernd  konkurrenzfähig  zu  erhalten,  hingegen  haben  die  anderen 
von  Berufenen  und  Unberufenen  vorgeschlagenen  Maßnahmen  zum 
Schutze  unserer  Landwirtschaft,  wie  z.  B.  hohe  Einfuhrzölle  und 
das  Getreidemonopol,  mit  Ausnahme  der  Maßregeln  des  „Rein- 
haltens unseres  Hauses  und  unserer  Haut“,  immer  etwas  sehr  Ge- 
hässiges und  Verbitterndes  an  sich.  Gesellen  sich  zu  obigen  Maß- 
regeln ein  gutes  Verkehrswesen  und  niedrige  Tarife  für  land- 
wirtschaftliche Bedarfsgegenstände,  dann  ist  für  das  Bestehen  und 
Gedeihen  der  deutschen  Landwirtschaft  die  sicherste  und  ge- 
sundeste Grundlage  gelegt. 

Die  Erlernung  der  Landwirtschaft  beschränkte  sich  in  früherer 
Zeit  wesentlich  auf  die  Aneignung  manueller  Fertigkeiten,  und 
selbst  dieses  hielt  man  häufig  für  überflüssig,  weil  man  zur  Aus- 
führung der  Arbeiten  doch  seine  Leute  und  Beamten  hatte.  Der 
zukünftige  Gutserbe  war  vielfach  der  verhätschelte  „kleine  Bauer“, 
welcher  vielleicht  nur  die  Dorfschule  besuchte,  und  der  zukünftige 
Großgrundbesitzer  in  seinen  jungen  Jahren  in  der  Regel  Offi- 
zier oder  Jurist,  nur  nicht  Landwirt.  Das  Dienen  in  fremden 
Wirtschaften  unter  pflichternsten  Landwirten  hielt  man  vielleicht 
für  überflüssig  oder  unbequem;  höchstens  begnügte  man  sich 
mit  einer  sogen.  Volontärstellung,  also  einem  Leben  und  Lernen 
ad  libitum.  Und  doch  lassen  sich  pflichtbewußte,  in  ihrem  Berufe 
tüchtige  Männer  im  allgemeinen  nur  durch  ernste  Schulung 
erziehen  und  heranbilden.  Manche  Besitzer  wurden  zudem  auch 
zu  früh  selbständig;  sie  besaßen  beim  Antritt  des  Gutes  noch  zu 
wenig  Lebenserfahrung  und  erkannten  deshalb  auch  zu  wenig  den 
Wert  tüchtiger  Wirtschaftsbeamten  und  anderen  guten  Personals. 
Aber  auch  noch  heute  werden  diese  im  Verhältnis  zu  ihrer  Leistung 
im  allgemeinen  zu  gering  bezahlt  und  zu  geringschätzig  be- 
handelt. 

Die  Notwendigkeit  der  gründlichen  Vor-  und  Ausbildung  wird 
einem  jedem  noch  mehr  einleuchten,  wenn  man  die  Größe  des 
Vermögensobjektes  berücksichtigt,  welches  die  Landwirte  zu  ver- 
walten haben.  Was  zunächst  die  Erlernung  der  praktischen  Ar- 
beiten anbetrifft,  so  passiert  es  doch  gar  zu  oft  im  Betriebe,  daß 
auch  der  Herr  selbst  mal  eingreifen  oder  die  Arbeiten  vormachen 
muß,  besonders  in  neuerer  Zeit  bei  der  zunehmenden  Unbotmäßig- 
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keit  und  Ungeschicklichkeit  gerade  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter, denn  gar  häufig  sind  diese  doch  nur  der  Ausschuß  der 
Fabrikbevölkerung,  wenigstens  in  industriellen  Gegenden.  Zum 
Vermachen  der  Arbeit  gehört  aber  eine  durch  Uebung  erworbene 
gewisse  Fertigkeit.  Letztere  stärkt  zugleich  wieder  das  Selbst- 
bewTißtsein  und  das  entschiedene,  aber  doch  maßvolle  Auftreten 
gegenüber  den  Untergebenen,  wie  denn  andererseits  Achtung  und 
Idebe  der  Arbeiter  gegenüber  ihrem  Herrn  dm-ch  solches  Ein- 
greifen und  Vormachen  nur  gewinnen  und  deren  Fleiß  und  Eifer 
wirksamst  angespomt  werden  kann.  „Der  Wirt  muß  vorauf!“ 

Der  Nutzen  und  die  Notwendigkeit  der  theoretischen  Aus- 
bildung wird  zwar  mehr  und  mehr  anerkannt,  doch  haben  die 
landwirtschaftlichen  Fach-  und  Wanderlehrer  in  manchen  Gegenden 
zur  Zeit  noch  mit  den  größten  Widerwärtigkeiten  zu  kämpfen. 
Ihre  Arbeit  ist  mitunter  die  reine  Pionierarbeit:  gar  oft  müssen 
sie  die  unsichtbarsten  Gräben  anlegen,  um  an  das  feste  Bollwerk 
der  Unwissenheit  und  des  Trotzes  heranzuschleichen,  doch  mit  jedem 
Schüler  oder  sonstigen  Anhänger,  welchen  sie  gewinnen,  lockern 
sie  das  Gefüge  der  anscheinend  uneinnehmbaren  Z\vingburg. 

Die  Schulung  und  Stellungnahme  in  fremden  Betrieben  und 
außerdem,  wenn  möglich,  in  verschiedenen  Gegenden  ist  für  die  an- 
gehenden Landwirte  besonders  deshalb  empfehlenswert,  weil  man 
unter  Fremden  sowohl  am  besten  gehorchen  und  befehlen  lernt, 
als  auch  den  Gesichtskreis  am  meisten  erweitert.  In  der  elter- 
lichen Wirtschaft  hält  man  die  Ausführung  dieser  oder  jener  Maß- 
regeln meistens  für  selbstredend,  denkt  nicht  weiter  darüber  nach, 
denn  man  meint,  es  müsse  so  und  könne  oder  brauche  doch  nicht 
anders  zu  sein ; man  kennt  eben  keine  anderen  Methoden.  Im 
allgemeinen  glaubt  jeder  gewöhnliche  Bauer,  wie  er’s  mache,  so 
sei  es  allein  richtig,  und  jede  Bauernfrau  hält  gerade  ihre  Butter 
für  die  beste  oder  aber  jeder  anderen  gegenüber  mindestens 
für  gleichwertig.  Diese  Einseitigkeit  und  Befangenheit  wird  durch 
das  „Herauskommen“  am  sichersten  verscheucht:  dann  stellt  man 
Vergleiche  an,  prüft  und  schärft  Nachdenken  und  Urteil.  Zudem 
wdrkt  ein  von  Fremden  ausgesprochenes  Wort  ganz  anders  als 
der  Wunsch  oder  Befehl  der  Eltern.  Im  Handwerk  und  Handels- 
stand sind  die  Lehr-  und  Wanderjahre  bezw.  der  Dienst  bei 
anderen  Meistern  und  Chefs  seit  alter  Zeit  anerkanntes  Bedürfnis 
und  zwar  nicht  nur  behufs  Erwerbung  von  Fach-,  sondern  auch 
von  Menschenkenntnis.  Daß  aber  Schwerfälligkeit  und  Engherzig- 


Die deutsche  Landwirtschaft  in  der  Gegenwart  und  Zukunft. 


keit  speciell  auch  von  den  deutschen  Bauern  leicht  und  unver- 
mutet abgestreift  werden,  wenn  sie  in  andere  Verhältnisse  kommen, 
das  sehen  wir  besonders  an  den  Auswanderern  nach  überseeischen 
Ländern,  dort  krempelt  sich  ihre  wahre  Natur  erst  heraus. 

Die  Förderung  der  Bildung  und  somit  auch  die  Erweiterung 
des  Gesichtskreises  der  Landwirte  ist  unstreitig  die  wichtigste 
^laßnahme,  um  die  deutsche  Landwirtschaft  auf  die  den  jeweiligen 
Zeitverhältnissen  entsprechende  und  eine  der  Industrie  und  dem 
Handel  ebenbürtige  Stufe  zu  stellen.  Wir  wollen  uns  daher  jetzt 
mit  der  Frage  befassen,  ob  es  überhaupt  möglich  und  wünschens- 
wert sei,  daß  die  deutsche  Landwirtschaft  erhalten  bleibt,  und 
welche  etwaigen  Vorteile  mit  der  Erhaltung  und  hohen  Blüte  der 
heimischen  Landwirtschaft  verbunden  sein  werden. 

Ein  altes  Sprichwort  sagt:  „Hat  der  Bauer  Geld,  so  hat’s  die 
ganze  Welt“,  und  wahrlich,  für  so  widersinnig  man  diese  Worte 
in  manchen  Kreisen  neuerdings  halten  mag,  so  bleiben  sie  dennoch 
immer  und  ewig  zutreffend.  Der  Wert  der  Ausfuhr  unserer  In- 
dustrie ist  allerdings  groß,  allein  gegen  die  Warenmenge,  welche 
im  Inland  selbst  verbraucht  wird,  ist  sie  doch  minimal.  Nur  Luxus- 
und  Modeartikel  machen  in  dieser  Beziehung  manche  Ausnahme, 
doch  sind  derartige  Fabrikationszweige  auch  den  schwankendsten 
Konjunkturen  unterworfen:  heute  herrscht  vielleicht  fieberhafte 
Nachfrage  nach  solchen  Artikeln,  während  schon  morgen  die  be- 
stellten Waren  kaum  noch  abgenommen  werden;  es  treten  oft 
riesige  Verluste  ein.  Infolge  neuer  Muster  und  Moden  müssen 
neue  Maschinen  angeschafft  und  neue  Betriebsräume  gebaut  wer- 
den, während  die  alten  fast  nichts  mehr  wert,  wenigstens  nicht 
mehr  konkurrenzfähig  sind.  Solches  trifft  mehr  oder  weniger  auch 
bei  anderen  Ausfuhrartikeln  zu:  bald  ist  die  Nachfrage  eine  große, 
bald  so  unbedeutend,  daß  die  Fabrik  vielleicht  nur  noch  arbeitet, 
damit  die  Maschinen  nicht  verrosten.  Hohe  Einfuhrzölle,  Ein- 
fuhrerschwernisse und  Einfuhrverbote,  Krisen,  Kriege  und  andere 
Maßnahmen  und  Verhältnisse  im  Auslande  machen  unsere  Export- 
industrie oft  zum  reinen  Spielball  und  führen  große  Kapitalver- 
luste herbei.  Hierzu  kommt,  daß  sich  die  Industrie  im  Auslande 
immer  mehr  entwickelt,  zumal  das  Kapital  bezw.  Geld  international 
ist;  manche  deutschen  Fabrikanten  haben  sich  infolge  der  hohen 
Einfuhrzölle  des  Auslandes  dort  sogar  niedergelassen.  Die  sicherste 
und  eigenste  Grundlage  einer  gedeihlichen  heimischen  Industrie 
einschließlich  des  Handwerks  und  des  Handels  bildet  der  Konsum 
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des  Inlandes,  und  gerade  dieser  hängt  wieder  im  höchsten  Maße 
von  dem  Ausfall  der  Ernte  bezw.  den  Einnahmen  der  Landwirte 
ab.  Das  weiß  jeder  Geschäftsmann,  auch  wenn  er  es  offen  nicht 
bekennt.  Eben  deshalb  ist  es  aber  auch  höchst  wünschenswert, 
daß  die  in  der  Landwirtschaft  thätige  Bevölkerung  eine  recht 
zahlreiche,  und  daß  die  Landwirtschaft  selbst  eine  recht  intensive 
sei.  Zugleich  sind  die  Erträge  beim  intensiven  Betriebe  von  den 
Einflüssen  der  Witterung  und  des  Klimas  weniger  abhängig  als 
diejenigen  beim  extensiven  Betriebe.  Hierzu  kommt,  daß  wir  uns 
den  Export  nach  dem  Auslande  durch  bare  Geldaufwendungen  und 
Konzessionen  oft  teuer  erkaufen  müssen,  was  beim  inländischen 
Konsum  aber  nicht  der  Fall  ist.  Allerdings  kommt  durch  den 
Export  auch  viel  Geld  ins  Land,  und  viele  Hände  finden  dadurch 
Arbeit  und  Verdienst.  Ferner  wird  durch  die  zahlreiche  industrielle 
Bevölkerung  der  Verbrauch  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  ver- 
mehrt und  ihr  Preis  ein  höherer.  Deshalb  treffen  wir  in  industrie- 
reichen Gegenden  in  der  Regel  gleichfalls  eine  lohnende  Land- 
.wirtschaft  an.  Auch  wird  dadurch  wiederum  die  Grundlage  zu 
einer  Menge  anderer  größerer  und  kleinerer  Gewerbe  gelegt. 
Zwar  hat  die  Industrie  in  der  betreffenden  Gegend  für  die 
Landwirtschaft  daselbst  die  Nachteile  bedeutender  Lohnsteigerung 
und  selbst  Mangel  an  landwirtschaftlichen  Arbeitern  zur  Folge, 
doch  ist  dies  bei  den  günstigen  Absatzverhältnissen  wohl  oder 
übel  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Am  wenigsten  wird  davon 
aber  derjenige  Landwirt  betroffen,  der  den  größten  Teil  der  Ar- 
beitskraft in  der  eigenen  Familie  besitzt. 

Die  leibhaftige  Schwester  der  Landwirtschaft  ist  die  Forst- 
wirtschaft, und  auch  durch  diese  ist  das  Gedeihen  der  Industrie 
und  des  Handels  im  höchsten  Maße  bedingt,  denn  der  Wald 
bildet  nicht  nur  eine  Einnahmequelle,  sondern  ist  auch  auf  die 
klimatischen  und  die  Wasser\^erhältnisse  eines  Landes  bezw.  einer 
Gegend  von  größtem  Einfluß.  Manche  Industriezweige,  wie  z.  B. 
Färbereien  und  Wäschereien,  verbrauchen  große  Mengen  Waisser, 
andere  benutzen  die  billigere  Weisserkraft , und  ebenso  sind 
Schiffsfrachten  und  der  Versand  in  Flößen  wohlfeiler  als  der 
Transport  auf  dem  Landwege.  Da  die  Waldungen  Deutschlands 
25,82  Proz.  der  Gesamtfläche  des  Landes  einnehmen  und  zu  etwa 

Privatforsten  sind,  so  ist  die  gute  Beschaffenheit  und  eine 
den  Verhältnissen  des  Landes  angemessene  Verteilung  und  Aus- 
dehnung der  Waldungen  auch  für  Handel  und  Industrie  von 
größter  Wichtigkeit. 
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Eine  weitere  außerordentliche  Bedeutung  der  heimischen  Land- 
wirtschaft beruht  darin,  daß  Grund  und  Boden  das  willkommenste 
und  gefahrloseste  Objekt  bilden,  um  die  durch  Industrie  und 
Handel  erzielten  Reichtümer  und  Ueberschüsse  anzulegen.  Grund 
und  Boden  sind  noch  der  Aufnahme  unendlicher  Kapitalien  fähig, 
und  auch  die  Viehzucht  kann  noch  gewaltig  ausgedehnt  und  ver- 
bessert werden.  Allüberall  treten  uns  auf  dem  Lande  Zustände 
entgegen,  deren  Besserung  sowohl  im  privat-  als  staatswirtschaft- 
lichen Interesse  dringend  geboten  erscheint:  es  liegen  in  Deutsch- 
land sehr  ausgedehnte  Flächen  überhaupt  noch  öde,  sehr  viele 
Waldungen  befinden  sich  in  einem  geradezu  traurigen  Zustand, 
Grundstückszusammenlegungen,  Ent-  und  Bewässerungen  sind 
noch  an  sehr  vielen  Stellen  durchzuführen,  gute  Wege,  Eisen- 
bahnen und  Wasserstraßen  würden  Absatz  und  Preise  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte  heben  und  beschleunigen  und  den  Bezug 
landwirtschaftlicher  Bedarfsartikel  erleichtern  und  verbilligen. 
Speciell  kann  die  Zucht  von  Pferden,  Rindvieh,  Schweinen  und 
Ziegen,  sowie  auch  Geflügel-  und  Bienenzucht  noch  außerordent- 
lich ausgedehnt  und  verbessert  werden,  ebenso  der  Obst-  und 
Gemüsebau.  Auch  läßt  sich  der  Ackerbau  durch  stärkere  Düngung 
und  besseres  Zusammenhalten  sowohl  der  tierischen  als  auch  der 
menschlichen  Exkremente , durch  Einführung  und  Verbreitung 
der  Tief-,  Drill  - und  Hackkultur  noch  in  ungeahntem  Maße 
heben  u.  s.  w.  Da  der  landwirtschaftliche  Betrieb  im  allgemeinen 
aber  weniger  lohnend  ist,  und  seine  Natur  einen  hohen  Konser- 
vatismus in  sich  trägt,  ist  es  um  so  mehr  Pflicht  der  Allgemein- 
heit, des  Staates,  hier  anregend,  helfend  und  fördernd  einzugreifen. 
Das  in  Industrie  und  Handel  angelegfte  Kapital  rentiert  im  allge- 
meinen weit  höher,  doch  ist  andererseits  seine  Sicherheit  eine 
geringere.  Deshalb  ist  es  das  Bestreben  vorsichtiger  Geschäfts- 
leute, keineswegs  ihr  ganzes  Vermögen  und  die  Geschäftsüber- 
schüsse in  das  Geschäft  zu  stecken,  sondern  einen  Teil  derselben 
in  anderen  Werten  anzulegen.  Neuerdings  geschieht  solches  be- 
sonders in  Grund  und  Boden.  Gar  manche  Güter  und  bäuerliche 
Stellen,  sowie  auch  Grundstücksparzellen  werden  von  Fabrikanten 
und  Großkaufleuten  aufgekauft  und  so  die  eigentlichen  Landwirte 
ausgekauft.  Auf  diese  Art  häuft  sich  Macht  und  Reichtum  in 
den  Händen  einzelner  Personen  immer  mehr  an,  während  anderer- 
seits durch  den  ständigen  Ankauf  der  Grundstücke  und  Güter 
die  Steuerkraft  gerade  dieser  leistungsfähigsten  Kreise  erheblich 
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geschwächt  wird  und  dementsprechend  die  übrigen  Staatsbürger 
um  so  stärker  herangezogen  werden  müssen.  Letzteres  ist  um  so 
bedauerlicher,  als  der  Staat  gerade  im  Interesse  unserer  Industrie 
und  des  überseeischen  Handels  durch  Vermehrung  der  Flotte, 
Einrichtung  und  Unterstützung  von  Postdampferlinien,  Entsendung 
von  Sachverständigen  u.  s.  w.  erhebliclie  Aufwendungen  auf  Kosten 
der  Gesamtheit  macht  und  unter  Umständen  selbst  in  politische 
Verwickelungen  geraten  kann.  Zudem  sehen  die  vermögendsten 
Personen  auch  weniger  auf  die  Rente,  den  Ertrag  des  Grund  und 
Bodens,  als  vielmehr  auf  den  mit  dem  ausgedehnten  Besitz  ver- 
bundenen Einfluß  auf  das  öffentli('he  Leben,  die  angesehene 
gesellschaftliche  Stellung,  Ausübung  der  Jagd  u.  dgl.  mehr.  Das 
einst  mächtige  römische  Reich  ist  an  der  Latifundienbildung  zu 
Grunde  gegangen;  gleichfalls  wird  als  Englands  größte  innere 
Schwäche  der  dort  vorherrschende  Latifundienbesitz  bezeichnet, 
und  eben  deshalb  vUrd  es  auch  eine  der  vornehmsten  Sorgen  der 
deutschen  Regierung  sein,  der  Latifundienbildung  thunlichst  vor- 
.zubeugen.  Allerdings  ist  es  geradezu  unmöglich,  die  überschüssigen 
Kapitalien  der  Industrie  und  des  Handels  fortgesetzt  in  diesen 
Zw'eigen  menschlichen  Schaffens  anzulegen,  zumal  in  einigen  Ar- 
tikeln bereits  Ueberproduktion  herrscht;  andererseits  aber  ist  es 
für  unseren  Staat  und  das  Deutsche  Reich  auch  wieder  die  größte 
Gefahr,  wenn  sich  der  Grundbesitz  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten 
gleichsam  lawinenartig  in  den  Händen  einzelner  Personen  anhäuft 
und  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  thätigen  Bevölkerung  und  die 
Produktion  in  der  Landwirtschaft  in  demselben  Verhältnis  abnimmt. 

Grund  und  Boden  bilden  aber  nicht  allein  in  materieller  Be- 
ziehung den  sichersten  Reservefond  unseres  nationalen  Reichtums, 
sondern  sie  schließen  auch  den  unerschöpflichen  Born  unserer 
physischen  und  moralischen  Volkskraft  in  sich.  Die  Landbevölke- 
rung ist  die  reiche  Quelle  jugendlicher  Frische  und  Kraft  des 
ganzen  Volkes,  namentlich  der  Städte  und  der  Industriegegenden, 
denn  das  Altern  und  Absterben  des  Menschengeschlechtes  geht 
hier  wegen  der  ungesunden  Arbeitsräume,  der  mitunter  gefahr- 
vollen Arbeitsstätten,  der  einseitig  körperlichen  oder  übermäßig 
geistigen  Anstrengung,  sowie  übertriebener  Genußsucht  und  zu 
üppiger  Lebensweise  verhältnismäßig  viel  schneller  vor  sich  als 
auf  dem  Lande;  z.  B.  sterben  nach  Rubner  in  Preußen  von  je 
10000  Einwohnern  alljährlich  in  den  Städten  304,  auf  dem  Lande 
dagegen  280.  Ein  großer,  mitunter  der  größte  Teil  des  Zuwachses 
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der  Städte  datiert  ohnedies  bekanntlich  vom  Lande;  auch  ist  die 
Zahl  der  Geburten  hier  erwiesenermaßen  größer  als  dort.  Wie 
die  Statistik  nämlich  lehrt , überwiegt  die  Bevölkerung  unter 
10  Jahren  auf  dem  Lande;  vom  lo. — 20.  Lebensjahre  verschiebt 
sich  schon  das  Verhältnis  zu  Gunsten  der  Stadt,  von  20 — 50  Jahren 
übenviegt  die  Bevölkerung  in  der  Stadt,  während  vom  50.  Lebens- 
jahre ab  die  Bevölkerung  auf  dem  Lande  wieder  vorherrschend 
ist.  Das  beweist,  daß  die  Landjugend  in  ^e  Städte  wandert,  und 
daß  das  höhere  Alter,  nachdem  die  besten  Kräfte  verbraucht  sind 
oder  der  Körper  gar  siech  geworden  ist,  auf  das  Land  zurück- 
kehrt hezw,  abgeschoben  wird.  Gleichfalls  ist  die  Zahl  der  militär- 
tauglichen Personen  in  ländlichen  Bezirken  im  Verhältnis  zur  Be- 
völkerungszahl größer  als  in  städtischen  bezw,  industriellen  Be- 
zirken, obwohl  diese,  wie  wir  sahen,  einen  großen  Zuwachs  jungen 
Volkes  vom  Lande  erhalten.  Beispielsweise  entfallen  auf  je 
10000  Einwohner  an  Wehrfähigen  in  Ostpreußen  66,71,  West- 
preußen 59,72,  Pommern  58,17  und  Posen  60,12,  hingegen  in 
Hannover  45,41,  Rlieinland  45,89,  Westfalen  45,54,  Berlin  und 
Brandenburg  39,55  und  im  Königreich  Sachsen  38,82.  Deshalb 
sollte  man  auch,  je  mehr  man  das  Anwachsen  der  Stadt-  und 
Industriebevölkerung  beobachtet,  um  so  mehr  beflissen  sein,  gleich- 
falls dem  Lande  eine  starke  Bevölkerung  zu  erhalten.  Außerdem 
ist  solches  auch  schon  deshalb  dringend  geboten,  weil  die  Land- 
bevölkerung das  natürlichste  Gegengewicht  gegen  den  fluktuieren- 
den und  niv^ellierenden  Sinn  der  Städter  und  insbesondere  den 
stärksten  Damm  gegen  Sozialdemokratie  und  Kommunismus 
bildet.  Gleichfalls  ist  speciell  der  Bauernstand  der  mit  den  Fort- 
schritten der  Kultur  aufs  beste  verträgliche  Mittelstand  der  bürger- 
lichen Gesellschaft.  Das  Fehlen  des  Mittelstandes  führt  aber  um  so 
mehr  zu  Neid,  Mißgunst  und  Unzufriedenheit,  je  mehr  sich  die 
Extreme  von  Reich  und  Arm  entwickeln.  Auch  ist  die  Bevölke- 
rung des  platten  Landes  an  Zucht,  Gehorsam  und  Achtung  ins- 
gemein weit  besser  gewöhnt  als  die  der  Städte  und  Fabriken. 
Ueberhaupt.  so  dürfen  wir  wohl  sagen,  ist  die  Erhaltung  zahl- 
reicher Grundbesitzer  und  einer  starken  Landbevölkerung  gleich- 
bedeutend mit  der  Erhaltung  der  wirtschaftlichen  Kraft  und  der 
politischen  Machtstellung  Deutschlands. 

Durch  die  neuere  Entwickelung  der  Industrie-,  sowie  der 
Handels-  und  Verkehrsverhältnisse  mirden  der  deutschen  Land- 
wirtschaft tiefe  Wunden  geschlagen.  Der  Schlag,  welchen  sie 
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empfing,  war  vorauszusehen;  ein  gewaltsamer  Schutz  hätte  ihn 
zwar  verzögert,  seine  Wucht  aber  keineswegs  abgeschwächt.  Sie 
wird  die  Schmerzen  wohl  oder  übel  verwinden,  und  werden  die 
Wunden  mit  der  Zeit  verharschen,  wofern  nur  kräftigst  geholfen 
wird.  Im  wirtschaftlichen  und  nationalen  Interesse  Deutschlands 
war  jene  Entwickelung  nicht  aufzuhalten;  das  Land,  welches  sich 
gegen  Weltmarkt  und  Weltverkelu*  hätte  abschließen  wollen, 
würde  offenbar  verkümmern.  In  eben  demselben  Interesse  liegt  aber 
gleichfalls  die  Erhaltung  und  Fördi^rung  unserer  Landwirtschaft, 
denn  nur  das  Land  wird  dauernd  am  besten  bestehen,  in  welchem 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  auf  einer  gesunden  und  dem 
jeweiligen  Fortschritt  in  Wissenschaft  und  Technik  entsprechenden 
Grundlage  beruhen. 
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Die  Preise  der  käufliehen  Düngemittel 

in  den  letzten  25  Jaliren 

und  ihr  Einfluss  auf  die  landwirtschaftliche  Produktion 

in  Norddeutschland. 


Von 


Prof.  Dr.  Friedrich  Holdefleiss 

in  Breslau. 
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Bei  den  jetzigen  landwirtschaftlichen  Zuständen  ist  das  Streben 
nach  Verbilligung  der  Produktion  unter  den  Mitteln, 
welche  die  schwere  Krise  zu  überwinden  helfen  sollen,  das  am 
allermeisten  und  nachdrücklichsten  geltend  gemachte.  Diese  \’'er- 
billigung  der  Produktion  ist  nun  freilich  leider  gerade  in  der 
Landwirtschaft  außerordentlich  schwierig  durchzuführen,  weil  die 
wichtigsten  Produktionsfaktoren,  Boden  und  Arbeit,  nicht  nur 
nicht  zu  verbilligen,  sondern  immer  teurer  geworden  sind  und 
immer  noch  kostspieliger  werden. 

Was  den  Grund  und  Boden  anbetrifft,  so  weiß  jeder,  daß 
die  Preise  für  denselben  gegen  früher  in  ständiger  Progression 
ganz  außerordentlich  gestiegen  sind;  ja  es  wird  meistens  als 
Argument  gegen  die  Berechtigung  der  Klagen  über  die  schlechte 
Lage  der  Landwirtschaft  angeführt,  daß  doch  die  ungeheure  Wert- 
steigerung des  Bodens  anzeige,  wie  sehr  derselbe  begehrt  sei,  wie 
lockend  es  demnach  sein  müßte,  Landwirtschaft  zu  treiben.  Doch 
ist  dieses  Argument  nicht  zutreffend ; feststehend  ist  dagegen  nur, 
daß  die  Preise,  welche  für  landwirtschaftlichen  Boden,  sowohl  beim 
Kaufe  als  auch  bei  Pachtung  gezahlt  werden,  unaufhörlich  sich 
erhöht  haben,  und  daß  gerade  hierdurch  die  Produktion  immer 
kostspieliger,  die  wirtschaftliche  Existenz  der  Landwirte  immer 
schwieriger  geworden  ist. 

Für  diese  unverhältnismäßige  Steigerung  der  Bodenpreise 
sind  mannigfache  Gründe  wirksam,  am  wesentlichsten  kommen 
wohl  folgende  beiden  in  Betracht: 

i)  Es  giebt  sehr  viele  Kapitalisten,  welche  — sei  es  nur  um 
sich  eine  angesehene  gesellschaftliche  Position  zu  schaffen,  sei  es, 
um  einen  Teil  ihres  Vermögens  sicher,  wenn  auch  nur  zu  ganz 
geringen  Zinsen  anzulegen  — Grundbesitz  erstreben.  Diese  be- 
gnügen sich  meistens  mit  einer  Verzinsung  des  Grundkapitals 
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von  1—2  Proz.  oder  verzichten  gar  vorläufig  ganz  auf  eine  Rente, 
und  können  das  sehr  wohl,  da  der  Hauptstock  ihres  Vermögens, 
anderwärts  werbend,  ihnen  hierzu  die  Mittel  gewährt.  Mit  diesen 
Konkurrenten  auf  den  Plan  zu  treten,  ist  für  die  eigentlichen 
Landwirte,  welche  von  ihrer  landwirtschaftlichen  Thätigkeit  leben 
müssen,  und  welche  von  ihrem  beschränkten  Vermögen  durch- 
aus eine  entsprechende  Rente  verlangen  müssen,  um  existieren 
zu  können,  außerordentlich  schwer,  vielfach  unmöglich. 

2)  Aber  auch  abgesehen  hiervon,  und  selbst  bei  Uebernahme 
von  Pachtungen,  wo  jene  Kapitalisten  nimmer  konkurrieren,  sind 
die  Preise  durch  die  Konkurrenz  dcir  eigentlichen  Landwirte  unver- 
hältnismäßig hoch  getrieben,  weil  der  Bestand  an  Grund 
und  Boden  bei  uns  ein  beschränkter  ist,  sich  nicht 
vermehren  läßt,  und  weil  jeder  unternehmende  Landwirt 
immer  wieder  hofft,  durch  Intelligenz,  Tüchtigkeit,  Fleiß,  auch 
wohl  Glück  mehr  zu  leisten,  als  seine  Konkurrenten,  und  dadurch 
eine  zu  teure  Uebernahme  wett  machen  zu  können. 

Der  letzte  Grund  giebt  die  Veranlassung,  daß  so  viele  tüchtige 
Landwirte  eigentlich  nur  für  Fremde,  für  die  teuren  Verpächter 
oder  für  die  Kapitalgeber  arbeiten  und  schließlich  doch  den  Kampf 
aufgeben  müssen.  Man  kann  fast  uneingeschränkt  sagen,  daß 
diese  geschilderte  Konkurrenz  den  größten  Teil  der  Landwnrte, 
welche  in  den  letzten  20  Jahren  ein  Gut  neu  übernommen  haben, 
von  vornherein  in  eine  beinahe  hoffnungslose  Lage  gebracht  hat. 

Der  Kampf  mit  dieser  Gnmdkalamität  wird  dann  aber 
noch  erschwert  durch  die  immer  schlimmer  werdende,  an  vielen 
Stellen  kaum  noch  überwindliche  Arbeiternot.  Auch  dies 
zweite  Produktionsmittel,  die  landwirtschaftliche  Arbeit,  ist,  wie 
hier  nur  angedeutet  werden  soll,  unendlich  verteuert  worden.  Es 
ist  eine  Thatsache,  die  — wenn  auch  bestritten  — doch  überall 
erwiesen  w^erden  kann,  daß  ein  Quantum  geleisteter  Arbeit  zur 
Zeit  nirgends  so  teuer  gelohnt  wird,  wie  in  der  Landwirtschaft. 
Es  sind  die  mannigfachsten  Gründe,  welche  der  Landwirtschaft  alle 
tüchtigen  Arbeitskräfte  entziehen;  daß  sie  für  geleistete  Arbeit 
w’eniger  zahle,  als  die  Industrie  und  andere  Gew’erbe,  das  ist  es 
jedenfalls  nicht.  Hierzu  kommt  noch,  daß,  während  jede  Industrie 
durch  Vervollkommnung  des  maschinellen  Betriebes  den  Bedarf 
an  Arbeitern  ungeheuer  hat  einschränken  können  oder  — was 
dasselbe  sagt  — es  erreicht  hat,  daß  ein  Arbeiter  ohne  größere 
Anstrengung  ein  viel  reichlicheres  Quantum  an  Arbeit  leisten 


» 


Die  Preise  der  käuflichen  Düngemittel  in  den  letzten  25  Jahren. 


kann,  eine  auch  nur  annähernd  ähnliche  Einschränkung  der 
manuellen  Arbeit  in  der  Landwirtschaft  absolut  nicht  durchzuführen 
ist.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  ganz  besonders  erst  in  den 
letzten  circa  5 Jahren  mit  erschreckender  Gefährlichkeit  aufge- 
tretene Arbeitsverteuerung  und  Arbeiternot  in  der  Land- 
wirtschaft zu  schildern  und  im  einzelnen  zu  beweisen;  aber  alle, 
w^elche  direkt  mit  diesen  Verhältnissen  zu  thun  haben,  kennen  die 
Thatsache,  daß  von  allen  Kalamitäten,  welche  zur  Zeit  auf  der 
Landwirtschaft  lasten,  keine  so  verhängnisvoll  ist  wie  diese. 

Der  Druck,  welcher  durch  die  Verteuerung  des  Grund 
und  Bodens  und  der  Arbeitskräfte  den  Betrieb  in  einer 
solchen  Weise  erschwert,  daß  eine  Besserung  nicht  abzusehen  ist, 
muß  die  Landwirte  dazu  drängen,  der  rentabelsten  Verwendung 
des  Betriebskapitals  die  höchste  Aufmerksamkeit  zuzuw^enden ; 
und  es  läßt  sich  w^ohl  verstehen,  daß  viele  dem  Gedanken  näher 
treten,  die  Verwendung  des  Betriebskapitals  einzuschränken,  also 
w^eniger  intensiv  wTe  bisher  zu  wirtschaften. 

Sehr  instruktiv  ist  in  dieser  Beziehung  eine  auch  sonst  außer- 
ordentlich interessante  Berechnung  des  Amtsrats  HOPPENSTEDT. 
In  einer  ausführlichen  Veröffentlichung:  „Die  Preise  in  ihrer  Ein- 
wirkung auf  die  landwirtschaftliche  Rente“  sucht  er  in  erster 
Linie  den  zerstörenden  Einfluß,  w^elchen  die  sinkenden  Preise  der 
eigenen  landwirtschaftlichen  Produkte  auf  die  Rente  ausüben, 
darzustellen ; doch  ergeben  sich,  wie  aus  jeder  erschöpfenden 
thatsächlichen  Schilderung  wirklicher  Verhältnisse,  aus  seinen  Dar- 
stellungen w'ertvolle  Resultate  von  noch  allgemeinerer  Bedeutung. 
Hoppenstedt  beschreibt  eine  Wirtschaft,  welche  in  ihren  Zu- 
ständen im  allgemeinen  typisch  ist  für  Tausende  von  ähnlichen 
Gütern,  w^^elche  aber  in  ihren  Resultat  en  ganz  besonders  typisch 
ist  für  noch  viel  mehr  Wirtschaften,  auch  für  solche  mit  nicht 
ähnlichem  Boden,  denn  fast  überall  haben  sich  die  Verhältnisse  in 
ähnlicher  Weise  entwickelt.  Die  von  Hoppenstedt  beschriebene 
Wirtschaft,  in  Nordwestdeutschland  gelegen,  besitzt  fast  durch- 
gehends  tiefgründigen  Lehmboden  mit  genügendem  Kalkgehalt 
und  umfaßt: 
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Sie  ist  in  durchaus  rationeller  Weise,  mit  Benutzung  aller 
neueren  Fortschritte  und  mit  allem  Aufwand  von  Intelligenz  ge- 
leitet. Das  Facit  der  eingehenden  Berechnung  über  den  Betrieb 
der  letzten  30  Jahre  kann  in  folgenden  Zahlen  zusammengefaßt 
werden : 


die  Roherträge  betrugen  . , 
die  Wirtschaftskosten  be- 
trugen   

1864—1873 
*>3  44* 

79287 

1873-1877 
143  651 

98  874 

1877—1886 
197  242 

144  694 

1886 — 1895 
215522 

177998 

blieben  Reinerträge 

34  *54 

44  777 

52548 

37  524 

das  Pachtgeld  betrug  . . . 

23  500 

34  000 

34000 

33  500 

blieben 

II 654 

*0777 

18  548 

4024 

das  ist  eine  Verzinsung  des 
Betriebskapitals  von  , . . 

7,3  Proz. 

5,ii  Proz. 

9,1  Proz. 

1,9  Proz. 

Das  Bild,  welches  diese  Zahlen  entrollen,  ist  in  hervorragendem 
Maße  bezeichnend: 

Die  Roherträge  haben  sich  im  letzten  Jahrzehnt  gegenüber 
dem  ersten  um  rund  100000  M.,  das  sind  90  Proz.  gehoben,  wahr- 
lich ein  glänzendes  Zeugnis  für  die  durch  alle  Mittel  forcierte 
„Hebung  der  Landwirtschaft** ! Aber  dann  „die  Kehrseite  der 
Medaille“!  Die  Wirtschaftskosten  haben  sich  ebenfalls  um  rund 
100000  M.,  das  ist  um  124  Proz.  vermehrt!  Und  der  Reinertrag 
ist  im  letzten  Jahrzehnt  mithin  fast  genau  derselbe  wie  im  ersten. 
Aber  die  Sache  liegt  bei  weitem  nicht  so  einfach,  daß  man  schlecht- 
hin sagen  kann;  „wenigstens  ist  das  Resultat  das,  daß  bei  den 
veränderten  Zeitverhältnissen  derselbe  Reinertrag  erzielt  wird“; 
denn  es  ist  nicht  als  gleichgiltig  zu  betrachten,  daß  100000  M. 
mehr  an  Wirtschaftskosten  nur  so  eben  mit  durchgeführt  werden 
das  Kapital  hierzu,  das  entsprechend  vermehrte  Betriebskapital 
muß  doch  zunächst  vorhanden  sein,  es  ist  das  Risiko  hierfür  zu 
tragen.  Doch  damit  noch  nicht  genug:  auch  das  Pachtgeld  ist 
von  23  500  auf  33  500  M.,  das  sind  43  Proz.  gestiegen,  so  daß  der 
Reingewinn  von  1 1 654  auf  4024  M.  gefallen  ist.  Aber  auch  dieser 
Betrag  ist  nicht  etwa  Unternehmergewinn,  Entgelt  für  aufge- 
wandte Arbeit  und  Intelligenz,  sondern  nur  die  Verzinsung  des 
Betriebskapitals  zu  1,9  Proz.  Und,  ich  wiederhole,  ähnlich  wie 
hier  liegen  die  Verhältnisse  in  der  allergrößten  Mehrzahl  der 
Fälle!  Also  das  ist  das  Resultat  der  so  viel  gepriesenen  Hebung 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  der  Anspannung  aller  Intelli- 
genz und  Energie,  der  Aufwendung  und  des  Risikos  an  ganz 
ungeheuer  vermehrtem  Betriebskapital! 
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Ist  es  da  zu  verwundern,  daß  in  erster  Linie  daran  gedacht 
wird,  die  Wirtschaftskosten  zu  verringern? 

In  der  Zusammenstellung  der  Wirtschaftskosten  nehmen  bei 
der  HOPPENSTEDT’schen  Wirtschaft  die  erste  Stelle  ein: 


Löhne 

künstliche  Düngemittel 
käufliche  Futtermittel 


Summa 


Also  abgesehen  von  den  oben  schon  berührten,  so  höchst 
verteuerten  Arbeitslöhnen,  ist  es  besonders  der  Aufwand  an  Dünge- 
und  Futtermitteln,  welcher  die  Wirtschaftskosten  so  sehr  erhöht. 
Die  drei  Posten  betrugen  im  letzten  Jahrzehnt  92415  M.,  das  sind 
52  Proz.  der  gesamten  Wirtschaftskosten.  In  der  That  hört  man 
in  den  Kreisen  der  Landwirte  außer  über  die  unaufhaltsam 
wachsenden  Arbeitslöhne  am  meisten  über  die  jährlich  steigenden 
Ausgaben  für  Dünge-  und  Filtermittel  klagen.  Denn  gerade  diese 
beiden  Posten  nehmen  bei  der  immer  zunehmenden  Intensität  des 
Betriebes  immer  größere  Summen  in  Anspruch,  in  nicht  wenig 
Wirtschaften  verhältnismäßig  noch  mehr  als  in  der  Hoppenstedt- 
schen;  und  ohne  Zweifel  würde  es  eine  wesentliche  Ersparung 
an  Wirtschaftskosten  sein,  wenn  diese  Ausgaben  vermieden  oder 
auch  nur  reduziert  werden  könnten.  Die  Höhe  dieser  Ausgaben 
hängt  ab: 

1)  von  dem  Quantum  der  verbrauchten  Präparate, 

2)  von  den  Preisen  derselben, 

und  es  dürfte  von  Interesse  sein,  zu  untersuchen,  wie  sich  die 
Preise  dieser  für  einen  intensiven  Betrieb  gewöhnlich  als  be- 
zeichnend erklärten  Stoffe  entwickelt  haben. 

Die  Aufwände  für  Grund  und  Boden  und  für  Arbeitskräfte 
müssen  immer  geleistet  werden,  solange  man  überhaupt  Land- 
wirtschaft betreiben  will;  höchstens  kann  man  den  Verbrauch  an 
letzteren  etwas  einschränken,  wenn  sie  zu  wenig  rentabel  werden ; 
es  geschieht  das  entweder  durch  Vereinfachung,  also  extensive 
Gestaltung  des  Betriebes,  oder  dadurch,  daß  man  die  Leistung 
der  Arbeiter  zu  erhöhen  sucht.  Der  Aufwand  für  käufliche  Dünge- 
und  Futtermittel  dagegen  ist  durchaus  freiwillig;  es  sind  Wirt- 
schaften denkbar,  und  es  giebt  deren  sehr  wohl,  welche  keine 
Ausgabe  hierfür  machen. 
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Die  Sache  liegt  so:  Ist  der  Aufwand  für  diese  Stoffe  rentabel, 
so  ist  er  nicht  nur  gerechtfertigt,  sondern  geboten.  Wird  er  aber 
nur  höchstens  gedeckt  durch  den  erzielten  Mehrertrag,  so  ist  die 
Ausgabe  zu  unterlassen ; man  meint  dann  meistens,  daß  dies  einen 
Uebergang  zur  extensiven  Wirtschaft  bedeute,  doch  ist  das  noch 
nicht  notwendig,  sondern  es  ließe  sich  denken,  daß  dieser  nicht 
mehr  rentable  Aufwand  durch  andere  Maßnahmen  ersetzt,  und 
daß  dabei  ähnlich  intensiv  gewirtschaftet  werden  könnte.  Bei- 
spielsweise ist  sehr  damit  zu  rechnen,  daß  die  • künstlichen  Dünge- 
mittel ersetzt  werden  könnten  durch  vermehrte  Produktion  von 
Dünger  in  der  eigenen  Wirtschaft,  sowie  daß  anstatt  der  käuf- 
lichen Kraftfuttermittel  größere  Mengen  von  selbstgeemteten 
Futterstoffen  zu  füttern  wären.  In  der  That  ist  viel  hiervon  die 
Rede,  und  es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Möglichkeit  hierzu 
vorhegt:  es  ist  nur  die  Frage,  was  rentabler  ist,  und  hierzu  ist 
eine  Prüfung  der  Preise  unerläßlicli. 

In  vorliegender  Arbeit  soll  die  Frage  nur  in  Betreff  der 
künstlichen  Düngemittel  behandelt  werden. 


Künstliche  Düngemittel. 

Die  künstlichen  Düngemittel  sind  marktgängige  Ware,  sie 
können  jederzeit  gekauft  werden,  ja  man  kann  in  ihnen  sogar 
spekulieren.  Insbesondere  der  Chilisalpeter  wird  meistens  auch 
von  den  Landwirten  schon  ein  Jahr  vor  der  Lieferung  gehandelt, 
und  es  spielt  dann  immer  eine  gewisse  Rolle,  ob  jemand  günstiger 
oder  ungünstiger  abgeschlossen  hat. 

Es  kommen  vorzugsweise  folgende  Düngemittel  in  Betracht: 

A.  stickstoffhaltige  Düngemittel, 

B.  phosphorsäurehaltige  Düngemittel, 

C.  Kalisalze, 

D.  Kalkpräparate. 

Die  beiden  letzteren  haben  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
einen  mehr  gleichmäßigen  Preis  gehabt;  ihr  Gebrauch  ist  auch 
ein  weniger  geregelter  als  deijenige  der  beiden  erstgenannten ; 
namentlich  aber  ist  ihre  Wirkung  keine  so  einfache,  nur  chemische, 
sondern  eine  höchst  mannigfaltige ; infolgedessen  hat  das  Pfund 
Kali  in  den  verschiedenen  Kalipräparaten  einen  verschiedenen 
Preis,  und  ebenso  das  Pfund  Kalk  in  den  verschiedenen  Kalkarten. 


Die  Preise  der  käuflichen  Düngemittel  in  den  letzten  25  Jahren. 

Die  beiden  sollen  daher  aus  dieser  Betrachtung  ausgeschieden 
bleiben,  da  ein  derartiges  Eingehen  auf  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse,  wie  ihre  Behandlung  erfordern  würde , über  den 
Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen  dürfte. 

Eine  ganz  andere  Stellung  nehmen  die  beiden  ersten  ein,  sie 
sind  allgemein  gekannt,  werden  allgemein  angewendet;  ohne  sie 
erscheint  ein  intensiver  Betrieb  kaum  noch  denkbar.  Was  sie 
aber  ganz  besonders  nutzbar  und  als  Handelsware  gebrauchsfähig 
macht,  das  ist,  daß  man  die  Art  ihrer  Wirkung  genau  zu 
kennen  meint.  Ihre  Wirkungsweise  ist  eine  verhältnismäßig  ein- 
fache, sie  hängt  genau  ab  von  dem  Gehalt  an  einem  bestimmten 
chemischen  Stoffe,  an  Stickstoff  bei  den  einen,  an  Phosphor- 
säure bei  den  anderen.  Diese  beiden  letztgenannten  Stoffe  sind 
es  direkt,  welche  einzig  und  allein  den  Wert  der  Präparate  be- 
stimmen, alle  übrigen  neben  ihnen  in  den  Düngemitteln  vor- 
handenen Bestandteile  sind  irrelevant.  Die  betreffenden  Dünge- 
mittel werden  daher  nur  nach  dem  Gehalte  an  diesen  Stoffen  ge- 
handelt, und  man  fragt  nicht  mehr:  „was  kostet  ein  Centner  Guano 
oder  Superphosphat?“  sondern  „was  kostet  ein  Kilo  Stickstoff  oder 
Phosphorsäure?“  Es  ist  das  nicht  hoch  genug  zu  würdigende 
Verdienst  der  agrikultur-chemischen  Versuchsstationen,  den  Handel 
mit  diesen  Düngemitteln  in  solche  Bahnen  gebracht  zu  haben. 
Methoden  zu  wissen,  durch  welche  der  Wert  solcher  Düngemittel 
auf  dem  Wege  einer  einfachen  chemischen  Analyse  bis  auf  den 
letzten  Pfennig  bestimmt  werden  kann.  Es  giebt  kaum  ein  anderes 
Produkt  des  Massenverbrauchs,  in  welchem  das  Geschäft  rein- 
licher und  klarer  wäre,  als  mit  diesen  künstlichen  Dungstoffen. 
Während  bei  fast  allen  anderen  Produkten,  wie  z.  B.  Getreide 
und  sonstigen,  eine  Wertbestimmung  von  Sachverständigen  nur 
nach  allgemeinen,  nie  fest  zu  umgrenzenden  Merkmalen  vorge- 
nommen werden  kann,  giebt  bei  den  Düngemitteln  die  untrüg- 
liche chemische  Analyse  eine  feste,  unumstößliche  Zahl  für  den 
Wert.  Wenn  ein  Chilisalpeter  anstatt  15,50  Proz.  Stickstoff  nur 
15,25  Proz.  enthält,  so  ist  er  klipp  und  klar  um  soviel  minder- 
wertig, als  das  fehlende  ^ Proz.  Stickstoff  wert  ist.  Nur  beim 
Zucker  ist  eine  ähnlich  exakte  Wertbestimmung  noch  gebräuchlich, 
hat  sich  aber  hier  erst  nach  Analogie  des  Handels  mit  künstlichen 
Düngemitteln  so  ausgebildet.  Diese  Sicherheit  des  Handels 
ist  von  ganz  unschätzbarem  Werte. 
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A.  Stickstoffhaltige  Düngemittel. 

Die  stickstoffhaltigen  künstlichen  Düngemittel  sind  die 
beliebtesten  und  die  am  meisten  angewandten,  da  ihre  Wirkung 
am  meisten  in  die  Augen  fallend  ist.  Chilisalpeter  wendet  jetzt 
schon  fast  jeder  Bauer  an,  und  dieses  Düngemittel  ganz  besonders 
hat  die  Vorliebe  für  künstliche  Düngung  in  so  hohem  Grade 
entstehen  lassen,  weil,  wo  nur  eine  Handvoll  desselben  auf  den 
Acker  geworfen  worden,  schon  nach  wenigen  Tagen  der  bloße 
Augenschein  den  deutlichsten  Erfolg  im  üppigeren  Stand  der 
Pflanzen  aufweist. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  stickstoffhaltige  Handelsdünge- 
mittel, welche  in  größeren  Mengen  auftreten:  der  Chilisalpeter 
und  das  schwefelsaure  Ammoniak;  die  übrigen,  wie  das 
Blutmehl , das  Knochenmehl , treten  gegenüber  diesen  beiden 
zurück,  und  der  Preis  des  in  diesen  enthaltenen  Stickstoffs  hängt 
ab  von  dem  Preise  jener. 

Die  beiden  ersteren  sind  nun  aber  höchst  verschieden.  Der 
Chilisalpeter  enthält  Proz.  Stickstoff  und  zwar  in  Form 

von  Salpetersäure,  gebunden  an  Natrium,  als  salpetersaures 
Natrium.  Das  ist  diejenige  Form  des  Stickstoffs,  in  welcher  die 
Pflanzen  ihn  unmittelbar  brauchen,  nur  in  dieser  Form  kann  er 
ohne  weiteres  in  die  Pflanzenwurzel  eindringen  und  von  den 
Pflanzen  verarbeitet  werden : daher  seine  schnelle,  augenblickliche 
Wirkung.  Der  Chilisalpeter  ist  daher  der  Stickstoffdünger  par 
excellence;  sein  Preis  ist  der  Mal  tob  für  den  Preis  des  Stick- 
stoffs überhaupt;  der  Wert  der  übrigen  Stickstoffformen  bestimmt 
sich  nach  Maßgabe  dessen,  in  welchem  Verhältnis  ihre  Wirkung 
zu  derjenigen  des  Chilisalpeters  steht. 

Das  schwefelsaure  Ammoniak  dagegen  enthält  20,5 
bis  21  Proz.  Stickstoff  und  zwar  in  Form  von  Ammoniak,  ge- 
bunden an  Schwefelsäure.  In  diest;r  Form  wird  der  Stickstoff  von 
der  Pflanze  nicht  aufgenommen,  sondern  er  muß  erst  im  Boden 
in  Salpetersäure  umgewandelt  werden,  ehe  er  von  den  Pflanzen 
aufgenommen  und  verwertet  werden  kann.  Er  wirkt  daher  um 
so  viel  langsamer.  Diesem  für  das  schwefelsaure  Ammoniak 
ungünstigen  Unterschiede  steht  allerdings  noch  ein  anderer 
günstiger  gegenüber. 
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Der  Chilisalpeter  ist  außerordentlich  beweglich  im  Boden;  was 
nicht  alsbald  verbraucht  wird,  das  geht  leicht  verloren,  da  es  vom 
Boden  nicht  festgehalten  wird. 

Das  Ammoniak  dagegen  wird  vom  Boden  absorbiert,  für 
späteren  Bedarf  aufgehoben.  Der  Unterschied  stellt  sich  daher 
so:  der  Chilisalpeter  wirkt  schnell,  ist  aber  leicht  Verlusten  aus- 
gesetzt, wird  leicht  erschöpft;  das  schwefelsaure  Ammoniak 
wirkt  langsam  aber  anhaltend,  seine  Natur  sorgt  für  einen 
haushälterischen  Verbrauch. 

Aber  es  besteht  noch  ein  weiterer  wichtiger  Unterschied: 
Chilisalpeter  ist  ein  ausländisches  Produkt,  dessen  Vertrieb  in  den 
Händen  einiger  weniger  Importeure  liegt ; das  schwefelsaure 
Ammoniak  dagegen  ist  inländischer  Herkunft,  es  ist  ein  Neben- 
produkt jeglicher  Steinkohlen  Verarbeitung;  mit  jedem  Centner  ver- 
brauchter Steinkohlen  werden  ®/4 — i Pfd.  Stickstoff  frei.  Solange 
es  daher  noch  Steinkohlen  giebt,  ist  die  Möglichkeit  der  Ammo- 
niakgewnnnung  vorhanden.  Es  ist  von  ganz  immensem  Vorteil^ 
diese  beiden  konkurrierenden  Stickstoffdünger  von  ganz  ver- 
schiedener Herkunft  zu  besitzen.  Würden  wir  das  schwefelsaure 
Ammoniak  nicht  haben,  so  würden  die  Chilisalpeter-Importeure 
den  Preis  für  diesen  diktieren  können;  durch  das  Vorhandensein 
des  schw^ef eisauren  Ammoniaks  auf  dem  Markte  ist  es  mög- 
lich gewiesen,  den  Preis  des  Chilisalpeters  so  niedrig  zu  stellen, 
als  es  zum  Glück  für  die  Landwirtschaft  geschehen  ist.  Man 
kann  immer  beobachten,  daß  wenn  der  Chilisalpeter  im  Preise 
steigt,  in  kurzer  Zeit  zum  Ammoniak  gegriffen  wnrd,  daß  dagegen, 
w^enn  der  Preis  des  Chilisalpeters  niedriger  ist,  dieser  bald  vor- 
gezogen wird. 

a)  Chilisalpeter. 

Im  Chilisalpeter  ist  es  also  der  Stickstoff,  dessen  Preis 
uns  interessiert.  Aber  bei  jedem  dieser  Dungstoffe  kommt  es 
nicht  in  erster  Linie  darauf  an,  w^as  sie  auf  dem  Markte  kosten, 
sondern  darauf,  w^elchen  Dungwert  sie  besitzen : ob  sie  überhaupt 
eine  Düngewnrkung  ausüben  und  in  welchem  Grade.  Erst  dann, 
wenn  man  den  zu  erwartenden  Effekt  kennt,  wird  man  danach 
fragen,  was  das  Mittel  kostet,  und  erst  dann  kann  man  berechnen, 
ob  es  teuer  oder  billig  ist.  Die  genaue  Vorherbestimmung  des  Effekts 
ist  nun  freilich  bei  allen  landwirtschaftlichen  Maßnahmen  unmög- 
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lieh,  und  kaum  annäherungsweise  vorzunehmen,  da  es  immer  von 
zu  viel  begleitenden  Umständen  abhängt,  ob  der  Effekt  eintritt. 
Man  kann  daher  nur  von  einem  wahrscheinlichen  Effekte  reden. 

Paul  W agxer  hat  sich  bemüht,  durch  eine  sehr  große 
Anzahl  von  höchst  erfindungsreich  und  subtil  angestellten  Ver- 
suchen festzustellen,  welche  Düngewirkung  der  Chilisalpeter  im 
Durchschnitt  der  Fälle  auf  die  Kulturpflanzen  ausübt,  wenn  er 
reinlich  und  ohne  Einschränkung  seine  Wirkung  äußern  kann, 
d.  h.  wenn  alle  übrigen  Produktionsfaktoren  im  Ueberschuß  vor- 
handen sind,  also  wenn  alle  sonstigen  Nährstoffe  reichlich 
gegeben  werden,  der  Stickstoff  aber  mangelt,  wenn  Feuchtig- 
keit und  Wärme  im  Optimum  dargeboten  werden,  wenn  der 
Chihsalpeter  in  der  Weise  appliciert  wird,  daß  er  voll  zur  Wirkung 
kommt,  also  daß  keine  Stickstoffverluste  durch  Auswaschen 
eintreten,  und  wenn  jede  Möglichkeit  einer  Schädigung  fern  ge- 
halten wird. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  man  theoretisch  dem  Wirkungs- 
werte des  Chilisalpeters  nur  gerecht  werden  kann,  wenn  man  ihm 
die  Möglichkeit  zur  Entfaltung  seiner  Düngewirkung  uneinge- 
schränkt verschafft,  also  wenn  man  alle  jene  „Wenn“  erfüllt.  Aber 
es  wird  auch  zugegeben  werden  müssen,  daß  in  der  Praxis,  wo 
eben  alle  jene  Vorbedingungen  selten  zu  gleicher  Zeit  erfüllt  sind, 
die  zu  erwartenden  Erfolge  in  der  Regel  doch  noch  etAvas  anders 
ausfallen  müssen. 

Nach  P.  Wagner’s  Ermittelungen  sind  100  kg  Chili- 
salpeter von  mittlerem  Stickstoff gehalte  imstande  zu 
produzieren: 

300  kg  Weizenkörner  mit  entsprechendem  Stroh, 

300  „ Roggenkörner  „ „ 

400  n Gerstenkörner  ^ 

400  ^ Haferkömer  _ 

1 80  ^ Rübsenkömer  - ^ 

3600  „ Kartoffeln  „ ^ Kraut 

6400  „ Zuckerrüben  „ entsprechenden  Blättern, 

5500  „ Futterrunkeln  „ ^ ’ 

5300  r Möhren  „ entsprechendem  Kraut. 

Das  würde  also  die  rein  theoretische,  allen  Fährlichkeiten  der 
Praxis  entrückte  Düngewirkung  des  Chilisalpeters  sein.  Allerdings 
ein  sehr  günstiges  Resultat ! Denn  die  Geldwerte,  welche  von 

T „ .V  Wagner,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Pflanzenemährung. 

I.  Teil : Die  Stickstoffdüngung.  Berlin,  Paul  Parey,  1892,  S.  104  ff. 
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100  kg  Chilisalpeter  im  Werte  von  15 — 16  M.  erzielt  werden 

könnten,  würden  z.  B.  betragen  für  die  verkäuflichen  Produkte,  1 |j 


mit  Ausschluß  von  Stroh  und  Kraut: 
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Das  würden  in  der  That  sehr  bestechende  Zahlen  sein!  Bei 
dem  Risiko  freilich,  welches  durch  die  thatsächlichen  Vorkomm- 
nisse der  Praxis  entsteht,  verlieren  sie  viel  von  ihrer  Beweiskraft ; 
wenn  auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  in  der  Praxis  ähnliche 
und  noch  höhere  Mehrerträge  durch  Anwendung  von  100  kg 
Chilisalpeter  erzielt  werden. 

Jedenfalls  können  nur  diese,  nach  exakter  Methode  ge- 
wonnenen Ertragszahlen  als  Maßstab  für  den  Dungeffekt  dieses 
Düngemittels  herangezogen  werden. 

Welches  ist  nun  der  Preis  des  Chilisalpeters,  und  wie  haben 
sich  die  Preise  in  den  letzten  Jahrzehnten  entwickelt? 

Der  Chilisalpeter  wird  von  englischen  Importeuren  in  den 
Handel  gebracht;  für  den  Großhandel  bilden  daher  die  englischen 
Preise  die  Grundlage. 

Von  englischen  Durchschnittspreisen  habe  ich  die  folgenden 
sammeln  können:  s.  Tabelle  I und  II. 


Tabelle  I. 

Importpreise  ab  Hamburg. 

Preise  pro  100  kg  Chilisalpeter  seit  dem  Jahre  1880, 
in  den  für  die  Preisentwickelung  bezeichnendsten  Monaten. 

(Die  Monate  sind  so  gewählt,  daß  immer  von  dem  einen  zum  nächsten  ge- 
nannten Monat  ein  gleichmäßiges  Steigen  oder  Fallen  des  Preises  stattfand.) 


Januar 

38,00  M. 

1882  Febmar 

28,00  M. 

März 

37,00  ,, 

März 

29,00  „ 

April 

35, ÄO  „ 

Juli — August 

25,^0  ,, 

Mai 

29.00  „ 

November — Dezember 

24,00  „ 

uni 

27,00  „ 

1883  März 

25,00  „ 

uii 

29,50  „ 

J uni — September 

21,50  ,, 

November 

28,00  „ 

1884  Januar 

20,50  „ 

April 

31,00  „ 

März 

19,50  „ 

Juni 

27,50  „ 

Mai 

18,50  „ 

Dezember 

30,00  „ 

August — September 

20,00  „ 

FRIEDRICH  HOLDEFLEISS, 


1885  Januar — März 
April 

September 

November 

1886  Januar — April 
Juni — November 
Dezember 

1887  Februar 
April— Mai 

J uli — November 

1888  Januar 
März 

{uni — August 
iovember 
1889  Januar 
März 
April 
Juni 

Juli — Dezember 
1890  Januar— Februar 
März — August 
September 
Dezember 
1891  März 

Mai— Juli 

November — Dezember 


18.50  M.  1892  Februar 

*9,50  „ Juni 

^2,10  „ Juli — September 

V November — Dezember 

22,15  „ 1893  März 

*8,15  „ April 

*7,50  „ Mai 

18,75  „ Juni 

22.50  „ Juli 

*7,50  „ September— Dezember 

19,25  „ 1894  März 

2*, 00  „ April 

18.00  „ Juli — Dezember 

21,60  „ 1895  Januar — März 

22,50  ,,  i^ril 

2*,öo  „ Mai — August 

*8,75  „ September 

*^)^®  »j  Oktober — Dezember 

17.00  „ 1896  Januar 

*^>■*0  „ Februar 

*^»*0  „ März — April 

*^>60  ),  Juni— August 

*5,20  „ September — Dezember 

*8,50  „ 1897  Frühjahr 

*7,15  „ Herbst 

*8,50  ,, 


Tabelle  II. 

Jahresdurchschnittspreise  pro  100  kg  Chilisalpeter  und  pro  i kg 

Stickstoff  seit  dem  Jahre  1880. 


1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 
*888 


In  Tabelle  I sind  die  Schwankungen  der  Preise  innerhalb 
der  einzelnen  Jahre  zugleich  mit  zu  ersehen. 

In  Tabelle  II  dagegen  sind  die  Jahresdurchschnittspreise,  so- 
wolü  für  100  kg  Chilisalpeter,  als  auch  für  i kg  Stickstoff  be- 
rechnet und  zusammengestellt,  und  es  geht  hieraus  hervor,  daß 
die  Preise  um  50  Proz.  gefallen  sind.  Allerdings  bewegen  sie 
sich  nach  der  ^ ersten  Tabelle,  also  wenn  man  die  Monatspreise 
berücksichtigt,  in  einer  Zickzacklinie,  und  zwar  so,  daß  mit  wenigen 


►ro  100  kg 
hilisalpeter 
M. 

pro  I kg 
otickstoii 
Pf. 

pro  100  kg 
Chilisalpeter 
M. 

3*^40 

203 

1889 

18, 50 

29,30 

188 

1890 

*6,20 

20,40 

*70 

1891 

*7,58 

22,30 

*44 

1892 

*7,46 

19,40 

125 

1893 

*8,94 

20,30 

*3* 

1894 

18,93 

*9,48 

126 

1895 

*6  55 

19,00 

*23 

1896 

/ 

*3i*o 

*9,00 

126 

1897 

*4,90 
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Ausnahmen  in  den  ersten  Monaten  der  Jahre  gegenüber  den 
letzten  Monaten  des  Vorjahres  die  Preise  um  einige  Mark  in  die 
Höhe  gehen,  im  Herbst  aber  in  der  Regel  wieder  fallen,  doch  so, 
daß  die  allgemeine  Richtung  der  Linie  eine  fallende  ist. 

Dieses  bedeutende  Steigen  und  Fallen  innerhalb  fast  jedes 
Jahres  ist  von  wesentlicher  Bedeutung  und  ist  nicht  bloß  ver- 
anlaßt durch  Spekulation.  Der  Chilisalpeter  wird  vorzugsweise 
zur  Frühjahrsbestellung  verwandt;  er  wird  daher  von  den  Land- 
wirten fast  nur  in  den  2 Monaten  Februar  und  März  verlangt 
Schon  daraus  ließe  sich  eine  Preissteigerung  für  diese  Zeit  er- 
klären; hierzu  kommt  aber,  daß  die  Zufuhr  zu  Schiffe  in  den 
Wintermonaten  erschwert  ist.  Es  hat  sich  daher  der  Gebrauch 
herausgebildet,  daß  nicht  nur  die  auf  dem  Festlande  verstreuten 
Düngerhandlungen,  sondern  auch  die  größeren  Landwirte  und  die 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  schon  in  den  Sommer- 
monaten des  Vorjahres  den  Chilisalpeterbedarf  für  das  nächste 
Frühjahr  abschließen.  Hierdurch  erhalten  sie  die  billigeren  Sommer- 
preise für  die  nächstjährige  Ffühjahrslieferung,  und  die  Importeure 
stehen  dem  nicht  nur  nicht  entgegen,  sondern  suchen  dies  direkt 
zu  unterstützen.  Denn  durch  dieses  frühzeitige  Sammeln  fast 
aller  Bestellungen  sind  sie  imstande,  rechtzeitig  die  Gewinnung 
und  den  Transport  sehr  großer  Quantitäten  vorzubereiten,  wodurch 
es  allein  schon  ermöglicht  wird,  billiger  zu  liefern.  Durch  diesen 
Gebrauch  haben  die  einzelnen  Landwirte,  und  zwar  nicht  nur  die 
größeren,  sondern  auch  die  an  Genossenschaften  und  Vereine 
angeschlossenen  kleineren,  die  Möglichkeit,  von  den  billigsten 
Preisen  des  Jahres  Nutzen  zu  ziehen,  indem  sie  an  einer  Art  von 
Spekulation  beteiligt  werden,  welche  in  dieser  Form  durchaus 
berechtigt  und  begründet  ist.  Ja,  diese  Art  der  Spekulation  hat 
noch  weiter  segensreich  gewirkt:  hat  doch  gerade  sie  zu  einem 
guten  Teile  dazu  beigetragen,  daß  die  Preise  für  Chilisalpeter 
immer  niedriger  geworden  sind;  denn  der  letztere  konnte  immer 
billiger  geliefert  werden,  weil  infolge  der  zeitigen  festen  Ab- 
schlüsse eine  frühzeitige  Feststellung  des  Jahresbedarfs  und  eine 
Sicherung  des  Massenabsatzes  ermöglicht  wmrde. 

Hierdurch  ist  es  gekommen,  daß  es  einen  Kleinhandel  im 
Chilisalpeter  nur  in  geringem  Umfange  giebt,  daß  dieses  Dünge- 
mittel ohne  wesentliche  Zuschläge  zu  den  Preisen  des  Großhandels 
in  die  Hände  der  Landwirte  kommt. 

Jedenfalls  aber  geht  aus  jener  Zusammenstellung  hervor,  daß 
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die  Preisentwickelung  des  Chilisalpeters  eine  durchaus  vorteilhafte 
ist;  sind  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte  im  Laufe 
der  letzten  Jahrzehnte  erheblich  gesunken,  so  ist  in  noch  höherem 
Grade  auch  der  Preis  des  für  die  Produktion  wichtigsten  Dung- 
mittels niedriger  geworden,  und  der  letztere  steht  durchaus  in 
keinem  Mißverhältnis  zur  Größe  der  Produktion.  Wenn  - wie 
nicht  zu  leugnen  ist  — die  Ausgabe  für  künstliche  Düngemittel 
erheblich  gestiegen  ist,  so  liegt  dies  nicht  an  dem  höheren  Preise, 
smidern  an  der  ungeheuren  Vergrößerung  des  Verbrauchs.  Und 
die  letztere  ist  außer  durch  die  überzeugende  Kraft  des  sichtbaren 
Lrtolges  vorzugsweise  veranlaßt  gerade  durch  die  niedrigen  Preise. 
Bei  der  zur  Zeit  zu  beobachtenden  Preisentwickelung  ist  also 
nicht  anzuraten,  im  allgemeinen  ilen  Gebrauch  des  Chilisalpeters 
einzuschränken.  Macht  sich  eine  Beschränkung  der  Wirtschafts- 
kosten notwendig,  so  würde  eine  Kürzung  jedes  anderen  Postens 
e er  zu  empfehlen  sein,  als  eine  Ersparnis  dieser  Ausgabe.  Kann 
dieser  Satz  im  allgemeinen  ausgesprochen  werden,  so  ist  freilich 
im  besonderen  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  auch  der  Chili- 
salpeter  nicht  immer  mit  gleicher  Sicherheit  die  oben  angeführten 
. ehrertrage  liefert,  daß  also  von  einzelnen  Landwirten  trotz  allem 
sehr  sorgfältig  geprüft  werden  muß,  ob  die  vorliegenden  Umstände 
einen  Erfolg  versprechen,  ob  das  Risiko  der  Ausgabe  auch  ge- 
wagt werden  kann.  Denn  gerade  beim  Chilisalpeter  ist  das  Risiko 
deswegen  um  so  größer,  weil  er  keine  Nachwirkung  äußert, 
und  weil  das,  was  von  ihm  nicht  sogleich  zur  Wirkung  kommt, 
dann  verloren  geht.  Ferner  darf  nicht  vergessen  werden,  daß 
in  vielen  Fällen  nur  die  Strohernte  vermehrt  wird,  nicht  dagegen 
die  Kornerernte;  ja  daß  er  sogar  nicht  selten  geradezu  eine 
guahtatsverschlechterung  bewirkt,  in  manchen  Fällen  auch 
Neigung  zum  Erkranken  der  Pflanzen,  zum  sogenannten  Befallen 
(Rost  beim  Weizen)  hervorruft. 

Kurz,  auch  bei  dem  noch  am  sichtbarsten  wirkenden  Chili- 
salpeter ist  Vorsicht  geboten,  und  es  ist  nach  meiner  Erfahrung 
nicht  zu  leugnen,  daß  manches  Quantum  unnötig,  nicht  selten 
zum  Schaden  gelben  wird,  also  daß  trotz  des  verhältnismäßig 
bilh^n  Preises  die  Ausgabe  nicht  blind,  ohne  specielle  Prüfung 
des  Falles  geleistet  werden  darf. 

_ Wenn  gesagt  wurde,  daß  im  Chilisalpeter  der  Stickstoff  das 
einzige  in  Betracht  kommende  Agens  sei,  so  muß  schließlich  noch 
hervorgehoben  werden,  daß  dies  allerdings  nach  der  allgemeinen 
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Auffassung  zutrifft,  und  daß  auch  bei  der  Wertsberechnung  nur 
allein  der  Stickstoff  berechnet  wird,  daß  es  aber  streng  genommen 
doch  nicht  vollständig  richtig  ist.  Zunächst  äußert  der  Chilisalpeter 
außer  der  bloßen  düngenden  Wirkung  des  Stickstoffs  noch 
mancherlei  physikalische  Einflüsse,  teils  zuträglicher,  teils 
ungünstiger  Art.  So  scheint  er  den  Boden  etwas  feuchter  zu 
halten , verkrustet  aber  auch  beim  Abtrocknen  den  Acker 
leicht.  Dann  aber  ist  durch  R Wagner  (a.  a.  O.  S.  226  ff.)  es 
wahrscheinlich  gemacht,  daß  auch  das  Natron,  an  welches  im 
Chilisalpeter  der  Stickstoff  gebunden  ist,  unter  Umständen  eine 
günstige  Wirkung  ausüben  kann  und  z.  B.  auf  kaliarmen  Böden 
einen  Teil  des  Kali  ersetzen  kann.  Auch  durch  diese 
Eigentümlichkeit  hat  er  eine  gewisse  Ueberlegenheit  über  das 
schwefelsaure  Ammoniak,  welches  kein  Natron  enthält. 

Ferner  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  in  manchen  Chili- 
salpeterposten ein  Pflanzengift , Perchlorat  (überchlorsaures 
Natron)  vorhanden  ist,  welches  bei  einem  Gehalt  von  mehr  als 
I Proz.  eine  Schädigung  des  Pflanzenwuchses  hervorbringen  kann. 
Sein  Vorkommen  in  einer  solchen  Menge,  daß  Befürchtungen  ge- 
rechtfertigt wären,  scheint  nicht  besonders  häufig  zu  sein. 

Doch  sind  diese  Nebenwirkungen  für  die  gewöhnliche  Ver- 
wendungsweise ohne  wesentliche  Bedeutung  und  werden  auf  die 
Preisabmessung  wohl  kaum  jemals  einen  Einfluß  haben.  Immer- 
hin zeigen  auch  sie,  wie  mannigfach  die  Gesichtspunkte  sind,  auf 
welche  der  Verbraucher  Rücksicht  zu  nehmen  hat. 


b)  Schwefelsaures  Ammoniak. 

Das  schwefelsaure  Ammoniak  könnte  in  fast  unbegrenzter 
Menge  produziert  werden,  denn  — wie  erwähnt  — entweichen 
aus  jedem  Centner  Steinkohlen,  der  verbrannt  wird,  in  den  Ver- 
brennungsgasen 0,75—1  Pfd.  Stickstoff  in  Form  von  Ammoniak. 
Nur  ein  verhältnismäßig  geringer  Teil  dieses  ungeheuren  Quan- 
tums wird  zur  Zeit  technisch  gewonnen  und  zwar  nur  in  Gas- 
fabriken und  in  einer  beschränkten  Anzahl  Koksfabriken.  Wenn 
aber  — wie  zuweilen  gefürchtet  wird  — die  Chilisalpeterlager 
einmal  ihrer  Erschöpfung  entgegengehen  sollten,  so  wird  die 
Technik  schon  Mittel  und  Wege  finden,  die  Millionen  von  Centnem 
Ammoniak,  welche  jetzt  noch,  da  ihre  Gewinnung  sich  nicht  lohnt, 
verloren  gehen,  in  verwertbare  Form  überzuführen. 
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Jetzt  wird  nur  soviel  produziert,  daß  es  imstande  ist,  im  Preise 
mit  dem  Chilisalpeter  zu  konkurrieren. 

Was  nun  den  Dungwert  des  schwefelsauren  Ammoniaks 
anbetrifft,  so  setzt  sich  dieser  aus  den  zwei  Momenten  zusammen: 

1)  ein  Teil  wirkt  alsbald  nach  der  Verwendung,  für  diejenige 
Frucht,  zu  deren  Bestellung  es  aufgebracht  worden ; 

2)  ein  anderer  Teil  kommt  später  bei  den  Nachfrüchten  zur 
Aufnahme  — Nachwirkung. 

Aber  auch  die  Summe  dieser  beiden  Wirkungen  scheint  nicht 
ganz  diejenige  des  Chilisalpeters  zu  erreichen,  vorausgesetzt,  daß 
letzterer  durch  besondere  Art  der  Verwendung  vollständig,  ohne 
Rest,  zur  Wirkung  kommt,  was  leider  nach  dem  oben  Gesagten 
bei  weitem  nicht  immer  der  Fall  ist. 

Nach  P.  Wagner  (a.  a.  O.  S.  igi  ff.)  kann  in  derselben 
theoretischen  Auffassung,  wie  oben  für  den  Chilisalpeter  geltend 
gemacht  wurde,  der  Ammoniakstiokstoff  nur  ®/io  der  Wirkung 
des  Chilisalpeterstickstoffs  äußern.  Ob  dieser  Wir- 
kung wirklich  erreicht  werden,  das  hängt  von  dem  mehr  oder 
weniger  vollständigen  Vorhandensein  jener  oben  bezeichneten 
Vorbedingungen  ab;  daß  aber  die  Wirkung  immer  mindestens 
um  hinter  derjenigen  des  Salpeterstickstoffs  zurückbleibt,  das 
beruht  nicht  auf  Mängeln  der  praktischen  Ausführung,  sondern 
hat  den  rein  theoretischen  Grund,  daß  bei  der  im  Boden  not- 
wendigerweise vor  sich  gehenden  Umwandlung  des  Ammoniaks 
in  Salpetersäure  des  Stickstoffs  verloren  geht. 

Hiernach  könnte  man  den  Dungwert  des  Ammoniakstickstoffs 
theoretisch  zu  ®/,o  desjenigen  des  Salpeterstickstoffs  ansetzen.  Da 
aber  das  Ammoniak  im  Boden  nicht  wie  der  Salpeter  dem  Aus- 
waschen ausgesetzt  ist,  sondern  anhaltender  wirkt,  und  da  es  auch 
von  manchen  der  sonstigen  unliebsamen  Nebenwirkungen  des 
Salpeters  frei  ist,  so  halte  ich  es  nicht  für  ungerechtfertigt,  den 
Wert  des  Stickstoffs  in  beiden  Düngemitteln  für 
gleich  zu  rechnen. 

Welches  ist  nun  die  Entwickelung  der  Preise  für  das  schwefel- 
saure Ammoniak?  Auch  für  dieses  sind  die  Preise  des  englischen 
Marktes  bestimmend. 

In  Tabelle  III  sind  die  englischen  Preise  für  dieses  Präparat 
von  1880—1897  zusammengestellt  in  der  Weise,  daß  wie  oben 
für  den  Chilisalpeter  die  bezeichnendsten  Monatspreise  aufgeführt 
worden  sind  (in  den  nicht  aufgeführten  Monaten  zeigten  die  Preise 
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ein  regelmäßiges  Steigen  resp.  Fallen  nach  dem  Preise  des  nächsten 
aufgeführten  Monats  hin). 


Tabelle  III. 

Importpreise  ab  Hamburg. 

Preise  pro  100  kg  schwefelsaures  Ammoniak,  seit 
dem  Jahre  1880,  in  den  für  die  Preisentwickelung  bezeich- 
nendsten Monaten. 

(Die  Monate  sind  so  gewählt,  daß  immer  von  dem  einen  zum  nächsten  ge- 
nannten Monat  ein  gleichmäßiges  Steigen  resp.  Fallen  des  Preises  stattfand.} 


1880  Januar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 

November 

1881  Februar 
Mai 

August 

Dezember 

1882  März 
Mai 
Juli 

November — Dezember 

1883  März 
Mai 
Juni 

September 
Dezember 
J884  März — April 

August — September 
Dezember 
*885  März 
Mai 

Juni — August 
Dezember 

1886  März 
Mai 

August 

November 

1887  März 
April 

Juli — August 
Oktober — November 


39)50  M. 
37)35  ,, 

37.00  „ 

35)’'5  ). 

37)50  „ 

38,50  „ 

38.50  „ 

40.50  „ 

39)10  „ 

41,00^,, 

41.50  „ 
42, «0  „ 
40,40  „ 

41.50  „ 

38.60  „ 

36. 60  „ 

33) 75  „ 

34) 50  „ 

33.00  „ 

27.15  „ 

29.10  „ 

30,65 

26.15 
23,75 

22,30 

23.60 

20.50 

25.00 
21,80 

22.50 
21,20 

24.10 
22,60 

25.20 

23.20 


,, 


,) 


1888  Januar 
März — April 
Mai 

Juni — September 
November— Dezember 

1889  Januar 
März— Juli 
Dezember 

1890  Februar — März 
April — ^Juni 
August — Oktober 
Dezember 

1891  März — April 
Juli 
August 
Dezember 

1892  Januar 
März — April 
Juni 

Oktober — Dezember 

1893  März 
April 

August — September 

Oktober 

Dezember 

1894  März 
April — Mai 
Juli 

Dezember 

1895  Februar 
Mai— Juli 

September — Dezember 

1896  Frühjahr 
Herbst 

1897  Frühjahr 
Herbst 


25.50  M 

24.00  „ 

22.65  „ 

23.00  ,, 
24,60  „ 

25.00  „ 

23.75  „ 

24.50  „ 
23)60  „ 

22.50  „ 

23.25  „ 

21.50  ,, 

22.50  „ 

21.26  „ 

21.75  „ 

20.25  „ 

21.00  „ 
20,40  „ 

19.50  „ 
20,10  „ 

24.00  „ 

25.00 

28.65 

25.50 

27.25 

28.25 

27.00 
28,25 
22,80 
22,90 

19,80 

17.75 

19.00 

16.00 
16,00 

15.50 


,) 


„ 


In  Tabelle  IV  sind  wiederum  die  Jahresdurchschnittspreise  für 
100  kg  schwefelsaures  Ammoniak  zusammengestellt,  und  aus  diesen 
die  Jahresdurchschnittspreise  für  i kg  Stickstoff  berechnet,  unter 
der  Annahme,  daß  das  käufliche  schwefelsaure  Ammoniak  20,5  Proz. 
Stickstoff  enthält. 

24* 
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Tabelle  IV. 

Jahresdurchschnittspreise  pro  loo  kg  schwefel- 
saures Ammoniak  und  pro  i kg  Stickstoff  als 
Ammoniak,  seit  dem  Jahre  1880. 


pro  100  kg 

pro  kg 

scmwefelsaures 

Stickstoff  im 

Ammoniak 

Ammoniak 

M. 

Pf. 

1880 

38,0 

185 

1881 

40,4 

197 

1882 

40,8 

199 

1883 

33»o 

161 

1884 

28,9 

141 

1885 

22,9 

112 

1886 

22,3 

109 

1887 

23,7 

116 

1888 

23,8 

116 

pro  100  kg 

pro  kg 

schwefelsaures 

Stickstoff  im 

Ammoniak 

Ammoniak 

M. 

Pf. 

1889 

24,1 

118 

1890 

23,0 

112 

1891 

21,5 

*05 

1892 

20,1 

98 

«893 

25,1 

122 

1894 

26,9 

*30 

'895 

*9,8 

97 

1896 

17,5 

85 

1897 

*5,76 

77 

Die  Tabellen  zeigen,  daß  auch  für  dieses  Düngemittel  die 
Preise  im  allgemeinen  in  absteigender  Richtung  sich  be- 
wegen; doch  ist  hier  die  Zickzacklinie,  in  welcher  die  Preiskurve 
geht,  noch  unregelmäßiger  als  beim  Chilisalpeter.  Es  giebt  Jahre, 
in  welchen  das  schwefelsaure  Ammoniak  so  teuer  ist,  daß  in  ihm 
das  Kilo  Stickstoff  teurer  zu  stehen  kommt,  als  im  Chilisalpeter. 


Tabelle  V. 

Gegenüberstellung  der  Jahresdurchschnittspreise 
des  Stickstoffs  im  Chilisalpeter  und  im  schwefel- 
sauren Ammoniak,  seit  dem  Jahre  1880. 


pro  I kg  Stick- 
stoif  im  Chili- 
salpeter 

Pf. 

1880  203 

1881  188 

1882  170 

1883  144 

1884  125 

1885  131 

1886  126 

1887  123 

1888  126 


pro  I kg  Stick- 
stoff im 
schwefelsauren 
Ammoniak 
Pf. 

185 

197 

199 

161 

141 

112 

109 

116 

116 


pro  I kg  Stick- 
stoff im  Chili- 
salpeter 


1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

«895 

1896 

1897 


Pf. 

119 

105 

”3 

"3 

122 

122 

107 

97 

96 


pro  I ^ Stick- 
stoff im 
schwefelsauren 
Ammoniak 
Pf. 

118 

112 

105 

98 

122 

130 

97 

85 

77 


In  Tabelle  V sind  die  Jahresdurchschnittspreise  des  Stickstoffs 
für  beide  Düngemittel  gegenüber  gestellt.  Aus  dieser  Tabelle 
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geht  hervor,  daß  in  den  Jahren  1881,  1882,  1883,  1884,  1890,  1894 
die  Preise  des  Stickstoffs  als  Ammoniaks  wesentlich  höher  waren, 
als  die  des  Salpeterstickstoffs ; in  den  Jahren  1880,  1885,  1886,  1887, 
1888,  1891,  1892,  1895,  1896,  1897  war  das  Umgekehrte  der  P'all.  Ja 
es  hat  Zeiten  gegeben,  wo  100  kg  schwefelsaures  Ammoniak,  ob- 
gleich in  ihnen  20,5  Proz.  Stickstoff  enthalten  sind,  denselben  Preis 
hatten,  wie  lOO  kg  Salpeter  mit  nur  15,5  Proz.  Stickstoff.  So  war 
z.  B.  der  Stand  der  Preise  folgender: 


1885  August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 

1886  Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 


100  kg  Chili- 
salpeter 

M. 

21,90 

22,10 

21,60 

20,75 

22,00 

22,20 

22,20 

22,20 

22,20 

19*00 


100  kg  schwefelsaures 
Ammoniak 
M. 

23,60 

22,10 

21,25 

20,75 

20.50 
21,40 

22.50 

25,00 

24,20 

21,80 


Auch  in  der  Beziehung  verhält  sich  das  schwefelsaure 
Ammoniak  anders,  als  der  Chilisalpeter,  daß  bei  ersterem  nicht 
wie  bei  letzterem  fast  regelmäßig  die  Frühjahrspreise  die  höchsten 
sind;  die  Preise  schwanken  vielmehr  unregelmäßiger,  in  erster 
Linie  wohl  deswegen,  weil  das  Ammoniaksalz  noch  mehr  als  der 
Chilisalpeter  auch  zu  anderen  als  zu  Düngungszwecken  ver- 
wandt wird. 

Wie  ungleichmäßig  der  Verlauf  der  Preise  beider  Dünge- 
mittel ist,  zeigt  z.  B.  folgende  Zusammenstellung. 


Chilisalpeter 

100  kg  kosten  . . . 
I kg  Stickstoff  kostet 
Verhältnis 

100  kg  kosten  . . . 
I kg  Stickstoff  kostet 
Verhältnis 

Joo  kg  kosten  . . . 

1 kg  Stickstoff  kostet 
Verhältnis 


Schwefelsaures  Ammoniak 
Im  März  1880: 

37  M.  37,40  M- 

239  Pf.  182  Pf. 

100 : 76 

I m F ebruar  1882: 

28  M.  42,25  M. 

181  Pf.  206  Pl. 

100:  114 

Im  April  1887: 

22,50  M.  22,50  M. 

142  Pf.  110  Pf. 

100 : 76 


100  kg  kosten  . . . 17,60  M. 
I kg  Stickstoff  kostet  114  Pf. 
Verhältnis 100 : 


Imjuli  und  August  1887: 


25,15  M. 
122  Pf. 
107 
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Ein  regelmäßiges  Verhältnis  der  Preise  zu  einander  kann 
sich  aus  dem  Grunde  nicht  aufrecht  erhalten,  weil  — wenn  auch 
im  allgemeinen  die  Düngewirkung  beider  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnisse steht  doch  das  eine  Düngemittel  durch  das  andere 
nie  ganz  ersetzt  werden  kann.  So  kann  z.  B.  bei  der 
Düngung  zu  Zuckerrüben  — wenn  auch  ein  Teil  des  Stickstoffs 
ganz  vorteilhaft  in  Form  von  schwefelsaurem  Ammoniak  gegeben 
werden  kann  — das  letztere  doch  nie  vollständig  den  Chilisalpeter 
vertreten.  Die  Zuckerrüben  brauchen  in  den  ersten  Stadien  ihres 
Wachstums  mindestens  einen  Teil  des  verfügbaren  Sticktoffs  in 
der  am  leichtesten  aufnehmbaren  und  verwertbaren  Form,  wie  sie 
nur  der  Salpeter  darbietet,  so  daß  selbst  zur  Zeit  des  chilenischen 
Krieges,  am  Ende  der  70er  und  zu  Anfang  der  80er  Jahre,  als 
der  Chilisalpeter  38  M.  kostete,  er  doch  für  den  Zuckerrübenbau 
für  unentbehrlich  gehalten  werden  mußte.  Damals  kostete  im 
Chilisalpeter  das  Kilogramm  Stickstoff  250  Pf.,  während  es  im 
schwefelsauren  Ammoniak,  welches  ebenfalls  ungefähr  38  M. 
kostete,  einen  Preis  von  185  Pf.  hatte,  also  der  Preis  des  Ammo- 
niakstickstoffs nur  74  Proz.  des  Preises  des  Salpeterstickstoffs 
betrug. 

Ebenso  kann  der  Chilisalpeter  nicht  durch  das  Ammoniak 
ersetzt  werden,  wenn  man  im  Frühjahr  den  Wintersaaten  durch 
Kopfdüngung  eine  Kj-äftigung  zu  teil  werden  lassen  will.  Da- 
gegen ist  andererseits  das  schwefelsaure  Ammoniak  nicht  durch 
den  Chilisalpeter  zu  vertreten,  wenn  man  insbesondere  auf  leichterem 

Boden  oder  bei  Herbstdüngung  eine  anhaltendere  StickstofRvirkung 
erzielen  will. 

Auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  es  gerechtfertigt,  dem 
Stickstoff  in  beiden  Düngemitteln  den  gleichen  W^ert  zuzuerkennen. 

Das  Gesamtresultat  der  Preisentwickelung  ist  hiernach  aber 
unzweifelhaft,  daß  auch  im  schwefelsauren  Ammoniak  der  Stick- 
stoff  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  immer  billiger  geworden  ist, 
und  zwar  mindestens  in  demselben  Grade,  wie  auch  die  Preise 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  gesunken  sind.  Wenn  auch^in 
den  Jahren  1893  und  1894  sowohl  beim  Chilisalpeter  als  auch  im 
schwefelsauren  Ammoniak  noch  einmal  eine  nicht  unerhebliche 
Preissteigerung  stattfand,  so  wird  hierdurch  die  allgemein  fallende 
Tendenz  der  Preise  nicht  wesentlich  aufgehoben;  ähnliche  Preis- 
schwankungen finden  ja  auch  beim  Getreide  statt.  Jedenfalls  steht 
im  allgemeinen  der  Preis  auch  dieser  Stickstoffform  in  keinem 
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Mißverhältnis  zum  Werte  des  Erntequantums,  welches  durch  die 
StickstofFgabe  produziert  werden  kann. 

o)  Sonstige  stickstoffhaltige  Düngemittel. 

Während  der  Chilisalpeter  das  beliebteste  Düngemittel  ist, 
wird  das  schwefelsaure  Ammoniak  für  sich  nur  in  verhältnismäßig 
seltenen  Fällen  angewendet.  Vielmehr  wird  es  meistens  im  Ge- 
misch mit  Superphosphat,  als  sogenanntes  Ammoniak-Super- 
phosphat gebraucht.  In  dieser  Form  hört  es  auf,  ein  Artikel 
des  Großhandels  zu  sein,  in  dieser  Form  sind  daher  seine  Preise 
nicht  ohne  weiteres  übereinstimmend  mit  den  vorhin  aufgeführten. 

Die  Schätzung  des  Ammoniak  - Superphosphates  wird  be- 
einflußt durch  die  Ansichten  über  den  Wert  dieser  Mischdünger, 
welcher  auch  abhängt  von  der  gleichzeitigen  Wirkung  der  Phos- 
phorsäure. Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sowohl  der  Chili- 
salpeter als  auch  das  ungemischte  schwefelsaure  Ammoniak  von 
den  großen  Händlern  in  der  Regel  nicht  auf  I^ger  genommen, 
sondern  vom  Ort  der  Produktion  oder  des  Importes  aus  direkt 
an  den  Ort  des  Verbrauchs  hindirigiert  werden;  hierdurch  wird 
vermieden,  daß  durch  den  Zwischenhandel  die  Preise  des  Groß- 
handels wesentlich  verteuert  werden.  Wird  dagegen  das  schwefel- 
saure Ammoniak  erst  mit  dem  Superphosphat  gemischt,  so  treten 
zu  den  ursprünglichen  Preisen  noch  die  Kosten  für  die  Herstellung 
der  Mischung,  für  Lagerung  des  Produktes,  überhaupt  die  ganzen 
Zuschläge  des  Zwischenhandels  und  der  Kleinfabrikation. 

Außerdem  aber  tritt  der  Stickstoff  in  dieser  Form  als  gleich- 
wertig mit  anderen  StickstofFformen  auf,  z.  B.  mit  demjenigen 
des  Blutmehls,  welches  ebenfalls  mit  Superphosphat  gemischt 
wird  und  nicht  selten  einen  Teil  des  Stickstoffs  im  sogenannten 
Ammoniak  - Superphosphat  liefert,  sowie  auch  mit  dem  des 
Knochenmehls. 

Diese  drei  Stickstoffiormen  der  künstlichen  Düngemittel 
werden  wenigstens  gemeinhin  als  ungefähr  gleichwertig  betrachtet, 
während  die  übrigen  Formen  (Fleischmehl,  Hornmehl  u.  s.  w.)  ge- 
ringer geachtet  und  auch  weniger  von  Landwirten  mit  Bewußt- 
sein gehandelt  werden,  wenn  sie  ihnen  auch  hin  und  wieder  in 
verfälschten  Düngemitteln  untergeschoben  werden. 

In  jenen  drei  Formen  hat  der  Stickstoff  einen  lokalen  Preis, 
der  z,  B.  in  Schlesien  ein  anderer  als  in  der  Provinz  Sachsen  ist. 
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M Sen  hier  zu  einem  gewissen  Teile  mit  ab  von  ört- 

V^,"ejT  ?T"  ‘>*VZoW“”8*8i'>P‘'»?«"heit.  der  besonderen 
Verhebe  für  bestimmte  Dünfimng.  vom  Vorhandensein  größerer 

tenngsfahger  Fabriken  u.  s.  w.  Aber  auch  diese  Preise  zeigen 
eine  ähnliche  Entwickelung  wie  jene  Preise  des  Großhandels. 


Tabelle  VI. 


Preise  pro 
im  Handel 


I kg  Stic kstoff  in  Mis ch düng emitteln  und 
von  Quantitäten  unter  looookgder  Ware- 
seit  dem  Jahre  1869. 

a)  In  Schlesien. 


1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 


Frühjahr 

Pf. 

222 — 236 
242 
224 
280 
284 
260 
248 

256 

250—254 
256 — 268 
258 
256 

254 

273 

242 


Herbst 

Pf. 

222—236 

260 

280 

275 

260 

250 

256 

250—254 

250 

250 

245 

246 

244 

273 

232 


1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

'893 

1894 

•895 

1896 

1897 


Frü^ahr 

182 

176 

160 

135 

144—146 
151— 152 
156 

150 

130— 13S 
130—136 
166 
150 
120 
104 


Herbst 

Pf. 

184 

165 

150 

148 

144—146 

152 

156 

148 

130 

144 

160 

126 — 128 
116 
104 


i 


Tabelle  VII. 

fm  i"  Mischdüngemitteln  un< 

im  Handel  von  Quantitäten  unter  10000  kg  der  Ware 

seit  dem  Jahre  1876. 
b)  In  Nordwestdeutschland  inkl.  Provinz  Sachsen. 


1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 


Frühjahr 

Pf. 

222 

236 

228 

220 

224 

240 

228 

170 

162 

130 


Herbst 

Pf. 

222 

222 

214 

220 

230 

240 

200 

178 

148 

138 


1887 

t888 

1889 

1890 

1891 

1892 

'893 

1894 

'895 

1896 

1897 


Frühjahr 

Pf. 

»36 

144 

148 

'50 

148 

»36 

128 

150— 160 

*45 

**5 

100 


Herbst 

Pf. 

144 

144 

146 

146 

144 

*30 

*50 

160 — 168 
148 
1 10 
102 


I 

I 
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In  Tabelle  VI  sind  die  in  Schlesien  üblich  gewesenen  Preise 
für  Stickstoff  in  Mischdüngemitteln  seit  dem  Jahre  1869  zusammen- 
gestellt und  zwar  gesondert  für  F'rühjahrs-  und  Herbstkampagne, 
da  in  der  Regel  die  Preise  in  diesen  Zeiten  differieren. 

Etwas  anders  waren  die  Preise  im  westlichen  Deutschland, 
in  der  Provinz  Sachsen  und  Hannover;  in  Tabelle  VII  findet  sich 
eine  Zusammenstellung  der  dortigen  Durchschnittspreise  aus  den 
Jahren  1876—1897. 

Aus  diesen  Preistabellen  geht  folgendes  hervor: 

1)  Die  Preise  des  Stickstoffs  sind  örtlich  recht  verschieden; 

2)  diese  lokalen  Preise  für  Stickstoff  in  Älischdüngern  sind 
wesentlich  höher  als  jene  Großhandelspreise  für  den  Stickstoff  im 
Chilisalpeter  und  im  schwefelsauren  Ammoniak; 

3)  die  Frühjahrspreise  sind  in  vielen  Fällen  etwas  höher,  als 
die  Herbstpreise;  zuweilen  ist  aber  auch  das  Umgekehrte  der 
Fall,  so  daß.  eine  feste  Regelmäßigkeit  nicht  vorhanden  ist; 

4)  als  besonders  wichtiges  Resultat  aber  ergiebt  sich,  daß 
auch  nach  dieser  Richtung  die  Stickstoffpreise  allmählich  in  sehr 
erheblichem  Grade  gefallen  sind,  und  zwar  um  mehrals  5oProz. 

Alle  Ermittelungen  führen  also  zu  demselben  Resultate,  daß 
der  Preis  des  käuflichen  Stickstoffs,  dieses  Hauptfaktors  bei  der 
Ertragserhöhung  der  landwirtschaftlichen  Produkte,  in  noch 
stärkerem  Maße  gesunken  ist,  als  die  Preise  dieser  Produkte 
selbst.  Gerade  die  Erkenntnis,  daß  der  Stickstoff  gegen  früher 
einen  immer  niedrigeren  Preis  annahm,  führte  dazu,  ihn  in  immer 
größeren  Mengen  anzuwenden.  Es  ist  erstaunlich,  wie  seine  Ver- 
wendung zugenommen  hat.  Während  früher  pro  Morgen  nur 
25 — 50  kg  Stickstoff  verwandt  wurden,  werden  jetzt  100 — 150  kg  aus- 
gestreut; während  früher  nur  einige  der  renommierten  Wirtschaften 
seinen  Wert  kannten,  wird  er  jetzt  nicht  nur  von  fast  allen 
größeren  Landwirten,  sondern  von  zahlreichen  Bauern  gebraucht. 
Namentlich  der  Chilisalpeter  mit  seiner  so  herv’^orragend  deutlichen, 
sofort  in  die  Augen  springenden  Wirkung  findet  immer  mehr 
ausgedehnte  Verwendung.  Ueber  die  ganz  ungeheure  Zunahme 
des  Verbrauchs  an  Chilisalpeter  giebt  folgende  Zusammenstellung 
Aufschluß.  Wenn  auch  ein  Teil  des  Salpeters  zu  technischen 
Zwecken  Verwendung  findet,  so  ist  das  doch  nur  eine  verhältnis- 
mäßig geringe  Menge ; der  bei  weitem  größte  Teil  wird  zur 
Düngung  in  der  Landwirtschaft  verwandt.  Nach  den  in  der 
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Außer  dem  Chilisalpeter  wurden  aber  noch  recht  große  Mengen 
von  anderen  stickstofthaltigen  Düngemitteln  verbraucht. 

Hierdurch  ganz  besonders  ist  es  gekommen,  daß  von  allen 
landwirtschaftlichen  Ackerprodukten  immer  größere  Quantitäten 
produziert  werden.  Man  kann  im  allgemeinen  sagen:  je  mehr 
Stickstoff  verwandt  wird,  um  so  größer  im  Durchschnitt  die  Pro- 
duktion, um  so  intensiver  ist  in  der  Regel  die  Wirtschaft.  Und 
gerade  der  billige  Preis  des  Stickstoffs  hat  dazu  bei- 
getragen, die  Mehrproduktion  zu  forcieren  und  über- 
haupt intensiver  zu  wirtschaften. 


B.  Phosphorsäurehaltige  Düngemittel. 

Die  Phosphorsäure,  ein  für  das  Pflanzen  Wachstum  ebenso 
wichtiger  Nahnmgsstoff  wie  der  Stickstoff,  hat  doch  im  Dünger- 
handel stets  einen  erheblich  niedrigeren  Preis  gehabt,  als  letzterer. 
Es  hat  dies  seinen  Grund  einmal  darin,  daß  — wenn  sie  auch  für 
die  Pflanze  physiologisch  ebenso  notwendig  ist,  wie  der  Stick- 
stoff — sie  doch  deswegen  nicht  so  häufig  und  in  so  großer 
Menge  gebraucht  wird  wie  dieser,  weil  der  Ackerboden  an  ihr  in 
der  Regel  nicht  in  dem  Maße  Mangel  leidet,  als  an  letzterem. 
Ein  weiterer  Grund  ist  der,  daß  sie  billiger  hergestellt  und  ge- 
liefert werden  kann  als  der  Stickstoff. 

Die  Phosphorsäure  kann,  ebenso  wie  der  Stickstoff,  in  ver- 
schiedenen Formen  zur  Düngung  verwandt  werden,  und  wird  auch 
in  verschiedenen  Formen  auf  dem  Düngermarkte  dargeboten. 

Die  wirksamste  und  die  am  höchsten  bezahlte  Form  ist  die 
der  wasserlöslichen  Phosphorsäure,  wie  sie  in  den  söge- 
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nannten  Superphosphaten  enthalten  ist.  Diese  Phosphor- 
säure wird  alsbald  von  den  Pflanzen  aufgenommen  und  verwertet, 
kann  also  zu  jeder  Zeit  und  auf  jedem  Boden  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  angewendet  werden,  und  steht  in  dieser  Beziehung  etwa 
auf  gleicher  Linie  mit  dem  Stickstoff  des  Chilisalpeters.  Sie  hat 
mit  diesem  auch  das  gemein,  daß  sie  wohl  zuweilen  infolge  ihrer 
zu  schnell  erfolgenden  Aufnahme  in  die  Pflanzen  einmal  ungünstig 
auf  die  Qualität  der  Ernte  wirken  kann,  im  allgemeinen  aber  ist 
ihre  Wirkung  fast  immer  eine  günstige. 

Dieser  schnell  wirkenden  Phosphorsäure  der  Superphosphate 
steht  diejenige  der  anderen  phosphorsäurehaltigen  Düngemittel, 
insbesondere  der  Thomasschlacke  und  des  Knochenmehls, 
gegenüber.  Diese  Düngemittel  stehen  in  dem  Verlaufe  ihrer 
Wirkung  dem  schwefelsauren  Ammoniak  nahe,  d.  h.  sie  müssen 
im  Ackerboden  erst  Veränderungen  erleiden,  ehe  ihre  Phosphor- 
säure von  den  Pflanzen  verwertet  werden  kann,  sie  wirken  daher 
langsamer,  aber  auch  anhaltender  als  die  Superphosphate. 

In  diesen  beiden  Gruppeli  hat  daher  die  Phosphorsäure  einen 
verschiedenen  Dungwert  und  auch  einen  verschiedenen  Preis. 

a)  Superphosphate. 

Die  Superphosphate  sind  Fabrikationsprodukte,  welche  ihrer 
selbst  wegen  hergestellt  werden.  Sie  werden  in  den  Fabriken 
gewonnen  aus  phosphorsäurehaltigen  Rohmaterialien  durch  Be- 
handeln mit  Schwefelsäure. 

Die  Höhe  ihrer  Herstellungskosten  ist  also  abhängig: 

1)  von  dem  Preise  der  Rohmaterialien, 

2)  von  dem  Preise  der  Schwefelsäure, 

3)  von  den  Arbeitskosten,  d.  h.  von  der  geringeren  oder 
größeren  Vollkommenheit  der  maschinellen  Einrichtungen,  und 
der  schwereren  oder  leichteren  Verarbeitungsfähigkeit  des  vor- 
liegenden Rohmaterials. 

Jedes  dieser  drei  Momente  hat  dazu  beigetragen,  daß  die 
Preise  der  Superphosphate  billiger  geworden  sind. 

Verschiedenheit  der  Superphosphate  je  nach  den 

Rohmaterialien. 

Was  zunächst  das  Wichtigste,  die  Rohmaterialien,  an- 
betrifft, so  sind  von  solchen  vorzugsweise  folgende  in  Betracht 
gekommen : 
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gruanoartige  Phosphate,  zumeist  aus 
Sud-  und  Mittelamerika,  welche  infolge  ihrer  Lagerung  in  regen- 
reichen Gegenden  ihren  StickstoflFgehalt  fast  vollständig  verloren 
atten,  und  spanische  (Estremadura-)  Phosphorite  minera- 
ischer  Natur,  welche  zu  Supeqihosphaten  verarbeitet  wurden. 
Deren  Gewinnung  war  nicht  gerade  umständlich,  auch  ließen  sie 
sich  ihrer  I^atur  nach  gut  verarbeiten.  Doch  waren  die  Transport- 
verhältnisse  damals  noch  schwieriger  und  kostspieliger  als  jetzt 
auch  hatte  die  Schwefelsäure  einen  hohen  Preis,  und  die  maschi- 
nellen Einrichtungen  waren  nicht  besonders  vollkommen,  so  daß 
der  Preis  des  Fabrikates  nicht  niedrig  sein  konnte.  Als  dann 
namenthch  die  Fundstätten  der  guanoartigen  Phosphate  erschöpft 
waren  trat  d^  Spodium,  oder  Knochenkohleabfall  aus 
den  Zuckerfabnken  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  und 
lieferte  jahrelang  bei  weitem  das  allermeiste  Superphosphat.  Die 
amals  m den  6oer  und  70er  Jahren  außerordentlich  starke  Ver- 
mehrung der  Zuckerfabriken  brachte  es  mit  sich,  daß  das  Spodium 
in  sehr  großer  für  den  damaligen  Bedarf  an  Superphosphat  fast 
genügender  Menge  zur  Verfügung  stand.  Auch  dieses  Roh- 
material heß  sich  gut  und  leicht  verarbeiten,  so  daß  das  Fabrikat 
schon  billiger  wurde,  wenn  auch  der  immerhin  noch  hohe  Preis 

der  Schwefelsäure  und  der  Arbeitskosten  einen  starken  Preisfall 
noch  verhinderte. 

Das  Spodium-Superphosphat  war  wegen  seiner  be- 

wegen  der  Zuverlässigkeit  und 
Gleichmäßigkeit  seiner  Zusammensetzung  und  wegen  der  Sicher- 
t seiner  Wirkung  sehr  beliebt  geworden.  Es  ist  dasjenige 
Praparat  gewesen,  welches  bei  den  l^ndwirten  das  Ansehen  der 
Superphosphate  am  meisten  gehoben  hat,  und  es  hatte  sich  eine 
solche  Schätzung  erworben,  daß  später,  als  auch  dieses  fast  gar 
nicht  mehr  zu  bekommen  war,  doch  in  manchen  Kreisen  die  Land- 
uurte  nichts  anderes  als  „Spodium-Superphosphat“  haben  wollten, 
so  daß  die  Fabrikanten,  um  dieser  Vorliebe  des  landwirtschaft- 
hchen  Publikums  entgegenzukommen,  nicht  selten  anderen  Super- 
phojihaten  die  Farbe  des  Spodiums  künstlich  verliehen,  und  sie 
als  öpodium-Superphosphat  verkauften. 

Das  Spodium  verschwand  aber,  als  in  den  Zuckerfabriken 
an^att  des  Filtrierens  mit  Knochenkohle  ein  anderes  Klärungs- 
verf^en  für  den  Rübensaft  zur  Anwendung  kam.  Wie  in  den 
uckerfabriken  die  Abschaffung  des  teuren  und  umständlichen 
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Verfahrens  mit  der  Knochenkohle  eine  höchst  bedeutungsvolle  Um- 
wälzung und  namentlich  eine  bis  dahin  nie  für  möglich  gehaltene 
Verbilligung  der  Herstellungskosten  des  Zuckers  hervorbrachte,  so 
bewirkte  das  dadurch  hervorgerufene  Verschwinden  der  Knochen- 
kohle auch  in  der  Superphosphat-Fabrikation  sehr  weittragende 
Veränderungen.  Zunächst  trat  die  Notwendigkeit  ein,  nach  neuen 
Fundstätten  für  Rohphosphat  zu  suchen.  Und  wie  es  bei  jeder 
Vermehrung  des  Bedarfs  an  Düngemitteln  bisher  glücklicherweise 
immer  der  Fall  gewesen  ist,  fand  sich  auch  nach  dieser  Richtung 
sofort  höchst  ausgiebiger  Ersatz.  Zunächst  waren  es  besonders 
die  in  Südrußland  gefundenen  mineralischen  Phos- 
phorite, ihrer  kugeligen,  knolligen  Formen  wegen  auch  Kopro- 
lithen genannt,  welche  in  großen  Mengen  verwandt  wurden. 
Ihre  fast  kostenlose  Gewinnung,  und  ihre  verhältnismäßig  billige 
Zufuhr  ließen  sie  als  einen  günstigen  Ersatz  erscheinen,  wenn 
auch  ihre  Zusammensetzung,  ihre  sehr  große  Härte  und  nament- 
lich ilir  hoher  Eisengehalt  ihre  Gebrauchsfähigkeit  nicht  unerheb- 
lich beschränkten.  Sie  wurden  einige  Jahre  in  großen  Mengen 
verarbeitet;  doch  waren  die  zuletzt  bezeichneten  Mängel  nicht 
dazu  angethan,  die  Herstellungskosten  billiger  werden  zu  lassen. 

Da  aber  begann  die  Ausbeutung  der  anscheinend  fast  uner- 
schöpflichen Lager  von  Phosphoriten  in  Nordamerika, 
insbesondere  in  Florida  und  Südcarolina,  und  einiger  Lager 
in  Algier.  Diese  neuen  amerikanischen  und  algierischen  Phos- 
phorite liaben  die  Vorzüge: 

1)  der  sehr  leichten  Gewinnung, 

2)  des  jetzt  außerordentlich  billigen  Wassertransports, 

3)  daß  sie  weich  und  locker  sind  und  verhältnismäßig  wenig 
Eisen  enthalten,  infolgedessen  sich  gut  und  bequem  verarbeiten 
lassen. 

Hierzu  kommt  die  sehr  große  Verbilligung  der  Schwefelsäure, 
sowie  auch  der  Herstellungskosten.  So  haben  auch  in  dieser 
Technik,  trotz  der  hier  wie  überall  eingetretenen  Erhöhung  der 
Arbeitslöhne,  doch  die  Vervollkommnung  des  Be- 
triebes und  die  Verbilligung  der  sonstigen  Betriebs- 
mittel es  dahin  gebracht,  daß  das  Fabrikationsprodukt,  das 
Kilogramm  wasserlöslicher  Phosphorsäure  zu  nicht  viel  mehr  als 
einem  Drittel  des  vor  ca.  30  Jahren  geltenden  Preises  geliefert 
werden  kann. 


Relativer  Wert  der  Phosphorsäure  in  verschiedenen 

Superphosphalen. 

Um  beurteilen  zu  können,  ob  der  Preis  des  Superphosphats 
resp.  der  wasserlöslichen  Phosphorsäure  ein  angemessener  ist,  muß 
zunächst  versucht  werden,  darüber  Aufschluß  zu  gewinnen,  welches 
die  Düngewirkung  derselben  ist.  Da  drängt  sich  jedem,’ nament- 
lich den  praktischen  Landwirten,  in  erster  Linie  die  Frage  auf, 
ob  die  wasserlösliche  Phosphorsäure  in  den  Präparaten  verschie- 
dener Herkunft  den  gleichen  Wert  besitzt.  Namentlich  bei  den 
Landwirten  begegnet  einem  immer  wieder  die  Annahme,  daß  die 
eine  Sorte  Superphosphat  besser  resp.  geringer  sei,  als  eine  andere 
von  gleichem  Gehalt  an  Phosphorsäure.  Wie  oben  schon  er- 
wähnt, wurde  seinerzeit  dem  Spodium-Superphosphat  ein  Vorzug 
beigemessen  vor  anderem,  und  noch  vielmehr  bedauert  man,  die 
Guano-Superphosphate  nicht  mehr  erhalten  zu  können,  welche 
noch  besser  gewesen  seien!  Demgegenüber  muß  auf  das  be- 
stimmteste betont  werden,  daß  das  Kilogramm  wasserlöslicher 
Phosphorsäure,  welche  beim  Lagern  des  Präparates  auch  wasser- 
löslich bleibt,  immer  gleichwertig  ist,  gleichviel  von  welchem 
Rohmaterial  das  Superphosphat  stammt.  Es  hatte  allerdings  früher 
in  gewissem  Maße  einen  Sinn,  die  verschiedenen  Rohmaterialien 
nicht  nur  von  seiten  des  an  der  Leichticrkeit  der  Verprhe.>.„-.rr 
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es,  wegen  der  wechselnden  Natur  der  Präparate  die  Zuverlässig- 
keit der  chemischen  Kontrolle  häufig  in  Frage  stellte.  Dieses 
Zurückgehen  zeigten  nur  einzelne  Superphosphate,  welche  von 
bestimmten  Rohmaterialien  hergestellt  waren  und  zwar  von  solchen, 
welche  reich  an  Eisen  Verbindungen  waren.  Und  wenn  früher  die 
. Guano-  und  Spodium-Superphosphate  bevorzugt  wurden,  so  be- 
ruhte diese  Schätzung  zu  einem  guten  Teile  darauf,  daß  bei  ihnen 
jenes  Zurückgehen  fast  nie  zu  befürchten  war,  eben  weil  sie  sehr 
wenig  eisenhaltig  waren. 

Jetzt  hat  man  erkannt,  daß  man  durch  ein  vollständigeres 
Aufschließen  namentlich  durch  einen  reichlicheren  Zusatz  von 
Schwefelsäure  auch  bei  ungünstig  beschaffenen  Rohmaterialien 
das  Zurückgehen  der  Superphosphate  verhindern  kann ; bei 
allen  derartigen,  rationell  aufgeschlossenen  Superphosphaten  liegt 
daher  gar  kein  Grund  mehr  vor,  dem  einen  vor  dem  anderen 
einen  Vorzug  einzuräumen.  Es  sind  also  alle  Superphosphate 
gleichmäßig  nur  nach  der  Anzahl  der  Prozente  an  wirklich  wasser- 
löslicher Phosphorsäure  zu  sehätzen. 


Gehalt  der  Superphosphate  an  wasserlöslicher 

Phosphorsäure. 

Wälirend  der  Chilisalpeter  und  das  schwefelsaure  Ammoniak 
des  Handels  — solange  sie  unverfälscht  sind  — immer  denselben 
Gehalt  an  Stickstoff  haben,  jener  von  15,5 — 16  Proz.,  dieses  von 
20,5 — 21  Proz.,  haben  die  Superphosphate  keine  gleichmäßige  Zu- 
sammensetzung. Es  giebt  solche  mit  einem  Gehalt  an  wasser- 
löslicher Phosphorsäure  von  10  bis  mehr  als  20  Proz.  Sie  werden 
von  den  Fabrikanten  so  verschieden  hergestellt,  je  nach  dem  Ver- 
langen der  Abnehmer.  Auf  Grund  dieses  Unterschiedes  ist  auch 
die  Art  der  Preisbestimmung  bei  den  Superphosphaten  eine  andere 
wie  bei  jenen.  Chilisalpeter  und  schwefelsaures  Ammoniak  werden 
immer  nach  bestimmten,  nur  zeitlich  wechselnden  Centner-  oder 
Doppelcentner-Preisen  gehandelt,  und  der  Preis  des  Kilogramms 
Stickstoff  vnrd  erst  nach  jenem  Centnerpreise  berechnet.  Wenn 
also  jemand  Chilisalpeter  gekauft  hat,  und  es  stellt  sich  bei  der 
Prüfung  heraus,  daß  letzterer  minderwertig  ist,  z.  B.  nur  14,5  Proz. 
Stickstoff  enthält,  also  i Proz.  Manko  zeigt,  so  wird  zuerst  gefragt; 
„Wie  hoch  stand  der  Preis  für  100  kg  Salpeter?“  War  dieser 


I 

! 

I 

I 


4' 


384 


FRIEDRICH  HOLDEFLEISS, 


16  M.,  SO  kostete  in  einem  normalen  Chilisalpeter,  welcher  15,5  Proz. 
Stickstoff  mindestens  enthalten  muß.  das  Kilogramm  Stickstoff 

103  Pf.,  demnach  war  der  minderwertige  Salpeter  wert:  16  ver- 
mindert um  1,03  M.  = 14,97  M. 

Anders  bei  den  Superphosphaten.  Hier  werden  weder  Centner- 
preise  notiert,  noch  wird  nach  solchen  gehandelt;  sondern  hier 
hat  nur  das  Kilopamm  wasserlöslicher  Phosphorsäure  einen  be- 
stimmten Preis;  dieser  bildet  die  Grundlage  der  Berechnung,  und 
der  Preis  für  100  kg  Superphosphat  ergiebt  sich  erst  durch  Multi- 
plikation der  Gehaltsprozente  mit  jenem  vereinbarten  Grundpreis 
für  die  Phosphorsäure.  Demgemäß  wird  hier  in  der  Weise  ge- 
handelt, daß  z.  B.  der  Preis  des  Kilogramms  Phosphorsäure  zu 
36  Pf.  abgeschlossen  wird;  kommt  dann  ein  Superphosphat  mit 
18  Proz.,  so  wird  es  mit  6,48  M.  pro  100  kg  bezahlt,  wird  ein 
solches  zu  14  Proz.  geliefert,  so  kostet  es  5,04  M. 

Bei  der  normalen  Verarbeitung  der  gewöhnlichen  Roh- 
materialien entstehen  nun  freilich  in  der  Regel  die  höher 
prozentigen  Superphosphate;  denn  die  Fabrikanten  ziehen  natür- 
lich — schon  wegen  des  verhältnismäßig  billigeren  Transports  — 
die  hochprozentigen  Rohmaterialien  vor.  Wenn  niedriger  pro- 
zentige  Superphosphate  hergestellt  werden  sollen,  so  erfordert 
dies  besondere  Umstände : es  müssen  meistens  die  normalen,  höher 
prozentigen  Fabrikate  erst  durch  Zumischen  von  fremdem  Material 
wie  Sand  oder  Lehm,  im  Gehalt  heruntergedrückt  werden.  Es 
sieht  das  wie  Verfälschung  aus,  ist  es  aber  nicht,  da  viele  Land- 
wirte ein  niedriger  prozentiges  Superphosphat  haben  wollen. 
Allerdings  hegt  dies  nicht  in  ihrem  eigentlichen  Interesse,  denn 
da  die  Herstellung  der  geringprozentigen  Präparate  mehr  Um- 
stande verursacht,  sie  natürlich  auch  verhältnismäßig  größere 
Transportkosten  erfordern,  so  ist  in  ihnen  die  Phosphorsäure  immer 
etwas  teurer  als  m den  hochprozentigen.  Die  intelligenten  Land- 
wirte, welche  nur  auf  Grund  des  Phosphorsäurepreises  kaufen, 
und  es  den  Lieferanten  überlassen,  normales  Superphosphat  zu 
liefern,  bekommen  immer  das  Kilogramm  wasserlöslicher  Phosphor- 
säure billiger,  als  jene  scheinbar  sparsameren  I^ndwirte,  welchen 
ein  Preis  von  5 M.  pro  100  kg  Superphosphat  annehmbarer  er- 
scheint,  als  ein  solcher  von  6 M.,  dies  aber  mit  einem  unver- 
hältnismäßig niedrigeren  Gehalt  an  Phosphorsäure  büßen  müssen. 

Der  gewöhnliche  Gehalt  der  meisten  Superphosphate  beträgt 
16  18  Proz.  wasserlöslicher  Phosphorsäure. 
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Dungwert  der  Superphosphate. 

Bei  dem  wechselnden  Gehalte  der  Superphosphate  kann  man 
naturgemäß  nur  von  dem  Dungwerte  eines  bestimmten  Quantums 
löslicher  Phosphorsäure  reden,  nicht  wie  beim  Chilisalpeter  von 
demjenigen  eines  Centners  des  ganzen  Präparates. 

Zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Phosphorsäure  nur  dann  eine 
sichtbare  Düngewirkung  äußern  kann,  wenn  die  übrigen  Dung- 
stofFe,  also  insbesondere  StickstolF,  im  betreffenden  Acker  vor- 
handen sind,  oder  ihm  zu  gleicher  Zeit  gegeben  werden;  ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  ist  die  Zuführung  der  Phosphorsäure  resultatlos. 
Ferner  ist  eine  Wirkung  nur  zu  erwarten,  wenn  der  Acker 
phosphorsäurebedürftig  ist;  hat  er  ohnehin  schon  genügend  dispo- 
nible Phosphorsäure,  so  kann  eine  weitere  Düngung  mit  dem- 
selben Stoff  ebenfalls  keinen  Nutzen  bringen.  Es  ist  sonach  er- 
sichtlich, daß  für  die  Beurteilung  des  Dungwertes  der  Super- 
phosphate dieselben  Vorbedingungen  in  Betracht  kommen,  welche 
oben  mit  Bezug  auf  den  Chilisalpeter  angedeutet  wurden.  Es 
liegt  also  dem  Landwirt  ob,  vor  der  umfangreicheren  Verwendung 
des  Superphosphats  sorgfältig  zu  prüfen,  ob  auch  Aussicht  auf 
Erfolg  vorhanden  ist.  Sind  aber  alle  Vorbedingungen  gegeben, 
so  sind  die  Düngungserfolge  der  Super phosphate  in 
ihrer  Art  ebenso  reichliche  wie  diejenigen  desChili- 
salpeters.  Um  eine  deutliche  Düngewirkung  zu  erzielen,  sind, 
wenn  überhaupt  der  Acker  unter  den  gegebenen  Umständen 
phosphorsäurebedürftig  ist,  in  der  Regel  pro  ha  mindestens 
30—35  kg  löslicher  Phosphorsäure  zu  geben;  doch  ist  es  in  den 
meisten  Fällen  rentabler,  die  doppelte  Menge,  ca.  70  kg  pro  ha, 
zu  verwenden.  Man  kann  dann  mit  35  kg  ähnliche  und  wohl 
noch  größere  Mehrerträge  erzielen,  wie  diejenigen,  welche  oben 
für  100  kg  Chilisalpeter  angegeben  wurden. 

Hierbei  ist  freilich  noch  folgendes  zu  berücksichtigen : Sollen 
100  kg  Chilisalpeter  den  ihm  oben  zugeschriebenen  Mehrertrag 
von  z.  B.  300  kg  Weizenkörnern  hervorbringen,  so  müssen  die 
anderen  Nährstoffe,  also  die  genügende  Menge  von  Phosphorsäure 
schon  vorhanden  sein;  und  sollen  35  kg  lösliche  Phosphorsäure 
diesen  Mehrertrag  liefern,  so  muß  der  Acker  mindestens  die  hierzu 
nötigen  Stickstoffmengen  schon  besitzen.  Fehlt  es  also  gegebenen- 
falls an  beiden  Dungstoffen  zugleich,  so  ist  der  genannte 
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Mehrertrag  nur  zu  erwarten,  wenn  gleichzeitig  die  erforderlichen 
loo  kg  Chilisalpeter  und  35  kg  lösliche  Phosphorsäure  gegeben 
werden.  Die  Ausgabe  für  die  Düngung  wird  dann  Verhältnis- 

mäßig  größer,  trotzdem  nur  ein  gleicher  Mehrertrag  erwartet 
werden  kann. 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiel,  wie  mißlich  es  ist,  die  Renta- 
bilität eines  der  Produktionsfaktoren  berechnen  zu  wollen,  da  eine 
Wirkung  desselben  nur  möglich  ist,  wenn  alle  übrigen,  so  sehr 
zahlreichen  und  leider  bei  weitem  nicht  immer  gleichzeitig  in 
Aktion  tretenden  Produktionsfaktoren  in  vollem  Maße  funktionieren- 
Bedarf  es  eines  besonderen  Aufwandes,  um  mehrere  der  Wachs- 
tumsfaktoren zu  gleicher  Zeit  zu  beschaffen,  so  wird  die  Aus- 
gabe immer  größer,  und  die  Rentabilität  derselben  immer  fraer- 
licher. 

Die  fälle  aber,  wo  es  den  Pflanzen  nur  an  Phosphorsäure 
fehlt,  während  alle  übrigen  Bedürfnisse,  auch  der  Stickstoff  in 
genügender  Menge  vorhanden  sind,  sind  seltener  als  diejenigen, 
wo  der  Stickstoff  einseitig  mangelt.  Daher  sehen  die  Landwirte 
häufiger  von  einer  Stickstoffdüngung,  insbesondere  in  Form  von 
Chilisalpeter,  einen  Vorteil,  als  von  einer  Phosphorsäuredüngung. 
Wenigstens  erfordert  es  von  seiten  des  ausübenden  Landwirts 
eine  noch  größere  Aufmerksamkeit  und  eingehendere  Prüfung, 
um  die  Fälle,  in  welchen  Phosphorsäuredüngung  wirklich  rentabel 
ist,  herauszufinden.  Man  sieht  daher  auch  immer,  daß  je  intelli- 
genter die  Wirtschaftsführung,  um  so  mehr  die  Er- 
kenntnis für  die  richtige  Verwendung  der  Phosphor- 
säure und  für  deren  Wert  wächst.  Während  die  Bauern 
und  auch  manche  der  größeren  Besitzer,  von  der  augenfälligen 
Wirkung  des  Chilisalpeters  bestochen,  meistens  nur  diesen  und 
zwar  in  großen  Mengen  verwenden,  und  somit  die  Anwendung 
dieses  Düngemittels  in  der  Regel  den  ersten  Schritt  zum  umfang- 
reichen Gebrauch  der  künstlichen  Düngemittel  überhaupt  bildet, 
findet  man  die  rationelle  Verwendung  der  Superphosphate  immer 
nur  bei  den  durch  Einsicht  und  Geschick  hervorragenden  Land- 
wirten. In  den  Händen  dieser  bringt  dann  aber  die  lösliche 
Phosphorsäure  auch  Düngewirkungen  hervor,  welche  — vielleicht 
äußerlich,  am  Stande  der  Saaten  weniger  sichtbar,  als  die  des 
Chilisalpeters  doch  für  die  Quantiät  sowohl  als  auch  nament- 
lich für  die  Qualität  der  Ernte  vielfach  von  noch  größerer  Be- 
deutung sind  als  jene.  Nur  ist  ihre  Erzielung,  eben  wegen  des 
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höheren  Maßes  der  erforderlichen  Einsicht,  noch  unsicherer,  und 
daher  das  Risiko  noch  größer,  als  bei  der  Anwendung  des  Chili- 
salpeters. Mit  dieser  Einschränkung  sind  die  Preise  der  Phosphor- 
säure mit  den  oben  als  möglich  bezeichn eten  Mehrerträgen  in  Ver- 
bindung zu  setzen. 

Allerdings  wird  das  Risiko  bei  Anwendung  der  Super- 
phosphate gegenüber  desjenigen  beim  Gebrauch  des  Stickstoffs, 
insbesondere  des  Chilisalpeters,  auch  verringert  durch  folgende 
zwei  Momente; 

1)  Diejenige  Phosphorsäure,  welche  nicht  alsbald  verbraucht 
wird,  verschwindet  nicht  aus  dem  Boden,  wie  es  der  Stickstoff 
des  Salpeters  thut,  sondern  bleibt  für  späteren  Verbrauch  erhalten, 
dient  für  eine  Nachwirkung; 

2)  es  ist  nur  in  den  allerseltensten  Fällen  eine  Qualitäts- 
schädigung der  Ernte  — wie  häufig  beim  Chilisalpeter  — zu  be- 
fürchten; in  den  allermeisten  Fällen  besteht  gerade  die  wesent- 
liche Wirkung  der  Phosphorsäure  in  einer  Verbesserung  der 
Qualität  der  Früchte. 

Diese  beiden  Momente  bedürfen  einer  näheren  Erörterung; 

I.  Konservierung  der  Phosphorsäure  im  Boden. 

Die  Phosphorsäure  wird  im  Acker  absorbiert,  d.  h.  fest- 
gehalten, und  zwar  insbesondere  durch  die  dort  vorhandenen  Ver- 
bindungen ; Eisenoxyd  und  Kalk.  In  diesem  absorbierten 
Zustande  bleibt  sie  erhalten,  harrend  des  späteren  Verbrauchs. 
Man  findet  daher  in  den  aus  dem  gedüngten  Acker  abfließenden 
Drainwässem  keine  Phosphorsäure,  während  man  dort  er- 
hebliche Mengen  von  Salpeterstickstoff  finden  kann.  Die  Phosphor- 
säure ist  somit  eigentlich  keinen  Verlusten  ausgesetzt. 
Dagegen  ist  ein  anderer  Uebelstand  nicht  ganz  außer  Acht  zu 
lassen:  Wenn  der  Acker  vielEisenoxyd  oder  Kalk  enthält, 
also  eisenschüssig,  resp.  mergeliger  Natur  ist,  so  kann 
wohl  der  Fall  eintreten,  daß  überschüssig  gegebene  wasserlösliche 
Phosphorsäure  von  diesen  Körpern  zu  fest  gebunden,  in  einen 
zu  schwerlöslichen  Zustand  übergeführt  wird,  also  daß  die 
Pflanzenwurzeln  sie  aus  diesem  Zustande  nur  schwer  und  in  ge- 
ringer Menge  aufnehmen  können.  Es  muß  daher,  trotzdem  eigent- 
liche Verluste  nicht  zu  befürchten  sind,  doch  davor  gewarnt 
werden,  daß  ein  wesentlicher  Ueberschuß  an  löslicher  Phosphor- 
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säure  dem  Acker  zugeführt  werde.  Wenigstens  kann  die  Regel 
aufgestellt  werden,  daß  auf  stark  eisenschüssigem  oder  mer- 
geligem Boden  mit  Superphosphat  lieber  öfter  und  in  geringeren 
Mengen  gedüngt  werde,  während  auf  eisen-  und  kalkärmerem 
Boden  ein  Ueberschuß  von  Phosphorsäure  weniger  bedenk- 
lich ist. 


2.  Beeinflussung  der  Qualität  der  Früchte  durch 
die  Phosphorsäuredüngung. 

Ist  ein  Boden  sehr  phosphorsäurebedürftig,  an  allen 
übrigen  PflanzennährstofFen  aber  reich,  und  düngt  man  in  solchem 
Falle  mit  wasserlöslicher  Phosphorsäure,  also  mit  Superphosphat, 
und  zwar  in  nicht  ganz  genügender,  dem  Reichtum  an  sonstigen 
Nährstoffen  nicht  entsprechender  Menge,  so  kann  es  wohl  passieren, 
daß  die  Pflanzen  die  zur  Verfügung  gestellte  Phosphorsäure  so- 
gleich in  den  ersten  Stadien  ihres  Wachstums  aufnehmen,  hier- 
durch Stroh  oder  Kraut  überreichlich  entwickeln  lassen,  dagegen 
in  den  Körnern  nicht  befriedigen.  Doch  kommen  jene 
Vorbedingungen  in  der  Praxis  sehr  selten  vor,  so  daß  eine  solche 
abnorme  Qualitätsverschlechterung  kaum  je  zu  befürchten  ist. 
Unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  besteht  vielmehr  die  Regel, 
daß  die  Düngung  mit  Superphosphat  die  Qualität  der  Früchte 
verbessert.  Eben  weil  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  die 
Phosphorsäuredüngung  der  einseitigen  Stroh-  und  Kraut- 
entwickelung entgegen  wirkt,  dafür  sorgt,  daß  auch  die 
normale  Ausbildung  der  Früchte  und  Reservestoff- 
behälter und  eine  günstige  Ausreifung  stattfindet, 
verbessert  sie  die  Ernte.  Sie  liefert  meistens,  bei  richtiger  Kom- 
bination mit  Stickstoff-  (und  Kali-)Düngung,  das  Resultat,  daß  bei 
Getreide  ein  größeres  Körnergewicht  im  Verhältnis  zum 
Stroh,  und  schwerere,  voller  ausgebildete  Körner  er- 
zielt, daß  die  Rüben  zuckerhaltiger,  die  Kartoffeln 
stärkemehlhaltiger  werden.  Ja,  man  kann  wohl  mit  gutem 
Recht  sagen,  daß,  wenn  in  der  Neuzeit  alle  diese  genannten  land- 
wirtschaftlichen Produkte  gegen  früher  eine  wesentlich  bessere 
Qualität  zeigen,  dies,  neben  der  Samenzüchtung  und  rationellen 
Sortenwahl,  zu  einem  guten  Teil  der  systematischen  Phosphor- 
säuredüngung zuzuschreiben  ist. 


1 


Die  Preise  der  käuflichen  Düngemittel  in  den  letzten  25  Jahren.  389 

Preise  der  wasserlöslichen  Phosphorsäure. 

In  Tabelle  ^''III  sind  die  Preise  pro  Kilogramm  wasserlös- 
licher Phosphorsäure  aus  den  Jahren  1869 — 1897  zusammengestellt, 
wie  sie  in  Schlesien  im  allgemeinen  zur  Geltung  kamen  und 

Tabelle  VIIL 

Preise  pro  i kg  wasserlöslicher  Phosphorsäure  in 
Superphosphaten,  im  Handel  von  Quantitäten  unter 
10000  kg  der  Ware,  seit  dem  Jahre  1869. 

a)  In  Schlesien. 


Frühjahr 

Pf. 

Herbst 

Pf. 

Frühjahr 

Pf. 

Herbst 

Pf. 

1869 

94—96 

94-96 

1884' 

74 

74 

1870 

103 

88 — 100 

1885 

72 

70 

1871 

106 

106 

1886 

68 

64 

1872 

100 — 106 

100 

1887 

56 

60 

«873 

100 

100 

188S 

53—55 

53—55 

1874 

97 

91V, 

1889 

59—60 

60 

1875 

91 

94*/; 

1890 

66 

68 

1876 

94V* 

94V. 

1891 

68 

67 

1877 

94'/* 

94V, 

88 — 92 

1892 

52-56 

50—52 

1878 

93 

1893 

50 

51 

1879 

93 

88 

1894 

52 

50—51 

1880 

86 

86 

1895 

45—46 

39—41 

1881 

So 

80 

1896 

38 

36** 

1882 

1883 

80 

84 

83 

82 

1897 

36 

36 

Tabelle  IX. 

Preise  pro  i kg  wasserlöslicher  Phosphorsäure  in 
Superphosphaten,  seit  dem  Jahre  1870. 


iE* 


I 


Ui 


’i 


ä I 

• H 


b)  In  Nordwestdeutschland, 

inkl. 

Provinz  Sachsen. 

IÄt 

•!  --l 

Frühjahr 

Herbst 

Frühjahr 

Herbst 

Pf. 

Pf. 

Pf. 

Pf. 

V',  ] 

1870 

88 

84 

1 884 

67 

66 

1871 

84 

84 

1885 

62 

60 

1872 

82 

82 

1886 

56 

54 

.i  f 

•873 

82 

80 

1887 

49 

50 

--■i 

1874 

80 

80 

1888 

51 

5' 

! B— > 

«875 

80 

78 

1889 

5' 

54 

- t 

*■'  1 

- ^ 

1876 

76 

76 

1890 

60 

64 

■ ^^1 

1877 

76 

76 

1891 

64 

62 

; 

1878 

76 

74 

1892 

54 

45 

1879 

72 

69 

1893 

46 

46 

1880 

67 

64 

1894 

48 

48 

1881 

66 

68 

1895 

44 

43 

1882 

73 

78 

1896 

37 

37 

• 

jLLf 

1883 

77 

74 

1897 

35 

35 

. • ? 
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zwar  im  Durchschnitt  aller  Superphosphate,  sowohl  der  reinen  als 
auch  der  Ammoniak-Superphosphate  der  verschiedensten  Prove- 
nienzen. Es  sind  auch  hier  die  Frühjahrs-  und  Herbstpreise  ge- 
trennt aufgeführt,  da  — wenn  sie  auch  nicht  gerade  erheblich 
abweichen  doch  immerhin  ein  gewisser  Unterschied  besteht. 
Ebenso  sind  in  Tabelle  IX  wiederum  die  Preise  aus  dem  nord- 
westlichen Deutschland  (inkl.  Provinz  Sachsen)  für  die  Jahre  1870 
bis  1897  gesammelt. 

Wenn  auch  in  Xordwestdeutschland  die  Preise  zuweilen  etwas 
niedriger  stehen  als  in  Schlesien,  so  sind  doch  die  Art  der  Ent- 
wickelung und  schließlich  auch  das  Resultat  hier  wie  dort  die- 
selben. In  Schlesien  stand  der  Preis  für  das  Kilogramm  wasser- 
löslicher Phosphorsäure  zu  Anfang  der  70er  Jahre  über  100  Pfennig, 
und  ist  ganz  allmählich  absteigend  — nur  mit  seltenen  geringen 
Abweichungen  nach  aufwärts  — bis  auf  36  Pf.  gesunken,  also 
fast  um  zwei  Drittel  der  damaligen  Höhe.  Und  dabei 
ist  die  Wirkung  der  Phosphorsäure  nicht  nur  dieselbe  geblieben; 
sondern  — da  man  ihre  Wirkungsweise  und  die  Art  ihrer  An- 
wendung nach  und  nach  richtiger  erkannt  hat,  so  ist  man  zur 
Zeit  sicherer  imstande,  sie  mit  Aussicht  auf  Erfolg  anzuwenden 
als  früher;  ihre  Verwendung  ist  daher  jetzt  mit  geringerem  Risiko 
verbunden  als  damals,  wo  sie  hoch  im  Preise  stand. 

Die  Folge  hiervon  ist  gewesen,  daß  sie  in  immer  größeren 
Quantitäten  angewendet  worden  ist.  Wie  die  Superphosphat- 
fabriken obgleich  neben  den  Superphosphaten  ungeheure 
Mengen  von  Surrogaten,  namentlich  von  Thomasschlacke,  ge- 
braucht wurden  den  Umfang  ilires  Betriebes  in  früher  unge- 
ahnter Weise  vergrößerten,  so  nahm  im  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe die  Ausgabe  für  phosphorsäurehaltige  Düngemittel  so  große 
Dimensionen  an,  daß  von  manchen  Seiten  (z.  B.  Maercker) 
Warnungen  vor  zu  verschwenderischer  Verwendung  der  Phosphor- 
säure laut  wurden.  Doch  wenn  auch  in  manchen  splendid  arbeiten- 
den Wirtschaften  wohl  zuweilen  des  Guten  zu  viel  gethan  worden 
sein  mag,  so  ist  doch  in  weitaus  der  größten  Mehrzahl  der  Fälle 
die  Phosphorsäure  bei  richtiger  Verwendung  im  höchsten  Grade 
wirksam,  so  daß  der  Wert  der  zu  erwartenden  Mehrerträge  die 
Ausgabe  für  gegebene  Phosphorsäure  bei  weitem  übersteigt.  Der 
Verbrauch  der  Phosphorsäure , insbesondere  der  Superphosphate 
hat  in  ähnlichem  Maße  wie  derjenige  des  Stickstoffs  zu  der  ganz 
erstaunlichen  Vermehrung  der  Roherträge  beigetragen,  und  ihr 


Die  Preise  der  käuflichen  Düngemittel  in  den  letzten  25  Jahren. 

Preis  ist  zur  Zeit,  mehr  wie  je  vorher,  ein  hervorragend  günstiger 
im  Verhältnis  zum  Werte  des  erzielten  Produktes.  Denn  während 
der  Preis  der  wasserlöslichen  Phosphorsäure  auf  ca.  des 
früheren  Betrages  gesunken  ist,  sind  die  Preise  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  so  sehr  sie  auch  herunter  gegangen  sind,  doch 
bei  weitem  nicht  in  gleichem  Verhältnisse  niedriger  geworden,  so 
daß  die  Verwendung  der  Superphosphate  — allerdings  nur  die 
rationelle  Verwendung  — unbestreitbar  mit  zu  den  lukrativsten 
Ausgaben  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  gehört. 


b)  Thomasschlacke. 

Die  Thomasschlacke  steht  zum  Superphosphat  — wie  oben 
schon  angedeutet  — ungefähr  in  ähnlichem  Verhältnisse  wie  das 
schwefelsaure  Ammoniak  zum  Chilisalpeter.  Die  Analogie  er- 
streckt sich  auf  folgende  Momente: 

1)  Schon  in  betreff  der  Entstehung:  die  Thomasschlacke 
ist  wie  das  schwefelsaure  Ammoniak  ein  Neben-  und  Abfall- 
produkt eines  besonderen  Industriezweiges.  Sie  entsteht  als 
Abfall  bei  der  Verarbeitung  des  Roheisens  zu  Stahl-  und 
Schmiedeeisen. 

2)  Sie  ist  vorzugszweise  inländisches  Produkt,  d.  h,  Ab- 
fall bei  der  Verarbeitung  deutscher  Eizenerze. 

3)  In  betreff  ihrer  Wirkungsweise:  sie  wirkt  ebenso  wie 
das  schwefelsaure  Ammoniak  langsamer,  nicht  unmittelbar,  sondern 
muß  im  Ackerboden  erst  Veränderungen  erleiden,  ehe  sie  von  den 
Pflanzen  verwertet  werden  kann. 

4)  Sie  wirkt  dafür  aber  anhaltend. 

Was  zunächst  die  ersten  beiden  Gesichtspunkte  anbetrifft,  so 
sind  diese  für  die  allgemeine  Schätzung  der  Thomasschlacke  von 
solcher  Bedeutung,  daß  ihre  nachdrückliche  Betonung  gerecht- 
fertigt ist.  Diese  Bedeutung  ergiebt  sich  aus  folgenden  Grund- 
lagen : 

Die  deutschen  Eisenerze  zeichneten  sich  von  jeher  unvorteil- 
haft durch  verhältnismäßig  hohen  Gehalt  an  Phosphorsäure 
aus  (ca.  0,25  Proz.).  Diese  Phosphorsäure  bildet  bei  der  Herstellung 
des  Roheisens : Phosphoreisen,  welches,  wenn  guter  Stahl  und 
Schmiedeeisen  hergestellt  werden  sollen,  vollständig  entfernt  werden 
muß,  dessen  Entfernung  aber  nach  dem  gewöhnlichen  Bessemer- 
verfahren, nach  welchem  der  beste  Stahl  entsteht,  nicht  voll- 
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. ^ Ständig  möglich  war.  Daher  waren  lange  Zeit  die  deutschen 

Eisenfabrikate  den  fremden,  namentlich  den  englischen  und  skandi- 
navischen, unterlegen.  Das  wmrde  anders,  nachdem  im  Jahre  1879 
dem  Engländer  GiLCHRiST  Thomas  in  Deutschland  ein  Verfahren 
patentiert  war,  welches  eine  Modifikation  des  Bessemer- Verfahrens 
ist,  und  dessen  wesentliche  Eigentümlichkeit  der  reichliche  Zusatz 
von  basischen  Substanzen , von  Dolomit  und  namentlich  von 

gebranntem  Kalk  zu  dem  im  Bessemer-Converter  schmelzen- 
den Roheisen  bildet. 

Durch  dieses  Verfahren  gelang  es  mit  einem  Schlage,  aus 
den  deutschen  Eisenerzen  Stahl  und  Schmiedeeisen  von  allerv'or- 
züglichster  Qualität  herzustellen,  so  daß  seitdem  bei  allen  inter- 
I nationalen  Konkurrenzen  um  Stahl-  und  Eisenkonstruktionen  das 

j deutsche  Fabrikat  in  der  Güte  den  höchsten  Anforderungen  ent- 

spricht.  Aber  nicht  nur  das:  das  Thomasverfahren  bedarf  zu 
seinem  Gelingen  eines  gewissen  höheren  Phosphorgehaltes  des 
, Roheisens,  wie  er  eben  gerade  bei  der  Benutzung  von  phosphor- 

I säurereichen  deutschen  Eisenerzen  zu  erreichen  ist.  Da  nun  der 

beste  Stahl  auch  aus  phosphorsäurearmen  Erzen  nur  bei  Anwen- 
; düng  des  Thomas- Verfahrens  entsteht,  so  bedarf  man  überall  eines 

J gewissen  Zuschlags  von  phosphorsäurereichen  Eisenerzen,  und 

; hierdurch  gewinnen  die  deutschen  Eisenerze  noch 

. weiter  eine  besondere  Bedeutung:  früher  waren  sie  als 

• minderwertig  mißachtet,  jetzt  sind  sie  als  notwendiges  Ingredienz 

j gesucht.  AUes  das  hat  die  Einführung  des  Thomas- Verfahrens 

bewirkt.  Diese  Errungenschaften  kommen  nur  erst  dem  Haupt- 
fabrikat, dem  Eisen,  zu  gute;  doch  damit  noch  nicht  genug! 

I Der  früher  in  dem  Roheisen  so  störende  Phosphor  wird  bei 

I dem  Verfahren  zu  Phosphorsäure  oxydiert,  diese  verbindet  sich 

' mit  dem  basischem  Zusatz,  insbesondere  dem  Kalk,  und  wird 

^ mit  diesem  als  Schlacke  — Thomasschlacke  — abgezogen, 

j Diese  Schlacke  wurde  zunächst,  in  den  ersten  Jahren  der  An- 

^ Wendung  des  Verfahrens,  als  Abfall  unbeachtet  gelassen,  bis  Herr 

( G.  Hoyermanx  in  Hoheneggelsen  bei  Peine  in  Hannover  auf 

■ den  schlauen  Gedanken  kam,  daß  sie  als  landwirtschaftliches  Dünge- 

mittel präpariert  werden  könnte,  und  sich  in  unternehmender 
Spekulation  die  Produktion  der  sämtlichen  Schlacke  in 
Deutschland  und  Böhmen  sicherte.  Erst  seit  dieser  Zeit, 
seit  der  Mitte  der  80er  Jahre,  giebt  es  das  Düngemittel  Thomas- 
schlacke, welches  weiter  nichts  ist,  als  die  in  besonderen  Mühlen 
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fein  zermahlene  ursprüngliche  eigentliche  Schlacke,  weshalb 
es  auch  vielfach  Thomasmehl  oder  Thomasphosphatmehl 
genannt  wird. 

Die  Thomasschlacke  ist  hiernach  zum  überwiegendsten  Teile 
ein  deutsches  Produkt.  Ausländische  Schlacken  kommen  ver- 
hältnismäßig nur  wenig  in  Betracht.  In  Deutschland  wdrd  bei 
weitem  mehr  an  Thomasschlacke  verbraucht,  als  in  allen  anderen 
Ländern  zusammen,  was  dadurch  erklärlich  ist,  daß  hier  nicht  nur 
die  künstlichen  Düngemittel  überhaupt  verhältnismäßig  am  aus- 
giebigsten benutzt  werden,  sondern  daß  der  Wert  der  Thomas- 
schlacke hier  am  ersten  und  am  eingehendsten  erkannt  war,  und 
weil  die  wirksamsten  Empfehlungen  dieses  Düngemittels  immer 
von  deutscher  Seite  ausgehen.  Trotzdem  werden  noch  größere 
Mengen  an  das  Ausland  abgegeben,  als  nach  dem  Zollgebiete  ein- 
geführt werden,  obgleich  nicht  unerhebliche  Mengen  aus  Belgien, 
Frankreich  und  Großbritannien  kommen. 

Die  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  in  den  letzten  5 Jahren  in 
Doppelcentnern  ä 100  kg; 


Einfuhr 


Ausfuhr 
809  223 
856  29b 
800  560 
I 342  568 

I <593357 


Mehrausfuhr 
+ 24  647 

— 28  131 

— *21  949 
-H  5049*6 
-f  59*  202 


In  den  letzten  beiden  Jahren  überwiegt  die  Ausfuhr  ganz 
bedeutend.  Wie  wenig  maßgebend  aber  die  fremde  Schlacke 
neben  der  einheimischen  ist,  das  zeigt  die  Thatsache,  daß  im 
Jahre  1897  in  Deutschland  ca.  8 Mill.  Doppelcentner 
(ä  100  kg)  Thomasschlacke  verbraucht  worden  sind; 
der  Konsum  hat  also  schon  denjenigen  an  Super- 
phosphat übertroffen,  welcher  in  derselben  Zeit  ca. 
7 Mill.  Doppelcentner  betrug. 

Nun  ist  es  ja  nach  dem,  was  oben  über  die  Konkurrenz 
zwischen  Chilisalpeter  und  schwefelsaurem  Ammoniak  ausgeführt 
wurde,  nur  von  Vorteil  für  die  günstige  Entwickelung  der  Preise, 
wenn  zwei  oder  mehr  demselben  Zwecke  dienende  Düngemittel 
auf  dem  Markte  erscheinen.  Und  das  Auftreten  der  Thomas- 
schlacke hat  wohl  hauptsächlich  mit  dazu  beigetragen,  daß  die 
Superphosphate  so  billig  geworden  sind,  wie  es  thatsächlich  ge- 
schehen ist.  Aber  leider  ist  sie  selbst  diesem  natür- 
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liehen  und  selbstverständlichen  Verlaufe  des  Preis- 
rückganges nicht  gefolgt.  Ihr  Preis  ist  seit  Mitte  der 
8oer  Jahre  nicht  zurückgegangen,  obgleich  die  ursprüng- 
liche Schlacke  keiner  Präparation  bedarf,  als  nur  der 
mechanischen  Zerkleinerung.  Dieser  im  Interesse  der 
Landwirtschaft  beklagenswerte  Erfolg  ist  nur  möglich  gewesen 
dadurch,  daß  die  ganze  Produktion  in  den  Händen  von  HOYER- 
MANN  und  Genossen  ist,  welche  selbst  den  Import  der  aus- 
ländischen Thomasschlacke  an  sich  gebracht  haben  und  somit 
thatsächlich  ein  Alonopol  besitzen.  Dieses  Monopol  wird  auf  das 
energischste  gehandhabt,  unterstützt  durch  eine  unvergleichlich 
geschickt  und  wirksam  durchgeführte  Reklame.  Das  ermöglicht 
es  den  Monopolinhabern,  den  Preis  einseitig  zu  bestimmen  und 
dauernd  in  gleicher  Höhe  zu  halten,  trotzdem  alle  konkurrierenden 
Düngemittel  fortlaufend  so  sehr  im  Preise  gesunken  sind. 


Zusammensetzung  der  Thomasschlacke. 

Die  Thomasschlacke  ist  sehr  wechselnd  in  ihrem  Gehalte  an 
Phosphorsäure  j doch  wird  auch  bei  ilir  nur  das  Quantum  an  wirk- 
lich vorhandener  Phosphorsäure  bezahlt.  Der  Gehalt  schwankt 
ungefähr  zwischen  12  und  22  Proz,,  doch  enthalten  die  meisten 
Posten  zwischen  15  und  18  Proz.  Die  Phosphorsäure  ist  wohl 
zumeist  an  Calcium  gebunden,  doch  ist  eine  Bindung  an  Magne- 
sium und  Eisen  auch  nicht  ausgeschlossen.  Sie  ist  nicht  in 
wasserlöslicher  Form  vorhanden;  doch  besitzt  sie  zum  großen 
Teile  einen  gewissen  Grad  der  Löslichkeit  in  einem  von  Paul 
Wagner  komponierten  Lösungsmittel,  einer  besonderen  Art 
von  Citratlösung.  Der  Grad  der  Löslichkeit  in  diesem 
Lösungsmittel  soll  nach  Wagner’s  Versuchen  den  Dungwert  des 
Thomasmehles  anzeigen,  d.  h.  die  in  solchem  Citrat  lösliche  Phosphor- 
säure soll  es  sein,  w^elche  für  das  Pflanzenwachstum  in  absehbarer 
Zeit  zur  Wirkung  kommt. 

Früher  wurde  ein  bestimmter  Preis  für  die  in  dem  Thomas- 
mehle überhaupt  vorhandene  Gesamtphosphorsäure  bezahlt; 
jetzt  dagegen  wird  meistens,  wenn  auch  nicht  allgemein,  nur  die 
citratlösliche  Phosphorsäure  bezahlt,  diese  freilich  zu  einem 
höheren  Preise  als  die  ohne  Rücksicht  auf  Löslichkeit  bew^ertete 
Gesamtphosphorsäure. 
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Ueber  die  weitere  Zusammensetzung  giebt  folgender  von 
Fleischer  im  Jahre  1886  (Deutsche  landwirtschaftliche  Presse) 
mitgeteilte  Analysendurchschnitt,  welcher  auch  jetzt  noch  im  allge- 
meinen zutrifft,  Aufschluß: 


Phosphorsäure 
Kalk  . . . . 
Magnesia  . , 
Eisenoxydul  . 
Eisenoxyd  . . 


17,5  Proz. 
49»ö  )) 

4,7  „ 

9,3  „ 

4,1  „ 


Thonerde  . . 
Manganoxydul 
Schwefel  . . 
Schwefelsäure 
Kieselsäure  . 


2.0  Proz. 

4.0  „ 

0,5  „ 

0,2  » 

7,5  „ 


Die  beachtenswertesten  Bestandteile  hiervon  sind  Kalk  und 
Eisenoxydul. 

Was  zunächst  den  Kalk  anbetrifit,  so  rührt  dieser  her  von 
dem  beim  Schmelzen  des  Eisens  zugesetzten  gebrannten  Kalk; 
er  ist  im  Ueberschuß  vorhanden,  also  bei  weitem  nicht  vollständig 
an  Säuren  gebunden,  die  Thomasschlacke  enthält  ca.  25 
bis  30  Proz.  freien  Kalk  (CaO).  Dieser  Kalk  ist  dort,  wo 
der  Boden  kalkbedürftig  ist,  also  insbesondere  auf  Moorboden  und 
sauren  Wiesen,  für  die  Düngung  gewiß  nicht  bedeutungslos,  und 
es  sind  Fälle  denkbar,  wo  schon  durch  diese  Kalkzufuhr  eine  ge- 
wisse günstige  Wirkung  ausgeübt  wird. 

Anders  steht  es  mit  dem  Eisenoxydul.  Dieses  ist  bekannt- 
lich, wenn  es  sich  im  Boden  befindet,  dem  Pflanzenwuchs  unzu- 
träglich, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß,  wenn  die  Thomas- 
schlacke kurz  vor  der  Bestellung  gegeben  wird,  eine  Schädigung 
der  jungen  Pflanzen  zu  befürchten  ist.  Bei  einigem  Lagern  im 
Acker  verliert  das  Eisenoxydul  infolge  von  Oxydation  seine 
Schädlichkeit. 

Von  den  übrigen  Bestandteilen  hat  neuerdings  noch  die 
Kieselsäure  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  Es  scheint 
nämlich,  als  ob  bei  höherem  Kieselsäuregehalte  der  Thomasschlacke 
eine  Zunahme  der  Citratlöslichkeit  der  Phosphorsäure  zu  beobachten 
sei,  und  es  ließe  sich  das  wohl  erklären  durch  die  Annahme,  daß 
in  der  Schmelzhitze  des  Eisens  durch  die  Kieselsäure  eine  Art 
von  Aufschließen  der  Phosphorsäureverbindung  stattgefunden 
habe.  Herr  Hoyermann  ist  im  Anschluß  hieran  schon  auf  den 
Gedanken  gekommen , in  den  Bessemer-Converter  etwas  Sand, 
also  Kieselsäure  zuzusetzen,  um  die  Phosphorsäure  der  Schlacke 
hierdurch  löslicher  zu  machen,  was  ja  nur  als  Gewinn  zu  betrachten 
sein  würde.  Alle  übrigen  Nebenbestandteile  sind  gleichgiltiger 
Natur. 
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Dungwert  der  Thomasschlacke. 

Bei  der  Schätzung  der  Thomas-Phosphorsäure  ist  in  erster 
Linie  zu  berücksichtigen,  daß  sie  nicht  wasserlöslich  ist,  daß 
sie  daher  eine  so  schnelle  Wirkung  wie  die  Superphosphat- 
Phosphorsäure  nicht  äußern  kann.  Doch  ist  sie  immerhin  noch  so 
löslich  (citratlöslich),  daß  auf  einem  thätigen  Boden  eine  ge- 
nügend schnelle  Wirkung  erzielt  werden  kann.  Hiernach  läßt 
sich  ihre  Wirkungsweise  bestimmen,  welche  auch  durch  Versuche 
und  praktische  Beobachtungen  als  zutreffend  bestätigt  ist.  Sie  ist 
in  allgemeinen  Umrissen  folgende: 

1)  Auf  leichterem,  sandigem  Boden  kommt  die  Thomas- 
schlacke, insbesondere  beiHerbstanwendung,  für  alle  Früchte 
genügend  zur  V^irkung,  so  daß  sie  in  solchen  Fällen  das  Super- 
phosphat vollständig  ersetzen  kann. 

2)  Auch  auf  sonstigem  thätigen  Boden,  wie  z.  B.  auf  s a n d i g e m 
und  mürbem  Lehmboden,  ist  sie  bei  Herbstanwen- 
dung noch  von  ziemlich  gleicher  Dungkraft  wie  das  Super- 
phosphat. 

3)  Auf  schwerem  Lehm-  und  Thonboden  kann  sie  für 
die  unmittelbar  nach  der  Düngung  folgenden  Früchte  die  Wirkung 
des  Superphosphates  nicht  erreichen. 

4)  Bei  Frühjahrsanwendung  ist  ihr  das  Super- 
phosphat immer  überlegen;  wenigstens  für  die  unmittelbar 
folgende  Frucht. 

5)  Wenn  man  in  Sommergetreide  kleeartige  Gewächse 
einsäet,  welche  einer  mineralischen  Düngung  bedürfen,  so  empfiehlt 
es  sich,  bei  der  Bestellung  des  Sommergetreides  Thomasschlacke 
mit  einzubringen,  welche  ihrer  Wirkungsweise  entsprechend,  dann 
im  nächsten  Jahre  dem  Kleewuchs  Nutzen  bringt. 

6)  Wenn  nach  Aberntung  einer  Getreidefrucht  Leguminosen 
als  Zwischenfrucht  folgen  sollen,  so  ist  ebenfalls  vor  dem 
Bestellen  des  Getreides  eine  Düngung  mit  Thomasschlacke 
angezeigt,  nicht  um  dem  Getreide  zu  nützen,  sondern  um  der 
Zwischenfrucht  eine  Kräftigung  zukommen  zu  lassen. 

7)  Auf  Moorboden  und  auf  Wiesen  wird  ihre  Phosphor- 
säure  verhältnismäßig  schnell  ausgenutzt,  außerdem  wirkt  hier  ihr 
Gehalt  an  freiem  Kalk  günstig;  hier  ist  sie  dem  Superphosphat 
mindestens  gleichwertig,  nicht  selten  sogar  überlegen. 
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Nach  allem  erreicht  sonach,  wenigstens  für  die  gewöhnliche 
Ackerbestellung,  der  Dungwert  der  Thomasphosphorsäure  nicht 
denjenigen  der  wasserlöslichen  Superphosphat-Phosphorsäure;  wer 
eine  schnelle  und  unmittelbare,  namentlich  auf  schw^erem  Boden 
sichere  Wirkung  verlangt,  der  kann  von  Superphosphat  nicht  ab- 
sehen.  Es  ist  noch  nicht  gelungen,  die  Wirkungsgröße  von  einem 
Kilogramm  Phosphorsäure  der  Thomasschlacke  genauer  zu  be- 
stimmen; daß  ihr  Wert  aber  hinter  demjenigen  von  i kg  wasser- 
löslicher Phosphorsäure  merkbar  zurücksteht,  das  kann,  wenn  man 
das  Resultat  aller  Beobachtungen  zieht,  nicht  bezweifelt  werden. 


Preis  der  Thom as-Phosphor säure. 

Der  Preis  für  die  Phosphorsäure  der  Thomasschlacke,  und 
zwar  für  die  Gesamtphosphorsäure,  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad 
ihrer  Löslichkeit,  ist  seit  mehr  als  10  Jahren  22  Pf.  pro 
Kilogramm;  wenn  nur  die  citratlösliche  Phosphorsäure 
bezahlt  wird,  so  werden  für  diese  23  V4  Pf-  ^ kg  berechnet. 
Aber  das  ist  noch  nicht  alles:  die  Preise  gelten  immer  nur  mit 
dem  Zusatz:  „Parität  Oberhausen",  d.  h.  es  wird  immer  die 
Fracht  von  Oberhausen,  einer  Stadt  im  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf, bis  zum  Abnahmeort  hinzugerechnet.  Diese  Belastung  ist 
um  so  drückender,  da  Oberhausen  am  westlichen  Rande  des 
deutschen  Gebietes  liegt,  während  in  Schlesien  ebenfalls  große 
Mengen  von  Thomasschlacke  produziert,  und  andere  Mengen  auf 
dem  Wasserwege  der  deutschen  Flüsse  in  das  Binnenland  ver- 
frachtet werden.  Gerade  der  deutsche  Osten,  insbesondere  Schlesien 
und  Posen,  mit  seinem  leichteren  Boden,  bedarf  billiger  Thomas- 
schlacke am  dringendsten,  und  wendet  sie  auch  reichlich  an.  Die 
Schlacke  könnte  hier  auch  — nicht  nur  von  Oberschlesien, 
sondern  auch  von  Böhmen  über  den  Bedarf  billiger  geliefert 
werden.  Und  doch  muß  jeder  schlesische  Konsument,  obgleich 
er  in  den  meisten  Fällen  oberschlesische  oder  böhmische  oder  auf 
dem  Wasserwege  importierte  Schlacke  thatsächlich  erhält,  den 
Frachtzuschlag  in  der  Höhe  bezahlen,  als  ob  die  Ware  aus  Ober- 
hausen käme!  Es  ist  das  ein  weiterer  Beweis  für  die  beklagens- 
werte Handhabung  jenes  Monopols,  durch  welche  gerade  die  be- 
dürftigsten Gegenden  ganz  ohne  Grund  geschädigt  werden. 

Wenn  auch  für  die  weitesten  Entfernungen  eine  besondere 
Frachtermäßigung  gewährt  wird,  so  betragen  die  Frachtkosten 
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doch  z.  B.  für  Breslau  pro  loo  kg  Thomasschlacke  ca.  i M Wenn 
also  die  Schlacke  15  Proz.  citratlösliche  Phosphorsäure  enthält  so 
wird  der  Preis  von  i kg  derartiger  Phosphorsäure  durch  die  Fracht 
um  ca.  7 Pf.  erhöht,  also  auf  30  Pf.  Die  Thomasphos- 
phorsäure wird  also  für  den  Osten  Deutschlands  so 
verteuert,  daß  sie  den  jetzigen  niedrigen  Preis  der 
wasserlöslichen  Phosphorsäure  in  den  Superphos- 
phaten fast  vollständig  erreicht,  was  durchaus 
ungerechtfertigt  ist. 


Bedeutung  der  Thomasschlacke  für  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb. 

Es  war  von  großer  Bedeutung,  daß  die  Thomasschlacke  fast 
zu  derselben  Zeit  bekannt  wurde,  als  der  Zwischenfruchtbau 
diese  hervorragend  wichtige  Methode  zur  Bereicherung  des  Ackers’ 
an  Ansehen  gewann.  Gerade  für  den  Zwischenfruchtbau  erhielt 
die  Thomasschlacke  großen  Wert  aus  folgenden  Gründen; 

_i)  Mit  Thomasschlacke  können  die  Zwischenfrüchte  ' in  der 

Weise  gedüngt  werden,  daß  die  Düngung  schon  zur  Vorfrucht 

gegeben  wird,  daß  sie  also  keine  Versäumnis  esfordert  in  der 

ohnehin  sehr  beschränkten  Zeit  der  Bestellung  der  Zwischen- 
trucnt. 

2)  Die  Form  der  Phosphorsäure  in  der  Thomasschlacke  und 
der  zugleich  vorhandene  freie  Kalk  sind  den  Leguminosen, 

welche  vorzugsweise  als  Zwischenfrüchte  angebaut  werden,  be- 
sonders förderlich. 

3)  Die  Phosphorsäure  der  Thomasschlacke  hält  sich  im  Acker 
so  anhaltend  wirksam,  daß  sie  unvermindert  auch  den  nach 
den  Zwischenfrüchten  folgenden  Pflanzen  dienlich  ist. 

US  diesen  Gründen  hat  die  Thomasschlacke  wesentlich  dazu 
beigetragen,  den  Zwischenfruchtbau  erfolgreich  zu  machen  und  ihm 
Anhänger  zu  verschaffen. 

Ferner  aber  ist  ihr  der  sehr  schätzenswerte  Erfolg  zuzu- 
schreiben, daß  endlich  eine  r a t i o n e 1 1 e D ü n g u n g d e r W i e s e n 

sich  Eingang  verschafft  hat.  Der  Eindruck  einer  Wiesendüngung 
mit  Thomasschlacke,  insbesondere  in  Verbindung  mit  Kainit,  ist 
so  durchschlagend,  daß  niemand,  der  es  einmal  gesehen  hat.  sich 
dem  entziehen  kann.  Es  ist  ja  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  andere 
phosphorsaurehaltige  Düngemittel,  z.  B.  Knochenmehl,  denselben 
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Effekt  hen^orbringen  können;’ aber  es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß 
mit  der  Thomasschlacke  am  ersten  und  am  wirksamsten  ein  über- 
zeugender Erfolg  auf  bis  dahin  ungenügenden  Wiesen  erzielt 
wurde,  und  zwar  auf  billige  und  bequeme  Weise.  Sie  hat  hier 
die  Wirkung,  daß  sie  eine  reichlichere  Entwicklung  der  Blatt- 
pflanzen hervorruft,  in  derselben  Richtung,  wie  oben  ihr  günstiger 
Einfluß  auf  das  Wachstum  der  Leguminosen  hervorgehoben  wurde. 
In  dieser  selben  Weise  begünstigt  sie  hier  das  Ueberwiegen  aller 
Schm  etterlingsblüter,  macht  dadurch  den  Wiesenwuchs 
reichlicher,  nahrhafter  und  bringt  erheblich  mehr  und  besseres 
Heu  hervor.  Sie  hat  in  dieser  Beziehung  der  Landwirtschaft 
schon  außerordentlich  großen  Nutzen  gebracht. 

Endlich  aber  war  es  ein  Glück,  daß  gleich  von  den  ersten 
wirksamen  Empfehlungen  der  Thomasschlacke  an,  neben  ihr  immer 
das  Kalisalz,  besonders  der  Kainit  empfohlen  wurde.  Man 
kann  sagen,  daß  erst  durch  ihre  Einführung  auch  die  allerdings 
schon  länger  bekannten,  aber  bei  weitem  noch  nicht  genügend 
gewürdigten  Kalisalze  allgemeiner  beliebt  geworden  sind.  Nie 
vorher  ist  die  notwendige  Zusammengehörigkeit  der  mineralischen 
Pflanzen-Nährstoffe  so  allgemein  zum  Bewußtsein  gekommen,  als 
neuerdings,  seitdem  sowohl  bei  Beschreibung  wissenschaftlicher 
Versuche,  und  bei  den  hierauf  begründeten  Empfehlungen,  als 
auch  bei  unzähligen  praktischen  Erörterungen  fast  immer  die 
beiden  Namen:  „Thomasschlacke  und  Kainit“  in  einem 
Atem  genannt  wurden.  Durch  alle  diese  Bestrebungen  sind  die 
Kalisalze,  dieser  unersetzliche  Schatz  der  deutschen  Erde,  zu  einem 
der  wesentlichsten  Faktoren  nationaler  Produktion  geworden. 


c)  Knochenmehl. 

Die  zerkleinerten  Knochen  sind  in  England  und  Deutschland 
das  erste  gebräuchliche  künstliche  Düngemittel  gewesen,  welches 
schon  in  den  20er  und  30er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  mit  unbe- 
strittenem Erfolge  in  großen  Mengen  verwandt  waarde. 
Viele  Jahrzehnte,  bis  in  die  90er  Jahre  hin,  erfreute  es  sich  in  den 
Kreisen  der  wirklich  praktisch  beobachtenden  Landwirte  einer 
immer  mehr  steigenden  Beliebtheit.  In  Deutschland  wurden  jähr- 
lich Millionen  von  Centnern  als  Dünger  gebraucht,  so  daß  die 
heimische  Produktion  nicht  mehr  der  Nachfrage  genügte,  sondern 
viele  ausländische  Knochen,  amerikanische,  russische  und  indische 
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eingeführt  wurden.  Es  hat  außer  dem  Chilisalpeter  wenig  Dünge- 
mittel gegeben,  bei  welchen  der  Erfolg  so  geradezu  mit  Händen 
zu  greifen  gewesen  ist,  als  beim  Knochenmehl,  welches  den  Kon- 
sumenten durch  eine  leistungsfähige,  in  freier  Konkurrenz 
die  Preise  günstig  regulierende  Industrie  in  guter 
Zusammensetzung  und  Form  dargeboten  wurde. 

Das  Knochenmehl  enthält  nun  freilich  zwei  wichtige  Dung- 
stoffe zugleich:  Stickstoff  und  Phosphorsäure,  so  daß  es 
in  besonderen  Fällen  zweifelhaft  hätte  sein  können,  welcher  dieser 
Stoffe  den  gerade  eingetretenen  Erfolg  hervorgebracht  hat.  In 
manchen  Fällen  mag  der  Stickstoff  das  wirksame  Agens  sein; 
doch  ist  in  den  allermeisten  Fällen  nicht  zu  zweifeln,  daß  die 
Phosphorsäure  des  Knochenmehls  mindestens  ebenso,  wenn 
nicht  noch  mehr  zur  Erhöhung  des  Ertrags  beigetragen  hat,  als 
der  gleichzeitig  vorhandene  Stickstoff.  Es  geht  das  aus  folgenden 
Thatsachen  hervor: 

1)  Der  Stickstoff  ist  in  den  Knochenmehlen  im  Verhältnis  zur 
Phosphorsäure  in  so  geringer  Älenge  enthalten  (4  Proz.  Stickstoff 
zu  20—22  Proz.  Phosphorsäure),  daß  er  in  der  Regel  schon  aus 
diesem  Grunde  wenig  in  Betracht  kommen  kann. 

2)  Es  wird  fast  nie  mit  Knochenmehl  allein  gedüngt,  sondern 
— in  richtiger  Erkenntnis  des  in  ihm  nicht  genügenden  Stick- 
stoffgehaltes — wird  fast  immer  dafür  gesorgt,  daß  Stickstoff  in 
anderer  Form  genügend  gegeben  wird,  so  daß  der  vorwiegende 
Effekt  des  Knochenmehles  dann  zweifellos  auf  seiner  Phosphor- 
säure beruht. 

3)  In  vielen  Fällen  wird  in  der  Praxis  mit  entleimtem,  also 
von  Stickstoff  fast  vollständig  befreitem  Knochenmehl  gedüngt, 
und  auch  dieses  äußert  unleugbare  Erfolge. 

4)  Die  Versuche,  nach  welchen  ein  Mißerfolg  der  Knochen- 
mehl-Phosphorsäure behauptet  wdrd,  sind  immer  nur  mit  solchen 
Früchten  (Senf,  Gerste,  Hafer)  ausgeführt  worden,  von  denen  man 
in  der  Praxis  längst  erkannt  hatte,  daß  ihre  Vegetationsverhält- 
nisse  andere  sind,  als  daß  sie  auf  dieses  Düngemittel  reagieren 
könnten.  Dagegen  haben  noch  keine  exakten  Versuche  darge- 
than,  daß  diejenigen  Früchte,  für  welche  die  Erfolge  des  Knochen- 
mehles in  der  Praxis  längst  als  handgreiflich  erkannt  worden  sind, 
undankbar  gegen  diese  Phosphorsäure  wären. 

Die  Stellung  des  Knochenmehles  als  Phosphorsäuredünger 
war  nach  all  diesem  eine  so  anerkannte  und  gefestigte,  seine 
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Wirkungsweise  und  sein  Dungwert  waren  so  bestimmt  um- 
schrieben, daß  kaum  noch  besondere  Versuche  zur  Bestimmung 
seines  Wertes  erforderlich  schienen.  Da  erschien  die  Thomas- 
schlacke mit  ihrer  alles  überwältigenden  Reklame  auf  dem  Plane 
und  verdrängte  mehr  und  mehr  das  Knochenmehl  aus  seiner 
angesehenen  Stellung  in  der  Schätzung  der  Landwirte. 

Zunächst  ist  es  ja  auch  nur  als  erfreuliches  Resultat  zu  be- 
grüßen, daß  es  durch  diese  Konkurrenz  erheblich  billiger  ge- 
worden ist;  aber  seine  vollständige  Verdrängung  vom  Dünger- 
markte würde  aufs  tiefste  zu  beklagen  sein  aus  folgenden  Gründen : 

1)  Weil  es  — richtig  angewandt  — wertvolle  Düngungs- 
erfolge hervorbringt,  welche  zu  missen  ein  großer  Verlust  für  die 
Landwirtschaft  bedeuten  würde; 

2)  weil  es  eine  Einbuße  an  nationalem  Vermögen  sein  wdirde, 
wenn  die  große  Menge  von  Knochen,  deren  Bestandteile,  dem 
heimischen  Boden  entnommen,  einen  wertvollen  Schatz  für  die 
Erhaltung  der  Produktion  bildete,  mißachtet,  als  Düngemittel  ver- 
worfen und  dem  Ackerbau  entzogen  würde; 

3)  weil  es  sehr  zu  bedauern  sein  würde,  wenn  der  Thomas- 
schlacke in  dem  Knochenmehle  ein  Konkurrent  verloren  ginge; 
wenn  die  Thomasschlacke,  als  alleinige  Vertreterin  der  Phosphor- 
säure, das  Feld  beherrschen  könnte,  dann  würde  sie  noch  viel 
mehr  als  jetzt  einen  hohen  Preis  behaupten  können : deshalb  wird 
auch  zur  Zeit  von  den  Interessenten  derselben  der  Kampf  gegen 
das  Knochenmehl  sozusagen  „bis  aufs  Messer“  geführt,  und  er 
ist  ihnen  leider  sehr  erleichtert  dadurch,  daß  die  Landwirte  gar 
zu  sehr  geneigt  sind.  Früheres  zu  vergessen  und  gerade  bei  der 
Düngung  sich  Neuem  zuzuwenden. 

Dungwert  des  Knochenmehls. 

Wie  oben  erwähnt,  sind  in  letzter  Zeit  einzelne  Versuche  be- 
kannt geworden,  welche  für  das  Knochenmehl  so  ungünstig  aus- 
gefallen sind,  daß  ihm  danach  fast  jeglicher  Dungwert  abge- 
sprochen werden  müßte.  Aber  da  bei  diesen  Versuchen  immer 
nur  solche  Pflanzen  benutzt  wurden,  für  welche  die  Unwirksam- 
keit des  Knochenmehls  längst  feststand,  so  kann  ihr  Ausfall  die 
seit  langem  begründeten  Ansichten  über  den  Wert  des  Dünge- 
mittels nicht  umstoßen.  Ihnen  stehen  auch  zahlreiche  andere, 
günstig  ausgefallene  Versuche  und  unzählige  praktische  Beobach- 
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tungen  gegenüber,  nach  welchen  für  die  Dünge  Wirkung  des 
Knochenmehls  folgende  Regeln  auf  gestellt  werden  können. 

Abgesehen  von  seinem  Stickstoff,  welcher  einen  ähnlichen 
Dungwert  besitzt  und  daher  auch  zu  einem  ähnlichen  Preise  ange- 
setzt werden  kann,  wie  der  in  den  Mischdüngern  (s.  oben)  ent- 
haltene, ist  die  Phosphorsäure  der  Hauptbestandteil.  Beide 
sind  nicht  in  der  Form  enthalten,  daß  sie  ohne  weiteres  von  den 
Pflanzen  auf  genommen  werden  können,  sondern  sie  müssen  erst 
im  Acker  Veränderungen  erleiden.  Daher  wirken  sie  nur  lang- 
sam, aber  anhaltend. 

Das  Knochenmehl  kommt  daher  eigentlich  nur  für  die 
Herbstbestellung  in  Betracht;  bei  dieser  hat  seine  Phosphor- 
säure aber  nach  allen  zuverlässigen  Beobachtungen  sicher  keinen 
geringeren  Wert,  als  diejenige  der  Thomasschlacke.  Besonders 
auf  leichtem  und  thätigem  (auch  Lehm-)Boden  ist  ihr  Erfolg  so 
deutlich,  wie  es  bei  den  mannigfaltigen  Vegetationsverhältnissen 
zu  konstatieren  nur  möglich  ist. 

Für  Sommerfrüchte  kommt  das  Knochenmehl  nur  zur 
Wirkung,  wenn  es  schon  vor  Winters  in  den  Acker  eingebracht 
wird;  aber  auch  in  dieser  Beziehung  verhält  sich  die  Thomas- 
schlacke nicht  günstiger. 


Preise  des  Knochenmehls. 

In  Tabelle  X sind  die  Preise  des  Knochenmehls,  wie  sie  in 
Schlesien  in  den  Jahren  1868 — 1897  galten,  zusammengestellt. 

Tabelle  X. 

Preise  pro  100  kg  reines  gedämpftes  Knochenmehl 
(Gehalt  4 Proz.  Stickstof f,  20— 2 2 Proz.  Phosphorsäure) 

in  den  Jahren  i 868  — 1897. 

In  Schlesien. 
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Danach  ist  auch  der  Preis  des  Knochenmehls  in  diesen 
30  Jahren  um  die  Hälfte  gefallen.  Ja,  der  rapide  Preisfall  findet 
erst  seit  dem  Jahre  1884  statt.  In  den  ersten  16  Jahren  von 
1868 — 1883  veränderte  er  sich  wenig,  er  betrug  in  diesem  Zeit- 
raum im  Durchschnitt  18,75  M.;  von  dieser  Höhe  fiel  er  in  den 
letzten  14  Jahren,  seit  1884  auf  9,50  M.,  also  fast  genau  um 
die  Hälfte.  Um  aus  diesen  Preisen  von  100  kg  Knochenmehl 
den  Preis  pro  i kg  Phosphorsäure  zu  berechnen,  muß  man  be- 
rücksichtigen, daß  — wie  oben  angegeben  — im  Knochenmehl 
der  Preis  des  Stickstoffs  gleich  dem  Stickstoffpreise  in  den 
Misch-Düngemitteln  ist.  Auch  dieser  war  in  den  Jahren  bis  1883 
sehr  gleichmäßig  und  betrug  im  Durchschnitt  127  Pf.  In  100  kg 
Knochenmehl  ä 4 Proz.  Stickstoff  waren  also  in  dieser  Zeit  für 
4 X i»27  = 5,08  M.  Stickstoff,  somit  blieben  18,75 — 5»o8  = 13,67  M. 
als  Preis  für  die  Phosphorsäure,  welche  durchschnittlich  zu  einem 
Gehalte  von  21  Proz.  vorhanden  ist.  Das  macht  65  Pf.  pro  i kg 
Phosphorsäure  in  den  Jahren  1868  — 1883. 

Im  Jahre  1897  betrug  der  Preis  des  Stickstoffs  104  Pf.;  4 kg 
repräsentieren  somit  4,16  M.;  bei  einem  Preise  des  Knochenmehls 
von  9,50  M.  kosten  21  kg  Phosphorsäure  9,50 — 4,16  = 5,34  M., 
d.  h.  I kg  Phosphorsäure  = 25,4  Pf. 

Der  Preis  der  Phosphorsäure  ist  also  von  65  Pf.  auf  25,4  Pf., 
oder  auf  39  Proz.  des  in  den  Jahren  1868-1883  geltenden  Preises 
gefallen. 

Dieser  Preis  ist  niedriger  als  der  Betrag,  welchen  das  Kilo- 
gramm Thomasphosphorsäure  in  Schlesien  kostet,  so  daß  das 
Knochenmehl  sehr  wohl  mit  der  Thomasschlacke  konkurrieren 
kann.  Ja  bei  diesem  Preisstand  und  bei  der  vorteilhaften 
Vereinigung  der  Phosphorsäure  mit  Stickstoff  im 
Knochenmehl  verdient,  nach  allen  den  zahlreichen  praktischen 
Beobachtungen,  dieses  Düngemittel  sehr  häufig  den  Vorzug  vor 
jener. 

So  ist  auch  das  Knochenmehl  im  Verlaufe  der  freien  Kon- 
kurrenz von  Angebot  und  Nachfrage  so  billig  geworden,  daß 
seine  Verbilligung  in  viel  stärkerem  Maße  eingetreten  ist  als  das 
Fallen  der  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte.  Es  ist  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  mit  großer  Freude  zu  begrüßen,  daß 
auch  in  Bezug  auf  die  Anschaffung  von  Phosphorsäure  drei 
Arten  von  Düngemitteln:  Superphosphate,  Thomas- 

schlacken  und  Knochenmehle  miteinander  konkurrieren 
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und  gegenseitig  sich  im  Preise  regulieren.  Es  wäre  nur  dringend 
zu  wünschen,  daß  auch  die  Thomasschlacke,  ähnlich  wie  die  beiden 
anderen  Arten,  dem  freien  Handelsverkehr  angehörte.  Solange 
jenes  Monopol  besteht  und  in  der  bisherigen  Weise  gehandhabt 
wird,  muß  es  beklagt  werden,  daß  dieses  Düngemittel  nicht  der 
natürlichen  Preisentwickelung  folgt,  und  daß  die  Ver- 
wertung gerade  dieses  eigentümlichen  Schatzes  der  deutschen 
Erde  nicht  der  deutschen  Produktion  in  dem  Maße  dient,  wie  es 
zu  wünschen  wäre. 

Alles  in  allem  genommen  geht  aber  aus  den  vorhergehenden 
Untersuchungen  hervor,  daß  es  jetzt  möglich  ist,  die  wesentlichsten 
Dungstoffe  Stickstoff  und  Phosphorsäure  sehr  viel  billiger 
zu  bekommen  als  früher. 

Wenn  früher  die  Ausgabe  für  künstliche  Düngemittel  berech- 
tigt war,  so  ist  sie  es  jetzt  noch  viel  mehr,  da  ihr  Preis  in  einem 
noch  rationelleren  Verhältnisse  zum  Vierte  der  zu  erzielenden 
Produkte  steht,  als  vor  25  Jahren.  Wenn  in  vielen  Wirtschaften 
die  Ausgaben  für  künstliche  Düngemittel  vielfach  in  so  erschrecken- 
der Weise  gewachsen  sind,  so  liegt  das  nur  daran,  daß  die  Land- 
wirte, zum  Teil  mit  verführt  durch  jene  billigen  Preise,  immer 
größere  Quantitäten  verwenden.  Ob  diese  großen  Mengen  immer 
gerechtfertigt  und  rentabel  sind,  das  ist  eine  Frage  für  sich;  es 
mögen  manche  große  Posten  nicht  richtig  oder  gar  ganz  unnötig 
auf  den  Acker  geworfen  worden  sein  und  keine  Rente  gebracht 
haben.  Die  Verluste  sind  dann  natürlich  um  so  schmerzlicher,  je 
größer  die  verbrauchten  Mengen  waren.  Um  die  Produktion  zu 
erhöhen  und  zu  verbiUigen,  kann  die  Anwendung  und  zwar  die 
reichliche  Anwendung  von  käuflichen  Düngemitteln  nicht 
entbehrt  werden ; es  erwächst  aber  immer  mehr  die  Pflicht,  vorher 
genau  sich  zu  vergewissern,  daß  die  Anwendung  auch  eine  richtige 
sei.  Nur  die  unrichtige  Anwendung  der  in  so  großen 
Mengen  gebrauchten  Düngemittel  bringt  Verluste. 
Im  allgemeinen  über  die  große  Ausgabe  für  die  künstlichen 
Düngemittel  zu  klagen,  ist  unberechtigt.  Richtig  und  in  rationeller 
Menge  angewandt,  sind  sie  ein  Segen  für  die  Landwirtschaft  und 
noch  immer  das  beste  Hilfsmittel,  die  Rente  zu  erhöhen ; aber  wo 
man  des  Erfolges  nicht  sicher  ist,  da  soll  man  die  Ausgabe  lieber 
ganz  unterlassen. 
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Beobachtungen  und  Gedanken  aus  der  Praxis. 


Von 


Georg  Stieger 
in  Friedenau  bei  Berlin. 
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Die  landwirtschaftliche  Arbeiterfrage  nimmt  gegenw^ig 
ein  besonderes  Interesse  in  Anspruch;  sie  erscheint  auch  keines- 
wegs schon  gelöst,  sondern  wird  noch  wiederholte  Bearbeitung 
erfordern.  Dazu  werden  außer  statistischem  Material  auch  die 
Ergebnisse  lokaler  Beobachtung  und  Erfahrung  Berücksichti^ng 
verlangen,  und  zu  solchem  Rohstoff  vor  allem  soll  hier  ein  Beitrag 
geboten  werden.  Es  soll  im  folgenden  der  Versuch  gemacht  werden, 
die  Arbeiterverhältnisse  eines  im  Kreise  Angerburg  an  der  Grenze 
des  Kreises  Rastenburg  in  der  Provinz  Ostpreußen  gelegenen 
Gutes  darzustellen,  wie  sie  im  Jahre  1889  waren  und  wie  man  sie 
umzugestalten  versucht  hat,  um  eine  gedeihliche  Weiterentwicke- 
lung einzuleiten ; bei  der  näheren  Besprechung  werden  auch  einige 
allgemeinere  Verhältnisse  berührt  werden  müssen.  Es  ist  damit 
der  Weg  betreten,  den  Frhr.  VON  DER  Goltz  in  „Die  ländliche 
Arbeiterklasse  und  der  preußische  Staat“,  Jena  1893,  S.  296  ge- 
wiesen hat:  „Es  handelt  sich  in  der  Gegenwart  darum,  bis  ins 
einzelne  hinein  sich  darüber  klar  zu  werden,  wie  man  die 
wirtschaftliche  Lage  der  kontraktlich  gebundenen  Tage- 
löhner zu  regulieren  hat,  um  sie  an  ihre  Arbeitsstelle  und  ihre 

Heimat  zu  fesseln.“ 

Das  Rittergut  Rehsau  (das  nicht  etwa  für  den  Zweck  einer 
volkswirtschaftlichen  Untersuchung  der  Arbeiterfrage  frei  ausge- 
wählt worden),  liegt  am  zu  ihm  gehörigen  Rehsauer  See  im  Kreise 
Angerburg,  etwa  4 km  von  dem  zum  Rastenburger  Kreise  ge- 
hörigen Städtchen  Drengfurt  an  der  Grenze  von  Masuren. 

Es  umfaßte  (im  Jahre  1887)  etwa; 

443>9  ha  ^^her  1 ha  landwirtschaftlich  nutzbare 

46,7  „ Weide  I 
132,6  „ Wald, 

5 2 1 ,4  „ W asserfläche, 

20,1  „ ertragslose  Flächen  (darin  14,1  ha  Wege). 


20,1 


r 
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1273,2  ha  im  ganzen. 
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• ^ bezüglich  Fischerei  verpachtet- 

Bewohner  des  Gutes  das  Recht,  im  Sommer 
„für  Tisches  Notdurft“  darin  zu  fischen. 

durch^ J;fn  ' -Jährige"  Sequestration 

durch  die  Ostpreußische  Landwirtschaft  in  einem  höchst  vervwrt- 

hndorflF-Steinort  über,  m deren  Aufträge  Verfasser  die  Ver- 

IsJnSbsZdÄe“^ 

Rechnet  man  See-  und  Waldfläche  ab,  so  bleiben  als  Guts- 
flache  etwa  620  ha  (oder  2480  Morgen)  übrig,  die  von  drei  Hof- 
stellen aus  bewirtschaftet  wurden,  und  für  die  bei  der  Uebernahme 
folgende  Arbeitskräfte  vorhanden  waren; 

2 Kämmerer, 

1 Jäger  (nur  kaum  zu  >/,  für  den  Betrieb  zu  rechnen) 

I Stellmacher. 

1 Schmied, 

2 Schäfer, 

7 verheiratete  Pferdeknechte, 

1 Kuhhirt, 

5 andere  Deputanten  (Jahreslöhner),  Fütterer  und  Hirten 
13  instleute,  ’ 

3 Ortsarme,  die  etwas  arbeiteten, 

2 Hochmieter,  im  Winter  im  Walde  beschäftigt 

1 unverheirateter  Kutscher, 

2 Dienstmädchen, 
also  35  Familien  und 

3 ledige  Dienstboten. 

Nur  die  13  Instfamilien  hatten  je  einen  „Scharu^erker“  (Hof- 
ganger) zu  halten  und  mußten  im  Sommer  die  Frau  oder  einen 
anderen  „Drittgänger“  auf  Arbeit  schicken;  von  den  übrigen 

zur  ZerZta!“  ™ 

Es  waren  also  beschäftigt; 

J ^ Fremde,  im  ganzen  ca. 

rf  ft  ^ also  auf  100  ha  12-14,  oder  35  Familien  auf 

ca.  ha,  also  auf  17,1  ha  (68  Morgen)  i Familie. 

eine  r THAER-Gießen  auf  25^50  Morgen  Landes 

ne  Familie,  Kraemer  (von  der  Goltz,  Handb.  d.  Landw 

i5d.  I,  I.  Aufl..  S.  298)  kommt  in  einem  Beispiel  auf  41  Arbeiter 
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auf  100  ha  und  citiert  Angaben  von  Walz,  wonach  bei  mittlerem 
Boden  und  in  mittlerem  Wintergetreide-Klima  16 — 25  Arbeiter 
I im  ganzen  bei  reinem  Körnerbau  und  Koppelsystem  mit  reiner 

! Brache,  unter  intensiveren  Verhältnissen  29 — 38,  in  sehr  intensiv’’en 

Wirtschaften  38—57  nötig  seien. 

> Nach  Krafft,  Lehrbuch  der  Landwirtschaft,  Bd.  4,  S.  61  i 

i werden  auf  je  100  ha  gebraucht  je  nach  Bodenbeschaflfenheit  und 

, Betriebsintensität  17—56  Arbeiter.  Die  Rehsauer  Wirtschaft  er- 

scheint also  bezüglich  des  damaligen  Arbeiterstandes  sehr  extensiv. 

I An  Bezügen  war  folgendes  festgesetzt: 


6 

Z 

■0 

-1 

Namen 

1 

jLand  in  QR. 
jzu  Kartoffeln 

Weizen 

1 

Roggen 

Gerste 

Erbsen  | 

Hafer 

Hinterkorn 

2 1 

' 

0 

cS 
' P3 

M. 

1 Bemerkungen 

1 

1 

Garten 

Feld 

Lein 

in 

Neuscheffeln 

1 

I Kämmerer 

60 

160 

60 

I 

24 

4,4 

3,2 

4,4 

4 

120 

+3  M.  zu  Weihnacht. 

2 

I Stellmacher 

60 

160 

60 

I 

24^1 

4,4 

3,2 

4,4 

4 

87! 

3 

I Knecht 

60 

^ 120 

45 

— 

; 21,8' 

2,2 

3,2 

2,2 

4 

66 

4 

I Deputant 

60 

120 

30 

— 

>3 

2,0 

2,0  , 

3,0  : 

60 

5 

I Instmann 

60 

160 

60 

— 

10,6 

2,1 

' 2,1 

2,1  : 

— 

9 

Holzfuhrgeld  zur 

Verrechnung, 

6 

I Hochmieter^) 

90 

90 

30 

— 

— 

' — 

' — 

— 

— 

— 

.jI' 

l)  Die  beiden  Hochmieter  zahlten  jeder:  i)  für  Wohnung  und  Garten  ^ $| 

jährlich  15  M.,  2)  für  90  □ R-  Kartoffelland  und  30  □ R.  Leinacker  16  M.,  |l 

3)  für  Weide  und  Futter  für  eine  Kuh  24  M.,  in  Summa  55  M. ; sie  bekamen  f 

an  Tagelohn  im  Winter  l M.,  im  Sommer  1,20  M.,  in  der  Ernte  1,50  M.  ,iSl 

Diese  vorhandenen  Arbeiter-Instverträge  zeigten  alsbald  er-  | 

hebliche  Mißstände  und  Fehler;  f 

1)  Der  Dreschanteil  war  zu  hoch;  I 

2)  die  Leute  hatten  zu  wenig  Geldeinnahmen,  vor  allem  im 
Sommer,  und  andererseits  im  Winter  zu  viel  Naturalienbezüge; 

3)  es  waren  zu  wenig  Scharwerkerverpflichtungen  (20  Familien 
ohne  sie)  vorgesehen  und  dennoch  nicht  genügend  Scharwerker 
zu  haben,  um  nur  diese  Stellen  zu  besetzen,  auch  wenn  man  schon 
recht  schwache  Jungen  und  recht  alte  Leute  als  solche  zuließ; 

4)  die  Arbeiter  hatten  keine  Seßhaftigkeit.  Zu  Anfang  kam, 
wie  gewöhnlich  bei  Besitz-  oder  Leitungswechsel  noch  die  Furcht 
und  das  Mißtrauen  gegen  die  neue  Herrschaft  dazu,  besonders  da 
die  frühere  in  mancher  Hinsicht  zu  nachsichtig  gewesen  war  und 
so  die  Leute  verwöhnt  hatte. 
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Es  zeigte  sich  deshalb  die  gesteigerte  Neigung,  nach  Amerika 
oder  Westdeutschland  (Berlin,  Essen  etc.)  zu  gehen,  oder  sich  auf 

anderen  Gütern  der  Nachbarschaft  einen  vermeintlich  besseren 
Lohn  zu  suchen. 

Am  ersten  Ziehtermin.  Michaelis  1889,  ein  halbes  Jahr  nach 
Beginn  der  Administration,  mußten  19  neue  Familien  herbeigeholt 
werden,  wobei  jede  2—4  Wagen  zum  Teil  für  ganze  Tagereisen 
in  Anspruch  nahm.  Dieser  kostspielige  und  den  Betrieb  er- 
schwerende Leutewechsel  hat  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vermindert 
und  schließlich  auf  einem  erträglichen  Mittelmaß  gehalten;  die 
Seßhaftigkeit  wurde  also  befriedigender.  Dabei  nahm  aber  die 
Schwierigkeit,  Scharwerker  zu  bekommen,  stetig  zu,  so  daß  that- 
sächlich  bei  dem  größten  Teil  der  Leute  die  Haltung  der  Schar- 
werker aufhörte.  Der  Bedarf  an  derartigen  Arbeitskräften  im 
Alter  von  etwa  16  25  Jahren  stieg  aber  naturgemäß  mit  Zu- 
nahme der  Ernteerträge  und  der  Betriebsintensität  sonst,  und  es 
ergab  sich  die  dringende  Notwendigkeit,  Abhilfe  zu  schafFen. 

Die  Ernte  1888  hatte  etwa  folgendes  Ergebnis  gehabt:  6600 
Neuscheffel  Getreide  mit  ca.  2200  Doppelcentner  (zu  100  kg)  Gewicht 
und  kaum  400  Doppelcentner  Kartoffeln.  Der  Viehstand  umfaßte 
49  Pferde  (einschl.  16  Fohlen),  43  Haupt  Rindvieh,  daneben 
22  Leutekühe,  700  Schafe  (meist  kranke),  daneben  30  Leuteschafe, 
und  keine  Schweine. 

Mit  Hilfe  von  mäßiger  Anwendung  künstlichen  Düngers, 
stärkerer  Fütterung  eines  größeren  Viehstandes , regelrechter 
Drainage  (die  erst  1895  in  der  Hauptsache  beendet),  wmrden  die 
Erträge  allmählich  gesteigert,  so  daß  die  Ernte  1894  brachte: 
in  1300  hudern  Getreide  etwa  4000  Doppelcentner  Körner, 
2000  Doppelcentner  Kartoffeln,  3000  Doppelcentner  Rüben  und 
400  Fuder  Rauhfutter,  bei  einem  Viehstand  von  50  Pferden, 
172  Haupt  Rindvieh,  750  schwereren  Schafen,  etwa  100  Schweinen, 
sowie  daneben  25  Leutekühen  und  30  Leuteschafen. 

Dieser  vermehrte  Umsatz  in  der  Wirtschaft  und  die  Arbeiten, 
welche  zu  seiner  Schaffung  notwendig  waren,  erforderten  also 
mehr  Arbeitskräfte,  als  vorhanden  gewesen.  So  wird  ja  meist  die 
Hebung  der  Roherträge  eines  Gutes  auch  den  Bedarf  an  Arbeitern 
vermehren,  und  es  ist  zu  wünschen,  daß  diese  Entwickelung  nicht 
zum  Stillstand  komme.  Wenn  dagegen  von  den  Betriebslehrern 
auf  die  Notw'endigkeit  hingewiesen  wird,  mit  den  Arbeitskräften, 
die  den  größten  Anteil  (ca.  20  v.  Hundert)  der  Produktionskosten 


Zur  Landarbeiterffage. 


411 


ausmachen,  sparsamer  zu  sein,  so  widerspricht  das  jenem  nicht,  denn 
es  kann  das  nur  heißen : „sie  lohnender  anzusetzen“,  durch  bessere 
Organisation  und  Direktion  den  Arbeitsanteil  an  den  Erzeugnngs- 
kosten  herabzusetzen,  also  nur  eine  relative,  keine  absolute  Er- 
sparnis anzustreben. 

Viele  Familien  mußten  also  ohne  Srharwerker  angenommen 
werden,  zum  Teil,  weil  das  Gut  nun  einmal  einen  schlechten  Ruf 
wegen  armer  Erträge  hatte;  so  machte  es  sich  notwendig,  außer 
den  aus  den  nahen  Dörfern  bezw.  dem  Städtchen  Drengfurt  in 
geringer  Zahl  heranziehenden  freien  Arbeitern  „fremde“  Sommer- 
arbeiter anzunehmen : es  wurden  als  nächstliegend  russische  Polen 
angeworben.  Sie  waren  zum  Teil  brauchbar,  aber  ungleich  und  außer- 
ordentlich unzuverlässig.  Dann  wurde  ein  Versuch  mit  „Lands- 
bergern“ gemacht,  und  zwar  sollten  diese,  da  der  Hackfruchtbau 
ausgedehnt  worden  war,  vor  allem  die  eigenen  Leute  einlernen 
in  die  rechte  Arbeitsweise,  besonders  auch  sie  an  Verdingarbeiten 
gewöhnen.  Sie  arbeiteten  gut,  waren  aber  zu  teuer  und  ermutigten 
nicht,  den  Versuch  zu  wiederholen.  Es  wurden  nochmals  russische 
Polen  aus  der  Nähe,  diesmal  mit  Vorarbeiter,  angeworben,  um 
wiederum  nur  die  Erkenntnis  zu  gewinnen,  daß  als  Lösung  der 
Aufgabe  mit  allen  Mitteln  zu  erstreben  sei,  gute  eigene  Arbeits- 
kräfte auf  dem  Gute  oder  aus  der  Nachbarschaft  zu  beschaffen. 
Bezüglich  der  letzteren  wurde  Ankauf  einiger  Arbeiterwohnungen 
in  dem  nächsten  Dorfe  erwogen,  und  es  wurde  Kartoflfelland  in 
etwas  höherem  Maße  (besonders  in  einem  Waldrodeschlag)  mit 
der  Verpflichtung  verpachtet,  die  Pacht  in  der  Ernte  abzuarbeiten. 
Vor  allem  aber  sollte  eine  Vertragsform  gesucht  werden,  die  seßhafte 
tüchtige  Familien  mit  Schan\^erkern  heranzuziehen  geeignet  wäre. 

Diese  Schwierigkeiten  lagen  nun  nicht  etwa  nur  auf  dem 
geschilderten  Gute  vor,  sondern  sie  lasteten  auf  allen  Betrieben 
der  weiten  Umgegend,  hier  mehr,  dort  weniger. 

Bringt  doch  auch  Dr.  Dade  in  seiner  dankenswerten  Samm- 
lung aller  die  Arbeiter\^erhältnisse  betreffenden  Stellen  der  Jahres- 
berichte der  landwirtschaftlichen  Centralvereine  (in  Drucksachen  No.  2 
der  XXV.  Plenarversammlung  des  Deutschen  I^ndwirtschaftsrats, 
1897,  S.  17)  mehrfach  den  Ausspruch  zum  Bericht:  „Lm  nicht 
auch  die  Instfamilien  zu  verlieren,  haben  sich  viele  Besitzer  be- 
quemen müssen,  dieselben  von  der  Haltung  von  Scharwerkern  zu 
entbinden.“  Auch  der  landwirtschaftliche  Verein  Drengfurt  fand 
Anlaß,  sich  mit  dieser  Arbeiternot  zu  beschäftigen,  und  beauftragte 
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eines  Instmanns-Muster- 
vertrages  Jedoch  wurde  die  Hoffnung,  auf  diesem  Wege  eine  gleich- 
en Gestaltung  der  Instv.^rträge  auf  allen  bfnach- 

e so  einen  Antrieb  zum  häufigen 

Stefienwechse  m den  Leuten  zu  vermindern,  eine  vergebliche 
Es  ^angte  also  die  Not^vendigkeit  zu  dem  Versuch,  auf  eigene 

konnt/*^-  vorliegende  Gut  zu  lösen.  Dazu 

konnte  nicht  ein  umfassendes  Studium  der  bezüglichen  Litteratur 

tenr^^rr"  einzelnen  Bezugs- 

teile  auf  ihre  Tauglichkeit  für  den  neuen  Instvertrag  angesehfn- 

bertck  • P“"ktf  alf  leitend 

berücksichtigt  werden  sollten: 

T -1  K Naturalienlöhnung  muß  als  eine  gesunde  zum  guten 
Teil  beibehalten  werden.  ^ 

heH.ff  Verkehrsverhältnisse  und  die  erhöhten  Kultur- 

bedurfnisse  der  Landarbeiter  machen  es  notwendig,  einen  nicht  zu 

knapp  bemessen^en,  gegen  früher  gesteigerten  Lohnanteil  in  barem 
Crelde  zu  gewahren. 

nicht  Jahres-,  sondern  Tagelohn  sein 
und  muß  einigermaßen  im  Verhältnis  zu  der  täglichen  Arbeits- 
leistung stehen  : insbesondere  erscheint  es  unzweckmäßig,  zu  allen 
Jabreszeiten  denselben  Lohn  zu  gewähren  und  dadurfh  es  den 
Berlingangem  gar  so  leicht  zu  machen,  einen  für  die  Landver- 
haltmsse  ungünstigen,  wenn  auch  sehr  oberflächlichen  Vergleich  der 

furTbwfd'  ““  -ue  Genossin 

zur  Abwandemng  zu  überreden. 

auf  Naturallöhnung  nicht  so  gans  einseitig 

rinen  en  Tu“  ''I'"'“'  «‘“e  Jahreszeit  auch  immerhin 

einen  etwas  höheren  Bedarf  darin  bedingt 

5)  Da  unleugbar  die  Beschaffiing  der' Scharwerker  schwierig 
zL  th"  "°t  “=''“'"8“  allgemein  gilt,  so  würde  ein  Zwang 

Xecte  I 1.  Instfamiüen  ai 

vtT  t n f au  suchen,  die  die 

&harwerkerhaltung  zu  einer  freiwilligen  macht,  sie  aber  dabei  für 

Arbeiter  vorteilhaft  und  wünschenswert  erscheinen  läßt. 

6)  Die  Stellung  als  Scharwerker  sollte  also  begehrenswert  ge- 
mach,  werden ; deshalb  ist  sie  zunächst  so  zu  gestalten,  dal  ® 

a)  die  Arbeiterfamilien, 

b)  auch  sie  selbst 

eine  höhere  Einnahme  bekommen. 
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7)  Die  Grundanschauung,  von  der  aus  der  Vertrag  entworfen 
wird,  muß  den  heutigen  veränderten  Zeitverhältnissen  entsprechend 
weniger  feudal  oder  patricirchalisch.  und  mehr  auf  den  Ausdruck 
wirtschaftlicher  Gleichberechtigung  gestimmt  sein,  also  im  Arbeiter 
den  Menschen  voll  anerkennen. 

8)  Es  ist  die  Neigung  zur  Accordarbeit  zu  pflegen  und  zu 
stärken,  um  dadurch  nach  und  nach  unwillkürlich  das  Arbeitstempo 
der  Arbeiter  dauernd  zu  steigern. 

Danach  wurde  folgender  Vertrag  entworfen  und  jedem  Ar- 
beiter gedruckt  in  einem  kleinen  Hefte,  ähnlich  den  Militärpässen, 
eingehändigt.  (Es  ist  genau  der  damalige  Wortlaut  mitgeteilt, 
obwohl  Verfasser  heute  in  einigen  Punkten  Abänderungen  vor- 
nehmen würde). 


Gut  Rehsau 

mit  Vorwerken  Karlswalde  und  Sandhof 
im  Kreise  Angerburg,  Reg.-Bez.  Gumbinnen  (Ostpreußen). 


Zwischen  der  Gutsverwaltung  Rehsau,  vertreten  durch  Herrn 

einerseits  und  dem  Unterzeichneten  Gutsmann aus anderer- 

seits ist  heute  folgender  Arbeits-  imd  Dienstvertrag  geschlossen : 

1)  Der  unterschriebene  Gutsmann  tritt  mit  seiner  Ehefrau,  seinen 
etwaigen  Scharwerkem  und  bei  ihm  wohnenden  Kindern  auf  dem  Gute 
R.,  dem  Vorwerke  K.,  dem  Vorwerke  S.  in  Dienst  und  verpflichtet  sich,  die 
in  der  Wirtschaft  vorkommenden  Arbeiten  nach  Anordnung  der  Gutsleitung 
gewissenhaft  und  willig  zu  verrichten  und  sich  stets  zu  bestreben,  durch 
Treue,  auch  durch  eigenes  Nachdenken  und  Selbständigkeit  das  Wohl  der 
Wirtschaft  und  der  Brotherrschaft  möglichst  zu  fördern. 

Die  Frau  muß  — sofern  sie  arbeitsfähig  ist  — mindestens  80  Tage 
während  des  Sommerhalbjahres  in  (geeignete)  Arbeit  kommen. 

Als  Frau  eines  Jahreslöhners  ist  sie  verpflichtet,  das  Jahr  oder  einen 
Teil  des  Jahres  hindurch  zum  (täglich  2-  bis  3-maligen)  Melken  der  Guts- 
kühe zu  kommen  oder  eine  geeignete  Vertreterin  zu  schicken  — imd  sich 
beim  Melken  den  besonderen  Vorschriften  zu  fügen.  Fürs  Melken  von  5 bis 
IO  Kühen  wird  täglich  2‘;'j  Pf.  für  die  Kuh,  mindestens  aber  20  Pf.  bezahlt,  bei 
3-maligem  Melken  täglich  um  die  Hälfte  mehr.  Für  das  Melken  derjenigen 
Kühe,  die  im  ganzen  Jahre  über  3000  kg  Milch  gegeben  haben,  erhält  die 
betreffende  Melkerin  für  das  „Mehr“  eine  entsprechende  Zulage  nachgezahlt. 
Wenn  die  Frau  melken  geht,  braucht  sie  nicht  in  Tagelohn- Arbeit  zu  kommen, 
kann  es  aber  doch  thun‘). 

Jeder  Scharwerker  muß  stark  und  geschickt  genug  und  willig  sein,  alle 
für  ihn  üblichen  landwirtschaftlichen  Arbeiten  gut  auszuführen.  Jedenfalls 


I)  Zunehmende  Schwierigkeiten  bei  Beschaffung  der  nötigen  Melkerinnen 
führten  doch  noch  zur  Herbeiziehung  von  „Schweizern“  für  den  Kuhstall. 
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muß  zunächst  jeder  neu  zu  mietende  Scharwerker  dem  Gutsleiter  (Admi- 
nistrator) oder  seinem  Beauftragten  vorgestellt  und  kann  nur  mit  seiner 
Zustimmung  gemietet  werden;  außerdem  muß  er  ungünstigenfalls  auf  des 
Gutsleiters  begründeten  Wunsch  entlassen  werden. 

2)  Die  Gutsverwallung  gewährt  dagegen  dem  Gutsmann: 

I.  frei . eine  ihm  in  Rehsau,  Karlswaide,  Sandhof  anzuweisende  gesunde 
Wohnung  nebst  Boden-  und  Stallraum  mit  jährlich  einmaliger  Aus- 
weißung der  Wohnräume  mit  Kalk. 

Nach  Bedarf  höchstens  alle  4 Monate  3—4  Bunde  Bettstroh  ä 10  kg. 
Den  Unterhalt  für  eine  Milchkuh  als : Weide  im  Sommer,  i Fuder 
(ca.  20  Centner  ä 50  kg)  Heu  und  etwa  . . Schock  = . . Centner 
Futterstroh,  sowie  je  nach  Vorrat  etwas  Spreu  im  Winter;  die 

nötige  Streu  im  gemeinsamen  Leutekuhstall  und  gemeinsam  einen 
Hüten. 

Unterhalt  für  ein  Schaf  mit  Sommerlamm  (in  Sandhof)  als  Weide 

im  Sommer,  genügend  Heu,  Stroh  und  Streu,  sowie  Wartung  im 
W inter.  ® 

Das  Recht,  zwei  Schweine  zu  halten,  dazu  jährlich  . . Centner 

Spreu  und  alle  14  Tage  (am  Sonnabend  früh)  i Bund  = 10  kg 
Streustroh.  ® 


Nicht  ganz  frei:  Weide  für  1-2  alte  Gänse  mit  ihren  Jungen  (ein 
Oänsehirt  muß  stets  von  den  Leuten  jedes  Vorwerks  gemeinsam 
gehalten  werden)  und  die  Erlaubnis,  i Hahn  und  4 Hühner  zu  halten, 
solange  diese  dem  Gute  keinen  Schaden  machen. 

Wer  eine  Kuh  nicht  hält,  bekommt  täglich  zu  einer  festgesetzten 
Zeit  3— 4 Liter  frische  Schleudermilch  (oder  teilweise  Buttermilch) 
sowie  jährlich  8 (10)  M.  bares  Geld  (Kalbgeld)  in  2 Hälften  ausgezahlt. 

Wer  keine  Gänse  hält,  bekommt  1,50  M.  Geld.  Für  Nichthaltung 
der  Schafe  kann  kein  Geldersatz  gegeben  werden. 

II.  als  Brennmaterial : 

4 Tausende  Torf  (ungetrocknet),  selbst  zu  machen, 

8 Haufen  Reisig  II.  Klasse, 

IO  Raummeter  Stubben  . . Klasse, 

dazu  noch  2 Raummeter  desgL,  wenn  Scharwerker  gehalten  wird 
111.  an  Land: 


18  a (oder  ca.  120  □ R.  ä 12')  Kartoffelfeld  in  2.  oder  3.  Tracht 

4 a (oder  ca  30  □ R.)  desgl.  mehr  für  jeden  Scharwerker 

8 a (oder  ca.  60  □ R.)  Kartoffeln-  und  „Geköch“garten  (alle  3 Jahre 
gedüngt),  J J 

6 a (oder  ca.  45  □ R.)  Leinacker. 

IV.  an  Getreide  jährlich  (in  monatlichen  Gaben) : 


Roggen 

Gerste 

Erbsen 

Hafer 

Gemenge 

Weizen 

Zusammen 


Knecht 

Ctr. 

I,2Ü 

2,40 

1,20 

1,80 

0,50 

22,60 


Instmann  (für  jeden  Scharwerker  mehr) 
Ctr.  Ctr.  (ä  50  kg) 

12,00  6,00 

^20  1^00 

2j40  I^OQ 

^20  1^00 

1,20 

0,50 


1,00 


18, 50 


10,00 
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V.  an  Geld: 

a)  an  Jahreslohn  ....  M.,  in  Worten  . . . . M.  (je  nach  Stellung 
verschieden,  wenig  höher  als  früher)  in  monatlichen  Raten. 

b)  an  Tagelohn  für  den  Mann  für  die  Frau  für  den  Scharwerker 

od.d.  Drittgänger 

im  Winter  0,25  M.  0,30  M.  0,20  M. 

(6  Monate) 

im  Sommer  0,30  „ 0,40  „ 0,20  „ 

(3  Monate) 

im  Herbst  0,30  „ 0,50  „ 0,20  ,, 

(3  Monate) 

c)  an  Verdinglohn  (Accord)  werden  zimächst  dieselben  Sätze  be- 
rechnet, wie  für  „fremde  Arbeiterin  dann  aber  für  den  Tag  etwa  (90)  Ptg. 
(soviel  etwa  wie  der  Fremden-Lohnsatz  höher,  als  der  zeitige  eigene) 
abgezogen;  jedoch  soll  bei  mittlerer  Arbeitsleistung  mindestens  der 
Tagelohn  verdient  werden. 

Beim  Scharwerker  soll  vom  Ueberschusse  des  Accordverdienstes 
Über  den  entsprechenden  Tagelohnverdienst  die  eine  Hälfte  dem 
Scharwerker  persönlich  ausgezahlt  werden  als  sein  Eigen. 

Ob  eine  Arbeit  in  Verding-  oder  in  Tagelohn  ausgeführt  werden 
soll  und  zu  welchen  Sätzen,  bestimmt  der  Arbeitgeber  (Gutsleiter), 

Die  Auszahlung  der  Löhne  geschieht  im  allgemeinen  bei  der 
monatlichen  Abrechnung.  Von  den  Beiträgen  gemäß  dem  Invali- 
ditäts-  und  Alterversorgungsgesetze  vom  22.  Juni  1889  („Klebe- 
marken“) hat  der  Gutsmann  die  ihm  gesetzlich  obliegende  Hälfte 
auch  selbst  zu  tragen. 

d)  besondere  Zulagen: 

a)  für  jeden  guten  Lader  je  nach  Ernte  und  Leistung  jährlich 

2—5  M- 

ß)  für  jeden  fleißigen  und  tüchtigenScharwerkerallgemeinjenach 
Leistung  und  Führung  5 oder  auch  loM.  als  Jahresgeschenk. 

3)  Die  regelmäßige  Arbeitszeit  dauert  pünktlich  in  der  Zeit  vom  l.  April 
bis  letzten  September  von  morgens  5 Uhr  bis  abends  7 Uhr,  in  der  Zeit  vom 
I Oktober  bis  letzten  März  von  morgens  6 bis  abends  6 Uhr.  Jedoch  wird 
in  der  Erntezeit  im  allgemeinen  bis  Sonnenuntergang,  an  kurzen  Winter- 
tagen nur  bis  zum  Dunkelwerden  gearbeitet. 

Die  Mittagspause  beträgt  im  Winter  I,  im  Sommer  , Stunde.  Wenn 
es  irgend  angängig,  wird  an  langen  Tagen  vor-  und  nachmittags  je  eine 
Pause  von  20 — 25  Minuten  zu  Frühstück  und  Vesper  gehalten.  Die  jedes- 
maligen Bestimmungen  hierüber,  sowie  über  notwendige  Abweichungen  von 
der  regelmäßigen  Arbeitszeit  bleiben  vernünftigem  Ermessen  der  Betriebs- 
leitung Vorbehalten. 

4)  Die  ärztliche  Behandlung  des  Gutsmannes  und  seiner  Familie  ist 
frei  bei  dem  von  der  Gutsleitung  dazu  bestimmten  Arzte.  Die  Medizin  muß 
im  allgemeinen  der  Mann  selbst  bezahlen.  Sucht  ein  Arbeiter  im  Hause  des 
Arztes  dessen  Rat,  so  muß  er  stets  eine  Bescheinigung  des  Gutsleiters  mit- 
nehmen. 

5)  Der  Gutsmann  hat  dagegen  zu  bezahlen  (der  Regel  nach  durch  Ab- 
zug vom  Verdienste); 
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, 1 

A. 


a)  seinen  gesetzmäßigen  Anteil  (■ ,)  an  den  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsmarken  für  sich  und  die  Seinen, 

b)  den  satzungsmäßigen  Beitrag  zu  dem  Gutsleutevieh- Versicherungs- 
yerein,  y,elchem  er  durch  diesen  Vertrag  zugleich  ausdrücklich  bei- 

ntt,  und  dessen  Satzungen  ihm  zuvor  bekannt  gemacht  sind, 

c)  ein  Gänseweidegeld  in  der  Weise,  daß  er  die  6.  „Weidegans“ 
Ounge)  abgiebt  und  zwar  so:  jede  Gans  muß  5 kg  Lebendgewicht 
haben,  was  sie  darüber  wiegt,  zahlt  der  Arbeitgeber  mit  60  Pf.  fürs 
Kilogramm  heraus^  ^as  daran  fehlt,  zahlt  der  Arbeiter  nach.  Für 
die  Restanzah  Weidegänse,  welche  nach  Teilung  mit  6 übrig  bleiben, 
also  keine  volle  Liefergans  mehr  erfordert,  kann  entweder  Geld  oder 

aber  eine  ganze  Liefergans  gegeben  werden,  deren  Ueberwert  in 
Geld  zuruckgezahlt  wird, 

d)  eine  Veryäumnisstrafe  von  mindestens  10  Pf,  täglich,  falls  der  Ar- 
beiter  oder  seme  Frau  oder  Scharwerker  ohne  Erlaubnis  und  ohne 
genügenden  Grund  von  der  Arbeit  fortbleibt. 

tr=.cr  Arbeiter  seine  Dienstpflichten  oder  diesen  Ver- 

Ver^tret^  ungebührlich  gegen  den  Brodherm  oder  dessen 

dem  RrLr  anvertrauten  Tiere  benimmt  - soll 

^Tm  EwT/3  h”  Recht  zustehen,  Konventionalstrafen 

hängen^  zu  3 M.  — durch  Einbehalten  vom  Verdienste  zu  ver- 

de^  stellen  sich  beide  Vertragschließenden  unter  den  Schutz 

des  Allgemeinen  Landrechts  bezw.  der  geltenden  Gesindeordnung. 

i > Dieser  Vertrag  gilt  zunächst  vom  i.  Oktober  189  . . ab  auf  ein  fahr 
™d  wenn  b^  zum  folgenden  i.  April  nicht  die  halbjäSge  Kündigung  aus- 
gesprochen  ist,  stillschweigend  stets  auf  ein  weiteres  Jahr 

für  ««  hier,  SO  muß  er  als  Entschädigung 

Pf  seiner  hS 

hotog  23  Pf  bezahlen  (durch  Abzug  vom  Verdienste  etc.)  also  z.  B.  bei 

be^hlem  “ Entfernung  wären  (4  X 8 X 0,25)  = , = 8 M.  zu 

S)  Beide  Teile  versprechen,  sich  redlich  zu  bemühen,  beiderseits  ein 
rechtes,  treues,  christliches  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Brotherrn  zu 

M Kräften  dafür,  daß  jener  gute  und  reichUche 

otdurft  und  Nahrung,  und  in  Bedrängnissen  Rat  und  Hilfe  habe;  jener  der 
Arbeiter  giebt  sich  aus  treuem  frommen  Herzen  Mühe,  durch  Lust  und  Liebe 

Sr  ■*“  ““  .i«  ariftlu 

den  i^r?r!Tf3  gegenseitipn  Vorsatze  und  Vertrauen  vollziehen  beide  Teüe 

Vertrag  durch  eigenhändige  Namensunterschrift, 

Rehsau,  den  . . . ten 189 

bei  Drengfurt 


Der  Gutsman n: 


Für  die  Gutsverwaltung: 


Zur  Landarbeiterfrage. 

In  vorliegendem  Falle  handelte  es  sich  nicht  darum,  die 
höchstentwickelte  Vertragsform,  die  theoretisch  beste,  in  Anwen- 
dung  zu  bringen,  sondern  aus  der  bisherigen  örtlich  gewohnten 
eine  neue  Form  herauszubilden,  welche  den  veränderten  Zeit\’’er- 
hältnissen  entspräche,  in  der  Richtung  der  voraussichtlichen  Weiter- 
entvdckelung  läge,  und  doch  nicht  als  eine  schwer  haltbare,  sprung- 
weise, sondern  als  eine  organisch  herausgewachsene  Neubildung 
sich  erweise,  indem  man  den  Standpunkt  teilte,  den  Frhr.  VON 
DER  Goltz  in  seiner  Schrift  „Die  ländlichen  Arbeiterklassen  und 
der  Staat“,  S.  256  ausspricht:  „Dagegen  liegt  kein  Grund  vor,  das 
Verschwinden  der  Gutstagelöhner  zu  wünschen  oder  herbei- 
zuführen. Das  Instleuteverhältnis  ist  in  seinem  innersten  Wesen 
ein  durchaus  gesundes,  es  verdient,  sorgfältig  gepflegt  und  den 
veränderten  Bedürfnissen  gemäß  fortgebildet  zu  werdrä.“ 

Trotzdem  ein  gewisses  Vertrauen  zu  der  Gutsherrschaft  bei 
den  Leuten  Wurzel  gefaßt  hatte,  kam  doch  dieselbe  Erscheinung 
der  Bedenklichkeit  und  des  Mißtrauens  diesem  Vertrage  gegen- 
über zum  Ausdruck , wie  sie  die  I^ndleute  allen  Neuerungen 
gegenüber  zu  hegen  pflegen.  Dennoch  gelang  es  in  kurzer  Zeit, 
die  Arbeiter  des  Haupt-  und  des  einen  Nebengutes  auf  den  neuen 
Vertrag  zu  verpflichten.  Dagegen  war  in  Sandhof,  wo  die  Leute 
seßhafter  und  unter  dem  Einfluß  des  dortigen  Kämmerers  noch 
in  ihrem  Wesen  dem  alten  Vertrage  angemessener  sich  hielten, 
bis  auf  weiteres  verschoben  und  ihnen  folgender  Vertrag  be- 
willigt: 

Der  Scharwerker  soll  tüchtig  und  brauchbar  sein,  im  Sommer 
hat  auch  der  Drittgänger  stets  in  Arbeit  zu  kommen. 

Der  Instmann  bekommt  jährlich: 

1)  Gartenland  60  OR.  \ 

Feldkartoffelland  160  QR.  | frei. 

Leinland  60  []]  R.  | 

2)  Freie  Weide  für  i Kuh,  i Schaf  mit  Sommerlamm  und 
2 alte  Gänse  mit  ihren  Jungen,  von  denen  jedoch  die  6.  Gans 
abzugeben  ist;  — für  Gänsehirten  muß  der  Instmann  selbst  sorgen, 
und  zwar  muß  stets  ein  Hirt  gehalten  werden. 

Wer  die  Kuh  nicht  hält,  bekommt  täglich  3 — 4 Liter  Mager- 
milch und  jährlich  10  M.  bar  als  Kalbgeld. 

3)  Freies  Brennmaterial  als: 

IO  m Stubben, 
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8 Haufen  Strauch  (oder  für  je  einen  Haufen  Strauch  nach 
Wahl  looo  Torf)  mit  freier  Anfuhr,  wozu  der  Instmann  aber  den 
Lader  stellt. 

4)  Im  Sommerhalbjahr  Deputat  von: 

IO  Neuscheffel  Roggen  (ä  50  Liter)  = 4,95  Centner 

2 „ Gerste  = o,so  „ 

3 „ Erbsen  =1,50  „ 

2 „ Hafer  = o,eo 


5)  Als  Dreschlohn : bei  Handdrusch  ‘/loi  bei  Roßwerk-(Göpel-) 
Vi5  und  bei  Lokomobilendrusch  V92  des  Aufmaßes.  Dabei  steht 
der  Arbeitgeber  dafür,  daß  der  Instmann  jährlich  soviel  Dreschlohn 
verdient,  als  ob  er  die  Gesamternte  „auf  5 Hand“  mit  Hand, 
®/4  mit  Roßwerk  ausgedroschen  hätte.) 

6)  Tagelohn: 

für  Männer  für  Scharwerker  (Drittgänger)  für  Frauen 
* , Jahr  Winter  25  Pf.  20  Pf.  25  Pf.  25  “ ' 

” 45  „ 40 

U » Herbst  30  „ 20  „ 55  „ 50 

(Im  Tagelohn  war  dieselbe  kleine  Erhöhung  eingetreten 
bei  dem  neuen  Vertrage). 

Um  die  volle  Wirkung  beobachten  zu  können,  war  die  Zeit 
von  Einführung  des  Vertrages  bis  zur  Verpachtung  der  Wirtschaft 
zu  kurz,  indessen  war  das  Streben  der  Familien,  sich  einen  Schar- 
werker, und  zwar  meistens  eins  der  herangewachsenen  Kinder,  zu 
erhalten,  merklich  gewachsen,  und  wie  die  Gesamtjahreseinnahmen 
dadurch  verschieden  waren,  ob  ein,  zwei  oder  gar  kein  Scharwerker 
gehalten  wurde,  ergiebt  sich  aus  folgender  Uebersicht,  die  zugleich 
die  wesentlichsten  Einkommensteile  der  einzelnen  Familien  kurz 
nachweist  und 
Bezügen  ermöj 

Uebersicht  die  unter  No.  26 

Einkünfte  der  fünf  Dreschlohn-Instfamilien  in  Sandhof 
zeichnen  sich  durch  sehr  hohe  Getreide-  und  nur  m;  ‘ 
aus,  begünstigt  durch  die  guten  Aufzuchtverhältnisse  (Schweineh(5), 
und  unter  dem  Einfluß  einiger  tüchtiger  Vorbilder  sind  diese  Leute 
bestrebt,  möglichst  viele  Schweine  zum\'‘erkauf  zu  bringen  durch 
Mast  und  mehrfach  auch  durch  Zucht  (Sauenhaltung).  Aber  die  Zu- 


wie 


Vergleich  beider  Vertragsformen  in  ihren 
glicht.  Denn  es  sind  in  der  folgenden  Jahresbezugs- 

- -J— 30  mit  * aufgeführten  Zahlen  die 

Dieselben 
äßige  Geldbezüge 


fälligkeiten  solches  Betriebes,  besonders  auch  die  Verluste  durch  Rot 
lauf,  lassen  diese  Verwertungsart  des  bezogenen  Getreides  wenigei 
sicher  erscheinen,  als  für  den  Arbeiterhaushalt  heilsam  ist.  Diesei 
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420  GEORG  STIEGER, 

Umstand  und  die  immer  dringlicher  werdende  Notw'endigkeit,  in 
Sandhof  wegen  der  wachsenden  Ernten  zwei  Familien  mehr  einzu- 
setzen, führten  zu  dem  Beschluß,  den  neuen  Vertrag  doch  auch  in 
Sandhof  einzuführen,  und  das  Streben  nach  Gleichartigkeit  im 
Gutsbezirk  unterstützte  ihn. 

Ohne  auf  eine  nähere  Betrachtung  der  ganzen  Uebersicht 
(s.  S.  419)  einzugehen,  muß  doch  darauf  hingewiesen  werden,  wie 
außerordentlich  weit  die  Extreme  auseinander  gehen.  Die  Getreide- 
einnahmen schwanken  zwischen  13  und  38,  jabeinahe  49  Centner 
Getreide,  während  die  Geldeinnahmen  sich  zwischen  84  M.  und 
435  M.  bewegen.  Rechnet  man  noch  hinzu,  daß  zum  Teil  gerade 
die  Familien  mit  geringerem  Einkommen  auch  keine  Kuh  und 
wenig  oder  gar  keine  Gänse  haben,  daß  daneben  die  Kopfzahl 
der  Familie  zwischen  2 und  8 schwankt,  und  daß  dabei  keines- 
wegs immer  die  zahlreichere  Familie  auch  das  höhere  Jahresein- 
kommen hat,  so  leuchtet  ein,  wie  außerordentlich  verschieden  die 
auf  ein  Familienglied  entfallenden  Bezüge  sind.  Eine  Beobachtung 
der  einzelnen  Familien  nun  zeigte,  daß  ihre  Lebenshaltung  keines- 
wegs von  der  Höhe  des  Einkommens  — absolut  oder  auf  den 
Kopf  gerechnet  — bestimmt  war,  sondern  daß  die  Wirtschaftlich- 
keit des  Arbeiters  und  in  weit  höherem  Maße  noch  der  Arbeiter- 
frau die  ausschlaggebende  Rolle  spielt. 

Die  ganze  Tabelle  beleuchtet  indessen  die  Stellung  der  Ar- 
beiter nach  dem  neuen  Vertrage  nur  einseitig  von  dem  Stand- 
punkte des  Arbeitgebers,  denn  es  ist  nur  das  zusammengestellt, 
was  das  Gut  aufw’endet,  um  den  Arbeiter  zu  lohnen;  um  den 
Erfolg  des  Vertrages  recht  zu  verstehen,  wäre  es  nötig,  seine 
Wirkung  vom  Gesichtspunkte  des  Arbeiters  selbst  betrachten  zu 
können  und  dazu  müßte  man  Einsicht  darüber  haben,  was  die 
einzelnen  vom  Gute  geleisteten  Bezüge  für  den  Arbeiter  wirklich 
bedeuten,  was  er  z.  B.  aus  dem  Acker,  dem  Garten,  der  Kuh-  und 
Schweinehaltung  herauswirtschaftet.  Das  Bestreben  des  Verfassers, 
zu  dem  Zweck  zuverlässige  Aufzeichnungen  über  den  Jahres- 
umsatz eines  Arbeiterhaushaltes  zu  bekommen,  blieb  lange  Zeit 
erfolglos  und  konnte  schließlich  nur  zu  einem  Ziele  kommen,  in- 
dem darauf  verzichtet  wurde,  gerade  einen  einfachen  Insthaushalt 
der  Sache  zu  gründe  zu  legen.  Es  gelang,  für  das  Jahr  1895  den 
sehr  zuverlässigen  und  gut  rechnenden,  sonst  ganz  auf  der  Stufe 
der  Instleute  stehenden  Kämmerer  des  Vorwerkes  Sandhof  durch 
Auslobung  einer  angemessenen  Vergütung  zum  genauen  An- 
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schreiben  sämtlicher  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Jahres  zu 
veranlassen,  und  so  ist  die  Arbeiter-Haushaltsrechnung  entstanden, 
welche  in  folgendem  in  ihren  Hauptzahlen  mitgeteilt  ist.  Aller- 


dings handelt  es  sich  nur  um  die  Aufzeichnungen  für  ein  Jahr, 
das  indessen,  abgesehen  von  einem  noch  zu  erw'ähnenden  Kuh- 
handel, nichts  Abnormes  enthielt. 


Sämtliche  Aufzeichnungen  dieser  Rechnungsaufstellung  sind 
von  der  älteren  Tochter  des  Kämmerers  gemacht  und  es  liegt 
kein  Anlaß  vor,  an  der  Zuverlässigkeit  der  Zahlen  im  wesent- 
lichen zu  zweifeln,  wenn  auch  vielleicht  etwas  Zinsbezug  aus  Spar- 
kassenguthaben, sowie  kleinere  Einnahmebeträge  für  Anfertigung 
von  Kleidungsstücken,  welche  die  Kämmererstochter  für  Einwohner 
des  Vorwerks  oder  des  Nachbardorfes  ab  und  zu  übernahm,  viel- 
leicht auch  wenige  Pfennigausgaben  nicht  mit  aufgeführt  sind. 


Die  gesamte  Jahresgeldeinnahme  beträgt  danach  589,60  M. 


die  Ausgaben  . . . . - ^__-___454*47_  » 

so  daß  ein  Ueberschuß  von 135,13 


sich  ergiebt,  über  dessen  Verwendung  keine  Angaben  gemacht 
sind ; vermutlich  ist  ein  Teil  als  Bar\'orrat  zurückbehalten.  Der 
ganze  Rechnungsabschluß  ist  nicht  vom  Kämmerer  selbst  gemacht, 
der  vielmehr  nur  die  Tagesnotizen  gegeben  hat.  Unter  die  Bar- 
einnahmen fallen  nur  133  M.  Barlohn  vom  Arbeitgeber,  und  es 
ist  durch  den  Verkauf  und  Neuankauf  einer  Kuh  der  gesamte 
Jahresumsatz  um  etwa  200  M.  höher  gestaltet,  als  er  durchschnitt- 
lich sein  dürfte.  Auch  ist  ja  zu  berücksichtigen,  daß  der  Kämmerer 
2 Kühe  (die  Instleute  je  nur  eine)  hat,  und  daß  er  bei  Zuweisung 
der  Naturalien  stets  möglichst  das  beste  empfangen  wird.  Da 
aber  auf  der  anderen  Seite  der  Bezug  an  Getreide  mit  28  Centnem 
etwa  dem  der  Instleute  mit  einem  Scharw^erker  gleichsteht,  und 
die  Bareinahmen  an  Lohn  bei  weitem  geringer  sind,  als  bei  einer 
derartigen  Instfamilie,  so  kann  man  sehr  wohl  diesen  Kämmerer- 
haushalt als  innerhalb  des  Rahmens  der  Arbeiterhaushalte  liegend 
betrachten,  und  es  würde  sich  daraus  ergeben,  daß  bei  wirtschaft- 
licher Haushaltsführung  ein  derartiger  Vertrag  dem  Arbeiter  sehr 
wohl  ein  seinem  Stande  entsprechend  behagliches  Dasein  sichern 
kann.  Jedoch  muß  eben  die  Wirtschaftlichkeit  des  Haushalts- 
leiters besonders  betont  werden.  Und  es  mögen  noch  die  Monats- 
beträge der  Einnahmen  und  Ausgaben  als  weiteres  Zeugnis  eben 
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GEORG  STIEGER, 


dafür  folgen,  daß  ein  Arbeiter  ein  erhebliches  Maß  von  Wirt- 
schaftlichkeit und  Haushaltungskunst  haben  muß. 


Monat 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

uni 

uli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


Geldeinnahmen 


Geldausgaben 


4,00 

M. 

26,80 

M, 

74,40 

,1 

18,15 

», 

6,40 

32,41 

35,60 

i6,7S 

,, 

36,40 

62,00 

,* 

5,60 

8,70 

4,20 

17,03 

,, 

225,80 

J, 

173,95 

14,40 

n 

13,85 

,, 

3», 40 

», 

36,65 

2,40 

12,15 

6,00 

„ 

29,55 

,? 

in  Summa 

dazu  Jahreslohn 
und  ein  Geschenk 


446,60  M. 

i33iOo 

von  etwa  10,00 


447,97  M. 


„ in  Monatsraten, 

„ zu  Weihnacht  oder  Neujahr. 


589,60  M. 


4-  131,68  M. 


447,97  M. 


Wie  diese  Zahlenreihe  zeigt,  darf  der  Arbeiter  nicht  in  seinen 
Gelddispositionen  gleich  aufbrauchen,  was  einkommt,  sondern  muß 
für  spätere  Monate  Rücklagen  machen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  wiederum  der  Hinweis  auf  die  hohe 
Wichtigkeit  der  Arbeiterfrau  für  die  Haushaltsführung,  auf  die  an 
anderer  Stelle  näher  eingegangen  wird. 

Um  die  über  diesen  Arbeiterhaushalt  gegebenen  Zahlen  mit 
anderen  Angaben  in  der  Litteratur  annähernd  vergleichen  zu 
können,  müßte  noch  eine  ergänzende  Schätzung  hinzukommen.  Jene 
Rechnung  weist  nur  den  Jahresumsatz  in  Geld  auf.  Zu  den  dort 
aufgeführten  589,60  M.  kommen  hinzu: 

Wert  des  Brotkorns,  der  veranschlagt  sei  mit 100,00  M. 

Wert  der  ^eisekartoifeln 30,00 

Mehl  und  Gemüse  für  die  Küche 80,00 

Milch  und  Butter 100,00 

Wert  der  selbstverzehrten  tierischen  Erzeugnisse  (Schweine- 
fleisch, Gänse,  Hühner,  Eier) 120,00 

für  Gespinststoffe,  Flachs  und  Wolle 40,00 

für  Feuerung  etwa 45^00 

Wohnung 45,00 

sehr  mäßig  gerechnet,  im  ganzen  560,00  M. 

die  mit  jenen  etwa  590  M.  zusammen  etwa  1150  M,  als  das  wirk- 
liche Einkommen  des  Kämmerers  anzusehen  sind. 

Als  mittlere  Schätzung  der  für  Arbeiter  und  Instleute  jener 
Gegend  gewährten  Lohnteile  können  folgende  Zahlen  gelten : ca. 
300  M.  bar,  28  Centner  Getreide  im  Werte  von  160  M.,  der  Wert 
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der  sonstigen  Naturalien  beträgt  ungefähr  240  M.  (nämlich  für 
Wohnung  50  M.,  Landpacht  45  M.  ^),  Gänse-,  Schaf-  und  Kuhweide 
100  M.,  Brennstoffe  35  M.,  Arzt  und  Fuhren  10  M.),  so  daß  die 
Gesamtbezüge  der  Arbeiterfamilien  einen  Wert  von  durchschnitt- 
lich 700  M.  haben. 

Demgegenüber  finden  sich  in  der  Litteratur  folgende  An- 
gaben : Im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  von  Conrad, 
Lexis  etc.,  Bd.  4,  1892,  S.  938  wird  das  Einkommen  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  1873  angegeben: 


für  grundbesitzende  Tagelöhner  in  Süddeutschland  . 781,80  M. 

Norddeutschland  627,00 


„ ,,  „ ,,  v.*/,vv  ,, 

„ Gutstagelöhner  in  Norddeutschland 664,20  „ 

„ freie  Arbeiter  in  Süddeutschland 611,40  „ 

Norddeutschland S63>oo 


» 


» 


>» 


Max  May  sagt  in  seiner  Schrift  „Wie  lebt  der  Landarbeiter** 

1897,  daß  die  Jahreseinkommen  betragen; 

für  einen  Fuhrknecht  in  einem  Dorfe  936  M. 

„ „ Gutstagetöhner 74*  « 

Frhr.  von  der  Goltz  giebt  in  seinem  Werke  „Die  Lage  der 
ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen  Reiche“,  Bericht  . . Berlin  1875, 

S.  149  den  Gesamtbedarf  einer  Familie  von  5 Köpfen  im  Kreise 
Angerburg  für  den  Vereinsbezirk  Rosengarten -Drengfurt  mit 
429  M.,  für  Angerburg-Kruglanken  mit  804  M.  an.  Als  Verfasser 
mit  der  vorliegenden  Arbeit  beschäftigt  war,  erhielt  er  von  Ritter- 
gutsbesitzer NiNCK-Charlottenhof  bei  Liebemühl  (Ostpreußen)  dan- 
kenswerte Mitteilungen  über  die  Stellung  der  ländlichen  Arbeiter 
auf  seinem  Gute,  die  hier  zum  Vergleich  aufgeführt  sein  mögen: 
einmal,  weil  sie  denselben  Grundsatz  in  der  Neugestaltung  des 
Instverhältnisses  in  einer  anderen  Gegend  selbständig  durchgeführt 
zeigen,  wie  in  Rehsau,  und  dann,  weil  die  Arbeiterverhältnisse 
(mit  Scharwerkem)  dort  als  „befriedigende“  bezeichnet  werden.  i 

Es  sind  dort  drei  Arten  von  kontraktlich  gebundenen  Guts- 
arbeitem  vorhanden: 

i)  sogenannte  „Hochmieter“  ohne  Scharwerker,  meistens 
junge  Arbeiterfamilien,  deren  Einkünfte  auf  261  M.  Geld  und 
336  M.  Naturalienwert,  zusammen  also  mit  597  M.  angegeben  ist; 

|:  i)  Allein  von  etwa  i Morgen  Kartoffeln  ernten  die  Leute  50 — 120  Centner  | 

I je  nach  Jahr,  im  Werte  von  50—120  M.  ohne  Geldausgaben.  Es  kommen  j 

hinzu  die  Rüben,  Gemüse,  Hülsenfrüchte. 

'i  ■' 


I 
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2)  „Deputanten“  (Pferdeknechte  u,  dgl.)  mit  der  Ver- 
pflichtung, ^ wenigstens  einen  Scharwerker  zu  halten,  deren  Geld- 
bezüge bei  einem  Scharwerker  302  M.,  bei  zwei  Scharwerkern 
452  M„  und  deren  Bezüge  an  Naturalien  einen  Wert  von  453  M. 
ausmachen,  die  also  bei  zwei  Scharwerkern  zusammen  905  M.  (bei 
einem  Scharwerker  755  M.)  Jahreseinkommen  haben; 

3)  „Instleute  mit  der  Verpflichtung,  zwei  Scharwerker  zu 
halten.  Barbezüge  386  AI.,  Naturalienwert  453  AI.,  insgesamt 

839  M. 

Es  ergiebt  sich  also  aus  allem  bezüglich  der  Gesamtbezüge, 
daß  der  Rehsauer  Kämmerer,  auch  wenn  man  200  AI.  Alehrumsatz 
infolge  des  Kuhhandels  ausscheidet,  mit  950  AI.  Jahreseinkommen 
noch  immer  einen  recht  günstigen  Stand  einnimmt. 

Einnahmen  1895:  Ausgaben  1895: 

r. 

für  Petroleum,  Streichhölzer, 

Lampen  etc 4 98 

„ Waschbedarf  (Seife,  Soda 

etc.)  . ;^60 

„ Kaffee,  Cichorien  u.  Zucker  20,34 
„ Fleisch, Fett, Därme, Heringe  6,6  0 

„ Gewürze  und  sonstigen 
Küchenbedarf  einschl.  Mehl, 

Gries,  Reis  etc.  ....  12,50 

„ Schnaps,  Bier  etc.  . . , 10,6  5 

„ Kleidungsstücke  einschl. 

Hüte  etc 77,70 

„ Stiefeln  und  Pantoffeln,  . 13,00 

„ Porto,  Briefpapier  etc.  . . 6,30 

„ Verschiedenes 9,00 

„ Kochsalz 8,00 

„ Strick-  und  Webebedarf, 

Färbelohn 22,50 

„ Hütelohn 5 10 

„ Schweine 47I50 

Kühe 138,00 

„ Zuchtgeflügel  (einschl.  Eier)  1,00 
„ Zulage  dem  Sohn  (Soldat)  . 29,00 

„ Reisegeld 21,00 

„ Medizin  etc 0,40 

„ Bettdecke  ......  5,00 

„ Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherungsbeiträge ....  6,50 

454,47 

Es  würde  ja  nun  erwünscht  sein,  auf  die  Verteilung  der  Aus- 
gaben des  Kämmererhaushalts  auf  die  verschiedenen  Gruppen  von 
Lebensbedürfnissen  vergleichend  einzugehen;  da  aber  sämtliche 
Lebensmittel  in  natura  bezogen  und  deshalb  in  der  Rechnung  nur 


für  Butter  und  Milch 
„ Kälber  .... 

„ Kühe 

„ Schweine  . . . 

„ Fleisch  etc.  . . 

„ I Schat  .... 

an  Lohn  

„ Geschenken  (etwa) 
Geldeinnahme 


Geldausgabe 


Ueberschuß 


. 
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in  sehr  unzuverlässiger  Schätzung  angegeben  werden  könnten,  so 
muß  davon  abgesehen  werden.  Es  sind  jedoch  in  der  vorstehenden 
Uebersicht  noch  die  thatsächlichen  Ausgaben  nach  wichtigen 
Gruppen  von  Bedarfsartikeln  getrennt  aufgeführt.  Dabei  bringen 
einzelne  Gruppen,  wie  z.  B.  Kleidung,  immerhin  charakteristisch 
die  mehr  „honoratiorenartige“  Stellung  des  Kämmerers  unter  den 
Arbeitern  zum  Ausdruck,  indem  diese  Aufwendung,  trotzdem  viel 
selbstgemachte  Stoffe  getragen  wurden,  gegenüber  den  Angaben 
von  ALvy  z.  B.  sehr  hoch  erscheinen,  bei  dem  bei  ländlichen  Ar- 
beitern um  100  AI.  herum  für  Kleidung  angegeben  sind. 

Bei  einem  näheren  Vergleich  der  Bezüge  von  Landarbeitern 
und  städtischen  Arbeitern  ist  es  nicht  überflüssig,  auf  die  Schwierig- 
keit hinzuweisen,  die  in  Naturalien  gelieferten  Werte  des  Land- 
arbeiters mit  den  für  bares  Geld  gekauften  entsprechenden  Lebens- 
mitteln der  Städter  in  richtigen  Vergleich  zu  setzen.  In  den  in 
der  Litteratur  mitgeteilten  Zahlen  über  die  Gesamteinkommen  von 
Landarbeitern  pflegt  der  Wert  ^ der  Naturalien  etwa  so  angesetzt 
zu  sein,  wie  der  Arbeitgeber  (die  Gutsleitung)  sich  in  der  Kalku- 
lation der  Arbeiterkosten  dieselben  anrechnet,  als  gewissermaßen 
zum  Loko-Hofpreise.  Um  einen  richtigen  Vergleich  zu  ermög- 
lichen, müßte  man  jedoch  z.  B.  den  zum  Brotbacken  verwendeten 
Roggen  umrechnen  in  den  Wert  der  entsprechenden  Gewichts- 
menge Brotes  und  den  Pachtwert  des  Kartoffel-  und  Leinlandes 
in  den  Alarktwert  des  erbauten  Flachses,  der  Kartoffeln  u.  s.  w.,  ähn- 
lich die  Bezüge  des  Gemüses  vom  Gartenlande,  der  Fleisch-  und 
Fettmengen  eines  selbstgeschlachteten  Schweines,  der  Gänse,  des 
Fischereiertrages  u.  s.  w.  zum  gemeinen  (Alarkt-)Werte  ansetzen.  Eine 
derartig  aufgestellte  Rechnung  würde  die  Zahlen  für  das  Arbeiter- 
einkommen auf  dem  Lande  noch  merklich  erhöhen  und  es  noch 
sichtlicher  hervortreten  lassen,  daß  die  materielle  Versorgung  der 
Landarbeiter  in  der  Alehrzahl  der  Fälle  keineswegs  derartig  ist, 
daß  sie  den  Anlaß  zu  einer  Landarbeiterfrage  bilden  könnte. 

Auch  der  Bericht  der  s.  Z.  vom  „Aleklenburgischen  patriotischen 
Verein“  ernannten  „Kommission  zur  Beratung  über  die  Verhält- 
nisse der  ländlichen  Arbeiterklassen“,  Schwerin  1873,  spricht  aus, 
daß  die  ländlichen  Arbeiter  (in  Alecklenburg)  größtenteils  ganz 
gut  und  besser  als  viele  städtische  Arbeiter  und  kleine  Hand- 
werker gestellt  seien.  Sie  erklärt  gleichfalls  Beibehalten  des  Hof- 
gängertums  und  gemischter  Naturallöhnung  bei  menschenfreund- 
licher und  gerechter  Behandlung  für  notwendig. 
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Eine  nähere  Betrachtung  und  Würdigung  der  einzelnen  Teile 
des  Instvertrages  ergiebt  nun  folgendes: 


Dreschanteil.  Der  Dreschanteil  ist  die  gebräuchlichte 
Form  der  Naturallöhnung  in  den  östlichen  Gegenden  auch  heute 
noch.  Er  ist  zweifellos  die  einfachste,  unter  den  früheren  Ver- 
hältnissen vollberechtigte  Form  derselben,  denn  die  Ernte  hing, 
abgesehen  von  der  Witterung,  nur  von  der  guten  Bestellung  des 
Feldes  ab.  Die  Instleute  und  Deputanten  hatten  — jeder  zu  seinem 
Teil  — an  der  Vorbereitung  des  Ackt^rs  und  an  der  Bestellung 
der  Saat  mitzuwirken.  Wie  der  Acker  gepflügt,  die  Brache  be- 
handelt, wie  gesät  und  geerntet  und  wie  vollständig  nachher  das 
Getreide  aus  dem  Stroh  gedroschen  v^urde,  das  alles  bestimmte 
zu  seinem  Teil  den  Ertrag  und  hing  seinerseits  von  der  Zuver- 
lässigkeit, Geschicklichkeit  und  Arbeitstreue  der  Leute  ab.  Aller- 
dings hatte  ja  der  Arbeitgeber  durch  die  leitende  und  organi- 
sierende Thätigkeit  für  seine  Person  stets  den  entscheidensten 
Einfluß  auf  den  Fortgang  und  die  Güte  dieser  Arbeit;  doch  lag 
ja  darin  früher  eine  handwerksmäßig  feste  Gleichartigkeit  des  Ver- 
fahrens vor,  und  die  Fruchtfolge  war  eine  seit  Generationen  unver- 
ändert gegebene.  Heute  nun  sind  die  Verhältnisse  wesentlich 
verändert  und  fließend  geworden;  heute  ist  die  PTuchtfolge  fast 
überall  eine  andere,  zum  Teil  wird  ganz  freie  Wirtschaft  getrie- 
ben, — die  Höhe  der  Ernten  ist  dadurch,  und  mehr  noch  durch  die 
regelmäßige  zum  Teil  sehr  kostspielige  Zufuhr  von  käuflichen  Dünge- 
mitteln, durch  Verbesserung  des  Stallmistes  infolge  reicher  Handels- 
futtergaben an  den  Viehbestand,  durch  Einführung  von  Maschinen 
zur  Reinigung  der  Saat,  durch  Pflege  der  jungen  Pflanzen  (Hack- 
maschinen) u.  s.  w.  in  ungeahnter  Weise  gehoben,  so  daß  das  Ver- 
hältnis der  Einwirkung  einerseits  der  Arbeiter,  andererseits  der 
Arbeitgeber  auf  die  Höhe  der  Ernten  ein  gänzlich  anderes,  zu 
Ungunsten  der  ersteren  verschobenes  geworden  ist.  Dazu  kommt 
die  Anwendung  der  Dreschmaschine,  namentlich  der  Dampf- 
dreschmaschine mit  ihrer  marktfähigen  Reinigung,  wodurch  auch 
die  Einwirkung  der  Leute  auf  den  Dreschertrag  ausgeschaltet  ist 
Bei  dieser  Sachlage  kann  man  nicht  mehr  davon  sprechen,  daß 
die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  zwischen  Gutsleiter  und  Arbeiter 
durch  Beibehaltung  des  Dreschanteils  erheblich  gefördert  werde 
und  daß  die  Arbeiter  gerade  durch  diese  Lohnform  zu  einer  sorg- 
sameren Ausführung  ihrer  Arbeiten  gebracht  würden,  und  man 
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wird  der  Entwickelung  der  Verhältnisse  nachgeben  und  den 
Dreschanteil  in  den  meisten  Lagen  mehr  und  mehr  abschaffen 
müssen.  Dagegen  ist  an  der  Naturallöhnung  als  solcher  grund- 
sätzlich festzuhalten.  Diese  Ansicht  wird  auch  von  den  meisten 
Schriftstellern  über  die  landwirtschaftliche  Arbeiterfrage  grundsätz- 
lich geteilt. 

Dr.  Meyer,  Alt-Kuttendorf,  äußert  sich  zur  ländlichen  Ar- 
beiterfrage in  der  „Deutschen  landwirtschaftlichen  Presse“,  Nr.  13 
Er  betrachtet  als  Ursachen  der  Verschlechterung  des  Arbeitsver- 
hältnisses i)  das  Verschwinden  der  Naturallöhnung,  2)  die 
Unregelmäßigkeit  der  Beschäftigung,  die  die  Arbeiter  im  Betriebe 
erhalten.  — Dagegen  sagt  Dr.  Kaerger  in  seiner  „Arbeiterpacht“, 
S.  21 1:  „Meiner  Ueberzeugung  nach  ist  die  Erkenntnis  von  der 
Notwendigkeit  der  freien  Naturallöhnung  rücksichtslos  abzuschaffen, 
dafür  aber  auch  den  Arbeitslohn  mindestens  auf  den  Stand  des 
ortsüblichen  zu  erhöhen,  der  springende  Punkt  in  der  ganzen 
ländlichen  Arbeiterfrage“ ; und  wenn  derselbe  weiter  fordert,  man 
solle  dafür  sämtliche  Naturalbedürfnisse  des  Arbeiters  vom  Gute 
aus  gegen  einen  feststehenden  mäßigen  Preis  liefern,  so  ist  das 
zugestandenermaßen  nur  eine  Abänderung  der  Form  der  Natural- 
löhnung in  der  Absicht,  dem  landwirtschaftlichen  Arbeiter  den 
Wert  der  von  ihm  verzehrten  Naturalien  deutlicher  vor  Augen 
zu  führen.  Nun  ist  es  zweifellos  richtig,  daß  zur  Landentfremdung 
der  Arbeiter  die  Unkenntnis  über  den  wahren  Wert  der  ihnen 
gelieferten  Naturalien  und  infolgedessen  zur  Ueberschätzung  der 
städtischen  Arbeitslöhne  gegenüber  den  ländlichen  bedeutend  bei- 
trägt. Aber  das  von  Dr.  Kaerger  vorgeschlagene  Abhilfsmittel 
hat  seine  großen  Bedenken,  schon  weil  darin  ein  neuer  Anlaß 
des  Mißtrauens  gegen  den  Arbeitgeber  und  die  Gefahr  gegeben 
ist,  daß  die  Arbeiter  ihre  Bezüge  bei  unsoliden  Kaufleuten  machen 
und  noch  leichter  als  jetzt  in  schädigende  Kreditabhängigkeit  von 
solchen  kommen.  Dringend  nötig  ist  es  allerdings,  den  Arbeitern 
ein  richtigeres  Urteil  über  den  Wert  der  Naturalien  beizubringen. 
Das  ist  aber  lediglich  eine  Aufgabe  der  besseren  wirtschaftlichen 
Erziehung  besonders  der  Arbeiterfrauen  (von  der  später  noch  die 
Rede  sein  wird).  Auch  könnte  nach  der  Richtung  hin  im  Schul- 
unterricht seitens  des  Lehrers  außerordentlich  segensreich  gewirkt 
werden,  sofern  er  beim  Unterricht  die  Jahreseinkünfte  und  die 
Haushaltsrechnungen  der  Arbeiterfamilien  in  geeigneter  Weise  zu 
Uebungsbeispielen  zu  benützen  verstände. 


»I 
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Des  weiteren  ist  zuzugeben,  daß  die  Naturallöhnung  nicht 
mehr  einen  gleich  hohen  Anteil  an  dem  Gesam^ahreseinkommen 
des  Arbeiters  bilden  sollte,  wie  in  früheren  Zeiten,  da  die  Ent- 
wickelung des  Verkehrs  und  der  Lebenshaltung  des  Arbeiters 
einen  höheren  Aufwand  von  barem  Gelde  innerhalb  seiner 
Wirtschaft  verlangt,  und  so  ergiebt  sich  die  Notwendigkeit, 
die  Barbezüge,  der  Jahres-  oder  Tagelöhne  der  Arbeiter  ent- 
sprechend zu  erhöhen.  Dabei  ist  dann  noch  ein  anderer  Gesichts- 
punkt zu  berücksichtigen.  In  den  früheren  Instverträgen  pflegte 
der  Tagelohn  Sommer  und  W^inter  gleich  hoch  bemessen  zu  sein. 
An  Naturalien  nahm  der  Arbeiter  im  Winter  die  ganze  große 
Summe  des  Dreschanteils  ein,  während  er  im  Sommer  die  auch 
anders  gearteten  frischen  Erzeugnisse  des  von  ihm  bestellten 
Landes  bezog.  Auf  vielen  Gütern  ist  schon  früher  dies  Mißver- 
hältnis dadurch  zum  Teil  ausgeglichen,  daß  man  bei  der  Sommer- 
arbeit dem  geringen  Geldtagelohn  noch  einen  Naturaltagelohn,  das 
„Metzkom“  oder  die  „halbe  Metze“  (für  jeden  Arbeiter  täglich 
eine  halbe  Metze  Roggen)  oder  ein  Sommerdeputat,  wie  in  Rehsau, 
hinzufügte.  Da  aber,  wie  gesagt,  der  ^Vrbeiter  heutzutage  mehr 
bares  Geld  durch  seine  Hand  gehen  lassen  muß  zum  Ankauf  von 
Kolonialwaren,  Genußmitteln,  Kleidungsstücken  etc.  und  da  außer- 
dem diejenigen  Stimmen,  welche  die  Landarbeiter  zur  Abwande- 
rung nach  den  Städten  zu  verfuhren  suchen,  die  täglichen  Geld- 
einnahmen des  Landarbeiters  zur  gegebenen  Zeit  (meist  im  Früh- 
jahr oder  Sommer)  mit  den  Geldeinnahmen  eines  städtischen  Ar- 
beiters in  Vergleich  stellen  und  durch  das  Zahlen  Verhältnis  natür- 
lich einen  erheblichen  Eindruck  machen  — und  auch  um  dem 
allgemeinen  Gefühl  gerechten  Entgelt  zu  genügen,  so  sollte 
als  Grundsatz  festgehalten  werden , daß  die  Barbezüge  der 
Landarbeiter  auch  wenigstens  einigermaßen  im  rechten  Verhältnis 
zu  dem  täglichen  Arbeitsaufwand,  der  Tageslänge  etc.  stehen.  Es 
muß  also  der  Geldlohn  im  Sommer  wesentlich  höher  als  im 
Winter  sein. 

Die  Form  der  Landnutzung.  Gegenwärtig  wird  von 
vielen  Seiten  die  Behauptung  als  ein  Cirundsatz  ausgesprochen, 

Ldaß  die  Schaffung  zufriedener  LandarbeiüT  nur  möglich  sei  durch 

Seßhaftmachung  derselben  auf  eigener  Scholle.  Man  spricht  dabei 
von  einem  dem  deutschen  Arbeiter  angeblich  eigentümlichen 
Hunger  nach  Landbesitz.  Abgesehen  von  der  Unmöglichkeit,  in 
absehbarer  Zeit  auch  nur  einem  Teil  der  deutschen  Landarbeiter 
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diese  angebliche  Grundbedingung  seines  Glücks  zu  verschaffen, 
ist  nicht  zu  verstehen,  weshalb  gerade  nur  der  Landarbeiter  und 
nicht  jeder  andere  Handarbeiter  auch  dieselbe  Sehnsucht  nach 


Besitz  eingepflanzt  tragen  sollte.  Zum  Glück  zeigt  aber  auch  die 
tägliche  Erfahrung  bei  einer  weiteren  Umschau,  daß  thatsächlich 


ebenso  befriedrigende  Arbeiter\'erhältnisse  bei  Pacht  oder  freier 


Nutzungsüberweisung  des  Landes,  wie  bei  Besitz  desselben,  an- 
zutreffen  sind.  Es  sind  denn  auch  die  Schriftsteller  darüber 


doch  nicht  so  einig,  wie  die  Vertreter  jenes  ersten  Standpunktes 
es  vermuten  lassen.  Frhr.  VON  DER  Goltz  empfiehlt  die  An- 
siedelung der  Arbeiter  auf  eigener  Scholle  in  einer  allerdings  sehr 
geeigneten  Form.  Dagegen  spricht  sich  Heinrich  von  Thühnen 
folgendermaßen  aus:  „Die  Idee,  den  Tagelöhnern  auf  den  Gütern 
ihre  Wohnung  eigentümlich  zu  übergeben,  ist  ja  wohl  aufgegeben. 
Dies  hieße,  zwischen  zwei  vielleicht  feindselig  gegeneinander  ge- 
sinnte Personen,  die  in  steter  Berührung  miteinander  bleiben,  eine 
unlösliche  Ehe  schließen.“  Diese  Ansicht  zu  teilen  ist  auch 


Dr.  Kaerger  geneigt ; er  sieht  seinerseits  den  einzigen  Weg  der 
zweckmäßigen  Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  in  der  Arbeiter- 
pacht, und  zwar  in  der  näher  von  ihm  bezeichneten  Form  des 


Heuerlings-  oder  Arröderverhältnisses.  Nimmt  man  hierzu  die 


auf  Hunderten  von  Gütern  unseres  Ostens  noch  zu  machende  Be- 


obachtung, daß  unter  der  Form  des  Instvertrages  sehr  w^ohl  auch 
heute  ein  beide  Teile  befriedigendes  Verhältnis  der  Arbeiterver- 
fassung auf  dem  Lande  möglich  ist,  so  muß  man  zugeben,  daß 
der  Landbesitz  oder  die  Landpacht  wenigstens  nicht  für  ganz 
Deutschland  eine  unbedingte  Voraussetzung  für  eine  gedeihliche 
Lösung  der  Arbeiterfrage  ist,  wie  denn  überhaupt  kaum  anzu- 
nehmen ist,  daß  für  die  verschiedenartigen  Verhältnisse  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches  nur  eine  Lösung  die  beste  sein  könne. 
Die  von  Professor  Sering  vertretene  Auffassung  erscheint  heute 
am  zutreffendsten:  in  den  Dörfern  sollten  die  Arbeiter  Besitzer 


werden,  auf  Gütern  Landnutzung  in  anderer  Form  (als  Lohnteil) 
bekommen.  Dr.  Meyer,  Alt-Kuttendorf,  sagt  am  angegebenen 
Orte:  „Im  allgemeinen  jedoch  überschätzt  man  das  Streben  der 
ländlichen  Arbeiter  nach  solchem  kleinen  Eigentum.  Denkt  er 
überhaupt  an  Selbständigmachung,  so  will  er  auch  gleich  ein 
Eigentum  haben,  das  ihn  jeder  Lohnarbeit  gänzlich  enthebt“ 
Das  entspricht  den  Beobachtungen  des  Verfassers. 

Es  mag  auch  darauf  noch  hingewiesen  w'erden,  daß  die  ost- 
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preußischen  Arbeiter,  welche  sehr  zahlreich  nach  dem  Westen, 
besonders  nach  Schleswig  - Holstein , Hannover , Brandenburg, 
Mecklenburg  gehen,  um  dort  in  der  Landwirtschaft  wieder  Stellung 
zu  nehmen,  sich  dort  auch  nicht  in  ein  Verhältnis  begeben,  welches 
Landbesitz  einschließt,  und  auch  in  der  ganzen  neuen  Umgebung 
nicht  günstigere  Voraussetzungen  für  den  Landerwerb  finden,  als 
wenigstens  in  dem  hier  in  Frage  stehenden  Teile  ihrer  Heimat- 
provinz; denn  auch  hier  liegen  zahlreiche  Dörfer  mit  Stellen  ver- 
schiedenster Größe  zwischen  den  Großgütern  zerstreut.  Nach 
Verfassers  Beobachtung  verwachsen  die  Landarbeiter  jener  Gegend 
sehr  bald  mit  dem  von  ihnen  bewohnten  und  bearbeiteten  Stück 
Land  in  einem  Heimatsgefühl,  das  kaum  lebendiger  sein  könnte, 
wenn  das  Land  ihr  Eigentum  wäre.  Wie  sehr  die  hineinge- 
steckte eigene  Arbeit  sie  fesselt,  zeigte  sich  in  einem  Falle  leb- 
haft, als  durch  äußeren  Anlaß  es  notwendig  wurde,  die  den 
Leuten  als  Gartenland  zugewiesenen  Stücke  auf  einem  Vorwerk 
neu  auszuteilen.  Es  wird  hierdurch  die  Wichtigkeit  des  Ge- 
brauchs beleuchtet,  den  Arbeitern  möglichst  jedes  Jahr  dasselbe 
Stück  Gartenland  und  außerdem  ein  möglichst  befriedigendes 
gegen  den  Durchschnitt  des  Gutslandes  nicht  zurückstehendes 
Stück  Kartoffel-  und  Leinland  zuzuweisen.  Auf  der  in  Frage 
stehenden  Wirtschaft  war  es  üblich,  daß  die  Arbeiter  durch  den 
Mund  des  betrefifenden  Kämmerers  oder  Vorarbeiters  den  einzelnen 
Teil  des  ihr  Kartoffelland  bezw.  ihr  Leinland  umfassenden  ganzen 
Schlages  auswählen  durften,  in  welchen  sie  ihre  Stücke  zu  haben 
wünschten.  Dabei  hatte  dann  wieder  unter  den  Arbeitern  der 
Kämmerer  das  Recht,  die  Lage  seines  als  des  ersten  Stückes 
sich  auszuwählen,  von  wo  an  dann  die  übrigen  nach  der  durch 
die  Lohnliste  gegebenen  Reihenfolge  sich  anschlossen.  In  anderen 
Fällen  wurde  diese  Reihenfolge  auch  durch  das  Los  bestimmt. 
Auf  diese  Weise  sind  Klagen  über  Benachteiligung  selten  einmal 
vorgekommen,  indem  die  bei  der  Ungleichlieit  der  Bodenbeschaffen- 
heit unvermeidlichen  Ausfälle  einzelner  Arbeiter  von  diesen  selbst 
als  eine  unabwendbare  Schicksalsfügung  angesehen  und  getragen 
wurden. 

Wenn  von  den  zahlreichen  Vertretern  der  Theorie  des  Be- 
sitzbedürfnisses der  Landarbeiter  immer  wieder  eine  solche  Ge- 
staltung der  Größenverhältnisse  der  Landstellen  gefordert  wird, 
daß  eine  fortlaufende  Stufenleiter  von  der  kleinsten  Arbeiter- 
steile  von  einem  Bruchteil  des  Hektar  bis  zu  den  größten  als 
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eine  notwendige  materielle  Voraussetzung  der  Zufriedenheit  der 
Leute  hergestellt  werde,  um  das  Streben  nach  Aufwärtsentwicke- 
lung zu  ermuntern  und  zu  befriedigen,  so  muß  nachdrücklich 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  im  Interesse  sowohl  der  Ar- 
beiter selbst  und  ihrer  Leistungen  (und  damit  der  Arbeitgeber) 
— wie  der  ganzen  Volkswirtschaft  — in  erster  Linie  darauf  an- 
kommt, den  Arbeiter  mit  seinem  Stande  zufrieden  zu  wissen. 
Dazu  kann  das  immer  wiederholte  Aussprechen  einer  irrigen 
Theorie  nicht  beitragen,  und  eine  Verwirklichung  derselben  in 
irgend  befriedigendem  Maße  würde  ja  auch  gar  zu  viel  Zeit  in 
Anspruch  nehmen. 

Frhr.  VON  der  Goltz  sagt  a.  a.  O.  S.  258:  „Der  schroffe 
Gegensatz  zwischen  dem  besitzenden  und  nicht  besitzenden  Teile 
der  ländlichen  Bevölkerung  hört  auf,  und  es  tritt  eine  gesunde 
soziale  Gliederung  an  Stelle  der  jetzigen  ungesunden  und  gefähr- 
lichen“ — wenn  nämlich  die  „Stufenleiter“  vom  besitzlosen  „Ein- 
lieger und  Instmann  zu  dem  selbständigen  Bauern“  hergesteUt 
sein  werde.  Sollte  demgegenüber  nicht  der  ernste  Hinweis  darauf 
an  der  Zeit  sein,  daß  die  Größe  des  materiellen  Besitzes  nicht  als 
Maß  des  irdischen  Glückes  gelten  darf,  daß  vielmehr  der  Wurzel- 
grund sozialer  Zufriedenheit  auf  dem  ethischen  und  ideellen  Ge- 
biete liegt?  — Daß  das  Inaussichtstellen  von  Landbesitz  nicht 
durchaus  nötig  ist  zur  Seßhaftigkeit,  bestätigt  Dr.  Kaerger  in 
der  Beobachtung,  S.  187  (Arbeiterpacht):  „In  Westfalen  bleibt  der 
Heuerling  auf  den  Rittergütern  ewig  Heuerling,  generationen- 
jahrhundertelang, und  hat  merkwürdigerv^eise  kein  Bedürfnis, 
etwas  anderes  zu  werden.“ 

Mit  allen  Mitteln  sollte  dahin  gearbeitet  werden,  dem  Land- 
arbeiter seine  äußere  Lage,  sowie  sein  geistiges  und  Gemütsleben 
so  zu  gestalten,  daß  er  sich  wohl  fühlt  in  seiner  Stellung  als  Ar- 
beiter eines  Guts-  oder  Bauernhofes,  und  daß  sein  und  seiner 
Kinder  Streben  — Durchschnittsmenschen  vorausgesetzt  — dahin 
geht,  ein  möglichst  tüchtiger  Landarbeiter  zu  sein  und  aus 
seinen  Kindern  noch  tüchtigere  werden  zu  sehen.  Es  muß  wieder 
ihr  ganzer  Stolz  und  ihr  Lebensziel  werden,  den  Platz,  den  ihnen 
die  Vorsehung  angewiesen  hat,  auch  voll  auszufüllen,  und  wieder 
mit  Lust  und  Liebe  ihre  Pflicht  zu  thun.  Es  wäre  ein  Unglück, 
wenn  es  gelingen  sollte,  allen  Arbeitern  das  unruhige  rastlose 
Streben  einzuimpfen,  möglichst  aus  ihrem  Stande  oder  dem  Stande 
ihrer  Eltern  herauszukommen  und  ein  in  vielen  Fällen  doch  ver- 
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schuldetes  und  sorgenschweres  Eigentum  einer  Kleinstelle  zu  ge- 
winnen. Gewiß  giebt  es  unter  den  Landarbeitern,  wie  in  jedem 
anderen  Stande,  immer  einzelne  Persönlichkeiten,  denen  der  Kreis, 
in  welchen  sie  hineingeboren  wurden,  zu  eng  ist,  und  die,  mit 
übermittleren  Kräften  begabt,  sich  in  eine  höhere  soziale  Stufe 
emporringen.  Für  solche  Persönlichkeiten  ist  es  indessen  nicht 
nötig,  ein  besonderes  Sprungbrett  oder  eine  engstufige  Leiter 
künstlich  zu  schaffen;  sie  bewähren  sich  eben  durch  Ueberwnnden 
auch  größerer  Hindernisse,  finden  übrigens  heute  mehr  als  je 
andere  Wege  aufwärts.  Daß  das  auch  bei  der  Arbeiterverfassung 
des  Ostens  bisher  möglich  war,  zeigen  die  zwar  vereinzelten, 
aber  doch  nicht  so  ganz  seltenen  Fälle,  daß  Landarbeiter  sich 
allmählich  zu  Grundbesitzern,  ja  zu  tüchtigen  Gutsbesitzern  empor- 
gearbeitet haben.  Verfasser  hat  nicht  beobachtet,  daß  der  Land- 
arbeiter mit  Neid  auf  den  Grundbesitzer  sehe,  sondern  hat  die 
Ueberzeugung  gewonnen,  daß  der  Arbeiter  wahrhaft  befriedigt 
von  seinem  Dasein  ist,  wenn  nur  seinem  Hauswesen  eine  tüchtige 
Frau  vorsteht,  und  wenn  nur  der  Arbeitgeber  ihn  auch  fühlen 
läßt,  daß  er  seine  Pflichttreue  anerkennt,  seine  Arbeit  schätzt 
und  achtet  und  auch  ein  Interesse  an  ihm  als  Menschen  hegt. 

Der  Irrtum,  als  müsse  der  Landarbeiter  ein  Stück  Land  sein 
eigen  nennen,  ist  vielleicht  aus  einer  irrigen  Deutung  der  aller- 
dings richtigen  Beobachtung  entstanden,  daß  dem  Arbeiter  die 
Selbstbethätigung  in  einem  eigenen  Wirtschaftsbetriebe  Bedürfnis 
ist,  und  daß  deshalb  sein  Streben  nach  dem  Besitz  von  Vieh 
und  der  Bestellung  eines  Stückes  Land  allerdings  sehr  lebhaft 
vorhanden  ist ; diesem  Streben  nach  Selbstbestimmung  eines 
eigenen  Wirkungskreises,  in  dem  er  sich  Herr  fühlt,  sollte  man 
durch  richtige  Ausgestaltung  der  Naturallöhnung  in  jedem  Ver- 
trage gerecht  werden.  Und  wenn  Dr.  Kaerger  sich  durch  die 
Beobachtung  der  unrichtigen,  meist  geringeren  Wertschätzung 
der  Naturallöhnung  zu  der  Forderung  der  reinen  Geldlöhnung  als 
einzig  richtige  Lohnform  bringen  läßt,  so  muß  doch  nochmals 
auf  den  anderen  Weg  zur  Berichtigung  des  Urteils  als  auf  den 
besseren  verwiesen  werden:  die  Urteilsfähigkeit  im  Arbeiter  zu 
beeinflussen,  ihn  rechnen  und  haushälterisch  denken  zu  lehren. 
Jedenfalls  durfte  die  Behauptung:  die  reine  Geldlöhnung  sei  der 
„springende  Punkt“,  nicht  unwidersprochen  bleiben. 

Dr.  Meyer,  Alt -Kuttendorf,  Deutsche  landwirtschaftliche 
Presse,  i8q7,  No.  13  spricht  noch  folgendes  aus : „ . . Nach  seinen 
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Erfahrungen  in  den  östlichen  Provinzen  lebt  der  Dreschtagelöhner, 
der  sich  Kuh,  Schweine  und  Federvieh  halten  kann,  durchschnitt- 
lich besser,  sicherer  und  sorgenloser  als  der  Häusler,  der  etwa 
die  gleichgroße  Fläche  Acker  und  Garten  zum  Eigentum  hat.“ 

Gänsehaltung.  Die  Gänsehaltung  ist  nur  dort  auf  die 
Dauer  durchzuführen,  wo  die  einzelnen  Ackerschläge  nur  mäßig 
groß  sind,  oder  wo  auf  ihnen  im  Sommer  stets  Wasser  zu  haben 
ist.  Vollständig  durchgeführte  Drainage,  sowie  ein  vollständiges 
Verdrängen  der  Brache  und  der  Feldweiden  drängt  naturgemäß 
auch  die  Gänsehaltung  zurück.  So  wurde  auch  in  Rehsau  die 
Durchführung  derselben  auf  dem  Hauptgute  von  Jahr  zu  Jahr 
schwieriger  und  auf  den  meisten  Schlägen  überhaupt  nicht  mehr 
möglich,  vorwiegend  wegen  der  Entfernung  von  dem  nötigen 
Tränkwasser,  Betriebstechnisch  aufgefaßt,  hat  übrigens  die  Gänse- 
haltung in  weniger  intensiven  Betrieben  insofern  doch  ihre  Vor- 
züge, als  man  durch  sie  auf  leicht  zur  Verunkrautung  neigenden 
Böden  in  Lupinen-  und  Serradellafeldern  (Reinsaat)  während  der 
ersten  langsamen  Entwickelung  der  jungen  Pflänzchen  die  rasch 
aufschießenden  Unkräuter  Quecken,  wilden  Senf  und  Hederich 
zurückhalten  kann. 


eine  etwas  unsichere,  sie  ist  in  einigen  Jahren  infolge  Trockenheit, 
vielleicht  auch  infolge  einer  seuchenartigen  Krankheit  der  jungen 
Gänse  vollständig  ausgefallen.  In  den  meisten  Jahren  aber  und 
bei  sorgsamer  Pflege  erzielt  die  Famile,  wie  die  Uebersicht  auf- 
weist, 6—12,  ja  bis  25  junge  Weidegänse,  so  daß  im  Mittel  von 
etwa  IO  Gänsen  zu  3 M.,  sofern  sie  länger  gehalten  werden,  zu 
etwa  4—5  M.  verkauft  werden  können.  Indessen  pflegen ' die 
Leute,  und  gerade  die  am  besten  haushaltenden,  eine  größere  An- 
zahl der  Gänse,  6 und  mehr,  selbst  zu  schlachten,  vor  allen  um 
mit  dem  so  gewonnenen  Fett  den  Zukauf  teurer  Speisefette  zu 
ersparen,  auch  wohl,  um  Abwechselung  in  ihren  Speisezettel  zu 
bringen.  Allerdings  kaufen  sie  oft  auch  zu  ihrem  Deputat  als 
Gänsefutter  noch  Hafer  für  Geld  hinzu. 

Von  mindestens  ebenso  großer  Bedeutung  ist  der  Ertrag  an 
Federn,  der  bislang  noch  bei  der  alten  Gewohnheit  der  Feder- 
betten für  die  Ausstattung  der  Kinder  oder  zum  Ersatz  der  eigenen 
Betten  kostenlos  aufgesammelt  wird  und  so  erhebliche  Baraus- 
lagen erübrigt. 
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Schafhaltung.  Jeder  Arbeiter  hatte  das  Recht,  Winter- 
futter für  ein  Schaf  und  Sommerweide  für  ein  Schaf  mit  einem 
oder  zwei  Lämmern  zu  verlangen.  Da  die  Fütterung  und  Haltung 
der  Schafe  eine  ganz  gleichmäßige  ist  und  die  Mitwirkung  der 
einzelnen  Familien  nicht  erfordert,  indem  das  Schaf  besondere 
Futterzulagen  nicht  lohnt,  so  ist  es  üblich  und  zweckmäßig,  für 
sämtliche  Arbeiter  der  Begütening  die  Schafe  in  einem  gemein- 
samen Stall  zu  halten,  und  es  war  Gebrauch,  dieselben  mit  der 
Leutekuhherde  eines  Vorwerkes  zu  w(4den. 

Die  Bedeutung  der  Schafe  für  die  Leute  lag  vor  allem  in 
der  Lieferung  der  Wolle  zur  eigenen  Verarbeitung.  Nachdem 
immer  mehr  der  Gebrauch  des  Selbstspinnens  und  -webens  ab- 
nimmt, schwindet  ja  auch  die  Schafhaltung  der  Leute,  und  auf 
zahlreichen  Gütern,  denen  die  Haltung  einer  besonderen  Leute- 
schafherde lästig  erschien,  ist  an  deren  Stelle  die  jährliche  Aus- 
zahlung eines  Wollgeldes  getreten.  Von  beiden  beteiligten  Seiten 
strebt  man  nach  Abschaffung  dieser  Naturalleistung.  In  Rehsau 
ist  diese  Zahlung  eines  Wollgeldes  stets  verweigert,  um  gerade 
darauf  hinzuwirken,  daß  die  Leute  sich  Schafe  kaufen,  und  so 
indirekt  das  „Hauswerk“  zu  stärken.  Die  dazu  verwendete  Rasse 
ist  das  alte  unveredelte  masurische  Landschaf,  ein  den  Heid- 
schnucken ähnlicher  mischwolliger,  kurzschwänziger  Schlag,  welcher 

— dem  reicheren  Nährboden  entsprechend  — etwas  größeren 
Körper  und  bemerkenswerte  Mastfähigkeit  und  Schnell wüchsig- 
keit  zeigt,  so  daß  die  im  Winter  oder  frühen  Frühjahr  geborenen 
T.ämmer  am  Schluß  der  Herbstweide)  mit  lo— 15  M.  von  Schlächtern 
aufgekauft  werden  und  den  Arbeitern  ohne  irgendwelchen  Auf- 
wand diese  Bareinnahme  liefern.  Häufiger,  als  bei  Merinorassen, 
kommen  — hier  erwünscht  — Zwillingslämmer  vor.  In  dem 
Streben,  die  Körper  der  Schafe  zu  vergrößern,  haben  neuerdings 
manche  Arbeiter  Mutterschafe  englischer  Rassen,  insbesondere 
Hampshires,  gekauft,  jedoch  pflegt  man  die  Böcke  noch  meist 
nach  der  Form  des  masurischen  Landschafes  auszuwählen.  Die 
Schafe  werden  einmal,  stellenweise  auch  zweimal  geschoren,  die 
Wolle  ist  sehr  gut  mit  der  Hand  spinnbar  und  zum  Stricken  ge- 
eignet; und  wohl  die  Mehrzahl  der  Arbiüterfamilien  war  es  noch  ge- 
wohnt, die  selbstgesponnene  Wolle  — für  sich  allein  oder  mit  selbst- 
gesponnenem Flachs  oder  gekauftem  Baumwollengarn  zusammen 

— zu  Stoffen  für  eigene  Kleidungsstücke  zu  verweben.  Zuweilen 
auch  nutzt  man  die  Schafe  durch  Schlachten  für  den  eigenen  Haus- 
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halt,  wobei  man  dann  die  Felle  zu  Pelzen  verarbeitet;  denn  jeder 
Arbeiter  hat  während  des  andauernden  und  strengen  Winters 
einen  kurzen  Arbeitspelz  nötig. 

Kuhhaltung.  In  früheren  Zeiten  hatte  jeder  Instmann  und 
Deputant  seine  Kuh  (vor  Jahrzehnten  auch  wohl  zwei).  Heutzutage 
jedoch,  vor  allem  durch  das  wirtschaftlich  so  sehr  herunterbringende 
häufige  Umziehen  von  einem  Gute  zum  anderen,  giebt  es  zahl- 
reiche Familien,  deren  Vermögensstand  die  Haltung  einer  Kuh 
nicht  gestattet;  oft  auch  haben  die  Arbeitgeber  die  Kuhhaltung 
abgeschafft.  Anfangs  wurde  auch  vom  Verfasser  die  Abschaffung 
der  Leutekühe,  die  der  Wirtschaft  gewisse  Beschränkungen  auf- 
erlegen, als  wünschenswert  betrachtet,  und  es  ist  auch  noch  in 
die  neuen  Verträge  eine  Bestimmung  hineingebracht,  welche  den 
I.euten  Lust  zum  Abschaffen  der  Kühe  machen  sollte.  Nach 
reiflichem  Erwägen  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
ist  jedoch  zuzugeben,  daß  es,  ? wenn  nur  irgend  durchführbar. 
Tätlicher  ist,  die  Einrichtung  der  Arbeiter-Kuhhaltung  beizu- 
behalten. 

Der  Preis,  den  die  Leute  beim  Erwerb  der  Kuh  anzulegen 
pflegten,  schwankte  zwischen  90  und  240  M.,  hielt  sich  jedoch  im 
allgemeinen  näher  der  niedrigen  Zahl.  Der  Verkaufspreis  ist 
häufig  erheblich  höher. 

Bei  zweckmäßiger  Haltung  und  Pflege  gewährt  die  Kuh  der 
Familie  w^ährend  des  größten  Teils  des  Jahres  eine  ausreichende 
Milchmenge,  um  außer  dem  eigenen  Verzehr  auch  eine  geringe 
Buttergewinnung  zu  ermöglichen.  Dazu  kommt:  sie  ist  auch  eine 
Grundlage  für  die  vielfach  betriebene  Haltung  von  Zuchtsäuen, 
indem  sie  die  erste  Ernährung  der  jungen  Ferkel  bis  zum  Ver- 
kauf sicherstellt.  Außerdem  ist  das  alljährlich  einkommende 
Geld  für  ein  Kalb  (von  5—12  M.)  zur  Bestreitung  notwendiger 
größerer  Anschaffungen  sehr  erwünscht.  Allerdings  kommt  es 
auch  immer  wieder  vor,  daß  einige  wenig  wirtschaftliche  Familien 
ilire  Kuhhaltung  so  unzweckmäßig  führen,  daß  sie  keinen  Ge- 
winn davon  haben,  und  daß  das  ihrer  Kuh  gereichte  Futter  in 
dem  Kuhstalle  des  Arbeitgebers  lohnendere  Verwendung  finden 
wmrde.  Doch  stehen  diesen  für  Abschaffung  sprechenden  Er- 
scheinungen andere  gegenüber,  wo  sehr  tüchtige  Arbeiter,  oder 
mehr  noch  deren  Frauen  aus  der  Kuhhaltung  durch  richtige  Aus- 
wahl beim  Ankauf,  durch  gute  Haltung  und  rechtzeitigen  Ver- 
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kauf  einen  weit  über  den  Durchschnitt  hinausgehenden  Ertrag 
erzielten. 

In  der  Kuh  sieht  der  Arbeiter  das  Hauptstück  seines  Besitzes 
und  empfindet  naturgemäß  den  Verlust  derselben  durch  Krank- 
heit oder  Unfälle  als  eine  sehr  wesentliche  Herabdrückung  seiner 
wirtschaftlichen  Lage.  Es  haben  sich  dc^shalb  vielfach  auf  einzelnen 
Gütern  primitive  Versicherungskassen  herausgebildet.  So  bestand 
auch  in  Rehsau  von  früher  her  ein  Gegenseitigkeitsverhältnis  zur 
Versicherung  gegen  Kuhsterben.  Es  wurde  dabei  in  jedem 
Einzelfalle  von  jeder  Familie  ein  Bestimmtes,  etwa  2 M.,  zu- 
geschossen , während  die  Gutsherrschaft  eine  größere  Summe, 
IO — 15  M.  beitrug.  Die  dadurch  einkommende  Geldsumme  im 
Verein  mit  dem  Erlös  der  Haut  des  gefallenen  oder  genot- 
schlachteten  Tieres,  zuweilen  auch  noch  durch  den  Erlös  eines 
Teiles  des  Fleisches  wurde  in  den  meisten  Fällen  nahezu  so  viel 
eingebracht,  wie  der  Einkauf  einer  jungen,  nicht  zu  großen  Kuh 
erforderte.  Diese  Einrichtung  hatte  sich  aber  unhaltbar  erwiesen 
als  in  einem  Jahre  mehrere  Kühe  der  Rehsauer  Arbeiterschaft 
infolge  der  örtlichen  Verhältnisse  eingingen.  Das  Arbeitervieh 
des  Vorwerks  Sandhof  wurde  nämlich  ausschließlich  auf  gesunden 
Feld-  und  Wiesenweiden  gehütet,  das  Leutevieh  von  Rehsau  und 
Karlswalde  dagegen  war  für  einen  Teil  des  Jahres  auf  Waldweide 
in  der  etwa  400  Morgen  großen  Forst  angewiesen.  Diese  Wald- 
weide verursachte  besonders  im  Frühjahr  alljährlich  mehrere  Fälle 
von  Blutnetzen,  die  hin  und  wieder  tödlichen  Ausgang  hatten. 
Die  Folge  einer  vorhin  erwähnten  Häufung  derartiger  Unfälle 
veranlaßte  die  Arbeiterschaft  von  Sandhof  zu  der  Weigerung,  an 
dieser  bisher  als  freiwillig  gehandhabten  Versicherungsvereinigung 
fernerhin  festzuhalten. 

Bei  Einführung  des  neuen  Instvertrages  war  in  Aussicht 
genommen,  wieder  einen  festen  Zusammenschluß  sämtlicher  Ar- 
beiterfamilien zum  Zweck  der  gegenseitigen  Unterstützung  im 
Falle  des  Kuhsterbens  zustande  zu  bringen,  und  es  sollte  ver- 
suchsweise auch  die  Versicherung  der  Schweine  gegen  den  all- 
jährlich Opfer  fordernden  Rotlauf  aufgenommen  werden.  Die 
Satzungen  der  Kuhkasse  mögen  hier  mitgeteilt  werden,  obwohl 
sie  noch  nicht  voll  zur  Anwendung  gekommen. 
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Satzungen 

des  Vieh-  (und  Schweine-)Versicherungs-Vereins  für  die  Vorwerke 
Rehsau,  Karlswalde  und  Sandhof,  sowie  die  Insel  Großwerder 

zu  Rehsau. 

1)  Geltungsbereich  des  Vereins  ist  der  Gutsbezirk  Rehsau. 

2)  Zweck  des  Vereins  ist  Sicherung  der  Mitglieder  gegen  Verluste 
durch  Viehsterben,  also  Ersatz  des  durch  Schätzung  festzustellenden  Wertes 
der  etwa  krepierten  oder  sonst  in  Verlust  geratenen  Stücke  Rindvieh  (oder 
Schweine)  zu  74  (bei  Schweinen  zu 

3)  ln  dieser  Kasse  können  und  müssen  alle  Kühe  und  Schweine  im 
Gutsbezirke  Rehsau  versichert  werden,  welche  Arbeitern  oder  Bediensteten 
des  Gutes  gehören. 

4)  Als  Beitrag  wird  von  jedem  Arbeiter  oder  AngesteUten  (mit  selb- 
ständigem Vertrag),  der  eine  Kuh  hat,  2 M.,  von  solchen,  die  keine  Kuh 
halten,  je  l M.  im  voraus  am  i,  Oktober  (bezw.  beim  Anzug  der  Leute)  er- 
hoben, für  jedes  über  7^  Jahr  alte  Schwein  (0,40)  M.  Die  Gutsleitung  trägt 
in  jedem  einzelnen  Schadensfälle  für  i Kuh  10  M.,  für  Schweine  5 v.  H.  der 
Schätzungssumme  zu  der  Kasse  bei. 

5)  Die  Rechnungs-  und  Kassenführung  besorgt  der  Gutsreclmungsführer 
unter  Kontrolle  des  Gutsleiters  einerseits  und  einer  Arbeitervertretimg  von 
2 Mitgliedern  andererseits.  Die  Beträge  werden  stets  gleich  nach  dem 
1.  Oktober  durch  den  Gutsleiter  bei  der  Kreissparkasse  auf  den  Namen  des 
Vereins  verzinslich  angelegt, 

6)  Zur  Abschätzung  des  zur  Entschädigung  angemeldeten  Tieres  wird 
jedesmal  für  ein  Jahr  ein  Ausschuß  von  3 Personen  gewählt.  Bei  Streitig- 
keiten über  die  Entschädigungssumme  entscheidet  nach  bestem  Ermessen 
der  Gutsleiter.  Hat  die  Schätzung  die  Billigung  des  Gutsleiters,  so  wird 
auf  seine  Veranlassung  die  nötige  Geldsumme  von  der  Sparkasse  erhoben. 

7)  Wenn  das  Vereinsvermögen  bis  zu  300  M.  angewachsen  ist,  soll 
der  Beitrag  zeitweise  ermäßigt,  aber  nicht  ganz  eingestellt  werden. 

8)  Reicht  zur  Entschädigung  die  Kasse  einmal  nicht  aus,  so  kann  ein 
Naclischuß  von  i M.  (2  M.)  einmal  erhoben  werden.  Fehlt  dennoch  Geld, 
so  ist  die  Gutskasse  bereit,  ein  Darlehen  in  erwünschter  Höhe  herzugeben. 

9)  Falls  sich  der  Verein  auflöst,  so  soll  das  Vereinsvermögen  nicht  an 
die  Mitglieder  geteilt  werden,  sondern  zu  dann  festzustellenden  gemein- 
nützigen Zwecken  verwertet  werden  nach  Beschluß  der  Beauftragten. 

Vorgelesen,  genehmigt,  vollzogen 

Rehsau, 


I 
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Schweinehaltung.  Wenn  auch  wirtschaftliche  Verhält- 
nisse den  landwirtschaftlichen  Betriebsleiter  zwingen  können,  die 
Gänse-  sowie  die  Kulilialtung  der  Leute  als  unrentabel  abzu- 
schafFcn,  so  dürfte  unter  allen  Umständen  es  möglich  und  dringend 
rätlich  sein,  dem  Arbeiter  unter  gewissen  Beschränkungen  der 
Zahl  nach  u.  s.  w.  die  Haltung  von  Schweinen  zu  gestatten  und 
zu  fördern;  und  wenn  man  für  angemessene  Haltung  der  Leute- 
schweine die  rechten  Vorbedingungen  (Mastgetreidedeputat  und 
vor  allem  Weidegelegenheit)  schaift,  so  wird  bei  nur  einigermaßen 
wirtschaftlichem  Sinn  der  Familie  stets  ein  guter  Gewinn  für 
die  Leute  herausspringen.  In  Rehsau  war  es  ermöglicht,  für 
die  Schweine  der  Leute  auf  jedem  Hofe  einen  geräumigen  am 
Wasser  gelegenen  Tummelplatz  anzuweisen;  nur  auf  dem  kleinsten 
der  Vorwerke  hatte  sich  dies  noch  nicht  voll  durchführen  lassen. 

Was  die  Leute  wirklich  aus  ihrer  Schweinehaltung  erzielen, 
läßt  sich  schw^er  zahlenmäßig  feststellen,  für  einen  Fall  zeigt  es 
die  oben  gegebene  Haushaltsrechnung  des  Kämmerers  wenigstens 
zum  Teil. 

Haltung  von  Hühnern.  Auch  die  Haltung  von  Hühnern 
wmrde  den  Arbeitern  mit  Ausnahme  der  Fälle  gestattet,  wo  die 
I^ge  der  Wohnungen  unmittelbar  am  Wirtschaftshofe  oder  an 
Gärten  w'ar,  wo  regelmäßige  Schädigungen  durch  das  Geflügel 
vorauszusehen  waren.  Die  Arbeiter  pflegten  für  ihre  Hühner  in 
dem  reichlich  groß  bemessenen  Schweinestall  einen  Verschlag  für 
den  Sommeraufenthalt  zu  machen,  wälu“end  sie  sie  im  Winter,  in 
der  Zahl  beschränkt,  im  Wohnhaus,  teils  auf  dem  Hausboden, 
teils  auch  wohl  in  den  Wohnräumen,  unlerbrachten. 

Für  den  Haushalt  aller  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  insbe- 
sondere aber  solcher,  die  zum  Teil  Naturallöhnung  beziehen,  ist 
die  Haltung  eigener  Nutztiere  für  eine  gedeihliche  Wirtschafts- 
führung unbedingt  erforderlich.  Das  den  Leuten  zur  Nutzung  zuge- 
wiesene Land  im  Felde  oder  im  nahe  dem  Hause  liegenden  Garten 
liefert  eine  Menge  von  Erzeugnissen,  die  zum  menschlichen  Genuß 
nicht  mehr  geeignet  sind  und  nur  noch  durch  Haltung  von  Tieren 
verwertet  werden  können.  Ebenso  findet  ein  Teil  der  vom  Gute 
als  Lohn  gelieferten  Getreidemengen  durch  zweckmäßige  Ver- 
fütterung  an  Schweine,  Gänse,  Hühner,  Kühe  eine  höhere  Ver- 
wertung, als  beim  Verkauf.  Dazu  kommt  als  schwerstwiegender 
Grund,  daß  die  sittliche  Wirkung  der  Sorge  für  die  eigenen  Haus- 
tiere einen  günstigen  Einfluß  auf  die  Entwickelung  des  Charakters 
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und  der  Wirtschaftlichkeit  der  Arbeiter  unverkennbar  ausübt  und 
auch  den  Gegensatz  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
weniger  scliroff  werden  läßt.  Insbesondere  liegt  auch  in  der 
Heranziehung  der  Kinder  zur  Versorgung  der  Tiere  ein  erzieh- 
liches Moment  von  großer  Bedeutung,  das  man  nicht  aus  der 
Hand  geben  sollte.  Thatsächlich  zeigte  ^sich , daß  diejenigen 
Familien,  welche  sehr  wenig  oder  gar  keine  Haustiere  hielten, 
sondern  ihre  Naturalien  verkauften,  wirtschaftlich  am  ungünstigsten 
standen.  Im  gleichen  Sinne  spricht  sich  schon  der  Landwirtschaftliche 
Centralverein  für  Littauen  und  Masuren  in  seinem  Jahresbericht 
für  1873  aus  (citiert  von  Dr.  Dade  in  den  Drucksachen  No.  2 
der  XXV.  Plenarversammlung  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats 
1897,  S.  13/14):  „Der  Besitz  an  Vieh  ist  nicht  nur  ein  wesentliches 
Moment  in  der  Ernährungsfrage,  sondern  bildet  auch  einen  sitt- 
lichen Hebel  für  das  ganze  Sein  und  Denken  des  Arbeiters,  er 
empfindet  Freude  am  Besitz,  und  es  sind  die  Güter,  die  ihnen  die 
Tiere  gut  halten,  stets  im  Besitze  'guter  Leute.“ 

Wohnungen.  In  Rehsau  waren  die  meisten  Wohnungen 
nach  der  in  der  ganzen  Gegend  üblichen  Grundform , des 
4-Familienhauses,  mit  zwei  Eingängen  und  — zwischen 
diesen  — einem  gemeinschaftlichen  großen  Schornstein,  erbaut, 
wobei  jede  Familie  eine  große  heizbare  Stube  und  eine  kleine, 
nicht  heizbare  Kammer  mit  einer  kellerartigen  Versenkung  ent- 
hielt. Ein  Kochherd  ist  innerhalb  der  Wohnstube  in  einer  nischen- 
artigen Vertiefung  eingerichtet  und  mit  Feuerungszügen  so  ver- 
sehen, daß  im  Sommer  die  Feuergase  unmittelbar  in  den  Schorn- 
stein, im  Winter  dagegen  erst  in  den  gemauerten  Ofen  zur  Heizung 
des  Zimmers  und  dann  in  den  Schornstein  geleitet  werden  können. 
Der  Schornstein  selbst  hat  unten  die  Breite  des  Hausflurs  und 
verengert  sich  in  der  Höhe  der  Balkenlage  zu  dem  üblichen 
Querschnitt  eines  steigbaren  Rohres  und  der  dadurch  entstandene 
trichterförmige  Raum  des  mittleren  Teils  dient  allen  vier  Familien 
eds  Räucherkammer,  während  der  untere  Raum  durch  einen 
gemeinsam  zu  benutzenden  Backofen  ausgenutzt  wird. 

Bei  einem  im  ersten  Jahre  gleich  notwendig  werdenden  Neubau 
eines  4-Familicnhauses  versuchte  Verfasser  einige  für  zweckmäßig 
gehaltene  Veränderungen  im  Grundriß  anzubringen,  insbesondere 
für  jede  Familie  eigenen  Eingang  und  Herstellung  eines  von  den 
Wohnräumen  vollständig  getrennten  Kellers.  Es  wurden  jedoch 
Bedenken  unter  Hinweis  auf  die  in  der  ganzen  übrigen  gräflichen 
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Begüterun^  durchgeführte  gleichartige  frühere  Form  geltend  ge- 
macht, die  eine  derartige  Neuerung  als  unerwünscht  erscheinen 
ließen,  und  so  wurde  nach  dem  alten  Schema  gebaut.  ITiatsäch- 
hch  sind  die  Arbeiter  mit  der  Einrichtung  der  Wohnung  voll- 
ständig zufrieden.  Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  die  nähere 
oder  fernere  Zukunft  doch  eine  Abänderung  der  Bauform  durch 
die  naturgemäß  mit  der  Kulturentwickelung  wachsenden  berech- 
tigten Ansprüche  der  Arbeiter  notwendig  machen  wird.  Besonders 
wird  ja  neuerdings  von  verschiedenen  Seiten  auf  die  „sittlich  ver- 
derbliche“ Wirkung  des  Zusammenwohnens  der  verschiedenen  Mit- 
glieder der  Familie  in  einem  Raume  hingewiesen,  und  es  läßt 
sich  nicht  leugnen,  daß  dieser  Gesichtspunkt  immer  mehr  an  Be- 
rechtigung gewinnt;  doch  möchten  wir  meinen,  daß  derselbe 
mitunter  zu  sehr  betont  wird,  daß  jedenfalls  in  noch  weniger 
entwickelten,  verkehrsarmen  Gegenden  auch  heute  noch  bei  der 
alten  Bau-  und  Wohnweise  reiner  und  keuscher  Familiensinn 
bei  den  Arbeitern  vielfach,  ja  wohl  vorwiegend  vorhanden  ist, 
und  daß  erst  durch  lebhaftere  und  vielseitige  Berührung  mit 
den  städtischen  Verhältnissen  durch  Militär-  und  Abwanderungs- 
beziehungen die  Voraussetzungen  geschaffen  werden,  welche 
die  fernere  Beibehaltung  des  Zusammenwohnens  unsittlich  wirken 
lassen.  Jedenfalls  muß  Verfasser  es  aussprechen,  daß  ihm  in 
Rehsau  Anzeichen  geschlechtlich-sittlicher  Verdorbenheit  nur  in 
sehr  wenigen  Fällen  aufgestoßen  sind,  und  daß  gegenüber  den 
dort  vorliegenden  Verhältnissen  diese  Seite  der  Wohnungsfrage 

von  wohlmeinenden  Sozialpolitikern  wesentlich  zu  stark  betont 
erscheint. 

Arbeitszeit  Durch  die  alte  Arbeitsweise  vom  Sonnenauf- 
bis  Sonnenunterpng  werden  ja  die  mancherlei  oft  ärgerlichen 
Zwischen-  und  I lilfsarbeiten  vor  dem  ersten  h'rühstück  morgens  er- 
ledigt, ohne  daß  man  seheinbar  Arbeitskräfte  von  der  Haupfcu-beit 
abzunehmen  braucht.  Indessen  bekommt  die  ganze  Arbeitsweise 
einen  extensiveren  Charakter,  einen  Mangel  an  Anspannung,  der 
m die  heutigen  Wirtschaftsverhältnisse  nicht  mehr  hineinpaßt.’  Die 
Entwickelung  drängt  auf  Verkürzung  der  Arbeitszeit  hin,  und  der 
Landwirt,  der  unter  rechter  Würdigung  des  Einflusses  von  Volks- 
schule, Soldatendienst  und  Accordarbeit  auf  das  Wesen  des 
heutigen  Arbeiters  jenem  Drange  freiwillig  entgegenkommt,  wird 
sich  gut  dabei  stehen,  wenn  er  nur  die  Willigkeit  zu  längeren 
Arbeitsstunden  in  besonderen  Zeiten  gegen  Entgelt  durch  Ge- 
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wöhnung’  wach  erhält.  Auch  die  Einführung  fester  zweiter  Früh- 
stücks- und  Vesperpausen,  überhaupt  die  Beseitigung  alles  Un- 
sicheren ist  wirtschaftlich  notwendig. 

Hauswerk  der  Landarbeiter  (Hausmacher-Industrie). 

Es  wird  vielfach  mit  der  Sicherheit  eines  Dogmas  die  An- 
sicht ausgesprochen,  daß  bei  den  heutigen  Verhältnissen  der 
Technik  und  des  Verkelirs  die  Herstellung  von  Geweben  und 
Stoffen  seitens  der  Landleute  für  eigenen  Gebrauch  nicht  mehr 
lohne.  Man  verweist  auf  das  Unterliegen  der  Handweberei  als 
Hausindustrie  gegenüber  der  mechanischen  Weberei  und  auf  die 
billigen  Bezugspreise  der  männlichen  wie  weiblichen  Kleidungs- 
stücke in  den  städtischen  Bazaren  und  meint  damit  die  Frage 
erledigt  zu  haben.  Nun  steht  dem  wenigstens  in  Rehsiiu  die 
Beobachtung  gegenüber,  daß  diejenigen  Arbeiterfamilien,  denen 
es  wirtschaftlich  am  besten  erging,  wenn  auch  nicht  ausschließ- 
lich. so  doch  vorwiegend,  Lein  und  nicht  Hafer  aussäeten  und 
vom  Kind  bis  zum  Großvater  noch  selbstgefertigte  Kleidungs- 
stücke trugen ; und  dies  giebt  doch  Anlaß,  die  Frage  nochmals 
näher  zu  betrachten.  Allerdings  haben  noch  in  neuester  Zeit 
theoretisch  gründlichste  Kenner  des  deutschen  Kleinhandwerks 
die  Ueberzeugung  ausgesprochen,  daß  die  Hausmacherindustrie 
(Hauswerk)  auch  auf  dem  Lande  nicht  mehr  für  lebensfällig  gelten 
könne,  sie  sei  dem  Untergange  geweiht;  aber  es  will  uns  scheinen, 
als  ob  dies  Ergebnis  keine  zwingende  Folgerung  aus  den  Be- 
obachtungen des  thatsächlichen  Ganges  der  letzten  Entwicke- 
lung bilde.  Denn  wenn  ein  bestimmter  Abschnitt  einer  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  eine  gleichsinnig  fortdauernd  absteigende 
oder  aufsteigende  Richtung  zeigt,  so  ist  damit  noch  keineswegs 
der  Schluß  bedingt,  daß  die  Entivickelung  fernerhin  und  bis  zum 
Ende  in  demselben  Sinne  verlaufen  werde;  vielmehr  kann  sie  sich 
auch  entgegengesetzt  entwickeln,  wenn  neue  Momente  auf  sie 
einwirken,  und  das  könnten  unter  Umständen  planmäßige  Ein- 
griffe von  Menschen  (des  Staates  etwa  oder  von  Körperschaften) 
sein.  So  sollte  man  auch  nicht  unterlassen,  über  die  Verhältnisse 
des  Hauswerks  in  den  ländlichen  Arbeiterfamilien  wiederholt  nach- 
zudenken. Bis  jetzt  hat  der  Arbeiter  von  der  Gutsleitung  seine  Lein- 
saat ausgesäet  bekommen;  die  Familienmitglieder  haben  das  Feld  von 
Unkraut  rein  gejätet,  haben  den  Flachs  geerntet  und  getrocknet, 


> 


442 


GEORG  STIEGER, 


die  Saat  abgetrennt  und  gereinigt,  die  Stengel  geröstet,  um  in 
arbeitsannen  Wintertagen  die  Fciser  daraus  /u  gewinnen.  Weiter 
wurde  diese  gesponnen , gebleicht,  gefärbt,  gewaschen  und  für 
sich  allein  oder  mit  Wollgarn  verwebt,  die  Gewebe  wurden  ge- 
bleicht, vielleicht  noch  gefärbt,  und  so  gebrauchsfertig  hergestellt. 
Daneben  lieferte  die  Schafhaltung  die  Wolle  zum  eigenen  Spinnen 
des  Garnes  für  Strümpfe  oder  für  Gewebe;  und  all  diese  Arbeiten 
wurden  größtenteils  von  der  Frau  uud  den  heranwachsenden  Kin- 
dern, auch  von  den  alten  Großeltern,  die  für  schwere  Draußen- 
arbeit nicht  mehr  befähigt  waren,  nebenbei  zu  Hause  ausgeführt. 
Nach  Ansicht  der  Volkswirte  sollen  diese  Arbeiten  nun  als  un- 
rentabel unterlassen  werden  und  sind  ja  auch  vielfach  unter- 
lassen. Da  erhebt  sich  zunächst  die  Frage:  Was  tritt  an  die 
Stelle  dieser  Arbeiten  in  dem  Tagewerk  der  Arbeiterfamilie?  — 
Eine  befriedigende  Antwort  hierauf  ist  bisher  noch  nicht  gegeben 
Es  wird  vielfach  Beschäftigungslosigkeit  und  auch  vielfach  Be- 
schäftigung mit  Dingen,  die  unnötig  oder  gar  schädlich  sind,  an 
die  Stelle  treten  bezw.  getreten  sein.  Mit  Rücksicht  hierauf  sollte 
man  die  angesetzten  Herstellungskosten  der  selbstgemachten 
Stoffe  prüfen;  man  darf  z.  B.  die  Arbeitsstunden,  welche  darin 
stecken,  nicht  zu  demselben  Lohnwerte  ansetzen,  wie  die  im  Hoch- 
sommer in  dringender  Zeit  für  das  Gut  aufgewendeten  Stunden. 
Des  weiteren  würde  mit  Unterlassen  der  Hausmacherei  ein  Er- 
ziehungsmittel für  die  heranwachsende  Jugend  wegfallen,  für  das 
ein  Ersatz  noch  nicht  gefunden  ist.  Wollte  man  außerdem  noch 
eine  vorurteilsfreie  Vergleichung  der  Haltbarkeit  des  Selbstge- 
machten gegenüber  dem  Gekauften  eintreten  lassen,  so  würde 
man  zu  dem  Schlußergebnis  kommen,  daß  die  gewöhnlich  ver- 
tretene Ansicht  eine  irrige  ist,  und  daß  man  mit  allen  Mitteln 
dahin  streben  sollte,  die  Landarbeiterfamilien  bei  der  alten  Sitte 
des  Tragens  selbstgemachter  Stoffe  zu  erhalten,  bezw.  sie  der 
Sitte  wieder  zuzuführen.  Und  wenn  man  den  Gedanken  fest  ins 
Auge  faßt,  daß  auf  diese  Weise  ungeheure  Wertsummen  durch 
Nutzbarmachung  sonst  inhaltsloser  Arbeitsstunden  der  Privat-  und 
der  Volkswirtschaft  erhalten  werden  können,  so  wird  man  ferner 
zu  dem  Streben  geführt,  neben  diesen  besonders  die  weiblichen 
und  andere  schwächeren  Glieder  der  Familie  betreffenden  Haus- 
arbeiten auch  für  die  männlichen  Arbeiter  selbst  nach  einer  Füll- 
arbeit zu  suchen,  die  zahlreichen  thatenlos  verdämmerten  Stunden 
z.  B.  der  langen  Winterabende  nutzbar  zu  machen  — und  das 
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leitet  über  zu  einer  Ueberlegung,  die  auch  weiterhin  bei  der  Er- 
örterung der  Scharwerkerfrage  sich  ergeben  wird. 

Die  Haltung  von  Scharwerkern.  In  allen  neueren 
Versuchen,  die  Landarbeiterfrage  gründlich  und  wissenschaftlich 
zu  behandeln,  ist  man  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  die  Ein- 
richtung des  Instverhältnisses  heute  nicht  mehr  haltbar , weil 
die  Voraussetzung  dazu,  das  Scharwerker-  oder  Hofgängertum, 
fernerhin  undurchführbar  geworden  sei.  Man  ist  zu  diesem  nega- 
tiven Ergebnisse  augenscheinlich  auf  demselben  Wege  gekommen, 
wie  zur  Verurteilung  der  Hausmacherei.  Die  Beobachtung  zeigt, 
daß  überall,  wo  Instleute  noch  gehalten  werden,  sich  die  Schwierig- 
keiten, die  Scharwerkerstellen  zu  besetzen,  von  Jahr  zu  Jalir 
mehren,  und  man  zieht  den  Schluß  daraus:  es  wird  alljährlich 
schlimmer  und  so  muß  es  alsbald  gänzlich  damit  aufhören.  Und 
doch  sollte  der  Versuch  gemacht  werden,  auch  diese  Erscheinung 
in  ihrer  Begründung  und  Bedingtheit  zu  erkennen. 

Allerdings  stellt  sich  Dr.  Raerger  auf  den  Standpunkt,  daß 
„der  Untergang  des  Scharwerkertums  mit  absoluter  Sicherheit 
vorausgesagt“  werden  könne,  und  das  sei  der  „wichtigste  Teil  der 
Arbeiterfrage“.  Indessen  ist  der  Nachweis  für  die  Voraussage 
doch  nicht  dieser  Wichtigkeit  entsprechend  geführt. 

Das  Scharwerkerverhältnis  verlangt,  daß  die  Arbeiterfamilie 
eine  arbeitsfähige  Person  dem  Gute  regelmäßig  zur  Verfügung 
stellt.  Man  zweifelt  nun  daran,  daß  die  Erfüllung  dieser  Be- 
dingung möglich  sei. 

Der  Gedanke  ist  bis  jetzt  nicht  ausgesprochen,  daß  die  Erhal- 
tung des  Bestandes  der  Arbeiterfamilien  selbst  (ohne  Scharwerker) 
unmöglich  wäre.  Wenn  aber  die  Zahl  der  Arbeiterfamilien  einiger- 
maßen dieselbe  bleiben  soll,  so  muß  fortdauernder  Nachwuchs 
da  sein.  Die  betreffenden  männlichen  und  weiblichen  Personen 
werden  im  allgemeinen  den  Familien  von  Landarbeitern  ent- 
stammen, und  es  dürfte  unwidersprochen  bleiben,  daß  dieselben 
im  allgemeinen  auch  den  größten  Teil  ihres  Lebens  vor  der 
Verheiratung  auf  dem  Lande  in  ländlicher  Arbeit  zubringen 
sollten.  Das  entspricht  auch  den  bestehenden  Verhältnissen. 
Thatsächlich  werden  heute  noch  die  meisten  Kinder  von  Land- 
arbeitern wieder  Landarbeiter;  diese  Kinder  nun  sind  — in  dem 
Alter  von  15  — 26  Jahren  etwa  — i)  der  Grundstock  zur  Rekrutie- 
rung der  Scharwerker.  Außerdem  kommen  für  den  Zweck  in 
Frage:  2)  die  älteren  ledigen  Personen,  3)  die  verheiratet  ge- 
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wesenen  alten  Eltern  oder  Großeltern,  4)  etwa  aus  anderen  Be- 
rufskreisen auf  das  Land  kommende  Personen.  Von  der  Gesamt- 
zahl dieser  Gruppen  sind  für  die  Zwecke  des  Scharwerkerwesens 
abzurechnen:  i)  die  Abwanderer,  2)  zeitweise  die  Militärdienst- 
thuer,  besonders  die  vorzeitig  eintretenden  Militärfreiwilligen,  3)  die 
Pferdeknechte  und  Dienstmädchen,  4)  die  zum  Handwerk  in  der 
Nachbarschaft  Uebertretenden.  Es  ist  nicht  möglich,  hier  darüber 
die  nötigen  statistischen  Zahlen  zu  geben;  doch  dürfte  bei  gründ- 
licher Ueberlegung  dieser  Angaben  und  der  Beobachtungen  der 
praktischen  Verhältnisse  der  Schluß  unabweisbar  sein,  daß  es 
wenigstens  für  große  Teile  (besonders  des  östlichen)  Deutschlands 
auch  heute  noch  nicht  der  Mangel  an  geeigneten  Personen  ist, 
welcher  das  Scharwerkerhalten  so  schwierig  macht.  Es  müssen 
deshalb  die  Gründe  auf  anderen  Gebieten,  vor  allem  in  der  Ver- 
tragsform und  in  der  ganzen  Stellung  des  Scharwerkers  gegen- 
über der  Arbeiterfamilie  einer-  und  der  Gutsherrschaft  anderer- 
seits gesucht  werden,  und  es  erscheint  nicht  aussichtslos,  an  dem 
Vertragsverhältnis  der  Scharwerker  die  bessernde  Hand  anzulegen 
Nun  sagt  auch  Frhr.  VON  der  Goltz  a.  a.  O.,  S.  257 : „Mit  der 
Zeit  muß  das  Institut  der  Scharwerker  ganz  fallen  . . .“,  obwohl 
er  das  Instverhältnis  sorgfältig  gepflegt  und  fortgebildet  wünscht ; 
doch  das  bringt  nicht  die  Frage  zur  Lösung : wo  denn  die  heran- 
wachsenden  Arbeiterkinder  bleiben,  die  wieder  I.andarbeiter  werden 
wollen?  — ob  etwa,  wenn  das  Scharwerkertum  prinzipiell  abge- 
schafft ist,  alle  Sachsengänger  werden  sollen? 


Eine  Arbeiterfamilie,  im  Durchschnittsalter  von  ^ 
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begründet,  würde  also  etwa  15 — 16  Jahre  ohne  Scharwerker  leben, 
sofern  nicht  beide  Eltern  oder  einer  derselben  bei  ihnen  wohnt  und 
,Jn  Arbeit  geht“,  danach  etwa  10 — 20  Jahre  je  nach  Kinderzahl  und 
-folge  mit  1—2  Schar^verkern  arbeiten  und  im  Alter  des  Mannes 
von  53—63  Jahren  die  Selbständigkeit  aufgeben,  um  selbst  leichte 
Scharwerkerarbeit  zu  übernehmen.  Danach  würden  also  wohl 
annähernd  die  Hälfte  aller  Landarbeiter  sehr  wohl  mit  i — 2 Schar- 
werkern arbeiten  können,  um  so  mehr,  da  ja  zahlreiche  Familien 
mehr  als  2 Kinder  bis  ins  arbeitsreife  Alter  bringen. 

Nach  der  Berufsstatistik  der  Bundesstaaten  III.  Teil,  in  Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd.  106,  Berlin  1897,  S.  1 ff.  waren  am 
14.  Juni  1895  in  den  Provinzen  Ostpreußen,  Westpreußen,  Branden- 
burg, Pommern,  Posen  und  Schlesien  zusammen  vorhanden:  im 
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ganzen  i 943  084  Personen  A.  c,  also  „sonstige  Gehilfen,  Lehrlinge, 
Labrik-,  Lohn-  und  Tagearbeiter“  der  Berufsarten  Land- 
wirtschaft, Gärtnerei , Tierzucht,  Forstwirtschaft  und 
Fischerei.  Davon  waren  männlichen  Geschlechts  i 174650  Personen 
mit  631886  „ledigen“  und  30818  „verwitweten  nnd  geschiedenen“, 
also  im  ganzen  662698  unverheirateten  Personen,  mithin  51 1952 
Ehemänner.  Dem  Alter  nach  sind  gezählt  worden  von  20 — 30 
Jahre  alten  499586  Personen,  danach  würden  von  der  (bei  der 
Zählung  nicht  gebildeten)  Altersklasse  20 — 25  Jahren  wenigstens 
249793  Personen  A.  c anzunehmen  sein,  dazu  die  Altersklassen 
14— 20  Jahren  472006  Personen,  also  von  14 — 25  Jahren  wenigstens 
721799  Personen.  Es  dürfen  also  für  jede  der  51 1952  Familien 
1,4  landwirtschaftliche  Arbeiter  von  14 — 25  Jahren  angenommen 
werden : eine  ausreichende  Grundlage  für  die  Möglichkeit  des 
Instverhältnisses  auch  heute  noch,  denn  diese  Zahl  bezeichnet 
nur  die  wirklich  schon  als  „Arbeiter“  zählenden  Personen,  neben 
denen  noch  zahlreiche  arbeitsfähige  Kinder  sonst  vorhanden  sind. 
Auch  Dr.  Kaerger  rechnet  auf  die  etwas  ältere  Familie  1—2 
herangewachsene  Kinder.  So  muß  auch  eine  Vertragsform  sich 
finden  lassen,  nach  der  den  jungen  Leuten  das  Bleiben  im  Eltem- 
hause  erwünscht  erscheint.  Denn  es  muß  doch  als  das  gesundeste 
Verhältnis  angesehen  werden,  daß  die  Kinder  gerade  während 
der  entscheidenden  Entwickelung  des  Körpers  sowohl  wie  des 
Geistes  und  des  Charakters  im  geordneten  Haushalt  und  in  mora- 
lischer Zucht  leben. 

Die  dem  gerecht  werdende  Form  der  Haltung  der  Schar- 
w^erker  müßte  folgenden  Ansprüchen  genügen; 

1)  Sie  muß  einen  höheren  Geldlohn  den  jungen  Leuten  (auch 
wenn  sie  Kinder  der  Familie  sind)  sichern,  als  es  heutzutage  ge- 
schieht, wo  man  über  60  M.  Jahreslohn  nur  selten  hinausgeht. 

2)  Es  sollten  die  jungen  Leute  zw^ar  unter  ernster  geordneter 
Zucht  gehalten  werden,  jedoch  w^äre  dem  der  Jetztzeit  entsprechen- 
den berechtigten  Bedürfnis  des  vierten  Standes  nach  geselliger  und 
geistiger  Anregung  besonders  an  den  Sonntagen,  zuweilen  auch 
an  den  Wochenabenden  Rechnung  zu  tragen.  Es  würde  das  zu 
geschehen  haben  durch  Maßnahmen,  welche  w^eiterhin  für  die 
Wohlfahrt  der  lAndarbeiter  allgemein  zu  besprechen  sind. 

3)  Es  müßte  für  eine  ausreichende  Winterbeschäftigung  ge- 
sorgt werden. 
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Plier  liegt  augenscheinlich  der  schwierigste  Teil  der  Aufgabe 
vor.  Da  der  Handdrusch  durch  die  Maschinen  verdrängt  ist  und 
auch  in  irgend  erheblichem  Maße  trotz  gegenteiliger  Vorschläge 
nicht  wieder  einzuführen  sein  wird,  nachdem  ferner  all  die  häus- 
lichen Arbeiten  der  Herstellung  eigenen  Gespinstes  aus  selbst- 
gebautem Flachs  meist  in  Wegfall  gekommen  ist,  müssen  andere 
Arbeitsgelegenheiten  für  den  Winter  geschaffen  werden,  wenn 
die  Arbeitskräfte  nicht  brach  liegen  sollen.  Gegenwärtig  hat 
— und  je  intensiver  der  einzelne  Betrieb  ist,  um  so  mehr  — 
der  Arbeiterbedarf  in  der  Landwirtschaft  den  • Charakter  der 
Saisonarbeit  bekommen.  Nun  finden  sich  ja  in  der  Industrie 
eine  ganze  Anzahl  von  Gewerbszweige,  welche  Saisonartikel  her- 
stellen,  und  ihrerseits  während  gewisser  Zeiten  des  Jahres  einen 
bedeutenden,  in  anderen  Zeiten  gar  keinen  Arbeiterbedarf  haben. 
Theoretisch  betrachtet,  liegt  es  da  nahe,  diese  industrielle  Saison- 
arbeit mit  der  landwirtschafthchen  in  den  ausführenden  Personen 
zu  verbinden,  sodaß  also  der  Landarbeiter  im  Sommer  die  Ar- 
beit seines  Hauptberufes,  im  Winter  industrielle  Saisonarbeiten 
ausübte.  Es  fragt  sich  nur,  ob  ein  solcher  Gedanke  prak- 
tisch für  durchführbar  gelten  kann. 

Es  ist  ein  Verdienst  des  Ausschusses  für  Wohlfahrtspflege 
auf  dem  I^ande  und  seines  Begründers  H.  SOHNREY,  zahlreiche 
Beobachtungen  gesammelt  zu  haben  über  heute  thatsächlich  aus- 
geübte gewerbliche  Nebenbeschäftigung  von  Landarbeitern.  Es 
hat  sich  dabei  bestätigt,  daß  außer  der  Handspinnerei  und 
-Weberei  in  einzelnen  Gegenden  Kunststickerei,  Flechtarbeit,  Draht- 
arbeit, Holzschnitzerei,  Anfertigung  von  Hausgeräten  u.  s.  w. 
betrieben  wird.  Allerdings  sind  die  auf  diese  Weise  bekannt 
gewordenen  Erscheinungen  meist  zerstreut  gelegen  und  mehr 
gelegentlicher  Natur,  auch  nicht  geschäftsmäßig  organisiert,  be- 
stätigen aber  doch  die  Möglichkeit  solcher  Vereinigung. 

Ein  Erwerbszweig,  welcher  geeignet  sein  soll,  der  Land- 
bevölkerung für  den  Winter  Saisonarbeit  zu  liefern,  müsste  folgen- 
den Bedingungen  gerecht  werden : 

1)  Die  Erzeugnisse  müssen  auf  Vorrat  gearbeitet  werden 
können  oder  während  des  Winters  zum  Verbrauch  kommen,  nicht 
zum  unmittelbaren  Verbrauch  im  Sommer  dienen. 

2)  Der  Rohstoff  muß  womöglich  ein  landwirtschaftliches  Er- 
zeugnis, sonst  aber  nicht  zu  schwer  und  ma.ssig  und  nicht  zu  wert- 
voll sein. 
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3)  Es  darf  keine  ganz  besüiidere,  kuustähnliche  Gescliick- 
lichkeit  der  Leute  gefordert  werden, 

4)  Es  muß  lediglich  eine  hauswerkliche  Herstellung  der  Ware 
möglich  sein  unter  Ausschluß  gemeinsamer  großer  Arbeitsräume. 

5)  Es  muß  möglichst  die  Handkraft  dazu  ausreichen,  wenn  ja  unter 
Umständen  auch  wohl  mechanische  Kraftquellen  auf  dem  I^ande 
zum  Betrieb  kleiner  Werkzeugmaschinen  zur  Verfügung  ständen. 

6)  Möglichst  sollte  das  Erzeugnis  ein  solches  sein,  in  welchem 
bislang  eine  Mehreinfuhr  aus  dem  Auslande  stattfand,  um  auch 
den  Schein  zu  meiden,  als  werde  sie  anderen  deutschen  Arbeitern 
den  Verdienst  entziehen. 

Als  Industriezweige,  welche  auf  die  Brauchbarkeit  hierzu  ge- 
prüft werden  sollten,  sind  z.  B.  zu  nennen:  Herstellung  von  Besen 
aller  Art,  Gegenstände  aus  Holz,  wie  hölzerne  Löffel,  Schaufeln, 
Alolen,  Pantoffeln,  Leitern,  Gartenmöbel,  Flechtwerk  aus  Weiden 
und  Stroh,  Handsiebe,  in  anderen  Gegenden  Gewebe,  zum  Teil 
kunstgewerblichen  Charakters  (Scherrebeck),  Herstellung  von  ge- 
strickten Handschuhen  (Littauen),  Arbeiten  aus  Metalldraht,  Metall- 
blech, Stroh;  Herstellung  von  Fischereigeräten, Netzen  und  Reusen. 
Daß  auch  feinere  Arbeiten  von  Händen  der  Landarbeiter  kunst- 
fertig ausgeführt  werden  können,  zeigen  kunstgewerbliche  Perl- 
mutterarbeiten, welche  aus  Paris  hierher  eingeführt  werden  und 
von  Landarbeitern  in  der  Umgebung  von  Paris  verfertigt  sein 
sollen.  Der  Berichterstatter  aus  Habelschwerdt  in  Dr.  Ascher, 
„Die  ländlichen  Arbeiterwohnungen  in  Preußen“,  Berlin,  Heymann, 
1897,  erwähnt  S.  41:  „die  Arbeiter  nehmen  im  Winter,  wenn  sie 
keine  landwirtschaftliche  Arbeit  finden,  an  diesen  Arbeiten  (der 
Frauen  und  Kinder)  teil  (Weberei,  Schachtelmacherei).“ 

Man  könnte  sich  die  Herausbildung  einer  solchen  Thätigkeit 
etwa  so  denken : In  den  Schulen  würde  den  Knaben  Handfertig- 
keitsunterricht in  dem  Sinne  erteilt,  daß  die  gerade  vorhandenen 
oder  naheliegenden  Rohstoffe  bevorzugt  und  der  besonderen  Ver- 
anlagung und  Geschmacksrichtung  der  örtlichen  Bewohner  Rech- 
nung  getragen  wird.  Die  gewissermaßen  spielend  erlernte  Fertig- 
keit wird  unschwer  in  die  Familie  hineingetragen,  sobald  ein 
kleiner  Verdienst  durch  verständig  geführten  Absatz  herausspringt 
und  zur  Ausfüllung  freier  Stunden  gewissermaßen  unwillkürlich 
benutzt  werden.  Daß  die  Bevölkerung  der  Landarbeiterkreise 
nicht  über  ein  zu  geringes  Maß  von  Handfertigkeit  und  Augen- 
maß, Pünktlichkeit  und  Arbeitslust  verfügt,  kann  man  beim  Leben 
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unter  den  Leuten  vielfach  beobachten  an  den  mancherlei  Haus- 
ratstücken, die  sie  für  die  Kinder  oder  für  eigenen  Gebrauch  oder 
zum  Zierrat  unter  Feierabend  herstellen.  Die  wichtigste  Frage 
würde  die  des  Absatzes  sein,  die  natürlich  nicht  von  den  einzelnen 
Arbeitern  für  sich  gelöst  werden  könnte;  vielmehr  wäre  in  Aus- 
sicht zu  nehmen,  daß  der  Arbeitgeber  oder  ein  Beauftragter  des- 
selben, vielleicht  der  Lehrer  oder  der  Rechnungsführer  des  Gutes, 
sich  der  Sammlung  der  Aufträge  und  des  Vertriebes  annähme. 
Es  wird  sich  dabei  als  zweckmässig  heraussteilen,  daß  mehrere 
benachbarte  Güter  einheithch  in  der  Wahl  dieser  Winterbeschäf- 
tigung  Vorgehen,  und  so  ein  gleichartiges  Erzeugnis  in  größerer 
Menge  und  unter  Sicherung  der  zuverlässigen  Lieferung  dem 
Handel  angeboten  werden  könnte. 

Mancher  praktische  Landwirt  wird  eine  solche  Zumutung  zu- 
nächst von  der  Hand  weisen  mit  der  Begründung,  daß  er  in  seinem 
Berufe  schon  mehr  als  genug  mit  Arbeit  und  Sorge  überlastet 
sei.  Indessen  wenn  es  sich  heraussteilen  sollte,  daß  wirklich  eine 
solche  Einrichtung  wesentlich  zui'  Sicherung  der  Arbeitskräfte  und 
vielleicht  auch  zur  Verwertung  gewisser  sonst  geringwertiger  Er- 
zeugnisse beitragen  könnte,  so  wird  man  dennoch  einen  Weg  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  finden;  und  wenn  die  Gutsbesitzer  im- 
stande gewesen  sind,  Zuckerfabriken,  Brennereien  und  Molkereien. 
Mühlen  und  Bäckereien  zu  gründen  und  in  lohnendem  Betriebe 
zu  halten,  so  wird  auch  eine  derartige  Aufgabe,  wenn  sie  als 
notwendig  an  sie  herantritt,  ihre  Lösung  finden,  vielleicht  eben- 
falls auf  dem  Wege  der  genossenschaftlichen  Vereiniefuncf  mehrerer 
Nachbaren. 

Sollte  eine  derartige  weitgehende  Decentralisation  der  ge- 
werblichen Produktion  sich  ermöglichen  lassen,  so  würde  damit 
außerdem  ein  erwünschtes  Gegengewicht  gegen  das  zu  rapide 
Anwachsen  der  Industrie-Centren  geschaffen,  und  in  der  ge- 
wonnenen Verbilligung  der  Herstellungskosten  würde  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit dieser  Erzeugnisse  eine  gewisse  Sicherung  er- 
halten. Sollte  sich  bei  näherer  Prüfung  dieser  Weg  als  gangbar 

L erweisen,  so  könnte  er  auch  zur  Einschränkung,  vielleicht  völligen 

Abschaffung  eines  anderen  wunden  Punkts  des  Landarbeitswesens 
führen.  Die  Sachsengängerei  ist  der  bezeichnendste  Ausdruck 
des  Saisoncharakters  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  während  des 
Sommers  und  Herbstes  in  den  landwirtschaftlich  intensiven  Gebieten 
des  w^estlichen  Deutschland.  Nur  während  des  weit  kürzeren  AVinter- 
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halbjahres  leben  die  Sachsengänger  in  ihrer  östlicheren  Heimat,  indem 
sie  dort  sehr  wenig  haushälterisch  mit  ihrer  Arbeitskraft  umgehen, 
sie  vielfach  ganz  brach  liegen  lassen.  Betrachtet  man  diese  \ er- 
hältnisse  ohne  Voreingenommenheit,  so  muß  es  doch  privat-  und 
volkswirtschaftlich  natürlicher  erscheinen,  daß  diese  Arbeiter  dort 
ihren  Wohnsitz  hätten,  wo  sie  die  größte  Zeit  des  Jahres  ver- 
bringen, und  noch  mehr,  fast  ausschließlich  Arbeitsgelegenheit 
finden.  Deshalb  erscheint  es  naheliegend,  daß  die  sächsischen, 
nassauischen,  braunschweigischen  und  sonstigen  Sachsen  gänger- 
bedürftigen Güter  sich  so  viel  Arbeiterfamilien  neu  ansiedeln 
sollten,  wie  sie  zur  Deckung  ihres  Bedarfs  im  Sommer,  d.  h.  vom 
April  bis  November  nötig  haben,  und  ihnen  nun  während  der  an 
Landarbeit  armen  Zeit  vom  November  bis  März  eine  hausindu- 
strielle Beschäftigung  vielleicht  in  der  Weise  vermitteln,  daß  sie 
selbst,  die  Gutsleiter,  den  „Verlag“  dieser  Hausindustrie  über- 
nehmen. Allerdings  müßte  dabei  die  Arbeiterverfassung  des  Gutes 
wohl  eine  ähnliche  sein,  wie  sie  in  den  Instverträgen  gegeben  ist. 

Haushaltungskunst  Mehrfach  hat  die  bisherige  Dar- 
stellung darauf  hinzuweisen  Veranlassung  gehabt,  daß  das  Schicksal 
des  Arbeiterhaushaltes  und  die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  selbst 
in  hohem  Maße  von  der  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  der  Arbeiter- 
frau bestimmt  wird.  Ihren  Händen  wird  das  Gesamterträgnis  der 
Arbeit  der  Familienmitglieder  überantwortet,  und  von  der  Art, 
wie  sie  dasselbe  anzuwenden  und  zu  verwerten  weiß,  hängt  das  | 

körperliche  und  weiterhin  auch  das  s i 1 1 1 i ch  e und  g e i s t i g e Wohl  I 

der  Familie  ab.  Es  ist  ja  eine  wiederholt  von  den  Schriftstellern  ^ 

betonte  Thatsache,  daß  das  Jahreseinkommen  einer  Landarbeiter- 
familie in  seinem  Gebrauchswert  nicht  niedriger,  sondern  in  vielen 
Fällen  höher  als  das  des  Durchschnittsarbeiters  in  der  Stadt,  auch 
in  der  großen  Stadt,  ist.  Die  Besserung  der  Lage  und  der  Lei- 
stungen der  Arbeiter  erfordert  deshalb  nicht  in  erster  Linie  die 
Aufbesserung  des  ihnen  gewährten  Jahreseinkommens,  sondern 
die  bezüglich  der  materiellen  Versorgung  der  Arbeiterfamilie 
nötigen  Maßregeln  haben  darauf  abzuzielen,  die  Arbeiterfrau  zu 
einer  tüchtigen  Hausfrau  zu  machen:  mehrere  Kenner  der 

heutigen  I^andarbeiterverhältnisse  sind  unabhängig  voneinander 
zu  dem  Schlüsse  gekommen,  daß  die  ländliche  Arbeiterfrage 
vielfach  lediglich  eine  Frauenfrage  sei.  Die  Ernährung  des 
Arbeiters  muß  eine  gleichmäßig  gute  und  in  den  arbeits- 
reicheren Monaten  eine  kräftigere  sein.  Hiatsächlich  läuft  sie 
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diesen  Bestimmungen  oft  geradezu  zuwider,  indem  sie  im  Winter 
mit  Hilfe  der  reichlich  zufließenden  Naturaleinnahmen  (Getreide, 
Hülsenfrüchte,  Fleisch,  Gänse)  eine  sehr  reiche , dagegen  in 
den  arbeitsreicheren  Sommmermonaten  deshalb  eine  sehr  arme 
ist,  weil  von  dem  Ueberfluß  des  Winters  nicht  genügend  Vorrat 
aufbewahrt  wurde.  Außer  dieser  zweckmäßigeren  Verteilung  der 
Naturaleinnahmen  auf  die  einzelnen  Jahreszeiten  und  Monate  sollte 
die  Frau  auch  die  Kunst  verstehen,  die  Speisen  bei  aller  Einfach- 
heit doch  schmackhaft  und  bekömmlich  herzurichten,  die  Wohnung 
sauber,  reinlich  und  anheimelnd  zu  halten,  die  Kinder  tüchtig, 
fromm  und  zufrieden  zu  erziehen  und  zu  unterweisen.  Das  alles 
können  nur  die  wenigsten ; auch  wenn  sie  den  besten  Willen  haben, 
so  fehlt  doch  die  Lehre,  die  rechte  Lerngelegenheit:  bei  den 
Eltern  findet  das  heran  wachsende  Mädchen  sie  nicht;  denn  selten 
mal  kann  die  Mutter  selbst  haushalten,  kochen  u.  s.  w.;  als 
Scharwerker  bei  anderen  Instleuten  hat  sie  meist  wenig  Zeit 
und  sieht  auch  selten  etwas  Besseres,  als  bei  den  Eltern;  hat  es 
bei  einer  Gutsherrschaft  als  Dienstmädchen  sich  aufgehalten,  dann 
geht’s  oft  noch  am  besten,  wenn  es  nämlich  der  Gefahr  ent- 
geht, zu  viel  Herrschaftsmäßiges  im  Aeußeren  nachzuahmen.  — 
Denkt  man  dem  Wege  nach,  auf  welchem  dieser  schwerste 
Mißstand  zu  beseitigen  wäre,  so  kommt  man  wohl  auf  Benutzung 
von  Büchern,  wie  „Das  häusliche  Glück“  (herausgegeben  vom 
München -Gladbacher  Verein  für  Volkswohl),  und  Verfasser  hat 
wohl  auch  in  einem  Falle  beobachten  können,  wie  ein  älteres 
Mädchen  aus  den  Arbeiterkreisen  mit  Interesse  und  mit  aus- 
dauerndem Eifer  in  diesem  Buche  studiert  und  daraus  gelernt 
hat;  aber  solche  Arbeiterfrauen  und  -mädchen  werden  immer  die 
Ausnahme  bilden,  denen  man  mit  Hilfe  von  Büchern  die  Haus- 
haltungskunst beibringen  oder  wenigstens  die  Anregung  dazu  geben 
könnte.  Haushaltungsschulen  für  Arbeitermädchen  auf  dem  Lande 
giebt  es  nicht  und  kann  es  wohl  auch  nicht  so  bald  in  dem  Um- 
fange geben,  daß  sämtliche  davon  Gebrauch  machen  könnten. 
So  hat  Verfasser  lange  nach  einem  festen  Punkt  außerhalb  der 
Arbeiterfamilie  gesucht,  um  den  Hebel  zu  der  notwendigen  För- 
derung anzusetzen.  Schließlich  brachte  der  gelegentlich  mehrerer 
schwerer  Krankheitsfälle  geäußerte  Wunsch  des  Gutsarztes,  eine 
Pflegeschwester  für  derartige  Fälle  dauernd  in  der  Nähe  zu  haben 
Anlaß  zu  einem  Plan,  dessen  Ausführung  Erfolg  zu  versprechen 
schien. 
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Man  müßte  auf  dem  Gute  eine  „Gemeindeschwester“  anstellen, 
welche  zunächst  für  den  Gutsbezirk  und  vielleicht  für  das  ganze 
Kirchspiel  in  Fällen  schwerer  Erkrankung  die  ärztliche  Pflege 
auszuüben  hätte.  Da  diese  Aufgabe  ihre  Zeit  während  eines 
großen  Teils  des  Jahres  noch  frei  ließe,  so  sollte  die  Schwester 
nach  und  nach  und  wiederholt  alle  Arbeiterfamilien  aufsuchen, 
um  mit  den  Frauen  ihre  ganze  Wirtschaft  durchzusprechen  und 
so  allmählich  die  schwersten  Fehler  in  derselben  beseitigen.  Da- 
neben sollte  sie  regelmäßig  den  älteren  Schulmädchen  Unterricht 
in  Gesundheitslehre  und  in  den  Grundlagen  der  hauswirt- 
schaftlichen Dinge  erteilen  und  sich  als  Trägerin  der  reinen 
Nächstenliebe  bewähren,  für  die  in  den  Arbeiterkreisen  ein  guter 
Boden  vorhanden,  und  die  nach  unten  und  nach  oben  heilsam 
wirken  müßte.  Wenn  die  Gemeindeschwester  dann  im  Laufe 
eines  Jahres  etwa  einen  genauen  Ueberblick  über  die  Eigenart 
und  über  die  Bedürfnisse  der  dortigen  Arbeiterschaft  gewonnen 
hätte,  sollte  sie  sich  über  das  Musterbild  eines  dortigen  Arbeiter- 
haushalts klar  geworden  sein  und  zu  diesem  hin  sowohl  auf  die 
Kinder  wie  auf  die  Frauen  und  Mädchen  erziehlich  einwdrken. 
Auf  dieser  Grundlage  allein  war  zu  hoffen,  daß  die  Stufe  der 
wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  sich  in  Kürze  würde  so  weit  heben 
lassen,  wie  es  im  Interesse  der  Leute  selbst  sowohl  wie  im  In- 
teresse ihrer  Leistungen  zu  wünschen  war. 

Von  der  Gutsbesitzerin  war  der  Plan  gebilligt,  und  es  wurden 
infolgedessen  vorbereitende  Schritte  gethan,  wobei  des  weiteren 
noch  zur  Ergänzung  die  Einführung  von  Handfertigkeitsunterricht 
und  von  Jugendspielen  ins  Auge  gefaßt  waren.  Leider  mußte 
wegen  äußerer  Umstände  von  der  Verfolgung  des  Planes  doch 
noch  abgesehen  werden. 

Ursachen  des  Fortzuges  der  Rehsauer  Leute. 

In  der  Arbeiterschaft  des  Gutes  kamen  folgende  Einwirkungen 
in  Betracht,  welche  die  seelische  Regung  des  Abwanderungs- 
triebes anzureizen  geeignet  scheinen; 

In  verschiedenen  Jahren  waren  einzelne  Personen  nach  Amerika 
ausgewandert;  sie  unterhielten  mit  einigen  dort  gebliebenen  Fa- 
milien noch  Briefwechsel,  in  dem  meist  in  rosigen  Farben  die 
fremden  Verhältnisse  geschildert  wurden.  Es  zog  denn  auch  ein 
bejahrtes  Elternpaar  seinen  Kindern  nach,  kam  aber  allerdings 
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nach  3 Jahren  zurück  mit  der  Erkenntnis;  „Wenn  wir  hier  so 
arbeiten  wollen,  wie  wir  dort  müssen,  dann  haben  wir  auch  hier 
sehr  gutes  Fortkommen,  und  drüben  ist  es  nichts  für  alte  Leute.“ 
Zahlreicher  waren  die  Beziehungen  zu  den  westlichen  Teilen 
Deutschlands,  namentlich  zu  Essen  und  Umgegend  und  zu  Berlin. 
Dorthin  waren  mehrere  ganze  Arbeiterfamilien,  sowie  einzelne 
Söhne  und  Töchter  anderer  Familien  gezogen,  und  der  Verkehr 
zwischen  den  Familienangehörigen  beschränkte  sich  nicht  auf 
einen  ziemlich  lebhaften  Briefwechsel,  sondern  alljährlich  kamen 
mehr  oder  weniger  regelmäßig  mehrere  der  nach  Berlin  Ver- 
zogenen  zum  Teil  mit  ihren  Kindern  auf  längeren  Besuch  zu 
ihren  Verwandten ; andererseits  machte  sich  auch  ab  und  zu  eine 
der  bejahrteren  Arbeiterfrauen  auf,  ihre  Kinder  und  Enkel  be- 
sonders in  Berlin  auf  ein  paar  Wochen  zu  besuchen.  Dazu 
kamen  die  regelmäßigen  Urlaubsaufenthalte  der  Söhne,  welche  in 
den  verschiedenen  Truppenteilen  ihrer  Militärpflicht  genügten. 
Insbesondere  auf  den  weiblichen  Nachwuchs  der  Arbeiter  machten 
die  städtischen  Sommerbesucher  durch  das  großstädtische  Auf- 
treten, durch  den  Aufputz  ihres  Aeußeren  einen  in  unserem  Sinne 
ungünstigen,  verlockenden  Eindruck  und  trugen  mit  dazu  bei, 
den  Eltern  das  Streben  zu  erschweren,  ihre  heranwachsenden 
Kinder  als  Scharwerker  längere  Zeit  bei  sich  zu  behalten. 

Noch  vielseitiger  und  tiefgehender  waren  natürlich  die  einzelnen 
Beziehungen  der  Arbeiter  zu  der  Arbeiterschaft  der  mehr  oder 
weniger  nahen  Nachbargüter,  die  sich  zum  Teil  in  ihren  Woh- 
nungen gegenseitig  besuchen  oder  auf  Märkten  oder  anderen 
Gelegenheiten  in  der  Stadt  treffen.  Dabei  scheinen  manche  Ar- 
beiter ihre  Verhältnisse  in  sehr  gefärbtem  Lichte  ihren  Genossen 
darzustellen,  ihre  Begehrlichkeit  zu  erregen  und  so  den  Trieb  des 
Wohnungswechsels  mit  zu  verstärken. 

Doch  die  stärkste  Ursache  des  Wandertriebes  kommt  ja  nicht 
von  außen  an  den  Arbeiter  heran,  sondern  liegt  tief  in  seinem 
Innern  selbst.  Wenn  Dr.  Kaerger  (mit  Weber)  meint,  daß 
steigende  Intensität  des  Betriebs  den  Zusammenhang  der  Leute 
mit  dem  Gute  lockere,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  daß  die 
meisten  Abwanderer  von  extensiven  Gütern  des  Ostens  kommen. 
Und  würde  eine  Abnahme  der  Intensität  die  I-eute  seßhafter  lassen? 
Im  Gninde  wird  eine  Aenderung  des  gesamten  wirtschaftlichen 
Klimas  und  damit  der  gewohnten  Verhältnisse  die  Ursache  der 
Wanderlust  sein.  Denn  ein  tief  innerliches  Gefühl  des  Unbe- 


[ 


T 

I 

Zur  Landarbeiterfrage. 

hagcns  und  des  Unbcfriodigtseins  ist  es  doch  schließlich,  was  die 
^Vrbcitcr  zum  „Ziehen“  treibt ; sie  wissen  selbst  nicht,  was  eigent- 
lich ihnen  fehlt.  Sie  hoffen  wohl  dunkel,  auf  der  ihnen  nur  von  i 

fern  bekannten  neuen  Stelle  cs  besser  zu  haben,  als  bisher,  und 
finden  dann  nachher  meist,  daß  es  in  der  Nähe  anders  aus- 
sicht,  daß  sic  sich  getäuscht  haben,  daß  sie  dort  auch  nicht 
„glücklicher“  sind.  Man  wird  im  letzten  Grunde  die  Nichtbefrie- 
digung tiefinnercr,  noch  nicht  bewußter  (immaterieller)  mensch- 
licher Bedürfnisse  als  die  Quelle  der  Wandersucht  der  Arbeiter 
ansehen  müssen.  Der  Arbeiter  selbst  giebt  ja  nur  äußere  Gründe 
I für  seinen  Wegzug  an.  Es  sind  das  zum  Teil  kleine  Abänderungen 

seines  Vertrages,  wie  sie  durch  die  veränderten  Betriebsverhältnisse 
dom  Arbeitgeber  aufgedrungen  werden,  z.  B.  Abschaffung  der 
(TÜnse,  Abschaffung  und  Veränderung  des  Drcschlohncs  bei  Ein- 
fülmung  der  Dampfdreschmaschine,  Einführung  der  Accordlöhnung, 

5 Beschränkung  der  Schaf-  oder  Kuhhaltung  u.  s.  w.  Aber  das 

l Sehnen  seelischen  Wachstums  ist  doch  die  eigentliche  Ursache  in 

j den  meisten  Fällen.  Auch  das  verfeinerte  Ehr-  und  Selbstgefühl 

i bietet  häufig  den  Anlaß  zum  Wegzug,  indem  heute  der  Arbeiter 

I an  kleinen  Vorkommnissen  zwischen  ihm  und  dem  Arbeitgeber 

I Anstoß  nimmt,  die  frülier  nicht  so  empfunden  und  beachtet 

I wurden. 

■ 

j Heinrich  von  Thünen  hat  in  seinem  „Isolierten  Staat“  den 

L bekannten  „Traum“  veröffentlicht,  in  dem  er  vor  nunmehr  So  Jahren 

^ als  einzigen  Angriffspunkt  zur  Hebung  des  I.ebensfusscs  des  Ar- 

L beiters  die  Verbesserung  seines  Schulunterrichts  bezeichnet.  Den- 

I selben  Weg  hat  Landesökonomierat  Koppe  in  der  wertvollen  kurzen 

\ Denkschrift : „D:is  ländliche  Gesindewesen“,  Berlin  1 850 (bei  G.Schade) 

I bezeichnet.  Wir  haben  heute  die  Wirkung  des  allgemeinen  Schul- 

l bcsuchs  durch  (jencrationen  vor  uns,  wir  haben  ferner  die  Wirkung 

I des  allgemeinen  Heeresdienstes,  dieser  waliren  Volkshochschule, 

I sowie  die  Erfolge  des  allgemeinen  Wahlrechts  — und  wenn  der  ein- 

\ zelne  Arbeiter  auch  heute  sich  ein  selbständiges  politisches  Urteil 


f noch  nicht  bilden  kann,  so  hat  die  Ausübung  des  Wahlrechts  mit 

£ dem  Drum  und  Dran  dennoch  auf  viele  Arbeiter  wie  ein  still 

i wachsendes  Entwickelungsferment  eingewirkt,  — wir  haben  außer- 

I dem  die  angcdcuteten  zahlreichen  Beziehungen  auch  des  stillsten 

£ Landwinkels  mit  dem  glänzenderen  und  inhaltreichcren  Leben  der 

\ großen  Städte:  da  dürfen  wir  uns  nun  nicht  wundern,  daß  all 

I diese  Einflüsse  auch  die  im  Menschen  des  vierten  Standes  schlum- 
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mernden  geistigen  und  seelischen  Keime  zum  Erwachen  und  zur 
weiteren  Entfaltung  gebracht  haben,  daß  diese  nun  nach  mehr 
Licht  und  Raum  sich  recken  und  einen  dunklen  Drang  nach  dieser 
Richtung  hin  als  unbewußte  Unzufriedenheit  und  Wandersucht 
bethätigen.  — Wenn  hier  wirklich  der  tiefste  der  Gründe  der  so 
viel  beklagten  Erscheinung  der  Landflucht  liegt,  so  ist  cs  klar, 
daß  die  meist  empfohlenen  Mittel  der  Ansiedelung  und  der 
Aufbesserung  der  materiellen  Lage  — wenigstens  allein  — ihr 
Ziel  nicht  erreichen  können,  sondern  man  wird  Wege  cinschlagen 
müssen,  wie  sie  der  „Ausschuß  für  Wohlfahrtspflege  auf  dem 
Lande“  und  seine  Zeitschrift  „Das  Land“  gewiesen  hat.  Man 
muß  folgerichtig  sein  und  die  Wirkung , welche  man  durch 
Volksschule,  Heeresdienst,  allgemeines  Wahlrecht  und  moderne 
Verkchrsverhältnisse  veranlaßt  hat,  nicht  ersticken  wollen, 
sondern  sie  pflegen  und  verständig  leiten  und  heilsam  weiter  ent- 
wickeln: es  ist  notwendig,  dem  Arbeiter  geistige  Nahrung  und 
Pflege  des  Gemüts  in  höherem  Grade  zu  teil  werden  zu  lassen. 
Eins  der  Anzeichen  dafür  ist  das  Lesebedürfnis  der  Landarbeiter, 
das  heute  ein  stärkeres  ist,  als  die  Arbeitgeber  meist  noch  meinen: 
In  Rchsau  hatten  einige  dahin  deutende  Beobachtungen  Anlaß  ge- 
geben zur  Begründung  einer  Volksbücherei,  die  dann  sehr  fleißig- 
benutzt wurde  und  bei  richtiger  Auswahl  der  Bücher  zweifellos 
eine  tiefgreifende  heilsame  Wirkung  ausüben  wird.  (Ueber  die 
(jründung  ist  einiges  berichtet  in  „Das  Land“,  Jahrgang  1897.) 
Es  wurden  auch  eine  Anzahl  Sonntagsblätter  und  ähnliche,  für  das 
l^cdürfnis  der  Arbeiter  geeignete  Wochenschriften  vorwiegend 
erbaulichen  Inhalts  verteilt,  und  sie  kamen  sichtlich  einem  Be- 
dürfnis entgegen.  Leider  fehlt  heute  noch  eine  für  Landarbeiter 
geschickt  geleitete  Zeitung,  etwa  Wochenschrift,  welche  in  klarer 
einfacher  Weise  auch  über  die  politischen  Vorgänge  die  Leser 
genügend  unterrichtete.  Es  müssen  dann  noch  jene  Anregungs- 
mittel hinzukommen,  welche  an  anderer  Stelle  angedeutet  sind. 

Wenn  hiergegen  von  praktischen  Landwirten  der  oft  zu 
hörende  Einwand  erhoben  werden  sollte:  Durch  eine  derartige 
Befriedigung  edlerer  menschlicher  Bedürfnisse  werden  die  Arbeiter 
anspruchsvoll,  sie  seien  so  schon  so  empfindlich  und  schwer  zu 
behandeln,  so  mögen  doch  einige  gewichtige  Zeugen  für  die  Not- 
wendigkeit einer  geistigen  Weiterentwickelung  der  Landarbeiter 
angeführt  werden.  Der  Landesökonomierat  Koppe  äußert  sich  in 
der  erwähnten  „Denkschrift“,  Berlin  1850;  Nach  Aufhebung  der 
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Hörigkeit  sei  nötig  „ein  neues  Band  der  Gesinnung,  die  sich  von 
der  einen  Seite  in  Anteil  und  Fürsorge,  von  der  anderen  in  Dank- 
barkeit und  Vertrauen  offenbart“  . . . „Keine  Wahrheit  wird  durch 
den  Augenschein  so  bewiesen,  als  die,  daß  landwirtschaftliche 
Unternehmungen  nur  durch  kräftige,  sorgfältig  verrichtete  Arbeit 
gedeihen  können,  und  daß  solche  Arbeit  nur  von  mutigen  und 
für  ihren  Beruf  vorgebildeten  und  zufriedenen  Leuten  dauernd  zu 
erlangen  ist.  Der  Vorteil  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  geht 
daher  Hand  in  Hand.  Die  ersteren,  als  die  vom  Schicksal  be- 
günstigten, müssen  ....  die  menschliche  Ausbildung  der  Arbeiter, 
sowie  ihre  Einübung  und  Anlernung  im  christlichen  Sinne  be- 
fördern . . . 

„Ist  das“  (Durchdrungensein  der  Arbeitgeber  von  der  Rich- 
tigkeit jener  Auffassung)  „nicht  der  Fall,  sind  sie  ohne  Menschen- 
liebe und  erwarten  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Arbeiter 
allein  durch  gesetzliche  Bestimmungen,  so  wird  niemals  ein  beide 

Teile  befriedigender  Zustand  herbeigeführt  werden“ Religion 

und  Sitte  müssen  wieder  zur  Geltung  kommen,  wenn  der  gesell- 
schaftliche Zustand  ein  behaglicher  werden  soll.  Das  Streben  im 
gewerblichen  Verkehr  nach  dem  höchstmöglichen  Gewinn  muß 
stets  in  den  Grenzen  bleiben,  die  die  Achtung  vor  der  sittlichen 
Würde  vorzeichnet  Nicht  die  Macht  des  Geldes  oder  richtiger 
des  Kapitals  ist  für  den  Menschen  verderblich,  sondern  die  Nicht- 
achtung des  Gebotes:  Liebe  deinen  Nächsten  als  dich  selbst!“ 

„Verfasser  hat  in  einem  langen  Leben  und  ausgebreitetc 
Verkehr  mit  Arbeitern  aller  Art  die  Erfahrung  gemacht,  daß  die 
Befolgung  jenes  Grundsatzes  den  richtigen  Weg  zu  einem  be- 
friedigenden Dasein  zeigt“,  und  an  anderer  Stelle  (S.  15): 
„auch  technische  Fortschritte  im  Ackerbau sind  undenk- 

bar, wenn  der  Zustand  der  Arbeiter  als  der  zahlreichsten  Klasse  der 
Landbewohner  unberücksichtigt  bleibt“.  — Und  wenn  der  Altmeister 
A.  Thaer  in  seinem  Leitfaden  der  landw.  Gewerbslehre,  Berlin 
1895,  S.  167  von  der  Intelligenz  urteilt,  sie  „werde  in  der  Wirk- 
lichkeit in  der  Landwirtschaft  meist  weniger  angetroffen,  als  in 
anderen  Berufsarten,  sei  aber  in  keiner  so  unbegrenzt 
in  ihrer  Anwendung“,  so  gilt  das  auch  im  vollen  Maße  vom 
landwirtschaftlichen  Arbeiter. 

Professor  THAER-Gießen,  der  Enkel,  sagt  in  seinem  1873 
veröffentlichten  Aufsatze  über  ländliche  Arbeiterwohnungen  (in  den 
Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen  bei  Hoi.tzendorff,  S.  7):  „Es 
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haben  muralische  Reflexionen  den  einseitigen  Kostenpunkt  etwas 
verschoben;  man  hat  erkannt,  daß  Bildung  des  Arbeiters  seine 
Leitung  nicht  erschwert,  sondern  erleichtert“,  ferner  in  seinem 
„System  der  Landwirtschaft“,  S.  394:  „Selbst  die  scheinbar  me- 
chanischsten Arbeiten  im  Landbau  verlangen  Uebung  und  Nach- 
denken“. 

Daß  die  hierzu  notwendige  Aufwärtsentwickelung  des  Land- 
arbeiters im  Rahmen  des  Instverhältnisses  unmöglich  sein  sollte,  ist 
schwer  verständlich.  — Und  wenn  Dr.  Kaerger  bezüglich  des  von 
ihm  als  beste  Form  vorgeschlagenen  Pachtverhältnisses  ausführt, 
daß  dieses  dann  die  Arbeiter  seßhaft  machen  werde,  „wenn  in  ihre 
Herzen  Zufriedenheit  und  Freude  am  Leben  einkehren  wird“,  so 
giebt  er  doch  zu,  es  sei  mit  der  Form  allein  noch  nicht  gethan,  „son- 
dern es  müsse  der  gute  Wille  von  seiten  des  Gutsherrn  herrschen, 
seinen  Arbeiter-Pächtern  das  Dasein  so  freundlich  wie  nur  irgend 
möglich  zu  gestalten  , . .“  Dem  kann  aber  nur  hinzugefügt  wer- 
den, daß  genau  dasselbe  von  dem  Instverhältnis  gesagt  werden 
darf,  das,  in  solchem  Sinne  gehandhabt,  wenigstens  in  dem 
größten  Teile  des  östlichen  Deutschlands  noch  für  Jahrzehnte 
die  zweckmäßigste  Arbeiterverfassung  sein  wird ; denn  cs 
würde  in  dortiger  Gegend  das  Pachtverhältnis  den  erheblichen 
Nachteil  gegenüber  dem  Instverhältnis  haben,  daß  der  Pacht- 
arbeiter die  Naturalien  sich  selbst  durchschnittlich  teurer  produzieren 
würde,  als  sie  ihm  in  der  Naturallöhnung  angerechnet  sind.  Auch 
ist  Kaerger  selbst  in  der  Beseitigung  des  Instverhältnisses,  dessen 
C'haractcristicum  er  in  dem  Scharwerkertum  erkennt,  nicht  kon- 
sequent; — denn  er  stellt  in  Punkt  7,  „Regelung  der  Arbeits- 
pflichten und  der  Löhnung“,  die  P'orderung,  daß  die  Hofgängcr- 
pflicht  wcgbliebc,  daß  aber  doch  wieder  die  Kinder  bis  zum  iq 
bezw.  20.  Jahre  zur  Gutsarbeit  verpflichtet  w(;rden  sollten.  Auch 
die  P'raii  soll  im  allgemeinen  für  sich  arbeiten,  aber  doch  wieder 
unter  Umständen  gezwungen  sein,  zur  Gutsarbeit  zu  kommen ; 
und  wenn  er  die  von  ihm  vorgeschlagenc  Form  der  Arbeiter- 
pacht als  „die  denkbar  strengste  Naturalwirtschaft  im  Gewände 
moderner  Rechtsform  und  modernen  Kredit  Verkehrs“  bezeichnet, 
so  wird  insofeni  diese  Arbeiterv^erfassung  den  modernen  An- 
sprüchen nicht  gerecht,  als  i)  dem  Grundsätze  der  Teilung  der 
Arbeit  weniger  entsprochen  wird  (der  Arbeitgeber  sollte  die 
l.eitung  der  Produktion  in  der  Hand  haben,  der  Arbeitnehmer 
sich  auf  die  Entwickelung  seiner  persönlichen  Arbeitsgeschick- 
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lichkeit  spezialisieren),  und  als  2)  damit  die  Intelligenz  als  wirk- 
samster Produktionsfaktor  der  Landwirtschaft  gehemmt  wird.  Wenn 
schließlich  Kaerger  die  Frage  auf  des  Messers  Schneide  stellt 
mit  dem  Ausdruck:  „Hie  Rentengut  und  Massivbau  — , hie  Heuer- 
ling und  Lehmfachwerk“,  so  mag  diese  Alternative  für  manche 
Gegenden  von  Deutschland  vielleicht  richtig  gestellt  sein;  wenn 
man  aber  für  ganz  Deutschland  die  Arbeiterfrage  besprechen  will, 
so  wird  man  genöthigt  sein,  wenigstens  als  drittes  „Hie  Instmann“ 
hinzuzufügen,  und  für  solche  Verhältnisse,  wie  sie  auf  dem  ge- 
schilderten Gute  liegen,  ist  heute  kein  zwingender  Grund  vor- 
handen, das  bewährte  Instmannsverhältnis  zu  verwerfen. 

Ob  es  später  einmal  notwendig  sein  wird,  die  größeren  Güter 
zum  Teil  in  Dörfer  zu  verwandeln,  das  kann  kaum  einen  Einfluß 
auf  die  jetzigen  Entschließungen  des  Einzelnen  haben;  jedenfalls 
war  hier  nur  Gegenwartsaufgabc  zu  lösen.  Mag  es  für  die  I^nd- 
arbeiter  der  Dorf  bauern  ratsam  sein,  daß  sie  Grundeigentum  be- 
sitzen. für  die  Gu  tsarbeiter  ist  es  heute  meist  noch  am  richtigsten, 
das  Instverhältnis  beizubchalten.  Allerdings  muß  aber  dabei  die 
bewährte  Form  mit  einem  neuen  Geist  erfüllt  werden,  der  nicht 
nur  geschäftlich  sein  darf. 


Schlußbetrachtung. 

So  ist  bei  der  Betrachtung  der  Arbeiterverhältnisse  eines 
einzelnen  Gutes  die  ganze  ländliche  Arbeiterfrage  in  ihrer 
Vielseitigkeit  aufgerollt.  Die  mannigfaltigen  Beziehungen  des 
modernen  Verkehrslebens  verknüpfen  auch  das  weltferne  Gut 
durch  zahlreiche  Fäden  mit  den  entwickelteren  Arbeiterverhält- 
nissen des  Westens,  und  so  ist  es  natürlich,  daß  die  Not  eines 
Gutes  nicht  recht  bekärnj^ft  werden  kann,  ohne  die  verschieden- 
sten Beziehungen  zu  berühren.  Es  hat  sich  insbesondere  gezeigt, 
daß  zur  Lösung  der  Arbeiterfrage  die  Arbeitgeber  große  materielle 
Aufwendungen  nicht  werden  zu  machen  brauchen,  daß  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  Zukunft  eine  höhere  immaterielle,  ethische 
Leistung  von  dem  Arbeitgeber  fordert,  die  allerdings  von  ihm 
nicht  ohne  Mithilfe  des  Staates  erfüllt  werden  kann.  Es  hat  sich 
ergeben,  daß  die  unwägbaren  Momente  in  der  Lebensgestaltung 
des  Arbeiters  heute  ganz  besonders  Berücksichtigung  verlangen. 

Zu  demselben  Hauptergebnis  leitet  von  einem  anderen  Aus- 
gangspunkte auch  folgende  Gedankenreihe  hin: 
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Als  H.  Semmler  die  landwirtschaftliche  Konkurrenz  Nord- 
amerikas auf  ihre  Ursachen  hin  untersuchte,  machte  er  nach- 
drücklich auf  den  Vorsprung’  aufmerksam,  den  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  in  Amerika  in  ihren  Leistungen  gegen  die  unsren 
dadurch  hätten,  daß  sie  im  allgemeinen  weit  zweckmäßigere,  vor 
cillem  leichtere  Handgeräte  verwendeten,  und  auch  sonst  ist  mehr- 
fach der  Gedanke  ausgeführt,  ein  wie  erhebliches  Mehr  an  Arbeits- 
leistung völlig  fruchtlos  aufgewendet  werden  muß,  wenn  z.  B.  ein 
Arbeiter  eine  um  ein  halbes  Kilo  schwerere  Mistgabel  den  ganzen 
Tag  über  in  Benutzung  hat,  als  ein  anderer. 

Ein  ähnlicher  Gedanke  führt  zu  der  Würdigung  des  inten- 
siveren und  angestrengteren  Arbeitens  gegenüber  dem  extensiven 
schlafferen.  Wenn  man  eine  Reihe  Sensenmäher  beobachtet,  so 
wird  man  immer  einzelne  darunter  finden,  welche  ein  sehr  breites, 
andere,  welche  ein  sehr  schmales  Schwad  nehmen ; cs  kommt  vor, 
daß  in  extremen  Fällen  der  eine  Mann  nur  halb  so  breit,  als  der 
andere  mälit.  Wie  verhält  sich  nun  — physiologisch  betrachtet 
— der  Aufwand  von  Arbeit  in  den  beiden  Menschenkörpern?  Die- 
jenige Arbeit,  welche  die  gebückte  Haltung,  das  Tragen  der  Sense 
und  das  Fortbewegen  des  eigenen  Körpers  bedingt,  ist  bei  beiden 
dieselbe;  nur  diejenigen  Arbeitseinheiten,  welche  nötig  sind,  um 
den  trennenden  Schnitt  durch  die  Halme  zu  führen,  die  Festigkeit 
der  Gewebe  zu  überwinden  und  die  Halme  zusammenzuschieben, 
ist  bei  dem  fleißigeren  Mann  doppelt  so  hoch  wie  bei  dem  trägen. 
Der  Gesamtaufwand  der  Arbeitseinheiten,  damit  auch  das  Nahrungs- 
bedürfnis, ist  jedoch  nicht  doppelt  so  hoch,  sondern  vielleicht  nur 
ein  Drittel  oder  ein  Viertel  größer  bei  dem  Arbeiter,  der  das 
Doppelte  geleistet  hat.  Die  gleiche  Beobachtung  kann  man  beim 
Flegeldrusch  machen.  Ein  emsiger  und  gewissenhafter  Drescher 
kann  mit  demselben  Flegel  zu  gleicher  Zeit  das  doppelte  Gewicht 
an  Getreide  ausdreschen,  wie  ein  anderer,  dadurch,  daß  er  den 
Klöppel  des  Flegels  mit  festerem  Druck  auf  die  Getreideschüttung 
niederfahren  läßt.  Auch  hier  ist  bei  beiden  Arbeitern  der  größte 
Teil  der  Arbeit,  welche  in  den  verschiedenen  anderen  Momenten 
der  Dreschbewegung  liegt,  die  gleiche,  nur  in  dem  kraftvollen 
Herabziehen  des  Flegels  leistet  der  fleißigere  ein  Mehr,  das  sich 
in  so  hoher  Weise  bezahlt  macht. 

Diese  Ueberlegungen  wird  sich  ja  der  Arbeiter  nicht  gedanken- 
mäßig machen , wohl  aber  empfindet  er  es  sehr  deutlich , und 
erfährt  es,  wie  es  möglich  ist,  daß  bei  Accordarbeiten  der  eine 
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Mann  nicht  bloß  das  Doppelte,  sondern  vielleicht  gar  das  Drei- 
fache gegenüber  einem  anderen  verdienen  kann,  ohne  seinem 
Körper  Schaden  zu  thun. 

Wie  der  Ernährungsphysiologe  für  theoretische  Betrachtungen 
wohl  Erhaltungsnahrung  und  Produktionsnahrung  trennt,  so  könnte 
man  bei  der  leiblichen  Arbeitsbethätigung  des  Menschen  unter- 
scheiden zwischen  „innerer  oder  Hilfs-Arbeit“,  die  die  Glieder  des 


Körpers  und  diesen  selbst  in  die  für  die  Arbeitsleistung  nötige  Stellung 
bringt,  und  zwischen  „äußerer  oder  Nutz- Arbeit“,  die  sich  in  der  Orts- 
und Formenänderung  des  Arbeitsstoffes  sichtbar  und  nutzbar  macht. 
Einleuchtender  erscheint  diese  Trennung  z.  B.  noch  beim  Tragen 
von  Lasten,  etwa  dem  Hinaufschaffen  des  Erdrusches  auf  den 
Speicher  am  Wochenschluß:  ein  Arbeiter,  der  25  kg  Erbsen  trägt, 
muß  dieselbe  Innenarbeit  {Hilfsarbeit)  machen  wie  ein  anderer  mit 
50  oder  gar  75  kg  auf  dem  Nacken,  schafft  jedoch  nur  die  Hälfte 
oder  ein  Drittel  des  Arbeitserfolges  von  diesem.  Allerdings  ward 
bei  weiterer  Belastung  dann  ein  Punkt  kommen,  wo  die  I^st  die 
Körperkräfte  über  Gebühr  anstrengt  und  schädigt.  Es  ist  also  die 
Steigerung  der  Arbeitsleistung  durch  intensiveres  Anspannen  nicht 
unbegrenzt,  sondern  findet  in  der  physiologischen  Natur  des 
menschlichen  Leibes  bestimmte  Schranken,  indem  nach  einem 
Optimum  der  Intensität  eine  weitere  Steigerung  derselben  im  Ver- 
hältnis zum  Arbeitsaufwande  weniger  wirksam,  schließlich  unlohnend 
und  endlich  verderblich,  weil  die  Gesundheit  störend,  wird.  Diese 
Grenzen  selbst  aber  sind  nicht  nur  bei  ganzen  Volksschlägen  ver- 
schieden, sondern  auch  von  Generation  zu  Generation , sowie 
selbst  in  dem  Einzelwesen  merklich  verschiebbar  durch  Gewöh- 
nung, rechtes  Erlernen,  gute  Aufsicht,  Hebung  der  Geistes-  und 
Willenskräfte  u.  s.  w.;  in  augenfälliger  Weise  zeigt  das  z.  B.  die 
Wirksamkeit  des  „Drills“  bei  der  militärischen  Ausbildung.  Auf 
diesem  Wege  kann  der  Volkswohlstand  in  ganz  außerordentlichem 
Maße  noch  gesteigert  werden ; indem  die  Bethätigung  der  körper- 
lich arbeitenden  Menschen  eine  angespanntere  wird,  kann  durch 
einen  geringen  Mehraufwand  an  Nahrung,  nicht  einmal  an  Lebens- 
kraft, eine  sehr  erhebliche  Mehrleistung  und  zwar  ohne  Schädigung 
anderer  erzielt  werden.  Faßt  man  die  einzelnen  Arbeiter  ins  Auge, 
so  müssen  die  meisten  von  ihnen  erst  dazu  erzogen  werden,  daß 
sie  das  richtige  Maß  der  Arbeit  finden  lernen  und  es  zu  üben 
Lust  haben.  Hier  treten  also  die  immateriellen  Kräfte  in  Wirk- 
samkeit und  werden  wirtschaftlich  greifbar  lohnend:  die  Pflicht- 
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treue,  der  praktische  Verstand,  die  Selbstzucht,  erweisen  sich  als 
wirtschaftlich  wichtig-er,  denn  die  gewaltigen  Glieder  und  hohen 
physischen  Kräfte.  Die  Vorbereitung  zum  rechten  Arbeitenkönnen 
ist  eine  doppelte: 

1)  bessere  köqjerliche  Ernährung  und  Ausbildung, 

2)  bessere  Schulung  der  Geistes-  und  Charakterkräftc. 

Es  ist  eine  nicht  seltene  Erscheinung,  daß  Arbeiter  auf  etwas 
niederer  Kulturstufe,  wenn  sie  sich  erst  einmal  zu  der  Lohnform 
der  Stück-  oder  Verdinglöhnung  (Accord)  verstanden  haben  und  nun 
höhere  Einnahmen  erzielen,  von  einer  gewissen  Gier  nach  hohen 
rageserträgen  gepackt  werden  und  ihre  Arbeitsleistung  über  ihre 
Kräfte  anspannen,  wobei  sie  dann  zur  Uebertäubung  der  Mah- 
nungen des  gesunden  Ermüdungsgefühls  meist  des  anregen- 
den Alkohols  sich  bedienen.  Sie  pflegen  nach  nicht  langer  Zeit 
an  dem  Ilcnibkommen  ihres  Kräftezustandes  den  Erfolg  ihres 
Mißbrauchs  der  Accordarbeit  zu  spüren  und  sind  dann  leicht  ge- 
neigt, das  Kind  mit  dem  Bade  auszuschütten  und  die  Accord- 
löhnung  gänzlich  abzulchnen  mit  dem  bekannten  Schlagworte ; 
„Accord  ist  des  Leibes  Mord  !“  Erst  eine  höhere  innere  Entwickelung 
der  Selbstzucht  wird  sie  das  rechte  Maß  finden  lassen,  um  ohne 
Schaden  und  mit  hohem  Nutzen  für  sich  selbst  und  für  die  Allgemein- 
heit den  zulässigen  (irad  der  Anspannung  ihrer  Kräfte  zu  treffen. 

Zur  Hebung  und  Erziehung  des  Landarbeiters  in  obigem  Sinne 
kann  der  Arbeitgeber  auf  folgende  Weise  beitragen: 

1)  Es  soll  eine  gut  ausreichende  Löhnung  mit  einem  vollauf 
genügenden  Anteil  an  eigenen  Gutserzeugnissen  gegeben  werden. 
Es  ist  die  Erzichcqjfliclit  des  Gutsherrn,  dabei  schon  durch  die 
Zusammensetzung  aus  den  verschiedenen  Getreidearten  auf  ge- 
nügend kräftige,  besonders  eiweißreiche  Nahrung  hinzulciten. 

2)  Um  die  hcranwachsendcn  Arbeiter  zur  völligen  Beherr- 
schung ihrer  Glieder,  Gewandtheit  und  Ixistungsfähigkeit  heran- 
zubilden, sollte  auf  Turnunterricht,  auf  Jugendspicle,  Arbcitcn- 
Icrnen  und  auf  Handfertigkeitsunterricht  hingewirkt  werden. 

3)  Nach  beendetem  Schulbesuch  ist  ein  Auffnschen  und  Fort- 
bilden des  Erlernten  in  winterlichem  Fortbildungs-  und  Hand- 
fertigkeitsunterricht und  in  sommerlichen  Jugondspielcn  u.  s.  w.  im 
Freien  zu  entwickeln.  Bei  diesen  Veranstaltungen  wird  auf  die 
heranwachsenden  Arbeiter  beiderlei  Gcschlet'hts  gerade  nach  der 
Richtung  eingewirkt  werden , ihnen  die  Freudigkeit  in  ihrer 
Lebenslage  und  die  Lust  an  ihrer  Arbeit  wach  zu  halten. 
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4)  Es  muß  für  edle  und  angemessene  Vergnügungen  in  ge- 
eigneten Zwischenräumen  während  des  Jahres  gesorgt  werden. 
Dahin  gehören  Bewahren  und  Weiterbilden  der  Ernte- und  Volks- 
feste, Sommer-  und  Kinderfeste  und  Weihnachtsfeiern  sowie  harm- 
loser Tanzbelustigungen,  denen  Unterhaltungsabende  belehrenden, 
unterhaltenden  und  erbauenden  Charakters  hinzugefügt  werden 
müssen,  die  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  möglichst  gemeinsam 
zu  besuchen  sind.  Auch  für  Lesestoff  für  die  Winterabende  ist 
zu  sorgen. 

5)  Der  Arbeitgeber  muß  die  richtige  persönliche  Stellung  zu 
den  Leuten  gewinnen,  sie  innerlich  achten  und  würdigen  und  ein 
Herz  für  ilir  Ergehen  und  Weiterkommen  haben. 

6)  Für  den  Winter  ist  ausreichende  und  gleichmäßige  Arbeits- 
gelegenheit zu  schaffen,  wenn  nötig  durch  allmähliche  Einführung 
einer  geeigneten  Hausarbeit.  Dabei  ist  in  erster  Linie  das  Hauswerk 
für  den  eigenen  Bedarf  zu  kräftigen  (Flachsbau,  Schafhaltung). 

7)  Die  Hebung  des  Lebensfußes  besonders  bezüglich  Rein- 
lichkeit, gesundheitsgemäße  und  dem  Schönheitsgefühl  genügende 
Gestaltung  der  ganzen  Lebensumgebung  (Gemeindeschwestern). 
Man  wird  dazu  einen  gewissen  Ehrgeiz  maßvoll  benutzen  im  Wett- 
bew^erb  bezüglich  der  Kleidung  in  selbstgefertigten  Stoffen,  Zweck- 
mäßigheit  ihres  Schnittes,  Reinlichkeit  und  Behaglichkeit  des 
Hausinnern,  Reinheit  der  Felder  und  geschmackvolle  Haltung 
des  Gartens  u.  s.  w. 

8)  Eine  möglichst  vollkommene  Wirtschaftsdirektion  mit 
durchdachter,  zur  richtigen  Anspannung  erziehender  Anstellung 
der  Arbeiter  ist  bei  dem  allen  eine  wesentliche  Voraussetzung. 
Denn  die  Intensivierung  der  landwirtschaftlichen  Handarbeit  hat 
sich  nicht  nur  auf  die  Höhe  der  Muskelanspannung  überhaupt, 
sondern  besonders  auch  auf  die  zielstrebige  Abmessung  jeder 
Einzelverrichtung  nach  Stärke  und  Richtung  zu  erstrecken  (Quali- 
tätsarbeit). 

Was  es  bedeutete,  w^enn  man  so  die  ländlichen  Arbeitskräfte 
es  sind  ja  etwa  5 Millionen  gegen w'ärtig  im  Deutschen 
Reiche  — in  ihren  Leistungen  um  einige  Hundertteile  heben 
könnte,  braucht  hier  nicht  näher  ausgeführt  zu  w^erden;  bei  2 v.  H. 
bei  einem  Leistungswerte  eines  Arbeiters  von  500  M.  handelte  es 
sich  schon  um  44  Mill.  M.  Wert  jährlich. 
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